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Porwort. 


Nachdem feit der Herausgabe des Ergaͤnzungs-Bands zum Negierungs- 
Dlatt im Jahr 1838 von ben Minifterien und anderen höheren Behörden wies 
derum eine Reihe von Verfügungen erlafien worben find, welche Beſtimmungen 
enthalten, nad denen ſich die Staatdangehörigen im Ganzen, ober einzelne 
Klafien derfelben zu richten haben, oder in welchen gegen nachgefeste Behörden 
Rechtsanfihten auögefprochen werden, haben Seine Königlihe Majeftät 
aud Anlaß einer Bitte der Kammer der Abgeorbnneten, nach Vernehmung fämmt- 
licher Minifterien, durch höchfte Entichliefung vom 31. Januar 1850 zu verfügen 
gerubt, daß mit der in jenem Ergänzung» Bande begonnenen Bekanntmachung 
folher Verfügungen fortgefahren werbe. 

Zur Vollziehung dieſer höchſten Anordnung ift eine weitere Sammlung 
der Verfügungen der erwähnten Art veranftaltet worden, welche im gegenwärtis 
gen zweiten Ergänzungd: Band zum NRegierungs- Blatt veröffentlicht 
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wird. Derfelbe fchließt fih ganz an die erſte Sammlung an, und es find na- 
mentlich auch in Beziehung auf die innere Anordnung die gleichen Grundfäse 
wie bei biefer befolgt worben. 


Die Sammlung zerfällt in fünf Abfchnitte mit entiprechenden Unterabthei— 
lungen; ber Inhalt ift folgender: 


Erfter Abfchnitt. 


Verfügungen des Juſtiz-Departements. 


I. Verfügungen, welche ſich auf mehrere Hauptfächer der Rechtspflege 
zugleich beziehen, ©. 1—6. 
U. Verfügungen, welche nur eines ber Hauptfächer der Rechtspflege zum 
Gegenitande haben: 
A. Berfügungen über Gegenitände der Strafrechtöpflege, S. 6— 24. 
B. Verfügungen über Gegenitände der bürgerlichen Mechtöpflege, 
S. 24—51 und S. 520. 
- ©; Berfügungen in Ehefahen, S. 51657. 
D. Berfügungen über Gegenftände ber nicht ftreitigen @erichts- 
barkeit, S. 58—92. 


| Zweiter Abſchnitt. 
Werfügungen des Miniſteriums bed Innern, S. 93-208. 
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— Dritter Abſchnitt. 


Verfügungen des Departements des Kirchen— und Schulweſens: 


I. des K. Miniſteriums des Kirchen- und Schulweſens, S. 206222. 
II. des K. evangeliſchen Conſiſtoriums, S. 223—24l. 
III. des K. katholiſchen KirchenrathsS. 242— 247. 
IV. des K. Studienraths, S. 2418260. 


Vierter Abſchnitt. 
Verfügungen des Departements des Kriegsweſens. 


(Des K. Kriegsminiſteriums, des K. Oberkriegsgerichts und Oberrekrutirungs⸗ 
raths) S. 261—336. 


Fünfter Abſchnitt. 


Verfügungen des Departements der Finanzen. 


1. Verwaltung ber Domänen und Regalien: 


A. Berfügungen in Betreff der Staatögüter und in Baufachen, S. 337 — 348. 
B. Berfügungen in Betreff ber Zebenten, Lehen- und Zindgüter, S.349— 351. 
O. Berfügungen in Betreff des Korft: und Jagdweſens 
a) Verfügungen in Betreff der Forſt- und Zagbverwaltung im All 
gemeinen, ©. 352-—369. 
b) Verfügungen in Flößereifachen und in Betreff des Waſſerregals, 
S. 369—383. 
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c) Verfügungen in Sachen ber Forſtſtraf⸗Rechtspflege und ber pri⸗ 
vatrechtlichen Verhältniffe der Forſtverwaltung, S · 383—397. 
D. Verfügungen in Betreff des Berg: und Salzregald, S. 398— 408. 
E. Berfügungen in Eifenbahnfadhen, S. 404—451. 


II. Verfügungen, welche fi) auf bie Steuerverwaltung beziehen. 
A. Directe Steuern: 


a) Grund⸗, Gebäube- und Gewerbe» Steuer, S. 451—452. 
b) Kapital- und Eintommend- Steuer, S. 462—459. 
B. Indirecte Steuern: 
a) Accife, ©. 459—464. 
b) Auflage auf die Hunde, S. 464—467. 
ce) Wirthſchafts⸗Abgaben, S. 467—517. 
d) Sporteln, S. 517—520. 


Bon dem K. Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten find feine Ver⸗ 
fügungen erlaffen worden, welche fih zu ähnlicher Bekanntmachung geeignet hätten. 


Stuttgart im Mai 1852. 


Erfter Abfchnitt. 
Perfügungen des Suftiz- Departements. 





1. VBerfügungen, welche fich auf mehrere Sauptfächer der Nechts: 
pflege zugleich beziehen, 


1) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an die vier Kreisgerihtshöfe 
vom 18. März 1834, 


betreffend. die für die Oberamtsgerichte auszuftellenden mebicinifhen Gutachten. 


Nach einer Mittheilung des K. Minifterium des Innern vom 13. d. M. hat das K. 
Medieinal- Collegium die Anzeige gemacht, wie ſchon öfter einzelne Bezirksgerichte über den 
Sinn neuerer, nicht von dem gedachten Medicinal- Collegium erlaffener Verordnungen und 
über die Beurtheilung einzelner, bei ihnen anhängiger Streitigkeiten fi deſſen Gutachten 
erbeten haben. 

Da jedoch nah dem deutlichen Inhalte des $. 2 der Verordnung vom 6. Juni 1818, 
betreffend den Gefchäftsfreis des K. Medicinal- Collegiums (Reg.Blatt ©. 313) daffelbe 
nur die Dbliegenheit hat, ſowohl das K. Diinifterium des Innern und die Kreisregierungen, 
als auch die übrigen Minifterien fammt den denfelben untergeordneten höheren Gerichtshöfen 
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und Collegien in Medicinal » Angelegenheiten durch wiffenfchaftlihe Gutachten zu berathen; 
wogegen dur den Art. 3 des Gefeges vom 17. Juli 1824, betreffend die Uebernahme der 
Gehalte öffentlicher Aerzte auf die Staatsfaffe (Reg.Blatt ©. 536), die Unterftügung der 
Bezirköftellen ausprüdlich dem Dberamtsarzte als öffentlihem Gefundpeitsbeamten übertragen 
worden, und da deshalb das K. Medicinal-Collegium von dem K. Minifterium des Innern 
angewieſen worden ift, dergleichen Anfinnen Fünftig unter allen Umftänden abzumeifen ; fo 
wird ſolches dem Gerichtshof Behufs weiterer Befanntmahung an die Oberamtsgerichte zu 
deren Nachachtung hiemit zu erfennen gegeben. 


2) Erlaß des R. Zuftizminifteriums an den 8. Gerichtshof in — 
vom 22. Februar 1837, 


betreffend: die Stimmführung der bei einigen Oberamtsgerihten angeftellten zweiten Aftuare und bie 
fonftigen Verhältniſſe derfelben. 

Auf den Beriht vom 29. December v. J. in Betreff der Anfrage des K. Oberamts- 
gerihts — über die Stimmführung der bei einigen Dberamtsgerichten angeftellten zweiten 
Altuare und deren fonftige Verhältniffe, wird dem Gerichtohofe Nachſtebendes zu erfennen 
gegeben : 

Zuvörderſt ift über die erhobenen Zweifel im Allgemeinen zu bemerfen, daß bei der 
für nothwendig erachteten Vermehrung des Perfonals der befragten Gerichte, durch Anftellung 
zweier Aftuare bei denfelben, vie Abfiht keineswegs dahin gegangen, bem einen biefer 
Diener eine andere Stellung anzumweifen, als dem andern, vielmehr wurden lediglich für die 
Verrichtungen, zu deren Berfehung ein Beamter nicht mehr hinreichte, deren zwei beftellt, 
oder mit andern Worten: das Gerichts-Aftuariat wurde doppelt beſetzt, fo daß die einzelnen, 
mit demfelben verbundenen Funktionen von jedem der Aktuare allein und von beiden zugleich 
verfehen werden Fönnen. 

Diefes Verhältniß vorausgefegt, ergibt fih aus der Natur deffelben, fo wie aus den 
bei Collegien überhaupt in Anwendung fommenden Grundfägen und aus der Analogie der 
Borfgriften der Juſtiznovelle hinfihtlih der Gerichtsbeifiger die Beantwortung der aufge- 
worfenen befonderen Fragen von felbft. 

Namentlih erfheint hienach 
zu 1) die gleichzeitige Beiziebung beider Aktuare in Fälfen, wo ein vollftändig befegtes 


Gericht erfordert wird, nicht ale unumgänglich nothwendig, wiewohl ſolche zumal bei wich⸗ 
tigeren Entſcheidungen nur erwünfcht feyn kann, und daher hierauf Bedacht zu nehmen feyn 
wird, fo weit bie anderweiten Gefhäfte des Gerichts ſolches geftatten. 

Wenn aber letzteres nicht der Fall if, fo muß es 

2) allerdings, fofern ſich dießfalls ein regelmäßiger Turnus nicht wohl wird durchführen 
laffen, dem pflihtmäßigen, durch das Intereſſe des Dienftes überhaupt geleiteten Ermeffen 
des Gerihtsvorftandes überlaffen bleiben, für. jede einzelne Gerichtsfigung zu beflimmen, 
welcher der Aktuare folher anzumwohnen habe, ohne daß in diefer Hinfiht das Dienftalter 
derfelben unter fih einen Unterſchied zu begründen vermöchte. Nur wird biebei jedenfalls 
ſtets die Rüdficht zu beobachten feyn, daß nach Unalogie ver dießfalls hinfichtlich der Gerichts: 
beifiger beſtehenden Vorſchrift des $. 11 der Juſtiznovelle, deren Gründe hier nod in ver- 
ftärktem Maaße eintreten, derjenige Altuar, welcher an der Inſtruktion eines Prozeffes Theil 
genommen oder ſolche fogar geleitet hat, ro möglich immer aud der Fällung des Erfennt- 
niffes ꝛc. in derfelben Sade beimohne. Daß aber 

zu 3) beiven Aftuaren, im Falle ihrer gleichzeitigen Anweſenheit ein gleiches Stimms 
recht, wie den ſämmtlichen erfdienenen Gerichtsbeifigern zuftehe, iſt nicht weniger in der 
Analogie des $. 10 ver Juftiznovelle als in der Natur ter Sache begründet. 

Zu 4) In Fällen ver gefeglihen Verhinderung des Gerichtsvorflandes, wo, in Er- 
manglung einer anderweiten höheren Beflimmung über die Beftellung der Amtsverweferei, 
der dem Dienftalter nach dem andern vorgehende Gerihtsaftuar die Stelle des Dberamtd- 
richters zu vertreten hat, kann von der Zuziehung des Gerichtsnotars, als gefeglichen Stell 
vertreterd des Aktuars, nur dann die Rede feyn, wenn auch der jüngere Gerichtsaftuar ge— 
feglich verhindert if, indem der Gerichtsnotar überhaupt immer nur einzutreten bat, wenn 
es an einem wirklichen Gerichtsaftuar oder Aftuariatsvermwefer gänzlich fehlt. 

Endlich wäre 

zu 5) ein Zweifel darüber, ob der bloße Amtsverwefer des älteren, dem jüngeren befi« 
nitiv angeftellten Aftuar, oder diefer dem erflern vorgehe, nur dann denkbar, wenn es fid 
bei den doppelt befegten Aftuariaten von zwei verſchiedenen Aemtern mit verſchiedenen Attri- 
buten handelte. Da aber viefes ganz nicht der Fall ift, vielmehr beide Aftuare im Allge- 
meinen mit gleichen Nechten und Verpflichtungen angeftellt find, fo verfteht es fih aud von 
ſelbſt, daß in jeder Hinficht je der ältere Aktuar dem jüngeren, der definitiv angeftellte dem 
bloßen Amtsvermwefer vorgeht; vorbehaͤltlich jedod des Rechts der Oberaufſichtsbehörde, nach 
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Befinden den jüngeren flatt des älteren Aktuars zum Amtsverwefer des Gerichtsvorftandes 
zu beflimmen. 

Nachdem fih nun das K. Obertribunal mit der vorftehenden Beantwortung der auf- 
gewworfenen Fragen einverftanden erflärt hat, fo erhält der Gerichtshof den Auftrag, das 
DOberamtsgeriht — demgemäß zu befcheiven. 


3) Erlaß des Eivilfenats des K. Dbertribunals an die Civilfenate 
der Kreisgerihtshöfe vom 6. Februar 1841, 
betreffend: die Nichtanwendung des Jurisbictionsvertrags zwifchen Württemberg und Baiern auf bie 
Rheinpfalz. 

Aus Gelegenheit einer Requiſition des Generalſtaatsprokurators bei dem K. Baieriſchen 
Appellationsgerichte der Pfalz um Ladung eines dieſſeitigen Unterthanen als Beklagten vor 
das Handelsgericht in Landau hat ſich ergeben, daß der zwiſchen den Kronen Württemberg 
und Baiern abgeſchloſſene Jurisdictionsvertrag vom 31. Auguſt 1821*) in der Rheinpfalz 
nicht publicirt worden iſt, und daß er von der K. Baieriſchen Staatsregierung als auf die 
Rheinpfalz noch nicht ausgedehnt angefeben wird, daß auch zunächſt nur eine geringe Hoff- 
nung vorhanden ift, eine Abänderung dieſes DVerhältniffes zu bewirken. 

Da nun anzunehmen if, daß die dieffeitigen Gerichte diefe in der Faſſung des gedach— 
ten Jurisdictionsvertrags Feineswegs Tiegende Beſchraͤnkung deffelben nicht Fennen, fo hat 
das K. Juftizminifterium für angemeffen erachtet, hievon diefelben mit der Erinnerung in 
Kenntniß zu fegen, daß fie auch ihrerfeits den erwähnten Jurisdictionsvertrag zunächſt auf 
die Rheinpfalz nicht anwenpbar betrachten und ſich hiernad in vorfommenden Fällen benehmen. 

Aus Auftrag des K. Juftizminifteriums wird foldes dem Senate zur Nachricht und 
Nachachtung eröffnet. 


4) Erlaß des K. Juftizminifteriums an das K. Obertribunal und 
die Gerihtshöfe vom 10. December 1842, 
betreffend: die Vorſchrift wegen ausſchließlicher Bemeffung der Gelbftrafen nach Gulden und Kreuzern. 


Unter dem 23. v. M. haben Seine Königliche Majeſtät fimmtliden Minifterien 
den Befehl zu ertheilen geruht, in Betracht, daß feit Auflöfung des deutſchen Reiche der 


) Im Reg.Blatt von 1821, ©. 647, 
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Reichethafer a1 fl. 30 fr. auch als ideelle Münze eigentlich nicht mehr beftehe, die Einleitung 
dahin zu treffen, daß bie von den Behörden anzufegenden Geloftrafen Fünftig ohne Aus— 
nahme nicht mehr in Reichsthalern, fondern in Gulden und Kreuzern, als den jegt in 
Württemberg beftehenden Münzforten ausgedrüdt werden. 

Da nun bei den Gerichten zur Zeit wenigftens die in ivilfachen, fo wie Im Discipli» 
narwege anzufeßenden Geloftrafen meift nad Thalern beflimmt zu werden pflegen (wie denn 
auch einzelne noch jegt gültige Gefege derartige Strafen ausdrücklich nah Thalern bemeffen), 
es aber ganz feinem Anſtande unterliegt, im einzelnen Falle denfelben Betrag der Strafe 
in Gulven und Kreuzern auszubrüden; fo wird das u. f. w. hiemit angemwiefen, von nun 
an bei Strafverfügungen jeder Art nad dleſem höchſten Befehle fih zu achten und dem» 
gemäß auch die Bezirfsgerichte des Kreifes zu beſcheiden. 


5) Erlaß des R. Juſtizminiſteriums an den Eriminalfenat des 8. Gerichts— 
bofs in — vom 21. Mai 1847, 


betreffend: bie Gebühren der Gerichtsbeifiger bei auswärtigen Berrihtungen. 


Auf den Beriht vom 8. d. M. in Betreff der Gebühren der Gerichtsbeifiger bei aus: 
wärtigen Verrichtungen wird dem Senate Nachflehendes zu erfennen gegeben. 

Die in der 8. Verordnung vom 25. März 1841 (Reg.Blatt S. 133) klar ausgefpro- 
chene Abfiht geht dahin, die Gebühren der Gerichtsbeifiger mit den dur die K. Verord⸗ 
nung vom 22. Februar 1841 (Reg.Dlatt ©. 83) feftgefegten Taggelvern, Diäten und 
Reifekoften der Gemeindediener in Webereinftimmung zu bringen, wobei nur die feitherige 
Beftimmung der Eriminalgebühren-Dronung vom 24. November 1826, $. 26 (Neg.Blatt 
&. 500) beibehalten wurde, wonach Tin Gulden für zehn Stunden feflgefegt if. Die 
weitere Beftimmung der Criminalgebühren Ordnung, daß die zu Verhandlungen außerhalb 
des Wohnots beigezogenen Gerichtsbeifiger den anderthalbfachen Betrag der vorbemerften 
Gebühr anzufprehen haben, ift als aufgehoben zu betrachten und es finden dagegen, nad, 
dem $. 4 der 8. Verordnung vom 25. März 1841 bei auswärtigen Verrichtungen der Gr 
richtebeifiger die feftgefeßten Taggelver, Diäten und Reifefoften eines Gemeinderaths Ans 
wendung, wobei die durch die Minifterialverfügung vom 2. Februar 1847 (Reg.Blatt ©. 54) 
ertheifte Erläuterung und DBervollftändigung der biesfälligen Beftimmungen gleihmäßig zu 
beadten if. | 
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Demgemäß haben in dem vorliegenden Falle, der zu der Anfrage Beranlaffung gegeben 
bat, da die Stadt N. von der Parzelle N. N. nur eine Viertelftunde entfernt ift, die zu dem 
Augenfcheine in legterem Orte beigezogenen Gerichtsbeifiger außer der Gebühr von Einem 
Gulden auf zehn Stunden nichts Weiteres anzuſprechen. 


II. Berfügungen, welche nur eines Der Hauptfächer der Nechtöpflege 
zum Gegenftande haben. 


A. Berfügungen über Gegenftände der Strafrehtöpflege. 


1) Erlaß des Eriminalfenatsdes K. DObertribunals an die Eriminal- 
fenate der Berihtshöfe vom 12. Februar 1834, 


betreffend: bie Berechnung der Notbfrift zu Anmeldnng des Refurfes in Strafſachen. 


Aus Veranlaffung eines hierorts zur Entſcheidung gekommenen Specialfalls fieht ſich 
der Criminalfenat des Obertribunals veranfaßt, ven Senat zu weiterer Benachrichtigung der 
Dberamtsgerichte feines Bezirks davon in Kenntniß zu fegen, daß der Gemeinbefcheiv des 
K. Obertribunals vom 17. April 1827 (Reg. Blatt ©. 132) nach dieffeitiger Anſicht auch 
auf die in Straffachen fetgefegten Nothfriften fih beziehe”). 

Zugleih wird der Senat angemwiefen, den gedachten Gerichten feines Bezirks aufzugeben, 
in den Protofollen über die Eröffnung von Erfenntniffen und Verfügungen in Strafſachen, 
gegen melde ein gerichtliher oder außergerichtlicher Rekurs zuläffig ift, und über die An⸗ 
meldung des letzteren in Beziehung auf die von Stunde zu Stunde laufende Nothfrift zu 
Anmeldung des Nekurfes, diefen Zeitabfehnitt jedesmal pünftlih zu bemerken, um über bie 
Gültigkeit diefes Nechtsmittels in formeller Beziehung urtheilen zu können. 


2) Bergl, auch Strafprogeß-Orbnung Art. 382. 
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2) Erlaß des 8, Juſtizminiſterium an das K. Dbertribunal vom 
18. Mai 1835, 

betreffend : bie Erläuterung des $. 3 der Verordnung vom 3. April 1835 über die Behandlung ber 
Begnadigungsgeſuche. 

In Beziehung auf die in der heutigen Nummer des Regierungsblatts erſchienene K. 
Verordnung vom 3. April d. 3.*) über die Behandlung der Begnadigungsgefuche gegen Straf 
erfenntniffe der Gerichts und Verwaltungsbehörden fieht man fih veranlaßt, zur Erläu⸗ 
terung und Verdeutlichung des $. 3 derfelben, deſſen Faſſung insbefondere einem Bedenken 
darüber Raum geben könnte, ob die für den erſten dafelbft erwähnten Fall gefegte Friſt 
und Orbnungsfirafe auch auf den dritten Fall fih beziehe, dem Obertribunal zu erfennen 
zu geben, daß der gedachte Paragraph unzweifelhaft nachſtehende Difpofition enthält: 

„Die Bezirfsbehörde hat, mit Ausnahme des hiernach $. 6 erwähnten Falles eigener 
Zuftändigkeit, das Begnadigungsgefuh binnen drei Tagen, bei Vermeidung einer Ord⸗ 
nungsftrafe, unter Anſchluß der Akten, an die zuftändige Behörde (Minifterium oder Mittel- 
ftelle) mit Begleitungsbericht einzufenden; es wäre denn, daß das Geſuch gegen das Erkennt- 
niß einer der Bezirksbehörde nahgefegten Stelle gerichtet würde, welchen Falls die 
Einfendung, unter dem gleihen Präjudize, binnen aht Tagen zu bewirken ift. 

Die Einfendung an das Minifterium gefchieht unmittelbar, wenn das Geſuch ge- 
gen ein von der Bezirksbehörde felbft oder von einer ihr nachgefegten Stelle gefälltes Er- 
fenntniß gerichtet iſt, andernfalls durch die Behörde, welche zulegt in der Sache erkannt hat.“ 

Da diefer Sinn offenbar dem gedachten $. 3 zu Grunde liegt, eine Abänderung in ver 
Faſſung der Verordnung aber nit mehr ausführbar erſchien, fo wird dem Obertribunal die 
vorſtehende Erläuterung zu feiner Nachachtung hiemit eröffnet. 


3) Erlaß des Eriminalfenats des K. Obertribunals an die Criminal 
fenate der 8. Gerihtspöfe vom 27. Zuni 1835, 
betreffend: eine weitere Erläuterung des $. 3 der 8, Verorbnung vom 3, April 1835 über das bei 
Begnadigungsgefuchen zu beobachtende Verfahren, insbefondere die Borlegung folder Gefuche, 
wenn das Obertsibunal zuleßt erkannt hat, 
In Beziehung auf den $. 3 der K. Verordnung vom 3. April 1835 **) über das bei 
Begnadigungegefuchen zu beobadptende Verfahren, wird dem Senate Nachſtehendes zu erfen- 
nen gegeben: 


*) Reg.Blatt ©. 210. 
*) Reg. Blatt S. 210. 


Der Wortfinn diefes Paragraphen ſcheint zwar dahin zu gehen, daß die Bezirfsftelle, 
oder der Vorftand der Strafanftalt, alle Begnadigungsgefuche in ſolchen Straffällen, in wel- 
chen der Eriminalfenat des K. Obertribunals zulegt erkannt hat, zunächſt an dieſen zu richten 
habe. Dabei würde aber die doppelte Inconvenienz fih ergeben, einmal, daß der Criminal- 
fenat des Obertribunals ſtets die. bei dem betreffenden Kreisgerichtshofe liegenden Akten erft 
von diefem abverlangen müßte, was mit Weitläufigfeit und Zögerung verbunden wäre, und 
dann, daß das Obertribunal auch in den Fällen, in welchen das unterrichterliche Erkenntniß 
nicht abgeändert wurde, den Begleitungsberiht an das K. Juſtizminiſterium zu erftatten 
hätte, ungeachtet in einem folchen Falle nicht der Richter zweiter, fondern der Richter erfter 
Inſtanz ſich rechtlich als denjenigen darftellt, welcher zulegt in der Sache erfannte. 

Man ift daher der Anficht, der Sinn der befragten Beftimmung gehe dahin, daß die 
Bezirkögerichte oder der Vorftand der Strafanftalt in allen Fällen, in welchen der Criminal- 
fenat des Dbertribunals in legter Inſtanz erkannte, das betreffende Begnadigungsgefuch 
zunächſt dem Griminalfenate des Gerichtshofs einzufenden, und diefer daffelbe, wenn ein 
beftätigendes oder den Rekurs verwerfendes Erfenntnig erfolgt war, mit Bericht dem K. 
Juſtizminiſterium vorzulegen, im Fall aber ein abänderndes Erkenntniß in der Refursinftanz 
ergangen war, an den Criminalfenat des Obertribunals zu gleihmäßiger Berichterftattung 
und Borlegung, unter Anfchluß der Akten, einzubefördern habe. 

Nachdem nun auch das K. Yuftigminifterium, welchem man von diefer Anfiht Bericht 
erftattet, fi mit demfelben, vermöge hohen Erlaffes vom 24. d. M., um fo mehr einver- 
fanden erflärt hat, als nad dem Sinne des 6.3 die regelmäßige Art der Communication 
des Bezirksgerichts mit dem Gerichtshofe auch hier beobachtet werden foll, fo wird der 
Senat angewiefen, ſich felbit demgemäß in vorkommenden Fällen zu achten, fo wie die Ge- 
richtsbezirke feines Kreifes hienach zu beſcheiden. 


4) Erlaß des 8. Jufizminifterium an den Criminalfenat des 
K. Serihtshpofs in — vom 1. December 1835, 
betreffend: eine Erflärung bes $. 9 ber K. Berorbnung vom 3. April 1835 über das bei Begnabi- 
gungsgefuchen zu beobachtende Berfahren, indbefondere die Befugniß der Mittelftellen, der 
Unterbredung einer ſchon angetretenen Strafe ftattzugeben, 
Deſſen Beriht vom 24. v. M. in Betreff des Geſuchs des N., eine ihm zuerkannte 
Freipeitsftrafe mit Unterbredungen erftehen zu dürfen, hat man erhalten und gibt dem Senat 


hierauf zu erkennen, daß, wenn der $. 9 der R. Verordnung vom 3. April d. 3.*) die 
Mittelftellen ermächtigt, unter gewiſſen Vorausfegungen der Unterbrechung einer ſchon ange- 
tretenen Freiheitsſtrafe im Wege der Gnade flattzugeben, diefe Befugniß nach der ganzen 
Faffung der gedachten Verordnung offenbar nicht als am die Bedingung gefnüpft betrachtet 
werden könne, daß das Gnadengefuch erft nach erfolgtem Antritt der Strafe und nicht ſchon 
vorher angebracht werde, indem auf diefen ganz zufälligen und unerheblichen Umftand in der 
Verordnung überall Fein Gewicht gelegt, vielmehr in folder nur zwifchen dem eigentlichen 
Aufihub ver Bollziehung einer Strafe und der Unterbrechung des Bollzugs, nad deffen 
Beginnen, unterſchieden wird. 

Indem man daher dem Senat die vorgelegten Aften zur Erledigung des angebrachten 
Geſuches in eigenem Neffort zurüdgehen läßt, wird übrigens nod angefügt, daß nad ber 
Anſicht des Unterzeichneten die Gerichtshöfe fich von ſelbſt veranlaßt ſehen dürften, derlei 
Geſuchen überhaupt nur in ſeltenen Fällen und aus ſehr triftigen Gründen ſtattzugeben, und 
jedenfalls nicht leicht mehr als eine, höchſtens zwei Unterbrechungen zuzulaſſen. 


5) Auszug aus einem Erlaſſe des K. Juſtizminiſteriums an den. 
Eriminalfenat des K. Gerihtshofs in — vom 6. Juli 1836, 


betreffend: die Erläuterung bes $. 6 der K. Verordnung vom 3, April 1835 über die Behandlung 
ber Begnadigungsgeſuche. 
ꝛe. ꝛc. 

Zugleich wird dem Senat zu,erkennen gegeben, daß er das Geſuch des N. vom 
30. April d. 3. um Verlängerung des ihm von dem Zuftizminifterium durch Erlaß vom 3. Gep- 
tember und 28, November v. J. ertheilten Strafaufihubs jedenfalls zur Erledigung hieher 
hätte vorlegen follen, indem eines Theil der Bittfteller nicht bloß um eine vierwöchige, 
fondern um eine ſechswöchige Verlängerung gebeten hatte, und andern Theils die den Mittel- 
ftellen dur den $. 6 der 8. Verordnung vom 3. April v. J. eingeräumte Befugniß zu 
Berilligung eines vierwöchigen Auffchubs nur auf Fälle zu beziehen if, wo entweder er ſt⸗ 
mals, oder bei wiederholten Gefuhen im Ganzen um einen Auffchub innerhalb der be- 
zeichneten Dauer gebeten wird; wogegen die Erledigung aller Geſuche um einen — jene 
Grenze, fei es nun urfprünglih, oder bei Verlängerungsgefuchen einfchließlih der voraus- 
gegangenen Verwilligung, überſchreitenden Auffhub, dem Reffort der Minifterien vorbehalten ift. 


*) Reg.Blatt ©. 212, 2 
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6) Auszug aus dem Erlaf des KR. Juftizminifteriums an den Criminal— 
fenat des K. Gerihtshofs in — vom 10. Auguft 1836, 


betreffend: eine weitere Erflärung ber $$.6 ff. der K. Verorbnung vom 3. April 1835 wegen Behand» 
lung der Begnabigungsgefuche, insbefondere der Strafaufihubsgefuhe, der Unterbredung ber 
bereits angetretenen Strafe, oder einer fucceffiven Strafvollziehung. 


X. X. 


Zugleich wird dem Senat in Beziehung auf die am Schluſſe ſeines Berichts geſtellte 
allgemeine Anfrage zu erkennen gegeben, daß zwar jede erſt nach erfolgter Abweiſung eines 
Strafnachlaßgeſuchs vorgebrachte Bitte um Strafaufſchub, deren Erledigung nicht nach Maaf- 
gabe der $$.6ff. der K. Verordnung vom 3. April 1835 ven Bezirks- und Mittelftellen 
ſelbſt zuſteht, auch wenn ſolche nicht auf erhebliche neue Umftände geftügt worden, in ber 
Regel, ver nah $.5 der gedachten Verordnung vorläufig anzuorbnenden Strafvolljiehung 
ungeachtet, dem K. YJuftigminifterium zur Entſchließung vorzulegen fei, daß aber, fofern in 
einem ſolchen Falle nicht mehr von einem eigentlihen, dem Strafvollzuge vorausgehenden 
Aufihub, fondern nur noch von einer Unterbrechung der bereits angetretenen Strafe oder 
einer fucceffiven Strafvollziehung die Rede ſeyn kann, die Vorlegung des Gefuhs alsdann 
wohl unterbleiben fönne, wenn ver Bittfteller, wie der N., mit einem auf fegtere Vergün- 
fligung gerichteten Geſuche ſchon früher ausdrücklich abgemwiefen worden ift. 


D Erlaß des 8, Juftizminifleriums an die Eriminalfenate der Geridts- 
böfe vom 9. September 1836, 


betreffend: bie Erläuterung bed $.5 der K. Berorbnung vom 3, April 1835 wegen Behandlung ber 
Begnadigungsgeſuche. 

Man hat ſchon mehrfach die Wahrnehmung zu machen gehabt, daß in Fällen, wo ein 
Berurtheilter, nachdem ihm auf fein Anfuhen ein Strafauffhub bewilligt worden war, erft 
nad Berfluß des Tegteren um weitere Begnadigung gebeten, einem ſolchen Geſuche von den 
Bezirksgerichten nicht felten die Wirkung der ferneren Sufpenfion des Strafvollzugs beigelegt 
wird, ohne Unterfpied, ob das Geſuch auf neue, erft nad Anbringung des früheren (Straf 
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aufſchubs⸗) Geſuchs eingetretene, ganz erhebliche und gleichbald zu befcheinigende Tpatfachen 
gegründet worden, oder nicht. 

Da jedoch diefes Verfahren mit dem Geifte der K. Verordnung vom 3. April 1835, 
insbefondere mit dem Inhalte des $. 5 derfelben ganz unvereinbar if, vielmehr in einem 
derartigen Falle dem Verurtheilten nur unter den vorerwähnten Borausfegungen eines 
neuen, ganz erheblichen und fogleich zu befheinigenden Vorbringens geftattet werden kann, 
auf ein weiteres Begnadigungsgefuch mit der Wirkung des Auffhubs der Straf 
vollziehung zurüdzufommen, fo wird den Senaten der Auftrag erteilt, ſämmtliche Be- 
zirfögerichte in Gemäsheit deffen zu befcheiden, und über die Befolgung der viepfälligen 
Orundfäge genau zu machen. 


8) Erlaß des K. Zuftizminifteriums an den Eriminalfenat des K. Gerichte— 
bofs in — vom 29. September 1836, 


betreffend: die Geflattung der Afteneinfiht an die Berfaffer von Begnabigungsgefuhen, und bie Ges 
flattung einer weiteren Frift zur Einreichung berfelben. 


Deffen Bericht vom 20. d. M. in Betreff des Begnadigungsgeſuchs des N. von N. 
bat man erhalten. 

Da man jedoch durch die wohl zunächft nur auf die gewöhnlichen Fälle von Begna- 
digungsgefuhen, zu deren Fertigung eine vorherige Afteneinfiht in der Regel nicht erfor« 
derfich ift, berechnete Vorfchrift der K. Verordnung vom 3. April 1835 die Befugniß ber 
Gerichte, nach billigem Ermeflen, in einzelnen vermwidelteren Fällen von der Art des vor⸗ 
liegenden, zum Behufe der näheren Motivirung eines Begnadigungsgefuhs dem Scriftver- 
faffer au die Afteneinficht zu geftatten, beziehungsmeife zur Cinreihung des Geſuches eine 
weitere, von der geftatteten Wfteneinfiht an laufende Frift zu vermwilligen, nicht als aus- 
gefchloffen zu betrachten vermag, zumal, wenn wie bier, Feine Gefahr auf dem Verzuge 
haftet, fo wird folhes dem Senat zur weiteren Verfügung und zur Nachachtung in Fünf- 
tigen ähnlichen Fällen andurch zu erkennen gegeben. 
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9) Erlaß des K. JZuftizminifteriums an den Eriminalfenat des K. Ober— 
tribunals vom 26. December 1836, 


betreffend: die vorläufige Ablieferung von Angefchuldigten an ben präfumtiven Strafort nad ausge 
forochenem Erfenntniffe in erfter Inftanz und vor ausgefprodenem Rekurserkenntniffe *). 


Deffen Beriht'vom 20. d. M. in Betreff der vorläufigen Ablieferung der wegen brit- 
ten Diebſtahls und anderer Vergehen zu breijähriger Arbeitshausftrafe verurtheilten N, von 
N. in die Strafanftalt, hat man erhalten und dabei nichts zu erinnern gefunden. 


Beilage. 
Bericht des Eriminalfenats des Obertribunals vom 20. December 1836. 


In dem anliegenden Bericht hat der Criminalfenat des K. Gerichtshofs zu N. die 
Ermächtigung bei uns nachgeſucht, die wegen Diebftapls und anderer Vergehen unter dem 
2. November d. %. zu einer dreijährigen Arbeitshausftrafe verurtpeilte N. von N., melde 
gegen das erftrichterlihe Erfenntniß den Rekurs angemeldet, aber die Entſcheidung hierauf 
in dem Gefängniß abwarten zu wollen erflärt hat, vorläufig in die Strafanftalt abliefern 
laffen zu dürfen. 

Da die Refurrentin, wie fi aus dem vorgelegten Eröffnungsprotofoll und dem Vors 
trage des Referenten ergab, nah ihrem eigenen Geftänpniß eines im Complott verübten, 
großen, durch Einbruch und Einfteigen qualificirten Diebftahle, welcher bei ihr den zweiten 
Rückfall bildet, ſchuldig it, fo ermartet fie fhon wegen diefes Verbrechens, abgefehen von 
den übrigen concurrirenden Vergehen, eine mehr als einjährige Arbeitshausfirafe. Infofern 
nun die zu Erledigung der Sade in zweiter Inſtanz nöthigen Akten wegen der Vertheidi- 
gung und der noch nicht erfolgten Aburtheilung anderer in diefelbe Unterfuhung implicirter 
Perfonen noch eine geraume Zeit bei dem Gericht erfter Inſtanz nicht entbehrt werden Fün- 
nen und die Haft der Rekurrentin ebenvefhalb zu ihrem Nachtheile allzulange verzögert 
werden würde, fo fann ihre vorläufige Ablieferung in das Arbeitshaus auf Abrechnung an 
der Strafe, die fie vorausfichtlih treffen wird, feinem Bedenken unterliegen. 

Nun verordnet zwar ein Normalerlaß des K. Fuftizminifteriums vom 4. April 1820 **), 


*) Bergl. den Zuftizminifterial-Erlaß vom 4. Auguft 1837, hienach Rro, 11. 
*) Im erfien Ergänzungsband zum Negierungsblatt ©. 10. 


13 


daß in Fällen, in welpen die vorläufige Ablieferung von Angeſchuldigten an ven präfumtiven 
Strafort aus juſtizpolizeilichen Gründen von uns für zuläffig erfannt wird, an jene hohe 
Stelle vor der Vollziehung diefer Maaßregel jedesmal Bericht erflattet werben fol. Da 
aber die gedachte Verordnung nur von Angeſchuldigten fpricht, welche nod nicht abgeurtheilt 
find, fo hielten wir diefelbe auf den vorliegenden Fall, in welchem ein Urtheil erfier Inftanz 
bereits vorliegt, nicht für anwendbar, und nahmen feinen Anftand, die Einlieferung der N. 
in das Arbeitshaus von hier aus anzuordnen. 

Inzwifchen verfehlen wir nicht, von diefem unferem Befchluffe, der, wenn von Seite 
des K. Juſtizminiſteriums nichts dagegen erinnert werden follte, uns aud in Fünftigen Fällen 
zur. Norm dienen wird, geziemende Anzeige zu erflatten. 


10) Erlaß des K. Jufizminifteriums an das K. DObertribunal vom 
18, April 1837, 


betreffend: ben Ablauf des peremtorifhen Termins bei Strafrefurfen, in dem Falle, da eine Beſchwerde⸗ 
fehrift von einem nicht berechtigten Concipienten verfaßt und deßhalb zur Berbefferung zurüd: 
gegeben worben ift. 


In Betreff der bei dem K. Geheimenrathe in Aregung gefommenen Frage von dem 
Ablaufe des peremtorifchen Termins bei Strafrefurfen in dem Falle, da eine Befchwerde- 
frift von einem (nah Maafgabe ver K. Verordnung vom 30. März 1834, $. 17, Reg.- 
Blatt S. 332) unbereshtigten Concipienten verfaßt, und deßhalb zur Verbefferung zurück— 
gegeben worden ift, hat dieſe oberfle Landesbehörde mit allerhöchfter Genehmigung Seiner 
Königliden Majeftät vom 24. December 1836 den Grundfag angenommen, daß der 
Partei unter Zurüdgabe der vorſchriftswidrigen Rekursfehrift, eine vom Tage der Infinuation 
an laufende, dem erſten Termine gleichkommende Frift zu Cinreihung einer neuen, von 
einem hiezu Berechtigten verfaßten Rekurseingabe mit dem Beifage anzuberaumen fei, mie 
im Gntftehungsfalle ein Berziht auf die Uebergabe einer Rekursausführung angenommen 
und über die angebrachte Befhwerde, nah Maaßgabe der vorliegenden Akten, eıfannt 
werben wuͤrde. 

Vorftehender Grundfag ift auf allerhöchſten Befehl Behufs der Anwendung deffelben 
auf vortommende Fälle in außergerihtlihen Straffahen von Seite fämmtliher Rekurs⸗ 
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behörden den Miniflerien mitgetheilt worden und wird nun au dem Obertribunal zur eige⸗ 
nen Nachachtung und zur Beſcheidung der Kreisgerichtspöfe hiemit eröffnet. 


11) Erlaß des Eriminalfenats des K. Obertribunals an die Criminal— 
fenate der Gerihtshöfe vom 4. Auguft 1837, 


betreffend: die Zuläffigfeit der vorläufigen Ablieferung eines verhafteten, in ber Hauptfacdhe für über- 
wiefen angenommenen unb dagegen refurrirenden Angefehuldigten an den präfumtiven Strafort, 
mit feiner Einwilligung ). 


Man hat deren Bericht, betreffend die Frage über die Zuläffigkeit der vorläufigen 
Ablieferung eines Verhafteten, in der Hauptfahe für überwiefen angenommenen und dagegen 
refurrirenden Angefchuldigten an den präfumtiven Strafort, mit feiner freien Einwilligung, 
feiner Zeit erhalten, und fofort, mit der jenfeitigen Anſicht einverftanden, Vortrag über die 
fen Gegenftand an das K. Juſtizminiſterium erflattet. Da nun auch dieſe hohe Stelle, 
nad einem anher ergangenen Erlaffe vom 22. Zufi 1837, viefer Anſicht beigetreten ift, fo 
wird der Senat hievon mit der Auflage in Kenntniß gefegt, die Gerichte feines Bezirks 
anzumeifen, in ben bezeichneten Fällen den rekurrirenden Angeſchuldigten jedesmal zu befragen, 
ob er feine Ablieferung an den präfumtiven Strafort verlange und im bejahenden Falle 
diefe fofort zu verfügen. 


12) Erlaß des R. JZuftizminifteriums an die Criminalfenate des Ober— 
tribunals und der Gerichtshöfe vom 30. April 1845, 


betreffend : bie Form ber Abnahme von Zeugeneiden in Straffachen bei Mennoniten und Angehörigen 
der Gemeinde Kornthal, 


In $. 14 der K. Veroronung vom 17. Oktober v. J, die Abnahme von Zeugeneiven 
in gerichtlihen Strafſachen betreffend, ift beftimmt, daß Zeugen, melden die Ablehnung eines 
förmlichen Eides gefeglich geftattet ift, auf gemachten Vorhalt die geforderte Verſicherung in 
der bei ihrer Religionspartei üblichen Form abzulegen haben. 


“ 


*) Vergl. au den Juftigminifterial-Erlaß vom 4. April 1820 im erflen Ergänzungsbanb zum Regierungs- 
bfatt S. 10 und den Erlaß derſelben Stelle vom 26. December 1836, oben ro. 9. 
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Es iſt nunmehr wegen Feftftellung diefer Form in Abſicht auf die Diennoniten, fo wie 
auf die Angehörigen der Gemeinde Kornthal, welchen ein ſolches gefegliches Privilegium zu- 
fommt, die geeignete Verhandlung eingeleitet worden, auf deren Grund hiemit Folgendes 
beftimmt wird : 
Was die Mennoniten betrifft, fo it von denfelben, nachdem ihnen der Vorhalt in der 
in $. 14 der Verordnung bezeichneten Weife gemadt worden, die geforderte Verſicherung 
mit folgenden Worten abzugeben: 
„Unter feierliher Berufung auf Matthäi Cap. 5, Vers 37 gebe ich vor der von 
Gott eingefegten Obrigkeit die Verſicherung ab, daß ich über dasjenige, worüber 
ich vernommen worden, Alles, was mir davon befannt ift, in reiner unverfälfchter 
Wahrheit ausgefagt und Nichts verſchwiegen habe, und daß ich ebenfo bei erfols 
gender weiterer Vernehmung der Wahrheit gemäß ausfagen und Nichts verſchwei⸗ 
gen werde, mit Ja!“ 

welche Worte vom Handſchlag des Zeugen begleitet werden. 

Bei den Angehörigen ver Gemeinde Kornthal ift der in $. 14 erwähnte Vorhalt da= 
hin zu faffen: 

„Ihr werdet (Sie werden) vor dem allwiffenden Gott die feierliche Verficherung 
ftatt eines Eides ablegen und dur ein Ya beftätigen, daß ꝛc.“ 
worauf fih die Handlung des Zeugen auf einen Handſchlag unter Ausfprehung des Wor- 
tes „Ja“ zu befchränfen hat. 

Der Senat wird nun angemwiefen, die ihm nachgefegten Unterfuchungsgerichte demgemäß 

zu beſcheiden. 


13) Erlaf des K. Juftizminifteriums an den Eriminalfenat des K. Ge- 
richtsbofs in — vom 4. December 1846, 


betreffend: die Gebühren der Landjäger bei Ablegung von Zeugniffen in gerichtlichen Unter: 
ſuchungsſachen. 

Dem Senate wird auf den weiteren Bericht vom 31. Oktober d. J. in Betreff der 
Gebühren der Landjäger bei Ablegung von Zeugniſſen in gerichtlichen Unterſuchungsſachen 
unter Mittheilung einer vießfälligen Yeußerung des Commando des Landjägerkorps vom 
18. v. M. im Einverfländniffe mit dem K. Minifterium des Innern zu erkennen gegeben, 
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daß, wenn gleich die Landjäger während der Zeit, in welcher fie wegen Zeugnißablegung 
vor Gericht ihrem Dienfte entzogen find, im Solde und in der Verpflegung der Staats— 
faffe verbleiben, es dennoch im Intereffe des Dienftes gelegen if, ihnen die gefeglichen Zeu⸗ 
gengebühren nicht zu verfagen, und daß ſolche daher venfelben unter ven Borausfegungen 
des $. 1 der K. Verordnung vom 4. Januar 1844 (Reg.Blatt ©. 1 ff.) zu bemilli- 
gen find. 


14) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an das R.Obertribunal, die Gerichts— 
böfe u. f. w. vom 9. Juni 1847, 


betreffend: bie Verjährung der Dienftverfehlungen, welde im Disciplinarwege zu ahnden find. 


Zwifchen den verſchiedenen Minifterien if feiner Zeit die Frage zur Erörterung gefom« 
men, ob die Vorſchriften der Art. 105 und 106 des Pofizeiftrafgefeges über die Verjährung 
polizeiliger Urbertretungen und polizeilih erfannter Strafen auch auf ſolche Dienftverfeh- 
lungen Anwendung finden, melde nur im Disciplinarwege zu ahnden find, und es haben, 
nachdem auch der Eriminalfenat des K. Obertribunals gutächtlih hierüber verommen wor— 
ben ift, in Webereinftimmung mit diefem, ſämmtliche Minifterien für die Bejahung biefer 
Trage fih entfchieven. 

Die Gründe für diefe Anficht find aus dem in Abfchrift angefchloffenen Erlafje*) des 
K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen in diefer Angelegenheit zu entneh- 
men, und ed wird nun dem — anheimgegeben, nicht nur felbit eintretenden Falles auf die 
übereinftimmende Anſicht der oberfien Gerichts- und Adminiftrativ-Behörden in diefer Sache 
geeignete Rüdfiht zu nehmen, fondern auch die ihm untergebenen Stellen zu dem gleichen 
Zwecke demgemäß zu verfländigen. 


15) Erlaß des K. Zuftigminifteriums an die KR. Gerihtshöfe vom 
20. September 1848, 


betreffend: das bei der Verhaftung von Bahnwärtern auf ihren Poften zu beobachtende Verfahren. 
Aus Anlaß eines Sperialfalls, in welchem ein Drtsvorfteher die Verhaftung eines an 
einem Wegübergang ftationirten Bahnmwärters wegen ungebührlichen Benehmens verfügt hat, 


") Konnte hier weggelaffen werben, 


17 


ohne zuvor den vorgefegten Bahnbeamten Behufs der von dieſem zu treffenden Vorkehr 
wegen Verfehung der Wärtersftelle benachrichtigt zu haben, ift von der K. Eiſenbahn-Com— 
miſſion dem Finanzminifterium vorgeftellt worden, wie es zu Vermeidung einer Gefährdung 
des Gifenbahntransports nicht genüge, daß die Behörde, welche die Verhaftung verfügt, den 
Stellvertreter des Bahnwärters aufftelle und nachträglich Anzeige hievon made, vielmehr 
dringend geboten erfcheine, die Entfernung eines Bahnmärters von feinem Poften nur unter 
der Borausfegung zu geflatten, daß zuvor der vorgefegte Bahnbeamte (Bahnhofinfpektor, 
Bahningenieur oder Bahnmeifter) von diefer Maafnahme in Kenntniß gefeßt worden fei, 
und die erforderlichen Vorkehrungen wegen Vertretung der Stelle des Berhafteten getroffen 
babe. 

Die Nothwendigkeit diefer Anordnung leuchtet ein; es verfteht fih aber hiebei von 
felbft, daß der Vorgefegte des zu verhaftenden Angeftellten auf das gerichtliche Anfinnen, 
ohne ſolches feiner Beurtheilung zu unterwerfen, gleihbalvige Vorkehrung zu treffen hat, zu 
welhem Zweck das K. Finanzminifterium um die geeignete Verfügung erfucht werden wird, 
und daß dem Gerichte unbenommen bleibt, wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, gleich— 
zeitig mit der Benachrichtigung des Bahnbeamten, dem zu Verhaftenden die dießfällige Ver- 
fügung, vorläufig ohne Entfernung deffelben von feinem Poften, durch eine zu Verhütung der 
Flucht aufzuftellende Wache ankündigen zu Taffen. 

Der Senat erhält den Auftrag, die Bezirfsgerichte des Kreifes demgemäß zu befcheiven. 


16) Erlaß des 8. Jufizminifteriums an das K. Strafanftalten-Eollegium 
vom 8. November’ 1849, 


betreffend; die Auslegung bed Art, 5 des Gefeges vom 13, Auguft 1849. 


Ueber die, in den Berichten vom 26. September und 10. Oktober d. 3. erwähnten, die 
Auslegung des Art. 5 des Gefeges vom 13. Auguft d. 3. betreffenden Fragen: 
1) 06 am denjenigen, welde zu zeitlicher Entziehung der bürgerlichen Ehren- und 
der Dienftrechte verurtheilt find, die gleichzeitig verwirkte Kreisgefängnißftrafe im 
Zuchtpolizeihauſe zu vollziehen fei?*) 
2) ob an Ausländern da, mo anftatt des Verluftes der bürgerlihen Ehren- und der 


*) Bergl. auch die Zuftigminifterial-Berfügung vom 27. März 1851, Reg.Blatt ©. 48. 
3 


18 


Dienſtrechte eine Surrogatftrafe erfannt werden muß, die verwirkte Kreisgefäng- 
nißftrafe im Zuchtpolizeihaufe zu vollziehen fei, wie dieß gefchehen würde, wenn der 
fih Berfehlende ein Inländer wäre, hat man fi veranlaßt gefehen, die Aeußerung 
des Griminalfenats des K. Obertribunals einzuvernehmen. 


Nachdem nun diefe oberfte Gerichtsftelle mit dem Zuftizminifterium einverftanden für die 
Verneinung der erflen und die Bejahung der zweiten Frage fi ausgefprochen hat, fo wird 
vas u. f. mw. hievon benachrichtigt, um ſich darnach zu achten. 


17) Erlaß des R. Yuftizminifleriums an das R. DObertribunal und die 
Gerichtshöfe vom 12. December 1849, 


betreffend : die Zuftändigfeit des Oberfriegsgerihts zur Entfpeidung über Gefuche um Wiederherftelung 
der durch ein militärgerichtliches Erfenntnig entzogenen bürgerlichen Ehre, 


Nach einer Mittheilung des K. Kriegeminifteriums vom 6. d. M. ift, da der Boll 
ziehung des Art. 18 des Gefetes vom 13. Auguft d. %. in Betreff der Abänderung einiger 
Beftimmungen des Strafgefegbuhs und der Strafprozeß-Ordnung in der beflehenden Mili- 
tärgerichts-Berfaffung erhebliche Schwierigkeiten im Wege ftehen, fofern die „erfennenden‘ 
Militärgerichte Feine fländigen find, wie die bürgerlichen Gerichte, vielmehr für jeden einzel- 
nen Fall erft zufammengefegt werden und fih nad Berfündigung des Urtheils wieder auf: 
löfen, durch höchſte Entfohliefung Seiner Königlihen Majeftät vom 3. d. M. das 
K. Oberfriegsgericht für dasjenige Gericht erklärt worden, welchem die Entfoheivung über Ge- 
fuche um Wiederherftellung ver bürgerlichen Ehre zuftehen folle, wenn ſolche durch ein mili- 
tärgerichtliches Erfenntniß entweder ausdrücklich, oder in Folge der erfannten Strafart ent» 
zogen wurde, und zivar ohne Unterſchied, ob fih der Betheiligte noch im Militär befindet, 
oder in den bürgerlichen Stand zurüdgetreten iſt. 


Soldes wird dem K. Obertribunal und den vier Gerichtshöfen mit dem Yuftrage, 
auch den ihnen nachgefegten Bezirksgerichten hievon Kenntniß zu geben, eröffnet. 
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18) Erlaß des K. JZufizminifteriums an das K. Obertribunalund 
die Gerichtshöfe vom 3. Januar 1850, 


betreffend: die durch die Schwurgerichtsfigungen entftehenden Koften und deren Verrechnung. 


Hinfihtlih der dur die Schmwurgerichtsfigungen entflehenden Koften und deren Ber: 
rechnung will man unter Bezugnahme auf den $. 9 der Conferenzbefchlüffe über die Hand- 
habung des Schwurgerichtsgefeges, Nachftehendes verfügt haben: 

1) Die Staatsanwälte find die Rechner über die gedachten Koften. Sie können unter 

ihrer Verantwortlichfeit fih zu ihrer Unterflügung der Gerichtsfchreiber bedienen. 

2) Diefelben haben zu Beflreitung der Koften einer jeden einzelnen Schwurgerichts- 
fitung einen Kredit in beflimmter Summe, nad ungefährer Berechnung des Be— 
dürfniffes bei dem Juſtizminiſterium nachzuſuchen, welcher ihnen bei der Juſtiz— 
minifterialfaffe und durch diefe, unter Vermittlung ver Staatshauptkaffe, bei einem 
Cameralamte oder einer Dberamtspflege angewiefen wird. 

3) Ueber die Einnahmen und Ausgaben wird ein Kaffentagbud) in tabellarifcher Form 
geführt. 

4) Wird die Führung deffelben und der Kaffe von dem Staatsanwalt dem Gerichts- 
ſchreiber übertragen, fo ift jede einzelne Rechnung vor der Ausbezahlung mit dem 
Vidit des Erfteren zu verfehen. 

5) Nah dem Ende jeder Schwurgerihtsfigung find die allgemeinen Koſten von den 
befonderen, die einzelnen verhanvelten Fälle betreffenden, gu fondern. 

6) Die Tegteren, Verpflegungskoſten, Heigungsfoften, Zeugengebühren, Koften der Ver- 
theivigung u. dergl. find in jeder einzelnen Unterſuchungsſache zu verzeichnen und 
ein folches Verzeichnig iR unter Anfhluß ver Dazu gehörigen, von dem -ÖStaats- 
anwalte beurfundeten Koftenzettel demjenigen Dberamtsgerichte, welches die Vors 
unterfuchung geführt bat, zugufenden. 

7) Diefes hat die aus der Kaffe des Staatsanwalts bezahlten Koften fogleih zu 
erfegen, den Betrag jenes Verzeichniffes in das Hauptfoftenverzeichniß über die bes 
treffende Unterfuhungsfahe aufzunehmen und nad eingeholter Defretur der Ge- 
fammtfumme durch den betreffenden Gerichtshof, die Letzteren vorfchriftsmäßig zu 
verrechnen. 
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8) Ueber die allgemeinen Koften einer Schwurgerichtsfigung hat der Staatsanwalt 
gegen das Yuftizminifterium Rechnung abzulegen und ſolche nebft allen Belegen 
längftens vier Wochen nad jeder Sigung an daffelbe einzufenven. 

9) Die Rechnung felbft ift von dem Revifor des betreffenden Gerichtshofs, welcher zus 
gleih die einzelnen dazu gehörigen Koftenzettel zu revidiren hat, für den Staats— 
anmwalt anzufertigen. Ebenderſelbe kann von dem Staatsanwalte mit der Bollzie- 
bung des in den Ziffern 5 und 6 Vorgeſchriebenen beauftragt werben. 

Der Gerichtshof erhält den Auftrag, von der vorflehenden Verfügung den Staats: 

anmwalt, den Gerichtsſchreiber, den Revifor und die DOberamtsgerichte zur Nachricht und 
Nachachtung in Kenntniß zu fegen. 


19) Erlaß des K. Juftizminifleriums an den Griminalfenat des 
K. Obertribunals vom 10. Mai 1850, 


betreffend : die Verwandlung der gegen Militärperfonen erkannten Bezirksgefängnißftrafen in 
Militärarreft. 


Aus dem Berichte vom 26. März d. 3. hat man erfehen, wie der Senat gegen bie 
Vollziehung einer von einem bürgerlichen Gerichte gegen eine Militärperfon erkannten ein- 
fachen Bezirksgefängnißftrafe in dem der Tegteren ziemlich gleichftebenden Militärarreft erflen 
Grads in rechtlicher Beziehung nichts zu erinnern findet, dagegen die Verwandlung einer 
von einem bürgerlichen Gerichte gegen eine Militärperfon erfannten Bezirksgefängnißftraft 
in eine Militärarrefiftrafe zweiten oder dritten Grade, fei es durch das erfennende Gericht 
oder durch die Militärbehörde, für unzuläffig erachte, Man ift mit viefer Anſicht einver- 
ftanden und hält dafür, daß, wenn das ntereffe des Dienftes, oder auch ein anderer erheb- 
liher, etwa ein öfonomifcher Grund nad dem Erachten der vorgefegten Militärbehörde die 
Abfürzung einer von einem bürgerlichen Gerichte ausgefprochenen Gefängnißftrafe durch Ver— 
wandlung derfelben in die firengere Strafart des Militärarrefts zweiten oder dritten Grades 
als nothiwendig oder wünfchenswerth erfcheinen läßt, dieſe Verwandlung nur im Wege der 
Gnade verfügt werden kann, wobei eben, weil es fih um einen Gnadenakt handelt, voraus- 
gefegt werden muß, daß der DVerurtheilte, für welchen übrigens die Strafverwandlung von 
pefuniärem Vortheil it, darum bittet, oder doch feine Zuflimmung zu einer folden Maaß- 
regel erflärt. 
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Um nun Seine Königliche Majeftät nicht wiederholt mit derartigen einfachen 
Geſuchen behelligen zu müffen und um das Verfahren zugleich fo viel möglich zu befchleu- 
nigen, hat der Unterzeichnete im Einverſtändniſſe mit dem Kriegsminifterium höchſten Orts 
den Antrag geftellt, e8 möge dem Juftigminifterium ein für allemal die Ermächtigung ertheift 
werden, in folden Fällen unter Zuffiimmung des Berurtheilten die Verwandlung 
einer von einem bürgerlihen Gerichte erfaunten einfachen oder gefhärften Bezirks- 
gefängnißftrafe in Militärarreſt zweiten oder dritten Grade, fo wie in gleicher Weife die 
Verwandlung einer Kreisgefängnißftrafe in Arreft zweiten Grade nach dem in Art. 131, 
if. 2 der Militärftrafgefege angegebenen Verhältniffe der verſchiedenen Grade des Militärs 
arreſts, wonach 32 Tage des der einfachen Bezirksgefängnißſtrafe gleihfommenden Arreſts 
erften Grads gleih find 16 Tagen Arreft zweiten Grade, oder 8 Tagen Arreft dritten 
Grade, unter der Borausfegung im eigenen Reffort zu verfügen, daß die Kreisgefängniß— 
firafe, fo wie die etwa mit der Bezirfegefängnißftrafe verbundene Schärfung zunähft nad 
dem Maaßſtabe der Art. 25 und 50 des Strafgefegbuchs in Bezirksgefängnig umgewandelt 
und daß im Endreſultat das höchſte geſetzliche Maaß der Militärarrefiftrafe, welche beim 
zweiten Grad ſechs Wochen, beim dritten Grad acht Tage beträgt, nicht überſchritten 
werde. 

Hienah wäre das Verfahren in Fünftigen Fällen ein höchſt einfaches ‚ infofern vie Mi- 
litärbehörde, melde von dem bürgerlichen Gerichte wegen der Eröffnung des Erfenntniffes 
oder wegen Stellung des DBerurtheilten zum Strafvollzug angegangen wird, die dießfällige 
Erffärung des Straffälligen zu Protokoll nehmen und ſolche mit ihrem Gutachten über die 
Nothwendigkeit oder Zwedmäßigkeit der Strafverwandlung dem requirirenden Gerichte mit 
theilen würde, worauf von dem Legteren das Gefuch nebft den Akten dem Zuftizminifterium 
zur Erledigung vorzulegen wäre. - 

Nachdem Seine Königlide Majeftät vermöge höchfter Entſchließung vom 9 d. M. 
jenen Antrag in der bezeichneten Weife umd unter den erwähnten Vorausfegungen gnädigft 
zu genehmigen geruht haben, fo wird Solches dem Senate zur Nachricht und mit dem Auf: 
trage eröffnet, die Gerichte des Landes hievon in Renntniß zu feßen. 


20) JZuffizminifterial-Erlaß an den Eriminalfenat des Gerichts— 
hofs in — (zugleich an die übrigen Gerichtshöfe ausgeſchrieben) vom 
16. Auguſt 1850, 


beireffend: die Gebühren der Oberamtsärzte und Aerzte für deren Beiziehung zu Schwurgerichts⸗ 
Berbandblungen. 


Auf den Beriht vom 29. Mai d. J., womit ein Nepaffirungsgefuh des Oberamts- 
arztes N. in der Anflagefahe gegen N. wegen Todtfchlags vorgelegt worden ift, wird dem 
Senate, nad vorangegangener Rüdfprade mit dem K. Minifterium des Innern, Nachſte— 
bendes zu erkennen gegeben: 


In Fällen der Beiziehung fachverfländiger Aerzte zu den Schwurgerichtsverhandlungen 
wird in Unerfennung der Wichtigkeit und Schreierigkeit derartiger Dienftleiftungen , ſowie 
der amtlichen und wiſſenſchaftlichen Stellung höher gebildeter Sadverfländiger beftimmt, daß 
nur dann, wenn der Gerichtsarzt des Bezirks, in welchem das Verbrechen begangen worden 
ift, zu den Verhandlungen beigezogen wird, und der Sig des Schwurgeridtshofs in dem 
Wohnort des Gerichtsarztes ſich befindet, die in der revidirten Medicinaltare vom 14, Ok— 
tober 1830 enthaltenen Säge Anwendung finden, in allen übrigen Fällen aber höhere 
Gebühren zuläffig erfheinen. Trifft nämlich ver Wohnort des Gerichtsarztes mit dem Sitze 
des Schmwurgerihtshofs nicht zufammen, fo gebühren demfclben an Reiſediäten 3 fl. 36 Er. 
neben doppelter Eifenbahn » oder Cilwagentare und für den entgehenden Erwerb täglich 
3 fl. 30 kr. 


Wird der Gerichtsarzt eines anderen Bezirks, als deffen, in welchem das Verbrechen 
begangen worden ift, oder ein nicht als Gerichtsarzt angeftellter praftifcher Arzt oder Wund- 
arzt erfter Abtheilung beigezogen , und if ihr Wohnfig in vemfelben Ort, in weldem die 
Schmwurgerihtsverhandfung Statt gefunden bat, fo darf für den entgehenden Erwerb täglich 
3fl. 30 Er. angerechnet werden; daneben fommen, wenn der Wohnfig ein anderer, als der 
Sig des Schwurgerichts ift, außer der doppelten Cifenbahn- oder Eilwagentaxe, die Reife 
diäten eines Oberamtsarztes, oder, bei einem Medicinalbeamten höheren Rangs , die feiner 
Rangftufe entfprehenden Diäten in Anrechnung. 


21) Befhlußpdes Eaffationshofs vom 11—14. Februar 1851, 
betreffend : die Stellvertretung des Präfidenten des Schwurgerichtshofs. 


Der Caffationshof, auf die von dem Vorſtande des Obertribunals der Erörterung 
unterftellte Frage: 
unter welchen Borausfegungen der Stellvertreter eines Präfiventen des Schmwur- 
gerichtshofs in deſſen Verrichtungen einzutreten befugt und verpflichtet fei? 
nad Anhörung des Generalftaatsanwalts und gepflogener Berathung in Abweſenheit deffelben : 
nah Anſicht ver Art. 39, 45, 48, 101 des Schmurgerichtsgefeges vom 14. Auguft 1849: 
in Erwägung, daß nad Art. 39 und 45 der von dem Borflande des Obertribunals er- 
nannte Stellvertreter des Schwurgerichtspräfidenten, Bicepräfident, nur dann zu funktioniren 
hat, wann der Präfivent feine Amtsverrichtungen in Beziehung auf die Schwurgerichtsfigun- 
gen eines Sprengels nod nicht begonnen hat, daß aber nad Art. 48, 101 dieſes Be- 
ginnen nicht erft mit Eröffnung der Urtheilsfigungen , fondern ſchon mit dem Antritt der 
vorbereitenden Amtshandlungen oder einer derfelben in Beziehung auf eine der vorliegenden 
Anklageſachen eintritt, 
in fernerer Erwägung, daß das Gefeg, wenn es die jevesmalige Ernennung eines 
Vicepräfidenten vorſchreibt, offenbar au den Fall im Auge hat, wenn der Präfivent ſich 
außer Stande fühlt, die zahlreich vorliegenden Anklageſachen allein durchzuführen, beſchließt: 
1. Der Präfivent fei zwar befugt, wenn er fih außer Stand fühle, die Leitung aller 
vorliegenden Anklageſachen eines Sprengels zu übernehmen, einen beftimmten Hei- 
neren Theil dem Vicepräfidenten zu überlaffen, vorausgefegt, daß dieß gefchehe, ehe 
er oder der Stellvertreter (48, 101) in feinem Namen irgend eine auch nur vor⸗ 
bereitende Handlung vorgenommen habe; es könne diefe Abtretung jedoch, um alle 
Willkühr und Conivenz zu verhüten, nur mit Genehmigung des Vorſtands des 
Obertribunals und mit fpecieller Bezeichnung der einzelnen Fälle Statt finden; 
IL, werde ver Präfivent verhindert, ehe er oder der Stellvertreter in feinem Namen, 
Art, 48, 101, feine Amtsverrihtungen in Beziehung auf die Urtheilsfigungen eines 
Sprengels begonnen hat, fo trete der Vicepräſident ein; 
LII. der Bicepräfivent, welcher in den unter I, und U. benannten Fällen zu funktioniren 
hat, trete in Beziehung auf die einzelnen Anklagefahen I, oder die ganze Urtheils⸗ 
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figung des Sprengels II, ganz an die Stelle des Präfidenten, und es Fönne daher, 
wenn fih das Hinderniß in der Perfon des Präfiventen aud noch vor und während 
der Urtheilsfisung des Sprengels bebe, nicht von einem Wiedereintritt des Prä- 
fiventen in die Leitung der einzelnen Fälle I. oder der ganzen Urtheilsfigung des 
Sprengels II. die Rede feyn; übrigens verfiehe es fih von felbft, daß wenn ber 
Vicepräfivent verhindert fei, der erſte Richter (Art. 45) die Stelle des Virepräfidenten 
zu vertreten habe; 

IV, wenn der Präfivent verhindert fei, nachdem er feine Amtsverrichtung in einem Spren- 
gel begonnen hat, fo trete immer der erfte Richter (Art. 45) und nicht der Vice 
präfivent ein, fei es in Beziehung auf einzelne — fei es in Beziehung auf alle 
vorliegenden Anklagefachen ; 

V. es fei wünſchenswerth und werde fehr zu Vereinfahung des Gefchäftsgangs beitragen, 
wenn die Vorflände der Kreisgerichtehöfe dem ernannten Vicepräfiventen zugleich 
die erfte Richterflelle des Schwurgerichtshofs übertragen würden. 

So beſchloſſen im Berathungszimmer des Caffationshofs, und habe der Generalſtaats— 

anmwalt den Vorftand des Dbertribunald und die übrigen Staatsanmwaltfchaften und dur 
diefe die Vorſtände der Kreisgerichtshöfe durch Mittheilung von Abfchriften in Kenntniß zu 


fegen. 


B. Berfügungen über Gegenflände der bürgerliden 
Rechtspflege. 


1) Beſchluß des Civilſenats des K. Obertribunals vom 5. Dftober 1833, 


betreffend : bie Location von Geldftrafen in Gantungen, wenn dafür ein obrigfeitlicher Zahlungsbefehl 
ausgewirkt worben iſt. 


In der Rechtsſache zwiſchen ven Gläubigern der 5ten Klaſſe im Gante der Hammer- 
fhmid N’fhen Eheleute zu N. u. f. w., und der Gtiftungsvermaltung zu N., Location 
von Geloftrafen betreffend, wurde die Thefis angenommen, daß Geloftrafen, auch wenn dafür 
ein obrigkeitlicher Zahlungsbefehl ausgewirkt worden, nicht im die Ate Klaſſe zu lociren feien, 


indem der Art. 13, lit. c., des Prioritätögefeges fomopl nach der Abſicht des Gefepgebers, 
als auch nah ven Worten des Art. 17, Sag 2, nit auf Geldſtrafen bezogen werden 
fönne. 


2) Beſchluß des Civilſenats des RK. Dbertribunals vom 28. Juli 
1834, ausgefhriebenan pen Civilfenat des Geridt 
bofsin —*) 
beireffenb: den Sportelanfag im Falle der Abänderung eines, die Einrede des geendigten Rechtsſtreites 
für zufäffig ausfprechenden Erfenntniffes. 


Ein Erfenntniß des höheren Nichters, wodurch ein, die Einrede des geendigten Rechts— 
flreites für zuläffig ausfprechendes Erkenntniß abgeändert, fonach dieſe Einrede verworfen 
und die Hauptfache zu neuer Verhandlung und Entfheidung an die untere Inſtanz zurüd- 
geriefen wird, iſt mit der gewöhnlichen Sportel zu belegen, eine zweite Sportel aber in 
derfelben Sache , wenn fie im Appellationswege aufs Neue an die höhere Inflanz gelangt, 
ift hier nicht anzufegen. 

Diefes foheint aus dem Art. 11 des Sportelgefeges mit Nothwendigkeit zu folgen, da 
hier diefelbe Rechtsſache zwiſchen denfelben ftreitenden heilen, welde ihr Parteienverhält- 
niß nicht, wie diefes bei dem poffefiorifchen und petitorifchen Prozeß ver Fall ift, ändern, 
und mit demfelben Gegenftande des Streits nur zufällig wegen eines Jncidentpunftes zwei- 
mal an den höheren Richter gelangt. Aus demfelben Grunde hat aber aud der Unterrich» 
ter für fein nunmehr in der Hauptſache auszufprechendes Erfenntniß Feine neue Sportel 


anzufegen. 
3) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an den Civilfenat des 
K. Obertribunals vom 11. September 1834, 
betreffend: die Zulaffung von Ausländern zum Armenrechte. 


Man hat veffen Bericht vom 11. Januar d. J., in Betreff eines Antrags des N. ge 
gen die Zufaffung von Ausländern zum Armenrechte, feiner Zeit erhalten und fih zunächft 


*) Wurde vom K. Jufligminifterium, welches fi damit einverftanden erklärt hat, am 10. September 1834 
an die Eivilfenate der übrigen Gerichtshöfe ausgefhrieben, 
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veranlaft gefeben, die K. Kreisgerichtshöfe zur Berichterftattung über die bei ifmen in bie- 
fer Hinſicht beitehende Praxis, fowie über ihre Wahrnehmungen rüdfichtlih der von auslän- 
diſchen Gerichtäftellen beobachteten Reciprocität aufzufordern. 

Nah dem Finlaufe diefer Berichte wird nun dem Senat Nachſtehendes zu erkennen 
gegeben: 

Gleich dem K. Obertribunal hat bisher Feiner der Kreisgerichtshöfe Anftand genommen, 
aud Ausländer, wenn fie ihre Armuth erwieſen haben, in jeder Beziehung zum Armenrechte 
zuzulaffen. Auch ift noch in feinem der den Gerichten bisher zur Kenntniß gefommenen, 
nicht feltenen Fälle, in welhen württembergifhe Staatsangehörige in verſchiedenen auslän- 
difhen Staaten, namentlih in Baden, Bayern, Braunfhweig, Kurheffen und Medlenburg, 
wozu nach den Juftigminifterialaften auch noch das Königreich Preußen fommt, den Genuß 
der gedachten Rechtswohlthat nachgeſucht haben, Letztere dem Württemberger, als Fremden, 
verweigert worden. 

Unter diefen Umftänden vermag man, zumal in Erwägung der für die gleiche Behand» 
lung der Inländer und der Fremden in der fraglichen Beziehung theild in dem Eingangs 
gedachten Berichte des Senats, theild in dem Minifterialerlaffe vom 9. April d. J., in Be- 
treff der Bitte des N. um Ausftellung einer Urkunde über die Zulaffung K. preußifcher Uns 
terthbanen zu dem Armenrechte, angeführten Gründe, feine hinreichende Beranlaffung zu einer 
Einleitung zu finden, daß diefe, wie es ſcheint, überall nad denfelben Grundſätzen beant- 
wortete Frage erft noch zum Gegenftande eines ausdrüdlichen Gefeges oder befonderer 
Staatsverträge gemacht werde. 

Vielmehr fann es nach der Anfiht des Unterzeichneten, in fo lange nit Fälle einer 
nachtheiligen Behandlung württembergiſcher Staatsangehöriger in der mehrerwähnten Bezie- 
bung von Seiten einzelner ausländifher Gerichte zur Anzeige fommen, füglich bei ver feit- 
herigen gleihförmigen Praxis der fämmtlihen höheren Gerichtsftellen belaffen werden; wo⸗ 
dur übrigens nicht ausgefhloffen wird, daß in Fällen, wo ein Angehöriger eines folchen 
Staates die befragte Nechtswohlthat nachſucht, von welchem mit Grund zu bezweifeln ift, 
daß deffen Gerichte einem Württemberger gleiche Rechte einräumen würden, die wirkliche 
Zulaffung des Ausländers von der Zufiherung der Reciprocität von Seite feiner Staats— 
regierung abhängig gemacht werden Fann. 

Das — — erhält nun den Auftrag, den N. in Gemäßpeit deffen zu beſcheiden, auch 
die Civilſenale der K. Gerichtshöfe hievon in Kenntniß zu ſetzen. 
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4) Erlaß des Eivilfenats des K. Dbertribunalsandie Civil— 
fenate der Kreisgerichtshöfe vom 21.Dftober 1834, 


betreffend: die Zuziehung von Oberamtsgerichtöbeifigern zu prozeßleitenden Defreten. 


Aus den von dem K. Yuftizminifterium mitgetheilten Aften über die Vifitation des 
Dberamtsgerihts — hat das K. Obertribunal erfehen, daß der Gerichtshof in — bei der 
Beſchlußnahme über prozefleitende Defrete, und zwar nicht bloß bei mündlich verhandelten, 
fondern fogar bei ſchriftlichen Prozeffen bei den Dberamtsgerichten die Mitwirkung der Ober: 
amtsgerichtsbeifiger für nothwendig gehalten und deßhalb fogar dem Oberamtsgericht — wel⸗ 
des von einer andern Anfiht ausgegangen, eine Zurechtweifung ertheilt hatte. 


Dagegen hat fih das K. Obertribunal in einem an das K. Juſtizminiſterium den 
24. December 1333 erftatteten Berichte aus folgenden Gründen erklärt: - 


Nah dem $. 44 des vierten Edikts liegt von allen bürgerlichen Prozeffen , welche vor 
den Dberamtsgerichten verhandelt werden , vorzügleih ven Dberamtsrichter die Leitung 
ob. Daß aber das Gefeg, wenn es fi) bier des Ausdruds „vorzüglic‘ umd nit 
desjenigen „ausſchließlich“ bedient, nicht eine Mitwirkung der Gerichtsbeiſitzer, fondern nur 
diejenige des Aktuars im Auge habe, welchem die Inſtruirung minder wichtiger Prozeſſe 
überlaffen werden kann, ergibt fih wohl fhon aus ver Vergleihung mit dem $: 45 ziem⸗ 
lich unzweifelhaft. Auch wird dem Oberamtsrichter fchon im $.A4 nicht bei prozeßleitenden 
Verfügungen, fondern nur bei Beratbfohlagung über die Hauptentfheidung die Er- 
ftattung eines Vortrags vor Gericht zur Pflicht gemacht. 

Nach dem $.58 kann nun zwar ferner in der Regel Feine gerichtliche Handlung ohne 
die Beiziehung von zwei Öerihtsbeifigern vorgenommen werden, aber 
daß hier unter gerichtlichen Handlungen nur Handlungen zu verfteben feien, woran die 
Parteien Theilzunehmen haben, dieß ergibt ſich abermals aus dem zwei- 
ten Sage diefes Paragraphen , welcher die Ausnahmen von diefer Regel aufführt, fo wie 
aus dem folgenden $. 59. Doc jeder Zweifel wird durd den $. 60 befeitigt, wornad die 
Gerichtsbeifiger und Scabinen zwar bei jever Verhandlung, der fie anmohnen, rinneruns 
gen maden dürfen, aber nur bei ver Entfheidung des Rechtsſtreits vie Stim- 
men der Erftern mitgezählt werden. Ebenfo foll nach $. 143 nur dann, wenn ver Ober: 
amtsrichter eine flreitige Rechtsſache zur Entfcheivung reif findet, von ihm vor dem vollfom- 
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men befegten Dberamtsgerichte in Abwefenheit der Parteien ein Vortrag erflattet werben. 
Bon einer Theilnahme der Gerichtebeifiger an prozeßleitenden Defreten erwähnt hingegen 
das Gefeg nicht eine Sylbe. 

Schon bei mündlich verhandelten Prozeffen Fonnte alfo das K. Obertribunal dieſe 
Anſicht vem Geſetze nicht angemeffen finden, noch viel weniger aber bei fahriftlichen, welde 
dem vierten Edikte ganz fremd find, das vielmehr nur beiden Parteien fchriftlihe Geſchichts— 

erzählung geftattet. Auch ift hierin durch die Novelle vom 15. September 1822 nichts ges 
| ändert, welche nur im $. 10 die Beflimmung enthält, daß zu jeder Gerichtsfigung fämmt- 
liche Gerichtsbeifiger vorgeladen werden follen, aber die Befugniffe und Verpflichtungen ders 
felben durchaus nicht erweitert. 

Der ſcheinbare Widerſpruch, welcher darin ſich befindet, daß die Gerichtsbeifiger zwar 
an der Hauptentfcheivung , aber nicht an den prozeßleitenden Verfügungen Theil zu nehmen 
haben , ift auch lelcht zu heben. Denn die Prozeßleitung ift bauptfählih nur Sade der 
Technik, welche Tegtere in der Regel wohl nur von dem Oberamisrichter und Gerichtsaktuar 
gefordert werden kann. Dagegen find mande vor den DOberamtsgerihten verhandelte Pro- 
zeffe materiell fo befchaffen, daß auch nicht gelehrte Gerichtsbeifiger mit einem gefunden Men: _ 
fohenverftande nach ihrem im Leben geübten Blicke und nad den mancherlei Kenntniffen, die 
fie fih erworben haben, ein fehr richtiges Urteil abgeben Fönnen. 

Ueberdieß gehen nur die materiellen Hauptentfcheidungen in Rechtskraft über, und biefe 
begründen alfo formelles Redt. 

Diefe Ausführung it vom K. Juftizminifterium dem Civilfenate des Gerichtshofs in — 
mitgetheilt worden, welcher dann auch nad einem Minifterialerlag vom 11. April 1834 von 
deren Nichtigkeit fih überzeugt erflärt und hienach eine Verfügung im ganzen Kreife getrof- 
fen hat. 

Da man aus neueren Alten über die Vifitation von Dberamtsgerichten aus dem — 
Kreife zu erfehen gehabt hat, daß der jenfeitige Senat ebenfalls von der Anfiht ausgegan- 
gen ift, daß wenigftens folde prozeßleitende Defrete, womit ein Präjudiz verbunden ift, ohne 
die Beiziehung von Oberamtsgerichtsbeifigern nicht befcloffen werden fönnen, fo wird mit 
Genehmigung des K. Yuflizminifteriums der Senat von den obigen ©rundfägen des R. 
Obertribunals hiemit benachrichtigt. 


5) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an den Civilſenat des 
K. Obertribunals vom 27. Auguſt 1830, 


beiveffend bie Frage: ob bei Berechnung der Appellationsſumme bie Gültrückſtände zu dem Haupt: 
beirage der Gült zu zählen feien % 


Der Senat wird aus beifolgendem Berichte des Eivilfenats des K. Gerichtshofs in 
— vom 28, Juli d. 3. erfehen, daß derfelbe in Betreff der zur Erörterung gefommenen 
Frage: ob bei Berechnung der Appellationsfumme die Güftrüdflände zu dem Hauptbetrage 
ver Güft zu zählen feien? aus den indem Vortrage des Referenten näher entwidelten Grün- 
ben, der von. dem Senat in dem Erlaſſe an den Gerichtshof vom 12, April 1836 ausge 
gevrüdten verneinenden Anſicht beigetreten ifl. 

Da man aud dieffeits dem fraglichen Ergebniffe beizupflichten feinen Anftand nimmt, 
fo.wird der Senat zu Erzielung einer gleihförmigen Behandlungsweiſe beauftragt, nicht nur 
den Gerichtshof zu — zu befheiden, fondern aud, unter Hinweifung auf die Ausführung 
des Lepteren, die übrigen Gerihtehöfe von dem, mit Vorwiſſen und Billigung des Juſtiz⸗ 
minijteriums, angenommenen Grundfage in Kenntniß zu fegen. 


6) Erlaßpes Eivilfenats des R. Obertribunals an die K. Gerigte 
böfevom 14. März 1837, 


beireffend: die Beitreibung gerichtlich feflgefegter Abvofatengebühren und Auslagen in Prozeßſachen. 


Nachdem die Berichte der Civilfenate der vier Kreisgerichtshöfe in Betreff der Anfrage 
der K. preußifhen Gefandtfhaft wegen Beitreibung gerichtlich feftgefegter Gebühren und 
Auslagen in Prozeßfachen eingefommen waren, hat der Eivilfenat des K. Obertribunals an 
das K. Yultizminifterium ven über viefen Gegenftand abverlangten Bericht erflattet und in 
demfelben feine Anfiht dahin ausgefprocen : 

1. Den beſtehenden Gefegen fei es nicht gemäß, wenn auf Anrufen desjenigen, welcher 
zur Bezahlung feiner defretivten Gebühren und Auslagen in Güte nicht gelange, 
fogleih das Erefutioverfahren eingeleitet werde. 

Nah dem Art. 17 des Erekutionsgefeges könne zur Exekution alsdann gefchrit- 
ten werden, wenn die Verbindlichkeit, welche erfüllt werden ſoll, anerfannt, oder 
rechtefräftig entſchieden fei. 
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Werde nun in einem Rechtsſtreite ein richterliches Erfenntniß gefällt, fo werde 
allerdings auch über den Koftenpunft erkannt; aber nur in fo weit, daß beftimmt 
werde, ob die eine Partei der andern die Koften zu erfegen, oder ob jede Partei 
ihre Koften zu tragen babe. 

Darüber hingegen, wie viel eine Partei ihrem Rechtsanwalte zu bezahlen, 
ober die eine Partei der andern zu erfeßen verbunden fei, werde feine Entſcheidung 
gegeben, und es könne dieß nicht gefchehen, weil in der Regel die Koftenverzeich- 
niffe erft nachher zur Defretur vorgelegt werden. 

Wenn daher nah Eröffnung des Erfenntniffes die Dekretur der Prozeßkoſten 
erfolge, fo könne diefelbe, obgleich das Erfenntniß felbft rechtskräftig geworden fri, 
nicht als eine rechtskräftige Entſcheidung angefehen, fomit der erwähnte Artifel nes 


Exekutionsgeſetzes hierauf nicht angewendet werben. Ebenfo wenig fünne 


u, 


IV, 


das durch die Verordnung vom 16. März 1808 eingeführte außergerichtliche Eon- 
tumazialverfahren hier Plap greifen, weil die Forderung nicht auf einer unvermerf- 
lichen ſchriftlichen Urkunde beruhe. 

(IV. Edikt vom 31. December 1818, $. 186.) 

Bielmehr feien y 
Klagen auf Bezahlung richterlich defretirter Prozeßloſten zunächft, wie andere un- 
flreitige Schuloflagen, zu behandeln, und daher bei der hiezu geeigneten Stelle 
anzubringen. (IV. Edikt $. 188.) 

Werde nun die Forderung ganz oder theilmeife anerkannt, fo fei wegen der 
ganzen Forderung oder des anerkannten Theils das Erekutivverfahren in dem ge: 
feglihen Wege einzuleiten. 

Werde aber die Forderung ganz oder theilweife beftvitten, und die für die 
Schuldklage zuftändige Stelle fei nicht dieſelbe, welde die Prozeßkoſten defretirte, 
fo fei das Beftrittene an ven Richter zu verweifen. 

Nah gefepfiher Beſtimmung folle ver in der Hauptfache zuftändige Nichter auch 
über. die in diefer Sache incidenter angeregten Präjudicialpunfte entfcheiven, und 
hieraus habe die Praxis den allgemeinen Grundfag gebildet, daß der Richter der 
Hauptfahe auch über alle damit verbundenen Nebenfahen zu entſcheiden habe, 
wenn ihm nur über Sachen diefer Art überhaupt Gerichtsbarkeit zukomme. 
(Scheurlen, der deutſche gem. und württemb. Civilprozeß, Bo. I. $. 80. S. 263.) 


VI 
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Diefe Praris habe einen fehr guten Grund, weil offenbar wegen des genaues 
ren Zufammenhangs, in weldem der Koftenpunft mit der Hauptfache fteht, Strei⸗ 
tigfeiten über die Koften am leichteften und ficherfien von dem Richter entfchieden 
werden, vor welchem die Hauptſache verhandelt worden ift. 

Zwar müffe, wenn man den Gerichtsftand der materiellen Eonnerität annehme, 
der Württemberger, welcher vor einem ausländifhen Gerichte in einen Prozeß ver 
widelt war, bei einem über ven Betrag der Prozeßkoſten entſtehenden Streite dem 
Ausſpruche eben diefes ausländifchen Gerichtes fich unterwerfen ; aber ganz in dem 
gleichen Falle. befinde filh ver Ausländer, welcher vor einem württembergiſchen Ge- 
richte ‚einen Prozeß zu führen hatte, indem auch er bei Streitigkeiten über bie 
Prozeßkoften den Richter ver Hauptfache, alfo das württembergifhe Gericht, als 
zufländig anerkennen müffe. 


. Indeſſen Fönne nicht jeder Widerſpruch gegen die in Prozeßſachen gerichtlich feſtge— 


festen Gebühren und Auslagen bewirken, daß fofort über das Beftrittene eine 
förmliche progeffualifche Verhandlung einzuleiten und der Streit durch ein der en 
kraft fähiges Erfenntniß zu entſcheiden fei. 

Diefes fei vielmehr nur dann nöthig und zuläffig, wenn’ das Zharfäclige, mas 
einer Anrechnung zum Grunde liegt, aus den Prozehakten felbft nicht erhelle, wenn 
3. B. nicht daraus erfehen werben könne, ob das bezeichnete Gefchäft wirklich ver- 
richtet, oder die angebliche Auslage wirklich gemacht, oder ver behauptete befondere 
Auftrag zu Vornahme eines Gefhäfts wirklich ertheilt worden fei, wo daher vie 
Dekretur unter der ausprüdlich erklärten, oder flillfchweigenden TIER ber 
Richtigkeit der faktifhen Grundlage geſchah. 

Werde hingegen die Tarmäßigkeit des befretirten Betrages angefochten, ſei es, 
daß nach der Behauptung des einen Theile zu viel, nah der Behauptung des 
andern Theils zu wenig als paffirlih erkannt worden feyn foll, fo finde nur eine 
einfache Beſchwerde bei vem höheren Richter Statt. 


Wenn ein württembergifcper Untertban vor einem ausländifchen Gerichte einen Pro- 
zeß zu führen hatte, und fi hiebei eines ausländiihen Mandatars bediente, dieſer 
aber von feinem Mandanten die Bezahlung der gerichtlich feftgefegten Gebühren 
und Auslagen in Güte nicht erlangen Fann, und daher gegen bvenfelben in Würt⸗ 


temberg zu Magen genöthigt ift, fo fei in diefem Falle die Klage zunächft auch wie 
eine Schuldklage zu behandeln. 

Werde dann die Sache flreitig, fo fei fie an ven ausländifchen Richter der Hauptſache 
zu verweifen, und deffen Ausſpruch in Württemberg zu vollziehen: vorausgefegt, daß 
auch dem württembergifchen Mandatar, welcher einen Ausländer vor einem württember⸗ 
giſchen Gerichte vertrat und die von diefem Gerichte dekretirten Prozeßkoſten gegen 
den Mandanten bei der ausländifhen Behörde einklagt, ganz die gleiche Behand» 
fung mie dem Inländer zu Theil werde. 

Das K. Zuftizminifterium hat fi mit der in dem Vorſtehenden entwickelten Anficht des 
vieffeitigen Senats einverftanden erklärt und denfelben angemiefen, die nachgefegten Gerichte 
blernach zu beſcheiden *). 

Dem Senate wird daher Solches zur eigenen Nachricht und zur Bekanntmachung an 
die untergeorbneten Bezirksgerichte eröffnet. 


7) Erlaß des Eivilfenats des R. Dbertribunals an die Eivilfenate 
der Gerichtshöfe vom 23. Oktober 1838, 


betreffend: die Behandlung der Ladungen und Infinuationen an Militärperfonen in Civilſachen. 


Zu Erzielung eines gleihförmigen Verfahrens bei Ladungen und Infinuationen der 
Civilgerichte an Militärperfonen wird in Uebereinftimmung mit dem K. Oberkriegsgerichte 
und mit Genehmigung des K. Juftizminifteriums Folgendes verfügt: 

1) In allen Fällen, wo das perfönliche Erſcheinen einer zum präfenten Stande gehö- 
rigen Militärperfon vor. dem Civilrichter erfordert wird, erfolgt die Ladung des 
Gerichts nicht unmittelbar, fondern auf Requifition des Legteren durch Vermittlung 
der vorgeſetzten Militärftelle, 


4 
H Siehe auch die Belanntmahung des K. Zuftigminifteriums, betreffend eine Vereinbarung mit ber K. preu- 
hiſchen Regierung wegen Beitreibung gerichtlich fefigefeßter Gebühren und Auslagen in Prozeßſachen, vom 24, No« 
vember 1838 (Reg.Blatt S. 624), Nach zweien Beſchlüſſen des Eivilfenats des K. Obertribunals vom 5. Sep- 
tember 1843 und vom 21. Januar 1851 finden bie Beftimmungen obigen Erlaffes feine Anwenbung, gegenüber von 
denjenigen Staaten mit welchen Jurisviftionsverträge beftehen. 
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2) Wenn aber eine Militärperfon vom präfenten Stande in Angelegenheiten des bür- 
gerlihen Rechts zu einer Verhandlung vor den Eivilrichter vorgeladen wird, wobei 
das perfönliche Erfcheinen nicht unumgänglich erfordert wird (meil man 
fih entweder fehriftlich erklären, oder dur einen Anwalt vertreten laffen oder dem 
angedrohten Präjudiz fih unterwerfen Fann), deßgleichen, wenn fonft eine gerict- 
fie Infinuation an eine zum präfenten Stande gehörige Militärperfon zu maden 
ft, fo geſchehen 

a) bei Offizieren die Ladungen und Infinuationen der Eivilgerihte unmittelbar 
an die Perfon der Betheiligten, wogegen diefe den @ivilgerichten die Em- 
pfangsbefcheinigung, wenn folde verlangt wird, unverweilt zuzuftellen haben. 

Den Legteren bleibt übrigens unbenommen, fi in den Fällen, in 
melden ihnen eine Empfangsbefcheinigung zu rechter Zeit nicht zukommt, an 
das betreffende Militärfommando zu wenden. Findet ein vorgeladener Dffi- 
zier feinem Intereffe angemeffen, vor dem Givilgerichte perfönlih zu erſchei— 
nen, und würde er etwa durch Dienfigefchäfte hieran verhindert ſeyn, fo ift 
es feine Sache, entweder die Verlegung des Termine bei dem Gerichte oder 
die Befreiung von den Dienftgefhäften für die Zeit des Termine bei ſei— 
nem Kommando felbft nacdhzufuchen. 

b) Bei Unteroffizieren und Soldaten vom präfenten Stande aber werden ber- 
gleihen Borladungen und Inſinuationen nicht den Betheiligten felbft, fondern 
dem betreffenden Regimentsfommando, jedoch ohne fürmliches Nequifitiong- 
fehreiben eingehändigt, und Lesteres ift verbunden, die Eröffnung rechtzeitig 
vornehmen, wie ſolches geſchehen, beurfunden, nad Umſtänden dem Betheiligten 
die geeignete Belehrung ertheilen, und endlich bei eberfendung der Empfangs- 
Befcheinigung an das Civilgericht bemerken zu laffen, wenn etwa am Ter- 
minstage eine dienftliche Verhinderung dem perfönligen Erſcheinen des Bors 
geladenen im Wege ftehen follte. 

Hiernach hat fih der Eivilfenat des K. Gerichtshofs in vorkommenden Fällen zu achten, 

und find die demfelben untergebenen Bezirksgerichte in gleicher Weiſe zu beſcheiden. 
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8) Erlaßdes R. Juffizminifteriumsan den Civilſenat des K. Ge— 
richtshofs in — vom 8, April 1839, 


betreffend: den Sportelanfas in Prozeßſachen, in welchen nad beſchloſſenem Erfenntniffe, aber vor 
beffen Eröffnung die Parteien ſich vergleichen, oder ber Kläger auf die Klage verzichtet. 


Deffen Anfragebericht vom 17. Januar d. %., in Betreff des Sportelanfages in Pro- 
zebfachen, in welchen nach befchloffenem Erkenntniſſe, aber vor deſſen Eröffnung die Par- 
teien fi vergleichen, oder der Kläger auf die Klage verzichtet, hat man feiner Zeit erhalten, 
und läßt dem Senat hierauf die von dem Civilfenate des K. Obertribunals eingezogene 
gutächtlihe Aeußerung zur Einfiht mit dem Anfügen zugehen, daß man bei der von dieſer 
oberften Gerichtöftelle ausgefprochenen, mit dem Erachten des Senats übereinftimmenden An- 
fiht nichts zu erinnern gefunden habe. 


Beriht des Civilſenats des K. Obertribunals an das K. Juftiz- 
miniſterium vom 2. April 1839. 


Nachdem uns unter dem 23. Januar d. J. der zurückangeſchloſſene Bericht des Civil— 
fenats des K. Gerichtshofs zu — in Betreff des nebenbemerkten Gegenftandes zur gutädht- 
lihen Aeußerung mitgetheilt worden war, haben wir zunächſt die Civilfenate der Gerichts- 
böfe zu — zum Berichte darüber aufgefordert, wie dergleichen Fälle bisher dafelbft behan- 
delt worden feien. 

Aus ten eingefommenen, bier beiliegenden Berichten ergibt fih, daß bei diefen Sena— 
ten die Erfenntnißfportel überall nur dann zur Anwendung fommt, wenn das Erfenntniß 
wirklich eröffnet, nicht aber, wenn der Prozeß nach der Beſchlußnahme über das Grfenntniß, 
jedoch vor deſſen Eröffnung, dur Vergleich oder Verzicht erledigt worden if. 

Ebenfo wurde die Sache bisher bei dem Civilſenate des Obertribunals behandelt, und 
wir zweifeln nicht an der Nichtigkeit diefer Behandlungsmweife, weil ein Erfenntniß erft durch 
die Gröffnung wirkſam wird, die Erkenntnißfportel aber ein wirffames Erkenntniß voraus— 
fest, und weil die Sportel nad der Art der Erledigung des Prozeffes fich richtet, ein Pro- 
zeß aber, bei welhem vor Eröffnung des befchloffenen Erfenntniffes ein Vergleich oder 
Klageverziht eingetreten iſt, nicht durch Erkenntniß, fondern durch Vergleich oder Verzicht 
erledigt worden ift. 


35 


Sollte, wofür allerdings Gründe fprechen , die Erfenntnißfportel ſchon durch die richter- 
lihe Beſchlußnahme über das Erkenntniß, nicht erft durch die Eröffnung deffelben begründet 
werden, fo wäre diefes, mie ung ſcheint, erft noch gefeglich feflzufegen. 


9) Erlaß des K. Jufizminifteriums an die Eivilfenate der 
K. Gerichtshöfe vom 30. Juli 1839, 


betreffend : die Vertretung ber Gemeinden in Eivilrechtöftreitigfeiten, wenn ber Gemeinberath wegen 
Betheiligung feiner Mitglieder, oder der Mehrzahl derfelben, fie nicht vertreten kann. 


Aus Anlaß einzelner Fälle ift bei ven Minifterien der Yufliz und des Innern und bei 
dem Obertribunal die Frage zur Erörterung gelommen, wie eine Gemeinde in einem Eivil- 
rechtsſtreite zu vertreten fei, wenn der Gemeinderath derfelben, wegen Betheiligung feiner 
fämmtlichen Mitglieder, oder deren Mehrzahl, fie nicht vertreten könne. 

Es wurde hiebei von allen Seiten anerkannt, daß dieſe Frage in unferen Gefegen 
nicht entfchieven fei, va über die Verwaltung der Rechte ver Gemeinden nur der $. 65 der 
Berfaffungsurfunde und die $6.3, 4 und 21 des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 
Beftimmungen geben, in beiven Gefegen aber der Fall der Verhinderung des Gemeinderaths 
nicht vorgefehen ifl. 

Ferner fonnte nicht beftritten werden, daß es ein anerfannter, im Wefen der Juſtiz— 
pflege liegender Grundfag fei, daß der Richter feine Entſcheidungen ftets auf den Grund des 
beftehenden Rechtes zu geben habe; daß es unzuläffig wäre, eine Rechtshülfe fuchende Partei 
unter dem Vorgeben zurüdzumweifen, es fehle in den Gefegen an einer Entſcheidungsnorm; 
daß vielmehr in einem ſolchen Falle der Richter auf die, das pofitive gefchriebene Recht er= 
gänzenden Rechtsquellen, auf die Natur der Sache, die Rechtsanalogie und die allgemeinen 
Rechtsprincipien refurriren müffe. 

Hiernach blieben nur zwei mögliche Anſichten übrig, die Anfiht, daß in dem fraglichen 
Falle den Gliedern der Gemeinde überlaffen werben müffe, die Gemeinde Hagend oder 
vertheidigend zu vertreten, und die Anfiht, daß von der nächften Auffihtsbehörde ein Ver— 
treter der Gemeinde aufzuftellen fei. 

Nun mußte aber zugegeben werden, daß die erſtere Anficht nicht nur dem Geifte ver 
angeführten Gefege, fondern auch einer ausprüdlichen Beflimmung des Verwaltungsedikts 


entgegen fei; denn nad $.47 des Lestern hat die Bürgerfchaft feinen unmittelbaren Tpeil 
an der Verwaltung; es ift alfo jener erfte Weg ausprüdlic durch das Gefeg ausgeſchloſſen. 
Dagegen foll nad $.65 überall, wo das Intereſſe ver Gemeinde und ihrer Verwalter, der 
gegenwärtigen Bürgerſchaft und der künftigen Gemeindegenoffen getheilt it, die Thätigfeit 
der, die Aufficht führenden Negiminalbehörde eintreten; es liegt alfo hierin die Befugniß und 
die Pflicht der Auffichtsbehörve, der Gemeinde einen Vertreter zu beftellen, wenn ihr ordent⸗ 
liches Organ in einem einzelnen Falle an der Vertretung verhindert il. Hiegegen läßt 
fih auch nicht einwenden, daß die Auffichtsbehörde in das Selbftverwaltungsreht der Ge— 
meinden eingreife, da fih jene der Verwaltung der Gemeinde erſt dann annimmt, wenn 
wegen Mangels eines gefeglihen Organs das Selbftverwaltungsredht der Gemeinden auf 
‚gehört hat, folhes mithin gar nicht mehr ausgeübt werden Fann. 

Hiernach wurde von den vorgenannten Stellen allerfeits anerkannt, daß den Gerichten 
zwar zukomme, den Punkt ver Legitimation zum Prozeffe zu ordnen, in dem fragliden 
Falle mithin zu erkennen, daß der Gemeinderarh wegen Betheiligung feiner fämmtlichen 
Mitglieder, oder deren Mehrzahl, unfähig und daher ein anderer Vertreter der Gemeinde 
zu beftellen fei, daß aber ſodann dieſe Beftellung der Auffichtsbehörde zuftehe. 

Diefe Anfiht der genannten Behörden wird nun dem Senate unter dem Auftrage 
eröffnet, mit derfelben auch die Bezirksgerichte des Kreifes bekannt zu machen. 


10) Erlaßves Eivilfenats des K. Obertribunals an die Civil— 
fenateder vier Kreisgerichtshöfe vom 15, November 1842, 


betreffend: die Zulaffung von nicht zur Nechtspraris ermächtigten Perfonen zur Schriftverfaffung 
in Prozeffen, welche bei den Bezirksgerichten verhandelt werben, 


Aus Beranlaffung eines Specialfalls, worüber von dem Civilfenat des K. Gerichts- 
bofs zu — Beridt an das K. Juftigminifterium erflattet wurde, ift die früher erörterte 
Frage über die Zulaffung von nicht zur Rechtspraxis ermächtigten Perfonen zur Schrift 
verfaffung in Prozeffen, welche bei ven Bezirkegerichten verhandelt werden , neuerdings Ge- 
genftand redptliher Prüfung geworden. Der von dem K. Yuftizminifterium erhaltenen WBei- 
. fung zufolge, wurden die Civilfenate der Kreisgerichtshöfe unter dem 14. Januar d. J. zum 
Berichte aufgefordert: ob auf die dieffeitigen Erlaffe vom 5. März, beziehungsweife 29. April 


1836, den erwähnten Gegenftand betreffend, eine Verfügung , und welde, an die Bezirks⸗ 
gerichte ergangen fei ? 

Nachdem die fämmtlichen Berichte eingefommen waren, hat man jene Frage wieder- 
holt in Berathung gezogen, und es hat ſich hierüber folgende Anſicht gebildet: 

In dem vierten Coifte vom 31. December 1818 ift eine andere fohriftliche Rechtsaus— 
führung, als beim Befchluffe der Inſtruktion ($. 121) nicht verftattet. 

Nur die Rechtsregel, worauf jede Partei ihren Anſpruch gründet, kann nad dem $. 70 
einfach und kurz angedeutet, auch der Widerſpruch ver einen Partei gegen die von ihrem 
Gegner in rechtlicher Beziehung aufgeftellte Behauptung im Allgemeinen bemerkt, rechtliche 
Ausführungen aber können nicht in das Protofoll aufgenommen, und ebenfowenig bei den 
Verhandlungen über die Inftruftion zu den Alten gegeben werben. 

Mit der fchriftlichen Geſchichtserzählung fann zwar nad den $$.84 und 95 die Be— 
fimmung des Ausſpruchs des Klägers verbunden werden, aber eine Nedtsausführung it 
weder hier, noch bei der Antwort des Beklagten zuläflig. 

Abweichend von den Beftimmungen des vierten Edikts ift in der Juſtiznovelle $. 13 
den Parteien zu jeder Zeit der fehriftliche Vortrag von Klage und Antwort verftattet, auch 
eine fchriftliche Replif und Duplif auf Bitten der Parteien und nad Erforderniß der durch 
das Gericht zu ermeflenden Umftände zuläffig; es dürfen aber nad dem $. 18 vie nun (im 
$. 13) geftatteten eigentlichen Schriftfäge bei der Inftruftion und vor dem Beweisverfahren, 
fo oft damit eine Redtsausführung verbunden wird, nur dann von dem Gerichte angenom- 
men werden, wenn fie entweder von der Partei oder einem Advokaten verfaßt find. 

Zwar ift in dem $.18 den Parteien, wenn fie bei dem mündlichen Verfahren vor oder 
an der zur Verhandlung beftimmten Tagfahrt einfache ſchriftliche Erflärungen, als Grund» 
fage der mündlichen Verhandlungen übergeben wollen, ſolches nicht nur freigeftellt, fondern 
fie können fih auch zu deren Entwerfung irgend eines Dritten, der ihr Vertrauen befigt, 
nad freier Wahl bedienen; aber unter ven einfachen fehriftlihen Erflärungen können, da fie 
den nun geftatteten eigentlihen Schriftfägen entgegengefegt find, mit welchen eine Rechts: 
ausführung verbunden werden darf, nur Vorträge rein faftifhen Inhalts gemeint feyn. 

Ueberhaupt findet fih weder in dem Evifte, noch in der Novelle eine Beftimmung, 
welche demjenigen, der nicht Advokat, aber Bevollmächtigter der Partei if, vie Befugnif ein» 
räumte, Schriften für fie zu verfaffen, mit denen eine Rechtsausführung verbunden ift. 

Der Gefepgeber wäre auch durch eine folde Einräumung mis ſich ſelbſt in einen Wiver- 
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ſpruch gerathen, indem er auf der einen Seite den Gerichten unterfagte, Schriften mit einer 
Rehtsausführung anzunehmen , welche nicht von einem Advokaten verfaßt find, auf der an⸗ 
dern Seite aber ven Parteien unbenommen wäre, diefes Verbot dadurch zu umgehen, daß 
fie Jemand, der nicht Advokat if, als Bevollmächtigten aufftellen und ſich feiner zu Abfaffung 
von Schriften mit einer Rechtsausführung bedienen. 

Mit der auf vorbemerfte Weife entwidelten Anficht, wornach in Rechtsſtreitigkeiten, 
welche bei ven Bezirksgerichten verhandelt werden, der Bevollmächtigte einer Partei, als 
folder, d. h. wenn er nicht zur Rechtspraris ermächtigt ift, die Befugniß nicht hat, Schrif- 
ten zu verfaffen, welche eine Rechtsausführung enthalten, hat fih das K. Juftizminifterium 
einverflanden erklärt. 

Zu Erzielung einer gleihförmigen Behandlung diefes Gegenftandes wird nun in Ge— 
mäßheit Juftizminifterialerlaffes der Senat von jenem einftimmig gefaßten Befchluffe in 
Kenntniß gefegt, um fi nicht nur felbft in vorfommenden Fällen darnach zu achten, fon- 
dern auch die ihm untergebenen Bezirfsgerichte hierzu anzuweifen*). 


11) Erlaß des Civilſenats des K. Obertribunals anden Civil— 
ſenat des K. Gerichtshofs zu — vom 14. Februar 1843, 


betreffend: die Belehrung der Parteien über die Appellationsnothfriſten bei deſertoriſchen 
Erfenntniffen. 


Den Beriht vom 22. Oktober v. J., betreffend die Belehrung der Parteien über die 
Appellationsnothfriften bei defertorifchen Erfenntniffen, hat man den Eivilfenaten der andern 
Gerichtshöfe zur Aeußerung mitgetheilt. 

Wie diefe Senate fih geäußert haben, ift aus den angefehloffenen Berichten zu erſehen. 

Man hat fofort dem K. Juftizminifterium unter Vorlegung ſämmtlicher Berichte vor- 
getragen, daß nad dieffeitigem Erachten, aus ven in den Berichten der Eivilfenate zu u. f. w. 
angeführten Gründen, bei der Eröffnung der von ven Gerichtshöfen gefällten deſertoriſchen 
Erfenntniffe eine Belehrung der Partei, gegen welche defertorifh erfannt wird, über die 
Formalien und Fatalien der Appellation, allerdings nöthig fei, wenn die zur Berufung an 
das DObertribunal erforderlihe Summe vorhanden ift. 





*) In ähnlichem Sinne enifchied der Eivilfenat des K. Obertribunald am 12, März 1850. 
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Auh hat man für zweckmäßig gehalten, wenn mit der Belehrung über die Zuläffigkeit 
des Rechtsmittels der Berufung und die zu beobachtenden Formalien und Fatalien, zugleich 
die weitere Belehrung ertheilt wird, 

daß es dabei allein darauf ankomme, ob die geſetzlichen Voraus ſetzungen zu 
Ausſprechung eines deſertoriſchen Erkenntniſſes vorhanden geweſen ſeyen, und daß 
nur in dieſer Richtung die Partei mit einer Beſchwerde gegen daſſelbe gehört 
werden könne, daß aber, wenn ſie um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen den Ablauf der neunzigtägigen Nothfriſt zu bitten beabſichtige, ein ſolches 
Geſuch bei demjenigen Richter, welcher das deſertoriſche Erkenntniß fällte, anzu— 
bringen und damit eine Ausführung der Beſchwerden gegen das Erkenntniß der 
vorhergehenden Inſtanz zu verbinden ſei. 

Das K. Juſtizminiſterium hat ſich hierauf in einem Erlaſſe vom 6. d. M. mit der 
Ausführung des dieſſeitigen Senats einverſtanden erklärt und denſelben angewieſen, die Ci— 
vilſenate der Gerichtshöfe in der vorgeſchlagenen Weiſe zu beſcheiden, mas hiermit zur Nachs 
achtung eröffnet wird. 


12) Befhluß ves Eivilfenats des KR. Obertribunals vom 15. Auguſt 1843, 
betreffend: die Zuläffigfeit von Rechtsmitteln in Wechfelfachen, 


In der Appellations- und Nichtigleitsflagfache von dem Gerichtshofe zu —, als Wedh- 
felgeriht, zwifchen dem Fabrifanten N. und dem Handelsmann N. wurde angenommen, 
daß in Wechfelfachen Feine Rechtsmittel zuläffig feien, außer bei der Reconvention. Es könne 
nämlih aus dem $.1, Cap. 9 ver Mechiel- und Wechfelgerichtsorpnung nicht gefolgert wer- 
den, daß in illiquiden eigentlihen Wechfelfahen Rechtsmittel flatt finden; denn 

a) ſchon an ſich Taffe fich nicht annehmen, vaß der Gefepgeber die Zuläffigkeit eines 
Rechtsmittels von der Liquidität oder Jlliquidität des Anfpruds habe abhängig 
machen wollen, weil hiernach der DOberrichter die Sache einer materiellen Prü- 
fung zu unterwerfen hätte, um die formelle Seite -— feine Competenz — beur- 
theilen zu fönnen. 

b) Unter Tiquiven Wechfelfachen verftebe das Gefes die eigentlihen Werhfelfachen. 
Dieß ergebe fih aus der Auffchrift des $.1, „ob gegen das Verfahren nach 
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Wechſelrecht zu appelliren,” wornach alfo für alle Ceigentlihen) Wechfel- 
fachen eine Beftimmung habe gegeben werden wollen, fowie daraus, daß den li» 
quiden Wechfelfachen nicht die illquiden entgegengefegt worden feien, fondern die 
Wivderflagen. ($. 2 a. a. D.) 
ce) Beftätigt werde diefe Auslegung dadurch, daß über das Verfahren bei Appella- 
- tionen in illiquiven Fällen, namentlich binfihtlih der Fatalien , feine befonderen 
Vorſchriften ertheilt worden feien, denn es fei nicht mohl denkbar, daß der Ge- 
feßgeber die Abfiht gehabt habe, dießfalls die dem Geifte des Wechfelprozefles 
widerfprechenden Normen für andere bürgerliche Rechtsſachen beftehen zu laffen. 


13) Befhluß des EivilfenatspesR. Dbertribunals vom 
15. Auguft 1843, 


betreffend: den Sportelanfag für ein, die Klage als zu früh angebracht, abweiſendes Urtheil. 


Der $. 86 des vierten Edikts fhreibt vor, daß der Kläger durch ein nicht in Rechts— 
kraft übergehendes Defret vorläufig mit der Klage zurücdzumeifen fei, wenn in irgend einer 
Beziehung ein dem ordentlichen Rechtsgang im Wege ſtehender Mangel fi ergebe, der fi 
zur Zeit nicht befeitigen laſſe. Hierunter ift nur der Fall verflanden, wenn es fi von eis 
nem der Klage im Wege ſtehenden Hinderniffe handelt, das der Kläger felbft als ſolches an- 
äuerfennen nicht umhin Fann, wenn es alfo 3. B. an der Legitimation zur Sade auf Seite 
des Klagers oder des Beklagten fehlt, oder die Klage noch nicht nata ift, dem Kläger aber 
dieß bei Anftellung der Klage bloß entgangen if. Behauptet dagegen der Kläger, daß er 
der rechte Kläger, oder der Beflagte der rechte Beklagte fei, oder daß die Klage jegt ſchon 
angeftellt werden könne, fo erfcheinen verlei Fragen nicht mehr als Hinderniffe, welde dem 
ordentlichen Rechtsgange im Wege ftehen, fondern fie bilden vielmehr mit einen Gegenſtand 
des Streits, und es ift ebenveßhalb in ſolchen Fällen durch förmliches Erfenntniß darüber 
zu entfcheiden. Aus demfelben Grunde kann es aber auch Feinem Anſtande unterliegen, 
für verlei Entſcheidungen, wenn ſchon der Kläger nur zur Zeit oder wegen mangelnder 
Sad) - Legitimation mit der Klage abgewiefen wird, eine Sportel anzufegen und zwar die 
volle Erfenntnißfportel*), da die Entfcheivung eine materielle if. Auf ver andern Seite 


Vergl. auch den Erlaß des Eivilfenats des K. Obertribunalg vom 29, Oftober 1850. Hiernach Nro, 26 


41 


hat in dem Falle, wenn der Richter von Amts wegen den Kläger wegen mangelnder Legi- 
timation zur Sache, oder zw früh erhobener Klage zurüdmeist, ohne daß viefe ragen zum 
Gegenſtand des Streits gemacht worben find, oder gemacht werden wollten, vie Zurüdmwei- 
fung mit der Klage dur bloßes Dekret zu geſchehen, und ein Sportel:Anfag zu unter: 
bleiben, ohne daß darauf etwas anfommt, ob über die Klage bereits Verhandlungen einge: 
leitet worden find, oder nit; denn hinfihtlih der Art der Entſcheidung fann dieß einen 
mwefentlichen Unterfhied nicht begründen, und wenn auf der $. 86 des IV. GEvifts als Regel 
voraudfept, daß die vorläufige Zurüdweifung des Klägers mit der Klage vor Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens gefchehe, fo kann doch der Anwendung der gedachten Vorſchrift 
auch in dem Falle, wenn der Richter erſt nad eingeleiteter Verhandlung fih von dem Bor: 
handenſeyn eines der dort bezeichneten Mängel überzeugt, nichts im Wege fteben ; nament- 
lich aber Fann der Punkt der Prozeßkoften für fi$ allein feinen Grund abgeben, um ein 
förmliches Erkenutniß auszufprechen , indem es eines Theils einer gerigtlihen Entſcheidung 
über die Prozeßfoften überhaupt nicht bedarf, wenn dieß von den Parteien nicht verlangt 
wird, andern Theils in diefem Falle das Erkenntniß fih auf die Koſten befcpränten kann. 


14) Befhluß des Eivilfenats des K. Obertribunals vom 
21. Dftober 1844, 


betreffend: ben Sportelanfag bei einem Verzicht auf ein purififatorifches Erfenntnig. 


In der Apellationsfache zwiſchen u. f. m., Rauffhillingsforderung, nun Wiedereinfegung 
— wurde der Grundſatz ausgeſprochen: 
daß, wenn der in einem bedingten Erkenntniſſe einer Partei auferlegte Eid ge— 
ſchworen, auf den Ausſpruch eines purifikatoriſchen Erkenntniſſes aber verzichtet 
wird, nicht die Erkenntniß⸗, ſondern nur die Verzichtsſportel, d. h. der hälftige 
Betrag anzuſetzen ſei *). 


— — 


) Beral. auch dem Erlaß des Civilſenats des K. Obertribunals vom 29. Nov. 1836, betreffend den Sportel⸗ 
anſatz im alle eines, nach Fällung eines bedingten Erkenntniſſes zu. Stande iss — erfien 
Grg. Band. z. Rep. Blatt, ©: 59, 


15) Erlaß des KR. JZuftizminifteriums an die Civilfenate des K. Ober— 
tribunals und der R. Gerichtshöfe vom 26. September 1846, 


betreffend: die Unzuläffigfeit amtlicher Requifitionen an K. Belgiſche Behörden, in privatrechtlichen 
Streitfachen. 

Da nad einer von dem K. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten unter dem 
21. d. M. aus Veranlaffung eines Spezialfalls anher gemachten Mittheilung nad den in 
dem Königreiche Belgien beobachteten Grundfägen Requifitionen im amtligen Wege bei blos 
privatrechtlichen Streitfachen nit zuläffig find, fondern in folhen Fällen die Parteien felbft, 
in dem jenfeits vorgefchriebenen Formen, die betreffende Gerichtsbehörde anzugehen haben; 
fo wird foldhes dem Senate andurd zu erkennen gegeben, und find hievon auch die Bezirks— 
gerichte des Kreifes in Kenntniß zu fegen. 


16) Erlaß des Eivilfenats des R. Dbertribunals an die Civil— 
fenate der 8. Kreisgerihtshöfe vom 22. März 1847, 


betreffend: die Deferviten der Rechtsanwälte, welche in früherer Inſtanz Schpriftverfafler waren, für 
bas wiederholte Leſen der Alten, 


Ueber vie Frage, ob in der höhern Inſtanz die Anrechnung öffentliher Rechtsanwälte, 
welche bereits in früherer Inſtanz Schriftverfaffer gewefen find, für mwiederholtes Lefen der 
Akten früherer Inftanz zuläffig fei, hat man unterm Heutigen Berathung gepflogen, und 
hiebei folgende Grundfäge, welche man fünftig vieffeits zu befolgen gedenkt, aufgeftellt : 

In der Negel ift eine Anrechnung für wiederholtes Lefen derfelben Akten nicht zuläffig, 
felbft nicht in dem Falle, wenn inzwifchen längere Zeit, binnen welcher der Anwalt in der 
Sache thätig zu feyn feine Veranlaſſung hatte, verftrichen if. Denn gewöhnlich wird durch 
die in den Händen des Anwalts befindlichen Manual-Aften und Excerpte aus den früheren 
Akten die wiederholte Einfiht ver Gerichts-Akten entbehrlih, und für die Durchſicht viefer 
Manual-Akten ift eine befondere Anrechnung deßwegen unftatthaft, weil foldes zu den Vor— 
arbeiten eines Schriftfages gehört, wofür der Anwalt dur die Anrechnung für Legteren 
belohnt iſt. Der Umftand, daß etwa inzwifchen längere Zeit verftrichen if, binnen welder 
der Anwalt zu einer Thätigkeit nicht veranlagt war, und die näheren Verhältniſſe des Falles 
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feinem Gedächtniſſe entfchwunden find, kann hieran nichts ändern, weil foldes mehr oder 
minder bei jeder neuen Arbeit, auch in der nämlichen Inſtanz, zutrifft, und eine Grenze 
hiefür ſich nicht wohl ziehen Täßt. 

Eine Ausnahme obiger Regel findet alsdann Statt, wenn durch befondere Umftände, 
welche flets näher zu motiviren find, 4. B. durch neues Vorbringen, dur neue Aftenftüde, 
die wiederholte Prüfung ver älteren Aften nothwendig geworben ift. 

Bon felbft verfieht es fi übrigens, daß für das Lefen neu hinzugefommener und fol- 
der Theile der früheren Alıen, welche dem Anwalte nicht befannt geworden find, eine An- 
rechnung ftatthaft if. 


17) Erlaß des Givilfenats des K. DObertribunals an den Civil» 
fenat des K. Gerichtshofs in — vom 31. März 1847, 


betreffend: die Verpflichtung der Rechtsanwälte, ihre Deferviten-Berzeichniffe zur gerichtlichen Defretur 
vorzulegen, : 


Dem Senate wird auf den Bericht vom 30. April v. 3. über die Beſchwerde des 
Recdtsconfulenten N., betreffend die Defretur des Difervitorium veffelben, in der bei dem 
Oberamtsgerichte N. anhängig gewefenen Prozepfache zwifchen u. f. w., unter Wiederanſchluß 
ber Alten, Folgendes zu erfennen gegeben: 

Die Inſtruktionen für die Profuratoren des vormaligen Dber » Appellationstribunale 
und Ober: Juftizkollegiums vom 1. Juni und 6. Auguft 1806, $. 15 und 11, fowie die 
Verfügung des K. Juſtizminiſteriums vom 19. September 1818 haben nur die Redhtsan- 
wälte bei den. höheren Gerichten vor Augen, die Referipte vom 26. Januar 1674, 24. März 
1679 und 25. Dezember 1795 aber, wornach die Koften aller Rehtsanwälte von Amts: 
wegen der Prüfung unterworfen werden follen, find nach der Wahrnehmung des K. Ober: 
tribunals und dem Inhalte der von dem Senate eingeholten YAeußerungen der Civilfenate 
der übrigen Gerichtshöfe bei den Bezirksgerichten längft außer Uebung gefommen, wobei es 
um fo mehr fein Verbleiben haben kann, als die fragliche Controle an ſich nicht wohl zu 
rechtfertigen ift, und zur übermäßigen Beläftigung der vielbefchäftigten Bezirkägerichte führen 
müßte. 

Man will daher die Verfügungen des Dberamtsgerichts N. und des Senats vom 28. 
und 31. März, beziehungsweife 26, November 1845, aufgehoben haben. 
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18) Beſchluß des Civilfenats des KR. Dbertribunals vom 
12. Auguſt 1847, 


betreffend : eine Interpretation bes Urt, 91 des Exekutions⸗Geſetzes. 


In der Exekutions-Klagſache des u. ſ. w. wurde ausgefproden, daß die Worte Des 
Art. HL des Erefutiong-Gefeges : „gerichtlich angeordnete Exekution“ nicht blos den Fall 
der Exekution wegen einer gerichtlich entfchievenen Forderung, fondern alle die Fälle bezeich⸗ 
nen, in welchen von der zuftändigen Gerichtsſtelle oder dem zuſtaͤndigen Einzelrichter (Syult: 
heißen, Oberamtsrichter) auch wegen liquiver Schuloforderungen Hülfsvollfirefung ange: 
ordnet worden, daß fomit jene Worte nur den Gegenfag des im Art. 13 des Exekutions⸗ 
Geſetzes vorgeſehenen Falls der Beitreibung gutsherrlicher Einkünfte durch die Forde— 
rungs · Berechtigten bezeichnen. 


19) Beſchluß des Eivilfenats des K. Obertibunals vom 
12. September 1847, 


beireffend: den Sportelanfag für Erfenntniffe im Arreſt⸗Prozeſſe. 


Nah einem Eonftanten Gerichtsgebrauhe des Dbertribunals *) werden Sporteln für 
Erkenntniſſe im Arrefiprogeffe aus einer arbitrirten Summe berechnet, in analoger 
Anwendung des YJuftisminifterial-Erfaffes vom 23. Juli 1831, den Sportelanfag bei poffef- 
forifhen Rectsftreitigkeiten betreffend. (Erg.-Band z. Neg.-Blatt ©. 62.) 

Der Anhaltspunkt für jenes Arbitriren ift aus den Umflänven des einzelnen Falls zu 
entnehmen und es bietet fih alsvann überall Fein Bedenken dar, wenn die Forderung, für 
melde Sicherheit dur Arreitanlegung nachgefucht wird, dem Werthe des Arreftgegenftandes 
gleihlommt, oder wenn diefer Werth den Betrag jener Forderung überfteigt. In beiden 
Fällen hat man fi an diefen Betrag zu halten, weil im zweiten Falle der die Forderung 
überfteigende Werth des Arreſtgegenſtandes unter feinen Umftänden als Gegenfland des 
Streites betrachtet werden Kann. 


Ebenſo ift e8 aber auch in der Natur der Sache gegründet, daß alsdann, wenn die 
I 


*) Nach Befchlüffen vom 7. Januar 1834, 13. Mai 1845 u. ſ. w. 
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fiher zu flellende Forderung den Werth des Arrefigegenftandes überfleigt, für den Gportel- 
anfag im Arreſtprozeſſe nur die ſer Werth zum Anhaltspunkte dienen kann, weil der 
Anfprug auf Sid erftellung, über den allein gefttitten wird, in dem Werthe des 
Gegenftandes, welcher zur Sicherſtellung dienen ſoll, ſeine natürliche Begränzung findet. 


20) Erlaß des Civilſenats des K. Obertribunals an die Civil— 
ſenate der K. Kreisgerichtshöfe vom 18. Dezember 1847, 


betreffend: bie Partikular⸗Conkurſe im Herzogihum Naffau. 


Aus Veranlaſſung eines Spezialfalls, in welchem einer Herzoglich Naſſauiſchen Gerichts⸗ 
behoͤrde einzelne Vermoͤgenstheile eines württembergiſchen Unterthanen zu deſſen Univerfal- 
Gantmaſſe abgefordert wurden, hat nach einer Mittheilung des K. Juſtizminiſteriums vom 
30. v. M. das Herzoglich Naſſauiſche Staatsminiſterium zu Wiesbaden ausgeſprochen, daß 
nach den im Herzogthum Naſſau geltenden geſetzlichen Beſtimmungen alsdann, wenn bei 
einem im Auslande anhaͤngigen generellen Conkurs-Verfahren der Cridar im Herzogthum 
Vermögen befige, über letzteres ein Partikular⸗-⸗Conkurs eröffnet werden ſolle, und aus dem⸗ 
ſelben vorzugsweiſe alle diejenigen Forderungen herzoglich naſſau'ſcher Unterthanen, welche 
in Beziehung darauf entſtanden ſind, befriedigt werden ſollen. 

Unter Bezugnahme auf die Verfügung des vormaligen K. Ober-Juſtizcollegiums 
I, Senats vom 30. Januar 1810 (Reg.Blatt ©. 43), wird hiemit der Senat fowohl zur 
eigenen Nachricht und Nahahtung, als zur Bekanntmachung an die untergeordneten Ges 
richtsſtellen des jenfeitigen. Kreifes zum Zwede der gleihmäßigen Befolgung von obigem 
Grundfage der Herzoglih Naſſauiſchen Gerichte mit der Weifung in Kenntniß gefegt, von 
allen Gonkursfällen, in welchen einzelne VBermögenstheile eines Gemeinſchuldners im Herzog- 
thum Naffau gelegen find, oder in bdieffeitigem Staate befindliche Vermögenstheile eines 
Unterthanen jenes Staates zur dortigen Gantmaffe reflamirt werden follten, fofort Anzeige 
an. die zunächft vorgefegte Gerichteftelle zu erflatten,, und ſich weiterer Entſchlleßung zu-ger 
wãrtigen. 
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21) Erlaf des Civilfenats des R. Dbertribunals an die Eipil- 
fenate der R. Kreisgerihtshöfe vom 21. Januar 1848, 


betreffend : die Partifular-Confurfe im Kaiſerthum Defterreich, 


Aus Veranlaffung eines Spezialfalls, in welchem einer Kaiſerlich öſterreichiſchen Ge— 
richtsbehörde einzelne VBermögenstheile eines württembergifhen Unterthanen zu deffen Uni— 
verfal-Gantmaffe abgeforvert wurden, hat nad einer Mittheilung des K. Yuftizminifteriums 
vom 17, d. M. die Kaiferlich öfterreihifhe Staatsregierung fih dahin ausgefprocden, daß 
die Ausfolge des in Defterreih befindlihen beweglichen Vermögens eines in Gant gerathe- 
nen Ausländers an das ausländifhe Gantgericht nur nach vorgängiger vollftändiger Befrie- 
digung derjenigen Gläubiger zuläffig fei, welchen für ihre Forderung Pfand» oder Retentions- 
Rechte auf diefem Vermögen zuftehen. 

Indem der Senat unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 17. März 1820 *) von 
diefer Befchränfung des früher allgemeiner aufgefaßten Anerfenntniffes der Univerfalität des 
Gantgerichtsftandes in Kenntniß gefegt wird, wird derfelbe angemwiefen, nicht nur felbft fich 
bienach zu achten, fondern aud die Gerichte feines Kreifes zum Zwecke der gleihförmigen 
Befolgung von obigem Grundfage mit der Weifung zu benachrichtigen, von allen Eonkurs- 
fällen, in melden einzelne Bermögenstheile eines Württembergers in den Kaiferfich öfter- 
reihifchen Staaten gelegen find, oder in Württemberg befindlihe Wermögenstheile eines 
öfterreichifchen Untertpanen zur dortigen Gantmaffe veflamirt werden follten, fofort Anzeige 
an die zunächſt vorgefegte Gerichtsftelle zu erftatten, und fih weiterer Entſchließung zu 
gewärtigen. 


22) Erlaß des Civilfenats des K. DObertribunals an die Civil— 
fenate der K. Kreisgerichtshöfe vom 21. Januar 1848, 


beireffend : die Partifular-Eonfurfe in der freien Stabt Franffurt, 
Aus Veranlaffung eines Spezialfalls, in welchem dem Stadtgerichte der freien Stadt 
Frankfurt einzelne Vermögenstheile eines württembergifhen Unterthanen zu deſſen Univer- 
ch 


*) In dem hier allegirten Erlaſſe vom 17. März 1820 if ber allgemeine Grundfaß ber gleichen Behand⸗ 
fung der württembergiſchen und öfterreichifhen Untertfanen in den, vor den bieffeitigen Gerichtoſtellen anbängigen 
Contursfachen, ausgefproden worden. 
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fal-Gantmaffe abgefordert wurden, hat zwar jenes Gericht die Zuftändigfeit des allgemeinen 
Eonkursgerichts in Württemberg anerkannt, von diefem Grundfage aber in Gemäßpeit der 
Frankfurter Gefeggebung folgende Ausnahmen gemadt : 
1) daß Fauftpfand-Bläubiger auf den Conkurs fih einzulaffen nicht verbunden feien ; 
2) daß zu diefen, nad Art. 54 der Frankfurter Wechſel-Ordnung, diejenigen gehören, 
weldhe von dem Gemeinſchuldner Waaren zum Berkaufe in Commiffion empfangen, 
oder demfelben zugehörige Effekten und Gelder fonft rechtmäßigermweife in Händen. 
und Berwahrung befommen haben, und daneben von ihm mittelſt Wechfel oder fonft 
chargirt und belaftet worden feien, und 

3) daß Hypothelar-Gläubiger die Wahl haben, entweder zu liquibiren oder die Pfand- 

flage, und zwar wenn das Unterpfand im Gebiete der Stadt Frankfurt gelegen, 
vor den dortigen Gerichten anzuftellen, in welch legterem Falle jedoch fie fich fehrift- 
lich verbindlih zu machen haben, vie erhaltene Zahlung, oder wenn ihnen das 
Unterpfand heimgefchlagen werde, dieſes wieder herauszugeben, infofern es zur Be- 
friedigung etwa vorgehender Gläubiger erforderlich feyn follte. 

Unter Bezugnahme auf die Verfügung des vormaligen K. Ober-Juftizcollegium Il. Ser 
nats vom 30. Januar 1810 (Reg.Blatt ©. 43), wird der Senat fomohl zu feiner eigenen 
Nachachtung als zur Bekanntmachung an die Bezirksgerichte feines Kreifes zum Zwecke der 
gleihmäßigen Befolgung von obigen Grundfägen, mit ver Weifung in Kenntniß gefeßt, von 
allen Eonkursfällen, in welchen einzelne Bermögenstheile eines Württembergerd im Gebiete 
der Stadt Frankfurt gelegen find, oder in Württemberg befindliche Vermögenstheile eines 
Unterthanen jenes Staats zur dortigen Maffe reflamirt werden, fofort Anzeige an die zu- 
nächft vorgefegte Gerichtsftelle zu erflatten, und ſich weiterer Entfchließung zu gewärtigen. 


23) Erlaß des K. Jufizminifleriums an die K. Gerihtshöfe vom 
2. Juni 1849, 

betreffend: die Vorlegung der Sportel⸗Nachlaßgeſuche. 

Da man wegen künftiger Behandlung der Geſuche um Nachlaß der Sporteln im Wege 
der Gnade unter Abänderung der dießfälligen Vorſchrift des $. 13 der Inſtruktion zu Be— 
handlung des Sportelweſens bei den Oberamtsgerichten vom 2. Mai 1831 verfügt hat, 
daß ſolche Geſuche, wenn die betreffende Sache ſelbſt nicht im Wege eines Rechtsmittels 
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oder einer außergerichtlichen Beſchwerde an den Gerichtshof gelangt war, von den Oberamts⸗ 
gerichten unmittelbar dem Juftizminifterium vorzulegen find, fo .wird foldes dem K. Gerichte- 
hof zu eigener Nachachtung und um die Oberamtsgerichte des Kreiſes hievon in Kenntniß 
zu fegen, eroͤffnet. 


24) Gemeinbefcheid des Civilſenats des K. Oberirimaate vom- 
25. September 1850. 


betreffend : die bei —— um Zulafſung zum Armenrecht erforderliche Beurkundung. 


Da die gemeinderäthlihen Zeugniſſe, welche unvermöglichen Parteien für den Zweck 
ihrer Zulaſſung zum Armenrechte in Rechtsſtreitigkeiten ausgeftellt werden, häufig zu allge 
mein, um das Dafeyn der Vorausfegungen diefer Rechtswohlthat beurtheilen zu Fönnen, 
abgefaßt find, nad den von dem Obertribunal angenommenen. Grundfägen :aber nur Der- 
jenige zum Armenrecht zugelaflen wird, welcher dur ein Zeuguiß feiner orventlichen Obrig- 
feit nachweist, daß fein Vermögen und Erwerb nicht hinreihe, um ohne Beſchränkung des 
nothwendigen Lebensunterhalts für fih und feine Familie die Koften des Rechtsſtreits zu 
bezahlen : fo werben die Gemeinderäthe angewiejen, bei Ausftellung folder Zeugniffe, nach 
einer Prüfung der Vermögens» und Familienverhältniffe des Nachfuchenden, den Betrag 
feines Aktiv-Vermögens, die Summe feiner Schulden, den ungefähren Ertrag feines, Er- 
werbes, und die Zahl der von ihm zu ernäßrenden Familienmitgliever. zu beurfunden. . 

Beſchloſſen im Eivilfenat des K. Obertribunals. 


25) Semeinbefheid des Eivilfenats des K. Obertribunals vom 
25. September 1850, | 
betreffend: die Gebühren-Anrechnungen der öffentlichen Rechtsanwälte für die durch ihre Schuld oder 
Verhinderung veranlaßten Geſuche und Anträge. 

Der Civilſenat des K. Obertribunals hat in Erwägung, daß vermöge des zwiſchen 
einer Partei und ihrem Anwalte beſtehenden Rechtsverhältniſſes die Koſten ſolcher Geſuche 
und Anträge, welche durch eine Verhinderung in der Perſon des Anwalts oder durch ſeine 
Schuld veranlaßt worden, der Partei nicht aufgebürdet werden können, beſchloſſen, daß künftig 
für Geſuche um Erſtreckung von Friſten oder Verlegung von Tagfahrten wegen Verhinderung 
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in ber Perfon des Anwalts, für Gefuche um Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen 
die von dem Ummwalte verſchuldete Verſäumung einer Frift oder Nothfrift, fo wie für den 
Widerruf der von dem Anwalte unbefugt abgelegten Geflänpniffe oder Erklärungen, ein 
Gebührenanfag von Seite des verhinderten oder ſchuldhaften Anwalts, mag er der Sach— 
führer over zugleich Prokurator feyn, nicht ftattfinde, und der Partei der Rüdgriff an ihn 
wegen der ihr verurfachten Auslagen vorbehalten bleibe. 

Diefen Grundfag wird das Obertribunal bei ver Prüfung der Koſtenrechnungen in ben 
hier anbängigen Rechtsſachen und bei der Entfcheivung über Beſchwerden gegen Defreturen 
der Berichtshöfe befolgen. 

Beihloffen im Eivilfenat des K. Obertribunals. 


26) Erlaß des Civilfenatsdes K. Dbertribunalsanden Civilfenat 
des R. Gerichtehofs in — vom 9, Dftober 1850, 


betreffend: den Sportelanfag, wenn in einem Rechtsſtreite eine Sache oder Leiftung nur in einzelnen 
Beziehungen flreitig if. 


Auf den Beriht vom 7. v. M., betreffend die Beſchwerde des N. über den Sportel- 
anfap in feiner Rechtsſache mit NN , SHeimzahlung eines Darlehens betreffend, wird dem 
Senat unter Rückanſchluß der vorgelegten Aften andurd Folgendes zu erkennen gegeben : 

Das Sportelgefeg vom Jahr 1828 beſtimmt allerdings in Art. 7 (übereinftimmend mit 
dem früheren Eportelgeieg vom Jahr 1821, $. 2), daß es bei Berechnung der Größe des 
Streitgegenftandes auf den Werth des eingeflagten Objekte, inwiefern ſolches nämlich in der 
Klage als ftreitig bezeichnet fei, anfomme, ohne Rüdfiht darauf, worin das eigentlihe In— 
tereffe bei dem Streite für die Parteien beftehe. Cs kann dieß aber nicht dahin verftanden 
werden, daß der Werth der Sade, auf melde der Streit fih bezieht, ohne Rückſicht 
darauf, in welder Beziehung fie freitig ift, dem Sportelanfag zu Grunde zu 
legen fei. Denn nicht die Sache, auf welche die Klage mittelbar oder unmittelbar fi be— 
zieht, fondern dasjenige Recht, welches der Kläger an einer gewiffen Sade, oder in Bezie— 
hung auf eine ſolche verwirklicht wiſſen will, bildet den eigentlichen (juriftifhen) Gegenſtand 
des Rechtsſtreits (Conf. Wächter Handbuch des Württemb. Priv. Rechts Bo. I. $. 64. 
S. 4% ff), und ſchon die Worte, daß es auf den Werth des eingeflagten Objekts nur 
infofern anfommen fol, als foldes in ver Klage als ftreitig bezeichnet ift, laſſen 
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obige Deutung nicht zu. Die erwähnte Beftimmung kann vielmehr nur den Sinn haben, 
daß die Sportel aus dem vollen Werth des fireitigen Rechts auch dann anzufegen fei, wenn 
das Intereffe, weldes die Parteien bei dem Ausgange des Streits haben, jenem Werthe 
nicht gleihfommt, was namentlid dann der Fall ift, wenn es fih von einem flreitigen 
Rechtsverhältniffe handelt, bei welchem beive Theile etwas zu leiften haben. Handelt es ſich 
z. B. von der Gültigkeit eines Kaufvertrages, bei welchem, wenn der Vertrag für ungültig 
erflärt wird, auch vie Verbindlichkeit zur Gegenleiftung, zu Bezahlung des Kaufpreifes weg⸗ 
fällt, fo fommt das Intereffe, welches die Parteien beim Ausgange des Streits haben, dem 
Werthe des Kaufsobjekts nicht gleich: Gleichwohl ift hier die Sportel aus dem vollen Werth 
des Kaufsobjefts anzufegen, weil diefes feiner Totalität nad Gegenfland des Streits ifl. 

Anders Dagegen verhält es fih, wenn eine Sache oder Leiſtung nur in einzelnen Be- 
ziehungen flreitig ift, wenn nur einzelne Movalitäten eines Rechteverhältniffes den Gegen- 
fand des Streits bilden. Hier fann nur der Werth des flreitigen Anſpruchs, des Vortheils, 
welchen der Kläger dur den Nechtöftreit unmittelbar ‚zu erlangen beabfihtigt, micht der 
Werth der ganzen Sade oder Dbligation, worauf fi) der Streit bezieht, Gegenftand des 
Sportelanfages feyn. Hiemit fimmt auch der die Vollziehung des älteren Sportelgefeges be» 
treffende Juftizminifterial-Erlaß vom 24. Mai 1825 überein, welcher im Gegenfag gegen ven 
Gegenftand des verfolgten Klagerehts (die Sache, auf welche der Streit fi bezieht) nur 
denjenigen Vortheil, den ver Kläger durch den Rechtsſtreit zu erlangen bezwede, für den 
Streitgegenftand erklärt, wonach der Betrag der Sportel zu bemeffen fei. Auch ift es all- 
gemein anerkannt, daß bei Befigftreitigfeiten, weil hier nicht fämmtlihe Rechte an der Sache 
den Gegenfland des Streits bilden, nicht der volle Werth ver Sache, fondern nur eine 
Duote deffelben vem Sportelanfag zu Grunde gelegt wird. 

Zu den Fällen ver gedachten Art ift num insbefondere auch der Fall zu zählen, wenn 
der Streit bloß über die Zeit der Leiftung «einer an fih anerfannten Verbindlichkeit geführt 
wird. Hier kann nur das Intereſſe, welches der Kläger dabei hat, daß vor dem von dem 
Bellagten behaupteten Zeitpunft geleiflet werde, als der zu befportelnde Streitgegenftand 
betrachtet werden, deffen Werth in Gemäßheit des Art. 8, Abf. 3 des Sportelgefeßes von 
dem Gerichte nach den Umſtänden zu tariren ift. Es hätte daher auch im vorliegenden 
Falle die Sportel aus einem nad dem Intereſſe des Klägers zu arbitrirenden Streitwerthe, 
und nicht aus dem vollen Betrag des Kapitals, auf welches der Streit ſich bezieht, angefegt 
werden follen. Man will daher ſowohl die von dem Gerichtshof, als die von dem Oberamts⸗ 
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Gerichte angefeßte Sportel aufgehoben und verfügt haben, daß die Sportel in beiven Yns 
flanzen nah Maßgabe der erwähnten Beflimmung des Art. 8, Abſ.3 des Sportelgefepes 
angefept werde. . 

Was den vberamtsgerichtlichen Sportelanfag betrifft, fo beflimmt zwar der Art. 4 des 
Sportelgefepes, daß wider ein von der nächftvorgefegten Behörde ausgefprochenes den Spor- 
telanfag beftätigendes Erfenntniß Feine weitere Befchwerte zuläffig fei. Da jedoch die Be- 
ſchwerde gegen den oberamtsgerichtlihen Sportelanfag hier mit der Beſchwerde gegen den 
Sportelanfag des Gerichtshofs zufammenfällt, fo Fonnte das Obertribunal feinen Anftand 
nehmen, auch den oberamtsgerichtlichen Sportelanfag aufzuheben. 


©, Berfügungen in Ebefaden. 


1) Erlaß des R. Juftizminifteriums an den ehegerichtlichen Senat des 
KR. Dbertribunalg vom 27. Auguft 1836, 


betreffend: die Trauungen im Haufe bei einer gefährlichen Kranfpeit des einen Nupturienten, 


Aus den beifolgenden Akten wird der Senat entnehmen, welde Anzeige von dem ehe: 
gerichtlichen Senate des Gerichtshofs zu — in Betreff einer von demfelben angenommenen 
Thefis über die Frage, ob die Trauungen im Haufe bei einer gefährlichen Krankheit des 
einen Nupturienten der ehegerichtlihen Cognition und einer Sportel unterliegen, gemacht 
worden ifl. 

Da man nun bei der von dem Gerichfshofe in Uebereinftimmung mit ver Anficht des 
Senats getroffenen Entfcheivung der gedachten Frage, wonach cine Difpenfation, fo wie ein 
Sportelanfag, in dem unterftellten Falle nicht flattfindet, zu Berhütung von Mißbräuchen 
jedoch eine nachträgliche Anzeige an das gemeinfchaftlihe Oberamtsgericht erfordert wird, 
nichts zu erinnern findet, fo fieht man ſich veranlaßt, hievon ven Senat zu benachrichtigen, 


und demfelben anpeimzugeben, nit nur die ihm nachgeſetzten Stellen, fondern aud bie 
übrigen ehegerichtlichen Senate gleihmäßig zu ihrer Rachachtung daven in Kenntniß zu fegen. 


2) Erlaf des K. Juftizminifteriums an die ehegerichtlichen Scenate der 
Kreisgerihtshöfe vom 1. März 1841, 


betreffend: die Behandlung ber Epeftreitigfeiten der Iſraeliten. 


Nachdem ver ehegerichtlihe Senat des K. Gerichtshofs in — aus Veranlaffung eines 
Specialfalls die Frage vorgelegt hat, welche Behörden für die Verhandlung der Epeflreitig- 
feiten der Jfraeliten competent feien? hat man ven chegerichtliden Senat des K. Ober- 
tribunals aufgefordert, ſich hierüber nah Vernehmung der ehegerichtlichen Senate der übrigen 
Kreisgerichtshöfe gutächtlich hieher zu äußern. 

Der chegerichtlihe Senat des K. Obertribunals hat hierauf feine Anſicht dahin aus- 
gefproden : 

vaß bei der Behandlung der Eheſachen der Jfraeliten durd die erfte Inſtanzbehörde 
die Zuziehung des rifilihen Geiflihen nicht als von dem Gefege geboten be> 
trachtet werden könne, vielmehr vemfelben, fo oft es fi von der Anwendung der 
Religionsgrundfäge und NRitualgefege der Iſraeliten handle, eine entſcheidende 
Stimme nicht zuftehen könne, und 

daß, da das Gefeg nur verordne, daß der erfie Verſöhnungsverſuch durd den 
zuftändigen Rabbinen neben dem erften Drtsvorfteher vorzunehmen fei, und daf 
die ehegerichtlichen Senate der ®erichtshöfe in Anſtandsfällen, melde vie Reli- 
gionsgrundfäge und Ritualgefege der Jfraeliten betreffen, das Gutachten eines 
ifraclitifhen Gottesgelehrten einzuholen haben, keineswegs aber fefliege, daß 
ifenelitifhe Gottesgelehrte an der Behandlung aller Eheſachen ver fraeliten in 
den verfgiedenen Inſtanzen perfönlih Theil zu nehmen hätten, die Beiziehung der 
ifraelitifchen Gottesgelehrten nur in den bezeichneten Fällen als nothwendig zu 
betrachten fei. 

Die Gründe, worauf der ehegerihtlihe Senat des K. Obertribunals diefe Anſicht ſtützt, 
find im Wefentlihen folgende: 

1) zum Behuf der Beantwortung dev vorgelegten Frage muß man von dem Recht aus- 
geben, das vor der Bekanntmachung des ehegerichtlihen Senats des K. Obertribunals 


vom 16, April 1818, vor dem IV. Edikt vom 31. December 1818 und vor dem 
Gefege über die öffentlihen Verhältniffe der Iſraeliten vom 25. April 1828 be- 
ftanden hat. 

2) Zu jener Zeit wurden die Berichte in Eheſachen der Yfraeliten nur von dem welt» 
lihen Oberamte ohne Tpeilnahme des Dekans erftattet, auch wurden bie hierauf 
ergangenen ehegerichtlichen Verfügungen an das Dberamt allein gerichtet. 


3) Hieran ift durch fpätere Gefege und Verordnungen mit der hiernach bemerften Aus- 
nahme nichts geändert worden; denn 


a) fann ver Bekanntmachung des ehegerigtlihen Senats des K. Obertribunals vom 
16. April 1818, wodurch mehrere minder bedeutende Ehevifpenfationsfälle zu Ver— 
einfahung des Gefhäftsgangs und Erleichterung der Unterthanen an die gemein- 
fhaftlihen Dberämter zur Erledigung gewieſen wurden (Reg.Blatt von 1818, 
S. 180, 181) nicht die Deutung beigelegt werden, daß aud die Ehedifpenfationg- 
fälle der Jfraeliten an die der Regel nah aus dem Dberamtmann und dem 
Dekan beftehenden gemeinfhaftlihen Oberämter haben vermiefen werden 
wollen ; 

b) durch das IV. Edikt ift bloß beftimmt worden, daß Eheſachen wie bisher von 
dem Oberamtmann in Gemeinfhaft mit dem Dekan behandelt werben follen, und 
dur die K. Verordnung vom 4. April 1825 (Reg-Blatt von 1825, ©. 185 ff.) 
ift bloß die Abänderung getroffen worden, daß der Oberamtsrichter an die Stelle 
des Oberamtmanns trete; endlich 

c) hat das Gefeg vom 25. April 1828 im Art. 40 lediglich die neue Beftimmung 
gegeben, daß der erite Verföhnungsverfuh in Cheftreitigkeiten durch ven erflen 
Drtsvorfteher und den zuftändigen Nabbinen vorzunehmen fei; überhaupt kann 


4) wenn auch unfere Gefege allenthalben die gemeinfhaftliden DOberämter, 
fpäter die gemeinfhaftliden Oberamtsgerichte als die erfte Inſtanz bes 
zeichnet haben und biefelben als aus dem Dberamtmann, fpäter Oberamtsrichter, 
und dem Defan beftehend erflärt haben, foldem doch Fein anderer Sinn unterlegt 
werden, als daß diefe Zufammenfegung auf die hriftlihen Staatsangehörigen, 
welche in dem Verhältniffe zu den Jfraeliten bei weitem die größte Zahl ausmachen, 
berechnet fei, ohne daß damit jede Ausnahme zu Gunften der GStaatsangehörigen 


54 


eines andern abweichenden Olaubensbefenntniffes, befonders nach dem jetzigen Stande 
unferer Geſetzgebung ausgefchloffen wäre. 
Da aus biefen Gründen das K. Yuftizminifterium der Anfiht des ehegerichtlihen Se- 
nats des K. Obertribunals beitritt, fo wird hievon der Senat zu feiner Nachachtung hiemit 
in Kenntniß gefegt. 


3) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die ehegerihtlihen Senate des 
K. Obertribunals und der Gerihtshöfe in Eßlingen und Ellwangen 
und an die Civil» und ehegerichtlichen Senate der 8. Gerichtshöfe in 
Tübingen und Ulm vom 31. Mai 1843, 


betreffend ; das Verfahren bei Ungültigfeits-Erflärung einer von einem Württemberger ohne Erlaubniß 
im Auslande gefchloffenen Ehe, 


Um für diejenigen Fälle, wo es fih von der Ungültigfeit einer von einem württem- 
bergifchen Unterthanen ohne Erlaubniß im Auslande gefchloffenen Ehe handelt, eine gleicdh- 
mäßige Behandlung herbeizuführen, wird nad erfolgter berichtlicher Vernehmung der ehe- 
gerihtlihen Behörden, fo meit diefelben dem Juſtizdepartement angehören, dem Senate 
Nachſtehendes zu erkennen gegeben: 

Sp oft die betreffende ehegerichtliche Behörde (mithin die ehegerichtlihen Senate der 
höheren Gerichte für die evangelifhen und die Civilfenate der Gerihtshöfe in Tübingen und 
Um für die Fatholifchen vormals öſtreichiſchen Landestheile) von der erfolgten Eingehung 
einer Ehe der vorbezeichneten Art Kenntniß erlangt; fo hat diefelbe von Amtswegen ein 
Verfahren hierüber einzuleiten und wenn fi hieraus die Ungültigkeit der Ehe ergibt, förm- 
lich auszufprehen, daß dieſe Ehe nichtig fei, auch von einem folhen Ausfpruche nicht nur 
den Betheiligten, fondern au der Heimathbehörde derfelben, fo meit fie dieffeitige Staats. 
angehörige find, Eröffnung zu machen. 

Das K. Minifterium des Innern ift zu diefem Ende erfucht worden, die Einleitung zu 
treffen, daß von jeder dem Verbot zumider im Auslande eingegangenen Ehe eines Württem- 
bergers, welde zur Kenntniß einer Behörde des jenfeitigen Departements, insbefondere der 
Pfarrämter fomme, der zufländigen ehegerichtlichen Behörde zum Zwecke der Einleitung des 
Weiteren unverweilt Mittheilung gemacht werde. 
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4) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an die ehegeridtliden Senate 
des Obertribunale und ver Gerichtshöfe vom 20. Juni 1843, 


betreffend: den Sportelanfag in Fällen, wo bie Difpenfation von einem Ehebinderniffe nicht von dem 
Ehegerichte, fondern von Seiner Königlihen Majeftät Höchſtſelbſt ertheilt wird. 


Da von Seiten eines ehegerichtlichen Senats aus Anlaß eines Spezialfalles die Frage 
für zweifelhaft erachtet worden ift, ob in Fällen, wo die Difpenfation von einem Ehehinder⸗ 
niffe nicht von dem Chegericht, fondern von Seiner Königlihen Majeftät Höchftfelbft ertheilt 
wird, die dem Difpenfationsfalle entfprehende Sportel nah Maafgabe des beftehenven 
Sporteltarifs (Reg.Blatt von 1838, ©. 499 ff.) anzufegen fei oder nicht, fo wird dem 
Senate zur Nachachtung eröffnet, daß ein Sportelanfaß in folden Fällen allerdings flatt- 
finde und zwar durch den Senat, an welden die Höchfte Verfügung zur Vollziehung aus: 
gefehrieben wird, zu gefchehen habe, ohne daß eine befondere Weifung hierüber im einzelnen 
Falle abzuwarten wäre. 


5) Befhluß des ehegeridtliden Senats des K. DObertribunals 
vom 12. November 1846, 


beireffend: die Frage von ber Eompetenz, wenn beide Berlobte, welde in verfchiedenen Gerichts- 
bezirfen wohnen, um die Aufhebung eines zwifchen ihnen eingegangenen Eheverlöbniffes bitten. 


Nah vorgängiger Rückſprache mit den ehegerichtlihen Senaten der K. Kreisgerichtshöfe 
wurde in Uebereinftimmung mit denfelben feftgefegt, daß in einem ſolchen Falle die Präven- 
tion für die Zuftändigfeit der Gerichtsftelle entfcheidend feyn foll. 


6) Befhluß des ehegerichtlichen Senats des KR. Dbertribunals 
vom 28. Juni 1847, 
betreffend: die Frage von der Eompetenz, wenn nach erfolgter Scheibung der um Geftattung ber Wies 
derverebelihung bittende Theil feinen Wohnfig außerhalb des Gerichtsbezirls desjenigen ehe— 
gerichtlichen Senats, welcher die Scheidung erkannte, genommen bat. 
In Uebereinſtimmung mit den ehegerihtlihen Senaten der KR. Kreisgerichtshöfe wurde 
angenommen, daß in einem ſolchen Falle derjenige ehegerichtlihe Senat, in deſſen Gerichte- 
bezirfe der Bittende wohnt, als zuftändig zu betrachten fei. 
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7) Befhluß des ehegeridbtliden Senats des K. Dbertribunals 
vom 28. April 1848, 


betreffend: die Behandlung von Streitigkeiten gemiſchter Ehen in der unterften Inflanz. 


Mit den ehegerichtlichen Senaten der K. Kreisgerichtshöfe vereinigte man fi dahin, 
daß bei Streitigkeiten gemifchter Ehen das gleiche Verfahren, wie es in der K. Verordnung 
vom 18. Mai 1818 (NReg.Blatt S. 249) für die gemeinfhaftlihen Oberämter vorgefchrie- 
ben if, auch in der unterflen Inſtanz flattzufinden habe, daß nämlich der betreffende Fatho- 
liſche Geiftlihe in der Eigenfchaft eines Seelforgers beizuziehen fei. 


8) ——— des ebegerichtlichen Senats des K. Obertribunals 
vom 1. Juni 1848, 


betreffend: die Diſpenſationen vom Aufgebot bei Wittwern und Wittwen. 


1) Aufgebote dürfen bei Wittwern nicht vor dem Ablauf der zwölften, bei Wittwen 
nicht vor dem Ablauf der achtzehnten Woche vorgenommen werden. 


2) Der Cognition der gemeinſchaftlichen Oberamtsgerichte find ſolche Diſpenſationen 
entzogen, fie find vielmehr, falls nicht eine von dem Ehegerichte zu ertheilende 
Difpenfation von allen drei Aufgeboten eintritt, dem K. Yuftigminifterium vor⸗ 

behalten. 


3) Difpenfationen vom Aufgebot nach der zwölften, beziehungsweife achtzehnten Woche 
ber Trauerzeit find von den gemeinfhaftlihen Dberamtsgerishten zu ertheilen, 


4) Diefe Difpenfationen find auch in dem Falle nöthig, wo das Aufgebot vor vem Ablauf 
ver halbjährigen Trauerzeit, die Trauung aber erft nachher flattfindet, 


5) Für Difpenfationen von dem Verbot der Profiamation während der Trauerzeit iſt 
eine Sportel nicht anzufegen. 


Vorſtehende Grundfäge zu befolgen, haben fih die fämmtlichen ehegerichtlichen Senate 
vereinigt. 
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9) Erlaß desK. Juftizminifteriums an die ehegerichtlichen Senate der 
K. Gerichtshöfe vom 1. Februar 1849, 


betreffend: die Behandlung der Gefuhe um Nachlaß der von den gemeinfhaftlihen Oberamtsgerichten 
angefegten Sporteln. 


Da man die Vorfhrift ver Inflruftion zu Behandlung des Sportelmefens bei den K. 
Dberamtsgerichten vom 2. Mai 1831, $: 13, wonach Gefude um Nachlaß der von den 
gemeinfchpaftlihen Oberamtsgerichten angefegten Sportem durch tie ehegerichtlihen Senate 
dem Juſtizminiſterium vorzulegen find, aufgehoben und die unmittelbare Vorlegung verfelben 
wie bei Begnadigungsgefuhen in Straffachen angeordnet hat; fo wird foldhes dem Senate 
eröffnet, um ſich darnach zu adten und die Brzirfegerichte des Kreifes hievon in Kenntniß 
zu fegen. 


10) Beſchluß des ehegerichtlichen Senats des R. Obertribunals vom 
5, Mai 1849, 


betreffend: die Sportel bei Difpenfationen von Verlobten verſchiedener Confefjionen. 


Hiernach hat in Fällen, wo die um Difpenfation bittenden Verlobten verſchiedenen Eon- 
feffionen angehören, in der Regel die Behörde, unter welder der Bräutigam fteht, die 
ganze Sportel anzufegen;. wovon die Ausnahme ftattfindet, wenn wegen Altersungfeichheit 
bifpenfirt wird, oder nur die Braut einer Difpenfation ‚bedarf, daß alsdann die Sportel von 
der Behörde der Braut anzufegen if. 


11) Befhluß des ehegerihtliden Senats des K. Dbertribunals vom 
" 15. Dftober 1849, 


betreffend: bie von Difpenfationen. bei doppelten Verwandtſchafts⸗Verhältniſſen anzufegenden Sporteln, 


Auf eine vießfällige Anfrage wurde erwiedert, daß nah einem ſchon fehr lange beftc- 
henden Gerichtsgebraud. bei doppeltem Verwandtſchaftsverhältniß nur das engere Band als 
Gegenſtand der Tifpenfation und des Sportelanfages betrachtet werde, wodurch zugleich die 
in entfernteren Berwandtfchaftsverhäftniffen liegenden Hinderniffe gehoben werden. 
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D. Berfügungen über Gegenfände der nicht flreitigen 
Gerihtöbarfeit. 


1) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die Kreisgerichtshöfe 
vom 31. Ja nuar 1835, 


betreffend: den Antheil der Oberamtsgerichtsbeiſitzer an den Sporteln für verſchiedene Rechtsgeſchäfte. 


In Beziehung auf den Antheil der Gerichtsbeiſitzer an den Sporteln für verſchiedene 
Rechtsgeſchäfte wird dem Gerichtshof auf deſſen Bericht vom — Nachſtehendes zu erkennen 
gegeben: 

1) Da nach dem allgemeinen Sportelgeſetz vom 23. Juni 1828, Art. 22, den Gerichts⸗ 

beiſitzern nur an den Sporteln von den durch das Bezirksgericht ſelbſt gefällten 
Civil- und Ganterkenntniſſen und den dabei vorkommenden Vergleichen und Ver— 
zichten (einſchließlich der Amortiſations-Erkenntniſſe) ein Drittheil zugewieſen iſt; 
fo haben dieſelben an den Sporteln, welche von der Errichtung gerichtlicher Tefta- 
mente, von der Bewilligung der Ausfolge des Vermögens verfhollener Perfonen, 
für Beftätigung von Einfindfchaftsverträgen, Beftellung von Vormündern und ver- 
gleichen oberamtsgerichtlich angefegt werden, feinen Theil anzufprechen, und es find 
2) diefe Sporteln Fünftig durchgängig als VBerwaltungsfporteln zu behandeln *). 


2) Erlaß des K. Jufizminifteriumsanden Geridtshofin — vom 
20. Februar 1836, z 
betreffend: die Reifefoften-Anrechnungen ber Notariats-Affiftenten bei Pflegreihnungs-Abhören. 
Auf den Anfrageberiht vom 11. December v. 3. in Betreff der Reiſekoſten⸗Anrechnungen 
der Notariats-Affiftenten bei Pflegrehnungs-Abhören wird dem Gerichtshof zu erfennen gege- 


*) Der weitere Theil des Erlaffes handelt von ben Gebühren der Gerichtsbeifiger für die Solennifation _ 
der Inventur- und Theilungsgefchäfte der Eremten zweiter Klaſſe, was nah Aufhebung der befreiten Gerichts⸗ 
fände wegfällt. 
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ben, daß nad den übereinftimmenden Anzeigen der drei übrigen Gerichtshöfe in den bie- 
her vorgefommenen Fällen die gleihen Anrechnungen der Notariats-Affiftenten wie der No— 
tare von Afl. für einen vollen und von 2fl. AO fr. für einen halben Tag als zuläffig 
erfannt worden find, und daß man gegen diefe Anrechnungen von hier aus nichts zu 
erinnern findet. 


3) Erlaß des K. Juftizminifteriums an den Pupillenfenat des K. Gerichte— 
hofs in — vom 223, Auguft 1836, 


betreffend : bie Ucbernahme der Rechnungs = Urkunden zum Behufe der von ben Notaren zu beforgen- 
den Pflegrechnungsſtellungen. 


Auf den Beriht vom 15. d. M. in Betreff der Uebernahme der Rechnungs» Urkunden 
zum Behufe der von den Notaren zu beforgenden Pflegrehnungsftellungen wird dem Senat 
zu erkennen gegeben, daß in außerorbentlihen Fällen, wenn die Stellung der Pflegrechnung 
fehr dringend ift, und der Notar, dem diefe Stellung obliegt, Fein fonftiges Gefchäft in dem 
betreffenden Amtsorte zu beforgen hat, auf befonderes Erfenntniß des zuftändigen Bezirke- 
gerihts geflattet werden könne, daß der Pfleger dem Notar die Rechnungsakten überbringe, 
und dafür ausnahmsweiſe die zuläffige Gebühr aus der Pflegfchaftskaffe beziehe. 


4) Erlaß des 8. Juftizminifteriumg an den Pupillenfenat des K. Geridts- 
bofs in — vom 27. Juli 1837, 


betreffend: die Unzuläffigfeit der privativen Stellung von Pflegrechnungen durch bezirfsgerichtliche 
Revifionsgebülfen, 


Auf den Bericht vom 15. d. M. in Betreff der Berechtigung der bezirksgerichtlichen 
Pflegredhnungs » Revifionsgehülfen zu privativer Stellung von Pflegrehnungen wird dem 
Senate zu erkennen gegeben, daß man mit deffen Anſicht, wonad den gedachten Gehülfen, 
auch wenn fie in feinem weiteren Dienftverhältniffe zu dem Bezirfsrichter ftehen, die privative Stel: 
lung von Pflegrechnungen für dritte Perfonen nicht gejtattet werden könne, vollfommen ein- 
verflanden fei und dem Senate aufgegeben haben wolle, das Dberamtsgeriht — auf feine 
Anfrage motivirt zu befcheiven. 
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5) Erlaß des K. Juftigminifteriums an den Pupillenfenat des K. Gerichte— 
bofs in — vom 8. December 1837, 


betreffend: die Aufhaffung des Papiers bei Inventurgefhäften, welde von dem Waifengerichte ohne 
Mitwirfung des Notars aufgenommen werden. 


Auf den Beriht vom 24. v. M. in Betreff ver Frage: wer das Papier bei Inventur- 
gefhäften, welche von dem Waifengericht ohne Mitwirkung des Notars aufgenommen werden, 
zu bezahlen habe? wird dem Senate zu erkennen gegeben, daß man deſſen Anfiht, wonach 
in folhen Fällen nicht der Notar, fondern die Betheiligten die erforderlihen Schreibmateria- 
lien anzufhaffen haben, vollfommen theile, indem die Legteren durch den geringeren Betrag 
der Sportel, welche in diefen Fällen zu bezahlen ift, für die unbedeutende Auslage an Schreib» 
materialien genugfam entſchädigt werden *). 


6) Auszug aus einem Erlaffe des Civilfenats des K. Obertribunals an 
vie Civil und Pupillenfenate ver KGerichtshöfe vom 10. Januar 1838, 


betreffend: den Lebergang des auf einem abgebrochenen oder eingeflürzten Gebäude haftenden Pfand: 
rechts auf das neue Gebäude, wenn für letzteres aus polizeilichen Gründen ein anderer Baus 
platz angewiefen wurde. 


Die Beſtimmung des Art. 26 des Geſetzes vom 21. Mai 1828 
„Wenn in Folge eines Brandes ein verpfändetes Gebäude zu Grunde gegangen, 
und aus polizeilichen Rückſichten dem Eigenthümer zur Wiedererbauung eine ans 
derwärtige Fläche angewieſen worden, ſo geht das frühere Unterpfandsrecht 
dennoch auf das neue Gebäude über,“ 
kann ſowohl nach den ausdrücklichen Worten derſelben, als ihrem Grunde nach auf den 
Fall nicht angewendet werden, wenn ein abgebrochenes oder eingeſtürztes Gebäude aus poli— 
zeilichen Gründen auf einer andern Fläche erbaut werden mußte. 
(Folgen die rechtlichen Gründe.) 
Die Unterpfandsbehörden haben jedoch vor dem Abbruch eines Gebäudes den Pfand— 
gläubiger in Kenntniß zu ſetzen, um feine Rechte überhaupt und namentlich auf die abge— 
brodenen Stüde des Gebäudes wahren zu Fönnen. 


*) Vergl. Art. 14 des Geſetzes über die Notariatsfporteln vom 4. Juli 1842, Reg.Blatt ©. 367. 
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7) Erlaß des K. Zuftisminifteriums an den Civilfenat des K. Obertribu— 
nals vom 9. März 1838, 


betreffend: die Aufhebung des in dem Landrechte Thl. III. Tit. & 6. „Wann fih dann 16,“ 
erwähnten, fogenannten Difpenfationsrechts bei unförmlich errichteten letzten Willendverfügungen. 


Deffen Beriht vom 5. December v. 3. in Betreff der aus Anlaß eines Gefuches der 
N'ſchen Eheleute zu N. aufgeworfenen Frage von der Gültigkeit des in dem Landrechte 
zp. IT, Tit. 4. $ „Wann fih dann 10.” erwähnten Tandesherrlihen Difpenfations- 
rechts bei unförmlich errichteten letzten Willensverfügungen, hat man erhalten, und über dieſe 
Angelegenheit Seiner Königliden Majeſtät Vortrag erflattet. 

Nachdem nun zufolge höchſter Entfhliefung vom 22. v. M. Höhftviefelben mit der 
Anfiht, daß jenes fogenannte Difpenfationsrecht als erlofchen anzufehen fei, Sich einverftan- 
den erffärt, und das K. Yuftijminifterium gnädigft ermächtigt haben, zu Erledigung des vors 
liegenden Falls im gerichtlichen Wege das weiter Geeignete zu verfügen: fo mird ſolches 
dem Senate zu ſeiner Kenntnißnahme unter dem Anfügen eröffnet, daß in Gemäßheit deſſen 
heute dem Oberamtsgerichte N. das Erforderliche zu erkennen gegeben worden iſt. 


8) Erlaß des Civilſenats des K. Obertribunals an den Civilſenat des 
K. Gerichtshofs zu — vom 22. Januar 1839, 


betreffend: die Zuläfiigfeit der Beforgung von Unterpfandsgefhäften durch Deputationen oder Sektionen 
der Gemeinderäthe, 

Ueber die Frage von der Zuläffigfeit der Beforgung von Unterpfandsgefpäften durch 
Depututionen oder Sektionen der Gemeinderäthe hat man nad vorausgegangener Einverneh: 
mung ber Givilfenate der Kreisgerichtshöfe in einem. an das K. Yuftigminifterium auf Er— 
fordern erflatteten Berichte vom 11. December 1838 fih folgendermaßen gutächtlid geäußert: 

1) Es fann zwar nicht wohl einem Zweifel unterliegen, daß nad dem Dfandgefege der 
ganze Gemeinderath die Unterpfandsgefchäfte beforgen foll; denn der Gemeinderath ift bie, 
Unterpfandsbehörde (Art. 136), und es iſt daher jedes Mitglied des Gemeinderaths bered- 
tigt und verpflichtet, wie an allen andern Gefchäften des Gemeinderaths, fo auch an den 
Unterpfandsgefchäften regelmäßigen Antheil_zu nehmen, 

2) Dagegen verlangt. das Gefep nicht nothwendig, daß der ganze Gemeinderath 
bei-jeder einzelnen Unterpfandsbeftellung mitwirfe; dem Gefege genügt die Mitwirkung von 
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wenigſtens 5 Mitgliedern (Art. 146), und wenn diefe 5 Mitgliever an der Berathung Theil 
genommen und in den Befchluß eingewilligt haben, fo ift auch die Vorſchrift des Art. 145 
"gewahrt, daß Collegialbefclüffe in Unterpfandsfachen nur bei verfammelter Unterpfande- 
behörde gefaßt werden follen. 

3) Man kann daher ven Zufland, wo die Unterpfandsgefhäfte nicht durchaus von ber 
vollfändig verfammelten, fonvdern nur von einem Theile der Mitglieder der Unterpfandss, 
behörde beforgt werden, wohl einen nicht regelmäßigen, aber nicht einen gefegwidrigen nennen, 
und es ift Sache der Regierung, zu beurtheilen, ob ein folder Zuftand geduldet werden foll 
oder nicht, wobei fediglih Gründe der Zweckmäßigkeit entfheiden müffen. | 

4) Nun halten wir es allerdings für zweckmäßig, wenn in gemwiffen Fällen die Behand» 
fung der Unterpfandsgefhäfte einer Minderzahl von Mitgliedern , als welde den ganzen 
©emeinderath bilden, überlaffen wird, weil es beinahe unmöglich ift, daß von zahlreich be— 
fegten Gemeinderäthen alle Mitgliever bei ven fo häufig vorfommenden Unterpfandsbeitelluns 
gen ftets thätig find, daß fie fich hiefür regelmäßig vollſtändig verfammeln, das VBorfommende 
mit Aufmerkfamfeit berathen und ihre Unterfriften beifügen. Schon dieſes Unterzeichnen 
erfordert bei einer großen Zahl von Gemeinderaths-Mitgliedern, welche bis auf 21 anfteigen 
fann (Verwaltungsedikt von 1822, $. 4), einen bedeutenden Zeitaufwand, da daffelbe bei 
jedem Ynformativ-Pfandfcheine und Pfanpfihein, bei jedem Eintrage in das Unterpfandsbuch, 
welcher eine Unterpfandg = Beftellung oder Löſchung enthält, erforderlich ift, und fo z. B. in 
Stuttgart die geringfte Pfanpbeftellung, bei welcher ein Informativ-Pfandſchein und ein 
Pfandfchein ausgeftellt wird, bei —— befegter Unterpfandsbehörde 63 Namensunter⸗ 
ſchriften noͤthig macht. 

Es fällt in die Augen, daß dieſe Einrichtung ſehr laͤſtig iſt, es iſt aber nicht minder 

gewiß, daß durch die Nöthigung des ganzen Stadtraths zur Theilnahme an den Unter— 
. Pfandsgefhäften Nichts gewonnen wird, weil der größere Theil feine Aufmerkfamkeit nicht 
darauf verwenden, vielmehr die Theilnahme der eigentlih aktiven Mitglieder ſtören wird, 
und fo der Vortheil, den die größere Zahl der Mitglieder des Collegiums gewähren könnte, 
verloren geht. 

Die Bildung von Sektionen oder Deputationen der Gemeinderäthe zu Unterpfandg- 
gefhäften erfcheint daher da als zwedmäßig, wo die Zahl der Mitglieder des Gemeinderaths 
und die Zahl der vorkommenden Pfandgefchäfte fo groß ift, daß die Verwendung fämmtlicher 
Mitglieder hiebei auf den Gang des Unterpfanpsgefchäfts förend einwirken und auch ale 
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eine übermäßige Beläftigung der Gemeinderathe-Mitgliever felbft erfcheinen würde, und wir 
glauben, daß in folhen Fällen eine Abweichung von der Regel auch für die Ordnung des 
Geſchäfts und die Betheiligten ganz ungefährlich ift, wenn nur zur Bedingung "gemacht 
wird, daß 

a) der Vorſtand der Unterpfandsbehörde und der Aftuar nicht wechſeln; 


b) daß jedes Mitglied der Unterpfandebehörve fih verbindlich macht, für die Handlun- 
gen der übrigen einzuftehen, und jedes neu eintretende Mitglied hierüber fogleid 
zur Erklärung aufgefordert wird; 


c) daß deſſen ungeachtet jedes Mitglied ftets an jeder Verhandlung Theil nehmen darf, 
und daher von der Zeit der Sigungen in Unterpfandsfadhen unterrichtet if; 


d) daß über die Vertheilung der Sporteln unter den Mitgliedern der Unterpfands- 
behörde ein beflimmtes Uebereinfommen getroffen wird, und 


e) daß, fobald nicht fämmtlihe Mitgliever der Sektion in ihrem Befchluffe einverftan- 
den find, der Gegenftand an den vollftändig verfammelten Gemeinderath gebracht 
werden muß. 


5) Damit übrigens an allen Drten, wo das Bedürfniß der Zumeifung der Unterpfands- 
gefhäfte an einen Theil der Mitglieder der Unterpfandsbehörde vorhanden ift, dieſes nur 
unter Beobadtung der angeführten Bedingungen und überhaupt unter Berüdjihtigung aller 
Berhältniffe zugelaffen werde, halten wir es für nöthig, daß die Bezirfsgerichte angeriefen 
werben, hierauf ihr befonderes Augenmerk zu richten, und jede derartige Einrichtung dem ber 
treffenden Gerihtshofe ausführlich anzuzeigen, damit diefer, wenn er einen Anftand dabei 
findet, verbeffernd einſchreiten kann. 


Da nun das R. Juſtizminiſtertum durd Erlaß vom 28. v. M. und Jahre fih mit 
diefer Anficht einverftanden erflärt, und den dieffeitigen, Senat beauftragt hat, hievon die 
Givilfenate der KR. Gerichtshöfe in Kenntniß zu feßen, und denfelben anheimzugeben, vem« 
gemäß in vorfommenden Fällen die Bezirfsgerihte und durch diefe die betreffenden Stadt- 
und Gemeinderäthe zu befheiden, fo wird der Senat _ zu feiner Nachachtung * 


benachrichtigt. 
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9) Erlaf des R. DObertribunals an die Civilfenate der K. Kreisgerichts— 
hböfe vom 1. November 1839, 


betreffend : bie Competenz ber Bezirksgerichte hinfichtlich des vorbereitenden Berfahreng bei der Mundtod⸗ 
Erflärung von Berfhwendern. 


Da vermöge hohen Juftizminifterial-Erlaffes vom 22. v. M. vie K. Minifterien der 
Yufliz und des Innern mit der in einem gutächtlichen Berichte des Civilfenats des K. Dber- 
tribunals entwidelten, auch der bisherigen Praxis bei der großen Mehrzahl der Bezirks— 
ftellen entfprechenden Anfiht, daß das in dem $. 18, Abf. 2 der K. Berordnung vom 
19. Juni 1808 (Neg.Blatt ©. 326) bezeichnete vorbereitende Verfahren bei der Mundtov- 
Erklärung von Verſchwendern zur Competenz der Bezirfsgerichte, nicht zu der der Bezirke- 
Polizeiämter gehöre, mit dem Beifage ſich einverftanden erflärt haben, wie es fi) jedoch von 
felbft verflehe, daß die Unterfuchung und Beftrafung des Polizeivergehens der Afotie auch 
dann, wenn letztere zu dem Prodigalitäts-Berfahren Anlaß gegeben hat, oder ‚bei diefem zur 
Kenntniß der Behörden gefommen if, nah Art. 24, 90 und 92 des Polizeiftrafgefeßes vom 
2. Dftober 1839 der betreffenden Polizeibehörde zufommt, und daß die in Gemäßpeit der 
K. Verordnung vom 19. Juni 1808 gegen Verſchwender zu verhängende Thurmiirafe als in 
der Strafe der Afotie begriffen, anzufehen fei: fo wird diefes dem erhaltenen Auftrage zu 
Folge dem Senate mit der Weifung eröffnet, hiernach die ſämmtlichen ihm nachgeſetzten Ge- 
richte zu befcheiden. 

Die dem K. Minifterium des Innern untergeordneten Behörden werden von diefem auf 
übereinftimmende Weife befchieden werden. j 


10) Erlaf des K. Juftizminifteriums an die Pupillenfenate der 
K. Gerichtshöfe vom 14. Januar 1840, 


betreffend: die Beeidigung der zu Waifenrichtern beftellten Gemeinderäthe. 

Nah einer Mittheilung des K. Minifteriums des Innern vom 31. December v. 3, 
it die Sammlung der Vorfhriften über vie Verpflichtung der Angehörigen jenes Departer 
ments nunmehr vollendet, und wird insbefondere fortan die Beeidigung der Gemeinderäthe 
nad den in diefer Sammlung enthaltenen Eivesformularen Statt finden, 
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Da nun in die faum gedachten Civesformulare auch die waifenrichterlihen Funktionen 
der Gemeinderäthe aufgenommen find, fomit für die Zukunft eine befondere Beeidigung ver 
zu Waifenrichtern beftellten Gemeinveräthe wegfällt; fo wird folhes dem Senate Behufs 
weiterer Belanntmadhung an die Bezirfsgerichte andurch eröffnet. 


11) Erlaß des K. Juflizminifteriums an den Pupillenfenat des K. Ge- 
rihtshofs in — vom 12. November 1841, 


betreffend : die Führung von Pflegfhaften durch die Borftände der Waiſengerichte. 


Auf den Bericht in Betreff der Führung von Pflegfchaften durch die Vorftände der 
Waifengerihte wird dem Senate zu erfennen gegeben, daß, da nad der Yuftizminifterial- 
Verfügung vom 28. December 1839 (Reg. Blatt von 1840, ©. 11) zwiſchen Pflegfchaften, welche 
mit einer Vermögensverwaltung verbunden find, und zwifchen folhen, bei welchen eine Ver⸗ 
mögensverwaltung nit Statt findet, Fein Unterſchied gemacht ift, die Waifengerichtsvor- 
fände Pilegfchaften jeder Art, welche unter ihrer amtlichen Aufficht ftehen, zu übernehmen 
nicht befugt find, indem die für diefe Anordnung fprechenden Gründe auf Pflegfchaften der 
einen. oder anderen Art mehr oder weniger ihre Anwendung finden, 


12) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die Pupillenfenate der Kreis: 
gerichtsboͤfe vom 16. Februar 1842, 


— die Erforderniſſe zur Erhebung des Nachlaſſes in K. Niederländiſchen Seedienſten 
verſtorbener Perſonen *). 


Nach einer Note des K. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 14. d. M. 
werben zu Erhebung des Nachlaſſes in K. Niederländifhen Seedienften verfiorbener Perfonen 
von den Betheiligten häufig Schritte gemacht, welche wegen unterlaffener Beobachtung der 
gefeglichen. Erforderniffe erfolglos bleiben und es hat fih die K. Niederländiſche Regierung 
hiedurch veranlaßt gefehen, eine nähere Mittheilung jener Erforderniffe zur Kenntniß der 
Betheiligten bringen zu laffen. 





* Bergl, auch die Erfaffe-soht 7, Oftober 1847 -und von 3. Juni ABST unten Nro. 32 und 40 
9 


Hiernach bedarf es nämlich: 

1) eines Zeugniffes der competenten Gerichtsbehörde, daß fie fih durch vorliegende 
Akten oder andere geeignete Mittel vollfommen davon verfichert habe, daß die na» 
mentlich anzuführenden Perfonen mit Ausfhluß jeder andern zur Erhebung des frag» 
lichen Nachlaſſes berechtigt feien, wobei Minderjährige und Abmwefende gefeglich ver- 
treten, fowie die Aufflellung der Vertreter gehörig beurfundet feyn müffen ; 

2) der Aufftellung eines in den Niederlanden wohnhaften Bevollmädtigten der Erben, 
um die betreffende Zahlung in. Empfang zu nehmen, und wegen der zu entrichten- 
den Erbfteuer das Nöthige zu beforgen, in welcher Beziehung die Angabe des von 
dem Verftorbenen anderwärts hinterlaffenen Vermögensbetrags verlangt wird; 

3) für den Fall, daß diefe Zeugniffe, Vollmachten und etwaige meitere Urkunden nicht 
in holländifcher oder franzöfifher Sprache abgefaßt find, der Beilegung von beglau- 
bigten Weberfegungen, jedenfalls aber der Legalifirung aller diefer Urfunden durch die 
betreffenden K. Niederländifchen Gefandtfchaften, fowie endlich deren Stempelung und 
Einregiftrirung nad holländifhen Gefegen, welch' Tegteres natürlich erft in Holland 
von dort aufzuftellenden Bevollmächtigten der Betheiligten zu beforgen wäre. 

Der Senat wird nun hievon zur Nachachtung in vorkommenden Fällen und zur weite 
ren Befanntmahung diefer Vorſchriften an die Bezirfögerichte des Kreiſes in Kenntniß 
gefegt. . 
‚ 13) Erlaß des K. JZufizminifteriums an den Civilfenat des Kreisgerichts— 
bofs in — vom 23. December 1842, 


betreffend: ben Bezug von Erfenngeldern bei Liegenfhaftsverfäufen, wenn mit dem Erfenntniffe über 
einen Kaufvertrag eine Verfügung über die Bezahlung des Kaufpreifes erfolgt. 


Auf den Anfrageberiht vom 6. d. M. in Betreff des Bezuge von Erfenngelvern bei 
Liegenfchafteverfäufen wird dem Senate Nachſtehendes zu erfennen gegeben: 

Die Beflimmungen der K. Verordnung vom 1. Juli 1841, $. 3a, und $. Ad. (Reg.« 
Blatt ©. 255, 257) find unzweifelhaft dahin zu verfiehen, daß, wenn .zugleih mit dem 
Erfenntniffe des Gemeinderaths über einen Kaufvertrag eine Verfügung deffelben über die 
Bezahlung des Kaufpreifes erfolgt, neben der größeren Gebühr für die letztere Verfügung 
nicht zugleih au das Erkenngeld für den betreffenden Betrag angerechnet werden bürfe. 
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Man ift daher mit der von dem Senate in dem vorgebadten Berichte geäußerten 
zweiten Anficht einverflanden, dag nämlich, wenn das Gemeinderathe-Collegium über den Ver- 
Fauf eines liegenden Cuts, fei diefes ein verpfändetes oder nicht, erkennt, und mit feinem 
Erfenntnig zugleich eine Verfügung deffelben über die Bezahlung des Kauffchillings an Pfand- 
oder andere Gläubiger zufammentrifft, möge dieſe eine Löfhung zur Folge haben oder nicht, 
das Erfenngeld immer nur fo weit, als fih die Zahlungsverfügung über den Kaufſchilling 
nicht erſtreckt, zu beziehen, für den der Zahlungsverfügung unterworfenen Theil des Kaufs 
fehillings aber die in $. Ad. der Verordnung vom 1. Juli 1841 bezeichnete Gebühr anzus 
fegen ift. Dabei ift der Fall, wenn mit dem Erfenntniffe des Gemeinderaths-Eollegiums 
über einen Liegenfchaftsverfauf bloß die vorforgliche Auflage von Seite deſſelben an den 
Käufer zufammentrifft, daß er den Kaufſchilling nur nah Fünftiger Verweiſung bezahlen 
dürfe, demjenigen gleich zu behandeln, wenn jenes Collegium mit feinem Erkenntniffe eine 
wirkliche Zahlungsverfügung verbindet. 


Der Senat hat nun demgemäß das Dberamtsgericht N. zu beſcheiden und auch die 
übrigen Bezirfsgerichte des Kreifes von diefer Entfcheivung zu ihrer Nachachtung in Kennts 


niß zu fegen. 


14) Erlaß des K. JZuffizminifteriums anden Pupillenfenat des 
KR. Gerichtshofs in — vom 7. Januar 1843, 


betreffend: die Berechnung ber Taggelder der Waifenrichter bei Pflegrechnungs⸗Abhören. 


Auf den Bericht in Betreff der Berechnung der Taggelder der Waifenrichter bei Pfleg- 
rechnungs-Abhören wird dem Senate zu erfennen gegeben, daß dur das der Minifterial- 
Verfügung über die Vollziehung des Notariats-Sportelgefeges vom 5. Derember 1842 unter 
Lit. B. angehängte, der früheren Minifterial-Verfügung vom 15. Auguft 1836 entnommene 
Formular eine Abänderung der durch die K. Verordnung vom 22, Februar 1841, $. 10 
vorgefhriebenen Berechnungsweife der Taggelver keineswegs habe herbeigeführt werben 
wollen. 


15) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an den Pupillenſenat des 
K. Obertribunals vom 30. Januar 1843, 


betreffend : den Anfag der Erbfchaftsfportel von nugnieglihem Vermögen und Bermögeng = Lebergaben, 


Man hat deſſen Berlht vom 22. v. M. in Betreff des Anfages der Erbfchaftsfportel 
von nugnießlihem Vermögen und Vermögens -Uebergaben erhalten, und gibt dem Genate 
zur Nachachtung und zur Eröffnung an vie Pupillenfenate der K. Kreisgerichtshöfe Folgen» 
des hierauf zu erkennen. 

I. Was die Frage betrifft, ob der Nußnießer folhen Vermögens, welches der Erb» 
fchaftsfportel unterliegt, dieſe vorfhußmweife zu bezahlen verbunden fei; fo hat der Senat 
diefe Frage verneint und fih dafür entfchieven, daß nur der Erbe felbft dieſe Sportel und 
zwar erft dann zu entrichten ſchuldig ſei, nachdem er zum Genuß der Erbſchaft gelangt if. 

Zu Begründung diefer Anfiht wird fi auf die Beflimmung des $. 38 der Inſtruktion 
zu Behandlung des Sportelmefens bei den K. Dberamtsgerichten vom 2. Mai 1831 berus 
fen, wonach, falls die Betheiligten die Sportel aus einem in einer jährlichen lebenslänglichen 
oder auf eine beftimmte Reihe von Jahren zu beziehenden Rente beftehenden Vermächtniſſe 
nicht in einer Summe (mit Abzug der Zwifchenzinfe) zu entrichten wünſchen, ſolche je auf 
die Berfallzeit aus den einzelnen Renten anzufegen und zu bezahlen ift. 

Die Analogie, welche der Senat zwifhen dem letztgedachten Falle und dem in Frage 
ftehenden findet, ift jedoch nicht vorhanden. 

Ein Vermächtniß, welches in der Ausſetzung einer jährlichen Rente befteht, iſt, wie fich 
aus der Natur der Sache ergibt, aber auch in den Gefegen ausgefprochen it (D. XXXIII. 
1. h. tt. fr. 4), als eine Reihe einzelner Vermächtniſſe zu betrachten, bei welchen das Recht 
des Bedachten auf jedes einzelne dadurd bedingt ift, daß derfelbe ven Berfalltermin erlebe. 
Deßhalb ift es natürlich, daß die Vermächtnißſportel aus jeder einzelnen Jahresrente erft ge- 
fordert werden Fann, wenn die Bedingung eingetreten iſt, unter welcher der Vermächtniß— 
nehmer das einzelne Legat erwirbt, und es ift ihm mur geftattet, falls er es für bequemer 
findet, die Sportel auch für diejenigen Vermächtnißtheile, auf welche er noch Fein unbeding- 
tes Recht hat, gleihbald zu entrichten, wo es dann die Billigkeit erheiſcht, daß zu dieſem 
Zwede der Gefammtbetrag der Sporteln, welde der wahrſcheinlichen Lebensdauer des Lega- 
tars zu Folge nad und nad vorausſichtlich zu entrichten wären, durch Abrechnung der Zwi- 
fhenzinfe ermäßigt werde. 


Hievon ift aber der Fall, von dem es hier fich handelt, mefentlich verfchieven. Der 
Erbe, welcher ſchuldig it, das ihm angefallene Vermögen einem Dritten zeitlich noch zur 
Nusnießung zu überlaffen, erwirbt gleihwohl die Erbſchaft fofort unbedingt; mit dem 
Erwerb derfelben ift aber auch die Verbindlichkeit zu Entrichtung der Erbſchaftsſportel als 
eingetreten anzufehen, und es ift eine willführliche, durch die Worte des Geſetzes vom 
11. Februar 1810 keineswegs gerechtfertigte Unterftellung, wenn der Pupillenfenat des Ges 
richtshofs in — in feinem Berichte vom 22. September v. 3. davon ausgeht, daß, die Erb» 
haftsfportel nur von einer empfangenen Erbfchaft zu entrichten fei. 

Eben darum aber, weil der Erwerb, nicht aber der Eintritt in den Genuß einer Erb» 
fhaft über die Sportelpflicht entfcheivet, Fann von einem Abzug der Zwiſchenzinſe mit Rück⸗ 
fiht auf den mahrfceinlihen Zeitpunkt, wo der Erbe in diefen Genuß tritt, zum Zwecke 
der Berechnung der Erbfhaftsfportel Feine Rede feyn, vielmehr ift folche Teviglih aus dem 
Betrage der angefallenen Erbfchaft zu berechnen. Diefes vorausgefegt, kann es ferner fei- 
nem Zweifel unterliegen, daß der Nußniefer den Betrag der Erbfchaftsfportel aus der Erb» 
fchaft zu entrichten ſchuldig it; denn die Erbsmaſſe ift als fportelpflichtig zu betrachten, und 
der Nutznießer kann nur auf den Ertrag aus demjenigen Theile der Erbſchaft Anſpruch ma— 
hen, der nad Beftreitung der auf derfelben ruhenden Laften übrig bleibt. 

Der von dem Pupillenfenat des K. Gerichtshofs in — hiegegen angeführte Grund, 
daß dem überlebenden Ehegatten, Falls er als Nugnießer zu vorſchußweiſer Bezahlung der 
Erbfhaftsfportel angehalten werden wollte, hiedurch ein Theil der in feiner Nutznießung ſte⸗ 
benden Erbſchaft vor der Zeit entzogen würde, kann nicht als treffend erfannt werden. Nach 
Thl. IV. Tit. 5. $. Da aber ıc. des Landrechts ift dem überlebenden Ehegatten das Recht 
eingeräumt, den den Geitenverwandten des verftorbenen Gatten von dieſem eigenthüm- 
lich angefallenen Erbtheil lebenslänglih zu nugen und zu nießen. Das Nutznießungs⸗ 
recht des überlebenden Gatten geht fomit nicht weiter, ald das Eigenthumsrecht der erbenden 
Seitenverwandten, und jener muß den Abzug an der Erbsmaffe, dem diefe wegen der fehul- 
digen Erbſchaftsſportel unterworfen find, auch feiner Seits in gleicher Weife ſich gefaften 
laffen. 

Auch wäre, was freilich für ſich nicht entfheidend if, eine anderweitige Behandlungs- 
weife der Sache mit namhaften Jnconvenienzen verknüpft, wie foldes fhon aus dem Vor⸗ 
ſchlage des Pupillenfenats des Gerichtshofs in — erhellt, wornach der Betrag der Erb⸗ 
fhaftsfportel im gegebenen Falle vorläufig in die Notariatsfportel» Rechnung aufzunehmen, 
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fodann aber dem betreffenden Camernlamte zur Vormerkung ir feiner Rechnung zu über- 
geben wäre, welches ebendamit genöthigt würde, ſolchen vielleicht mehrere Jahrzehende hin 
durch als Ausftandspoften nachzuführen. Was ſodann 

U, die Entrichtung der Erbſchafts- und Vermächtnißſportel von Bermögens-Uebergaben 
an Seitenverwandte in entfernteren Graden oder an ganz fremde Perfonen betrifft; fo if 
man mit dem Senate einverftanden, daß Nechtsgefchäfte ver genannten Art diefer Sportel 
nicht unterliegen, weil das einfchlägige Gefeg ausſchließlich von Erbfhaften und Ber- 
mächtniſſen fpricht, die Erwerbung mittelft einer Vermögens-Uebergabe aber, wenn auch 
dem Zwede und der Wirkung nach damit meift zufammentreffend, doch auf einem andern 
Rechtsgrunde beruft. 


16) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an den K. Gerichtshof zu — vom 
16. Zuni 1843, 


betreffend: die Anwendung bes $. 16 ber Minifterial-Berfügung vom 5, December 1842 wegen 
Bollzichung des Notariatsfportel-Befeges. 


Demfelben wird auf feinen Bericht über die Anwendung des $. 16, Fit. ſ. der Minis 
flerial »- Berfügung vom 5. December 1842, betreffend die Bollziehung des Notariatsfportel- 
Gefeges, Folgendes zu erkennen gegeben: 

Nah dem Art. 7 des Notariatsfportel= Gefepes haben die Betheiligten in Fällen, 
in welden das mit einer Notariatsfportel zu belegende rohe Aftivvermögen nicht mehr als 
300 fl. beträgt, die bisherigen Sportelantheile und Gebühren der Rechnungsfteller und Red 
nungsrevidenten, fo wie der Theil- und Waifenrichter und der Gemeinderathsdiener zu ent» 
richten. Hiedurch ift Far ausgefproden, daß die Gebühren der Waifenrichter,, welche der 
Abhoͤr von Pflegrehnungen anwohnen, und der Gemeinderathsdiener, welde hiebei befchäf- 
tigt find, von den Betheiligten einzuziehen feien, wenn eine Abhörfportel wegen eines nur 
300 fl. betragenden pflegfchaftlichen Vermögens nicht angefegt werden kann. 

Ebenfo beftimmt ſchreibt der Art. 32 des Notariatsfportel-Gefeges vor, dag die Diäten 
und Reifefoften des Bezirksrichters und NRecdnungsftellers von der Sportelkaffe zu 
tragen feien, und es iſt diefe Beftimmung nur durch den dritten Abfag des Art. 7 in Abficht 
auf die Gebühren der Waifenrichter und Gemeinderathspiener modificirt. 
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Der $. 16, lit, f. der erwähnten Minifterial-Verfügung wiederholt daher im Wefent- 
lichen die Vorſchriften des Sportelgefeges, und bezeichnet nur die Art der Bertheilung der 
Gebühren der Waifenrichter und Gemeinderathsviener unter den Betheiligten nach dem Ver- 
hältniß der auf die Abhör der einzelnen Rechnungen verwendeten Zeit, 

Hiebei ift zu beachten, daß die Vorfhriften des Art. 7 des Notariatsfportel» Gefeges 
feineswegs neu, fondern bereit in den Art. 1 und 2 des Geſetzes vom 22. Juli 1836, be- 
treffend einige Abänderungen des proviforifchen Gefeges über die Notariatsfporteln (Reg. 
Blatt S. 297) enthalten find, 

Da fomit von den Abhörfporteln die Diäten und Reiſekoſten des Bezirksrichters und 
Rechnungsſtellers nicht zunächft in Abzug gebracht werden dürfen, um den $. 16, lit. f. der 
Minifterial-Verfügung in Anwendung zu bringen, vielmehr jene für fi zu Bezahlung der 
Gebühren der Waifenriter und Gemeinderathsdiener unzureichend ſeyn müffen, da es fi 
ferner von einer neuen Verfügung, melde auf die, nah dem Gefege vom 22. Juli 1836 
und vor dem 1. Juli 1842 zur Abhör verfallenen Pflegrehnungen nicht anzuwenden wäre, 
Feineswegs handelt, fo hat fih der K. Gerichtshof hiernach zu achten und die Bezirfsgerichte 
des Kreifes zu beſcheiden. 


17) Erlaß des K. Juftigminifteriums an das R. DObertribunal und 
die 8. Gerichtsböfe vom 8. December 1843, 


betreffend: die Gebühren für die Beglaubigung von Urkunden in außergewöhnlichen Fällen. 


Auf einen Anfragebericht des K. Gerichtshofs zu — in Betreff ver Gebühren für Be- 
glaubigungen in außergemöhnlichen Fällen wurde demfelben durch Minifterial » Erlaß vom 
heutigen Tage zu weiterer Verfügung zu erfennen gegeben, daß bei der in der Notariats— 
Vollziepungs »Veroronung vom 14. Juni 1843, $. 32a. feftgefegten Gebühr für Beglaubi- 
gungen die in der gewöhnlichen Ausdehnung gefertigten Abfchriften, mobei nad dem $. 33 
der gedachten Verordnung auf Eine Seite mindeftens zwanzig Zeilen, und in Eine Zeile 
nicht unter zwölf Sylben zu ftehen fommen, vorausgefegt worden find, und daß es fomit 
feinen Anftand findet, in außergewöhnlichen Fällen, wenn die zur Beglaubigung vorgelegten 
Abſchriften auf fehr großem Papier oder fehr eng geſchrieben find, oder ihre Vergleichung 
mit den Driginalien befonders ſchwierig it, eine verhältnißmäßig höhere Anrechnung, höch— 
ftens bis zum dreifachen Betrage der gewöhnlichen Beglaubigungsgebühr für zuläffig zu 
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erkennen; was jedoch in jedem einzelnen Falle ver Cognition des zuftändigen Bezirksgerichts 
zu unterlegen ift*). 

Das K. Obertribunal und der Gerichtshof wird hievon zu feiner Kenntnißnahme und 
zur Belanntmachung an bie ihm untergebenen Bezirksgerichte benachrichtigt. 


18) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die 8. Gerichtshöfe 
vom 12. Januar 1844, 


betreffend: die Eontrolirung der aus den Gemeindefaffen zu bezahlenden Gebühren für die Löſchung 
von Unterpfändern, 


Nah der K. Verordnung vom 1. Yuli 1841, betreffend die Gebühren der Gemeinde- 
diener ($. 4f.) find die Gebühren für die Löfchungen von Unterpfändern in den Gemeinde- 
Unterpfandsbüchern auf die Gemeindefaffe zu übernehmen, fo oft die Löſchung innerhalb 
eines halben Jahres von dem Zeitpunfte der eingetretenen Tilgung der Schuld an gerechnet, 
von den Betheiligten nachgeſucht wird, 

Behufs einer Controle diefer auf die Gemeindefaffen zu übernehmenden; der oberamt- 
lihen Zahlungs-Anweifung unterliegenden Löfhungsgebühren wird nun in Uebereinſtimmung 
mit dem 8. Minifterium des Innern verfügt, daß in dem Verzeichniffe, welches nach dem 
$. 24 jener Verordnung über den Ertrag fämmtlicher Gebühren in Unterpfandefachen zu 
führen ift, bei den aus der Gemeindekaffe zu erhebenven Löfhungsgebühren insbefondere 

a) die Seite des Unterpfandsbuchs, 

b) die Namen der Gläubiger und Schuldner, 

c) der Betrag der getilgten Summe, 

d) der Tag der Tilgung der Schuld und der — Löſchung, und 

e) die Löſchungsgebühr, 
anzuzeigen. find, damit hiedurch nicht nur die Oberamtsrichter und Be ickenointe bei der 
Viſitation des Unterpfandweſens ſich die Ueberzeugung verſchaffen können, daß hiebei kein 


*) In ähnlichem Sinne erging auch ſchon am 15. Januar 1836 ein Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an einen 
Gerichtshof, auf deſſen Anfrage, hinfichtlih der Beglaubigungegebühr von Urkunden, welde in das Alterthum zurüd- 
geben, und hänfig befcpwerlich zu leſen oder ungewöhnlich gedrängt geſchrieben find. Darin wurde ebenfalls andge- 
ſprochen, daß für die Beglaubigung ſolcher Abfpriften, nah dem Grave der Beſchwerlichleit ihrer Entzifferung, ber 
zweifache, böchften® der dreifache Betrag der reguliten Gebühr zu paffiren, eine ſolche erhöhte Anrehnung aber firts 
der Eognition des betreffenden Bezirksgerihts zu unterwerfen fei, 
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Uebermaß ftattgefunden habe, fondern auch die Oberamtfeute, oder aus deren Auftrag bei 
Beantwortung der Revifions-Ausftellungen über die Gemeinde-Redhnung die Verwaltungs— 
Altuare, von der Nichtigkeit der auf den Grund des vierteljährlih aus dem Hauptverzeidh: 
niß zu fertigenden Auszugs in den Gemeinde-Rehnungen verausgabten Löfhungs-Gebühren 
ohne große Weiltläufigfeiten fih zu überzeugen vermögen. 


Der K. Gerihtshof wird nun beauftragt, demgemäß die Bezirfsgerichte und durch dieſe 
die Gemeinde- Unterpfands- Behörden gehörig zu beſcheiden. 


19) Erlaß des K. JZufizminifteriums.an den Pupillenfenat des 
8. Gerichtshofs in — vom 5. Juli 1844, 


betreffend: die Verpflichtung der Gerichts: und Amtenotare zur Führung der Protofolle bei den 
waifengeridtlichen Verhandlungen, 


Da man mit der in dem Berichte vom 29. Mai d. J. geäußerten Anſicht, daß die Ge- 
richts- und Amtsnotare bei allen waifengerihtlihen Verhandlungen, zu welchen fie beigezo- 
gen werden müffen, das Aftuariat zu verfehen und demnach hiebei nicht nur das Protokoll 
zu führen, fondern auch die erforderlichen Ausfertigungen unentgelvlich zu beforgen haben 
(vergl. Art. 7 A. a. 4—7, 17 und 56 des Gefeßes über das Notariatswefen vom 14. Juni 
1843) einverflanden ift; fo wird ſolches dem Senate zu weiterer Verfügung andurd eröffnet. 


20) Erlaß des Pupillenfenats des R. Obertribunals an die Pupillenfenate 
der 8. Gerichtshöfe vom 3. Auguft 1844, 


betreffend : die Sicherftellung der Erbichaftsgläubiger, in dem Falle, wenn eine Eventualtheilung ganz 
unterbleibt ober verſchoben wird. i 


Ueber die von dem K. Yuftigminifterium dem Ddieffeitigen Senate zur gutächtlichen 
Aeußerung vorgelegte Frage, ob, wenn nach Art. 36 des Gefeges über das Notariatswefen 
vom 14. Juni 1843 eine Eventwaltheilung ganz unterbleibt oder verſchoben wird, von der 
Theilungsbehörde für die Sicherflellung der Erbicaftsgläubiger nad Maßgabe des Art. 39 
des Pfandgefepes vom 15. April 1825 und des $.89 der Hauptinftruftion vom 14. Derem- 
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ber deff. Zahrs von Amtswegen Vorfehrung zu treffen fei, oder ob foldhe in dem erwähnten 
Falle bis auf Anrufen diefer Gläubiger unterbleiben fönne? hat fi ver diefleitige Senat 
aus den hienach angeführten Gründen dahin ausgefproden, daß in dem vorliegenden Falle 
von ber Theilungebehörde für die Sicherheit der Erbfchaftsgläubiger von Amtswegen eine 
Vorfehrung nicht zu treffen fei. 


Die Befimmungen des Art. 39 des Pfandgefeges und des $.89 der Hauptinftruftion 
find unzweifelhaft nur für den Fall gegeben, wenn eine Eventualtheilung vorgenommen wird; 
fie findet daher Feine Anwendung, wo diefe VBorausfegung nicht vorhanden und mo der Ber: 
mögensftand von der Theilungsbehörde nicht zu unterfuchen if. So wurde es von jeher bei 
der allgemeinen Gütergemeinfhaft gehalten, und diefem Falle find durd das Notariatsgefeg 
die übrigen im Art. 36 deffelben aufgeführten Fälle gleichgeftellt. Nach ven Protofollen über 
die Sandftändifchen Verhandlungen bei Berathung des Gefegesentwurfs über das Notariats- 
wefen wurde zwar die Frage: ob die Erbfchaftsgläubiger die Erben, welche zu Gunften des 
überlebenden Gatten auf die Erbſchaft verzichten, belangen fünnen? zum Gegenftand einer 
Erörterung gemacht; auch wurde bei diefer Veranlaffung von dem Abgeordneten der Stadt 
Stuttgart die Aenferung gethan, daß au im Falle einer Difpenfation die Erbfchaftsgläu- 
biger Sicherheit erhalten werden; es wurde jedoch diefer Bemerkung Feine weitere Folge ge- 
geben, und die Frage: ob in einem Falle, wo die Eventualtheilung ganz unterbleibt, vie 
Theilungsbehörden von Amtswegen für die Befriedigung oder Sicherſtellung ver Erbſchafts— 
gläubiger Sorge zu tragen haben ? wurde nicht zur Sprache gebradt. 

(Verhandlungen von 1844, Bd. 6, S. 71, BeilagensHeft 1. Abthl. 3, S. 24,25, 199 ıc.) 


Dagegen wird es feinem Zweifel unterliegen, daß die Theilungsbehörde bei ver Frage: 
ob die Eventualtheilung zu unterlaffen fei? in pflihtmäßige Erwägung zu ziehen hat, ob 
dadurh nah den ihr befannten Berhältniffen das Intereſſe der Erbfcaftsgläubiger nicht 
gefährdet werde. 


Mit diefer Anficht ift das K. Juſtizminiſterium einverftanden und es wird der Senat 


zu Folge hoben Juftizminifterial» Erlaffes vom 5. v. M, hievon zur Nachachtung und zur 
Eröffnung an die Bezirksgerichte in Kenntniß gefest. 
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21) Erlaß des R. Jufligminifteriums an den Pupillenfenat des 
8. Gerichtshofs in — vom 4. Dftober 1844, 


betreffend: bie Frage, ob in die, nad Art. 43 des Notariatsgefeges anzulegende befondere Pfleg- 
fhaftstabelle auch die vor dem Erſcheinen dieſes Gefeges vorgefommenen Fälle einzutragen feien ? 


Ueber die Frage: ob in die nach Art. 43 des Notariatsgefeges vom 14. Juni 1843 
anzulegende befondere Pflegfchaftstabelle auch die vor Erfcheinung diefes Geſetzes einge- 
tretenen Fälle einzutragen feien, ift der Pupillenfenat des K. DObertribunals zur Aeußerung 
aufgefordert worden, und hat jene frage in einem Berichte vom 19. v. M. verneint. 

Da man mit diefer Anfiht einverftanden ift, fo wird der Senat auf deffen Bericht vom 
10. Auguft d. J. Hievon zu Beforgung des Weiteren in Kenntniß gefegt. 


22) Erlaß des K. Juftizminifleriums an den Pupillenfenat des 8. Ge— 
rihtshofs in — vom 3. Januar 1845, 


betreffend: den Sportelanfag von Beftellung eines Güterfurators für einen in Bayern wohnenden, 
aber in Württemberg begüterten Minderjährigen. 


Auf den Bericht vom 15. November v. J. in Betreff des Sportelanfages von Beftel- 
lung eines Güterfurators für einen in Bayern wohnenden, aber in Württemberg begüterten 
Minderjährigen wird nach Vernehmung des Pupillenfenats des K. Obertribunals dem Se- 
nate zu erfennen gegeben, daß die von demfelben für die Unterlaffung des Sportelanfages 
angeführte Analogie nicht richtig erfcheint, vielmehr in dem vorliegenden Falle die in dem 
Sporteltarif für die Beftellung eines Vormunds vorgefchriebene Sportel anzufegen ift, indem 
es fi nicht von der Beftellung eines Kurators für eine einzelne Handlung, fondern eines 
Pflegers für das in Württemberg gelegene Kuratelvermögen handelt. 


23) Erlaß des K. Juſtizminiſteriums an die K. Geridtshöfe 
vom 6. März 1845, 


betreffend : den Erwerb liegender Güter durch Amtsnotare innerhalb ihres Amtsbezirks. 


Den Beriht vom 22. v. M., betreffend die Auslegung des $. 7, Abf. 3 der Dienft- 
pragmatif vom 28. Juni 1821 hat man erhalten und gibt dem K. Gerichtshofe hierauf zu 
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erfennen, daß die angeführte gefegliche Beftimmung nur auf die in $.3 des gedachten Ge- 
feges bezeichneten Staatsdiener Bezug hat, fomit auf die Amtsnotare, welche nicht zu den 
Staatsvienern dieſer Kategorie gehören, fondern den in $ 4 jenes Geſetzes aufgeführten 
Dienern gleichgeftellt find, keine Anwendung finden Fann. 

Soferne e8 übrigens von dienftlihem Intereſſe if, von denjenigen Fällen, in welden 
ein Amtsnotar innerhalb feines Amtsbezirfs liegende Gründe erwirbt, Kenntniß zu erhalten, 
will man hierüber ſtets einer Anzeige des vorgefegten Bezirfsgerichts gewärtigen, deſſen 
Vorftand auch in jedem einzelnen Falle in Erwägung zu ziehen hat, ob der Käufer nad 
Maßgabe der BVorfchriften des Art. 421 des Strafgeſetzbuchs und beziehungsweiſe der analog 
in Anwendung zu bringenden Minifterial » Verfügung vom 20. Juni 1843 (Rey.Blatt 
©. 440—441) höhere Ermächtigung nachzuſuchen hat. 

Die Bezirkögerichte des Kreifes find demgemäß zu befcpeiven. 


24) Erlaß des K. Jufizminifteriums an den 8. Geridtshof in — 
vom 8. Auguft 1845, 


betreffend: die Freilaffung der Zwifchenbeträge unter 100 fl, des Vermögens von ber Beſportelung. 


Auf die Berihte vom 1.März und 19. Juli d. J. in Betreff der Anwendung der 
Vorschrift des Notariatsfportel-Tarifs wegen Freilaffung der Zwifchenbeträge unter 100 fl. 
des Vermögens von der Befportelung läßt man dem K. Gerichtshof einen Auszug aus 
einem hierauf fi beziehenden Minifteriaferlaß an ven Gerichtshof in — vom 19. Auguft 
1842 *) zur Kenntnißnahme und Nachachtung zugehen, moneben derfelbe auf die der Mini- 
fterial-Verfügung vom 5. December 1842 über die Vollziehung des Notariatsfportel-Befepes 
angehängte Zufammenftellung der Notariatsfporteln hingewiefen wird, nad welcher die Bes 
flimmung, daß bei dem zu befportelnden Vermögen nur die runden 100 fl. in Berechnung 
zu nehmen, alfo die Zwifchenbeträge freizulaffen find, ausfchließlih auf die nach Procenten 
des Vermögens zu berechnenden Sporteln fich bezieht, dagegen auf die Fälle, mo die Spor- 


+ In dem bier erwähnten Speriaferlaffe vom 19. Auguſt 1842 wurde ausgefprocden, daß nah der Haren 
Beftimmung des Art. 7 des Geſetzes über die Notariatsfportein vom 4, Juli 1842 nur bei einem nicht mehr ala 
300 fl. betragenden rohen Aftivvermögen von bem Anfage einer Sportel abzufichen it, woraus die Verpflichtung 
zur Sportelentrichtung bei einem Bermögen von mehr als 300 fl. unmittelbar folge. 
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tel nad einer Stufenfolge des Vermögens im Ganzen anzufegen ift, nad dem Wortlaute 
der dießfälligen Vorſchriften ſowohl als nad der Natur der Sache Feine Anwendung findet. 

Der 8. Gerichtshof wird beauftragt, demgemäß die Bezirfsgerichte und Notariate des 
Kreiſes zu befcheiven. 


25) Erlaß des R. Zuftizminifteriums an die Pupillenfenate der 
K. Gerichtshöfe vom 10. DOftober 1845, 
betreffend; ben Sportelanfag bei fogenannten Rüdfalls » Theilungen. 

Auf eine Anfrage des KR. Gerichtshofs zu — in Betreff des Sportelanfages bei foge- 
nannten Nüdfalls » Theilungen wurde demfelben nad vorheriger Vernehmung des Pupillen- 
fenats des K. Obertribunals zu erfennen gegeben, daß bei folchen Theilungen, wo die Rück⸗ 
fälle an die Verwandten des Verftorbenen in vorausbeflimmten Summen hinauszubezahlen 
find, wo mithin jede Unterfuhung und Ynventarifation des Vermögens des BVerftorbenen zu 
unterbfeiben hat, nur die Cognitionsfportel nach dem vorhandenen Gefammtvermögen anzu» 
fegen ift, eine befondere Theilungs- oder Erbabfertigungsfportel aber nicht flattfindet; daß 
übrigens dann, wenn die Ermittlung der Rüdfallserben, die Bertheilung und Verweiſung 
der Forderungen derfelben, fo wie die Nachmeifung über die Befriedigung der Betheiligten, 
mit befonderer Mühe und Zeitaufiwand verbunden feyn follte, nad Art. 24 des Notariate- 
fportel-©efeges bei dem Anfage der Cognitionsfportel hierauf die geeignete Rüdficht zu neh» 
men ift; auch daß der Anſatz der Erbfchaftsfportel von den Rüdfallsfummen der Seitenver- 
wandten in den Fällen, wo eine Erbfchaftsfportel überhaupt begründet ift, einem Anftand 
nicht unterliegen kann. 

Dem Senate wird folhes zu eigener Nachachtung und zur Bekanntmachung an die 
Bezirfsgerichte und Notariate des Kreifes hiemit eröffnet. 


26) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die Civil» und Pupillen» 
fenate des R. Dbertribunale und der Gerichtshöfe vom 
22, April 1846, 
betreffend: die Beglaubigung der nah Rußland befiimmten Vollmachten. 
Da nad einer Mittheilung des K. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten von 
der Kaif. Ruſſiſchen Geſandtſchaft das Anfinnen geftellt worden ift, daß in allen Fällen, in 
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welchen verfelben eine Vollmacht zur Beglaubigung vorgelegt wird, welche dazu dienen foll, 
um in Rußland Geld aus einer öffentlichen Kaffe zu erheben, mit dem Original eine Ab- 
ſchrift eingefendet werde, welch letztere von der genannten Gefandtfchaft unmittelbar nad 
St. Petersburg zu ſenden ift; fo wird foldes dem Senate unter Bezugnahme auf vie 
Minifterial-Berfügung vom 18. Mai 1820 (NReg.Blatt S. 237) und vom 21. Auguft 1826 
(Reg.Blatt S. 389 ff.) zur Nachachtung und Beſcheidung der ihm untergeorbneten Bezirks⸗ 
gerichte eröffnet. 


27) Erlaß des K. Jufizminifteriums an die Civilfenate des K. Ober— 
tribunals und der Gerihtshöfe vom 17. Oktober 1846, 


betreffend: das Taggelb ber Gerichts: und Amtsnotare für am ihrem MWohnfige vorgenommene 
Zeugenverböre, 


Da man geftattet haben will, daß den Gerichts- und Amtsnotaren für die an ihrem 
Wohnfige aus Auftrag der höheren Gerichte vorgenommenen Zeugenverhöre in Berüdfichti- 
gung der Wichtigkeit folder Aufträge ausnahmsweife ein Taggeld von Zwei Gulden aus- 
gefegt werde ; fo wird dieſes dem Senate auf feinen Bericht andurd eröffnet. 


28) Erlaß des R. Juſtizminiſteriums an den 8. Gerihtshofin — 
vom 10. April 1847, 


betreffend: die Taggelber der Gerichts: und Amtsnotare für außerorbentlihe VBerrichtungen in 
Angelegenheiten der Privaten. 


Auf den Bericht vom 27. v. M. in Betreff der Anrechnung von Taggelvern für außer- 
ordentliche VBerrihtungen der Gerichts» und Amtsnotare in Angelegenheiten der Privaten, 
wird dem K. Gerichtshofe zu erfennen gegeben, daß die in dem legten Abfage des $..34 
der Notariats-Vollziehungs-Verorbnung vom 14. Juni 1843 feftgefeßte Tagsgebühr von 1 fl. 
ſich ausdrücklich nur auf dergleichen Verrichtungen an den Wohnfigen der Notare, wo die 
Anrehnung von Diäten und Reiſekoſten hinmwegfällt, bezieht, daß dagegen für ſolche Ber: 
richtungen außerhalb des Wohnorts neben den beflimmten Diäten und Reifefoften die An- 
rechnung eines befonderen Taggelds fhon nad dem $.1 des Diäten-Regulativs vom 17. Zuni 
1822 unzuläffig iſt. 
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29) Erlaß des K. Juftigminifteriums an den Civilfenat des K. Gerichts— 
bofsin — vom 28. Mai 1847, 


betreffend: die Gebühren der Rathsſchreiber vom Eintrag der Kaufverträge in das Kaufbuch. 


Da man bei den in dem Berichte vom 17. d. M.*) enthaltenen Anträgen des Se— 
nats in Betreff des Gebührenbezugs der NRathsfchreiber vom Eintrag der Raufverträge in 
das Kaufbuh und bei ver dießfälligen Auslegung des $. 17 der K. Verordnung über bie 
Gebühren der Gemeindediener vom 1. Juli 1841 nichts zu erinnern findet; fo wird folches 
dem Genate eröffnet, um demgemäß das Weitere beforgen zu können. 


Beilage 


Bericht des Civilfenats des KR. Gerihtshofs in — an das K. Juftiz 
minifterium vom 17. Mai 1847. 


Auf die angefchloffene Befchwerde » Eingabe des N. von N. in Betreff des Gebühren- 
bezugs des Schultheißgen und Nathefchreibers dafelbft für die Einträge ins Kaufbuch haben 
wir nad Cinforderung der bei dem Criminalfenate verhandelten Akten und der Kaufbücher, 
zwar bie Üeberzeugung erhalten, daß die Hauptbefchwerde des N. wegen der Anrechnung 
von 24 fr. für den Eintrag ins Kaufbuch ganz unbegründet ift, indem die angeblichen Kauf— 
briefe, welche von den Parteien gefertigt wurden, megen ihrer Unvollftändigfeit nicht als 
folge, fondern nur als Punftationen gelten können, und mithin die Einträge ins Kaufbuch 
als Urſchriften zu betrachten find. 

Dagegen ſcheint uns die Anfiht des K. Oberamtsgerihts — in feinem Beſcheide vom 
4. Mai 1841, daß, wenn ein und derfelbe Käufer bei einer Privatverfteigerung unter ganz 
gleihen Bedingungen von einem und bemfelben Verkäufer mehrere Grunpflüde, jedes um 
eine befondere Summe, erfauft, von jedem Stück vie Gebühr von 24 fr. erhoben werden 
fönne, nicht richtig zu feyn, fondern mir find des Dafürhaltens, daß hiefür nur überhaupt 
die Gebühr von 24. ebenfo, wie bei dem Falle paffirlich fei, wo mehrere Stüde in einem 
Gefammtlauf erworben werden. 

Auch glauben wir, daß bei öffentlihen Verkäufen von Gant- und Pfleggütern, worüber 
ein förmliches Protokoll geführt wird, in welchem neben den Bedingungen der Meßgehalt, 





*) Siehe Beilage. 


80 


die Parzellen-Nummern, die Nebenlieger, die Rechte und Laſten unter Allegation des Güter 
buche bei jedem einzelnen Grundſtück vollſtändig zu beſchreiben find, für den Eintrag ins 
Kaufbuch nur die Abfchriftgebühr, und wenn die einzelnen Käufer für ſich beſondere Kauf- 
briefe wünſchen, für deren Ausfertigung nur die Gebühr von Dupfifaten A 8 fr. begründet 
fei, wogegen allerdings die Gebühr für das gerichtlihe Erkenntniß in den Fällen, wo nit 
die mwaifengerichtliche Beftätigung nach Art. 19 des Notariatsgefeges das gerichtliche Erkennt— 
niß erfeßt, von jedem einzelnen Stück berechnet werden darf, weil über jedes einzelne Stüd 
eine befondere Prüfung angeftellt werden muß. 


30) Erlaß des R. JZufizminifleriums an den Civilfenat des 
8. Obertribunals vom 3.Juli 1847, 


betreffend: die Gebühren ber Gemeinderatbsmitglieder als Lrfundsperfonen bei den Berfäufen 
in Gantfaden. 


Dem Senat wird auf den Bericht vom 7. d. M. in Betreff der Auslegung des $. 13 
der K. Verordnung vom 1. Juli 1841 in Vergleichung mit $. 7 e. der K. Verorbnung 
vom 22. Februar 1841 hinfihtlih der Gebühren der Gemeinvderathsmitglieder bei Verkäufen 
in Gantfahen zu erkennen gegeben, vaß man mit der ven Minifterialaften ganz entſprechen— 
den Anfiht des Senats einverflanden ift, wonach die in dem $. 136. der K. Verordnung 
vom 1. Juli 1841 für den Verkauf einzelner Erefationsgegenftände feftgefegte Gebühr, welche 
zugleih vie Belohnung für den Einzug und die Ausbezahlung, fo mie für die etwaige be— 
fondere Berrehnung des Erlöfes im fich fließt, auf die Belohnung der Gemeinderathe- 
mitglieder, welche, wie in dem vorliegenden Falle, dem öffentlihen Verkauf einer Gantmaffe 
nur ald Urfundsperfonen angemohnt haben, feine Anwendung findet, vielmehr hier nad 
dem $. Te. der K. Verordnung vom 22. Februar 1841 die für einen folhen Fall gericht: 
licher BVerfleigerung feftgefegten Taggelder anzurechnen find. 


31) Erlaß des 8. Juſtizminiſteriums an die Pupillenfenate der K. Ge 
rihtshöfe in — vom 23. Juli 1847, 


betreffend : den Sportelanfag bei ſolchen Beibringeng =» Inventarien, bei welchen das Vermögen eines 
Ehegatten, welder in einer früheren Ehe gelebt bat, nur theilweife fpecifteirt in das neue 
Zubringends Inventar aufgenommen wird. 


Auf eine Anfrage des Pupillenfenats des KR. Gerichtshofs in — vom 11. v. M. in 
Betreff des Sportelanfages bei folhen Beibringeng-Inventarien, bei welchen das Vermögen 
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eines Ehegatten, welcher in einer früheren Ehe gelebt hat, nur theilweife fpeeificist In das 
neue Zubringens-Inventar aufgenommen wird, wurde demfelben, nad Vernehmung des Pu- 
pillenfenats des K. Obertribunals, durch Minifterialerlaß vom heutigen Tage zu erkennen 
gegeben, daß nad dem Wortlaute und dem Sinne des Gefeges über die Notariatsfporteln 
vom 4. Juli 1842, Art. 17 das ganze Beibringen des in die zweite Ehe tretenden Gatten 
der Sportel unterliegt, fobald daſſelbe niht unverändert aus der Erbtheilungs-JInventur 
übertragen wird, ohne Ruͤckſicht darauf, ob die eingetretenen Veränderungen bedeutend find, 
oder nicht, und ob ſolche in allen oder nur in einzelnen Rubriken ftattgefunden haben, indem 
über die Größe und den Umfang folder Veränderungen überall Feine Gränzen feftgefegt 
find und auch nicht wohl fefigefegt werden können. 

Der Senat wird hievon zu feiner Nachachtung in vorfommenden Fällen in Kenntniß 


gefegt. 


32) Erlaß des 8. JZuftizminiftieriums an die Pupillenfenate der 
8. Gerichtshöfe vom ,DOFftober 1847, 


betreffend: das Verfahren bei der Nachforſchung nad Perfonen, die in K. Niederländifhen Seedienften 
geftanden feyn follen *). 

Nah einer Note des K. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 29. v. M. 
bat die K. Niederländifche Regierung den Wunfh ausgedrüdt, daß bei Verwendungen für 
Württembergiſche Unterthanen wegen Nachforſchung nah Perfonen, die in Niederländifchen 
Dienften geftanden feyn follen, Behufs der Erwirkung von Todesſcheinen, Erhebung von Erb- 
fchaften ꝛec. darauf Bedacht genommen werden mödte, durch Mittheilung möglichſt fpecieller 
und erfchöpfender Notigen unnüge Bemühungen der Behörde abzuſchneiden und den Partieen 
felbft vergeblich aufgewendete Koften zu erfparen. 

Als einzelne hiebei hauptfählih zu berüdfihtigende Punkte, wodurch Feineswegs noch 
genauere Notigen ausgeſchloſſen werden ſollen, wurden von der K. Niederländifhen Re- 
gierung folgende ausgehoben: 

1) Zeit und Ort der Geburt der betreffenden Perfon ; 

2) Bor- und Zuname der Perfon felbft und der beiden Eltern derſelben; 


*) Vergl. au den Erlaß vom 3. Juni 1851 unter Nro. 40 und denienigen vom 16. Februar 1842, oben 


Kro. 12 
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3) Zeit der Anwerbung und der Abfahrt nach Nieverländifch- Indien; Ort der Ein 
fhiffung; Name des Schiffs und feines Kapitäns, des betreffenden Regiments 1c.; 

4) Dienftverhältnig der betreffenden Perfon (Soldat, Matrofe ıc.); 

5) Zeit und Ort, von wo die legten Nachrichten einfamen ; 

6) Zeit und Ort des angeblichen Todes (mit Bezeichnung von Perfonen am Orte, 
welche nähere Auskunft geben können) sc. 

Der Senat wird nun hievon zur eigenen Nachachtung und zur Bekanntmachung an die 

Bezirfögerichte des Kreifes in Kenntniß gefegt. 


33) Erlaß des Pupillenfenats des. Dbertribunals an die Pu- 
pillenfenate ver 8. Gerihtshöfe vom 31.Auguft 1848, 


betreffend : bie Sicherftellung minderjähriger Kinder für das ihnen von Dritten angefallene Vermögen 
durch die nußnießenden Eltern, 


Ueber den von dem Senate in Betreff der Sicherſtellung minderjähriger Kinder durch 
ihre Eltern für das ihnen von Dritten angefallene in elterliher Nugnießung befindliche 
Vermögen unter dem 3. v. M. an das K. Juftizminifterium erflatteten Bericht hat diefes 
den bieffeitigen Senat feiner Zeit zur Aeußerung aufgefordert. 

Nachdem nun das Juftigminifterium vermöge Erlaffes vom 12. d. M. fih mit den 
dieffeits entwidelten Anfihten einverftanden erflärt und dem Pupillenfenate des Obertribunals 
den Auftrag ertheilt hat, demgemäß die Pupillenfenate der Gerichtehöfe und die denfelben 
untergeordneten Theilungs- und VBormundfhafts-Behörden zu befcheiven, fo wird dem Senate 
unter Zurüdgabe der von ihm dem Juſtizminiſterium vorgelegten Aktenſtücke zur eigenen 
Nachachtuug und weiteren Belanntmahung Nachſtehendes zu erkennen gegeben: 

1) den Eltern fteht nicht nur rüdfihtlich des ihren Kindern von dem vorverfiorbenen 
Parens, fondern auch rüdfihtlih des von Dritten denfelben angefallenen Vermögens die 
Berwaltungsbefugniß zu (Landr. Thl. IV. ZTit. 9, $. 2), und nur ausnahmsweife ift 
ihnen dieſe 

a) wegen entgegenflehender ausbrüdliher Verfügung deffen, von welhem das Vermögen 

den Kindern angefallen ift (ebendaſ. $. 4); 

b) wegen unfittlihen oder verſchwenderiſchen Lebenswandels der Eltern, wegen Vernach⸗ 

läßigung der Kindererziehung, oder den Kindern eigenthümlicher Güter (Landr. 


Thl. IV. Tit. 11, 88. 2 und 3), fo wie wegen Verbrechens an dem Familienflande ber 
Kinder (Gefeg vom 5. September 1839, Art. 27) entzogen. 

Daß nämlih in diefen Fällen nicht bloß das Nutznießungs⸗, fondern auch. das Ber- 
waltungsrecht verwirkt feyn fol, geht aus der Natur der Sache, mie aus ven Worten ber 
Gefege — „aller der Kinder Hab und Güter Verwaltung und Nugniefung“ (Randr. a. a. D. 
$. 3) „vie Kinder und ihr Gut gänzlih von den Eitern nehmen“ (daf. $. 2) „ihre hinter- 
fällige eigenthümliche Güter fammt der Niefung von der Wittib zu erfordern” (daf. $.4) — 
hervor. Zwar ift in den 65. I—3 des angeführten Titels 11, Thl. IV. des Landrechts 
zunächſt von dem „auf Abfterben des einen Ehegemächts angefallenen Gut” die Rede, allein 
die Anwendung dieſer Beftimmungen auch auf Das von Dritten ven Rindern angefallene Ver- 
mögen läßt fih fhon nach dem Grund berfelben um fo weniger bezweifeln, als durch den 
$. 4 fogar den Seitenverwandten, deren Vermögen in der Nutznießung und Berwaltung 
des überlebenden Gatten ſich befindet, für die in den $$. 2 und 3 ausgehobenen Fälle das 
Recht ver Entziehung der Nupnießung und Verwaltung eingeräumt ift. 

Zu Sigerftellung des in der gefeglihen Verwaltung ver Eltern ſtehenden beweglichen 
Vermögens, kommt ven Kindern nah Art. 33 des Pfandgefeges, vergl, mit $$. 83 und 84 
der Hauptinftruftion vom 14. December 1825 ein gefeglicher Pfanprechtstitel auf die Im⸗ 
mobilien der Eltern zu. 

Das Geſetz macht hier Feinem Unterſchied zwiſchen dem von einem der Eltern und dem 
von Dritten den Kindern zugefallenen Vermögen, und es läßt fih au aus dem Art, 34 
des Pfandgeſetzes eine Befhränfung jener gefeglichen Beftimmung auf das von einem ber 
Eltern herrührende Vermögen nicht ableiten, weil durd die in Art. 34 gebrauchten Worte 
„insbefondere in dem Falle ıc.” unzmweiveutig angezeigt ift, daß der namentlich angeführte 
Fall nur als ver häufigere hervorgehoben, damit aber andere Fälle nicht ausgeſchloſſen wer- 
den wollten. 

Diefe Auffaffung findet überdieg in $. 47 der K. Verordnung vom 21. Mai 1825, 
welcher auf von Dritten herrührenden Erbfhaften der Kinder hindeutet, ihre Unterſtützung. 

Ueber die Art und den Umfang der Sicherftellung der Kinder für ihr in der Nusnie- 
fung und Verwaltung der Eltern befindliches Vermögen ſprechen fih die Art. 13 und 35 
des Pfandgefeges, und Art. 41 des Gefeges vom 21. Mai 1828, vergl. mit Art. 251 des 
Pfandgefeges und mit $$. 83—85 der Hauptinftruftion, fo wie der Art. 11, lit. b. des 
Prioritätögefeges aus, ohne irgend zwiſchen dem von einem ber Eltern und dem von Dritten 
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angefallenen Vermögen der Kinder zu unterfcheiven. Daraus aber, daß der Art. 43 des 
Notariatsgefeges nur der Sicherftellung der Kinder für das ihnen bei einer Eventualtheilung 
zugefallene Vermögen erwähnt, läßt fih um fo weniger auf die Nichtanmwendbarkeit diefer 
Gefegesbeftimmung auf von Dritten herrührendes Vermögen der Kinder ſchließen, als fid 
im Hinblid auf die oben angeführten allgemein lautenden Gefegesftellen ein Grund für ven 
Ausſchluß folhen Vermögens von der fonft vorgefchriebenen Sicperheitsleiftung nicht auf⸗ 
finden ließe, und als es ganz erflärkich ift, daß im Notariatsgefege der gewöhnliche Fall 
namentlich ausgehoben wurde, mie denn auch in dem $. 12 ver Vorſchriften für Pfleger 
biefen zur Pflicht gemacht ifl, für die Sicherflellung des hinterfälligen in die Verwaltung und 
Nutznießung der Eltern fommenden Vermögens der Pfleglinge zu forgen, ohne irgend eine 
Andentung zu geben, daß ein Unterſchied zwifchen dem von einem ber Eltern und dem von 
Dritten herrührenden Vermögen zu machen fei. 

Nah allem Borftehenden müffen bie angezeigten gefeglichen Beflimmungen, mit Ein- 
ſchluß des Art. 43 des Notariatsgefeges, auch in dem Falle ihre Anwendung finden, wenn 
es fih um Vermögen Minvderjähriger handelt? welches diefen von Dritten angefallen ift, 
und wovon die Eftern die Nupnießung haben, Uebrigens verfteht es fih von felbft, daß, 
auch abgefehen von den gefeglih beftimmten Fällen der Entziehung der Berwaltungs-Befug- 
niß der Eltern, im Wege der Uebereinfunft mit den Eltern das hinterfällige Vermögen min- 
berjähriger Kinder unter pflegſchaftliche Verwaltung zu ftellen feinem Anftand unterliegen könne. 


34) Erlafß des Eivil- und Pupillenfenats des K. Obertribunals an die 
Eivil- und Pupillenfenate der 8. Gerihtshöfe vom 1848, 


beiveffend : die Anwendung ded Art, 19, Abſ. 1 des Notariatsgefeges bei Veräußerung von Exrbfchafts- 
grundftüden an Miterben im Laufe einer Erbſchaftstheilung im Wege des öffentlichen Aufftreichg, 
wenn bie zugelaffenen Kaufluftigen nicht Miterben find; und — wenn die Erbfchaftstheilung 
privatim vorgenommen worben if, 


Aus DVeranlaffung einer bei dem Pupillenfenate des Dbertribunals vorgelegenen Bes 
fpwerbefahe hat der genannte Senat in Betracht der entflandenen Zweifel über die Frage, 
ob die Vorſchrift des Abſ. 1 des Art. 19 des Gefeges über das Notariatswefen vom 
14. Juni 1843 Anwendung finde, 

1) wenn die Veräußerung von Erbſchafts⸗Grundſtücken an Miterben im Lauf einer 


Erbſchaftstheilung im Wege des öffentlichen Aufftreichs unter Zulaffung auch folder 
Kaufluftigen, welche nicht Miterben find, flattgefunden hat, 
2) wenn die Erbfchaftstheilung, vor deren Abfehluß die Veräußerung an Miterben ge- 
ſchehen ift, privatim vorgenommen worden ift, 
die Pupillenfenate der Kreisgerichtshöfe zur Anzeige der bisher bei ihnen, beziehungsmeife bei 
ten ihnen untergeordneten Behörden flattgefundenen Behandlungsweife aufgefordert. “ 
Nach Einlauf der Berichte iſt im Hinblick darauf, daß durch die Bejahung der erwähn⸗ 
ten Fragen die Ertheilung des gerichtlichen Erkenntniſſes über ſolche Veräußerungen ausge- 
ſchloſſen würde, die Ertheilung des gerichtlichen Erfenntniffes aber zum Reffort der Gerichts- 
ftellen gehört, von dem Civil» und Pupillenfenate des Obertribunals Berathung gepflogen 
und fofort fi für die Bejahung jener beiden Fragen entfchieden worden, 


1) weil der Art. 19 des Notariatsgefeges zwifchen Veräußerungen, welche im öffent» 
lihen Aufftreih und folhen, welche auf andere Weife erfolgen, nicht unterſcheidet, 
wenn nur ein Miterbe der neue Erwerber iſt, und die Veräußerung vor beendigter 
Theilung ftattgefunden hat; 

2) weil eine Privattheilung, welche nur nach vorgängiger Genehmigung der Theilungs- 
behörde vorgenommen werden fann und zur Prüfung und Solennifation vorgelegt 
werben muß, gleich einer öffentlichen Theilung, als eine unter waifengerichtlicher 
Leitung vorgehende Erbfhaftstheilung anzufehen ift; endlich 

3) weil die unzweifelhafte Abfiht des Gefepgebers, die Erben bei der Ucbertragung 
von Grbfchaftsftüden an fie nicht mit doppelten Abgaben (Sporteln und Erfenn- 
gebühren) zu beſchweren, nur dann erreicht wird, wenn ohne Nüdfiht auf den bei 
der Beräußerung eingefhlagenen Weg die Beftätigung durch die waiſengerichtliche 
Deputation für genügend erkannt wird. 


Der Civil- und Pupillenfenat des Gerichtshofs werden hievon mit dem Anfügen, daß 
die dieffeitigen Senate in Fünftigen Fällen obige Grundfäge zur Anwendung bringen werden, 
und mit der Weifung in Kenntniß gefegt, die ihnen untergeorpneten Gerichts- und Theilungs⸗ 
behörden ebenfalls zu benachrichtigen. 


35) Erlaß des Pupillenfenats des K. DObertribunals an den Pupillen- 
fenat des R. Gerichtshofs in — vom 19. Februar 1849, 


betreffend: bie Sicherheitsleiftung bei ber Ausfolge des Vermögens Berfchollener an deren Präfumtiv- 
erben, wenn über ſolche Geſuche von ben höheren Gerichten entfhieden wird. 


Auf den Bericht vom 18. v. M., betreffend die Beſchwerde des N. N. über die Ver— 
mweigerung der Ausfolge des Antheils feiner Ehefrau an dem Vermögen der verfchollenen 
Brüder N, und N. wird dem Senate Nachftehendes zu erfennen gegeben: 

Nah der Yuftizminifterial » Verfügung vom 20. December 1822*) hat in dem Falle, 
wenn der Verfchollene das fünfzigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat, feit zehen Jahren von ſei— 
nem Leben oder Tode nichts befannt geworden ift, fämmtliche Präfumtiverben um die Ber: 
mögensvertheilung bitten, und nah Befchaffenheit der Verwandtfchaftsverhäftniffe der Prä- 
fumtiverben, fo wie nad der Dauer der Zeit bis zur definitiven Vermögensvertheilung nicht 
eine Aenderung der Erbfolgeorvnung zu erwarten ift, das Oberamtsgericht, unter deſſen 
Auffiht das Vermögen des Verfchollenen verwaltet wird, Geſuche um Ausfolge folgen Ver— 
mögens zu erledigen, und es darf die Vermögensausfolge nur unter der Bedingung von ben 
Untergerihten nadhgegeben werden, daß die Empfänger des Vermögens eine Caution 
einzulegen im Stande find, welche wenigftensd der Summe des Orundflods des Vermögens 
und den Zinfen aus benfelben bis zu dem Zeitpunfte, in un der Berfchollene das 
70ſte Jahr erreicht, gleichfommt. 

In dem Falle, wenn jene Borausfegungen nicht — find, ſoll nach jener Juſtiz⸗ 
minifterial » Verfügung das Gefuh dem vorgefegten Gerichte zur Entſcheidung vorgelegt 
werden. Unter welcher Bedingung dieſes dem Gefuche entfprechen dürfe, und ingbefondere 
melde Caution in einem folden von dem vorgefegten Gerichte zu erledigenden Falle von den 
Präfumtiverben gefordert werden folle, darüber enthält die Yuftizminifterial-Berfügung Feine 
Vorſchrift. 

Wenn daher in dem dieſſeitigen Erlaſſe vom 1. Juni 1826**) ausgeſprochen wurde, 
daß es in Beziehung auf den Betrag der einzulegenden Caution bei der Minifterialverfügung 
vom 20. December 1822 ganz fein Verbleiben habe, mithin eine anderthalbfache oder irgend 


) Reg.Blatt S. 914. 
“") Im erfien Ergänzungsband zum Reg.Blatt S. 85. 
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eine andere höhere Sicherheit nicht gefordert werben könne, fo fann darüber fein gegründes 
ter Zweifel beflehen, daß damit an dem Inhalte der Minifterialverfügung nichts geändert, 
für den Fall der Entfepeivung über ein Vermögens-Ausfolgegefuh durch das vorgefegte 
Gericht eine neue Vorfchrift nicht gegeben, und insbefondere diefes in Beziehung auf ven zu 
beftimmenven Grad der Sicherheitsleiftung nicht befchränft werden wollte. 

Bon diefer Anficht iſt auch der dieffeitige Senat in den feither bei ihm zur Erledigung 
gelommenen Rekursfällen ausgegangen. 


36) Erlaß des Civilfenats des K. Obertribunals an das K. Oberamts- 
geriht — vom 5. Oktober 1849, 


betreffend: bie Unzuläffigfeit des Bezugs von Erfenngebühren bei Gefäll - Ablöfungsverträgen. 


In der Beſchwerdeſache mehrerer Mitglieder des Gemeinderaths in — gegen eine Vers 
fügung des Civilfenats des K. Gerichtshofs in — in Betreff der ihnen auferlegten Zurüd« 
gabe der bezogenen Erkenngebühren von einem zwifchen der Staatsfinanz-Verwaltung und 
der Gemeinde — unter'm 18. April 1844 abgefchloffenen Gefäll - Ablöfungsvertrag , werden 
dem Oberamtsgerichte die hierüber vorgelegten Aften mit dem Auftrag zurüdgegeben, den 
Befhwerbeführern zu eröffnen, daß ihre Befhwerde, da dur den $. 5 des Gefeges vom 
23. Juni 1821 in Bergleihung mit dem $. 20 der K. Verordnung vom 13. September 
1818 ganz allgemein alle Abgaben und Koften, welche mit der gerichtlichen Infinuation der 
Eontrafte verbunden zu feyn pflegen, in Beziehung auf die Gefäll-Ablöfungsverträge auf 
gehoben , die den Gemeinderäthen zuftehenden Erkenngelder aber nur auf diejenigen Fälle zu 
beziehen find, wo ein Gebührenbezug gefeglich nicht ausgefchloffen if, als unbegründet hie- 
mit verworfen werde. 


37) Erlaß des Pupillenfenats des K. Dbertribunals an die Pupillen- 
fenate der Kreisgerichtsböfe vom 22.November 1849, 


betreffend : die Freilaffung der in Natur vorhandenen Sonbergüter der Kinder von dem Sportelanfaße 
bei Zubringens-Jnventuren zur zweiten Ehe des überlebenden Parens, 

Nachdem das K. Yuftizminifterium vermöge Erlaffes vom 2. d. M. fih in Betreff der 

von dem Notariate N, angeregten und dur den Pupillenfenat des K. Gerichtshofs für den 


88 


— Rreis nad Vernehmung der Pupillenfenate der übrigen Gerichtshöfe zur Kenntniß des 
K. Juſtizminiſteriums gebrachten Zweifel über die Behandlung der iveellen Erbantheile von 
Kindern erfter Ehe an Liegenfchaft bei dem Zubringens-Inventar zur zweiten Ehe des über- 
lebenden Parens bezüglich des Sportelanfages — mit der dieffeitigen Anficht, wornach diefe 
Erbantheile nicht zu befporteln find, einverflanden erflärt und den dieffeitigen Senat beauf- 
tragt hat, die Pupillenfenate der Kreisgerichtshöfe demgemäß zu befcheiven, fo wird ſolches 
dem Senate zu weiterer Bekanntmachung eröffnet. 

Die Gründe, aus melden man fi dieſſeits für jene Anficht entſchieden hat, find 
folgende : 

Nah Art. 34 des Pfandgefeges foll den Kindern ingbefondere in dem Falle, wenn 
ihnen in Gemeinfhaft mit dem zur Nutznießung berechtigten Ascendenten eine Erbſchaft an- 
fällt, Sicherheit durch Unterpfänder für den Ueberſchuß geleiftet werden, um welchen ver 
Betrag ihrer Erbfhaftsforderung den Werth der ihnen als wahres Eigenthum zugefallenen 
erbſchaftlichen Güterftüde überfleigt. 

Zu Vollziehung diefes Art, 34 enthält die K. Verordnung vom 21. Mai 1825 in 
$$. 34—37 die Anmweifung : 

Bon den für die Kinder bei ver Eventualtheilung fih ergebenden wahren erbicaftlihen 
Gütern follen den Kindern fo viele als ausfchließendes Eigenthum zugemwiefen werden , als 
die Befriedigung jener Anfprüche erfordern, und zwar kann diefes ohne Abfonderung der 
Naturalanfprücde jedes einzelnen Kindes, oder durch beftimmte Bezeichnung des quotativen 
Civeelen) Antheils der Kinder an den unabgefonderten Gütern, und zwar bei jevem Gute, 
geſchehen. 

Die Kinder werden alſo Eigenthümer der betreffenden Güter, beziehungsweiſe der quo— 
tativen Antheile an denſelben, worüber Eintrag im Güterbuch geſchehen muß (Einführungs- 
Inftruftion vom 15. December 1825, $. 12) und nur für den Betrag, um melden die 
Erbfhaftsforderungen der Kinder den Werth jener Güter oder Gutsantheile überfteigt, iſt 
ihnen Sicherheit durch Unterpfänder zu leiften. 

Der zufällige Zuwachs und die zufällige Abnahme, welche fih bis zur Endtheilung bei 
den den Kindern eigenthümlich zugewiefenen Gütern oder Gutstheilen ergibt, trifft die Kin— 
der, beziehungsweife nach den ihnen ausgefegten quotativen Theilen ($. 39 der cit. R. 
Verordnung). 

Wenn nun nah Art. 4 des Notariatsiportel-Orfeges bei Bemeffung der Sporteln das 
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Aktiovermögen zu Grund zu legen if}, fo kann es am ſich nicht bezweifelt werben, daß das- 
jenige, was zwar in der Nußnießung, nicht aber im Eigenthum desjenigen, von deſſen Ber- 
mögend = Aufnahme es fih handelt, fi befindet, von der Sportel frei bleiben muß, weil 
fremdes Eigenthum nicht zu dem Aftivvermögen deffen gehört, deffen Vermögen aufgenom- 
men wird. 

In Ermanglumg einer Ausnahmebeftimmung würden fomit die den Kindern eigenthüm- 
fihen Güter und Gutsantheile, wie fie bei der Eventualtheilung bezeichnet worden find, bei 
fpäteren Inventuren über das Vermögen des überlebenden Ascenventen feiner Sportel 
unterliegen. 

Eine Ausnahmebeftimmung enthält zwar der Art. 12 des Notariatsfportel » Gefeges in 
Beziehung auf folhe Sondergüter der Kinder, welche denfelben, wie gewöhnlich bei Even- 
tualtheilungen der Fall ift, blos vorläufig zugerolefen worden find, und erſt nach dem Tode 
des überlebenden Vaters oder der überlebenden Mutter zu wirklicher Ausſcheidung kommen. 
Solche Sondergüter follen zum Behuf des Sportelanfages dem fonft vorhandenen Vermögen 
zugeſchlagen werben, und daß hierunter diejenigen verftanden werden, welde in quotativen 
Antheilen an den noch unabgefonderten Gütern beftehen, beweist die Hinweifung auf $. 36 
der K. Verordnung vom 21. Mai 1825. 

Daß jedoch diefe Ausnahmebeftimmung nicht für Zubringens-Inventuren, fondern blos 
für Berlaffenfhaftstheilungen gilt, gebt ſowohl aus den Worten, als aus dem Geifte des 
Geſetzes hervor. 

Zwar Fönnte für die Anwendung diefer Ausnahmebeflimmung auf alle Bermögens- 
Aufnahmen, alfo auh auf Zubringens-Inventuren des überlebenden Ascenventen in die 
zweite Ehe, der Umftand angeführt werden, daß der Art. 12 des Notariatsfportel» Gefeges 
unter die allgemeine Ueberſchrift: „Gegenftände, welche der Sportel nicht unterliegen‘ geftellt 
ift, und erſt fpäter' — vor Art. 15 — die Ueberfchrift fommt: „Sportelberehnung bei ein- 
zelnen Gefchäften”. Allein hierauf kann aus dem Grunde fein entſcheidender Werth gelegt 
werben, weil in Art. 12 ausprüdlich von den Sondergütern nur in der Richtung die Rede 
ift, daß fie „micht zu ver Berlaffenfhaft eines VBerftorbenen gehören“, und 
daß fie „durch die Theilungsbehörden nit zu vertheilen find“, und weil im dritten 
Abfag deſſelben Artifels wieper blos von der Befreiung von der Sportelentrichtung bei einer 
Berlaffenfhaftstheilung die Rede if. 

Hieraus ergibt ſich unzweideutig, daß auch bei der Beſtimmung des Art. 12 ungeachtet. 

12 
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feiner Stellung unter eine allgemein Tautende Rubrik, der Gefeggeber doch nur den Fall 
einer Berlaffenfchafts-Inventur und Theilung im Auge hatte. 

Iſt aber diefes richtig, fo Fann dem Zwifchenfag 2 des Art. 12 nicht wieder eine aus- 
gedehntere Deutung gegeben, es kann dabei nicht von der vorangegangenen Beſchränkung auf 
einen beflimmten Fall der BVerlaffenfchaftstheilung abgefehen werden. 

Dem Geift des Gefeges, welches offenbar da, wo Feinerlei Thätigkeit der Behörde in 
Anſpruch genommen if, auch Feine Sportel angefegt wiffen will, würde es zudem miberfirei- 
ten, wenn die — wenn auch nur nad quotativen Antheilen an Gütern Dritter — den Rin- 
dern eigenthümlich zugehörigen Vermögensftüde, deren Aufnahme in das Zubringens-Inventar 
des überlebenden Ascenventen an fi in Feiner Weife nothwendig erfcheint, befportelt werden 
follten, wogegen vie Ausnahmebeftimmung für die Endtheilung darum ganz gerechtfertigt 
erfcheint, weil bei diefer die wirkliche Ausſcheidung erft erfolgen muß. 

Findet dem Bisherigen zu Folge die Ausnahmebeitimmung des Art. 12 des Notariatss 
fportel-Gefeges auf Zubringens-nventare Feine Anwendung, fo bleibt der allgemeine Grund- 
fag, daß nur das Aktiovermögen der bei vem betreffenden Gefhäfte Betheiligten, das in der 
Nugnießung derfelben nad quotativen Antheilen ausgefhiedene Grundeigentum der Kinder 
aber als fremdes Vermögen nicht zu befporteln ift, in Gültigkeit. 


38) Erlaß des K. Juftizminifteriums an den 8. Gerichtshof in — vom 
8. März 1850, 


betreffend ; die Unguläffigfeit eines Gebührenbezugs der Ortsvorſteher für die einfache Beglaubigung 
von Unterfchriften. 


Aus Anlap des Berichts vom 5. Januar d. J. über die Zufäffigfeit eines Gebühren- 
bezugs der Ortsvorfleber für die einfache Beglaubigung von Unterfriften, hat man hier- 
über mit dem K. Minifterium des Innern Rüdfprache genommen, und es wird nun dem 
Gerichtshof hierauf zu erfennen gegeben, daß an der dur die Praris überall anerfannten 
Befugniß der Ortsvorfteher zur Beglaubigung der Unterfpriften von Einwohnern ihrer Ger 
meinden, wozu fie durch ihre amtliche Stellung vorzugsmeife befähigt find, nicht zu zweifeln 
it, daß dagegen Fein Bedürfniß vorliegt, für dieſes jedenfalls fehr unbedeutende Gefchäft 
eine befondere Anrechnung zu geftatten, da bisher ſchon derlei Beglaubigungen fehr hänfig 
flattfanden, ohne daß fih Wünſche um eine befondere Belohnung hiefür Fund geben und bei 
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bes großen Zahl folder Beglanbigungen die Einführung von Belohnungen eine nicht un- 
erheblihe Laft wäre, melde auch nah dem $. 25 ver K. Verordnung vom 1. Juli 1841 
(Reg-Blatt S. 268) als ungefeglich erfcheinen würde. 


39) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die Civilſenate des R. Ober» 
tribunals und der Kreisgerichtshöfe vom 28, Februar 1851, 


betreffend: die Aufflellung von Remiſſionsgerichten in Kquiden Schuldklagſachen gegen Oberamtsrichter, 


Man hat den Bericht des Senats in Betreff der Aufftellung von Remiflionsgerichten 
in liquiden Schuldklagſachen gegen Oberamtsrichter feiner Zeit erhalten und gibt demfelben 
hierauf zu erfennen, daß man im Einflange mit den im Wefentlichen übereinftimmenden 
Aeußerungen der fämmtlihen höheren Civilgerichte des Landes mit dem jenfeitigen Senat 
darin einverftanden ift, daß die Erledigung einer gegen einen Dberamtsrichter wegen einer 
liquiden Schuloforderung erhobenen Klage auf den Antrag des Gläubigers durd den Civil- 
fenat des dem Oberamtsrichter vorgefegten Gerichtshofs im Wege der Nemiffion,, anftatt 
der gefeglich zuftändigen,, einer anderen dem belangten Oberamtsrichter nicht untergebenen 
Drtsobrigfeit des Kreifes und daß bie Erledigung etwaigen Refurfes gegen die Verfügungen 
diefer Stelle, dem derfelben vorgefegten Dberamtsgericht zu übertragen iſt. 


40) Erlaß des K. Juftizminifteriums an die Pupillenfenate der 8. Gerichts— 
böfe vom 3. Juni 1851, 


betreffend: die Borfhriften wegen Erhebung des Nachlaſſes von in Nieberländifchen Seebienften 
geftorbenen Perfonen. 

Nach einer Note des K. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 28.0. M. 
bat das K. Nieverländifche Miniſterium neuerdings aus Anlaß eines Spezialfalld aufs 
Neue die Beftimmungen bezeichnet, welche bei Erhebung von Soldguthaben der in Nieder- 
ländiſchen Seedienften geftorbenen Perfonen zu beobachten find. 

Hienach ift erforderlich: 
1) eine Erffärung der competenten Gerichtsſtelle, daß fie ſich die vollfommene Ueber⸗ 
zeugung verſchafft habe, daß die betreffenden Perfonen, mit Ausſchluß jeder Anderen, 
zur Erhebung des fraglichen Betrages (als gefeglihe Erben) berechtigt feien; 


2) daß. Minderjährige oder Abweſende dabei gehörig (dur Euratoren, deren Beftellung 
obrigfeitlich beurfundet wird) vertreten werden; 

3) daß Bevollmächtigte in den Niederlanden aufgeftellt, mit regelmäßigen Vollmachten 
verfehen und ermächtigt werden, ſowohl die betreffenden Summen zu erheben, als 
den gefeglichen Beftimmungen hinfihtlih der Erbfepaftsabgaben Genüge zu leiften; 

4) daß, wenn jene Urkunden nicht in hollaͤndiſcher oder franzöfifcher Sprache abgefaßt 
find, Tegate Ueberfegungen beigefügt und 

5) diefe Urkunden durch die niederländifhen Gefandten (oder Confulate) beglaubigt, mit 
dem niederländifhen Stempel verfehen und einregiftrirt werben (welches legtere durch 
den aufgeftellten Bevollmächtigten zu beforgen wäre). 


Unter Beziehung auf die Normalerlaffe vom 16. Februar 1842 und 7. Dftober 1847 *) 
wird der Senat hievon zur eigenen Nachachtung und zur Bekanntmachung an die Bezirke- 
gerichte des Kreifes in Kenntniß gefept. 


*) Oben Nro, 12 und 32, 


Zweiter Abfchnitt. 


Verfügungen des Minifleriums des Innern. 


1) Erlaß des K. Minifteriums des Innernan die K. Regierung für den 
— reis vom 6. November 1837, 


betreffend: das Erforbernig einer Difpenfation bei fattfindender Schwägerfchaft zwiſchen dem geiftlichen 
Mitgliede und anderen Mitgliebern des Stiftungsraths und den Sportelanfag biefür. 


Der Kreisregierung wird auf ihren Bericht vom 17. v. M. 
betreffend die Frage: ob wegen des zwifchen den Stiftungsraths⸗-Mitgliedern, 
Stadtpfarrer L. und Stadtrat} N. zu N. N. beſtehenden Schmägerfihafte- 
Berhältniffes Difpenfation erforderlich fei ? 
unter Rüdanfpluß des damit vorgelegten oberamtlihen Berichts und deffen Beilagen zu 
erfennen gegeben, daß, da die geiſtlichen Vorftände und Mitglieder des Stiftungsraths ebenfo 
wie die weltlichen Mitglieder und der außerhalb des Gemeinderaths » Eollegiums gemählte 
Stiftungspfleger im Stiftungsrath eine zählende Stimme haben, das im $. 6 des Verwal: 
tungsedikts enthaltene Verwandtſchaftsverbot auch auf fie analoge Anwendung findet, und 
daher in dem angezeigten Galle, wenn die Kreisregierung eine Difpenfation von biefem 
Verbot für zuläffig erachtet, allerdings die gefegliche Sportel einzuziehen ift. 


9 


2) Auszug aus einem Erlaffe des K. Minifteriums des Innern an bie 
Kreisregierung in — vom 18. Februar 1839, 


betreffend: bie Anfprüce ber Kirchendiener auf Tpeilnafme an den Gemeindenugungen, 
x. ꝛc. 


Nah Seite 180 der großen Kirchenordnung, ſowie nah Seite 259 der Uynos. ecel. 
in Bergleihung mit der Communordnung fteht den Kirchendienern an ihrem Amtsfige, wenn 
fie dafelbft auch nicht wirklich verbürgert find, Kraft ihres Amtes ein gleicher Antheil an den 
Gemeindenugungen, wie jedem Aftivbürger, zu, welcher nad Art. 52 des revidirten Bürger- 
rechtsgeſetzes fo lange fortzureichen ift, als dieſe Nugungen für die Gemeindegliever felbft 
beftehen. Diefe gefeglihen Befimmungen find nicht nur feit Erwerbung der neuen Landes» 
tpeile in der Regel auch auf die katholifhen Pfarreien angewendet worden, fondern es ge- 
ſteht auch die Verfaffungsurfunde in $. 80 ausdrücklich den Fatholifchen Kirchendienern eben- 
biefelben Vorrechte zu, melde in ven Gefegen überhaupt, und in der großen Kirchenordnung 
und der Communordnung insbefondere den Dienern der evangelifhen Kirche eingeräumt find. 


ı. %. 


3) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an bie K. Kreisregierungen 
vom 1. März 1839, 


betreffend: die Wirfung ber Difpenfation von Annahme ber Wahl zum Bürgerausfhuß-Obmann. 


In dem von Seiner Königlichen Majeftät genehmigten Gutachten über den 
nunmehr bei ven Ständen eingebrachten Entwurf eines Zufaßgefeges zum Verwaltungsedikt 
bat fih der K. Geheimerath im Einverftänpnig mit dem Minifterium des Innern rüdficht- 
lich der Wirkung der Difpenfation von der Annahme der Wahl zum Obmann des Bürger» 
ausfhuffes dahin ausgefprocden, daß die in dem Circularerlaffe vom 7. Dftober 1822”) 


*) Die betreffende Stelle diefes Erlaſſes lautet folgendermaaßen: Was fobann bie Difpenfation von ber 
Dbmannsfielle betrifft, fo liegt es allerbings nicht in dem Gefehe, (Verwaltungsedikt 6.51), daß das durch Stim- 
menmehrheit zum Obmann erwählte Mitglied des Bürgerausfchuffes die Obmannsftelle unbedingt als Bürgerpflicht 
zu übernehmen verbunden fei. Es kann alfo aus flatthaften Gründen davon, jedoch in ber Meinung bifpenfirt wer- 
ben, daß aus ber Entbindung von ver Obmanneftelle nicht auch die von ber Stelle eines Ausſchußmitgliedes folge. 
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ausgedrüdte Anficht über die Wirkung jener Difpenfation mit den Beflimmungen der SS. 51 
und 49 des Verwaltungsedikts, wornach für die Obmannsftelle ein Individuum befonders 
bezeichnet werden muß, und jeder Bürger als foldher verbunden iſt, die auf ihm gefallene 
Wahl in den Bürgerausfhuß, fei es als Mitglied, oder ald Obmann, unweigerlich anzu- 
nehmen, nicht wohl zu vereinigen, daß vielmehr durch diefe gefeglichen Beftimmungen die 
Folgerung begründet fei, daß der zum Obmann Gewählte dieſe Funktion annehmen müffe, 
und wenn er von der Mebernahme bdiefer Stelle aus ftatthaften Gründen difpenfirt wird, 
auch nit Mitgliev des Bürgerausfhuffes feyn Fönne, und fomit in diefem Falle, wenn er 
zur Zeit der Wahl Mitglied des Bürgerausfhuffes ſchon ift, auszutreten habe. 

Die Kreisregierung hat fih daher in vorkommenden Fällen hiernach zu achten, und 
die ihr untergebenen Bezirfsämter von gegenmwärtigem Erlaß in Kenntniß zu fegen. 


4) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 21.März 1839, 


betreffend: die Beftimmungen, unter welchen den Berwaltungsaftuaren ausnahmsweife das Halten 
von Gehülfen geftattet werden kann. 


Das Minifterium hat feiner Zeit die gutächtlihen Berichte der vier Kreisregierungen 
über die Frage wegen Beibehaltung oder Abänderung der von der vormaligen Organifations- 
Vollziehungs-Commiffion in ihren Circularerlaffen vom 26. April und 20. Juni 1826*) ge- 
gebenen Vorfrift, daß einem Berwaltungsaktuar nicht mehr Verwaltungsgefhäfte übertragen 
werben follen, als er (beziehungsweife neben feinem fonftigen Beruf) in eigener Perfon, 
allenfalls mit Beihülfe eines Defopiften, zur gefeglichen Zeit zu beforgen im Stande iſt, 
nebft den beigefhloffenen Berichten der Bezirksämter erhalten und eingefehen. 

Wenn nun au dur diefe Berichte die in dem dieſſeitigen Erlaß vom 26. Auguft 1837 
bezeichneten, aus unverrüdter Feſthaltung der beſtehenden Vorfchrift hervorgehenden Miß- 
fände vollfommen beflätigt wurden, fo fommt andererfeits in Betracht, mie es fhon gegen 
die Natur des Verhältniffes angeht, daß den von den Gemeindebehörden zu Bearbeitung 
ihrer Berwaltungsgefhäfte nah dem Vertrauen in perfönlihe Eigenſchaften gewählten Ber 


Im erſten Ergänzungsband zum Regierungeblatt, S. 169 und 175, 


waltungs-Affiftenten oder Gehülfen geftattet feyn fol, die ihmen übertragenen Geſchäfte durch 
Untergehülfen bearbeiten zu laffen. Cs ift ferner natürlih, daß das Necdnungswefen ver 
Gemeinden und überhaupt die Gemeindeverwaltung nur dabei gewinnen fann, wenn die 
Rechnungen und übrigen Verwaltungsgeſchäfte längere Zeiträume hindurch von einem und 
demfelben, mit allen Lofal- und Perfonalverhältniffen nad und nach aufs Genauefte befannt 
gewordenen Manne, ftatt von fortwährend wechfelnden, angehenden, wenn aud brauffichtig- 
ten Schreibereigehülfen bearbeitet werden, wie denn auch anerkannt ift, daß unter der Herr- 
fhaft obiger Vorſchrift und durch diefelbe das Gemeinde » und Stiftungsrechnungswefen in 
Drbnung, Klarheit und Sicherheit außerordentliche Fortfchritte gemacht hat. 

Das Minifterium konnte fi daher für Aufhebung einer Norm, welde die Natur der 
Sache und äußerft günftige Erfolge für fich hat, nicht entfchließen. Es hat fi auch die bei 
weiten überwiegende Mehrzahl der um ihr Gutachteu abgehörten Behörden nicht für gänz- 
liche Aufhebung der beftehenden Vorfchrift, fondern nur für deren Modificirung oder Geftat- 
tung von Ausnahmen im Wege der Difpenfation ausgefprocen. Indem das Minifterium 
fi für das Fortbeſtehen der allgemeinen Vorſchrift entfhieven hat, und die Ueberwachung 
der pünftlihen Einhaltung derfelben den Kreisregierungen und Bezirfsämtern eingefhärft 
haben will, ift daſſelbe in Betracht, daß eine ausnahmelofe Fefthaltung für den öffentlichen 
Dienft von Nachtheil und für die Verwaltungsaktuare allzubrüdend wäre, geneigt, in ein« 
zelnen Fällen unter folgenden näheren Beftimmungen Ausnahmen im Wege der Difpenfation 
zu geflatten: 

1. Die Dispenfation wird nur anerfannt tüchtigen und in moralifher Hinfiht zuver- 
Täßigen Berwaltungsaftuare, und zwar nur foldhen, welche über ihre Kenntniffe durch eine 
mit gutem Erfolg erflandene Prüfung fi) auszumeifen vermögen ertheilt werden. In diefer 
Beziehung werden von den Bezirfsämtern ausführlihe, gewiffenhafte Yeußerungen erwartet 
und es find die Prüfungszeugniffe vorzulegen. 

Il. Die Ermädtigung wird auf einen Gehülfen (Scribenten, Lehrling) beſchränkt. 
Diefe Zahl darf nie überferitten werden; neben einem Defopiften wird ein weiterer Gehülfe 
nicht geftattet. 

I, Ausfhliegfiih nur für folgende Gefchäfte darf neben den eigentlichen Copialien ver 
Gehülfe verwendet werden: 

1) Anlegung und Ergänzung des Rapiats, wogegen die Berechnung beffelben am Ende 

des Rechnungsjahrs, Vergleihung feines Ergebniffes mit der Rechnung und dem 
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Journal und die Berichtigung etwaiger Differenzen und Anftände von dem Verwal. 
tungsaktuar in eigener Perfon zu beforgen ift. 

2) Anfertigung von Rechnungen. Bon der Ueberweifung an den Gehülfen find jedoch 
in diefer Beziehung namentlich ausgefchloffen und verbleiben vem Verwaltungsaktuar 
in eigener Perfon: 

a) die Uebernahme der Akten zur Rechnungsſtellung, deren Ordnung und Ergän- 
jung der etwaigen Mängel ; 

b) der Abflug der Rechnungen, die Ziehung der Nachrechnung und der Kaf- 
fenfturz. 

3) Steuer- und Brandfhadensumlagen ; die Reſolvirungen find jedoch von dem Ber: 
waltungsaftuar felbft zu fertigen und in dem Steuerabrechnungsbuche einzutragen. 

4) Anlegung von Steuerabrechnungsbüchern, Fertigung der fummarifchen Berechnungen 
dazu und Ausfertigung von Gteuerzetteln. Der Steuerfag und bie Steuerabrech— 
nung dagegen find von dem Verwaltungsaktuar felbft vorzunehmen. 

5) Fertigung von Cinzugsregiftern. 

IV. Die Gehülfen dürfen durchaus Feine Zahlungen auf die Forderungen der Verwal: 
tungsaftuare an Berbienft aus öffentlihen Kaffen erheben. Ein Gehülfe, ver fi hierin 
eine Berfehlung zu Schulden fommen ließe, wäre vorbehäftlih des Schavenserfages und 
fonft etwa verwirfter Strafe augenblidfich zu entlaffen. 

V. Den Bermwaltungsaftuaren Tiegt die Leitung und forgfältige, unausgefegte Beauf- 
fihtigung der Geſchäfte der Gehülfen ob. Vor der Abgabe der Geſchäfte find viefelben aufs 
Genanefte von den Vermaltungsaftuaren zu prüfen, und daß diefes gefchehen, ausdrücklich 
auf den Arbeiten felbft zu beurfunden. 

Die VBerwaltungsaktuare haben die Gefchäfte ihrer Gehülfen unmittelbar in jeder Be— 
ziehung und fo, als ob dieſe Gefchäfte von ihnen durchaus felbft gefertigt worden wären, zu 
dertreten und zu verantworten. 

VI. Bon der Annahme eines Gehülfen it alsbald dem Bezirksamt unter Angabe der 
perfönlihen Verhaͤltniſſe und unter Beifhluß von Zeugniffen über bisherige Laufbahn, Sit- 
ten und Kenntniffe Anzeige zu erflatten. Das Bezirksamt ift befugt und verpflichtet, bie 
Annahme eines nit gut prädieirten Gehülfen zu unterfagen und ebenfo kann daffelbe wegen 
Berfehlungen und ſchlechten Prädikats die Entlafjung eines Gehülfen verlangen. 

VI. Die einem Berwaltungsaftuar ertheikte Erlaubniß zu Haltung eines Gehülfen 

13 
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ift flets wiverruflich. Insbeſondere wird diefelbe zurückgenommen werden, wenn ein Ver—⸗ 
waltungsaftuar weitere als die in III. namentlich aufgeführten Gefchäfte durch einen Ge- 
hülfen bearbeiten ließe. Der Einhaltung der von Il, bis VL. gegebenen Beftimmungen 
haben fich die Bezirksämter zu verfichern. 

Die Kreisregierungen haben nad vorftehenden Beſtimmungen bei einfommenden Gefu- 
hen von Berwaltungsaktuaren um die Erlaubniß zur Gehülfenhaltung genau fih zu achten; 
die zur Difpenfation fi eignenden Fälle anper vorzulegen *), die übrigen aber zurüdzumeifen. 


5) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 25. März 1839, 


betreffend: die Nothwendigfeit der Beglaubigung ber bei Auswanberungen nad Defterreich — 
ſtellenden Urkunden. 


Nah einer Mittheilung des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten iſt von ber 
K. K. öfterreihifhen Regierung die Verfügung getroffen worden, daß bie bei Auswanderungen 
nad Defterreih auszuftellenden Urkunden über die Entlaffung aus dem bisherigen Untertha- 
nenverbande ꝛc. nur dann angenommen werden, wenn fie mit gefandtfchaftlihem Visa verfe- 
ben find. Die Kreisregierung wird nun beauftragt, die Bezirksämter von diefer Verfü- 
gung in Kenntniß zu feßen, und fie anzumeifen, dergleichen nad Defterreich beſtimmte Urkun- 
den jedesmal vor der Abfendung dem Minifterium des Innern zur Beglaubigung vorzulegen, 
welches hierauf zu deren Legalifation durch die bei dem württembergifchen Hofe befindliche 
K. 8. öfterreihifche Geſandtſchaft Einleitung treffen wird. 


6) Erlaf des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierung in— 
vom 13. Juni 1839 (zugleih an die übrigen Kreisregierungen ausgeſchrieben), 


betreffend: die Anrechnungen der Berwaltungsaftuare für Gefchäfte außerhalb ihres Wohnorte. 


Auf den Bericht vom 10. September v. J., betreffend die Rekursbeſchwerde des Ver- 
waltungsaftuare N. N. zu G. gegen die von der Kreisregierung verfügten Durchſtriche an 
Diäten von Nednungsabhören, wird der Kreisregierung zur Eröffnung an den Beſchwerde— 
führer und zur Beforgung des Weiteren Folgendes zu erfennen gegeben: 


9). Abgeãndert durch ben Minifterialerlaf vom 1. März 1842, hienach Nro. 27. 
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An der dur Circularerlaß der vormaligen Organifations » Vollziefungs - Commiffion 
vom 26. April 1826*) für die Hülfeleiftung bei Rechnungsabhören, Ruggerichten und 
Schultheißenwahlen den Verwaltungsaktuaren außerhalb des Wohnhorts feftgefegten Tags- 
gebühren von 2 fl. 48 Fr. kommt denfelben, wenn das Gefchäft feinen vollen Tag in An- 
ſpruch nimmt, nur die entfprehende Quote der Tagsgebühr von 2fl. 48 Fr. zu, wogegen 
die Anrechnung der vollen Reifetoften-Entfhäbigung von fl. 12Fr. als zuläffig erfcheint, 
da mit einer Reife, vie einen vollen Tag nicht andauert, biefelben oder doch nur wenig vers 
fpiedene Auslagen für Reifekoften verbunden zu feyn pflegen, wie bei einer Reife von einem 
vollen Tag, welche —— auch die Regierungen der andern Kreiſe bisher für 
zulaͤſſig erkannt haben. 


Die für eben benannte Geſchaͤfte feſtgeſetzte Geſamtgebühr von Afl. darf jedoch nicht 
überfchritten werden; wenn daher ein Verwaltungsaftuar an einem und demfelben Tag in 
verfchiedenen auswärtigen Orten dergleichen Gefhäfte vornimmt, fo ift je nah Verhältniß 
der Dauer des einzelnen Gefdhäfts die Gebühr von Afl. unter die betreffenden Orte zu 
repartiren. 


Hienach hat die Kreisregierung in vorliegendem Fall die Anrechnungen feflzufegen und 
aud in andern Fällen fi zu achten. 

Aus Anlaß der Vernehmung der übrigen Kreisregierungen über obigen Punkt ift von 
einer derfelben bemerkt worden, daß von einzelnen VBerwaltungsaftuaren für außerordentliche 
Geſchäfte außerhalb Wohnorts, die blos einen Tag in Anfprucd nehmen, geftügt auf den 
Wortlaut der Minifterialverfügung vom 6. Februar 1834 (Reg.Blatt von 1834, ©. 129), 
neben 2 fl. Taggelo 1 fl. 12 fr. für die Hinreife und Lfl. 12 Fr. für die Herreife, im Gan- 
zen fomit Afl. 24 fr. angerechnet worden fei. 


Eine ſolche Anrechnung widerſpricht jedoch der Abfiht der gedachten Verfügung, bei 
welcher man Gefhäfte von längerer Dauer im Auge hatte. Es wird daher nachträglich 
verfügt, daß bei außerordentlichen Geſchäften außerhalb Wohnorts, die nit über einen 
Tag erfordern, den Verwaltungsaftuaren diefelbe Anrechnung paſſiren foll, wie bei Rede 
nungsabhören, Ruggerichten und Schultheißenwahlen außerhalb Wohnorts. 


* Im erfien Ergänzungsband zum Regierungsblatt ©, 169, 
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7) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 5. Auguſt 1839, 


betreffend: die Zulaffung zur Apotheferprüfung. 


Aus Anlaß eines Gefuhs um Difpenfation von der Vorfhrift der Erſtehung einer 
dreijährigen Lehrlinge- und fünfjährigen Gehülfenzeit vor Zulaffung zur Apotheferprüfung ift 
die Frage entftanden, ob dasjenige, was der vorgefehriebenen Gehülfenzeit abgeht, durch gleid 
längere Dauer der Lehrzeit oder durch gleich langen Beſuch einer hoben Schule als aus— 
geglichen gelten könne, ohne daß eine Difpenfation in einem ſolchen Falle erforderlich wäre. 

Zu Sicherung eines gleihförmigen Verfahrens wird der K. Kreisregierung Folgendes 
hierüber zur Nachachtung zu erfennen gegeben : 

1) Bon der Prüfungsbehörde darf bei Beurtheilung der Frage: ob der Candidat zur 
Prüfung zuzulaffen fei, der etwaige Mehrbetrag der Lehrlingszeit über drei Jahre 
nur alsdann in die Gehülfenzeit eingerechnet werden, wenn nachgewieſen ift, daß die 
Verlängerung der Lehrzeit lediglich in der Erfparniß eines Theile oder des ganzen 
Lehrgelds ihren Grund habe, und daß der Candidat fich feine Ausbildung während 
der ganzen Dauer feiner Lehrzeit eifrig habe angelegen feyn laffen. 

2) Was den Befuh einer hohen Schule oder auch eines der leßteren gleichzuftellenden 
bewährten pharmaceutifchen Unterrichtsinftituts betrifft, fo bat es feinen Anftand, die 
Dauer diefes Befuhs in die Dauer der Gehülfenzeit einzurechnen, wenn anders ber 
Candidat wenigftens 24 Jahre wirkliche Gebülfendienfte geleitet hat. 

Wenn daher der Candidat wenigftens eine 24 jährige Dienflleiftung als Gehülfe nach⸗ 
weist, und dur Hinzurehnung der von ihm auf der hohen Schule oder einem pharmaceu- 
tifhen Inſtitut zugebrachten Zeit die vorgefehriebene Gehülfenzeit von fünf Jahren. voll 
wird, fo Fann die Prüfungsbehörde ohne Weiteres denfelben zur Prüfung zulaffen. Fehlt 
es aber an den vollen fünf Jahren für beides zufammengenommen, oder beträgt bei ver 
Zufammenrehnung die Zeit der wirklichen Gehülfendienftleiftung nicht wenigftens 24 Jahre, 
fo bedarf der Candidat einer Difpenfation, und diefe ift im legteren Falle nicht ohne die 
dringendften Gründe von der KRreisregierung zu ertheilen; bei Abwägung der Gründe für 
die Ertheilung der Difpenfation fann jevoh dem Beſuch einer hohen Schule ‚oder eines 
pharmaceutifchen Inftituts, wenn derfelbe wenigftens ein Jahr andauerte, und der Candi- 
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dat deßhalb gute Zeugniffe über Fleiß und Aufführung vorweifen kann, das Gewicht einer 
um ein halbes Jahr längeren wirklichen Gehülfendienftleiftung beigelegt werben, vorbehäl⸗ 
tlih der befonderen Berüdfichtigung der übrigen im Einzelnen etwa für eine Abkürzung ber 
Vorbereitungszeit fprechenden Gründe. 


8) Erlaf des K. Minifteriums bes Innern an die K. Kreisregierungen 
vom }4. Dftober 1839, 


betreffend: Vorſchriften für das Verfahren binfihtlih ber in der Eintheilung der Gemeindebezirke 
vorzunehmenden Abänderungen. 


Zum Zweck ver Einführung eines gleichförmigen Verfahrens hinſichtlich der in ver 
Eintheilung der Gemeindebezirfe Fünftig vorzunehmenden Abänvderungen werden der Kreis- 
regierung unter Zurüdgabe der mit Bericht vom . . . . vorgelegten Alten folgende Vor⸗ 
fhriften zur Nachachtung ertheilt: 

I. Wird der Antrag auf Abänderung ber beftehenden;Gemeinde-Bezirkseintheilung geftellt, 
fo muß derfelbe in dem Wunfche der überwiegenden Mehrheit derjenigen — — 
liegen, welche von dem bisherigen Verband getrennt werden ſollen. 

II. Bei Beurtheilung der rechtlichen Zufäßigkeit und Zweckmaͤßigkeit einer beantragten 
Abänderung find folgende Grundfäge feftzuhalten : 

1) Der bisherige Verband muß nach den örtlichen Verhältniffen, mo nicht entſchieden 
nachtheilig, doch in der Art ohne Nugen feyn, daß eine Bereinigung der Intereſſen der 
vereinigten Orte aus Gründen, welche nicht blos vorübergehender Natur find, vorausſichtlich 
nie zu Stande fommen wird, 

2) Der zurüdbleibende Gemeindeverband muß diejenigen Mittel behalten, welche die 
nothwendigen Bedingungen der Gründung einer felbfiftändigen Gemeinde find. 

3) Da die Eintheilung des Staats in Gemeindebezirfe auf dem Organiſationsrecht der 
Staatsgerwalt beruht, fo hängt eine dießfallfige Veränderung nicht von der Zuſtimmung der 
Gemeinde, von welcher ein Theil getrennt werden foll, ab; mag nun die Vereinigung in der 
Form eines Vertrags gefchloffen feyn, oder auf Herkommen, oder auf Anordnung der Res 
gierung beruhen; dagegen ift diefelbe ftets zuvor über ihre etwaigen Einwendungen zu hören, 
und biefen jede billige Rüdficht zu fehenfen, 
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4) Wenn eine losgetrennte Parzelle einer anderen Gemeinde zugetheilt werden foll, fo 
fann dieſes in dem Fall, wenn diefe Gemeinde die der Parzelle nächft gelegene it, auch 
gegen den Willen diefer Gemeinde, welche übrigens jedenfalls zuvor zu vernehmen ift, ver- 
fügt werden; wobei fi von felbft verfteht, daß die neu zugetheilte Parzelle an das befondere 
Vermögen der Gemeinde feinen Anſpruch zu machen hat. 
9) Sollen eine oder mehrere aus ihrem bisherigen Verband zu trennende Parzellen 
oder zugetheilte Befigungen zu einer felbfifländigen Gemeinde erhoben werden, fo muß vie 
felbe folgende Requiſite befigen. 
a) Eine Bevölferung von 500 Seelen; von dieſer gefeplichen Regel darf nur dann ab» 
gegangen werben, wenn 
a) die abgeriffene Parzelle ſchon geraume Zeit vor 1819 eine felbfiftändige Ge- 
meinde bildete und entweder gegen oder doch ohne ihren ausdrücklich erffärten 
Willen mit einer andern Gemeinde vereinigt wurde, dabei aber die zu Befegung 
der bürgerlichen Eollegien wenigfiens nothwendige Zahl von Activbürgern befaßt; 

B) wenn die Zahl der Activbürger der gefeglichen Negel fehr nahe kommt, und alle 
übrigen Berhältniffe in hohem Grade für die Trennung des bisherigen Verbands 
und für die Gründung einer eigenen Gemeinde ſprechen, wobei namentlich darauf 
Nüdfiht zu nehmen it, ob die geringere Zahl der Gemeindegenoffen durch In— 
telligenz und Wohlhabenheit derfelben erfegt wird; 

b) eine eigene Marfung von verhäftnigmäßigem Umfang, fey es, daß diefe bereits be» 
ſteht, oder durch freiwillige Uebereinkunft gebildet werden fann. Bei Beurtheilung 
der zureichenden Größe der Marfung ift theils die Lebensweife der Bewohner, theils 
das in benachbarten Gemeinden flatt findende Verhältniß zu berückſichtigen; 

ec) die zu Beftreitung des Gemeindeaufwands nöthigen pefuniären Mittel, Zu Beur- 
theilung diefes Nequifits ift ein vorläufiger Gemeindeetat zu entwerfen und zu prüfen, 
ob das befondere Drtsvermögen oder die Kräfte der einzelnen Bewohner zureicheud 
find, die nöthigen Ausgaben nachhaltig zu deden; 

d) eine eigene Schule nah den näheren Beftimmungen des Volksſchulgeſetzes, fei es, 
daß diefe bereits vorhanden ift, oder fofort durch die eigenen Mittel des Orts in ges 
feglidem Zuftand hergeſtellt werden fann. 

IH. Hinfihtli der Koften der Trennung und der Auseinanderfegung der Bermögens- 

verhältniffe zwifchen der abgetrennten Parzelle und dem zurüdbleibenden Gemeindeverband 
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find, falls eine gütliche Vereinigung nicht zu Stande kommt, folgende Orundfäge zu be 
obachten: 

1) geſchieht die Trennung auf den einſeitigen Wunſch einer Parzelle, ſo hat dieſe die 
Koſten der Trennung zu tragen, und ihren bisherigen Antheil an den Beſoldungen der un⸗ 
entlaßbaren Gemeindediener bis zu deren Amtsabtritt fort zu leiften; 

2) gefhieht die Trennung auf den gemeinfamen Wunfch der dabei intereffirten Orte, 
fo find die dur die Trennung verurfachten Koften nach dem Steuerfuß zu vertheilen, wo⸗ 
gegen die durch die neue Organifation entftehenden Ausgaben von jedem Ort für fih ge 
tragen werden; 

3) das gemeinfame Vermögen ift, falls nicht befondere Rechtsverhältniffe eine Aus- 
nahme von der Regel begründen, nad dem Berhältniß des Steuerfapitals zu theilen ; 

4) wo dur Vertrag oder Herfommen oder durch frühere Gemeindebeſchlüſſe hinficht- 
lich der Eoncurrenz zu fämmtlichen oder einzelnen Gemeinde-Ausgaben, wie 5. B. zu Stras 
Benbaulaften befondere Beftimmungen beftehen, ift hinfichtlich der ferneren Beftreitung ſolcher 
Ausgaben nach den Berhältniffen des einzelnen Falls zu entfheiven ; 

5) im Allgemeinen wird endlih bemerkt, daß, wenn ſchon die Auseinanderfegung der 
Bermögensverhältniffe eine Aenderung der Gemeindebezirfs-Eintheilung nicht nothwendig bes 
dingt, doch die Unmöglichkeit einer Vereinigung der Parteien in diefer Beziehung als beveu- 
tendes Moment zu Nichtgeftattung der beabfichtigten Trennung zu behandeln ift, und deß— 
wegen gerade in biefem Punkt eine möglihft forgfältige Unterfuchung anzuftellen ift, bevor 
die Erlaubniß zur Trennung ertheilt wird. 

IV. Für den Fall, daß eine felbititändig beftehende Gemeinde die Zutheilung zu einer 
andern Gemeinde verlangen follte, find die Grundfäge unter I. und II. 1—4 analog 
anzuwenden. 

V. Ueber eine vorgeſchlagene Gemeindebezirfs-Aenderung ift, falls der Antrag über- 
haupt berüdfihtigungsmwerth erfcheint, das betreffende Bezirfegericht, Cameralamt und Pfarr: 
amt, fomie die etwa dabei betheiligte Grundherrfchaft um gutächtlihe Aeußerung anzugehen. 
In flandesperrlihen Bezirken hat das ftandesherrliche Polizeiamt, welches die Unterfuchung 
der Berhältniffe vorzunehmen hat, das betreffende K. Dberamt unter Mittheilung fänmte 
fiher Aften zur Begutachtung zu veranfaffen. Würde die Anfiht des Bezirfsamts und des 
Bezirksgerichts hinfihtlih der rechtlichen Zuläffigkeit und Zweckmäßigkeit der Aenderung fi 
wiverfprechen, fo hat die Kreisregierung , wenn ſich diefelbe für die Anficht des Bezirksamts 
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entſcheiden follte, den Kreisgerichtshof um Mittheilung feiner Anficht zu erſuchen, hierauf 
aber felbftftändig zu entſcheiden. 

VI. Iſt eine Aenderung in der Gemeindebezirfs-Eintheilung genehmigt worden, fo ift 
diefe Entſchließung den dabei Betheiligten zur Erklärung, ob fie damit zufrieden. feien oder 
nicht, vorzulegen. Wenn die nöthigenfalls durch Strafen zu erzwingende Erklärung bejahend 
ausfällt, oder die Entſcheidung von der höchſten Inflanz ausgegangen ift, hat bie Kreisre- 
gierung für Bekanntmachung der geftatteten Organifationsändernng durch das Regierungs- 
blatt Sorge zu tragen. 

VU. Findet die Kreisregierung, daß in einem einzelnen Fall eine Gemeindebezirks⸗ 
Veränderung gegen den Willen der dadurch aus ihrem bisherigen Gemeindeverband Toszu- 
reißenden Staatsbürger dem öffentlichen Wohl förderlich feyn würde, oder daß die Zuthei- 
lung einer aus ihrer beftehenden Vereinigung abzutrennenden Parzelle, wo eine ihr nicht zu- 
näcft gelegene Gemeinde , oder die Gründung einer felbfiftändigen Gemeinde , deren Mar- 
fung gegen den Willen derjenigen Orte, mit melden fie bisher vereint war, neu gebildet 
werden müßte, oder endlich die Entziehung der bisher genoffenen Selbftftändigfeit einer 
Gemeinde angemefjen wäre, fo ift ein dießfallfiger Antrag dem Minifterium zur Entfihei« 
dung vorzulegen. 

VI. Aus ver Natur der Sache folgt endlih, daß außer den bier feftgeftellten Grund- 
fägen in Beziehung auf Geftattung oder Beantragung einer Abänderung der Gemeindebe- 
zirks⸗Eintheilung die befonderen Lofalverhältniffe umfaffend zu berüdfichtigen find, und dar- 
nad die pofitive Zwedmäßigfeit einer derartigen Verfügung zu beurtbeilen ift. 


9) Erlap des K. Minifteriums des Innern an die 8. Rreisregierungen 
vom 24. Oktober 1839, 


betreffend: die Befugniß der Fabrifanten und Handwerker, mehr als einen offenen 
Laden zu halten, 


Es ift die Frage entftanden, ob die Beflimmung der Kauf» und Handelsleute-Drbnung 
vom 11. November 1728, wornach einem jeden Handelsmann an feinem Wohnorte nur ein 
einziger offener Laden erlaubt ift, auch auf den Handel der Fabrifanten und Handwerker 
Anmendung finde? Da jedoch diefe Beflimmung in Feiner der übrigen Handwerksorbnungen 
wiederholt ift, fo Fann fie nur als eine Eigentpümlichkeit des, Faufmännifhen Gewerbes ange» 
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fehen werden. Wenn gleich der Art. 60 der allgemeinen Gewerbeordnung unter den Der 
rechtigungen des zünftigen Meiftere nicht ausprüdlid von der Führung mehrerer Läden 
fpriht, fo kann doc nicht angenommen werben, daß jenes Gefeg, welches im Allgemeinen 
eine freie Entwidlung ver Gewerbe und nicht die Einführung neuer Einſchränkungen beab- 
ſichtigt, hier eine neue Schraufe habe anlegen wollen. Es wird daher obige Frage dahin 
entfhieden, daß. die Fabrifanten und Handwerker der für die Kaufleute feflgefegten Be- 
fhränfung in Abfiht auf die Zahl der im Niederlaffungsorte zu führenden offenen Läden 
nicht unterworfen find, was fämmtlichen Polzeibehörden zu ihrer Nachachtung bekannt zu 
machen if. 


10) Erlaß des R. Miniftleriums bes Innern an die R. Kreis— 
regierungen vom 19. November 1839, 


betreffend: die bei neuen Straßenanlagen liegen zu laffenden Zwifchenräume zwifchen ben einzelnen 
auf derfelben Straßenfeite ftehenden Gebäuden. 


Unter Beziehung auf den Erlaß vom 21. April 1838, betreffend vie Feftftellung von 
Generalbauplänen für die Erweiterung derjenigen Städte des Königreichs, welche in Folge 
der Zunahme ihrer Bevölkerung fih allmählig über ihren bisherigen Umfang auszudehnen 
im Begriffe find, und jedenfalls für alle beveutenderen Städte, wird hiemit die Kreisregie- 
rung darauf aufmerffam gemadht, mie ſowohl zu Verhütung allzuleichter Verbreitung eines 
ausgebrochenen Brandes, als auch aus Gefundpeits- und Reinlichfeits - polizeilichen Ruͤckſich⸗ 
ten ernftliher Bedacht darauf zu nehmen ift, daß menigftens in allen neu anzulegenven 
Straßen zwiſchen den einzelnen auf derfelben Straßenfeite ſtehenden Gebäuden zureichende 
Zwifhenräume liegen bleiben, melde nur etwa mit Cinfaffungsmauern und Thoren 
verfchloffen werden. Die größere oder geringere Breite diefer Abftände wird von der Höhe 
der dadurch zu trennenden Gebäude, fo wie von der Bauart, ob fie nämlich maffiv von 
Stein, oder ganz oder theilmeife vom Fachwerk conftruirt find und meiter davon abhängen, 
ob die höhere oder tiefere Lage fowohl des Drts, als der betreffenden Straße und die grö- 
Bere oder geringere Breite der legteren einen mehr oder minder freien Zugang der Luft und 
des Lichts nöthig mache ? Hiernach wird fih im einzelnen Falle beflimmen, welde Stufen 
der in jedem Orte für neue Straßenanlagen feitzufeßenden größten und geringfien Breite 
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der Gebäudezwifchenräume zu beobachten feien, ein Zwiſchenraum von wenigftens 8 bis höd- 
fiens 16 oder 20 Fuß dürfte bei hölzernen Gebäuden als Regel anzunehmen feyn. 

Die Kreisregierung bat daher die Einleitung zu treffen, daß von den Lokalbehörden 
fowohl in den Städten als auf dem Lande je nad den örtlihen Verhältniffen Normen über 
die bei Neubauten auf bisher noch nicht überbauten Plägen, oder in neu anzulegenden Stra⸗ 
fen einzuhaltenden Gebäudeabftände, mit Rüdfiht auf die Bauart (von Holz over von 
Stein), auf dem Lande insbefondere auch mit Rüdfiht auf die Bedeckungsart der Gebäude 
— mo nämlich in einzelnen Orten die Errichtung von Stroh: over Landerdaͤchern geflattet 
werden muß — feftgeftellt werden, welche in Beziehung auf die Dörfer von den Bezirks⸗ 
ämtern, rüdjihtlih der Städte und größeren Marktfleden aber von der Kreisregierung, je 
nah Einholung techniſchen Gutachtens, zu genehmigen find. 

Rückſichtlich ver bereits beſtehenden Gebäude, Straßen und Gaſſen in folhen Drten, 
deren feuersgefährliche allzuenge Bauart die Erbreiterung der Straßen und Gaffen nad ven 
vießfälligen gefeglichen Normen nöthig macht, ift vorfommenven Falls fireng darauf zu hal⸗ 
ten, daß diefe gefeglichen Vorfepriften in Anwendung gebradt, und daß noch unüberbaute 
Pläge, fie mögen fih im Privateigenthum oder im Eigentum der Gemeinde befinden, nur 
in foweit, als es die Feuer» und Gefundpeits » polizeilichen Rückſichten zulaffen, überbaut 
werden dürfen, und daß, wenn einzelne Gebäude abbrennen oder abgebrochen werden, wohl 
erwogen werde, ob nicht deren Wiedererbauung auf der alten Stelle aus eben dieſen Rüds- 
fihten unzuläffig und daher dem Bauenden ein anderer Bauplag von Polizeimegen anzu⸗ 
weifen ſei? 


11) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 9. Januar 1840, 


betreffend : die Auslegung des Art. 103 des Polizeiftrafgefeges. 


Dem Minifterium find von einzelnen Rreisregierungen zwei verſchiedene Bedenfen in 
Beziehung auf den Art. 103 des Polizeiftrafgefeges vorgetragen worden, welche die Fragen 
zum Gegenftand haben: 

1) ob die Frifl, mit deren Ablauf nah gedachtem Artikel der Rückfall aufhört, für einen 

befonderen Erfhwerungsgrund zu gelten, die zweijährige fei, mit welder nad) Art, 105 
des Gefeges die Strafbarfeit einer polizeilichen Mebertretung verjährt wird, oder aber 
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bie breifäßrige, welhe der Art. 106 zur Verjährung einer wegen polizeilicher Ueber» 
tretung erfannten Strafe fordert; 

2) ob der Art. 103 auch auf die Beftrafung der einfachen Unzucht in der Art Anmwen- 
dung finde, daß die in dem Geſetz vom 22. Juli 1836 angedrohten Strafen des 
Rückfalls nur bei der Wiederholung des Vergehens vor dem Ablauf der in Art. 103 
des Polizeiftrafgefepes bezeichneten Frift als verwirft zu betrachten feien. 

Die Anfiht des Minifteriums hinſichtlich dieſer Fragen geht dahin: 

Zu 1) Der Art. 103 bezeichnet wörtlich die Frift für die Verjährung einer Strafe 
als diejenige, nad deren Ablauf der Rüdfall aufhöre einen Erfhwerungsgrund zu bilden, 
und ftellt fi hiedurch in denjenigen Einklang mit dem Art. 126 des Strafgefepbuchs, deffen 
Bewahrung nah den fländifhen Verhandlungen der Beweggrund war, aus welchem von 
ben fländifpen Kammern die zu biefem Artikel gemachten Aenderungsvorſchläge abgewieſen, 
beziehungsweife nad) bereits gefchehener Annahme wieder aufgegeben wurden. 

Hingegen kann das den Worten des Artikels beigefügte (ungenaue) Allegat des 
Art. 105 um fo weniger in Betracht fommen, als viefe nur in der Parenthefe angefügte 
Allegation hier feinen Theil des eigentlichen Gefegestertes bildet, fondern nur als Mittel 
der erleichterten Drientirung dient, in welcher Hinficht fie ihren Zwed in fofern erfüllt, als 
fie auf die Stelle hinweist, wo vie Beftimmungen des Gefebes über Verjährung anfangen. 

Die befragte Frift ift daher die dreijährige, welche jur Zilgung einer wegen polizeilicher 
Uebertretung erfannten Strafe durch Verjährung erfordert wird. 

Zu 2) Der Art. 103 des Polizeiftrafgefeges ſpricht bei der Feftfegung des ſtrafrecht⸗ 
lichen Begriffs des Rückfalls ganz allgemein von Uebertretungen, 

Der Art. 44 veffelben Gefeges verweist hinfihtlid der Strafen der einfachen Un— 
zucht auf das Gefeg vom 22. Juli 1836. 

Wenn hienah die Strafe des Rüdfalls in das Vergehen der einfachen Unzucht nad 
den Beftimmungen des legtgedachten Geſetzes zu bemeffen ift, fo folgt daraus nicht, daß bie 
Frage, was als ein folder Rüdfall zu betrachten fei, nicht nach der allgemeinen Beftimmung 
des Polizeiftrafgefeges über den Rückfall im polizeiftrafretlihen Sinn fi beantworte. 

In Folge des Art. 44 des Polizeiftrafgefeges ift e8 anzufehen, wie wenn die Beftim- 
mungen der Art. 1,2, 3, Abf. 2, 5 und 6 des Gefeges vom 22. Juli 1836 ausführlich 
in jenes Geſetz aufgenommen wären. Wäre diefes förmlich gefhehen, fände fih ſtatt jener 
furzen Berweifung der Inhalt der foeben bemerften Artikel des Gefeges vom Jahr 1836 
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ausführlich in Art. 44 des Polizeiftrafgefeges vorgetragen, fo würde ſich wohl niemals ein 
Zweifel darüber erhoben haben, daß das Vorhandenfeyn des Rückfalls bei dem einfachen 
Unzuchtsvergehen nach den in Art. 103 aufgeftellten Merkmalen zu beurtheilen fei, ſo wie 
fein Zweifel darüber befteht, daß, wenn die Art. 4, 5, 19, 20, 21, 24, 35—38, 47, 
55, 64, 65, 74 von Rüdfällen fprehen und Strafen für viefelben feflfegen, hierunter Rüd- 
fälle im Sinne des Art. 103 zu verftehen find. 


Allerdings hat das Gefeg vom 22. Juli 1836 ebenfalls einen Begriff des Rüdfalls 
aufgeftellt, welcher in dem Merkmal der Bedingung dur eine Zeitfrift, innerhalb welcher 
das Vergehen fih wiederholt haben muß, mit der Beftimmung des Art. 103 des Polizeis 
firafgefeges nicht übereinftimmt. Da aber diefer letztere Artikel den Begriff des Rückfalls 
bei Polizeiübertretungen überhaupt feffegt, fo ift er um fo mehr auch auf die einfachen Un- 
zuchtsvergehen zu beziehen, und fann die Beftimmung des Art. 3, Abf. 1 des Gefeges vom 
22. Zuli 1836, fo mweit fie von der des Art. 103 des Polizeiftrafgefepes abweicht, um fo 
weniger mehr Geltung für fi anſprechen, als ver Art. 44 des letzteren Gefepes Tediglich 
nur hinfihtlih der Strafen der einfachen Unzuchtsvergehen auf das Geſetz von 1836 ver- 
weist, nicht deffen fämmtlihe Beflimmungen, aud fo weit fie mit dem neuen ©efeg im 
Widerſpruch ftehen, für in Kraft bleibend erflärt, als ferner andere Abweichungen des 
Gefepes von 1836 von den allgemeinen Grundfägen des Polizeiftrafgefeges in Art. 90, 
Abf. 3 und Art. 96, Ziff. 1 des letzteren Gefeges fpeciel und ausdrücklich für fortbeftehend 
erklärt worden find, ein Gleiches aber mit der Abweichung des Gefeges von 1836 in Hins 
fit auf ven Begriff des Rückfalls nicht geſchehen if, und als endlich die Unbegrenztheit in 
Hinfiht auf die Zeit der Wiederholung, mit welcher das Geſetz von 1836 den Begriff des 
Rückfalls aufftellt, ſelbſt den Grundſätzen des Strafgeſetzbuchs (vergl. Art. 126 deffelben) 
zumider ift. 


Dem Vorftehenden zu Folge glaubt das Minifterium ein einfaches Unzuchtvergehen, 
bei deffen Verübung feit dem Erfenntniffe, durch welches der Thäter früher wegen einer 
Uebertretung gleicher Art von einer inländifhen Polizei» oder Gerichteftelle in Strafe ver- 


fällt wurde, drei Jahre bereits abgelaufen waren, nicht als Rückfall im ſtrafrechtlichen Sinn 
betrachten zu fönnen. 


Indem das Minifterium der Kreisregierung diefe Anſichten mittheilt, trägt es ihr auf, 
von denfelben auch die ihr untergebenen Bezirkspolizeiſtellen in Kenntniß zu ſetzen. 
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12) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierung 
in — vom 23. März 1840, 


betreffend : die Ertheilung beſchränkter Wirtbfchaftsrechte, 


Auf den Bericht vom 7. v. M. in Betreff der dem Branntweinbrenner N. N. von G. 
Dberamts B. ungeachtet der wegen der Lage feines Wohnhaufes einem Wirthfchaftsbetriebe 
beffelben entgegenftehenden Bedenken zuerfannten, in dem oberamtlichen Conceffionsdefrete 
ausgefchloffenen Berechtigung zum Branntwein-Ausfchanke, wird der Kreisregierung zu erfen« 
nen gegeben, wie das Minifterium die von der Kreisregierung angenommene Anfiht, daß 
die Ertheilung der Eonceffion zum Branntweinbrennen ftets auch das Recht zum Ausſchank 
verleihe, daß namentlich die legtere Befugniß von dem zur Branntweinfabrifation Conceſſio⸗ 
nirten aud dann in Anfprud genommen werden Fönne, wenn das Eonceffionsvefret das Recht 
zum Ausfhanf ausdrüklih ausgenommen habe, nicht für richtig zu erfennen vermöge. 

Der Art. 4 des Wirthfhaftsabgaben-Gefeges vom 9. Juli 1827, in welchem die Kreis- 
regierung die Begründung diefer Anfiht zu finden glaubt, fchließt eine beſchränkte Eonceffion, 
durd melde bloß die Berechtigung zur Fabrikation des Branntweins und zu deffen Ver- 
fauf im Großen, aber au nur die Befugniß zum Brennen um den Lohn ertheilt wird, 
keineswegs aus. Es liegt in der Natur der Sache, daß die Behörde, welche die Conceffion 
einer größeren Berechtigung nah Befinden der Umftände ertheilen oder die Berechtigung 
gänzlich verweigern Fann, auch zur Verwilligung bloß eines Theils der in dem vollen Um— 
fange des befragten Gewerbes begriffenen Befugniffe, falls dieſes nah der Befhaffenheit 
der Verhältniffe durch Nüdfihten der Zweckmäßigkeit fih empfiehlt, ermächtigt iſt, wofern 
nicht durch Gefeg oder Verordnung eine eingefchränfte Verleifung ausdrücklich unterfagt wor— 
den ift. Ein vießfälliges Verbot liegt aber in der That nicht vor. Die Beflimmung des 
Art. 4, worauf die Kreisregierung ſich beruft, ftellt ſich Tediglih als eine Auslegungsregel 
dar, fie befchreibt ven Umfang der Berechtigung, welche die Ermächtigung zum Branntwein- 
brennen verleiht, ‚wenn diefe Ermächtigung ſchlechthin ohne nähere Beftimmung ertheilt wird. 
Wäre es in der Abfiht des Gefeges gelegen gemwefen, eine beſchränkte Verwilligung auszu- 
fließen, fo hätte da, wie bemerft, die Annahme, daß die Behörde, melde das Ganze ver- 
willigen kann, aud zu Verwilligung bloß eines Theils diefes Ganzen befugt feyn müffe, 
zu nahe liegt, jene Abfiht nothwendig in dem Gefege ausgefprodhen werden müſſen. Daß 
aber-eine ſolche Abſicht nicht vorgemwaltet, findet überdieß eine fprechende Beftätigung in dem 
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bon der Kreisregierung felbft berührten Art. 5 des angeführten Gefepes, wofelbft das Brannt- 
weinbrennen ohne Ausſchank ausdrücklich erwähnt if. Allerdings handelt diefer Artikel, 
wie die Kreisregierung bemerkt, nur von dem Conceffionsgelve, allein er beweist jedenfalls, 
daß der Gefepgeber ſelbſt fhon fih verſchiedene Stufen der fraglichen Berechtigung ge- 
dacht habe. 

Die Kreisregierung wird nun angewieſen, nach der in Vorftehendem entmwidelten Ans 
ſicht fih künftighin zu achten und fämmtliche Bezirfsämter des Kreifes in Gemäßheit ders 
felben zu belehren. j 


13) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die R. Kreisregierungen 
vom 18. April 1840, 


betreffend: Borfchriften für die Behandlung des Pfechtens der Maaße und Gewichte *). 


Aus den eingezogenen Berichten und den beigefhafften älteren Kanzleiaften hat fi 
ergeben, daß nicht bloß an den dur die Maaßordnung von 1806 zunächſt hiefür bezeichne- 
ten Oberamtsfigen, fondern auch an mehreren Orten des Königreichs, außerhalb der Ober» 
amtsfige, Pfechtanftalten beftchen, daß aber das Beftehen der legteren größtentheils nur auf 
einer ſtillſchweigenden Duldung dur die Bezirksbehörden beruht, unerachtet es fomohl von 
dem Minifterium als von den vormaligen Gentralftellen des Departements des Innern, 
welde zur Entftehung der Maasordnung von 1806 mitgewirkt hatten, immer als eine durch 
befondere höhere Verfügung zu bewilligende Ausnahme von der gefeplichen Negel behandelt 
wurde, eine Behandlung, bei welcher man ebenfo, wie bei der feit der Errichtung der neuen 
ftandesherrlihen Aemter aufgeftellten Anſicht, daß die periodifhe gewerbspolizeilihe Vifitation 
der Maaße und Gewichte mitteljt der Pfechtanftalt des Oberamtsfiges als eine dem ganzen 
Oberamtsbezirk gemeinfchaftliche öffentliche Anftalt, ausfchliegend ven K. Dberämtern auch 
in ſtandesherrlichen Polizeibezirken vorbehalten fei, von dem höheren Tandespolizeilihen In— 
tereffe ausgieng, die Oleihförmigfeit der Maaße und Gewichte durch Feſtſtellung einer nicht 
zu großen Zahl von Gelegenpeiten, ihre Richtigkeit prüfen und beglaubigen zu laffen, und 
dur Ueberwachung diefer Richtigkeit noch größeren Bezirken zu fichern. 





*) Bergl. auch den gleichnachfolgenden Erlaß vom 14. Februar 1844, hienach Nro, 14. 
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Um einerfeits eine Bürgfchaft dafür zu erhalten , daß nach diefen Geſichtspunkten in 
allen Kreifen ferner verfahren werde, andererfeits aber zugleich die Anwendung derfelben mit 
den verſchiedenen hiebei zu beachtenden Intereſſen nah Thunlichkeit in Einklang zu fegen, 
wird der Kreisregierung nachſtehende Inſtruktion für die Behandlung dieſes Gegenftandes 
ertbeilt : 

1) als Regel ift zwar anzufehen, daß je nur am Sitze eines Dberamts eine Pfecht- 


anftalt beftebe ; 


2) durch befondere Bewilligung der Kreisregierung kann jedoch das Beftehen einer fol, 


den ausnahmsweiſe auch in bedeutenderen Amtsorten geftattet werden, wenn der Ber- 
Fehr der Einwohner, die größere Entfernung des Dberamtsfiges und das muthmaß⸗ 
liche Borhandenfeyn tüchtiger Perfonen zu Berfehung des Pfechtgefhäfts für eine 
folde Ausnahme fprechen ; 


3) auch nur für gemiffe Arten von Gegenftänden, z. B. für Fäffer und Keltergeſchirre, 


ift eine ſolche Ausnahme, jedoch nur unter den gleichen Vorausſetzungen, als zuläffigg 
zu betrachten; 


4) den Perfonen, die eines Maafes oder Gewichtes bedürfen, muß durchaus freigeftell 


bleiben, bei welcher Pfechtanftalt des Königreichs fie diefelben pfechten laffen oder auch 
fhon gepfechtet erfaufen wollen, ohne daß vie Pfechtanftalt ihres Bezirks irgend 
einen Vorzug hierin anzufprechen befugt wäre; 


5) bei den amtlichen Unterfuhungen der Gewichte und Maafe, welche die Drtspolizei- 


6) 


behörde an Orten vornehmen läßt, wo fih eine Pfechtanftalt befindet, hat fich die» 
felbe je der Beihülfe der legteren zu bevienen; 

zu der periodifhen Bifitation der Maaße und Gewichte in denjenigen Amtsorten, in 
denen feine Pfechtanftalt befteht, ift in der Negel die Pfechtanftalt des Oberamtsfiges 
zu benügen. Unmittelbar vor diefer Vifitation find jedoch auch die Normal» Maafe 
und Gewichte der in einzelnen Amtsorten etwa vorhandenen Pfechtanftalten (Ziff. 2 
und 3) hinſichtlich ihrer Uebereinſtimmung mit den der Pfechtanſtalt des Oberamts⸗ 
ſitzes zu unterfuchen. Iſt diefes gefchehen, und die Richtigftellung erfolgt, fo kann 
das die Vifitation anorbnende Bezirksamt zu derfelben nah freiem Ermeſſen auch 
die Pfehtanftalt eines Amtsortes verwenden ; 


2)” 





2) Ziff, 7 handelt von ber Bifitation ber Maaße in ſandesherrlichen Bezirken, umb fällt jeht weg. 
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8) davon, daß die Drtspolizeibehörden (Ziff. 5) ihre Schuldigkeit in Beziehung auf die 
Eontrole der Gewichte und Maaße erfüllen, hat fih in ftandesherrlichen Amtsbezirken 
das ftandesherrlihe Amt, außerdem aber das Dberamt Ueberzeugung zu verihaff 
und gegen die Säumigen einzufcreiten ; 

9) Uebertretungen der Maaßordnung, die fih bei den amtlichen Unterfuchungen der 
Drtspolizeibehörde (Ziff. 5) oder des Bezirksamts (Ziff. 6 und 7) herausftellen, 
find in erflerem Falle, fo weit die Strafgewalt der Ortspolizeibehörde nicht aus- 
reiht, in legterem unbedingt, und zwar je nachdem der Schulohafte einem ſtandes⸗ 
herrlichen Amtsbezirfe angehört, oder nicht, durch das ſtandesberrliche Amt oder dur 
das Oberamt zu rügen. 

Das leide gilt, wenn aus anderer Veranlaffung dergleichen Mebertretungen zu 
amtliher Kenntniß kommen, 
Die Kreisregierung hat hienach nicht nur eine Revifion der größtentheilg nur faktifch 
beſtehenden Pfechtanftalten außerhalb der DOberamtsfige vorzunehmen, fondern auch die Be- 
zirfsämter und die betreffenden Drtsvorfteher anzumweifen. 


14) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 14. Februar 1844, 


betreffend: die Beſchaffenheit der Eichgefhirre für Flüffigfeitsmaage in ben Eichanſtalten *). 


Aus den über die Befchaffenheit der Eichgeſchirre für Flüſſigkeitsmaaße von den Kreis- 
regierungen erftatteten Berichten hat man erfehen, daß die meiften Gichanftalten mit Ges 
fhirren aus Kupfer oder anderem feften Metall verfehen find, daß aber in manden Orten 
auch noch Eichgefhirre von Holz oder gewöhnlihem Blech fich vorfinden. 

Da diefe beiven Stoffe zu Eichgefhirren untauglih find, indem das Blech zu Teicht 
äußeren Eindrücken, wodurch der kubiſche Gehalt des Gefäſſes fi) verändert, ausgefegt if, 
das Holz aber nicht nur leicht Abnügungen erleidet, fondern auch unter den Einflüffen flär- 
ferer oder anhaltender Näffe oder Zrodenpeit theils ſchwindet, theils verfrümmt oder auch 
einen üblen Geruch annimmt, der den zur Eiche gebrachten Gefäflen ſich mittheilt, fo wird 
die Kreisregierung angemwiefen, dafür beforgt zu feyn, daß innerhalb Jahresfrift die blecher— 


*) Bergl. auf den zunächſtvorangehenden Minifterialerlaß vom 18, April 1840, oben Nro, 13, 
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nen oder hölzernen Eichgefehirre für Flüffigfeiten vom Gehalt eines Imi und 
weniger aus. den Eichanſtalten entfernt und durch Gefäffe von videm Kupfer, welches 
Metall hiefür am geeignetften erfcheint, erfegt werben. Die dermalen vorhandenen hölzer⸗ 
nen Eichgeſchirre über ein Imi können unter Vorausfegung ihrer unmangelhaften Be- 
fhaffenpeit in den Eichanſtalten nod ferner benügt werden, bis fie in Abgang gerathen, in 
welchem Falle fie dann gleichfalls durch Fupferne zu erfegen find. Es müffen aber jene höl- 
zernen Gefäffe, fo lange fie no im Gebraude find, alle Jahre, und zwar in Weinorten je 
vor dem Herbſt mittelft des kupfernen Imimaaßes nachgemeſſen und nad vemfelben richtig 
geftellt werden. Bei größeren Gefäffen von Kupfer erfcheint es zweckmäßig, daß fie zum 
Schuß gegen äußere Eindrüde mit aufgenieteten Bändern oder Reifen von Kupfer over Eifen 
verfeben werden. 

Hiebei will man, veranlaßt dur die von vielen Weinorten gegen die durch die Mi- 
nifterialverfügung vom 18. April 1840 ausgefprodene Aufpebung der außerhalb ven Ober- 
amtsftänten befindlichen Eichanſtalten für Flüffigkeitsmaage eingefommenen Vorftellungen, der 
Kreisregierung die Ermächtigung ertheilt haben, denjenigen Landgemeinden, welde bis zu 
jener Verfügung mit einer Cichanftalt für Fäffer und Kelterngeſchirre verfehen waren, 
die Einrichtung auf ihr Anfuhen, ohne es mit dem Nachweis eines befonderen örtlichen 
Bepürfniffes genau zu nehmen, unter den oben hinfichtlih der Befhaffenheit der Eichgeſchirre 
gegebenen näheren Beftimmungen au fernerhin zu belaffen. 


15) Erlaß des 8. Miniſteriums des Innern an die KR. Kreisregierung in— 
vom 23. Juli 1840 (zugleih an die übrigen Regierungen ausgefhrieben), 


betreffend: bie Unzuläffigfeit der Uebertragung der Walbmeifteröftelle an den erflen Ortsvorſteher. 


Auf den Anfrageberiht vom in d. J., betreffend die Zuläffigkeit der Uebertragung 
einer Walomeiftersftelle an den erflen Ortsvorſteher, wird der Kreisregierung zu erfennen 
gegeben, daß das Minifterium die Uebertragung der Stelle des Verwalters eines meift To 
‚bedeutenden Bermögensiheils der Gemeinden an den erflen Ortsoorfleper mit den Beftim- 
mungen des Verwaltungsevifis nicht vereinbar findet, inſofern es nad $. 14 diefes Evifis 
unter die Amtsobliegenheiten des Ortsvorſtehers gehört, die Verwaltung des Gemeinde 
vermögens zu leiten und bie Nehnerund übrigen Dffieianten zur Erfül 
fung iprer Pflihten anzuhalten, über dem ber erſte Ortsvorſteher den Vorſitz im Gemeinde 

15 
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rathe führt, dem die Gemeinderechner und Verwalter von Vermögenstheilen der Gemeinden 
untergeordnet find und der die Aufficht über diefelben zu führen hat (efr. $$.21 und 24 
des Berwaltungsedifts). 


Die Kreisregierung hat fih hiernach zu achten. 


16) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die R. Kreisregierung 
in — vom 30. Z3uli 1840, 


betreffend; die Anwendbarkeit der Beftimmungen der Generalverorbnung vom 13. April 1808, bie 
Feuerpolizeigefege betreffend, auf ganz ifolirt flehende und von der Brandbverfiherung ausge 
fhloffene oder ausgenommene Gebäude, 


- 


Der Kreisregierung wird auf den Beriht vom 22. v. M., 
betreffend die Frage von der Anwendbarkeit der Beftimmungen der Generals 
verordnung vom 13. April 1808, die Feuerpolizeigefege betreffend, auf ganz 
ifolirt flehende und von der Brandverfiherung ausgefhloffene oder ausgenom- 
mene Gebäude, 


unter Zurüdgabe der damit vorgelegten Aften eröffnet, daß die feuerpolizeifihen Vorſchriften 
der Generalverorbnung vom 13. April 1808 auf alle und jede auch ganz ifolirt ſtehende 
Gebäude Anwendung finden müffen, zu deren Erbauung überhaupt polizeilihe Erlaubniß er- 
forderlich ift, da diefe Vorfchriften nicht blos den Schu der Brandfchadeng » Verfiherungs- 
anftalt oder anderer Gebäute, fondern auch den Schug der Perfonen gegen Beſchädigung 
zum Zwede haben, und da fi überdieß die öffentlich rechtliche Verpflichtung zu Löfchung 
eines Brandes ebenfalls auf ſolche ifolirte Gebäude bezieht, wenn fie auch von der Brand» 
verfiherungsanftalt nah $. 1 der Brandverfiherungsorbnung ausgenommen oder nad 
$. 3 ausgefchloffen feyn würden. 


Nur in Beziehung auf folhe Gebäude, welche nicht gemauerte Wände haben müffen, 
(ef. Generalverorbnung vom 13. April 1808, Abtpl, A. $. IH.) wie Schuppen auf Frei- 
pfoften, Gärtenhäufer und Gefirrhütten und dergl. ift, wenn fie in Gärten oder Weinbergen 
oder auf dem Felde errichtet werden, eine polizeilihe Erlaubniß nicht erforderlich. 

Die Kreisregierung hat hiernach das Oberamt N. zu beſcheiden. 
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17) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die R. Kreisregierungen 
vom 1. September 1840, 


betreffend: bie Beftrafung bed unerlaubten Bierſchanks. 


Es ift die Wahrnehmung gemacht worden, daß einzelne Bezirfsämter bei Uebertretung 
des Wirthfehaftsabgabengefeges durch den unberechtigten Ausſchank inländifhen Biere neben 
der Legalſtrafe von 10 fl. auch auf Eonfiskation des Ausfchankserlöfes erfennen. 

Da nad dem in Beziehung auf den Sinn des Art. 44 des Wirthſchaftsabgabengeſetzes 
und bes $. 20 der Vollziehungsinſtruktion vom 11. December 1827 von dem K. Geheimen- 
rathe ausgefprocdhenen, der Kreisregierung durch Erlaf vom 24. November 1828 eröffneten 
Grundfage derjenige, welcher ohne die erforderliche Berechtigung Wirthſchaft treibt, jedoch 
die wegen Erhebung ver gefeglichen Abgaben beftehenden Vorſchriften beobachtet, zwar vie 
auf den unerlaubten Wirthfehaftsbetrieb gefegte Strafe von 10 fl., nicht aber die Confiskation 
des Ausfchankerlöfes verwirkt haben foll, fo ergibt ſich hieraus, daß die Confiskation des 
Ausfchankerlöfes in dem Fall noch meniger anwendbar ift, wenn, wie bei dem unbefugten 
Ausſchank inländifhen Biere, neben der gewerbepofizeifichen Uebertretung eine Abgabendefrau⸗ 
dation gar nicht vorkommen kann. 

Indem man der Kreisregierung foldes unter Beziehung auf den oben angeführten Erlaß 
vom 24. November 1828 zu ihrer Nachachtung eröffnet, wird viefelbe beauftragt, hievon 
Behufs ver Herftellung einer gleichförmigen Praris auch die Bezirksämter in Kenntniß zu fegen. 


18) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Rreisregierungen 
vom 18. Februar 1841, 


betreffend: die Ausftellung von Vorweiſen, ftatt förmlicher Reifepäffe, die Gebühren für Formulare zu 
Reifepäffen, Dienft» und Wanderbühern ic, und die Koften der Bekanntmachung von Auswan- 
derungen. 


Der Kreisregierung werden die Beilagen ihrer beiven Berichte vom 4. März v. J., 
betreffend die Ausſtellung von Vorweiſen anſtatt förmlicher Reifepäffe und die Gebühren⸗ 
bezüge für Gebrauchsformulare, mit nachftehender Entfchliegung zurüdgegeben: 

1) Da die bisher üblich gewefene Ausfertigung, fogenannte Reifevorweife, mit Benützung 

gebrudter oder lithograppirter Formulare, welche fih im Wefentlichen von eigentlichen 
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Papformularen nicht unterfcheiven, feinen anderen Zweck hat, als die Paßſportel zu 
vermeiden, fo wird hiemit unter Beziehung auf die Verfügung vom 19. December 
1839 angeorbnet, daß einfahe Vorweiſe anftatt förmlicher Reifepäffe nur dann 
ausgeftellt werden dürfen, wenn derjenige, welcher einer Reifelegitimationg-Urfunde 
bevarf, mit einer blos ſchriftlichen Ausfertigung ausreichen zu können glaubt. 
Gedrudte oder lithographirte Formulare Dürfen zu ſolchen Vorweiſen nicht mehr ge- 
braucht, fondern diefe Bormweife müffen ihrem ganzen Inhalte nadge- 
ſchrieben feyn. 

2) Betreffend die Gebührenbezüge für die zu Reifepäffen, Wanderbüchern, Schäferdienft- 
büchern, Gefundpeitsfcheinen oder Wanderurfunden für Schafe, Haufirpatenten und 
Heimathsfheinen vorgefchriebenen Gebrauchsformulare, fo find die Oberämter und be» 
ziehungsweife die ftandesperrlichen Aemter durch die ihnen in der Ynftruftion zu 
Vollziehung des Sportelgefeges. vom 21. Februar 1829, $. 19 vermilligte Provi- 
fion nur für ihren Aufwand in Anfehung der Stempelung der folder unterliegenden 
Formulare mit, Einfluß des Porto für diefe entſchädigt, nicht aber für die Koften 
der Anfhaffung der Formulare felbft, welche mit Einfhluß des Porto und des Bud» 
binderlopns von Wanderbüchern, Schäferdienftbüchern und Haufirpatenten venfelben 
von der Partie zu vergüten find (Verfügung vom 3. September 1829, Reg.Blatt 
S. 378 f.). Sie find daher berechtigt, diefe Koſten von demjenigen, für welche folche 
Urkunden ausgeftellt werden, wieder einzuziehen, und es ift nur darauf zu ſehen, daß 
hierin Feine Ueberforderung jlattfinde, und fo viel möglich überall vie gleichen 
Gebühren für die Gebrauchsformulare einer und derfelben Gattung erhoben werden. 
Hiebei wird die Kreisregierung auf die bei den einzelnen Dberämtern des Kreifes 
beftebenden verſchiedenen Anfäge befonders aufmerkſam gemacht. Cine Uebernahme 
diefer Koften oder wenigſtens ver Portoauslage auf die Amtspflege ift nicht zuläffig. 
In allen Fällen ift aber ver Betrag der erhobenen Gebühr, und zwar fpecifieirt für 

Druck und Papier (Formular), Buchbinderlohn und Porto, auf der Ausfertigung zu 
bemerken, und die Beftimmung des $. 4 der allgemeinen Verfügung vom 3. Sep— 
tember 1829 genau zu beobachten. | 

3) Anbelangend endlich die Koften der Einrüfung der Bekanntmachung von Auswan- 
derungen indie Öffentlichen Blätter, fo verfteht es fi zwar von ſelbſt, daß die 
Auswanderer diefe Koften zu bezahlen haben, Es ift jedoch in allen Fällen nur 
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der wirkliche Betrag der Einrückungskoſten nebft Porto von den Auswanderern zu 
erheben, und nur wenn dieß wegen des früheren Wegzugs berfelben nicht möglich wäre 
und die Bürgen die Bezahlung der Koften nicht übernehmen ſollten, eine Vorau⸗ 
erhebung nach pflichtmäßiger Schägung zuläfſig. 
Die Kreisregierung hat hiernach die ihr untergebenen Oberämter zu beſcheiden, und 
die Gebührenbezüge derſelben zu prüfen, feſtzuſtellen und zu überwachen. 


19) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Rreisregierungen 
vom 18. Mär; 1841, 


betreffend: die Ermächtigung von Frauensperfonen zum Schröpfen. 


Da die Operation des Schröpfens bei dem weiblichen Geſchlechte, fo fange zu deren 
Vornahme nur Männer befugt find, öfters nicht angewendet werden kann, fo erfcheint es 
wünfchenswerth, daß zu Ausübung diefer, der Wundarzneifunft angehörigen Verrichtung bei 
Perfonen weiblichen Geſchlechts, an hiezu befähigte Frauensperfonen die erforderlihe Er— 
mächtigung ertheilt werde. Es ift deßwegen den Vorftehern ſowohl des Katharinenhofpitals 
in Stuttgart, als des Klinifums in Tübingen die Aufforderung zugegangen, die Einleitung 
zu treffen, daß an diefen Kranfenhäufern denjenigen Frauensperfonen , welche die gedachte 
Dperation zu erlernen wünfchen , Gelegenheit hiezu verſchafft, und namentlich während ber 
jeweiligen Lehrfurfe an den mit denfelben verbundenen Hebammenfhulen den Schülerinnen 
der Hebammenkunft die Möglichkeit eröffnet werde, auf ihr Anfuchen auch im Schröpfen Un- 
terricht zu erlangen. Den K. Bezirfsämtern aber ift die Weifung zu ertheilen, in dem 
Falle, wenn eine Frauensperfon fih bei ihnen durch ein Zeugniß des Lehrers über den Be- 
fuch eines folhen Unterrichts ausweifen follte, den Oberamtsarzt zu Vornahme einer Prü- 
fung mit derfelben zu veranlaffen, und wenn durch das ihr fofort von Letzterem auszuſtel⸗ 
Iende Prüfungszeugniß ihre Tüchtigkeit anerkannt wird, ihr im Allgemeinen die ausprüdliche 
ſchriftliche Ermächtigung zu Ausübung der gedachten Kunflfertigfeit bei dem weiblichen Ge- 
ſchlecht auf jedesmalige ärztliche Verordnung zu ertheilen,, auch die Oberamtsärzte dahin zu 
inftrwiren, daß fie die Schülerinnen der Hebammenkunft, welche fie über ihre Bildungsfähig« 
feit für diefen Beruf prüfen, auf die Gelegenheit, vie ihnen in dem mit der Hebammenfchule 
verbundenen Krankenhaufe zu gleichzeitiger Erlangung des Unterrichts im Schröpfen darge- 
boten werde, jedesmal aufmerffam machen follen, 


118 


20) Erlaß des 8, Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
in — vom 10. Mai 1841, 


betreffend: den Hanbel ber Specereihänbler mit Glauberſalz. 


Aus Anlaf eines Specialfalls ift der K. Regierung des Nedarkreifes auf den Grund 
einer gutächtlihen Aeußerung des K. Medicinal-Collegiums zu erfennen gegeben worden, 
daß den Specereihändlern nichts in den Weg zu legen fei, wenn fie Glauberfalz in der kry⸗ 
ftallinifchen Form, wie es aus den Fabriken kommt, und nicht gepulvert, in Duantitäten von 
mindeftens einem Pfunde gegen Bezahlung abgeben; wogegen die Abgabe in geringeren 
Duantitäten, ſowie die Bereitung und der Verkauf des für den Gebraud bei Menſchen 
geeigneten, gereinigten Glauberfalzes den hiefür allein befähigten und verpflichteten Apothes 
fern vorbehalten bleibe, und daher den Specereihändlern bei Strafe zu unterfagen wäre. 

Um eine Gleihförmigfeit des Grundfages zu fihern, wird die K. Regierung zur gleids 
fallſigen Nachachtung in vorfommenden Fällen hievon in Kenntniß gefegt. 


21) Erlaß des K. Minifteriums des Innernan die 8. Kreisregierungen 
vom 22, December 1841, 


betreffend: bas Erforbernig von Wanderbüchern für die nach Defterreih wandernden Hanbwerfögefellen, 
und bie Bedingungen, unter welchen beurlaubten Soldaten Wanderbücher ausgeftellt werben 
bürfen. 


Nah einer Mittheilung der K. Gefandtfchaft in Wien wird von jedem in den öfterreis 
chiſchen Kaiſerſtaaten wandernden Handwerksgeſellen der Befig eines Wanderbuchs verlangt, 
und es genügt der Befig eines Paffes nicht, vielmehr wird einem wandernden Handwerker, 
welcher mit keinem Wanderbuch verfehen ift, auf den Grund feines Paffes und dergleichen, 
falls dieſer unverbächtig iſt, bei dem Gintritt nach Defterreih ein Wanderbuch ausgeftellt. 
Diefes Verfahren, welches nicht nur Schwierigkeiten bereitet, fondern auch Koſten verurſacht, 
tritt namentlich bei beurlaubten Soldaten ein, melden bis jegt neben ihrem Urlaubspaf 
fein Wanderbuch ausgefolgt wurde. 

Zu Befeitigung dieſes Mißftandes hat fih das K. Kriegsminifteriunm damit einverfian- 
den erklärt, daß ins Ausland beurlaubten Splvaten, weldhe auf ihrem Handwerk wandern 
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wollen, unter folgenden Bedingungen neben ihren Urlaubspäffen Wanderbücher durch bie 
Dberämter ausgeftellt werben: 

1) Das Wanderbuch zum Reifen im Ausland darf feinem beurlaubten Soldaten aus- 
geftellt werben, welcher fi nicht mit einem von dem K. Kriegsminifterium ausge: 
ſtellten, ausbrüdliche Legitimation zum Wandern "im Ausland enthaltenden Urlaubs⸗ 
paß auszumeifen vermag. 

2) Das Wanderbud darf Feine allgemeine und unbefchränfte Legitimation zum Wan- 
dern dm Ausland enthalten, fondern hat fi immer nur auf die Erlaubniß zum 
Wandern in demjenigen auswärtigen Staate zu befchränfen, wohin der Urlaubspaß 
lautet. 

3) Die Erlaubnig zum Wandern muß zugleich, auf denjenigen Zeitraum befchränft wer- 
den, welcher in dem Urlaubspaffe bezeichnet ift. 

4) Im Wanderbuche ift ausprüdlich zu erwähnen, daß der Wandernde beurlaubter Sol 
dat und bei welchem Regiment er eingetheilt ift, auch daß die Austellung des Wan- 
derbuchs auf den Grund des von dem K. Kriegsminifterium ertheilten Urlaubspaffes 
ins Ausland gefcieht. 

Die Kreisregierung wird beauftragt , die Oberämter ihres Kreifes von Vorſtehendem 
zur Nachachtung in Kenntniß zu feßen, wobei bemerkt wird, daß den beurlaubten Soldaten 
bei Zuftellung ihres Urlaubspaffes über die Nothwendigfeit eines Wanderbuchs bei dem Be- 
reifen von Defterreih Belehrung erteilt werden wird. 


22) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 17. Januar 1842, 
betreffend: die mit der fürſtlich Hohenzollern⸗Hechingenſchen Regierung getroffene Ucbereinfunft wegen 
unentgeldlicher Behandlung franfer, unbemittelter Staatsangehörigen. 

Die K. Württembergifche Staatsregierung ift nunmehr au mit der fürfllih Hohen 
zolfern-Hechingenfchen dahin übereingefommen, daß die Heilungs- und Berpflegungsfoften 
unbemittelter Angehörigen des einen Staats, welde in dem andern von einem Unfall oder 
einer Rranfpeit ergriffen werden, ohne Erſatz wechfelfeitig übernommen und von den Stif— 
tung® » oder andern öffentlichen Kaffen der betreffenden Gemeinden auf ſich behalten werben 
ſollen. Dieß wird der Kreisregierung unter Beziehung auf vie Verfügung vom 11. Oklo⸗ 
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ber 1834 wegen ähnlicher, gegenüber von Hohenzollern- Sigmaringen getroffenen Beftimmun- 
gen mit dem Auftrage eröffnet, die Bezirks- und Ortsbehörden des Kreifes gleichfalls zur 
Nachachtung hievon in Kenntniß zu fegen. 


23) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierung in— 
vom 7. Februar 1842 (auch an die übrigen Kreisregierungen ausgeſchrieben), 


betreffend; den Antheil der Ortsarmenfaffen an den oberamtlih angefegten Müplftrafen. 


Auf die durch Bericht vom 13. December v. 3. geftellte Anfrage, in Betreff des An— 
theils der Ortsarmenfaffen an den oberamtlich angefegten Mühlftrafen, wird der Kreisre- 
gierung in Uebereinfiimmung mit dem Minifterialerlaß vom 7. Juni 1821 eröffnet, daß nad 
Maaßgabe des Punkts 84 der Mühlordnung von 1729, welcher in der hier in Frage fle- 
henden Beziehung dur die K. Verordnung vom 7. Dftober 1840 und die Minifterial- 
verfügung vom gleichen Tage in Betreff des Mühlweſens nicht abgeändert worden ift, von 
denjenigen oberamtlich angefeßten Mühlftrafen, welche den Betrag von vier Gulden nicht über- 
fleigen, die nad vorherigem Abzug der darauf haftenden Unbringgebühr zu berechnende 
Hälfte den Ortsarmenkaffen zum Einzug anzuweifen ift. 

Der Kreisregierung wird überlaffen, hienad weiter zu verfügen. 


24) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreigregierungen 
vom 12. Februar 1842, 


betreffend: ben Verluſt bes perfönlichen Wirtbfchaftsrechts bei dem Wegzug bed Berechtigten - 
in eine andere Gemeinde, 


Es ift die Frage zur Erörterung gefommen, ob unter dem Wegzug eines Wirths in 
eine andere Gemeinde, wodurch nah Art. 7 des Wirthſchaftsabgaben⸗Geſetzes von 1827 
perfönliche Wirthfchaftsrechte verloren gehen, nur eine bleibende Verlegung des Wohnfiges 
oder jeder mit einem Wegzug aus dem Orte verbundene, wenn glei nur zeitwährende 
Wechfel des Aufenthaltsorts, z. B. bei Uebernahme eines Zeitpachts, gemeint fei? 

Da die Worte des Gefeges zwifhen einem bleibenden und temporären Wechfel des 
Aufenthaltsorts nicht unterfcheiden und da es zu erheblichen. Mißftänden führen würde, wenn 
Wirthfchafterechte,, welche in den Händen von Auswärtigen ruhen und darum bei nenen 
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Conceſſionsgeſuchen nicht berückſichtigt werden können, zu jever dem Inhaber beliebigen Zeit 
in dem früheren Wohnorte wieder in Ausübung gefegt werden dürfen, fo darf als gewiß an—⸗ 
genommen werden , daß das Gefeg den Verluſt perfönlicer Wirtbfchaftsrehte auch ſchon 
an einen: zeitwährenden Wegzug habe fnüpfen wollen. Eine Folge hievon ift es, daß dem 
Inhaber eines perfönlihen Wirthichaftsrehts beim Wegzug in eine andere Gemeinde der 
Vorbehalt viefes Rechts, felbft gegen Bezahlung des in dem Finanzgefege vom 24. De- 
cernber 1833 für die ruhenden Wirthſchaftsrechte beſimmten Reeognitionsgeldes nicht ges 
ftattet feyn Fann. 

Diefe Auslegung des Wirthfhaftsabgaben-Gefeges, mit melder das K. Finanzminiftes 
rium fich einverflanden erffärt hat, mird der Kreisregierung zur Kenntnißnahme und zur 
Beſcheidung der ihr untergeorbneten Bezirksämter mitgetheilt. 


25) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 15. Februar 1842, 


betreffend: bie Zuläffigfeit der Verleihung des perſönlichen Rechts zum Kaffeſchank, und die 
* — Zuftändigfeit biefür. 

Der K. Kreisregierung wird auf ihren Bericht vom 8. d. M., betreffend das Geſuch 
des Bäders M. in St. um Berleihung der perfönlihen Berechtigung zum Kaffefchanf, Fol- 
gendes zu erkennen gegeben: 

Die Tarordnung von 1308, welches Gefeg der Conceffion zu Errichtung von Billards 
und Kaffehäufern erfimals erwähnt, forwie die Umgeldsorbnung von 1815, laſſen es ganz 
unbeftimmt, ob folhe Conceſſionen in dinglicher oder perfönlicher Eigenſchaft ertheilt werben 
follen , wogegen die Verordnung vom 10. December 1821, die Ertheilung der Wirtfchafts- 
Eonceffionen betreffend, davon auszugehen ſcheint, daß es der Regel nad in dinglicher Eis 
genſchaft gefhehen foll. Indeſſen ift durch das Sportelgefeg von 1828 hinfichtlicht des 
Sportelanfages für die Billardgerechtigkeit zwiſchen dinglihem und perfönlihem Recht, mit 
welhem fie verliehen wird, ausprüdlid unterfhieden worden. Bei dem GSportelanfag für 
&onceffion zu Kaffehäufern ift ein ſolcher Unterfcpied nicht gemacht. Es Tiegt aber kein in- 
nerer Grund vor, rücfichtlich diefer eine abweichende Behandlung eintreten zu laſſen. Wird 
hienah die Ertheilung perfönficher Berechtigungen zu Errichtung: von Billards⸗ und Kaffe 
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bäufern als zuläffig angenommen, fo fann es feinen Anftand finden, die Gefuhe um folde 
Eonceffionen gleich den perfönlihen Wirthfhaftsberechtigungen ven Bezirksämtern in erfter 
Inftanz zur Erledigung zu überlaffen, wogegen Gefuhe um Verleihung folder Berechtigun- 
gen in dinglicher Eigenfchaft der Kreisregierung zur Entſcheidung vorbehalten. bleiben, 


26) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 21. Februar 1842, 


betreffend: die Zuftänbigfeit zur Unterfuhungsführung wegen arbeitsfcheuen Umherziehens. 


In Betreff der aus Anlaß eines Sperialfalls ftreitig gewordenen Frage, ob die Be 
flimmungen des $.7 der K. Verordnung vom 26. April 1827*), wonach für das Vergehen 
des arbeitsfcheuen Umherziehens bei inländifchen Wandergefellen das Bezirksamt des Wohn- 
orts des Angefhuldigten zufländig iſt, durch den Art. 96 des Polizeiftrafgefeges abgeändert 
fei, wird Folgendes zu erfennen gegeben: 

Der in Art. 96 des Polizeiftrafgefeges , übereinfiimmend mit dem ſchon früher beftan- 
denen allgemeinen Grundfag aufgeftellten Competenzregel kann die Wirkung nicht beigemeffen 
werden, daß durch diefelbe eing von diefer Hegel abweichende Competenzbefiimmung einer 
älteren fpeeiellen Verordnung hinfihtlih einer Uebertretung, wegen welcher in dem Polizei- 
firafgefeg eine neue Beftimmung gar nicht getroffen it, abgeändert worden ſei. Die hier— 
aus" fih ergebende Folge, daß der des arbeitsſcheuen Umperzichens ſchuldige inländische 
Wandergeſelle fhon in dem erften Uebertretungsfalle dem Bezirksamt feines Wohnorts zur 
Unterfuhung und Beftrafung zu überliefern if, führt den von der Kreisregierung vorausges 
fegten Widerſpruch, daß diefe Ablieferung nur bei dem leichteren, nicht aber bei dem ſchwe— 
teren Grad der Ucbertretung Statt finde, nicht mit fi, denn die Rückfälle, deren Beftra- 
fung der Art.20 des Polizeiftrafgefeges vorficht, find in dem Sinne dieſes Geſetzes, wie 
auch die Meberfchrift über Art. 19 ergibt, der Landſtreicherei gleich geachtet, und es findet da- 
ber auf fie die Competenzbeftimmung des Art. 96, Ziff. des Gefeges Anwendung. 


Nach Vorſtehendem hat die Kreisregierung die ihr. untergebenen Bezirksämter zu belehren. 





*) MNegierungsblatt von 1827, Nro. 14, ©, 135. 
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27) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 1. März 1842, 

betreffend: die ebertragung der Erlaubnig-Ertheilung zur Gehülfenhaltung ber Berwaltungsaftuare 
an bie K. Kreisregierungen. 

Da man zum Zweck der Gefchäftsvereinfahung den Kreisregierungen die Ermächtigung 
ertpeilt haben will, auf die Grundlage der dieffeitigen Normalverfügung vom 21. März 1839 *) 
denjenigen Berwaltungsaftuaren, bei welchen die in Abſchnitt I, jener Verfügung ausgevrüd- 
ten Vorausſetzungen unzweifelhaft vorhanden find, im Wege ver Difpenfation die Erlaubniß 
zu Haltung von Gehülfen zu ertheilen, fo wird dieß der Kreisregierung zur Nachachtung 
anmit zu erkennen gegeben. 

Zweifelhafte Fälle find dem Miniflerium vorzulegen. 


28) Erlaß des R. Minifteriume des Innern an die 8. Kreisregierungen 
vom 26. März 1842, 
betreffend: die Nichtanwendung der für die Genehmigung der Berfäufer von Gemeinde: und anderem 
förperfchaftlihen Eigenthum vorgefehene Sportel auf die Ablöfung von Gefällen und anderen 
Grundrechten diefer Körperfchaften. 

Aus Anlaß der von einer Kreisregierung geftellten Anfrage wird der Kreisregierung 
zur Nachachtung bemerft, daß die in dem Sporteltarif vom 23. Juni 1828 für die von 
der Genehmigung der Staatebehörde abhängigen Verkäufe von Gemeinde» und anderem koör— 
perfohaftlichen Eigenthum vorgefehene Sportel auf die Ablöfung von Gefällen und anderen Grund 
rechten dieſer Körperfchaften, zu welcher der Ablöfende gefeglich berechtigt ift, nach der dieſſei— 
tigen Anficht, mit welcher die des K. Finanzminifteriums übereinftimmt, nicht anzumenden ift. 


29) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 10. April 1842, 

betreffend: die Behandlung der Gefuche um Erlaubniß zur Errichtung von Sommerwirtpfchaften in 
Kelfergebäubden und Gärten. 


Da die Wahrnehmung gemacht worden if, daß die Gefuche um Erlaubniß zu Errid- 
tung fogenannter Sommerwirtbfihaften in Kellergebäuden und Gärten nad verfchiedenen 


*) Dben Rro. 4, 
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Grundfägen. behandelt werben, fo fieht fih das Minifterium des Innern nad genommener 
Nüdfprage mit dem K. Finanzminifterium. veranlaßt, zu Herftelung eines ———— 
Verfahrens folgende Vorſchriften zu ertheilen: 

1) Es liegt in der Natur der: Sache, daß die Verleihung eines Wirthſchaftsrechts nur 
die Befugnig zu Einem Gtabliffement, deſſen räumliche Bafis auf das. hiefür be 
flimmte Hauptgebäude und die damit zufammenpängenden Gärten oder Kellergebäude 
fih befchränft, gewährt. Diefer Grundfag findet nicht nur auf dingliche, fondern 
auch auf perfönlihe Wirthſchaftsberechtigungen Anwendung, wenn gleich diefe legteren 
rechtlich nicht an ein beftimmtes Grundeigenthum gebunden find, fondern innerhalb 
der Gemeinde in jedem von der Polizeibehörde nicht für anftößig gehaltenen Lokal 
in Betrieb gefegt werden können. Es ift daher jeder Wirth oder Bierbrauer, wel⸗ 
cher außer feinem ordentlihen Wirthſchaftslokal eine zweite mit jenem nicht geogra- 
phifh zufammenhängende Schenkilätte errichten will, verbunden, hiezu befondere Cons 
ceffion einzuholen. Als mit dem Hauptlofal zufammenhängend wird jede Schenf» 
flätte angefehen, in mwelder die Gäfte von jenem aus bedient werden fünnen, wenn 
glei der unmittelbare Zufammenhang dur einen Weg ꝛc. unterbroden ifl. 

2) Eonceffionen zu ſolchen Nebenwirthfchaften find nur unter der Befchränfung auf den 
befonderen Zwed, für welchen fie dienen follen, alfo bei Sommermwirthfchaften nur 
für die Sommerszeit, d. h. fo lange ein Aufenthalt im Freien möglih if, ſodann 
nur mit perfönlihem Rechte und nur auf fo lange zu ertheilen, als ver Inhaber 
feine Wirthfchaft im Hauptlofal betreibt. 

3) Für die Ertheilung folher Conceffionen haben die Bezirfeämter nah Art. 5 des 
Wirthfcpaftsabgaben » Gefeges ein den Umftänden und der befchränkten Dauer ver 
Wirthſchaften angemeffenes Conceffionsgeld anzufegen. Auch haben . 

4) die Polizeibehörden genau darüber zu wachen, daß die Wirthfchaften in Kellergebäu- 
den zur Wintergzeit eingeftellt werden und nicht in beftändige Wirthfchaften übergehen. 

5) Bei befonderen Beranlaffungen, 3. B. Märften, Volksbeluftigungen ıc. kann auch 
ein vorübergehender Wirthfchaftsbetrieb außerhalb der Tofalitäten, wo der Wirth 
fein Gewerbe zu treiben bereptigt iſt, durch das Bezirksamt ohne Anfag eines bes 
fonderen Conceſſionsgelds geftattet werden. Uebrigens ift ein Wirth nicht gehindert, , 
Getränfe auf vorangegangene Beftellung aud an einem nicht zum Wirthſaftelobal 
gehörigen Platz abzugeben. 
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6) Bei der Ertheilung von Wirthfchafts-Conceffionen haben fih die Behörden nad dem 
Lokal, in welhem das Gewerbe getrieben werben foll, gehörig zu erkundigen und für 
den Fall, daß ein Lokal, das nicht in unmittelbarer Verbindung mit dem Haupt» 
gebäude fleht, gewählt werden wollte, diefes Lokal nad Umftänden entweder auszu- 
ſchließen oder in die Conceffion ausdrüdlih aufzunehmen. 

Die Kreisregierung hat hienach fich zu — und die ihr — Bezirksaͤmter 
zu inſtruiren. 


30) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K.Kreisregierung in — 
vom 22. April 1842 (au den übrigen Kreisregierungen zur Nachachtung mitgetheilt), 


betreffend: bie Tanzerlaubniß in der gefchloffenen Zeit, 


Auf die Berichte vom 10. December vor. und 17. März d. 3. , betreffend die Abhal- 
tung von Tänzen in der Zeit vom Sonntag Exaudi bis zum Dreieinigfeitsfefte, wird der 
Kreisregierung zu erkennen gegeben, daß, da die Vorfchriften über die Erlaubniß zu Tanz« 
beluftigungen in der gefchloffenen Zeit nur in Rüdfiht auf das Verbot der Vornahme 
kirchlicher Trauungen in geriffen Zeitabfchnitten gegeben find, und fomit in Beziehung auf 
Tänze eine gefchloffene Zeit nur in fomeit befteht, als fie für kirchliche Trauungen ftattfindet, 
die Erlaubniß zu Tanzbeluftigungen während der Zeit vom Sonntag Exaudi bis zum Dreis 
einigkeitsfefte, nachdem durch $.2 der K. Verordnung vom 10. November 1841 (Reg Blatt 
©. 537) diefer Zeitabfchnitt für Trauungen in der evangelifchen Landeskirche geöffnet wor» 
ven iſt, jept auch bei den Proteftanten,, wie es ſchon früher bei Katholiken ver Fall war, 
nicht mehr nach den Beflimmungen über die Tanzerlaubnig in der gefchloffenen Zeit zu bes 
bandeln if. Das Gleiche findet zufolge des $. 1 der angeführten K. Verorbnung in Be- 
ziebung auf die Zeiträume nah dem Erſcheinungsfeſte bis zum nächftfolgenden Sonntage, 
und vom Dftermontag bis zum Sonntage Duafimodogeniti, welche früher bei den Proteftan- 
ten noch zu den gefchloffenen Zeiten gehört haben, Statt. 

Dagegen verfteht es fih von felbft, daß auf die Tanzerlaubnig während der bezeichne- 
ten Zeitabfchnitte die Vorſchriften über die Tanzerlaubniß außer der gefchloffenen Zeit An- 
wendung finden. 

In Gemäßheit diefes Erlaffes hat die Kreisregierung den nachgeſetzten Behörden 
Weifung zu ertheilen und ihrerfeits fih zu achten. 
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31) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. KRreigregierungen | 
vom 19.Mai 1842, 


betreffend: die Geftattung des Dreſchens in den Scheunen bei Licht. 


Der Kreisregierung wird auf den Bericht vom ... +... betreffend pas Verbot des Dre- 
ſchens, Flachs- und Hanf Reffens und Brechens und des Strohfchneidens in den Scheunen 
bei Licht, eröffnet, daß man eine Aufpebung oder Beſchränkung des Verbots des nächtlichen 
Flahs- und Hanf» Reffens und Brechens und des Strohſchneidens bei Licht bei Seiner 
Königliben Majeftät in Antrag zu bringen fih nicht beiwogen gefunden hat, und 
dag demnah fortan auf der Handhabung diefes Verbots mit allem Nachdruck zu bebarren 
if, da das Flachs- und Hanf-Brechen auch bei einer auf das forgfältigfte verwahrten Laterne 
doch höchſt gefährlich und die Geflattung des Strohfchneidens bei Licht darum bedenklich iſt, 
weil diefes Gefchäft, wobei man die Leuchte ganz in der Nähe haben muß, je nur von einer 
einzigen Perfon verrichtet wird, welche in Beziehung auf die vorfichtige Behandlung des 
Lichts nicht controlirt iſt, und weil für die Erlaubniß des minder feuergefährlichen Flache» 
und Hanf-Reffens oder Niffelns bei Licht Feine dringenden Gründe ſprechen, jedenfalls aber 
eine Vermehrung des Lichtgebrauhs in den Scheunen überhaupt nicht zu begünftigen ift. 

Ebenfo weiß man im Allgemeinen eine weitere Ausnahme von dem Verbot des nächt⸗ 
lihen Dreſchens, als folhe durch die Verordnung vom 4: Kiki. 1811 (Reg.Blatt ©. 609) 
geftattet iſt, nicht zu, verwilligen. 

Seine Königlide Majeftät haben ipod durch höchſte Entfihliefung vom 
geftrigen Tage gnädigft zu genehmigen gerubt, daß in denjenigen Landgemeinden, in welchen 
die landwirthſchaftlichen Verhältniſſe dießfalls eine weitere Begünftigung dringend nothwendig 
maden, das zuftändige Bezirkspolizeiamt ermächtigt werde, auf befonderen Antrag des Ges 
meinderatpg — wenn diefer nach gewiffenhafter Erwägung der Umftände fi für eine ſolche 
Nothwendigkeit ausgefproden haben wird — den Beginn des Dreſchens vor der Morgen- 
glode zu einer nah dem amtlichen Ermeffen zu beftimmenden Stunde je auf Ein Jahr 
zu geftatten. Diefe befondere Erlaubniß fei jedod neben der in der Verordnung vom 
2: Rovenser 1811 enthaltenen Vorſchrift wegen Verwahrung und Anbringung des Lichts an Die 
Befimmung zu fnüpfen, daß von Seiten der Drtsbehörde die Beobachtung diefer Vorſchrift, 
fo wie überhaupt die Vermeidung jeder Feuersgefahr forgfältig überwacht, und öftere unvor« 
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bergefehene Bifitation in den Scheunen während des nächtlichen Drefchens vorgenommen 
werben müſſe, um etwaige Geſetzwidrigkeiten ſogleich abftellen und zur Strafe bringen zu 
fönnen, auch foll unter allen Umftänden vor drei Upr Morgens mit dem Drefchen nicht be- 
gonnen werden bürfen. 


Die Kreisregierung hat hiernach fämmtliche ihr untergebene Bezirksämter zu beſcheiden. 


32) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom d. September 1842, 


betreffend : die VBerjährungszeit bei dem Vergehen des unerlaubten Betriebs eines Wirthſchaftsgewerbes. 


In einem befonderen Falle ift die Frage zur Erörterung gekommen: ob, nachdem der 
Art. 105 des Polizeiftrafgefeges die Verjährungszeit für Polizeivergehen allgemein auf zwei 
Jahre feftgefept hat, das Vergehen des unerlaubten Betriebs eines Wirtbfchaftsgewerbes in 
biefer oder in der in Art. 46 des Wirthfchaftsabgaben -Gefeges vom 9. Zuli 1827 beftiimm- 
ten fünfjährigen Frift verjähre ? 

Da der angeführte Artikel des Polizeiftrafgefeges für die Verjährung der Polizeivergehen 
eine neue Regel auffellt und von bdiefer nur Cine Ausnahme Crüdjichtlih der Ruder; 
vergehen) zuläßt, fo muß ſchon nad gewöhnlichen Auslegungsregeln angenommen werben, 
daß der Gefeggeber alle fingulären Beftimmungen des älteren Rechts in diefem Punkte habe 
aufheben wollen. Diefe Abficht des Gefepgebers wird auch durch vie fländifchen Verband: 
lungen über das Polizeiftrafgefep beftätigt, infofern aus venfelben mit Beftimmtheit hervor⸗ 
geht, daß der Grundfag der zweijährigen Verjährungsfrit nicht auf die im Polizeiftrafgefeg 
genannten Üebertretungen befihränft bleiben, fondern auf alle Polizeivergehen anwendbar feie, 
und daß.hievon nur Wucher- und Finanzvergehen vermöge der hiefür gegebenen befonderen 
Beftimmungen "ausgenommen feyn follen. Zu den Finanzoergehen ift aber der unerlaubte 
Wirthihaftsbetrieb nicht zu rechnen. Derfelbe gehört vielmehr, wenn ſchon die rechtlichen 
Berhältniffe diefer Klaſſe von Gewerben in einem vorherrſchend finanziellen Gefege normirt 
find, nach der Natur ver Sache gleih dem unbefugten Betrieb jedes andern von polizeilicher 
Eonceffion abhängigen Gewerbe zu den Polizeivergepen, als welches er aud fonft behandelt 
wird, indem nicht nur die Beftrafung veffelben ausfhließlih in den Reffort der Polizei 
behörden gewieſen, fondern auch, wenn das Vergehen von einem ftandesperrlichen Polizei 
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amt abgerügt worden, ver fonft der Staatskaſſe gebührende Untheil an ber angefesten Geld⸗ 
firafe dem betreffenden fhandesherrlichen Rentamte zum Bezuge überlaffen it. Das Minifte- 
rium iſt daher der Anſicht, daß die in den Art. 105 und 106 des Polizeiftrafgefepes gege- 
benen Beftimmungen über die Verjährung der Polizeivergehen auch auf dem Betrieb eines 
unerlaubten Wirthfchaftsgewerbes Anwendung finden. 

Daß rüdfihtlih der Verjährung der Abgabedefraudationen und der Uebertretungen der 
Eontrolevorfriften, mögen fie mit dem unerlaubten Betrieb eines Wirthſchaftsgewerbes zu- 
fammentreffen oder nicht, die Beflimmung des Art. 46 des Wirtbfchaftsahgaben » Gefeges 
unverändert in Kraft bleibe, wird nach Vorſtehendem Feiner weiteren Ausführung bedürfen. 


33) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die Kreisregierung in — 
"vom 20. Dftober 1842 (den übrigen Kreisregierungen zur Nachachtung mitgetheilt), 


betreffend: die Ausdehnung des Verbots bes Wirtbichaftsbetriebs auf die Anwälte in Parzellen, 


Der Kreisregierung werden bie Beilagen ihrer Berichte, betreffend die. Frage .von ber 
Zuläffigfeit des Wirthefchaftsbetriebs von Seiten der polizeilichen Borftände, Anwälte, in 
den Parzellen zufammengefegter Gemeinden mit der Eröffnung zurüdgegeben, daß man, ba 
diefe Gemeindebeamten die Stelle des Ortsvorſtehers, Schultheißen in der Parzelle, für 
welche fie beftellt find, in fo meit zu vertreten haben, als der Schultheig wegen der Entfer- 
nung der Parzelle von feinem Amtsfige verhindert ift, im folder die polizeiliche Aufficht zu 
führen, diefelben fomit in dringenden Fällen vorbehältlich der weiteren Verfügung des Ehult- 
heißen vorläufig einzufchreiten, außerdem aber vorgefallene Unorbnungen oder Vergehen beim 
Schultheißen anzuzeigen verpflichtet find, den Betrieb eines Wirthfchaftsgerwerbes von Seiten 
des Anwalts aus ähnlichen Gründen ebenfalls nicht für zuläffig zu erachten weiß, aus wel- 
den ſowohl nad der Landesorbnung Tit. 30, $. 7, ©. 72 und der Comunoronung Rap. I. 
Abſchn. 1, $.7, als auch nah $. 11 des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 den Schult- 
heißen das Wirtsfchaftsgewerbe unterfagt iſt. 

Wenn daher im einzelnen Falle die Borausfegungen nicht zutreffen, unter welchen nach 
dem Gircularerlaß vom 22. Januar 1818*) rüdfihtlih der Schultheißen von dem beftehen- 


*) Diefer Erlaß lautet folgendermaßen: 
Bermöge der Landes -Ordnung Tit. 30, $. 7, ©. 72, und der Commun: Orbnung S. 7, $. 7, iſt den 
Schultheißen und rechnenden Dürgermeiftern der Betrieb einer Wirthſchaft verboten; jedoch wurde ihnen bie Wahl 
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den Verbote dispenfirt werden darf, oder wenn nicht. die Perfönlichkeit des betreffenden Ge⸗ 
meinderaths eine hinreichende Gewaͤhrſchaft gegen mögliche Nachtheile der Verbindung des 
Wirthihaftsbetriebs mit feiner poligeilihen Funktion darbietet, fo fann auch den polizeilichen 
Anwälten in den Parzellen der Wirthfehaftsbetrieb ver Natur der Sache nad nicht geftattet 
werden, und ifl alsdann ein anderer taugliher Bürger zum Anwalt zu beftellen, mie dieß 
für den Fall vorgefchrieben if, wenn Fein Gemeinderath fi in der Parzelle befindet. 


Die Kreisregierung hat hienach ſowohl die ihr untergebenen Bezirtsämter zu beſcheiden, 
als in fünftig vorkommenden Fällen fi zu achten. 





eingeräumt, entweder das Amt oder bie Wirihſchaft aufzugeben, Und viefes Berbot if, um der Aehnlichkeit der 
Gründe willen, auch auf die nach der allgemeinen Verordnung vom 10. September 1817 (Staatd- und Reg. Blatt 
©. 456) aufzuftellenden Steuereinbringer zu verſtehen. Da hingegen gleihwohl Fälle eintreten Können, wo einer 
Yusnapme von dieſer Regel Statt zu geben if; fo haben Seine Königliche Majeftät mittelft allerhöchſter 
Refolation vom 16. d, M, nachfolgende Befimmungen genehmigt, unter welchen der Kreisregierung geftattet wirb, 
hierunter zu difpenfiren: 

1) Wenn ein bereits berechtigter Wirth bei der für die Stelle eines Schuftheißen, rechnenden Bürgermeiſters 
oder Steuereinbringers nad den 66. 93 und 95 des Berfaffungs-Entwurfs Ciept nah 55. 11 und 22 des Berwal- 
tunge-Eoilts) vorzunefmenden Wahl die Stimmen» Meprpeit der Bürgerſchaft für fih hat, fo kann er zur Annahme 
der Stelle Difpenfation nachſuchen, die Kreisregierung muß fih aber vor deren Ertheilung auf unverdächtige Weife 
die Ueberzeugung verfchaffen, daß ber gewählte Wirtp für diefe Stelle vorzügliche oder ausfäliehlihe Brauchbarkeit 
befige, und fo fange ein Mangel an andern glei tüchtigen Bürgern, die feine Wirthſchaft treiben, nicht glaubhaft 
nachgewieſen ifl, darauf befichen, daß ein folder, und fein Wirth, gewählt werbe. 

2) Sucht ein bereits angeftellter Schultpeiß, rechnender Bürgermeifter oder Steuereindringer eine neue Wirth⸗ 
ſchafts · Erlaubnis nah, fo kann ihm dieſe nicht anders ertheilt werben, als wenn er zuvor fein Amt nieberlegt. 
Würde jedoch ein ſolcher, um feiner zu errichtenden Wirthſchaft willen abtretenper Worficher wegen bewiefenen un- 
bedingten Mangels an andern tauglihen Subjelten ſchlechterdings micht erfeßt werden können, und von Seiten bes 
Magiftrats und der Gemeinde» Depntirten, bie barüber zu hören find, Kein erheblicher Widerſpruch obwalten; fo 
kann die Kreisregierung bie Bewilligung ertpeilen, daß die Wirtpfhafts-Erlaubniß in einem folden befonderen Kalle 
wegen bes Amts fein Hinderniß finde. 

Es ift aber allen dergleihen Difpenfationen und Eonceffionen jeder Zeit die Bedingung anzuhängen, daß bei 
erfheinendem Mißbrauch von diefem Berhältniß der $. 97 des Berfaffungs-Entwurfs (vergl. $. 12 des Verwaltungs · 
Evikts) zur Anwendung kommen, und eim folder Vorſteher von feinem Amte entfernt werben werde. 


Indem fih die Kreisregierumg künftig hiernach zu achten hat; fo wird biefelbe zugleich benachrichtigt, das 
auch das 8, Finangminifterium zum Bebuf ber Anorbnung eines einverfländlihen Benehmens hievon in Kenntniß 
gefegt worden if, 


17 


130 


34) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 3. Januar 1843, 


betreffend: die Zuläffigfeit der Verwandlung von Eonfiscationsftrafen in Arreſtſtrafen. 


Bon dem R. Finanzminifterium ift ein Bericht des Steuercollegiums hieher mitgetheilt 
worden, nad welchem über die Zuläffigfeit einer Verwandlung der nad Art. 44 des Wirth- 
fhaftsabgaben » Gefeges zu erfennenden Eonfiscationsftrafen in Arrefifirafen bei den Regie- 
rungsbehörden verfchiedene Anfichten beftehen. 

Die Zuläffigkeit ver Verwandlung von Confiscations- in Arrefiftrafen hängt in jedem 
einzelnen Falle davon ab, ob die Konfiscation nah dem Geſetz als eine eigentlihe VBermö- 
gensftrafe, oder nur als eine aus polizeilichen Gründen zu verfügende Wegnahme gemiffer 
Gegenftände anzufehen if. Zu ven Eonfiscationen der legteren Art gehört z. B. die Weg- 
nahme verbotener Waffen (Art. 43 des Polizeiftrafgefeges), Werkzeuge (Art. 14 und 15 diefes 
Gefeges und Art. 74 der revivirten Gewerbeordnung), außer Curs gefegter Münzen (Art. 
13 des Polizeiftrafgefeges) u. vergl. Können ſolche Eonfiscationen, neben melden nad den 
beftehenden Gefegen meift noch eine befondere Strafe eintritt, aus irgend einem Grunde 
nicht vollzogen werden, fo liegt darin fein Grund, an deren Stelle auf irgend eine andere 
Strafe zu erkennen, es wäre denn, daß foldes durd das Geſetz befonders angeorbnet wäre, 
wie dieß 3. B. rüdfichtlih der unbefugterweife verfertigten zünftigen Waaren dur Art. 74 
ber revidirten Gewerbeordnung verordnet ifl. 

Zwifhen Eonfiscationsftrafen, welche an und für fih als felbfiftändige Strafen erfcei- 
nen, oder vermöge befonderer gefegliher Beftimmungen als Strafzufäge zu erfennen find, 
und andern Gelobußen befteht feine erhebliche Verſchiedenheit, und es find daher die erfleren, 
wie folhes au in den Motiven zum Strafedift von 1824 (Handausgabe ©.88) angenom- 
men worden ift, in den gefeglich beftimmten Fällen ebenfo wie gewöhnliche Geldſtrafen in 
Arreft zu verwandeln. 

Daf die auf Hinterhaltung der Wirthfchaftsabgaben von ausgefhänften Getränfen zu 
erfennende Strafe der Confiscation des Ausfchankserlöfes in die Reihe der gewöhnlichen 
Vermögensfirafen gehöre, ift außer Zweifel, da fie, wenn gleich nicht polizeilicher, fondern 
finanzieller Natur nah Art. 44 des Wirthfchaftsabgaben - Gefeges die ordentlihe auf jene 
Vebertretung gefegte Strafe bildet, Es ift aber bei diefer Strafe von der zu verwandelnden 
Summe der Betrag der darunter begriffenen Abgabennachholung in Abzug zu bringen. 
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Indem ber Kreisregierung in Vorſtehendem die Anficht des: Minifteriums über die auf- 
geworfene Frage zur Kenntnißnahme und Eröffnung an die Bezirkspolizeiämter mitgetheilt 
wird, wird derfelben in Abficht auf ven Verwandlungs⸗Maaßſtab bemerkt, daß das Steuer» 
collegium bisher die Verwandlung der auf den Grund des Wirthfhaftsabgaben- Gefepes 
erfannten Geloftrafen die Beftimmung des Art. 17 des Accifegefeges vom 18. Juli 1824, 
wonach die zu erfennende SFreiheitsftrafe nicht nach der Straffumme allein, fondern viel 
mehr nah dem Grade der Verſchuldung abgemeffen werden foll, analog zur Anwendung 
gebracht hat. 


35) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die KR. Kreisregierung in — 
vom 5. Januar 1843 (auch an die übrigen Kreisregierungen ausgeſchrieben), 


betreffend: die Nichtberechtigung der Schenfwirthe zur Abreichung von Kaffe. 


Der Kreisregierung wird auf den Anfrageberiht vom 5. November 1841 in Betreff 
der Befugniß ver Schenkwirthe zu Abreihung von Kaffe, zu erkennen gegeben: 


Indem das Sportelgefeg vom 23. Juni 1828 in Uebereinftimmung mit der Stempel 
und Tarorbnung vom 14. November 1808 und der Umgeldsorbnung vom 4. März 1815 die 
Errihtung eines. Raffehaufes von polizeiliher Erlaubnig abhängig macht, folgt von felbft, 
daß der Kaffeſchank überhaupt Fein freies Gewerbe if. Aus dem Art. 4 des Wirthfchafts- 
abgaben » Gefeges können die Schenfwirthe einen Anſpruch auf das Recht zum Kaffeſchank 
nicht ableiten, da hienach die Gemerbebefugnig der Schenkwirthe außer dem Speifungsredht 
an Jahrmärkten auf die Abreihung fpeciel beftimmter Getränfe fi befchränft. Dagegen 
unterliegt es feinem Zweifel, vaß Schild» und Speifewirthen, welde nad dem Art: 4 jenes 
Geſetzes Speifen und Getränfe jeder Art abgeben dürfen, auch die Befuguiß zu Abreihung 
von Kaffe zufteht. 


Die Kreisregierung hat hienach die Bezirfspolizeiämter ihres Kreifes zu befcheiden, und 
diefelben anzumeifen, in denjenigen Orten, in welchen die Schenkwirthe bisher ohne befondere 
Ermädtigung Kaffe abgereicht haben, diefen Gefhäftsbetrieb abzuftellen. 
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36) Erlaß des K. Miniftleriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 12. Januar 1843, 
betreffend : den Betrieb des Eſſigſchanks durch Specereifrämer. 

Zu Folge einer Mittheilung des K. Finanzminifteriums wird die Frage: ob Specerei- 
främer glei den Specereihändlern zum Betrieb des Eſſigſchanks befugt feien, von den 
Regierungsbehörden auf verſchiedene Weife beantwortet. 

Zu Herftellung eines gleichförmigen Verfahrens fieht man ſich veranlaft, der Kreis— 
regierung Folgendes zu erfennen zu geben: 

In Uebereinftiimmung mit Art, 5 der Kaufe und Handelsleute-Ordnung von 1728 ift 
in Art. 114 der revidirten Gewerbe-⸗Ordnung beflimmt, daß das Handelsrecht des conceffio- 
nirten Krämers auf gewiſſe Waarengattungen,, die in dem Gonceffionsdefret mit Rückſicht 
auf das Drtsbedürfniß beſonders bezeichnet werben follen, befchränft fei, Mit viefen gefeg- 
fihen Beftimmungen iſt es nicht zu vereinigen, weder daß ein Krämer zum Handel mit 
Sperereimaaren ganz allgemein ermächtigt wird, noch daß ein fo allgemein conceffionirter 
Krämer au den Effigihant ausübe. Vielmehr liegt e8 im Sinne derfelben,, daß, menn 
eine Erlaubniß zum Specereimaarenfram ertheilt wird, die einzelnen Waarengattungen, auf 
welche fie fi erftredft, und wenn damit die Befugniß zum Eſſigſchank verbunden feyn foll, 
auch diefer im Conceffionsvefret namentlih und um fo mehr aufgeführt werden muß, als 
die Erlaubnig zum Effigfchant fonft durch das Vorhandenfeyn eines örtlichen Bedürfniſſes 
bedingt it, und in Beziehung auf das leßtere gar wohl eine Verfchiedenheit zwifchen dem 
Effig (bei deſſen Ausſchank mit den Krämern noch andere concurriren) und anderen Waaren⸗ 
gattungen ftattfinden fann. Der Anfag eines befonderen Eonceffionsgelves für den Eifig- 
fhanf neben ver Kramconceffionsfportel ift in diefem Falle nicht begründet. 

Die Kreisregierung wird beauftragt, hiernach die Bezirfspolizeiämter ihres Kreifes zu 
beſcheiden. 


37) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 30. Januar 1843, ' 


betreffend: die Beflrafung des nicht conceffionirten Obstmoftfchanfes. 


Aus den von ben Bezirkspolizeiämtern vorgelegten Strafnadplaßgefuchen hat man zu 
entnehmen gehabt, daß die Strafe des nicht conceffionirten Obstmoftfchankes bald nach 
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Art. 44 oder 55 des Wirthfchaftsabgaben-Befepes bemeffen, bald arbiträr beſtimmt werbe. 
Da der Betrieb des Obstmoſtſchankes gleih anderen Arten der Schenkwirtbfchaften won: einer 
Eonceffion der Regierungsbehörde abhängig gemacht iſt, fo liegt Fein innerer Grund vor, die 
Strafe des nicht ronceffionirten Obstmofifchanfes, die im Wirthfchaftsabgaben + Gefege nicht 
befonders vorgefehen, nad anderen Grundfägen, als den in Urt. 44 dieſes Gefeges für den 
unerlaubten Kleinverkauf der übrigen geiftigen Getränfe beftinmmten, zu bemeffen. Der Art. 55 
dieſes Gefeges, nach welchem die bei Obstmoft- Einlagen begangenen Berfehlungen mit 
der Hälfte der für Uebertretungen bei Weineinlagen feftgefegten Strafen gerügt werben 
follen, bietet, ver Berfchienenheit des Falls wegen, Feine Analogie dafür dar, daß auf ben 
unerlaubten Betrieb des Dbstmoftfchankes nur die Hälfte der in Art. 44 angedrohten Strafe 
zu erkennen fei. Vielmehr iſt aus Art. 45 des fraglichen Gefeges, welcher von den Ueber 
tretungen der Gehülfen eines Wirths, Bierbrauers, Müllers, Wein, Obst moſt⸗, Bier, 
Branntwein- und Eſſigſchenken handelt, zu fehließen, daß der vorangegangene Art. 44 fämmt- 
liche Arten des unerlaubten Wirthfchaftsbetriebs zufammen nehmen und auf gleiche Weife 
verpönen wollte. 

Das Minifterium des Innern ift daher mit dem Finanzminifterium der Anſicht, daß die 
in dem letztgenannten Art. 44 beftimmte Strafe von LO fl. auch bei dem — Be⸗ 
trieb des Obstmoſtſchankes analog zur Anwendung komme. 

Die Kreisregierung wird beauftragt, hievon die Bezirfspolizeiämter in — zu ſetzen. 


38) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 6. März 1843, 


betreffend : die Beftrafung der Ueberſchreitung ber Biertare durch Bierbrauer. 


Aus Anlaß der Meberfchreitung der Biertare dur einen Bierbrauer ifl die Frage zur 
Erörterung gefommen: mit welcher Strafe diefe Uebertretung zu rügen fei, namentlich aber, 
ob die in dem Generalreffript vom 27. Mai 1740 auf die Ueberſchreitung der Tare für den 
ausgefhenften Wein  angedrohte Strafe von LO fl. analog. zur Anwendung komme? * 
Anficht des Miniſteriums hierüber geht dahin: 

Wenn ſchon die Beſtimmung der Umgeldsordnung vom 14. September 1634 (Reyſcher, 
Steuergeſetze Bol, ©. 152, 155), zu Folge welcher der zum Ausſchank beſtimmte Wein 
einer von den Wirthen bei 10 fl. Strafe genau zu beobachtenden Schägung durch den Um⸗ 
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gelvder und Amtmann unterworfen werben foll, nach dem Generalreffript vom 27. Mai 1740 
(eitirt in Rollers Polizeirecht, alte Ausgabe $. 638) auch den Zweck hat, das Publikum 
gegen zu hohe Preisanfäge zu fhügen, fo kann doch jene Strafbeftimmung auf die Ueber» 
ſchreitung der obrigfeitlich feftgefeßten Biertare nicht angewendet werden, weil ihre Größe 
mefentlich nach finanziellen Rüdficpten, die beim Bierſchank wegfallen, bemeffen ift. 

Die Strafe für die letztbemerkte Weberfchreitung richtet fich vielmehr, in Ermanglung 
einer hiefür beftehenden befonderen Vorſchrift, nah Tit. 30 der Landesorbnung und nad 
der Ordnung für Wirthe und Gaflgeber vom 18. Juni 1629 (Reyſcher Regg.Gefege 
Bd. 1, ©. 1001 ff.), durch melde Geſetze die Ueberſchreitung der den Wirthen gemachten 
polizeilichen Zaren mit einer Strafe von 3 fl. 15 Er. bedroht worden ifl. 


Die Kreisregierung hat hievon den Bezirfsämtern ihres Kreifes Nachricht zu geben. 


39) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreigregierungen 
vom 27. Mai 1843, 


betreffend; bie beim Brennen ber Fäffer in den Straßen zufbeobacdhtenden Vorſchriften. 


Der Kreisregierung werden die Beilagen ihres Berichts vom... .. . betreffend das Bren- 
nen der Fäffer in den Straßen, mit der Entſchließung zurüdgegeben, daß, da die feuerpoli- 
zeiliche Verordnung vom 13. April 1808, Abthl. C. XI. das Brennen der Fäffer ohne Uns 
terfpied zwifchen Küfer- und Küblerarbeit nur auf großen öffentlichen Plägen geftattet und 
wo es deren Feine gibt, die Vornahme dieſes Gefchäfts außerhalb der Orte befiehlt, dieſe 
gewerbliche Verrichtung hödftens und ausnahmsmweife mittelft befonderer Ermäd- 
tigung des Bezirkspolizeiamts in denjenigen Ortsſtraßen gebulvet werben Fann, 
welche eine ſolche Breite haben, daß fie die gleiche Sicherheit gegen Feuersgefahr gewähren, 
wie. folde die angeführte Stelle jenes Gefepes durch die Verweifung auf große öffentliche 
Pläpe bezweckt. 

Wenn aber die Breite einer Straße fo groß ift, daß die Vornahme des fraglichen Ges 
ſchaͤfts in derſelben ungefährlich gefhehen Fann, fo müſſen dabei jedenfalls nachſtehende Vor⸗ 
ſchriften beobachtet werben: 

1) das Brennen der Fäffer (Krümmung der Taugen durch Feuer) darf 

a) nur bei windfliller Witterung, 
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b) nicht in der Nähe von Ställen, Scheunen, Düngerhaufen, Holzbeugen oder ande» 
ren brennbaren Gegenftänden, und 
c) nur bei voller Tageszeit vorgenommen werben. 
2) In der Nähe des Feuers ift ein hinreichend großes Gefäß mit Waffer bereit zu hal 
ten, um nöthigenfalls jeder Gefahr fogleich begegnen zu können. 
3) Die zurüdbleibende Gfut muß nad beendigter Arbeit mit Waſſer völlig abgelöfcht 
und die abgelöfchten Kohlen und Afche müffen volldändig hinweggeräumt werden. 
4) Unter allen Umftänden darf durch die fragliche Verrichtung die Straße für das 
Fuhrwerk und für ven Wandel nicht verfperrt oder auch nur unbequemer gemacht werben. 
Wegorbnung vom" 23. Dftober 1808, $. 19 (Reg.-Blatt von 1809, ©. 22). 
Verfügung vom 4. Juni 1821, Punkt II. lit. b. (Reg.Blatt ©. 316). 
Verfügung vom 13. Mai 1837, $. 7 (Reg.Blatt ©. 233). 
Die Kreisregierung hat hiernach die ihr untergeorbneten Bezirkfspolizeiämter und durch 
diefe die Drtsbehörden zu befcheiven. An die Stadtdireftion Stuttgart ift befondere Ver⸗ 
fügung ergangen. 


40) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. KRreisregierungen 
vom 27. Mai 1843, 


betreffend: die Behandlung ber Haft» und BVerpflegungsfoften der Gefangenen in ben oberamtlichen 
Gefängniffen. 


Auf den Bericht vom ..... wegen der Behandlung der Haft» und Berpflegungsloften, 
melde die Dberamtspflegen zu beftreiten oder vorzufießen haben, wird der Kreisregierung 
Folgendes zu erkennen gegeben: 

1) Die Haft und Verpflegungskoſten ver Gefangenen find bei der Entlaffung derfelben 
aus den Gefängniffen zu berechnen und unter Anführung des Koftenbetrags der einzelnen 
Leiftungen des Gefangenmwärters in das durch die Minifterialverfügung vom 6. Januar 1811 
(Reg.Blatt von 1811, ©.291 ff.) angeorpnete Gefangenenregifter, welchem nod die Rubrif 
„Haft und Verpflegungsfoften” mit den Unterabtheilungen 

3) Leiftungen des Gefangenwärters und Anrechnung dafür, 

b) Zag der Zahlung, 
beizufügen if, einzutragen. 
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Dem Oberamt liegt ob, die Berechnung der Koften unter Vergleichung mit den Aften 
zu prüfen, und erforderlichen Falls richtig zu ftellen; den Gefangenen ift bei ihrer Entlaffung 
der Belauf diefer Koften zu eröffnen und die gefchehene Eröffnung von venfelben (zugleich 
mit der Beurkundung der erflandenen Strafe) in dem das Straferfenntniß enthal- 
tenden Protokoll unterfhriftlih anerkennen zu laffen. 

2) Aus dem Oefangenenregifter fertigt der Gefangenmwärter mit dem Schluffe jedes 
Monats das Verzeichniß der von der Oberamtspflege zu beftreitenden Haft- und BVerpfle- 
gungsfoften, weldes folgende Rubriken enthält: 

a) Name, Stand, Wohnort und Alter des a 
b) Anfang und Ende des Arrefis, 
c) Haft und Berpflegungsfoften, 
aa) Leiftungen des Gefangenmwärters, 
bb) Betrag der Koften; 
d) Ausſpruch des Erfenntniffes hinfichtlih der Haft- und Verpflegungstoften ; 
e) Defonomifche Berhältniffe der Erfagpflichtigen ; 

f) Bemerkungen. 

Die Rubrifen d. und e. werden auf den Grund der Unterfuhungsaften von bem 
Dberamt ausgefüllt. Namentlih ift bei Vermögenslofen unter der Rubrik e, anzugeben, 
ob fie arbeitsfähig und im Stande find, ihre Schuld von ihrem Erwerbe abzutragen. 

Im Uebrigen wird das BVerzeichnig von dem Oberamt mit dem Gefangenenregifter ver 
glihen, fofort mit feiner Beurkundung verfehen und der Dberamtspflege zugeftellt, welche 
die Koften nah Maafgabe der Beftimmungen des $. 84 des Verwaltangsedikts ausbezahlt, 
die Schuldigfeiten der zum Erſatze der Koften verurtheilten Perfonen mit NRüdfiht auf die 
Vorſchriften des Crefutionsgefeges beitreibt, und bei durchaus uneinbringlihen Poften die 
Genehmigung des Amtsverfammlungs-Ausfchuffes zur abgängigen Verrechnung derfelben einpolt. 

3) In das monatliche Koftenverzeihnißg werden aufgenommen: die Koften der Unter 
fuchungsgefangenen wegen Polizei» und Disciplinarvergehen, bei melden im Laufe des Mo- 
nats über die Koftenzufcheidung ein rechtsfräftiges Erfenntniß gefällt worden ift, und die 
Koften der Strafgefangenen, weldhe im Laufe des Monats die ihnen wegen folder Vergehen 
zuerfannte Strafe in dem oberamtlichen Gefängniß erftanden haben; beives die Koften der 
Unterfuchungss und diejenigen der Strafgefangenen in foweit, als der Gefangenwärter hie 
für nicht ſchon von dem Erfagpflichtigen befriedigt worden ift. 
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4) Die durch rechtsfräftiges Erkenntniß zur Bezahlung der Haft- und DVerpflegungs- 
foften verurtheilten Perfonen, welche bei der Entlaffung aus dem Gefängniffe oder bei der 
Eröffnung des Erfenntniffes im Befige baarer Mittel find, werden angehalten, ihre Schul« 
digfeit alsbald zu berichtigen. Sind die Schuloner Ausländer, melde zwar feine baaren 
Mittel, aber Effekten befigen, fo werden in Ermanglung anderer Sicherheit von den legtern 
nah Art. 37 des Erekutionsgefeges fo viele mit Befchlag belegt, und wenn fie nicht von 
dem Eigenthümer binnen einer ihm anzuberaumenden Frift ausgelöst werben, zum Verkauf 
gebracht, als vorausfihtlih zur Dedung der Schuld einſchließlich der Exekutionskoſten erfor- 
derlich find. 

Werben Unterfuhungsgefangene entlaffen, ehe über den Koftenpunft erfannt if, fo 
wird beim Ausländer von den vorhandenen Geldmitteln, und wenn diefelben weder baares 
Geld befigen, noch fonftige Sicherheit zu leiflen vermögen, von den etwa in ihrem Befig 
befindlichen Effekten fo viel zurüdbehalten, daß die Koften, welche der Entlaffene wahrfchein- 
lich zu übernehmen hat, fiher geftellt find. 

5) Die Zahlungen an den Haft- und Verpflegungskoſten, welche ſchon vor der Ueber» 
gabe des Koftenverzeichniffes an die Dberamtspflege erfolgen, find von den Gefangenmwärtern 
alsbald in das Gefangenenregifter einzutragen und ift von demfelben jevesmal bei Strafe 
eine Duittung dem Bezahlenven zuzuftellen. 

Die Kreisregierung hat zur Vollziehung diefer Vorſchriften das Erforderliche anzuorbnen 
und über die genaue Befolgung derfelben zu wachen. 


41) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die 8. Regierung des 
— Rreifes vom 27. Mai 1843, 


betreffend: die Zuläffigfeit der Abgabe von Speifen durch Nichtwirthe. 


Der Kreisregierung wird auf ihre Berichte vom 17. Juni und 25. November v. %., 
betreffend die Zuläffigkeit der Abgabe warmer Speifen durch Nichtwirthe, nachdem die von 
dem Finanzminiſterium verlangte Aeußerung nunmehr eingefommen ift, Nachſtehendes 
eröffnet : 

Die Abreihung warmer Speifen gegen Bezahlung gehört im Allgemeinen zu den von 
polizeilicher ‚Eonceffion abhängigen Gemwerben der Schild» und Speiſewirthe. 

Nah einer alten durd ein Regierungsreffript vom 23. September 1740 (Reyſcher, 
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Reggs.Gefege Thl. III. S. 250) anerkannten Gewohnheit ift es jedoch Jedem, auch ohne 
befondere Eonceffion, geftattet, für die im Drte wohnenden Perfonen Privatfofttifhe zu 
halten. Wenn daher ein Metzger in N. für die dort befehäftigten Handwerksgehülfen und 
Fabrifarbeiter einen ſolchen Kofktifh ohne Verbindung mit Getränfeabgaben errichten will, 
fo unterliegt diefes Vorhaben feinem Anftand. 

Es verfteht ſich jedoch von ſelbſt, daß dieſe Speifung auf die ortsüblihen Tageszeiten 
fih zu befehränfen hat und daß von der Theilnahme alle nur als durdreifend anzufehende 
Perfonen ausgefchloffen bleiben. 

Diejenigen Fabrifarbeiter, welche auf den der Stadt N. benachbarten Dörfern wohnen 
und in ihre Wohnorte jeden Abend zurüdzufehren pflegen, möchten in der fraglichen Bezie- 
hung den in ‚der Stadt wohnenden unbedenklich beizuzäplen feyn, wenn nur die Arbeit in 
den Fabrifen ver Stadt ihre regelmäßige Befchäftigung ausmacht. 


42) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Rreisregierungen 
vom 16. Auguft 1843, 


betreffend: die Nothwendigkeit der Beſtätigung der Oberfeuerſchauer durch die Kreisregierungen. 


In einem Rekursfalle, in welchem ein von einer Amtsoerſammlung gewählter Oberamts⸗ 
feuerfchauer, dem die vorgefegte Kreisregierung die Beftätigung wegen moralifhen Madels 
verfagt hatte, die Behauptung aufftellte, daß die Beftätigung einer. Regierungsbehörde für 
die Wahl eines Dberfeuerfchauers gar nicht erforderlich fei, hat der K. Geheimerath unter 
dem 9. d. M. dahin entfchievden: 

„daß, menn gleich das Verwaltungsedikt nicht ausdrüdlih die Wahl eines Ober- 
feuerſchauers der höhern Genehmigung unterwerfe, wie daffelbe auch eine ſolche Wahl 
der Amtsverfammlung nicht überweife, doch fomohl aus der Natur der — landes- 
polizeiliche Zwede berührenden Funktion eines Oberfeuerſchauers, als aus Analogieen 
anderer Beflimmungen jenes Gefeges, namentlich des zweiten Abfapes des $. 74 
fi ergebe, daß der Regierungsbehörbe das Recht der Beftätigung einer dießfälligen 
Wahl der Amtsverfammlung fo gut wie das Recht der Entlaffung im dienftpolizei- 
lihen Wege (vergl. erfien Ergänz.Band zum Reg.Blatt ©. 308) zuflehen müſſe.“ 

Da nun das Minifterium aus den Akten jenes Specialfalles erſehen hat, daß einige 
DOberämter des — Kreifes die Wahlen der Amtsverfammlungen für die Oberfeuerfihauer- 
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ftelle bisher ſelbſt beftätigt, andere eine förmlihe Beftätigung diefer Wahlen überhaupt nicht 
eingeleitet haben, fo erhält die Kreisregierung andurch den Auftrag, ſämmtliche Oberämter 
ihres RKreifes anzumeifen, für die Zukunft jeve Wahl eines Dberamtsfeuerfchauers in Ge- 
mäßpeit der Beftimmungen der $$. 74 und 89 des Verwaltungsedifts der Kreisregierung 
zur Genehmigung vorzulegen. 


43) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 28. Yuguft 1843, 


betreffend: die Anmwenbbarfeit bed Art, 26 der Strafprogeforbnung bei dem Zufammenfluß anderer 
Vergehen mit ber poligeilich ftrafbaren Landſtreicherei. 


Auf eine Anfrage hinſichtlich der Zuſtändigkeit ver Behörden in den Fällen, mo mit 
der polizeilih abzuflrafenden Landftreicherei andere in dem vom Bezirke des Wohnorts des 
Verdächtigen verſchiedenen Bezirfe der Betretung verübte polizeiliche Webertretungen zuſam— 
mentreffen, ift von dem Minifterium Nachſtehendes erlaffen worven: 

Durd den dieffeitigen Erlaß vom 7. Aprif 1827 (erſter Ergänz.Band zum Neg-Blatt 
&. 26) ift für diefe Fälle dem Bezirf der Betretung alsdann der Vorzug eingeräumt, wenn 
nicht das Vergehen der Lanpftreiherei als das überwiegende erfcheint. Diefe Beftimmung ift 
durch den Art. 3 des Competenzgefeges vom 1. März 1839, vefien Beftimmungen im All⸗ 
gemeinen allerdings auch auf polizeiliche Webertretungen Anwendung finden, nicht abgeändert 
worden, indem derſelbe einen andern Fall, nämlich die Eollifion mehrerer Gerichtsftände des 
begangenen Verbrechens entſcheidet. Es iſt daher auch bei den Gerichten jener frühere 
Grundfag fortwährend in Anwendung gefommen (Hufnagel, Commentar I. 515). 

Für die Gerichte iſt nun für die Zufunft ver Art. 26 der Strafprogeßordnung entfchei- 
dend, wonach in jenen Fällen immer dasjenige Gericht, in deffen Bezirk das mit der Land⸗ 
fireiherei zufammentreffende anderweitige Berbrechen verübt wurde, zufländig ift. 

Für die Polizeibehörden muß die Regel des Art. 96 des Polizeiftrafgefeges fo lange 
entfcheiven , als fi deren Anwendung nicht als unthunlich zeigt. Dieß ift nur dann der 
Fall, wenn die mit der Landftreicherei zufammentreffende anderweitige polizeiliche Verfehlung 
ebenfalls mit Arrefiftrafe bedroht if, weil hier nothwendig in einem Erfenntniffe über 
beiverlei Vergehen zu entfcheiven ift (Polizeiftrafgefeg Art. 101). 

In Betracht nun, daß das Polizeiftrafgefeg zwar für diefe Fälle eine ausdrüdliche Bes 
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fimmung nicht gibt, jedoch in Art. 96 den Gerihtsftand der begangenen Uebertretung als 
die Regel ausfpridht, von welcher nur beitimmte Ausnahmen eintreten, wird bie vorliegende 
Anfrage in Bezug auf die Fülle des Zufammenfluffes anderer mit Arrefiftrafe bedrohter 
Uebertretungen mit der polizeilih zu beftrafenden Lanpftreicherei dahin entfchieden , daß bie 
Beftimmung des Art. 26 der Strafprogefordnung auch für die Polizeibehörden anzuwenden fei. 


Die Kreisregierung wird hievon zur eigenen Nachachtung und zur Eröffnung an die 
Bezirksämter in Kenntniß gefegt. 


44) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die FR. Kreisregierung in— 
vom 2. Dftober 1843 (den übrigen Kreisregierungen ebenfalls mitgerheilt), 


betreffend: den Vollzug bes dritten Punkts ber Mühlorbnung wegen Segung von Eichzeichen. 


Der Kreisregierung gibt man auf ihren Bericht vom 24. März d. J. in Betreff des 
Vollzugs des dritten Punks der Mühlordnung von 1729, die Seßung der Eichzeichen be» 
treffend, Folgendes zu erkennen: 

Was zuvörderft diejenigen Wafferwerfe anbelangt, melde ganz neu errichtet oder im 
Waflerbau fo weſentlich verändert werben, daß die Veränderung einem Neubau gleich zu 
achten ift, fo fegt man voraus, daß bei der Conceffions-Ertheilung wegen der jedenfalls 
erforderlihen Setzung des Eichzeichens von der Kreisregierung ſtets das Nöthige angeordnet 
wird. Was dagegen die ohne Veränderung fortbeftehenden älteren Wafferwerfe betrifft, fo 
find dieſe entweder bereits mit Eichzeichen verfehen, oder nicht. Im erfteren Falle ift jeven- 
falld darauf zu halten, daß tie vorhandenen Eichzeichen erhalten und im Falle ihrer Befchä- 
digung ohne Verzug urkundlich erneuert werden. Im andern Falle it das Wafferwerf bei 
ſchicklicher Gelegenheit mit Eichzeichen verfehen zu laffen; infofern aber bei ſolchen älteren 
Wafjerwerfen dur Unterfuchungen über die Wafferberechtigung gar leicht ſchwer zu. fchlich- 
tende Streitigkeiten hervorgerufen werben, die fonft unterblieben wären, fo ift ohne ſpeciellen 
Grund nicht einzufipreiten. Als Eichzeichen find, mo es immer angeht, flatt der vergäng- 
lichen Eichpfähle neben der fhon in der Mühlordnung angeoroneten Eingrabung des Waffer- 
Handes in den Seitenquadern des Wafferbaues Eichklammern in das Gemäuer einzufegen. 
Die Segung oder Wegnahme eines Eichzeihens Fann jedenfalls nur unter der feitherigen 
Controle, nämlich in Beifeyn des Oberamtsmühlſchauers, welcher über die Verhandlung ein 
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mit Planen und Profilen belegtes Protokoll aufzunehmen hat, des Ortsvorftehers, des Werk⸗ 
befigers und der betheiligten Nachbarwerksbefiger und Güterbefiger gefchehen. 

Ya Fällen, wo die Umftände weitere technifche Kenntniffe, als fie bei vem Oberamts⸗ 
müplfchauer vorausgefegt werden dürfen, erfordern, bleibt der Kreisregierung überlaffen, ent 
weder auf eigene Veranlaffung oder auf motivirten Antrag der betheiligten Behörden over 
Perfonen einen höheren Wafferbauverftändigen zur Leitung und Controlirung des Gefchäfts 
abzuorbnen. 

- Sämmtlihe Koften einer folhen Verhandlung find, wie fih von felbft verfteht, von ben 
betreffenden Werkbefigern zu tragen. 


45) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
in — vom 9. Dftober 1843, 


betreffend: die Sufpenfivwirfung des Refurfes gegen erteilte Bauconceffionen. 


Der Kreisregierung wird in Betreff der Sufpenfivmwirfung der Refurfe gegen Baus 
eonceffions « Ertheilungen oder fonftige Geftattung von Bauten der nachſtehende Auszug aus 
einem heute an die Regierung des Schwarzwaldfreifes ergangenen Spezialerlaffe zu ihrer 
eigenen Nachachtung und zu Befcheivung der ihr untergeordneten Bezirfspolizeiämter mit« 
getheilt. 


Auszug aus dem Minifterialerlaß an bie Kreisregierung in Reutlingen d. eod. 


Hiebei wird der Kreisregierung ein für allemal zu erkennen gegeben, daß es durchaus 
unzuläffig fei, den Beginn oder die Fortfegung von Bauten, gegen deren Geftattung von 
irgend einer Seite der Rekurs angemeldet, oder bereits ausgeführt worden iſt, bis zu Er- 
ledigung diefer Rekursbeſchwerde auf die Gefahr des Bauunternehmers zuzulaflen, da 

1) dur den Rekurs die Conceffions- Ertheilung oder polizeilihe Genehmigung fufpen- 
dirt und die ganze Sache an die höhere Behörde vevolvirt wird, fomit ver erfen- 
nenden Stelle, deren Erkenntniß Gegenftand eines Rekurſes ift, nicht mehr zufteht, 
ihrem Erfenntniffe irgend eine Folge zu geben, und 

2) die Wiederentfernung eines auf eine ſolche Erlaubniß hin ganz oder theilmeife aus- 
geführten Bauweſens mit erheblichen Verluſten für den im Rekurswege unterliegen- 
den Bauunternehmer verknüpft wäre, zu deren Vermeidung zulegt auch noch das 
Mitleid der vorgefepten Behörden in Anfpruch zu nehmen verfucht wird, 
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Dagegen ift es anvererfeits vollfommen begründet und nothwendig, die Bauunterneh- 
mer gegen die Nachtheile zu fchügen, melde ihnen aus verzögerter Beſchwerdeführung ihrer 
Gegner zugehen können, und iſt denjenigen, welche mit ihrer gegen bie Geftattung eines 
Baumwefens erhobenen Einſprache abgemwiefen werden, zugleich damit eine angemeffene Frift 
zu Anbringung ihrer Beſchwerden und Vebergabe ihrer Befchwerdefchrift bei dem Bezirks- 
amte anzuberaumen, mit der Bemerfung, daß nah fruchtlofem Ablaufe diefer Frift dem 
Bauunternehmer nicht länger angefonnen werden könne, mit dem Baumefen zuzumarten, 
und daß fie fih demnach die Nachtheile der Verzögerung ihrer Befchwerbeführung felbft zu- 
zufepreiben hätten. Dem Bauunternehmer ift hievon, fo mie von dem fruchtlofen Alaufe der 
anberaumten Frift, in jedem Falle aber von dem Einlaufe der Rekursfrift unverweilt 
urfundlihe Mittheilung zu machen, 

Die Kreisregierung hat fi hiernach zu achten und die ihr untergebenen Bezirfsämter 
gleihmäßig zu beſcheiden. 


46) Auszug aus einem Erlaß des K. Minifteriums des Innern 
an die Stadtvireftion in Stuttgart vom 12. Dftober 1843, 


betreffend: die Frage von ber Notwendigkeit der Beiziehung eines Hafners oder Maurerd 
zu Setung von Defen, 


Auf den Bericht vom 18. v. M., betreffend die Beſchwerde des N. N, dahier wegen 
ber ihm verbotenen periodifchen Abnahme und Wiederauffegung des ihm in feiner Werk 
flätte geftatteten Windofens, und Benügung deffelben zum Drahtglühen, ſowie wegen Ver— 
urtheilung in die Bezahlung von Augenfceinskoften, wird der K. Stabtdireftion zu erfennen 
gegeben: 

1) daß dem Rekurrenten die periodifche Entfernung des fraglichen Windofens und def- 
fen Wiederauffegung unter Beobadtung der Vorfriften der Verfügung vom 28. März 
1831 (Reg.Blatt S.179 ff.) ohne Zuziehung eines Hafners aus feuerpolizeifidhen 
Gründen, in Ermanglung einer entgegenftehenden gefeglichen Beflimmung, und weil zu Se— 
gung eines ſolchen Dfens eine befondere technifche Geſchicklichkeit nicht erforderlich iſt, eben 
fo wenig unterfagt werben kann, als die Benügung des fraglichen Windofens zum Ausglü- 
hen von Draht, wenn und fo weit dazu fein größeres Feuer, als zu Erwärmung des Zim- 
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mers erforderlich if. Die Beſchlüſſe der Stabtdireftion vom 22. Auguft d. J., Punft 5 
und 6, und vom 28. deffelben Monats Punkt 1 werden daher, fo weit fie dem entgegen- 
ſtehen, außer Wirkung gefegt. 

’. x. 


47) Erlaß des 8, Minifteriums des Innern an die K. Rreisregierungen 
vom 2. November 1843, 


betreffend: den Umfang des Handelsrechts der Nabler. 


Der Kreisregierung wird auf ihren Beriht vom ..... betreffend den Umfang bes Han- 
delsrechts der Napler, zu erkennen gegeben, wie das Minifterium bei der diepfälligen Unter 
fuhung fi überzeugt hat, daß die Nürnberger und Steyrifhen Waaren, mit denen nad 
Art. 6 der Kauf: und Handelsleute-Drdnung den Nadlern zu handeln geftattet iſt, im All- 
gemeinen und namentlih mit Ausfchluß der Ellen», Fett, Del-, Farb- und Specereimaaren 
diejenigen Waaren begreifen, welche heutzutage unter Galanterie- und Quincailleriewaaren 
verftanden werden , fo weit folde dem orbinären Gebraud dienen, Insbeſondere gehören 
auch folgende Waaren zu dem Kreis der Hanvelsbefugniffe der Nadler, als: Gloden, Bor- 
bangihlöffer und Ringe, Fingerhüte, orbinäre Lichtſcheeren, Knopfformen , Uhrenſchlüſſel, 
Uhrenketten, Springringe , Börſenſchlöſſer, Pfeifenköpfe und Rohre überhaupt, alle Arten 
Kinderfpielwaaren, ordinäre Dofen, Farbſchachteln für Kinder, ordinäre Tafhen » und Tiſch⸗ 
meffer und Gabeln. 

Sämmtlihe Bezirkspolizeiämter des Kreifes find von Vorftehendem in Kenntniß zu 
fegen. 


48) Erlaß des R. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierung 
in — vom 16. November 1843, 
betreffend: bie Abfcheidung der Befugniffe der Hafner und Raminfeger, rüdfichtlich der 
Kaminreinigung, 
Auf den Bericht vom 26. September d. %. über die von den Kaminfegern zu Stutt- 
gart, wegen ihnen auferlegter, unentgeloliher Reinigung der, an den Defen, zum Zmede 
der Zufammenhaltung des Rauches und deffen Einführung in die Kamine außerhalb ange- 
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bradten, fogenannte Knierohre, und wegen der Gebühren für die Reinigung der unbefleig- 
baren Kamine, gegen die fo betitelte Feuerpolizei-Verordnung der Stadtdirektion vom 5. No— 
vember v. 3. erhobene Vorftellung, wird der Kreisregierung zu erfennen gegeben, daß biefe 
Vorſtellung durch die Beftimmungen der $$.1, 3 und 5 der demnächſt im Regierungsblatt 
erſcheinenden Minifterial-Berfügung vom 16. v. M.*), betreffend die Löhne der Kamin- 
feger, ihre Erledigung erhalten hat. 

Diefer Verfügung liegt die Beſtimmung der Verfügung der Oberpolizei-Direftion vom 
9. März 1808 und der Feuerpolizeiverordnung vom 13. April 1808, Abthl. D., $. VI. (Reg.- 
Blatt von 1808, &.165 und 207) zu Grunde, wonad die Reinigung der Defen und der 
dazu gehörigen Circulations und Rauhabzugsropre den Hafnern zufleht, wogegen die Reis 
nigung der oben erwähnten Knierohre, welche mit ven Defen und den durch die Wand des Ka- 
mins oder Vorkamins in diefes oder jenes ausmündenden Rohren nicht feit verbunden, ſon⸗ 
dern nur in biefelben eingefhoben werden, als Theile des Kamins oder Vorkamins den Ka— 
‚minfegern obliegt. Diefe Obliegenpeit der Kaminfeger ſchließt aber diejenige der Hafner nicht 
aus, bei einer zmifchen den Reinigungsterminen der Kaminfeger fih ergebenden Verrußung 
der fraglichen Knierohre, die nöthige Reinigung zugleich mit der des Dfens vorzunehmen. 

Die Kreisregierung hat hiernach die Stadtdirektion Stuttgart und durch diefe die Ras 
minfeger und Hafner, den Stadtrath und die Feuerfchau eigen zu Taffen. 


49) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 11, December 1843, 


betreffend : die Haltung eines Nothvorraths von Arzneimitteln durch die Wundärzte, 


Durd die S$.A und 8 der auf höchften Befehl ergangenen Minifterial-Verfügung vom 
11. Dftober 1834, betreffend die Haltung eines Nothvorraths von Arzneimitteln durd die 
Wundärzte (Reg.Blatt ©. 539 ff.), ift vorgeſchrieben, daß die Dberamtsärzte den Mund» 
Ärzten, denen das Halten eines ſolchen Nothvorraths geftattet wird, ein Verzeichniß der ih- 
nen erlaubten Arzneimittel zuftellen, die Wundärzte aber fih die Abgabe diefer Mittel von 
den Apothefern, bei denen fie diefelben beziehen, jedesmal beurfunden laffen, und bie Apo- 
tpefer über die von ihnen abgegebenen Artikel ebenfalls ein fortlaufendes Verzeichniß führen 


*) Bergl, Reg. Blait von 1843, ©, 784, 
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follen. Zu Vereinfachung des Vollzugs wird auf den Grund der bisherigen Erfahrungen 
nachtraͤglich verfügt, wie folgt: 

1) Jeder Wundarzt, dem die Haltung eines Nothvorraths von Arzneimitteln nad $$. 5, 
6 und 7 der gedachten Minifterial-Berfügung geftattet ift, hat ſich mit einem Hefte 
zu verfehen, welches die in den $$.4 und 8 vorgefriebenen Verzeichniffe und Beur- 
fundungen umfaßt. 

2) Der Oberamtsarzt hat ausſchließend in dieſes Heft die Arzneimittel, deren Haltung 
dem Wundarzte erlaubt ift, nad Art und Menge zu verzeichnen und den Eintrag 
durch feine Unterfiprift zu beglaubigen. 

3) Die Apotheker, melde diefe Arzneimittel an den betreffenden Wundarzt abgeben, 
haben die Abgabe , fo oft fie Statt findet, ausfchliegend in dem gedachten Hefte zu 
beurfunden und jedesmal die Menge und das Datum genau auszudrücken, wogegen 
die Führung eines befonderen fortlaufenden Verzeichniffes der abgegebenen Mittel in 
der Apotheke wegfällt. 

Hienach find die Bezirksämter anzumeifen, unter Mitwirkung ver Oberamtsärzte für 
die Anfegung und Fortführung diefer Hefte Sorge zu tragen, und die Kreismedicinalräthe 
haben bei den Mebdirinalvifitationen durch Einfihtnahme verfelben von der Einhaltung der 
Ordnung fih zu überzeugen. 


50) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die 8. KRreisregierungen 
vom 14. December. 1843, 


betreffend: die Zuläffigfeit des Trodnens von Waldfanmen in den Backöfen“). 


Auf den Beriht vom. .... betreffend das Trodnen des Waldſaamens in den Badöfen, 
wird der Rreisregierung zu erfennen gegeben, daß man nah dem Ergebniffe der eingezo» 
genen Berichte der Kreisregierungen und Bezirkspolizeiämter und den damit vorgelegten Aeu« 
gerungen der Forflämter das Trodnen des Waldfaamens in den Badöfen, wenn dabei nicht 
nahläßig, fondern auch nur mit gewöhnlicher Vorfiht verfahren wird, aus feuerpofizeilichen 
Gründen nicht zu beanftanden meiß. 

Die Kreisregierung hat hiernad die ihr untergebenen Bezirksämter zu beſcheiden. 





*y Bergl. and ven Erlaß vom 15. Bebruar 1844, hienach Rro, 52. 
19 


HE” Bierte Lieferung des zweiten Ergänzungsbandes zum Regierungsblatt. Bogen 19—24. 
Meaen Einfenduna ber Abonnements⸗Gebühren für diefen Eraänsunasband an bie Juſtizminiſterial⸗ 
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51) Erlaß des K. Miniftleriums des Innern an die K. KRreisregierungen 
vom 27. Januar 1844, 


betreffend: die Beiziehung der Fleifhfhau zu dem von einem BViehbefiger mit Hüffe eines Metzgers 
gefchebenen Schlachten für den eigenen Gebraud, 


Aus Anlaß eines Strafnachlaßgeſuchs iſt die Frage zur Erörterung gefommen: ob bie 
den Metzgern auf das Unterlaffen der Beiziehung der Fleifpfhau zum Schlachten ange- 
drohte Strafe (Generalrefeript vom 30. Juni 1721) auch auf den Fall des von einem 
Viehbefiger mit Hülfe eines Mepgers geſchehenen Schlachtens für den eigenen Gebraud An- 
wendung finde? 

Die Mepgerorbnungen (zu vergl. die Mepgerorbnung vom 12. Auguft 1651, $.4 
mit den älteren Ordnungen von 1554 und 1567, Abſchnitt: Wie fih die Megger zum 
Fleiſchſchau richten follen. $. Da wollen wir ernftlih rc. Reyſcher Regierungsgefege Bo. 1, 
S. 269, 340) haben die Beiziehung der Fleifhfhauer zum Schlachten nur bei dem von den 
Mepgern zum Verkauf beftimmten Fleiſche eingeführt. Da, wo des Schlachtens der Vieh— 
befiger für den eigenen Gebrauch erwähnt wird ($. 32 der Mepgerordnung von 1651), ift 
ein Beſichtigen des Viehs durch die aufgeftellten Fleiſchſchauer nicht vorgefchrieben, 

Auch das Generalrefeript vom 30. Juni 1721 ſpricht nur von dem dur die Mepger 
erfauften Vieh und fchreibt deffen Befhauung ausprüdlih nur für den Zweck vor, um das 
Publifum vor dem Ankauf ungefunden Fleiſches zu fhüßen. 

Der Zweck dieſer Anoronung trifft nicht zu, wenn ein Viehbefiger ein Stück Vieh 
zum Gebraud in feine Haushaltung unter den Augen der Hausgenoffen felbft fchlachtet, 
oder dur einen Metzger fchlahten läßt. Zwar iſt immerhin ver Fall venfbar, daß auf 
diefe Weife ein nicht ganz gefundes Stüf Vieh gefplachtet und verfpeist wird. Gegen ders 
artige Gefährdungen dürfte aber durch das Generalrefeript vom 5. Februar 1737 (Rey— 
ſchers Regierungsgefege Bd. 3, ©. 198) zureihender Schuß gegeben feyn, indem dort be— 
flimmt ift, daß, wenn ein Viehbefiger ein Stück Vieh, an welhem Zeichen einer Krankheit 
zum Vorſchein gefommen find, flehen laſſen wolle, er folhes nur im Beifeyn der Urkunds— 
perfonen (Viehſchauer) eröffnen, und nur mit polizeifiher Bewilligung etwas davon verfpei- 
fen oder verfaufen dürfe. 

Wenn hiernadh angenommen werden muß, daß der Gefeggeber. bei dem von. den Vich- 
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befigern für den eigenen Gebrauch zu ſchlachtenden Vieh, den Fall eines Krankheitsverdachts 
ausgenommen, die vorgängige Befihtigung dur die Fleiſchſchau nicht für nothwendig er⸗ 
kannt habe, fo verfteht es füh dagegen von felbft, daß die Einleitung zu diefer Beſichtigung 
bei Vermeidung der gefeglichen Strafe nicht umgangen werden darf, wenn ein Biehbefiger 
einen Theil des gefchlachteten Thiers auf der Freibanf verwerthen laffen will, ober wenn 
ein Wirth für feine Wirthſchaft ſchlachten will (Generalrefeript vom 5: December 1659, 
Abfag 3, 4, 5, Reyſcher Reyierumgsgefege Br. 2, ©. 338): 
Die Kreisregierung hat hienach die Bezirfsämter zu befepeiden. 


52) Erlafß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreis 
regierungin — vom 15.$ebruar 1844, 


betreffend; die Zuldffigkeit des Dörrens von Waldfaamen in den Badöfen. 


Auf ven Bericht vom 5. d. M., betreffend die Anfrage des Oberamts — — über 
die Zuläffigkeit des Waldfaamendörrensg auch in den innerhalb der Häufer und im zweiten 
Stockwerke befindlichen Backöfen, wird der Kreisregierung zu Beforgung des Weitern zu er- 
fennen gegeben, daß man unter der in dem Erlaß vom 14. December v. %.*) ausgedrüdten 
Borausfegung, der Zuläffigkeit des Waldfaamendörrens in den Badöfen , überhaupt die Be- 
nügung der in den Häufern und felbft zur ‚Zeit noch im zweiten Stode befindlihen Bad- 
Öfen, zu dem angegebenen Zwecke nicht zu beanflanden weiß. 


53) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Rreis- 
regierungin — vom 18. April 1844 (auch den übrigen Kreis- 
reglerungen mitgetheilt), 
betreffend: die Abgrenzung ber Eompetenz der Adminiftrativbehörben zur Entſcheidung von 
Gewerbeftreitigfeiten. 

‘ Der’ Kreisregierung gibt man auf ihren Bericht vom 8. v. M., betreffend die Re- 
kursbeſchwerde des Meßners N. N. zu @. gegen das von ihr in der Klagſache des dor» 
tigen Lithograppen X. wegen vorzeitigen ‚Austritts eines Sohns von N. N. aus feiner 
Lehre unter dem 6, Dftober 1843 gefällte Erfenntnig Fhlgendes zu erkennen: 


iu 4 1} 
h111:%), Oben Reto, 50, 
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Der Gegenftand der Rekursbeſchwerde ift ein Entfhädigungsanfprug des Lithographen 
X. wegen Nichterfüllung des von ihm mit Mefner N. N. über die Lehre des Sohnes des 
Lepteren eingegangenen Vertrags. Diefer Vertrag fällt durchaus in die Sphäre des Pris 
vatrechts der beiden Contrahenten, und jeder daraus für fie erwachfende Anſpruch iſt pris« 
vatrechtlicher Art. 


Diefe Begriffe, welche fchon vor der Gewerbeordnung vom Jahr 1818 — find 
durch diefes Gefeg in feiner Weife abgeändert worden, meil 


1) nit nur das Gefeg von einer Abänderung organifcher Begriffe nichts enthält, fon» 
dern auch 

2) nur Streitigfeiten über Gemwerbsgegenftände , die nad polizeilichen oder adminiftra- 
tiven Beitimmungen zu entfcheiden find, an die Vermwaltungsftellen verweist, während 
weder der Sprachgebrauh einen Lehr- oder Gehülfenvertrag als einen Gewerbsge— 
genftand bezeichnet, noch eine Streitigkeit darüber nad polieilichen ‚oder abminiftra- 
tiven Vorſchriften zu entſcheiden ift; 

3) weil ferner die Gewerbeordnung, Art. 86, bei Streitigfeiten zwiſchen DMeiftern, Ger 
fellen und Lehrlingen als folhen dem Zunftvorſtand eine friedensgerichtliche Ent- 
ſcheidung einräumt, und 

4) zugleich im Art. 161 für privatrehtlihe Anfprüde, auch wenn fie aus 
Beftimmungen der Gewerbeordnung erwahfen, ven Rebtsmeg ausdrücklich 
vorbehält. 

Das Minifterium weiß daher in diefer Sache, die einen privatrechtlichen Anſpruch zum 
Gegenftand hat, fi nicht für zuftändig zu erfennen und muß, unter Aufhebung der entges 
genftehenden Negiminal-Verfügungen, den Betheifigten überlaffen, fih an die zufländige 
Gerichtsſtelle zu wenden. 


54) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierung 
in — vom 1. Juli 1844 (au den übrigen Kreisregierungen mitgetheilt), 


betreffend: die Handelsrechte der Krämer auf Jahr- und Worhenmärkten anderer Orte, 


Der Kreisregierung wird auf die Berichte vom 31. Januar und 29. April d. J., in 
Betreff der Befchwerde des Kaufmanns G, zu R. gegen die Regierungsverfügung , durch 
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welde dem Krämer N. N. in E. der Befuch der Jahr» und Wochenmärfte zu R. geflattet 
worden ift, zu erfennen gegeben, daß man diefe Beſchwerde abgemiefen haben will. 

Es iſt eine unbeftreitbare Thatſache, daß die inländifchen Krämer bis zum Erſcheinen 
der neuen Gewerbe-Gefepgebung von dem Befuh der Jahr- und Wochenmärkte anderer 
Orte durch Gefeg oder Herfommen nicht ausgefhloffen gewefen find, daß fie vielmehr die 
fremden Märkte vielfach befucht haben, und, jedenfalls fie befuchen zu dürfen gefeglich befugt 
waren. Durd die Inftruftion für die Behandlung der Gefuhe um Kramconceffion vom 
Yahr 1824 und durch die Gewerbeorbnungen von 1828 und 1836 ift an dem Krämerei- 
inftitut, wie es vorhin beftanden bat, im Wefentlichen nichts verändert worden*). Die Bor- 
fohrift des Art. 114 ver revidirten Gewerbeordnung, daß eine Rramconceffion nur in fo 
weit, als das beabfichtigte Handelsgewerbe dem örtlichen Bedürfniffe entfpreche , zu ertheilen 
fei, bildet nur die Bafis für die Conceffionsertheilung, ohne im Uebrigen der Ausübung des 
einmal conceffionirten Gewerbs eine Schranfe anzulegen, Ebenſo wollte durch die meitere 
Beſtimmung, daß eine Kramconceffion nur für den Niederlaffungsort gültig fei, nur die 
Unzuläffigfeit der Verlegung eines Krams in einen andern Ort, nicht aber des vorüberge- 
benden Handelsbetriebs auf auswärtigen Jahr- und Wocdenmärkten ausgefprochen werben. 
Diefe Befugnig ver Krämer zum Marfthandel folgt vielmehr mit Beftimmtheit aus dem 
zweiten Abfag des Art. 114 ver revivirten Gewerbeordnung, durch welden den Krämern, 
mit Ausnahme des Ueberfievlungsrechts und des Stimmrechts bei Zunftwahlen, gleiche Rechte 
mit den übrigen Mitgliedern der kaufmänniſchen Innungen eingeräumt worden find. 

Endlich kommt in Betracht, daß den aus anderen Staaten des Zollvereins fommenden 
Krämern, wenn fie mit den vorfchriftmäßigen Gewerbeſcheinen verfehen find, der Befud der 
bierländifchen Jahrmaärkte nicht verwehrt werden kann, und daß es daher ein Widerſpruch 
wäre, wenn eine Befugniß, die einem fremden Gewerbsmann zukommt, nicht aud einem 
Inlander zugeflanden werden wollte. 

Aus diefen Gründen kann der Krämer N. N. nicht gehindert werden, die in feiner 
Krameonceffion begriffenen Waaren auf den Jahr: und Wochenmärkten der Oberamtsftadt feil 
zu halten. 

Von dieſer Entſchließung iſt beiden Theilen Eröffnung zu machen. Auch iſt dieſelbe 
ven Bezirkspolizeiämtern zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 





Bergl. —— jetzt 5. 91 letzten Abſatz der Infiruftion zur allgemeinen Gewerbeorhnung vom 20. Mir 
1851 (Reg.Blatt S.8 


150 


55) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierung in 
— vom 2. September 1844 (3ugleich an die übrigen Kreisregierungen 
ausgeſchrieben), 


betreffend : die Reinigung ber Feuereſſenkamine. 


Auf die Berichte vom 29 März, 11. April und 28. Juli v. %., betreffend die Reini— 
gung der Feuereffenfamine in Frievrihethal und in den DOberamtsbezirfen Herrenberg und 
Freudenftadt, wird der Kreisregierung zu erfennen gegeben, daß auch bei befteigbaren Eiffen- 
faminen der fFeuerarbeiter wie nach $. 19 der Verfügung vom 16. Dftober 1843 bei den 
unbefleigbaren (Reg.Blatt von 1843, ©. 782) die Reinigung der fraglichen Kamine durch 
die Raminfeger in dem Falle entbehrlich und daher nicht zu fordern ift, wenn in den Effen 
der betreffenden Feuerarbeiter unzweifelhaft nur Holzkohlen oder Steinkohlen ge: 
brannt werden. 

Wo Holz oder Torf gebrannt wird, find die Effenfamine der Reinigung gleih anderen 
. Kaminen unterworfen, auch hat diefe Reinigung flattzufinden, wenn etwa Eſſenkamine und 
Kücen- oder Dfenfamine, was bei Neubauten nicht mehr geftattet werden darf, zuſammen⸗ 
geſchleift ſeyn follten. An die Stelle der Reinigung der befteigbaren Effenfamine hat da, 
wo eine folhe nah dem Vorſtehenden unterbfeiben darf, jährlich zweimal eine bei dem 
Feuerſchau-Umgang vorzunehmende genaue Befihtigung diefer Kamine durch den Kaminfeger 
flattzufinden, 

Die Kreisregierung hat fih hiernach im Allgemeinen zu achten und die ihr untergebenen 
Bezirksämter demgemäß zu beſcheiden. 


56) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreis— 
regierungen vom 21.NRovember 1844, 


betreffend : bie Unzuläffigfeit der Zurüdweifung ausländifher Frauensperfonen wegen Nichtbeibringung 
der im Art, 22 des Bürgerrechtsgeſetzes verlangten Erklärung ihrer bisherigen Ortsobrigkeit. 


Aus Anlaß der Weigerung einer auswärtigen Regierung, die im Art. 22 des revibirten 
Bürgerechtögefeges vorgefgpriebene Erflärung auszuftellen, ift in neuerer Zeit die Frage zur 
Erörterung gekommen: | 
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„ob der Art. 22 auch auf ausländifche Frauensperfonen Anwendung finde, 
welche zum Zweck ihrer Verheirathung mit einem Ortsbürger in eine andere Ger 
meinde überfieveln wollen.“ 

Das Minifterium hat fih, übereinfiimmend mit einer früheren Entfcheivung vom 11. Fer 
bruar 1836 für die Berneinung diefer Frage ausgefprocden, indem es von folgenden Gmb 
gungen ausgegangen iſt: 

Das Gefeg unterfcheivet zwifchen der Aufnahme von Männern und der. von Frauend 
perfonen. Die Art. 18 bis 25 handeln ausfchließlih von ver erfteren und erft im Art. 26 
ift von der. Aufnahme von Frauensperfonen die Rede. Der Art. 22 bezieht ſich daher ſchon 
feiner äußeren Stellung nad bloß auf Männer, Dieß ergibt fih aber auch aus dem In» 
halt ver betreffenden Artikel. Während das Gefeg bei Männern eine ausbrüdliche Aufnahme 
vorſchreibt, und als Bedingung ihrer Erzwingbarkeit fordert, daß der die Aufnahıne Nach⸗ 
ſuchende neben dem zureihenden Vermögen hinfihtlih des Prävifats an feinem Mangel 
leive (Art. 18) und fih dur ein ausbrüdliches Zeugniß hierüber ausweife (Art. 19 am 
Schluß), verordnet es im Art. 26 bei Frauensperfonen, daß die mit ihrem Manne über 
fievelnde Ehefrau in feinem Falle, eine unverehelichte Frauensperfon aber zu ihrer Verhei⸗ 
ratbung mit dem Bürger und Beifiger einer andern Gemeinde nur dann einer befonderen 
Aufnahme bedarf, „wenn gegen fie eine der im Art. 19 bezeichneten Borausfegungen be- 
mwiefen wird,“ und fügt bei, daß mit der foeben erwähnten Ausnahme jede Ehefrau bes 
Genoſſenſchaftsrechts ihres Ehemanns (Verlobten) von Rechts wegen theilhaftig werde. 

Eine Frauensperſon, welche ſich mit einem Ortsbürger verheirathen will, braucht alſo 
dem Gemeinderath keinerlei Nachweiſung zu geben, weder hinſichtlich ihres Vermögens, noch 
hinfichtlich ihres Praͤdikats; es bedarf nur einer einfachen Anzeige, und will der Gemeinde⸗ 
rath ihre Verheirathung mit dem Drtsbürger und ihren dadurd von ſelbſt gegebenen Eins 
tritt in das Ortsbürgerrecdht ihres Ehemannes hindern, fo muß er den Beweis führen, daß 
fie an einem ver gefeglihen Mängel leide, und alfo einer vorgängigen Aufnahme bedürfe. 
Eben damit ift aber die Anwendung des Art. 22 auf eine folhe Frauensperfon von- felbft 
ausgefchloffen. Denn entweder hat der Gemeinderatd den Beweis des Vorhandenſeyns 
eines folhen Mangels in iprem Präpifat nicht geführt, fei es, Daß er deren Zulaſſung opne 
Einrede anerkannt hat, oder daß er mit dem verfuchten Beweis nicht aufzufommen im Stande 
war : dann hat fie das Bürgerrecht dur ihre Verheirathung von felbft erworben, es grün« 
det fih ihr Eintritt in daffelbe unmittelbar auf das Gefeg, nicht auf ein ihre Aufnahme 
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auoſprechendes Erkenntniß, es ift alfo die VBorausfegung des Art. 71 überhaupt nicht vor⸗ 
handen; oder es wurde wirklich gegen fie bewiefen, daß fie nicht das gefegliche Präpifat 
habe, dann fonnte der Gemeinderath auch nicht gezwungen werben, fie aufzunehmen; nahm 
er fie aber dennoch auf, fo war feine Aufnahme eine freiwillige, die er num nicht ſelbſt wie- 
ber als eine nichtige anfechten kann, da er ja zur Zeit der Aufnahme von dem Anftande 
bereits Kenntniß hatte, die von ihm gleichwohl befchloffene Aufnahme alfo einer Entfagung 
auf bie fpätere Nichtigkeitsklage vollkommen gleich zu achten ift. 

Allerdings ließe fich auch noch der Fall denken, daß eine Frauensperſon durch falfche 
Zeugniffe die Gemeindebehörde in die Täufhung verfegte, ihr Prävifat fei wirklich ein 
fehlerfreies, und fie bevürfe dem zu Folge gar feiner Aufnahme; allein wenn auch zugegeben 
werden muß, daß diefer Fall einer Erfchleihung der Aufnahme in das Bürgerrecht durch 
falfhe Zeugniffe an und für fi gleich zu achten fei, fo würde es doch eine unftatthafte Ges 
fegesausvehnung feyn, wenn man den Urt. TI aud auf diefen Fall anwenden wollte, da die 
Haren Worte des Artikels nur von der Aufnahme in das Bürgerrecht ſprechen, und ein 
ſolches erceptionelles Recht überhaupt nicht ausgedehnt werden darf. Auch würde es bei der 
entgegengefeßten Annahme an einer gefeglichen Beflimmung darüber fehlen, von welchem Zeit- 
punkt an die in Ziff. 4 des Art. 71 beflimmte einjährige Verjährungsfrift zu berechnen fei. 

Indem die Kreisregierung von diefer Anficht des Minifteriums zur Berüdfichtigung bei 
den in ihrer Zuftändigfeit vorfommenden Fällen in Kenntniß gefegt wird, wird dieſelbe zus 
gleich beauftragt, das Gegenwärtige auch an die untergeordneten Bezirfsämter zur eigenen 
Kenntnißnahme und zu weiterer Bekanntmachung an die Gemeindevorftände auszuſchreiben. 


57) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 9. Januar 1845, 


betreffend: die Zünftigfeit des Anftreihend der Wagnerarbeiten mit Farben. 


Der Kreisregierung wird auf den Beriht vom ..... betreffend bie Zünftigfeit des Ans 
fireichens der Wagnerarbeiten mit Farben, Nachftehendes zu erfennen gegeben: 

Eine allgemeine Vorſchrift, vermöge welder das Anftreichen der Wagnerarbeiten irgend 
einer Zunft eingeräumt worden wäre, befteht nicht. Das Handwerk der Gppfer und Tüncher, 
welches erft im Jahr 1719 für zünftig erflärt worden ift, gehört von jeher zu den Bau+ 
gewerben, wie dieß theils aus einer in der Bauordnung von 1655, S. 135 enthaltenen 
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geſchichtlichen Notitz, theils aus den im Art. 8 ver Handwerfsorbnung von 1719 enthaltenen 
Vorſchriften über das Meiſterſtück, theils und hauptfächlih aber aus dem Umſtande ſich er- 
gibt, daß dur das Beneralrefeript vom 14. September 1753 (Reyicher, Regg.Gefege Bo. 3, 
©. 408) die Gypfer und Maurer in Eine Zunft vereinigt worden find. 

Sprit nun hiernach ſchon die Bermuthung gegen ein Recht der Gypfer und Tüncher, 
das Anftreichen der Wagnerarbeiten als Gegenftand ihres zünftigen Arbeitsfreifes in Anſpruch 
zu nehmen, fo fragt fih nur: ob nicht etwa gleichwohl ein Herfommen zu Gunften biefer 
Zunft fi gebifvet habe ? 

Nah den von den FKreisregierungen gelieferten Notigen muß biefe Frage verneint 
werden, indem bisher das Anftreichen der Wagnerarbeiten im Lande mit Ausnahme weniger 
Städte, die dem Ganzen gegenüber nit in Betracht kommen können, nit von Gypſern 
allein, fondern aud von Wagnern, Sattlern, Schreinern, Olafern, Buchbindern, hauptfächlich 
aber von den Lafirern, mithin von einem unzünftigen Gewerbe, beforgt worden if. 

Eben diefe Concurrenz anderer zünftiger und ungünftiger Gewerbe in ben. fraglichen 
Anftreicharbeiten bringt aber nothwendig mit fih, daß diefe Arbeiten überhaupt nicht. als 
-zünftig, fondern als Gegenftand eines freien Gewerbes zu betrachten find. 


Bon diefer Entfhliegung find die Bezirkspolizeiämter in Kenntniß zu fegen. 


58) Erlaßdes 8. Miniferiums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 18. März 1845, 
betreffend : die Prüfung ber Ehirurgiegehülfen. 

Im $. 21 der K. Verordnung vom 14. Oktober 1830, betreffend die Abftufungen in 
der Ermächtigung zu Ausübung der Wundarzneifunde (Reg. Blatt ©. 449), ift die Ueber: 
nahme von wundärztlihen Gehülfenſtellen von einer durd erfolgreiche Erſtehung einer Prü- 
fung von Seite des Oberamtsarztes und eines zugezogenen Wundarztes bedingten Ermäch— 
tigung abhängig erflärt. 

Um ven Vollzug diefer Beftimmung zu fihern, wird Nachſtehendes verfügt: 

1) Jeder, der als mundärztliher Gehülfe in die Dienfte eines zur felbfiftändigen Aus- 
übung der Chirurgie ermädtigten Wundarztes treten will, hat bei dem Oberamtsarzte des 
Bezirks fih entweder über die erflandene Gehülfenprüfung auszumeifen, oder um Zufaffung 
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zu deren Erftehung zw bitten. Ohne diefe Prüfung erflanden zu haben, ift Niemand zu 
Berfehung einer Gehülfenftelle zuzulaffen. 

2) Eine von einem ausländifhen Chirurgiegehülfen im Auslande erftandene Gehülfen- 
prüfung ift als genügend zu erachten, wenn aus den darüber vorgelegten Urkunden fic) ergibt, 
daß derfelben eine Lehrzeit von der dieſſeits vorgefihriebenen Dauer vorangegangen, die Prü⸗ 
fung ſelbſt aber im Wefentlichen der Vorſchrift der. dieffeitigen Verordnung entſprechend vor⸗ 
genommen worden fei. Derjenige DOberamtsarzt, dem erfimals der Ausweis hierüber vor» 
gelegt wird, hat, wenn er diefe Vorausfegung als erfüllt erfennt, dem betreffenden Gehülfen 
ein oberamtlich zu beglaubigendes und zu fiegelndes Zeugniß hierüber auszuftellen, das -fofort 
auch in anderen Oberamtsbezirken ihm zur Legitimation dient, Trifft aber die Borausfegung 
nicht zu, fo ift der Gehülfe, wenn wenigſtens die Bedingung einer erftandenen hinreichenden 
Lehrzeit. als erfüllt zu betrachten iſt, zu Nachſuchung der vorfchriftmäßigen infändifchen Ge- 
hülfenprüfung vorerft anzumeifen. 

3). Ueber die von ihnen felbft unter Zuziehung eines Wundarztes vorgenommenen wund⸗ 
ärztlichen Gehülfenprüfungen haben die Dberamtsärzte ein fortlaufendes kurzes Protokoll 
(Prüfungsbuh) zu führen, worin jeder Prüfungsaft mit feinem Ergebniß von beiven Exa— 
minatoren zu beurfunden if. 

In daffelbe Bub find auch die wundärztlihen Lehrlingsprüfungen einzutragen, welche 
von den Dberamtsärzten vorgenommen werben. 

4): In der. Lifte der im Bezirke anfäffigen Wuntärzte, deren Führung den Oberamts- 
Ärzten nah $. 42 der K. Verordnung vom 14. Oktober 1830 obliegt, find auch die Ge- 
bülfen, die bei ihnen in Dienften ftehen, fo wie die Lehrlinge, deren Unterricht fie übernom- 
men haben, mit Angabe der Prüfungszeit und Behörde, aufzuführen. 

5) Bei den Medicinal-Bifitationen haben die Kreismedicinalräthe von der Einpaftung 
obiger Vorſchriften ſich zu überzeugen. 

Hienach hat die Kreisregierung nicht nur fich felbft zu achten, fondern auch ſämmtliche 
Dberämter und Oberamtsärzte zu befcheiven. 


59) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 27. März; 1845, 
betreffend: die Befugnig der Schneider zur Fertigung und zum Färben lederner Beinfleider. 
Aus den von den Kreisregierungen erftatteten Berichten in Betreff der Befugniß der 
Schneider zur Verfertigung lederner Beinkleiver hat man erfehen, daß in denjenigen Orten, 
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in welpen ‚Schneider, aber keine Sedler anfäffig find, auch von den’ erfteren lederne Bein- 
Heiver verfertigt werden, daß jedoch diesfalls ein gleihförmiges Herfommen ſich nicht gebildet 
bat, und daß auch ba, wo die Schneider ſolchen Arbeiten fih unterziehen, noch die in dem 
Refkript vom 2. Juli 1806 (Knapp, Repertorium Bo. 1. ©. 294) aufgeftellten) Befchrän- 
kungen bald mehr, bafd weniger genau feflgehalten werben. 

In Ermanglung eines feften Herkommens und einer allgemeinen Vorſchrift, durch melde 
den Schneidern weitergehende Befugniffe eingeräumt worden wären, bleibt nur übrig, den 
einſchlagenden Art. 71, Ziff. 8 der revid. allgemeinen Gewerbeorbnung zur Anwendung zu 
bringen. Hiernah kann, wie aud von den Kreisregierungen im Weſentlichen übereinftiim- 
mend angenommen worden -ift, die Befugniß der Schneider, in denjenigen Orten, in welden 
feine Sedfer wohnen, für die Bewohner ihres Niederlaffungsorts lederne Bein- 
kleider zu verfertigen, nicht in Zweifel gezogen werden. 

Für andere als Mitortsbewohner aber darf von den Schneidern, au wenn in den 
Orten der Befteller Feine Sedler anfällig find, jene Arbeit nicht verfertigt werben. 

Dagegen find unter der gfeihen VBorausfegung und Befchränfung die Schneider auch 
zum Färben der federnen Beinfleiver für berechtigt zu erkennen. 

Die meiteren Befchränfungen, welden das Reffript vom 2. Juli 1806 die in Frage 
ſtehenden Arbeiten untermwirft, daß nämlich die Schneider nur mit der Stricknaht nähen, daß 
die Arbeit nur im Haufe der Kunden und im Taglohn gefhehen, und daß die Schneider 
mit der Anſchaffung jdes Leders nichts zu thun haben dürfen, haben — als in der neueren 
Geſetzgebung nicht wiederholt und mit dem Geifte derfelben unvereinbar — ihre praktiſche 
Bedeutung verloren. 

Indem der Kreisregierung die mit Bericht vom .... vorgelegten Alten zurüdgegeben 
werben, erhält diefelbe die Weifung, von diefer Entſchließung die Bezirksämter ihres Kreis 


fes in Kenntniß zu fegen. 


60) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreigregierung 
in — vom 31. März 1845, 
betreffend: die Zufändigfeit der Gemeinderäthe bei Bauwefen an nach dem Ortsbaupfan zum Ueberbauen 
liegenden Plägen, fo wie bei Beränderung oder, Erweiterung eines innerhalb Etters lebenden Gebäudes, 
In Beziehung auf die Zuftändigfeit der Baupolizeibehörden zu Bauten außerhalb Etters 
an, in Drtserweiterungsplanen feftgeftellten Baulinien ift in der Verfügung vom 2. Auguft 
1844, Reg.Blatt ©. 354 die nöthige Erläuterung gegeben. 
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Abgefehen pieson enthält in Beziehung auf Bauten außerhalb Etters der auf den Ans 
fragebericht der Kreisregierung vom 29. Januar 1838, betreffend den Vollzug der Minifteriaf- 
Verfügung vom 28. December 1837 (Reg Blatt von 1838, ©. 5) ergangene Erlaß vom 
9. Februar 1838 das Erforderliche. 


Insbefondere ift in Punkt 1 dieſes Erlaffes enthalten: ꝛc. es folge von felbft, daß die 
Erfaubnißertheilung zu Veränderung oder Erweiterung (nicht aber zu Wiederherftellung) 
von auf Allmanden oder Feldgütern ſtehenden Gebäuden, wenn nidt das 
Oberamt ober die Kreisregierung hierin aus anderen Gründen, 3. B. nad der Verfü- 
gung vom 1. November 1820, $$. 1 und 5 (Feuermwerkftätten und Waſſerwerke) und der 
Minifterialverfügung vom 13. Mai 1837, $. 8, Reg.Blatt ©. 233, oder weil es fih von 
Einrichtung einer Wohnung in einem Oartenhaufe oder in einem Defonomiegebäude handle, 
zuftändig fei, in der Befugniß der Ortsbehörde liege. 


Iſt hiernach die Drtsbehörde zur polizeilihen Cognition über die Veränderung oder Er 
weiterung eines Gebäudes zufländig, zu deſſen Neubau Eonceffion des Bezirfsamts oder 
der Kreisregierung erforderlih war, weil es auf einer Allmand oder einem Feldgute oder 
außerhalb Etters auf einer Eindde errichtet worden iſt; fo ſteht Doch gewiß der Ortsbehörde 
eine folde Befugniß bezüglih der Veränderung oder Ermeiterung eines innerhalb Etters 
fiehenden Gebäudes zu. | 


Die Befhwerde des Stadtraths zu N. gegen die Regierungsentfeivung vom 30. Januar 
1843 bezüglich des Hausanbaues des Maurermeifters N. daſelbſt, worüber die Kreisregies 
rung am 29. Mai 1843 hieher Bericht erftattete, erfcheint daher vollfommen begründet. 


Indem man daher die angeführte Regierungsentfcheivung und die derfelben vorange- 
gangene oberamtliche Verfügung vom 12. December 1837 aufgehoben und den oberamtlichen 
Sportelanfag vom 14. deſſelben Monats und Jahre für die dem Maurermeifter N, ertheifte 
Bauerlaubnig von Amtswegen aufgehoben haben will, wird die Kreisregierung im Uebrigen 
auf den abſchriftlich angeſchloſſenen Erlaß an. die Kreisregierung zu — vom 8. Juli 1839 
auf eine ähnliche Beſchwerde des Stadtraths zu N, verwiefen, und ihr aufgegeben, den 
Stadtrath zu N. und den Maurermeifter N. nah dem Borftehenden und nah dem Inhalte 
diefes letzt allegirten Erlaffes zu beſcheiden und das Weitere zu beforgen. 


nr 
Hl 
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61) Erlaß des K. Minifleriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 14. Zuli 1845, 
betreffend: die Mitwirkung ber Ortsgeiftlihen bei Beforgung bed Armenweſens. 

Auf den Bericht vom . . . in Betreff ver Mitwirkung der Ortsgeiftlihen bei Befor 
gung des Armenwefens wird der K. Regierung Folgendes zu erkennen gegeben: 

Nah ver beftehenden Gefepgebung fommt den Kirchenconventen die Befugniß der au s⸗ 
fhlieplihen Beforgung des Armenwefens und namentlih der ausſchließlichen Ber 
fügung über die zu Armenunterflügungen beflimmten öffentlichen Mittel nit zu. Der urs 
fprüngliche und Hauptberuf der Kirchenconvente ift die Ausübung der Kirden-, Sitten» und 
Sculpolizei, wie diefes in der K. Verordnung vom 15. Januar 1817, welche das damals 
geltende Recht auch hinſichtlich der evangelifhen Kirchenconvente enthält, ausgeführt ift. Eine 
Auffiht über die Fürforge für die Armen, welche in mwefentlihem Zufammenhang mit ver 
Erhaltung der Sittlichfeit ſteht, if ven Kirchenconventen auch in diefer urſprünglichen Eigen⸗ 
fhaft nicht fremd; dieſe Auffücht erſtreckt fih aber nicht auf das Recht, über die zu Armen 
unterflügungen vorhandenen Mittel zu verfügen, fondern es haben fi) die Kirchenconvente 
in diefer Beziehung auf Anträge bei den betreffenden Behörden zu befchränfen. Eine weitere 
Aufforderung zur Mitwirkung bei der Fürforge für die Drtsarmen haben die Mitglieder der 
Kirchenconvente dur das K. Refeript vom 15. April 1817 erhalten, wodurch diefelben zus 
gleich zu Mitgliedern der Ortsarmenleitungen beftellt worden find. Das Wefen diefer dem 
Begriff nah von den Kirchenconventen getrennt aufzufaffenden Armenleitungen beſteht jedoch 
in einer zwedmäßigen Direktion der freiwilligen Wohlthätigkeit, in dem Auffuchen von 
Hülfgmitteln gegen die Armuth, in dem Beantragen heilfamer Maasregeln und in der Ans 
zeige wahrgenommener Dlängel, nicht aber in einem Zwangsrecht oder in einer Diſpoſitions⸗ 
Befugniß über öffentliche Kaffen. 

Zu den urfprünglühen Attributen der Kirchenconvente fügte das III. Edikt von 1818; 
veffen Beftimmungen im. Wefentlihen in das Verwaltungsedift übergiengen,, das Weitere 
hinzu, daß die Kirchenconvente zu beftändigen Ausfhüffen der Stiftungsräthe erffärt wurden, 
und in diefer Eigenfchaft die Befhlüffe der Stiftungsräthe, namentlich auch hinſichtlich der 
aus Stiftungen ‚fließenden Armenunterftügungen, zu vollziehen haben. Es leuchtet aber ein, 
daß die Vollmacht der Kirchenconvente in diefer Beziehung keine ausgevehntere feyn Fann, 
als die Befugniß der Stiftungsräthe felbft ift, welche über andere — als. * rag 
pflegen nicht zu difponiren haben. 
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Aus dem dargeftellten gefeglichen Wirkungskreis der Kirchenconvente ergibt fih, daß 
ihr Einfluß auf die Beforgung des Armenwefens ein fehr ausgedehnter ift, wobei freilich 
das Meifte von der freiwilligen Thätigfeit der Mitgliever der Kirchenconvente und. namentlich 
der geiftlichen und weltlichen Vorſteher abhängt. Andererfeits aber find fie hinſichtlich der 
Ihnen zu Gebot ſtehenden pefuniären Mittel auf dasjenige befchränft, was theils aus ven 
Armenftiftungen für dieſen Zweck ausgefegt, theils freiwillig ihrer Verwaltung überlaffen 
wird. Wenn bei diefem Zuftande ſowohl die freimillige Thätigkeit fonftiger Armenfreunde 
als die Einwirkung anderer öffentlicher Behörden auf das Armenwefen neben der Wirkfam- 
keit der Kirchenconvente hergeht, fo kann darin im Allgemeinen ein Nachtheil für die Sache 
nicht gefunden werben. 

Nur in fofern als die Unterflügung folder Armen, welde in Ermanglung von Gtif- 
tungsfonds aus den Gemeindefaffen verpflegt werden müffen, die Theilnahme der Kirchen: 
eonvente und namentlich der Geiftlichen Feine notwendige ift, Taffen ſich unter beflimmten 
örtlichen Berhältniffen und je nad der Perfönlichkeit der Gemeindevorfleher Unzuträglichkeiten 
denken, welde jedoch um fo weniger vorkommen werben, je lebhafter fih die Kirchenconvente 
und namentlich ‚vie durch ihren Beruf befonders hiezu verpflichteten Geifllihen des Armens 
weſens annehmen. 

Auch in folhen Fällen fteht den Kirchenconventen jedenfalls das Recht zu, Anträge an 
bie Gemeindebehörden wegen’ zwedmäßiger und ausreichender Unterflügung der’ Armen zu 
maden, und wenn bei Unterflügung der Armen gefeg- und ordnungswidrig verfahren wird, 
bei den vorgefegten Behörden Anzeige zu erftatten. Als wünfhenswerther wird es aber in 
vielen Fällen zu betrachten feyn, wenn die den örtlichen öffentlichen Kaffen obliegende Armen» 
unterflügung aud da, wo die Gemeindefaffe ganz oder theilmeife einzutreten hat, den Kirchen» 
eonventen übertragen wird. Diefes läßt fih in verfchiedener Weife ausführen. Zumeiſt 
empfiehlt fi da, mo Armenfliftungen vorhanden find, welche nur nicht ganz zu Beflreitung 
des Armenaufwands hinreichen, Die vielfach beftehende Einrichtung, daß der geſammte Auf- 
wand für Armenunterftügung in den Etat der Stiftungspflege aufgenommen und das dadurch 
entftehende Deficit nah Mafgabe des $. 130 des Verwaltungsedikts durch Zuſchüſſe aus 
der. Gemeindekaſſe gedeckt wird. Hier überträgt die Gemeindebehörde die Fürforge für bie 
öffentlich zu unterflügenden Armen dem Stiftungsrath und damit geht zugleich die Voll- 
ziehung ‚des Einzelnen auf den Ausfhuß des Stiftungsraths über, Wo Feine Armenfhf- 
tungen vorhanden find, können die für Armenzwede befiimmten Geldſtrafen, Autheile an 
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Abgaben, freiwillige Beiträge u. dergl. im Sinne der Beflimmungen der Kaſtenordnung zu 
Bildung eigener Armenfonds benügt werden, melde dann unter die Verwaltung der Stif- 
tungsräthe zu ftellen find, und deren Unzulänglichfeit gleichfalls durch Zufchüffe ver Gemeinde- 
kaſſen gedeckt werben könnte. Wo dieſes Mittel wegen der Geringfügigfeit der für Armen⸗ 
zwecke vorhandenen Einnahmen oder aus fonftigen Gründen weniger angemeffen gefunden 
wird, flieht nichts im Wege, daß der Gemeinderath dem Kirchenconvent als ſolchem oder 
der Ortsarmenleitung die Verwendung der aus der Gemeindekaſſe zur Armenunterflügung 
auszufegenden Mittel freiwillig überträgt. In tiefem Falle hätte der Kirchenconvent oder 
die örtlihe Armencommiffion jährlih dem Gemeinderath einen befonderen Armenetat zur 
Genehmigung und zur Aufnahme in den Gemeindeetat vorzulegen, und wäre fodann befugt, 
innerhalb der Grenze des genehmigten Etats Anweiſungen an den Gemeindepfleger ergehen 
zu laſſen; bei Ueberfchreitungen des Etats müßte jedoch zuvor die befondere Ermächtigung 
des Gemeinderats eingeholt werden. Wo auch diefe immerhin etwas künſtlichere Einrich— 
tung nicht auszuführen ift, fönnte wenigftens fo viel beftimmt werden, daß bei gemeinderäth« 
lichen Berathungen über Armenfachen ftets die Ortsgeiftlichen um ihre Theilnahme erfucht werden. 

Auf die eine oder die andere Art läßt fih überall aud da, wo die Armenunterflüßungen 
ganz oder hauptfählih aus Gemeindemitteln zu leiften find, der Zweck erreichen, daß die 
Orts geiſtlichen bei den aus örtlichen öffentlichen Kaſſen für Arme zu machenden Ausgaben 
mitzuwirken haben. In fämmtlihen Gemeinden diefelbe Einrichtung durdzuführen, hätte 
überall feinen Werth und würde zudem namentlich in zufammengefegten Gemeinden, welde 
oft verfopiedenen Kirchen zugehören und bei welchen häufig über die Unterftügung der Armen 
befondere Uebereinfünfte beftehen, auf manche Schwierigkeiten floßen. 

Es wird daher angemeffener nad den Verhältniffen der einzelnen Gemeinden erwogen, 
welche Einrichtung am geeignetften erfcheint, und es darf zuverläffig erwartetf werden, daß die 
Gemeindebehörden eine im Intereffe ihrer Angehörigen zu: treffende Mafregel nicht zurüd» 
weiſen werden, zumal wenn die Ortsgeiftlihen warmen Eifer für das Armenweſen bethätigen 
und fi in eine richtige Stellung zu den weltlihen DOrtsvorftehern zu verfegen wiſſen. 

Die Kreisregierung wird beauftragt, die gemeinfchaftlihen Bezirfsämter von obigen 
Grundfägen in Kenntniß zu fegen und dabei dem weltlichen Bezirfsamte zu empfehlen, va 
wo eine Mitwirkung der Seiftlichen bei den aus Gemeindefaffen zu Teiftenden Armenunters 
flügungen noch nicht befteht, darauf hinzumirfen, daß auf eine den befondern örtlichen Ver? 
häftniffen entfprechende Weife die Teilnahme ver Ortsgeiftlihen durch eine bleibende Eins 
richtung geſichert wird. 
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62) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierung 
in — vom 31. Juli 1845, 


aeſen ben Sportelanfag wegen Dispenſation von dem Verbot des Beſitzes liegender Güter durch 
Ausländer. 


Der Kreisregierung wird auf ihren Anfrageberiht vom 26. November v. %., betreffend 
bie Befportelung der Diepenfationsertheilung von dem Verbot des Befiges Tiegender Güter 
dur ausgemanderte Staatsbürger eröffnet, daß das Minifterium in Uebereinftimmung mit 
den zum Bericht aufgeforderten übrigen Kreisregierungen der Anſicht if, daß in dieſem Falle 
fo wenig, als im Falle ver Dispenfation von der in der Landesorbnung tit. XVII. $.6 nnd 
dem Landrecht Thl. II. tit.9, $. „wie aber im Gegenfall sc.” gegebenen Vorſchrift, wonach 
unbewegliche Sachen, welche einem Ausländer durch Erbgang, Heirathgut u. f. m. zugefallen 
find, innerhalb zwei Jahren wieder an einen Inländer verfauft werden follen, ein Spor- 
telanfag flattzufinden hat, weil 

1) das Sportelgefeg in Art. 1 ausprüdlih beſtimmt, daß nur in den dur das Geſetz 

beftimmten Fällen Sportelgebühren erhoben werben follen, 

2) die Worte des Gefeges nur von Gütererwerbungen durd Ausländer fprechen, und 
3) die in dem Sporteltarif von 1828 enthaltene Pofition: „Difpenfationsertheilungen 
in nicht namentlich ausgedrüdten Fällen” durch den Art. 6 des Gefeges vom 22, Juli 

1836 , die Notariatsfporteln betreffend, allgemein außer Wirfung gefegt worden iſt 
(Verfügung der Minifterien der Fuftiz und der Finanzen vom 15. Auguft 1836 (Reg.- 
Blatt ©. 363). 


63) Erlaf des K. Minifleriums des Innern an die K. Kreis- 
regierungen vom 20.December 1845, 
betreffend: die Zuftändigfeit zu Beftrafung von Abgabebefraubationen, in Verbindung mit unerlaubten 
Wirthſchafts betrieb. 
Durch den Erlaß vom 14. September 1829 iſt im Einverſtändniß mit dem Finanz 
minifterium die Anordnung getroffen worden, daß, wenn bei Verfehlungen gegen das Wirth» 
fchaftsabgaben-Gefeg neben der Strafe für den unerlaubten Wirthſchaftsbetrieb auch auf Con⸗ 
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fiscation des Ausfihankserlöfes zu erfennen feis ſolche Eonfiscationen in höherer Inftanz 
vor die Kreisregierungen und nicht vor das Steuerfollegium gebracht werden follen. 

Da nad einer mit dem Finangminifterium getroffenen Verabredung das gleiche Ver: 
fahren. auch dann eingefhlägen ‚werden fol, wenn mit’ dem Vergeben der unberechtigten 
Branntmweinbereitung die Unterfchlagung ver Fabrifationsfteuer zuſammentrifft, und mithin 
außer der gemwerbepolizeilihen Strafe auf die Strafe der Fabrifationsftewer- Defrau- 
dation zu erfennen ift, fo wird die Kreisregierung angewieſen, die Bezirfspolizeiimter hier: 
nad zu beſcheiden und fich felbft in vorfommenden Fällen darnach zu achten. 


64) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 29. December 1845, 
betreffend: den Weinverfauf von Nichtwirthen, wenn ber Betrag von Einem Imi in verſchiedenen 
Sorten und Preifen befteht. 

Aus Anlaß eines Strafnachlaßgeſuchs ift die Frage entftanden: ob, wenn ein Nicht- 
wirth verſchiedene Sorten Weins, welche aber zufammen Cin Imi und mehr betragen, zu 
verfchiedenen Preifen nach der Eichmaas verkaufe, der Verfauf ver einzelnen unter Eis 
nem Imi betragenden Sorte für fih als eine Uebertretung des Art. 44 des Wirthfchaftsab- 
gaben-Gefeges zu behandeln, oder ob das ganze Quantum als Ein Verkauf zu betrachten fei? 

In Betracht, daf die Faſſung des Gefeges ganz allgemein lautet, und daß das legtere 
über die Grenze zwifchen Weinverfauf und Weinfhant außer den Maasverhältniffen Feine 
befonderen Normen aufftellt, haben fich die Minifterien des Innern und der Finanzen zu 
der Anfiht vereinigt, daß, wenn ein Nichtwirth eine Quantität Weins von Einem Jmi und 
darüber nah der Eichmaas verkaufe, es nicht weiter darauf anfomme, ob dieſes Duan- 
tum aus Einer oder verfhiedenen Sorten beftehe, wenn nur der Verfauf gleichzeitig erfolgt 
und im Ganzen als Ein Nechtsgefhäft behandelt worden ift. | 

Dagegen fteht nad den Beflimmungen der Art. 14, 16, 18, 19 und 44 des Wirth- 
ſchaftsabgaben⸗Geſetzes feſt, daß alle Verkäufe nah der Shenfmaas und in Bo u— 
teilfen oder kleineren Maaßen, gleichviel in welchen Duantitäten , der Ausſchanlab⸗ 
gabe unterworfen, und, one Conceffion unternommen, als unerlaubtes Wirthfcaftsge- 
werbe zu befirafen find *). 





+. -*) Bergl, im Beyiehung auf Branntwein dem Erfaß vom 11. Januar 1851, hlenach Nro. 89, 
21 
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Bon diefer Auslegung des Wirthichaftsabgaben-Gefeges find die Bezirkspolizeiämter in 
Kenntniß zu fegen. 


65) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 30. Juni 1846, 


betreffend: die Bollziehung der geſetzlichen Beftimmungen binfihtlih der Breite der Ortsſtraßen. 


Da fih beim Vollzug der gefeglichen Beftimmungen in Anfehung der Breite der Orts⸗ 
ftraßen, insbefondere bei Wiederherftellung abgängig gemwordener Gebäude an Straßen, denen 
die erforderliche Breite abgeht, nicht felten Schwierigkeiten ergeben, welde fih ohne große 
Benachtheiligung einzelner Gebäudebefiger oft nicht befeitigen laſſen, fo hat fih das Minis 
flerium des Innern veranlaft gefunden, zur Abhülfe hierin Vortrag an Seine Majeftät 
den König zu erflatten, worauf dur höchſte Entſchließung Seiner Königlihen Majeftät 
vom 13. d. M. nachſtehende Beftimmungen feftgefegt worden find; 

I, Die allgemeine Vorſchrift, wonach 

1) neuanzulegende Straßen eine Sreite von wenigſtens 50’ haben follen, und in 
bereit beftehenden Straßen, weldhe enger als 40’ find, weder ein neues Gebäude 
aufgeführt noch ein altes zu Grunde gegangenes wieder aufgeführt werden darf (Ge- 
neralverorbnung vom 13. April 1808, Lit.a, Pos. 11.) ift auch Fünftighin als Regel 
zu beobadten. 

Daffelbe gilt 

2) binfichtlih der gefeglihen Beftimmungen in Anfehung der Gaffen (im Gegenfage 
von Straßen). Es ift zwar eine beflimmte Breite der Legteren in den Gefeßen nicht 
vorgeſchrieben, vielmehr hat fih das von den Polizeibehörden vorzufcreibende Maag 
nad den örtlichen Verhältniffen und den nad feuer» und gefundpeitspolizeilichen Rüd- 
fihten, der Lebhaftigkeit des Handels und Wandels, fowie andern concreten Umfländen 
zu bemefjenden Berürfniffen zu richten, jedoch follen allzuenge, d. h. für den Verkehr, 
welchem fie zu dienen haben, unzureichende Gaffen bei Gelegenheit und nah 

Thunlichkeit erweitert und hiebei, fo vielmöglid, eine Breite von mehr 

als 25° hergeftellt ; in dem Falle aber, wenn nach jenen örtlihen Verhältnijfen die 

Beibehaltung des bisherigen Zuftandes bedenklich wäre, -ein Gebäude, das in einer 

folgen Gaſſe abgebrannt oder fonft zu Grund gegangen iſt, inſoweit als es der Raum 
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geftattet, zurädgefegt, und, wofern die Zurüdfegung wegen Mangels an Raum nicht 
ausführbar iſt, die Wieveraufbauung an der vorigen Stelle gar nicht mehr geflattet, 
fondern das Gebäude an einen andern Pla verwiefen werden (Generalverordnung 
vom 13. April 1808, 1. eit. Bauordnung Lit. „von Kreuz⸗ und Abgafien S. 43 und 

44, „von Hinein» und Herfürrüden” S. 42). 

Eine Ausnahme hievon tritt ein und hat der Eigenthümmer das Recht, mit feinem 
Gebäude wieder die frühere Etelle einzunehmen, wenn dur die Zurüdfegung (oder Ver- 
weifung) ein unter dem bisherigen Gebäude. befindlicher Keller bios gelegt oder fonft in 
Schaden verfegt würde. 

1, Unter Straßen (fürnehme Gaffen) find hier die für den größeren Landes-, 
Nachbarſchafts⸗ und örtlichen Verkehr beftimmten und unter Gaffen (Kreuz und Abgaffen, 
Wandelgaffen, Zwerhgaffen, Quergaffen) diejenigen Ortsftraßen zu verftehen, welche weder 
zu. den Land» oder Nahbarfhaftsfiraßen gehören, noch in Beziehung auf den öffentlichen 
Verkehr von Bedeutung find, vielmehr nur dazu dienen, den Wandel zwifchen den Haupts 
firaßen bes Orts zu vermitteln, und Zugang und Zufahrt zu den an ihnen fiehenden Wohn- 
und Defonomiegebäuden zu gewähren. 


HL Wenn in einzelnen Fällen vie Vollziehung der gefeplichen Vorſchriften über bie 
Erbreiterung der Ortsfiragen und Gaffen (Punkt I.) mit folhen Nachtheilen für die Befiger 
der betreffenden Gebäude oder mit folchen Mebelftänden in Beziehung auf Regelmäßigfeit 
und Drdnung der Straße verknüpft wäre, daß diefe Nachtheile den Nutzen der gefeglichen 
Maafregel überwiegen würden, fo können im Wege der Difpenfation Ausnahmen von ber 
gefeglichen Regel geftattet werben, 

Hiebei darf übrigens nach Maaßgabe der Bauordnung Tit. „von neuen Gebäuen auf 
neue Hofftätt” ©. 23 eine DVerengerung der Straße oder Gaffe nicht zugelaffen werden, fo 
weit nicht im einzelnen Falle die Herftellung einer ordentlihen Baulinie das Vorrücken ein- 
zelner oder mehrerer Gebäude nad der angeführten Beflimmung der Bauordnung und nad 
dem Titel „won Hinein- und Herfürrüden S. 42" nöthig macht. 

IV. Wenn nad. den Verhältniffen des Falles eine. folhe Difpenfation erteilt werden 
kann, ſo iſt von ber zufländigen Behörde zugleich in Erwägung zu ziehen, ob nicht die 
Nachtheile der zu geringen Straßenbreite in anderer Weife ausgeglichen werden können, und 
im: zütweffenden Falle die dieffalls geeignete Anordnung an die Diſpenſations⸗Ertheilung als 
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Bedingung der legteren zu Mmüpfen. Hieher gehört namentlich die Vorſchrift maffiser Con- 
ſtruktion der Gebäude und die Befchränfung in der Zahl und Höhe der. Stockwerke. 
V. Eine Difpenfations-Ertheifung it nicht zuläffig 
A) bei Straßen (im Gegenfabe von Gaffen), welche 
1) nicht einmal mehr als 25° breit find, oder 
2) zwar mehr ald 25° Breite haben, aber nicht die gefegliche Breite erreichen , waͤh— 
rend die Gebäude an der Straße eine ſolche Tiefe oder noch fo viel Raum hinter 
fih haben, daß hinter der zur Erbreiterung feflzufegenden Baufinie immer noch an» 
fändige Wohnhäufer , wenn aud in kleinerem Maasftabe, erbaut werden können 


B) Bei Gaſſen darf die Breite, auf welche viefelben im Falle einer Erbreiterung zu 
bringen find, nicht unter 18—20’ (den zum Ausmweichen zweier Wagen erforderlichen Raum) 
feftgefegt werden. 

Vi. Würden dur die Erbreiterung einer Gaffe die unter den wieder aufjubauenden 
Häufern befindlichen Keller blos gelegt oder fonft befchädigt werden, fo iſt zunächſt den be= 
treffenden Gemeindebehörden nachdrücklich anzuſinnen, diefes Hinderniß durch eine anges 
meffene Entfhäpigung der Gebäudebefiger zu befeitigen. 


Sollte ein Erfolg nicht zu erreichen feyn,, fo muß von jeder Erbreiterung einer Gaſſe 
in allen denjenigen Fällen, wo eine Bloslegung oder fonftige Beſchädigung eines Kellers 
einträte, ohne Unterfchiev abgeftanden und ſonach, wenn diefes auch mur bei einem einzigen 
Haufe einer folhen Gaffe der Fall wäre, zur Vermeidung einer unregelmäßigen Baulinie, 
infoweit als ver Keller veffen Zurüdfegung hindere, auf die Zurüdfegung der Gebäude dieſer 
Seite verzichtet werden. Auf die Erbreiterung von Straßen findet die ganze vorfie- 
bende Beftimmung Feine Anwendung. 


vu, Hienach iſt nun bei dem erſten Falle der Wieverherftellung eines abgängig 
gewordenen Gebäudes oder bei einem Neubau vor allem von den betreffenden Baupofizei- 
ſtellen zu erörtern: 
1) ob die Straße, an welde gebaut werden will, nah ihrer Frequenz, Beltimmung 
und Verbindung als eine Straße im Sinne des Gefeges und nach den oben. unter 
Pos. I, angeveuteten Merkmalen, over als eine bloße Gaffe zu betrachtenund zu bes 
handeln fei; ' 
2) ob zur Difpenfation von Crbreiterung derfelben durch Zurückſetzung des zunächſt im 
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Frage. ſtehenden Baumefens fowopl, als der übrigen vie Straße oder Gaſſe veren- 
genden Gebäude derfelben Seite einer der oben bemerften Gründe vorliegen; 

3) wenn und foweit fobann die gefegliche Exbreiterung nad dem Ergebniffe der unter 
Ziff. 2 erwähnten Erörterung als ausführbar erſcheint, ift bei Gelegenheit des erften 
vorfommenden Falls für diejenige Seite der zu erbreiternden Straße oder Gaffe, 
auf welcher das betreffende Baumefen errichtet werden will, vie Baulinie in der Art 
feftzuftelen, daß alle Fünftigen Neubauten derfelben Straßenfeite diefe Linie einzu- 
halten haben und diefe Linie in den Bauplan einzutragen. 

Diefe Feſtſtellung und Einhaltung der Baulinie hat auch in dem Falle zu gefchehen, 
wenn eine Difpenfation von der gefeglichen Vorfchrift der Erbreiterung überhaupt oder auf 
ein geringeres Maas ertheilt wird und die Baulinie nicht fo, mie fie befteht, belaffen werden 
darf, fondern einer neuen Regelung bevarf. 


VII, Rüdfihtlih der Ausführung der Erbreiterung einer Straße oder Gaffe ift als 
Regel feftzupalten,, daß die Erbreiterung von der Mitte der Straße oder Baffe 
audgegen beide Seiten in gleichem Maafe, und nur, wenn die Räumlichfeit oder 
das Terrain folhes nicht zulaffen, oder fonft überwiegende Gründe (3. B. wenn nur einige 
wenige Häufer der einen Seite vorftehen und dur einftige Zurüdfegung diefer die geſetzliche 
Breite herzuftellen ift) für die Erbreiterung auf Einer Seite fprechen, ganz auf Rechnung ber 
Gebäude diefer Seite vollzogen werde. 


IX. Die Ertheilung einer Difpenfation von Erbreiterung einer Ortsſtraße oder Gaffe 
fleht (mit Ausnahme ver Fälle aus dem Bezirke der Stadtdirektion Stuttgart) den Kreis- 
regierungen‘*) zu, welchen die Bezirfämter jeden Baufall, wobei die Anwendung der Vor— 
fehriften über die Erbreiterung zu enger Straßen oder Gaffen in Frage fommt, nad vor« 
gängiger Infiruirung in den vorſtehend angedeuteten Beziehungen, vorzulegen haben. 

Die Kreisregierung hat fih nicht nur nad den vorſtehenden Beftimmungen felbft genau 
zu achten, fondern auch von venfelben die ihr untergebenen Bezirkspolizeiftellen zur. genauen 
Nachachtung in Kenntniß zu fegen. 


Iſt dur eine fpätere Berfügung vom 23. Junt 1849, hienach Neo. 84, den Oberämtern eingeräumt 
worben, . £ I 


166 


66) Erlaf des KR. Minifteriums des Innern an die K. Rreisregierungen, 
das evangelifhe Eonfiftorium, den Fatholifhen Kirhenrath und den 
Studienrath, vom 18. Juli 1846, 


betreffend: bie Verpflichtung der Staatsbürger zur Zeugnißablegung in Disciplinar-Unterfuhungsfachen. 


Auf den Beriht vom .... +... betreffend die Frage: 
ob, wie in gerichtlichen und polizeilihen Unterfuhungsfahen, ebenfo auh in Dis— 
ciplinarfiraffahen eine allgemeine Verpflichtung zur Zeugnißablegung beftehe, 
ob demgemäß auch in Fällen der letztern Art der die Unterſuchung leitenden Behörde 
die Befugniß zufomme, dritte, außerhalb des Dienfiverhältniffes ftehende Perfonen, 
fei es unmittelbbar oder im Wege der Requifition, als Zeugen zu vernehmen, und 
zutreffenden Falls wegen Verweigerung des Zeugniffes Strafen wieder diefelben zu 
erkennen ? 
wird der Regierung u. f. w. eröffnet, daß ber K. Geheimerath den Specialfall, in welchem 
diefe Frage zur Erörterung fam, nad der Vorausfegung, daß diefelbe zu bejahen fei, ent- 
ſchieden hat. 


67) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die Regierung des — 
Kreifes vom 27. DEtober 1846, 


betreffend: ben Sportelanfag bei der Eriwerbung liegender Güter durch im Inland wohnende 
Ausländer. 

Auf den Bericht vom 29. Auguft d. 3. betreffend die Beſchwerde des N. aus B. in 
Savoyen, zu Stuttgart fi aufhaltend, gegen einen wegen Disfpenfation von dem Verbot 
des Gütererwerbs dur Ausländer gemachten Sportelanfag, wird der Kreisregierung unter 
Zurüdgabe der vorgelegten Aften die Entſchließung des Minifteriums in Folgendem eröffnet. 

Die Landesorpnung von 1567 erfiredt das Verbot der Ermwerbung liegender Güter 
auf jeden Ausmann , der nicht in Unfers Herzogthums Obrigfeit gefeffen und Uus mit der 
Erbpuldigung niht zugethan (tit. XVII. $. 4), und erflärt daffelbe nur dann nicht 
für anwendbar, „wo diefelben Perfonen hinter Uns Hausheblich ziehen, und wie andere 
Unfere Unterthanen, zugehörig und Verwandten in unferem Herzogthum wohnen 
wollten, ob fie dann zu Burgereinwohner und Hinterfaßen aufundange 
nommen werden“ (dafelbfi $. 8). 
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Hienach genügte alfo das bloße Wohnen im Lande nicht, ſondern es wurde die Aufnahme 
in das Unterthanenverhältniß, wenn auch mur in der befchränkten Weife von Hinterfaßen 
gefordert. 

Diefer auf den damaligen fiaatsrechtlihen Grundfägen beruhende Begriff von Unter- 
thanen und Ausländern wurde weder durd die Beftimmung des Landrechts Thl. II., tit. 9, $. 
Wir fegen 10. noch durd die fpätern, hinfichtlich des Verbots der Veräußerung liegender 
Güter an Ausländer ergangenen Verordnungen abgeändert, vielmehr wurde derfelbe überall 
als ein gegebener vorausgefept. 

So wenig nun aber nad den heutigen flaatd » und völferrechtlihen Anfichten ein Aus- 
länder einer befondern Aufnahme bedarf, um im Lande wohnen zu dürfen, fo wenig kann 
ein folder nunmehr in Folge feines bloßen Aufenthalts im Lande auch nur im befchränften 
Sinn als Staatsbürger betrachtet werden. 

In diefem Sinne ſpricht auch ſowohl die Stempel- und Tarordnung vom 18. November 
1818, als das allgemeine Sportelgefeg vom 23. Januar 1828, bei der Dispenfation vom 
Derbot des Gütererwerbs blos von Ausländern fhlehthin, ohne zwifchen folhen, melde im 
Lande wohnen und folhen, bei denen dieß nicht der Fall if, zu unterfcheiden. 

Aus diefen Gründen weiß das Minifterium der angebrachten Beſchwerde Feine zohhe 
zu geben, und will dieſelbe hiemit als ungegründet verworfen haben. 

Die Kreisregierung wird beauftragt, hienach das Weitere zu beſorgen. 


68) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 14. Juni 1847, 


betreffend: bie Nothwendigfeit der Vornahme einer Feuerſchau in Ziegelhütten, Metallſchmelzhütten 
und anderen von der Brandverfiherungs:Anftalt ausgefgloffenen Gebäuden, 


Der Ausſchuß der württembergifhen Privat-Feuerverfiherungs-Gefellfchaft hat aus Ans 
laß von Brandfällen in Ziegelhütten und in einer Metallfhmelzhütte zur Anzeige gebracht, 
daß die Ortsfeuerſchauer ihre Bifitationen auf Gebäude der fraglichen Art oft deßwegen nicht 
ausdehnen, weil diefelben von der vaterländifchen Gebäudeverfiherungs » Anftalt ausgefchlofs 
fen find. 

Da diefes Verfahren, wenn es wirklich flattfindet, nicht in der Ordnung iſt, indem ſo⸗ 
wohl die Lofalfeuerfhau als die Oberfeuerfhau nah den Feine Ausnahme machenden Be- 
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fimmungen des Geſetzes (Generalverordnung vom 13. April 1808, Lit. A. Pos. XXX. 
und Lit. E.) ſich auf die Vifitation aller in einem Orte befindlichen Gebäude zu erſtrecken 
hat, und die Abftellung von bau- und feuerpolizeilihen Gebrechen aud in den von der Brand- 
verfiherungs-Anftalt ausgefchloffenen Gebäuden fon aus Nüdficht auf die benachbarten, der 
Ziwangsverfiherung unterliegenden Gebäude nöthig ift, fo wird die Kreigregierung beauf⸗ 
tragt, den ihr untergebenen Bezirköftellen die zur Wahrnehmung des Erforderlichen geeigne- 
ten Weifungen zugehen zu laffen. 


69) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 4. Oktober 1847, 


betreffend: die zeitweiſe Reinigung der Malzdörren und ihrer Zubehörden in den Bierbrauereien. 


Auf den Bericht vom ..... in Betreff der zeitweifen Reinigung der Malzdörren und 
ihren Zubehörden in den Bierbrauereien wird der Kreisregierung Nachftehendes zu erkennen 
gegeben: 

1) die Reinigung der mit Malzdörren verbundenen befteigbaren oder unbefleigbaren Kar 
mine, fie mögen fi unter oder über der Dörre befinden, ift von den Raminfegern 
gegen die in der Miniflerialverfügung vom 16. Dftober 1843 feftgefegten Gebühren zu 
beforgen, 

2) Die ausfchließlihe Befugniß der Kaminfeger zur Reinigung beſchränkt fih auf die 
Kamine und erftrect fich nicht auf die Dörren felbft. 

Die Reinigung der Dörren, mögen fie num nach alter Art als Rauchdörren oder nad 
neuerer Art mittelft Wärmelanälen conftruirt feyn, fann der Brauerei-Inhaber nicht nur 
felbft beforgen, fondern auch durd Handwerksleute aus den für diefes Geſchäft fih befon- 
ders eignenden Bewerben der Maurer, Hafner, Schloffer, Flaſchner und Kupferſchmide, nad 
feiner freien Wahl beforgen laſſen. 

Die Größe der an die letzteren zu entrichtenden Gebühren ift Sache der Uebereinkanft 
zwiſchen ven Betheiligten. 

3) Die Bierbrauerei-Inhaber find verpflichtet, die Reinigung der Malzdörren (ef. PR.2) 
fo oft ale es je nach der Bauart, dem Feuerungsmaterial und dem Umfange des Betriebs 
für erforderlich erfcheint, bewerkftelligen zu laffen. 
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4) Sowohl die Ortsfeuerſchau als der Oberfeuerſchauer hat bei den ihnen obliegenden 
periodischen Vifitationen und ebenfo die Kaminfeger bei der zeitweifen Reinigung der Kamine 
der Malzdörren auf die Reinhaltung der Dörren ein befonderes Augenmerk zu richten und 
wenn ſich Nacdläßigkeiten in der Beforgung des Reinigungsgefhäfts ergeben, hievon dem 
Drtsvorfieher, zum Behufe ver Abftellung der vorgefundenen Mängel und Abrügung von 
Berfäumniffen, fogleih Anzeige zu machen. 

Wo der flärfere Betrieb einer Malzvörren-Einrihtung oder fonitige Umſtände eine ge- 
nauere Ueberwachung nöthig machen, find durd die Ortspolizeibehörden außerordentliche 
Viſitationen anzuordnen. 

Die Kreisregieeung wird nun beauftragt, hienach die ihr nachgefegten Bezirksſtellen zu 
beſcheiden und die Tegteren insbefondere zu beauftragen, die Ortspolizeibehörden fomohl als 
die Befiger von Bierbrauereien von der vorftehenden Verfügung in Kenntniß zu feßen. 


70) Erlaß des RK. Minifteriums des Innern an die 8. Kreisregierungen 
vom 5. Dftober 1847, 


betreffend: die Befeitigung von Zweifeln über einzelne Beſtimmungen der Zeuerlöfd » Ordnung 
von 1808, 


Auf den Bericht, betreffend die Frage über das Berürfniß einer Revifion der Feuerlöſch— 
Drdnung vom 20. Mai 1808 wird der Kreisregierung Nachſtehendes eröffnet. 

Nah dem Ergebniß der angeftellten Erörterungen hat fi die Feuerlöfh- Ordnung vom 
Jahr 1808 im Allgemeinen als zmedmäßig bewährt. Wenn auch einzelne Einrichtungen des 
Feuerlöfc » Inflituts an fi oder gegenüber den Anforderungen einer den Fortfchritten der 
Erfindung genügenden Vervollfommnung mangelhaft find, fo kann theils durch Anordnungen 
der Vollziehungsbehörden, alfo zunächft ver Bezirkspolizeiftellen, theils und hauptfächlich durch 
Ausbildung des in $. 91 der Feuerlöſch-Ordnung vorgefehenen Inftituts der Lofalfeuer- 
Drdnungen nachgeholfen werden. Das Minifterium hat ſonach feinen zureihenden materiellen 
Grund gefunden zur Abänderung der in der Feuerlöfh-Dronung vom Jahr 1808 aufgeftell- 
ten Regeln Einleitung zu treffen. Dagegen ſieht man ſich veranlaßt, zur Befeitigung ent⸗ 
flandener Zweifel über einzelne Beftimmungen der Feuerlöſch-Ordnung und zum Zwecke 
einer befferen Ausbildung der Anftalt der Kreisregierung unter Berüdfihtigung vorgetragener 
Wünfche, Nachftehendes zu erkennen zu geben: 

22 
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1) In Heinen Orten, wo es an den Mitteln zur Anfchaffung von Fahrfeuerſpritzen 
fehlt, genügt es an fogenannten Zragfprigen. Wo nah $. 2 ver Feuerlöſch ⸗Ordnung 
mehrere Orte eine gemeinſchaftliche Fahrſpritze beſitzen, erſcheint es als zweckmaͤßig, daß mit 
oder ohne Auflöſung dieſer Gemeinſchaft in denjenigen dieſer Orte, wo die gemeinſchaftliche 
Fahrſpritze nicht ſteht, wenigſtens Tragſpritzen angeſchafft werden. 

2) Statt der bisher meiſtens üblichen Lederſchläuche können auch hänfene Schläuche 
für beiderlei Arten von Spritzen gebraucht werden. 

Bei den Schläuchen iſt darauf zu ſehen, daß nicht nur der beſtehenden Vorſchrift ge— 
mäß die Schlauchſchrauben einerlei Kaliber, ſondern die Schläuche auch einerlei Weite haben. 

3) Bei Anfchaffung neuer Feuereimer ift darauf Bedacht zu nehmen, daß diefelben einen 
Gehalt zu Faſſung von 5—6 Maas Waffer erhalten und an der Mündung enger als am 
Boden konſtruirt werben. 

Diefe Feuereimer können von Leder oder von engem, feften Strobgefledt, und müffen 
in diefem Falle inwendig wohl verpicht ſeyn. Nicht minder find aber auch Feuereimer von 
bänfenem Gewebe zuläffig, bei welchen übrigens die Deffnung durch einen Fleinen angenähten 
Reif auseinander gehalten werden muß. 

4) Bon der in $. 11 der Feuerlöfh-Dronung enthaltenen Verpflichtung zum Vorräthig- 
halten von Wafferbutten kann die Kreisregierung da, mo Weinbau getrieben wird, oder die 
Einwohner fonft mit Butten verfehen find, Difpenfation eintreten laffen. 

Anftatt der Butten genügt es übrigens auch an größeren Kübeln, welche an Stangen 
tragbar find. 

5) Die Anfhaffung von Feuerwagen hat fi hauptſächlich nach den örtlichen Bedürf-, 
nifen, namentlih nad dem Umfange eines Orts ꝛc. zu richten. Wo fie nicht eingeführt 
find, und deren Anfchaffung je nach den zutreffenden DVerhältniffen erlaffen werden fann, ift 
auf diefelbe nicht zu dringen. 

Daffelbe gilt au von den zur Abmendung des Feuers von Nachbargebäuden dienenden 
Säden und Segeltüchern, deren Anwendbarkeit nicht überall gleich möglich ift. 

6) Größeren Städten ift für den Zwed der Flüchtung von Habfeligfeiten die Bereit» 
haltung von Säden, Striden und Laternen und die Aufbewahrung diefer Geräthſchaften an 
beftimmten Orten, fo wie die Anfhaffung und Unterhaltung Teicht ſchließbarer Dedelmägen 
zu empfehlen. 2 

In Drten, wo Häufer von drei und mehr Stodwerken häufig find, ift die Anfchaffung 
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leinerner Schläuche, welche mittelft daran befefligter Haden an die Fenfter gehängt werden, 
zu Rettung von Menfchen aus höheren Stodwerfen in Erwägung zu nehmen, 

7) Zu den Lofalen, in welchen die Löfchgeräthe aufbewahrt werden, find mehrere Schlüf- 
fel anzuſchaffen, und viefe theils auf dem Rathhaus, theils bei den mit deren Beforgung be» 
auftragten Perfonen, theilg bei zuverläffigen Nachbarn zu verwahren. 

8) Die Eintheilung der Bürger und Beifiger in Rotten zum Behufe der Hülfeleiftung 
in auswärtigen Orten, ift überall beizubehalten. 

Neben denfelben können jedoch noch befondere Perfonen um Belohnung zur Unterftügung 
ein für allemal aufgeftellt werben. 

Bei Bildung der Rotten ift darauf Rüdfiht zu nehmen, daß die erſte derfelben aus 
ben jüngften und die legte aus den älteflen Gemeinde-Angehörigen zufammengefegt wird, 
und jeder derfelben wo möglich eine Anzahl von Bauhandwerksleuten, insbefondere Zimmer: 
leute, auch Kaminfeger und Feuerarbeiter zugetheilt werben. 

9) Wo die Einrichtung der Ausfegung von Prämien für die mit ihren Pferden auf 
dem Berfammlungsplage der Feuerlöfhmannfchaften am früheften anfommenden Pferbebefiger 
noch nicht eingeführt ift und nad den örtlihen Verhältniſſen die Verbefferung des Feuer- 
loͤſchweſens die Benügung dieſes Mittels wünſchenswerth macht, haben die Bezirkspolizei- 
ämter auf die Einführung hinzumirfen. 

10) Wo in einer Parzellargemeinde nur ein polizeiliher Vorſtand (Anwalt) beftellt ift, 
bat verfelbe bei einem Brandfalle, unter fchleuniger Anordnung deffen, was zur Bewältigung 
des Feuers dienlich ift, unverzüglich dem Drtsvorfteher des Gemeindebezirfs durch Reitenden 
Meldung zu machen, und wenn der Sitz des Schultheißenamts nicht auf dem Wege zum 
Bezirkspolizeiamte gelegen ift, an das letztere fogleih den Feuerbericht zu erflatten, und da⸗ 
von, daß dieß geſchehen, dem Schultheißen durch den an denfelben abzufendenven — 
Nachricht zu geben. 

11) Die Ortsvorſteher haben Feuerreiter zur Beiſchaffung von Hülfe aus den Nad⸗ 
barorten in dem Falle nicht abzuſchicken, wenn von Anfang an ſehr wahrſcheinlich iſt, daß 
die im Orte ſelbſt vorhandenen Kräfte zur Unterdrückung des Brandes vollkommen zureis 
chend feien. 

12) Der Beflimmung des $. 61 der Feuerlöſch-Ordnung darf nicht der Sinn unterftellt 
werden, daß bei Abfendung eines Feuerreiters ftets bis auf eine Entfernung von vier Stun- 
den Hülfeleiftung zu requiriren ſei. Es hängt diefes vielmehr von der Größe der möglichen 
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Gefahr und dem Umfange der in dem Drte felbft und in den nächftgelegenen Ortſchaften 
zur Verfügung ſtehenden Leiftungsfräften ab, und es kann mit Nüdficht hierauf von dem 
Drtsvorfteher im einzelnen Falle bei Abſchickung eines Feuerboten der Umfreis, innerhalb 
deffen die Hülfe der Nachbarn angefprocden wird, auch auf drei, im fehr dicht bevölferten 
Gemeinden auf zwei Stunden befhränft werben. 


13) Der $.31 der Feuerlöſch-Ordnung, wonach jeder Hausbewohner und in feiner Ab» 
wefenheit feine Frau, Kinder oder Dienfiboten bei Wahrnehmung einer Feuersgefahr im 
Haufe diefe alsbald dem Drtsvorfteher anzeigen follen, fann ohne Ungereimtheit nicht fo 
aufgefafit werden, daß der Bewohner eines Haufes, in mweldem Feuer ausfommt, wofern 
ihm feine zureichende Beihülfe zu Gebot fteht, nicht zur augenblicklichen Unterdrückung des im 
Entfteben begriffenen Brandes fohreiten, fondern die hiezu erforderliche Zeit zur Aufſuchung 
"des Drtsvorftehers verwenden müfle und in dieſer Weife die zur augenblidiihen Loͤſchung 
möglihen Maaßregeln verfäumen folle. Auch kann es nicht Sinn der Verordnung feyn, 
daß derjenige, der ohne zureichende Beihülfe zur Herbeirufung des Ortsvorſtehers durch augen 
blickliches Einfchreiten einen Brand in der Entftehung unterdrüdt hat, zur Strafe gezogen 
werde, weil er nicht ftatt der augenbliclich eigenen Bewältigung der Gefahr zuvor die Pos 
lizeigewalt berbeigerufen hat. Der Sinn jener Vorfhrift kann vielmehr in Uebereinftimmung 
mit der Natur der Sache nur dahin geteutet werden, daß das Dafeyn der Feuersgefahr in 
feiner Weife verheimlicht, vielmehr fogleih Feuerlärm gemacht und fo bald als die Mittel 
dazu gegeben find, dem Drtsvorfteher unverweilt Anzeige davon gemacht werde. 


14) Un die Stelle der in $. 83 der Feuerlöfh-Dronung den übrigen Bezirksangehöri- 
gen fo wie den benachbarten Dberamtsbezirfen obliegenden Hand» und Fuhrfrohnen beim 
Abräumen eines Brandplages Fann auch ein Gelväquivalent treten, wenn es an Gelegenheit 
zur Berlohnung der Fuhren nicht fehlt. 


15) Wo noch Feine Lokal⸗Feuerlöſch-Ordnungen beftehen, ift für folche Sorge zu tragen 
und in dieſelben namentlid) dasjenige aufzunehmen, was bei Anwendung der allgemeinen 
Vorſchriften auf die Verhältniffe einzelner Drte befonderer Beftimmungen bedarf. 


Die Kreisregierung hat nun nah Vorftehendem den ihr nachgefegten Bezirkspofizeiftellen 
bie geeigneten Weifungen zu ertheilen. 
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71) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. KRreigregierungen 
vom 18. November 1847, 


betreffend: die Zurüdweifung der ausländifchen Zigeuner an den Grenzen, beziehungsweife bie bei 
Ertpeilung der Erlaubnig an folhe zur Durchreife oder zum Aufenthalt im Lande zu beobad- 
tenden Borfchriften, 


Obgleich bei genauer Beobachtung der Minifterialverfügung vom 22. Januar 1838 von 
Seite der Grenzoberämter das hordenweiſe Umperziepen ausländifcher Zigeuner im Lande 
faum vorfommen könnte, fo haben doch mehrfahe Wahrnehmungen gezeigt, daß der Spiel» 
raum, welcher jene Verfügung dem Ermeffen der Bezirfsbeamten einräumt, hin und wieder 
nicht richtig benügt wird. Das Minifterium findet ſich deßhalb veranlaßt, die Verfügung 
vom 22. Januar 1838 dahin zu modifieiren, daß in der Regel ausländifhen Zigeunern 
überhaupt der Eintritt in das Land zu verfagen if. Von diefer Regel darf unter feinen 
Umftänden eine Ausnahme geftattet werden, wenn fremde Zigeuner hordenmweife erfcheinen 
und nomadenartig herumziehen. Dagegen fann ausnahmsweiſe folden fremden Zigeunern 
der Eintritt in das Sand zum Zweck der Durchreife geftattet werden, welche neben dem all» 
gemeinen Ausweife über ihre Perfon und Heimath, fo wie über die nöthigen Reifemittel 
noch befonders mit einem Zeugniß ihrer Heimathsbehörde darüber verfehen find, daß fie ein 
feßbaftes Gewerbe treiben und einen geordneten Reifezwed verfolgen. Im Falle diefe Er- 
forderniffe vorhanden find, und auch fonft nach den in der Verfügung vom 27. Januar 1838 
angegebenen Gefihtspunften Fein Bedenken vorliegt, ift dem fremden Zigeuner, welcher durch 
Württemberg reifen will, eine Reiferoute vorzufchreiben, wie in jener Verfügung unter 1. d. 
vorgezeichnet ift. Wenn ein ausländifper Zigeuner nicht durch Württemberg durchreiſen, 
fondern fih im Lande kurz oder lang aufhalten will, fo muß derfelbe vorher, ehe ihm das 
Ueberſchreiten der Grenzftationen zu geftatten ifl, von der Kreisregierung Erlaubniß erhalten, 
welche nur dann zu ertheilen, wenn vollkommen dargethan ift, daß der in Frage ftehende 
Zigeuner Feine herumziehende Lebensweife führt und dem Publifum nicht zur Laft fallen 
wird. Im diefem Falle hat das Grenzoberamt die ertheilte Erlaubnig mit den etwaigen Ber 
ſchränkungen derfelben in den Paß einzutragen. 

Wird ein ausländifcher Zigeuner im Lande betroffen, ohne daß in feinen Legitimationg- 
papieren eine Wegrichtung zur Durchreiſe, oder die Erlaubniß zum Aufenthalt vorgemerkt 
wäre, fo ift derfelbe alsbald über die nächte nach feiner Heimath führenden Grenze zu trans⸗ 
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portiren und aus dem Staatsgebiete zu verweifen, und für den Fall der Rüdtehr mit Strafe 
zu bedrohen. Das Bezirkspolizeiamt, bei welchem ein folder Zigeuner eingebracht wird, 
bat jedesmal der Kreisregierung Anzeige hievon zu machen, und falls dieffeitige Behörden 
den Paß oder andere Papiere eines ſolchen Individuums vifirt haben follten, Abfchriften 
diefer Papiere beizulegen. 

Bei inländifhen Zigeunern, welche mit Weib und Kindern herumftreihen, find die 
Beflimmungen der Minifterialverfügung vom 3. November 1828 *), Ziff. 13—17 auf das 
Strengfle zu vollziehen. 

Insbefondere find den Landjägern diefe Vorſchriften einzuſchärfen und ift denfelben auf- 
zugeben, an den gewöhnlichen Lagerplägen der Zigeuner von Zeit zu Zeit nachzufehen, und 
ihre Spuren zu verfolgen. 

Die Kreisregierung wird beauftragt, fämmtliche Bezirfsämter des Kreifes hienach zu 
befcheiden, und falls fi eine Nachläffigkeit der ihr untergebenen Polizeibehörden bei Ueber: 
wachung der Zigeuner berausftellen follte, vie ſchuldigen Beamten gebührend zurecht zu 
weifen. 


72) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 18. Januar 1848, 


betreffend: bie Befeitigung ber hauptſächlichen Befchwerben in Baufachen, beziehungsweife die Revifion 
einzelner baupolizeiliher Beftimmungen **). 


Nachdem in Folge Miniftlerialerlaffes vom 26. December 1845, betreffend die NRevifion 
der Baugefeße, worin den Kreisregierungen insbefondere der Auftrag ertheilt wurde, die 
hauptſächlichen Beſchwerden, welche gegen die vermalen geltenden Bauvorſchriften beſtehen, 
zu erheben und fofort ſich gutächtlih zu äußern , ob und wie diefen Beſchwerden im Ver: 
orbnungswege zwedmäßig abgeholfen werben könnte, von den Kreisregierungen die Berichte 
eingegangen und fodann über die hierin ausgehobenen hauptfächlichen Befchwerden eine An- 
zahl von Sachverſtändigen vernommen worden ift, fo fieht fih nun das Minifterium veran- 


*) Im erften Ergänzungsband zum Regierungsblatt ©. 209. 

*) Bergl. auch den Minifterialerlaß vom 14. Juli 1848, hienach Nro, 76, betreffend bie Bereinfahung des 
Gefhäftsgangs bei Behandlung der Baugefuhe, wornach in verfhiedenen Fällen ſtatt ben Kreisregierungen bie 
Bezirksämter zu erfennen haben, 
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laßt, hierüber den Kreisregierungen Nahftehendes zu erkennen zu geben. Die hauptſäch—- 
lihen Beſchwerden betreffen: 

1. Wieveraufführung von Gebäuden in — der gefeglihen Breite ermangelnden 
Straßen, 

II. Abfeivung der Wohngebäude von den mit denfelben unter Einem Dach befind- 
lihen Scheunen, 

1, vie Vorferiften wegen Verwahrung der Außenfeiten ver Gebäude, 

IV. das Verbot der Stroh: und Schindelvächer, 

V. die Vorſchrift hinfichtlih der Verwahrung der Fußböden in den Borplägen, 

VI, vie Vorforift in Anfehung des Ueberwölbens der in engen Straßen ftehenden 
Feuerwerfftätten. 

ad I, Die erft genannte Befhwerde hat durd die Minifterial-Verfügung vom 30. Juni 
1846*) bereits ihre Erledigung erhalten. 

ad 11. Abfcheivung von Wohnhaus ımd Scheune. In Betreff diefer Befchwerde wird 
unter Abänderung des dießfalls ergangenen Minifterialerlaffes vom 4. Januar 1844 in den 
Punkten 1, 4, 5 Folgendes verfügt: 

1) Die in der Feuerpolizeiverorbnung vom 13. April 1808, A. IV. vorgefchriebene 
Abfcheivung von Haus und Scheuer unter Einem Dach vermittelft förmlicher Brandmauern 
ift, fo weit nicht nad den hienach angegebenen Gefichtspunften eine Milverung auf dem 
Wege der Difpenfation begründet erfcheint, flets zu beobachten. 

2) Die Brandmauer fann errichtet werden: 

a) von Bruchſteinen, 
b) von gebrannten, oder 
c) von ungebrannten Baditeinen. 

In dem unter lit. a. angeführten Falle muß die Mauertide im Dachſtocke je nach der 
geringeren oder größeren Lagerhaftigfeit diefer Steine 14 bis 2 Fuß betragen, und von da 
an mit jedem tiefer liegenden Stockwerke um 5 Zoll zunehmen. 

Bei Anwendung von gebrannten oder ungebrannten Baditeinen (lit. b. c.) genügt eine 
Mauerdide, welde im Dadftode 1 Fuß beträgt, und mit jedem tiefer liegenden Stockwerke 
um 5 Zoll vermehrt wird, 


*) Oben Rro. 65. 
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Eine Brandmaner von ungebrannten Badfteinen , fog. Luftfteinen (lit. c.), zu deren 
Errichtung anftatt Kalkmörtels Lehm oder Straßenfpeis verwendet werden Fann, ift auf einen 
mindeftens 14 Fuß hohen Sodel von natürlichen oder gebrannten Steinen aufzufegen, und 
fo weit fie mit der äußeren Luft in Berührung kommt, mit gebrannten ſolchen Steinen, 
welche mit jenen Luftſteinen innig verbunden werden müffen, zu verfleiven. 

3) Die Brandmauer muß je an der beiderfeitigen Dachausladung einen diefer entfpre- 
chenden Vorfprung erhalten, um vie Feuermittheilung längs dem Dache zu verhindern. 
Auch dürfen zu gleihem Zwecke die Firftpfette, wo eine ſolche angebracht ift, und die Dach— 
fatten weder dur, nocd über die Mauer hinweggehen, und die Dachziegel müffen auf der 
Mauer mit Hinweglaffung alles Holzwerks fatt in Speis eingededt werden. 

4) Wenn jevoh der mit dem Haus verbundene Scheunenraum nicht über 30° Länge 
bat, fo ift es zuläffig, denfelben nicht als wirkliche Scheuer zu behandeln. In diefem Falle 
fann von der Kreisregierung die Führung einer Brandmauer erlaffen und für genügend 
erfannt werden, daß zwifchen Haus und Scheune eine Scheivemand von Riegelwerk auf- 
geführt wird. Diefe Scheidewand muß auf die ganze Höhe des Gebäudes ununterbrochen 
ſenkrecht, fomit auf fich felbft ruhend, hergefiellt werden, und find auf das Holz derfelben 
zu beiven Seiten gebrannte Steine oder Platten bündig auszumauern und ift die ganze 
Wandfläche zu verpugen *). 

5) Zur Verbindung des Haufes mit Scheuernraum oder förmlicher Scheuer kann die 
Herftelung einer Verbindungsthüre zur ebenen Erde geflattet werden. Diefe Thüre 
muß von Eifen und fo eingerichtet feyn, daß fie nicht ausgehoben werden fann, und nad 
jeder Eröffnung wieder von felbft zufäll. Iſt das Tpürengeftell nicht von Stein, fondern 
von Holz, fo muß daffelbe mit Blech befchlagen werden. Die Thüre darf nicht zwiſchen 
der Scheune und der Kühe oder einem andern ein feuermerf enthaltenden Raum ange- 
bradt werden **). 

6) Wie überhaupt jedes Baumefen während der Ausführung von der Bau- 
fhau fortwährend überwacht werden muß , um fih der Beobachtung der ertheilten Bauvor- 
ſchriften zu verfihern,, fo ift es der Bauſchau zur befondern Obliegenheit zu machen, im 
Falle der Errichtung der Brandmauer von ungebrannten Bachkſteinen (Luftfteinen Ziff. 2, 


*) Bergl. den Erlaß vom 27. uni 1850, A. 1, unten Rro. 88, 
**) Bergl. daſelbſt A, I. h. und A, 2). 
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lit. c.) ſich deſſen zu verſichern, daß nur gut bereitete, völlig ausgetrodnete Luftſteine ver» 
wendet werben. 

Sodann hat die Orts und Oberamtsfeuerfhau bei den Umgängen darüber zu wachen, 
daß die Brandmauer oder die Scheidewand (Ziff.?, 3, 4), fowie die Verbindungsthüre 
(Ziff. 5) fortwährend in georbnetem Stande erhalten werden. 

7) Die Beftimmungen des Erlaffes vom 21. Mai 1834, Punkt 2 und 3 bleiben 
aufgehoben. 

ad III. Verwahrung der Außenfeiten von Gebäuden und zwar 

1) betreffend die Herflellung von Gefimfen und Ortgängen. Hinfihtlih der dieſelbe 
betreffenden Beflimmung in dem Erlaffe vom 29. Januar 1844 am Schluffe, werden bie 
Kreisregierungen ermächtigt, auch bei Gebäuden, welche nicht 10’ von andern entfernt fliehen, 
Drtgänge und Gefimfe von Holz unter der Bedingung zu geſtatten, daß fie mit Metall *) 
bekleidet werben. 

2) Anbringung von Deffnungen im Gibeldreieck. 

In Betreff der dießfallfigen Borfhrift in dem Erlaß vom 16. Juni 1842 (am Schluffe) 
werden die Kreisregierungen ermächtigt, in Faͤllen, bei denen ein befonderes feuerpofizeiliches 
Bedenken nicht entgegenfteht, die Anbringung von Fenfteröffnungen , im Giebeldreieck von 
Wohnpäufern, die nicht 10° entfernt von andern Gebäuden fliehen, unter der Bedingung zu 
geflatten, daß die Deffnungen mit wohl ſchließenden vollen Läden (im Gegenfag von Ja- 
Iufieläden) verfehen werben, melde fo eingerichtet find, daß fie nicht beliebig ausgehängt 
werben Fönnen. 

3) Verwahrung der Wandungen mit Brettern und Schinveln. 

In diefer Beziehung wird unter Abänderung, beziehungsmeife näherer Beftimmung ver 
ſchiedener Spectalerlaffe verfügt**): In rauhen hochgelegenen Gegenden fann von ber 
Kreisregierung geftattet werden, die äußern Hauswandungen mit Brettern, aber nicht mit 
Schindeln, zu vertäfern. Bor Anbringung der Vertäferung müffen vie Riegelfelder gehörig 
ausgemauert werben, worüber von der Ban» umd Feuerſchau mit Sorgfalt zu wachen ifl. 
Iſt die Vorbedingung der rauhen Lage bei einem einzelnen Orte von der Kreisregierung 
anerfannt worden, fo ann im einzelnen Falle die Erlaubniß zur BVertäferung vom Bezirke 


*) Vergl. den Erlaß vom 27. Juni 1850, unten Rro.88, A. 3, 
“) Hat durch den Miniſterialerlaß vom 10, Auguft 1848, unten Rro, 77, einige Aendetungen erlitten. 
23 
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amte ertheilt werden. Bei Neubauten ift jedoch erforderlich, daß das Gebäu von; andern 
wenigſtens 10° entfernt fleht, fo fern nicht vermöge der Art des Gebäudes, 3. B. Scheunen, 
größere Entfernung vorzuſchreiben if. 

ad IV. Verbot ver Stroh⸗ und Schindeldäder. 

In Betreff der diefen Gegenftand behandelnden früheren Verfügungen, insbefondere der 
Erlaffe an die Rreisregierungen vom 5. März 1821 und 28. Februar 1839 , fowie der Er- 
laffe an die Regierung des Schwarzmwaldfreifes vom 30. April 1832 und 9, * 1835 
wird folgende nähere Verfügung getroffen: 

1) Bon der Kreisregierung kann geflattet werden, daß in rauhen hochgelegenen Ge- 
genden die Gebäude mit in Lehm getränftem Stroh, oder mit Landern, nicht mit Schin- 
deln oder reinem Stroh, bedeckt werden*), wenn die Gebäude 30° von. andern entfernt 
fiohen. Die Landerftüde müffen 24—3‘ Länge, 4—5" Breite und 6— 8” Dieke haben und 
muß jedes Landerſtück wenigftens einen Nagel erhalten. 

Bei Lehmſtrohdächern muß die Dadflähe um die Kamine herum wonigdert 2' breit 
mit Ziegeln cingebedt werben. 

2) Iſt die Vorbedingung hinfichtlich der Rage bei einem einzelnen Orte ‚von der Kreis⸗ 
regierung anerkannt worden, fo kann die Erlaubniß im einzelnen Baufalle von dem Bezirks⸗ 
amte. ertbeikt werden. 

3) Wenn in einem folden rauhen Orte die Erlaubnig zu — eines Lehmhreb⸗ 
oder Landerdaches früher bei einem Gebäude ertheilt worden iſt, das nicht 30° von andern 
entfernt ſteht, ſo hat es hiebei ſein Bewenden, es iſt aber bei Ausbeſſerungen an dem Lehm⸗ 
ſtrohdach dahin zu wirken, daß die oben gegebene Vorſchrift der Ginpedung mit. Ziegeln um 
das Kamin. herum zur Ausführung. gebracht wird. 

4) Die Ertheilung der Erlaubniß zur Bedeckung mit Lehmſtroh und Landern in: einem 
einzelnen Dpte iſt von ber Kreisregierung nur in dem alle auszufprechen, wenn von Gei- 
ten der Gemeinde die Verpflihtung übernommen worden iſt, ‚Dafür zu forgen, daß Leitern 
und Löfhbefen in,genügender Anzahl und an den gerigneten Plägen aufbewahrt 
werben, damit diefelben bei Branpfällen zum: Befteigen. der Dücpes und-Abföfchen, ohne allen 
Aufenthalt, benügt werben, Eönnen, Ueber, Befolgung: diefer Auflage hat die Orts⸗ und 
Oberamts⸗Feuerſchau genau zu machen. 





9. Vergt.,dis Erläuterung Sierüber in dem Grlafe, vom 27. Juni 1850, hienach Ro. 88, AA. 
ri 
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ad V. Berwahrung der Fußböden in den Vorplägen*). 

In Anfehung der Vorſchrift der Generalverorduung vom 13. April 1808, VL, wor- 
nad in neuen Häufern vie Vorpläge mit Platten zu belegen find, kann von der Kreis— 
regierung in dem Falle, wenn das betreffende Stodiwerf von ber Treppe durd eine Thüre 
abgeſchloſſen ift, geftattet werden, in Vorplägen und Gängen der oberen Stodwerke höl⸗ 
zerne Böden herzuſtellen, nicht aber in den Stockwerken zu ebener Erbe. Es iſt jedoch 
Borausfegung , 

a) daß das Haus überhaupt in gutem feuerfiherem Zuftande fich befindet, insbefondere 
die Deden in den Borplägen und Gängen durchaus gefihliert oder geipst find, 

b) daß die einmündenden Feuerwerke in Gemäsheit der Vorfchrift in der Verfügung vom 
28. März 1831, Ziff. 2, a., betreffend die Errichtung von Windöfen, hergeftellt find. 

Außerdem muß der Boden außerhalb der Heizwinkelthüre jederfeits auf 2° Entfernung 
von dieſer mit Metall over Steinplatten bebet werden. Ein folcher. hölzerner. Boden kann 
in Dad- und Rnieftöden, worin Wohnungen eingerichtet werben, nicht geflattet werden. 

ad VI. Ueberwölben von Feuerwerfftätten. 

Bon der Vorſchrift der. FeuerpokigeiBerorbnung vom 13. April 1808, XXIII. wonach 
Schmied- und Schloffer-Werfflätten in engen Gaffen mit fleinernen Gemwölben aufzuführen 
find, kann von der Kreisregierung entbunden und für genügend. erfannt werben, daß bie 
Effen- und Schmelzöfen feuerfeft: überwölbt, die Deden der Werfflätte aber gefchliert und 
geipst werden. Es ift jedoch insbefondere Bedingung, 

a) daf die Werfftätte maſſiv ummauert ift, und Feine unmittelbare Verbindung derfelben 
mit der Rohlenfammer flattfindet, 

b)Y daß die Werkflätte nicht unter 9° Lichthöhe hat, oder bei geringerer Höhe die ganze 
Dede nebft allem blos liegenden Holz mit Blech befchlagen wird, 

" e) daß die Kaminwände mit liegenden Klufern unmittelbar auf die Effengewölbe aufgefegt 
und die Außenfeiten der Kamine gegen das nächſte Holz 5 ſtark mit Lehm und Bad: 
fleinen ummauert werden, 

d)' daß die Befchaffenpeit des Haufes im Uebrigen Fein Bedenken begründet. 

Die Kreisregierungen haben hienach fi zu achten, und die Bezirksämter von den vorftehen» 

den Beftimmungen Behufs ihrer Inftrulrung für Berichtserftattungen sc. in Kenntniß zu feßen. 


*% Bergl. au den Erlaß vom 27, Juni 1850, hienach Nro. 88, A. 5. 
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73) Erlaß des 8. Minifteriums des Innern an die K. Kreigregierungen 
vom 28. April 1848, 


betreffend: bie Difpenfation von der im 8. {1 ber Feuerlöfch » Drbnung enthaltenen Verpflichtung zum 
Borräthighalten von Wafferbutten ober größern Kübeln Behufs des Feuerlöfchens. 


Auf den Bericht vom 18. d. M., betreffend das Gefuch des Oberamts N. um Difpenfation 
von der im $. 11 der Feuerlöfh-Dronung enthaltenen Verpflichtung zum Vorräthighalten 
von Wafferbutten oder wie in dem Eircularerlaß vom 5. Oktober v. 3. beflimmt ifl, von 
größern Kübeln, melde an Stangen getragen werden, wird ber Kreisregierung Folgendes 
zu erfennen gegeben: 

Wenn, wie von dem Dberamte vorgetragen wird, Wafferbutten nicht in dem Gebrauche 
der Einwohner find, dagegen bei den Einwohnern eine hinlängliche Anzahl Kübel und Göl- 
ten vorhanden find, und der Gebrauch befteht, daß mittelft derfelben namentlich von Frauens- 
perfonen im Brandfalle Waffer herbeigetragen wird, fo genügt dieß, indem dadurch erreicht 
wird, was ber $. 11 der Feuerloöſch⸗Ordnung beabfichtigt. 

Hienach find auch weitere Geſuche derfelben Art zu erlevigen. 


74) Erlaß des K. Minifteriums bes Innern an die 8. Regierung für den 
Donaufreis vom 2. Juni 1848, 


betreffend: die Frage, wann zur Ausbefferung von Landerdächern Erlaubniß einzuholen if. 


Auf den Bericht vom 23. v. M., betreffend die Bitte des Stadtraths zu J., Oberamts 
W., um Ertheilung allgemeiner Erlaubnig zu Ausbeflerung von Landerdächern, wird ver 
Kreisregierung Folgendes zu erkennen gegeben: 

1) Wenn in Orten, in Beziehung auf weldhe wegen rauher Lage von der Kreisregie- 
rung die Bedeckung der Häufer mit Zandern überhaupt geftattet worden ift, Landerdächer in 
Gemäsheit befonderer Erlaubniß der Kreisregierung oder des Bezirksamts hergeftellt worben 
find, fo ift zu Vornahme von Ausbefferungen an venfelben die Einholung einer Erlaubniß 
nicht erforderlich, fo daß der Hauseigenthümer die Ausbefferung ohne Weiteres zur Ausfüh- 
rung bringen kann. 

2) Wenn aber nicht bekannt iſt, daß die Landerbedeckung mit befonderer Genehmigung 
einer Regierungsbehörde hergeftellt wurde, wie namentlich bei alten Gebäuden der. Fall feyn 
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wird, fo Fann in Orten, in welchen vermöge Erfenntniffes der Kreisregierung die Bedeckung 
mit Landern überhaupt geftattet ift, die Ausbefferung an der Landerbedachung nur mit Ge- 
nehmigung der Drtspolizeibehörde vorgenommen werden, fo daß der Hauseigenthümer vor 
Angriff der Ausbefferungsarbeiten dem Drtsvorfieher Anzeige zu machen und Beſcheid abzu- 
warten hat. Namentlich bei Gebäuden, welde nicht 30 Fuß von anderen entfernt flehen, 
oder wo fonft feuerpolizeilihe Bedenken fih aufprängen, hat der Gemeinverath zu erwägen, 
ob nicht Bededung mit Ziegeln angeorbnet werden follte und Fönnte, und das Geeignete zu 
verfügen. 

3) Bei Erbauung neuer Häufer ift auch in Orten, in welchen vie Landerbedachung 
von der Kreidregierung geftattet wurde, zu Herftellung eines Landerdaches Erlaubniß des 
Bezirksamtes erforderlich. 

Bezüglich eines Gebäudes, welches nicht 30 Fuß von anderen entfernt flieht, fann vom 
Bezirksamte Feine Erlaubniß ertheilt werden. 

4) Die vorftehenden Beftimmungen finden au auf die Bedeckung der Häufer mit in 
Lehm getränftem Stroh Anwendung, fo daß in Orten, in welchen wegen ihrer rauhen 
Lage vermöge Erfenntniffes der Kreisregierung die Errichtung von Lehmſtrohdächern im Als 
gemeinen geftattet worden ift, in Anfehung der Vornahme von Ausbefferungen an der Be- 
dachung und der Erlaubnißertheilung es ganz in derſelben Weife zu behandeln ift, wie bezüglich 
der Landerbächer oben vorgefchrieben wurde. 

Außerdem haben die Ortsvorfieher bei Ausbefferungen an Lehmfirohdäcdern darüber zu 
wachen, daß die Dachfläche um die Kamine herum wenigſtens 2’ breit mit Ziegeln eingevedt 
wird. 

5) Bezüglich derjenigen Orte, in welden die Kreisregierung die Herftellung von 
Zander» oder Lehmftitroppächern wegen Lage des Drtes nicht für flatthaft erfennt, hat es 
bei der beftehenden Vorfhrift, wonach zu Ausbefferungen an der Bedachung Erlaubniß der 
Regierungsbehörde erforderlich if, bis auf Weiteres fein Verbleiben. 

6) Da aus diefem Sperialfall fi ergeben hat, daß die Gemeindebehörden von dem 
Minifterialerlaffe vom 10. Januar d. %., betreffend verſchiedene baupolizeilihe Vorſchriften, 
feine Kenntnig haben, fo ift den Bezirfsämtern aufzutragen, für Bekanntmachung deffelben, 
etwa durch in den Bezirken beftehende Intelligenzblätter Sorge zu tragen, 


Auch diefer Erlaß ift zur Kenntniß der Ortsvorſteher zu bringen. 
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75) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 1%. Juni 1848, 


betreffend: Borfchriften für das Ausbeffern von Stropbädern in Orten, welche nit in rauhen 
Gegenden gelegen find. 


In der Abfiht, in Anfehung der Ertheilung der Erlaubnig zu Ausbefferungen 
von Strohdächern in Orten, welche nicht rauf gelegen find, und wo daher die Her—⸗ 
ftellung von Strohbedachungen verboten if, die Behandlung zu vereinfaden und da— 
durch den betreffenden Hauseigenthümern Erleichterung zuzuwenden, wird Nachſtehendes verfügt: 


1) Da in Orten, welde nad dem Erfenntniffe der SKreisregierung nicht rauh gelegen 
find, Strohbedachungen überhaupt unzuläffig find, fo können Ausbefferungen an denfelben 
nur geflattet werden, wenn das Zimmerwerk des Daches die Bedefung mit Ziegeln. nicht 
zuläßt. 

Würde die Ausbefferung von beveutendem Umfange feyn, und der Hauseigenthümer in 
günfligen VBermögens-Berhäftniffen fih befinden, fo ift die Ausbefferung keinenfalls zu erlau- 
ben, fondern die Herftellung eines anderen Dachſtuhls und Bedeckung mit Ziegeln vorzu- 
ſchreiben. 

Was als bedeutende Ausbeſſerung anzuſehen, iſt im einzelnen Falle nach Umftänden zu 
bemeffen, wobei auch darauf Nüdficht zu nehmen it, ob das Haus eine freie Lage hat, fo 
dag Feuerlöfh®eräthfchaften leicht angewendet werden fünnen. Jedenfalls it die Ausbeffe 
rung der Hälfte des ganzen Daches oder einer ganzen Dachſeite als bedeutend zu betrachten. 

2) Zur Ausbefferung ift Lehmſtroh zu verwenden. 

3) Bei allen Ausbefferungen it dahin zu wirken, daß die Dachfläche um die Kamine 
herum wenigftens 2° breit mit Ziegeln eingedeckt wird. Bei Ausbefferungen nächſt den Ka— 
minen muß folches gefchehen. 

4) Darüber ob und wie die Ausbefferung zuläffig fei, it von dem Bezirfsamte zu 
erfennen , welches zuvor Gutachten von der Baufhau oder nöthigenfalls einem befonderen 
Sachverſtändigen — Oberfeuerfhauer ꝛc. — einzuziehen hat. 


Es ift dieß zur Kenntniß der Bezirfsämter und Ortsvorſteher zu bringen. 


183 


76) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 14. Juli 1848, 


4 


betreffend: die Vereinfachung des Gefchäftsgangs bei Behandlung von Baugefuchen. 


Um den Gefchäftsgang bei Behandlung von Baugefuden, in Anfehung welcher in Ge— 
mäßpeit des Minifterialerlaffes vom 10. Januar dv. 3.*), betreffend verſchiedene baupolizei- 
liche Borfohriften, bei der Kreisregierung um Difpenfation nachzuſuchen iſt, zu vereinfachen, 
wird in Gemäßpeit höchfter Entfhliegung vom 12. d. M. Folgendes verfügt : 


Die Beflimmung des angeführten Normalerlaffes, wornad) 


1) bei Erbauung von Haus und Scheuer unter Einem Dad in dem dort näher bezeidh- 
neten Fall die Aufführung einer Brandmauer erlaffen, und Herftellung einer Riegel: 
wand geftattet werben fann, 

2) bei Gebäuden, welche Wohnhaus und Scheuer enthalten, zur ebenen Erde eine <püre 
angebracht werben darf, 

3) bei Gebäuden, welche nicht 10° von anderen entfernt fliehen, Anbringung von Drt- 
gängen und Geſimſen von Holz zu geftatten ift, 

4) die Anbringung von Fenfteröffnungen im Giebelvreied von Wopnpäufern, welche nicht 
10° von andern Gebäuden entfernt flehen, geftattet werden kann, 

5) in Vorplägen der Gebäude hölzerne Böden gelegt werden fönnen, 

6) bei Herftellung von Feuerwerkſtätten in engen Gaffen das Schlieren und — der 
Decken außerhalb des Gewölbes der Eſſen für ſtatthaft erklärt wurde, 

in dieſen Fällen aber die einzuholende Difpenfation von der Kreisregierung zu ertheilen iſt, 
wird dahin abgeändert, daß den Bezirfsämtern eingeräumt wird, flatt. der Kreisregierung zu 
erkennen, ob in den angeführten Fällen Difpenfation ertheilt werden fann. Es verfteht fich, 
dag von den Bezirfsämtern die Difpenfation nur bewilligt werden Fann, wenn die im Nor- 
malerlaffe näher bezeichneten Vorausfegungen zutreffen. 


Hiernach ift das Weitere zu beforgen. 


— 


*) Oben Rro, 72, 
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7) Erlaß des R. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 10. Auguft 1848, 


betreffend: bie Frage, warn die äußeren Hauswandungen mit Brettern und Schindeln vertäfert 
werben bürfen. 


Da das Minifterium ſich veranlaßt gefehen hat, die Beftimmung in der Minifterial- 
verfügung vom 10. Januar d. 3.*) über verfchievene baupolizeiliche Vorſchriften in Anfehung 
ber Berwahrung der Wandungen mit Brettern und Schindeln einer Prü- 
fung zu unterwerfen, und nad Bernehmung von Technikern für angemeffen erfunden worden 
ift, in diefer Beziehung eine Aenderung zu treffen, fo wird biesfalls Folgendes verfügt : 

In rauben bochgelegenen Gegenden kann von der Kreisregierung geflattet 
werden, die äußeren Hauswandungen mit Brettern oder Schindeln zu vertäfern. Bor Ans 
bringung der Vertäferung oder Verſchindelung müffen die Riegelfelder gehörig ausgemauert 
und durchlaufend verpugt werben. Im Falle der Verſchindelung ſodann ift auf die Riegel- 
wandung die Holzunterlage folid zu befefligen und hernach mit 1’ langen und 2—3" breiten 
Schindeln zu vertäfern. Diefelben find gut zu verbinden, und find dabei nicht Draßtftifte 
zu verwenden, fondern Schindelnägel. Wenn die Schindeln mit Delfarbe angeftrihen wer— 
den, fo ift der Anftrih gut zu fandiren. Iſt die Vorbedingung der hoch gelegenen und 
rauben Lage bei einem einzelnen Orte von der Kreisregierung anerfannt worden, fo fann 
im einzelnen Falle die Erlaubniß zur DVertäferung oder Berfchindelung vom Bezirfsamte 
ertbeilt werden. ' 

Bei Neubauten iſt jedoch erforderlih, daß das Gebäude von anderen wenigftens 10‘ 
entfernt fteht, fofern nicht vermöge der Art des Gebäudes, 3. B. Scheuer, größere Entfer- 
nung vorzuſchreiben ifl. 

Hienach haben fi die Pollzeibehörden zu achten und find die beteiligten Gemeinden 
bievon in Kenntniß zu fegen. 


78) Erlaß des 8. Minifieriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 10. Februar 1849, 


betreffend: bie Lage und Dide ber Boden ſteine in den Getreidemühlen. 
Die Miniſterialverfügung vom 7. Oktober 1840, 8. 14, Abſ. 3 **) ſchreibt vor, daß bie 
Bodenfteine wagrecht gelegt feyn follen, und daß fie durchaus gleich dick mit gleichlaufender 


*) Oben Rro. 72, 
**) Reg.Blatt von 1840, ©, 441. 
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Grund⸗ und Mahlfläche bearbeitet feyn müffen, damit fie auf dem Bieth ohne untergelegte 
Keile oder andere Futterhöfger feſt auffigen. In beiden Fällen ift eine Strafe von einem 
Gulden für jeden Viertelszoll angedropt, um welchen der Durchmeſſer des Steine von ber 
wagrechten Linie abmweidt. 

Die fhon in der Müplorbnung von 1729 enthaltene Vorſchrift der Parallelität der 
Maplflächen ift zur Erzielung eines regelmäßigen Mahlprozeſſes durchaus nothwendig, dage⸗ 
gen erfcheint die weitere Vorſchrift, daß die Grundfläche der Bodenſteine mit der Mahl- 
fläche verfelben gleichlaufend feyn müffe, nur als Mittel zur fihern Erreihung des mit der 
erſten Vorſchrift beabfichtigten Zweds. Ihre Durhführung ift deshalb nur dann gerechtfer- 
tigt, wenn die Parallelität der Maplflähen, welche der einzige Grund auch diefer Vorſchrift 
if, bloß durch die vollfommene cylindriſche Form der Bodenfteine erreicht werden Fann, dieß 
ift nun aber feineswegs der Fall. Vielmehr haben die in Folge vielfacher Befchwerden gegen 
dieſe Beftimmung angeftellten Unterfuhungen dargethan, daß fih auch bei ungleiher Dide 
der Bodenfteine eine wagrechte Mahlfläche derfelben auf fihere Weife herftellen läßt, und 
daß namentlich in vielen Gegenden des Landes Bodenſteine mit fog. Haufen im Gebrauche 
find, ohne daß ſich bei deren Anwendung bie geringfte Unzuträglichfeit gezeigt hätte, 

Das Minifterium fieht fih daher veranlaßt, für die Fünftige Handhabung des $. 14, 
Abf. 3 der Verfügung vom 7. Dftober 1840 folgende Normen an die Hand zu geben: 

1) Bei der Beflimmung des erften Theile der angeführten Vorfhrift hat es auch für 
die Zufunft-fein Bewenden. 

2) Es it im Allgemeinen Sade der Müller ‚ durch welcherlei Vorrichtungen fie eine 
horizontale Lage der Maplflähe des Bodenfleing berftellen wollen, nur iſt von den Oberamts⸗ 
Müůhlſchauern darauf zu halten, daß die Bodenſteine ſtets ſatt und unverrückbar auf ihrer 
Unterlage aufliegen. Vorrichtungen, welche dieſer Anforderung nicht genügen, ſind auf den 
Antrag der Dberamts-Müplfchauer wegzuſprechen, und durch ſolche zu erſetzen, welche geeig⸗ 
net ſind, den Bodenſtein in unverrückbarer Lage zu erhalten. Die Unterſchlagung des Bo⸗ 
denſteins oder des ihm als Unterlage dienenden Geſchaͤls mit Keilen iſt nicht geſtattet, da 
dieſelben durch die Erſchütterungen beim Mahlen weichen können, und: hiedurch der Boden⸗ 
ſtein in ſeiner Lage verrückt würde. = 

3) Die Anwendung von .Bopenfleinen mit Haufen iſt nicht zu beanftanden, wofern nur 
‚deren ‚Unterlage fo conſtruirt if, daß die Mahlfläche des Steins wagrecht ne und der 
-Stein felbft feft und unverrüdbar auf feiner Unterlage aufliegt. 

24 
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4) Ebenſo ift es geftattet, Bodenfteine , welche ſich ungleich abmahlen, entweder durch 
Nacharbeitung der Unterlage (Gefhäls) oder durch eine mit der Unterlage mittelft eiſerner 
Bänder feftzuverbindende Auffütterung wieder wagrecht zu ſtellen, wofern nicht die jedesmalige 
Nacharbeitung des Bodenfteins vorgezogen wird. 

Die am häufigften zur Anwendung fommende und zweckmäßigſte Art von Unterlagen 
für Bodenfteine find hölzerne Gefchäle, welche auf folgende Art conſtruirt werden follen: 

Diefelben beflehen aus einer vieredigen an ven Ecken ſolid zufammengearbeiteten Rahme 
von eichenem wenigftens 10 Zoll breitem und 6 Zoll hohem Holz. Die äußere Weite der 
Rahme muß dem Durchmeffer des Bodenſteins entfprehen. Die Oberfläche diefer Rahme 
if nach der Form der untern Fläche des Bodenfteins genau paffend auszuarbeiten, fo daß 
der Bodenflein, wenn deffen Maplflädhe horizontal Tiegt, auf dem Geſchäl volllommen fatt 
und unverrüdbar aufliegt. 

Die Dberamts - Mühlfhauer haben darauf hinzumwirfen, daß bei der Unterlegung neu 
angefchaffter Bodenfteine mittelt Gefchäle die eben angeführte Conftruftion derſelben gewählt 
werde. Auch ift darauf zu halten, daß mangelhafte in Gemäßheit des Pkt. 2 weggefprochene 
Unterlagen in der Regel durch Geſchäle mit der angeführten Conſtruktion erfegt werden. 

Hienach hat die Kreisregierung die Oberämter und — te Krei⸗ 
ſes zu beſcheiden. 


70) Erlaß des K. Miniſteriums des Innern an ſämmtliche Oberämter 
vom 15. Februar 1849, | 


betreffend: die Zuläffigfeit der Errichtung von Badöfen in den höheren Stodwerfen, 


In Anfchung der Zuläffigkeit der Errichtung von Backöfen in den höheren Stod- 
werfen. wird nad — von — den — Folgendes zu erkennen 
gegeben: 2 

‚4. Die Herftellung eines * inn eh des ‚Häufis kann in — anderen 
als dem unteren Stodiverfe nur in: dem Falle geſtattet werden, wenn der Raum, worin ber 
Badofen errichtet werden foll, Durchans feuerfeft ift, fomit die eg wicht 
nur ganz von Stein find, fondern auch die Dede gewölbt if. 

MH. Badöfen, welche außerhalb ves Gebäudes errichtet, aber mit einem Naume: im 
zweiten Stockwerke, 3. B. der Küche, in der Art in Verbindung gefept werde, daß in 
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diefem Hausraume das Schürloch ſich befindet, Finnen unter folgenden Bedingungen geftattet 
werben: 


1) der Badofen außerhalb des Haufes muß entweder auf dem Erdboden oder auf feſtem 


Mauerwerk over fleinernem Gewölbe oder auf fleinernen Pfeilern oder auch gußeifer- 
nen Säulen ruben, 

In den zwei legten Fällen find vie Pfeiler oder Säulen entweder mit folidem 
Gewölbe oder mit einer zweckmäßigen Eifenfonftruftion (einem eifernen Roft) zu ver- 
binden, auf welche der Badofen zu flehen fommt. Es darf fomit der Badofen nir- 
gende auf Holz geftellt werben. 


2) Die Umfaffungeswand des Gebäudes, an welche der Barofen angebaut wird und 


worin fih das Schürlod befindet, muß nicht nur in der ganzen Breite des Badofens 
durchaus von Stein feyn, fondern muß auch die fleinerne Mauer noch in jeder Rich- 
tung, der Breite und Höhe, um wenigftens 3 Fuß darüber hinausreichen. 


3) Die Bedeckung des Badofendadhes darf nicht mit Anwendung von Holz mitttelft 


Sparren gebildet und hergeftellt, fondern fie muß aufgemauert und entweder mit gut 
in Speis gelegten Stein» oder gebrannten Platten bededt werden. 


4) In dem Raume‘, von welhem aus ver Badofen geheizt wird, ift der Fußboden mit 


2) 


einem doppelten Plattenboven entweder aus Stein» oder gebrannten Platten, welde 
je 2“ ſtark find, zu belegen. 

Die Platten find fo zu legen, daß nicht Fuge auf Fuge kommt. 

Bei einer folhen Belegung des Fußbovens ift nicht nothwendig, daß der darunter 
befinvlihe Raum gewölbt wird. 
Wenn nicht in der Nähe des Schürlochs ein — ſich befindet, wodurch der 
Rauch aus dem Badofen in ſicherer Weiſe abgeleitet werden kann, fo it ein beſon⸗ 
derer Rauchfang einzurichten, welcher einerfeits auf der maffiven Hauswand, morin 
das Schürloch angebracht ift, aufliegt, amdererfeits an das Gebälf mit Eiſen gut 
aufgehängt if. Der Kaminſchooß kann entweder von gebrannten Steinen ‚aufgeführt 
oder aus Eifen fonftruirt erden. 


6) Jh der Raum, von welchem aus der Badofen geheizt wird, nicht eine Küche, fo 


müffen jedenfalls, die Wandungen und die: Dede des Raumes fo befchaffen feyn, wie 
es bei Küchen vorgefihrieben it. Auch in Abfiht auf die Bewahrung ——— 
licher Gegenſtaͤnde if dieſer Raum wie; eine Küche zu behandeln. 
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7) Es ift VBorausfegung, daß nicht befondere Umflände, wie enge Gaſſen (Generalverord- 
nung vom 13. April 1808, A. XXIII.) in feuerpolizeiliher Beziehung ein Bedenken 
begründen. 

IE, Die Erlaubniß zu Errichtung des Backofens Fann unter Beobahtung der Vor⸗ 
fohriften Ziffer I. und IL. von dem Oberamte ertheilt werben. 

Den Oberämtern wird zur Pflicht gemacht, bei Behandlung des Baugefuches den Bauen- 
den nicht unnöthige Koften zu verurfahen und diefem gemäß Gutachten des Oberfeuerſchauers 
und Einfendung eines Situationsplanes nur dann zu fordern, wenn die Sachlage oder uns 
genügende Behandlung von Seiten der örtlichen Bauſchau es erfordern wird, 

Da indeffen immerhin beffer ift, wenn in oder an ben Häufern gar feine Badöfen be- 
fteben und Hausbadöfen durch Communbadöfen entbehrlih gemacht werben, fo werden bie 
Dberämter fih angelegen feyn laſſen, auf Herftellung folder hinzumirken, fo weit es 
daran fehlt. 


80) Erlaß des K. Minifleriums des Innern an die R. Kreisregierungen 
vom 19. März 1849, 


betreffend: bie Aufftellung organifirter und eingeübter Feuerlöſch-Mannſchaften. 


Da auch bei dem kürzlich in Güglingen flattgefundenen Brandfalle fih beftätigt hat, 
daß eine organifirte und eingeübte Feuerlöſch-Mannſchaft (Pompierkorps) großen Nutzen 
gewährt, und daher fehr daran gelegen feyn muß, daß folhe Einrichtungen möglich häufig 
ing Leben gerufen werden : fo wird die Kreisregierung beauftragt, die Oberämter anzumweifen, 
dahin zu wirken, daß in größeren Gemeinden die bezeichneten Anftalten gebildet werben. 
Dabei kann insbefondere die in Heilbronn beftehende Einrichtung, welche ſich bereits als gut 
erprobt hat, als Mufter empfohlen werden, 

Für den Fall, daß in einzelnen Gemeinden beabfichtigt würde, der Einrichtung die Be- 
flimmung zu geben, daß fie bei Hüffeleiftung in auswärtigen Orten die Stelle ver nad der 
beftehenden Vorſchrift abzufendenden erften Feuerrotte vertreten folle, fo iſt im einzelnen 
Fall darüber von der Kreisregierung zu erfennen, die Vertretung der gewöhnlichen erften 
Feuerrotte dur das Pompierlorps jedoch nur alsdann anzuerkennen, wenn das Korps nad 
feiner Einrichtung und Ausrüftung,, fo wie nach Anzahl der Mannſchaft Garantie für die 
erforderliche Leiftung, namentlich den Vollzug in jedem einzelnen Falle bietet. 
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8) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an fämmtlihe Oberämter 
vom 22. März 1849, 


betreffend: bie Ertheilung ber Erlaubnig zu Aufführung neuer Gebäude außerhalb Etters. 


Da durch höchſte Entfchließung vom 21. d. M. genehmigt worden ift, daß aud die 
Erlaubniß zu Aufführung von neuen Gebäuden außerhalb Etters von den 
Dberämtern ertheilt werde, fo wird diefes unter Abänderung der Minifterialverfügung 
vom 28. December 1837*), betreffend die Erläuterung der Verfügung vom 1. November 
1820 über die Behandlung der Bauerlaubnißgefuche, ven Oberämtern zur Nachachtung ers 
Öffnet und zugleih Folgendes bemerkt: 

1) Unter „neuen Gebäuden” find nicht bloß Wohnhäufer, fondern auch andere Gebäude 
zu verftehen. 

2) Als außerhalb Etters (eines Wohnbezirks) gelegen find nicht anzufehen Gebäude, 
welche fih an die ven gefhloffenen Wohnbezirk einer Stadt, eines Dorfes oder eines Weilers 
bildenden Gebäude unmittelbar anreihen. 

Dagegen find Gebäude, welche einen gefchloffenen Wohnbezirf nicht unmittelbar fort 
fegen,, fondern nur in der Nähe oder in der Umgebung derfelben aufgeführt werben, als 
außerhalb Etters gelegen zu betrachten. 

Auch handelt es fih um ein Baumefen außerhalb Etters, wenn neben ein bereits be 
ſtehendes iſolirtes Gebäude ein anderes Gebäude aufgeführt, oder wenn in ein beftehendes 
ifolirtes Defonomie-Oebäude eine Wohnung eingerichtet werden foll. 

3) Hinfihtlih der Zuläffigkeit der Ertheilung der Erlaubniß zur Aufführung von Ge— 
bäuvden außerhalb Etters werden die Dberämter in Gemäßpeit ver beftehenden Vorſchrift 
(Erlaß an die Kreisregierungen vom 28. December 1837) angemwiefen, die Erlaubniß zu 
einem ſolchen Baumefen nur ausnahmsweiſe und nur da zu ertheilen, wo wirthſchaftliche 
Bortheile das Geſuch entſchieden unterflügen, und es fih um Errichtung von Gebäuden auf 
größeren Güterfompleren handelt, welde den Nahrungsftand einer Familie unzweifelhaft 
fihern, und feine forfipofizeilihen Gründe, noch andere Hinderniffe oder Bedenken, nament- 
lid Mangel guten Präpifates, entgegenftehen. 

4) Darüber, ob die in voranftehender Ziffer erwähnten Vorausfegungen zutreffen, iſt 
immer das Gutachten des Gemeinderaths einzuholen. Nöthigenfalls find darüber auch andere; 


*), Im Reg.Blait von 1838, ©, 5, 


190 


unbefangene Sachverftändige zu vernehmen. Im Widerftreit mit der Anficht des Gemeinde 
raths ift die Bauerlaubnig nur dann zu berilligen, wenn die Unrichtigfeit der Anſicht Des 
Gemeinderaths dur andere glaubwürdigere Gutachten von Sachkundigen ganz außer Zwei— 
fel gefegt ift. 

5) Würde gegen die Anficht des Gemeinderaths die Bauerlaubnig ertheilt werden, fo 
it dem Gemeinderathe zur Ausführung einer etwaigen Befchwerde eine angemeffene Frift 
unter dem Unfügen einzuräumen, daß nach Ablauf derfelben der Angriff des Bauweſens ge- 
flattet werde. Im Falle der Ankündigung, beziehungsmweife Ausführung ver Befhwerde 
dur den Gemeinderath ift der Angriff des Bauweſens bis auf Weiteres zu unterfagen. 

6) Wenn es fi jedoh von Aufführung einfacher Defonomiegebäude handelt, melde 
bloße Zubehörden von bereits beftehenden Wohngebäuden werden follen, oder wenn es ſich 
von anderen für ſich beftehenven, aber einfachen Baumwefen, wie von Oartenhäufern, handelt, 
fo ift die Erlaubniß nicht durch jene Vorausſetzung eines größeren Güterfompleres bedingt. 


82) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an fämmtlide DOberämter 
vom 4. April 1849, 


betreffend: die Erteilung von Bauconcefjionen, wenn bie Entfernung von Haus und Scheuer weniger 
als 30 Fuß beträgt. 


Da nad der beftehenden Praxis der Erbauung einer Scheuer in geringerer Entfernung 
als 30 Fuß von einem Wohnhaufe oder der Erbauung eines MWohnhaufes unter 30 Fuß 
Entfernung von einer Scheuer fein Hinderniß in den Weg gelegt wird, wenn bie betreffen- 
den Außenfeiten des neu aufzuführenden Gebäudes entweder maffiv von ©teinen errichtet, 
oder die Riegelfelder 5 Decimalzoll did übermauert und zugleich zutreffenden Falls vie 
weiteren Borfchriften des Minifterialerlaffes vom 10. Januar 1848, Ziff. III.*) hinſichtlich 
der Verwahrung der Außenfeiten des Gebäudes beobachtet werden, die diesfallfige Erlaubniß 
aber bei der Kreisregierung nachzuſuchen it, während die Beurtheilung der thatfächlichen 
Borausfegungen zur Ertheilung diefer Difpenfation mit gleicher Sicperheit von den Ober- 
ämtern erfolgen Fann, fo wird Behufs der Erzielung von Gefchäftsvereinfachung und rafche- 
rer Erledigung der Baugefuche hiemit den Oberämtern die Befugniß eingeräumt, fünftig über 
die vorfiehend bezeichneten Baugefuche- zu erfennen. 


) Dben Rro, 72, 
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83) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 21. Juni 1849, 


betreffend: das Berfahren bei Beſchwerden gegen bie obrigfeitlihe Regulirung der 
Lebensmitteltaren. 


Indem man der Kreisregierung die mit Beriht vom ...... betreffend das Verfahren 
bei Beſchwerden gegen die obrigkeitlihe Regulirung der Lebensmitteltaren vorgelegten Akten 
zurückgehen läßt, gibt man verfelben Nachſtehendes zu erfennen: 


Das Minifterium ift mit der Kreisregierung einverftanden, daß die Art. 162 und 163 
der revidirten Gemwerbe-Ordnung auf das Verfahren bei Feftftellung der Taren gewiſſer Les 
bensmittel nicht anwendbar find, weil diefe Negulirung weder dur die Gewerbe-Ordnung 
beftimmt worden if, noch überhaupt in der Wahrung gewerblicher Intereffen ihren Grund 
bat, vielmehr Tediglih für den Zweck befteht, das fonfumirende Publifum vor allzuhohen 
Anforderungen der Verkäufer zu fhügen. 


Die Handhabung diefer durch das öffentliche Wohl gebotenen Maßregel fällt zunächkt 
In das Gebiet der Ortspolizei und es find deshalb auch für das Tarregulirungsgefchäft die 
Gemeindebehörden zunächft zuftändig, über deren Verfügungen, wie bei andern Gegenfländen 
der Ortspolizei, Jeder, der davon betroffen wird, ſich befhwerend an die höheren Behörden 
wenden Fann, ohne daß diesfalls eine Beichränfung befteht. 


Eine Sufpenfivwirfung kann aber derartigen einfachen Befhwerdeführungen in feiner 
Inſtanz zugeftanden werden, weil bei dem ſchnellen Wechſel der die Veränderung der Zaren 
bebingenden Verhältniffe durd die Hemmung der Wirffamfeit des Ausfpruchs der zuftändigen 
Polizeibehörde der Zweck ihrer Thätigkeit fehr häufig gefährdet würde. Dagegen find die 
Behörden verbunden, derartige Beſchwerden mit möglichfter Beſchleunigung zu erledigen, auch 
unterliegt es feinem Anftand, daß fowohl die Behörde, welche zulegt erfannt hat, als auch 
die pöpere Stelle, an welche die Veſchwerde gelangt, die Suſpenſion des letzteren Erfennt- 


niſſes anordnen kann. urint 
| ’ on rau) 9 


Die Kreisregierung hat ee die nachgefegten Volizeiftellen zu beſheden. 
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84) Erlaf des R. Minifteriums des Innern an die R. Oberämter vom 
28. Juni 1849, 


betreffend; die Ertheilung der Difpenfation von Erbreiterung einer Ortsſtraße oder Gafle. 


Da in Anfehung der Minifterialverfügung vom 30. Juni 1846*), betreffend das Bauen 
in Straßen, denen die erforderliche Breite abgeht, die Beftimmung unter Ziff. IX., wonach 
bie Ertheilung einer Difpenfation von rbreiterung einer Straße oder Gaffe den Kreis- 
regierungen zufteht, mit höchfter Genehmigung dahin abgeändert worden ift, daß flatt der 
Kreisregierung Fünftig das zuitändige Oberamt befugt ifl, über die Zuläffigfeit der Difpen- 
fation unter Beobachtung der Vorſchriften der genannten Verfügung zu erfennen, fo wird 
das Dberamt zur Nachachtung hievon in Kenntniß gefept. 


85) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die K. Oberämter vom 
23, Juli 1849, | 


betreffend: das Verfahren bei Gemeinderaths⸗ und Bürgerausfhußwahlen. 


Nah Art. 21 des unter dem 10. Juli verfündigten Gefeges vom 6. d. M., betreffend 
einige Abänderungen und. Ergänzungen der Gemeinde- Ordnung, ift binnen zwei Monaten, 
fomit bis zum 10. September d. J. in allen Gemeinden eine Erneuerung des ganzen Ge- 
meinderath8 vorzunehmen. Das Dberamt wird deshalb beauftragt, dafür zu forgen, daß 
wie Gemeindebehörden des gefammten Dberamtsbezirts innerhalb jenes Termins auf einen 
den Einwohnern der Gemeinden möglichit geſchickten Zeitpunkt den Wahltag anberaumen 
und, bie; für die Wahl erforderlihen Einrihtungen rechtzeitig treffen. | 

Insbeſondere it die Abfaffung der Wäphlerliten von der aus dem — — dem 
Gemeindepfleger, dem Obmann des Bürgerausfßhuffes und dem Rathsſchreiber zuſammen⸗ 
geſetzten Commiſſion bald in Angriff zu nehmen. Iſt der Ortsvorſteher zugleich Rathsſchrei⸗ 
ber, ſo tritt kein Stellvertreter für ihn ein. 

Die Wäphlerlifte zerfällt in drei Abtheilungen: 

‚ 1) Semeindegenoffen. In diefer Abtheilung find aufzuführen alle in der Ge⸗ 
meinbe wohnhaften Gememeinvegenoffen, welde 25 Jahr alt oder durd Difpenfation für 
volljährig erflärt find, fofern fie entweder an dem —— Zeil — oder do 


*) Oben Nro, 65, 
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Bürger> oder Beifigfteuer bezahlen. Wird in der Gemeinde kein Gemeindeſchaden umgelegt, 
fo fragt es fi, ob die betreffenden Gemeindegenoſſen Grunvftüde, Gefälle, Gebäude oder 
Kapitalien befigen, oder ein Gewerbe betreiben, oder eine Befoldung oder fonftiges Einkom⸗ 
men beziehen, von welchem fie zu dem Gemeindefchaden beizutragen hätten, wenn ein folder 
beftünde. Ebenfo if, wenn feine Bürger» oder Beifigfleuer umgelegt wird, bei denjenigen, 
melde nicht fchon an dem Gemeindefhaden Theil zu nehmen hätten, zu unterfuchen, ob fie 
ſelbſtſtändig und auf eigene Rechnung leben, und daher Bürger» oder Beifipfteuer zahlen 
müßten, wenn eine folde beflünde. Der Unterfhied zwiſchen Bürgern und Beifigern hat 
für das Wahlrecht Feine Bereutung mehr; ebenfo ift Niemand wegen feines religiöfen Olau- 
bens ausgefchloffen, auch die fogenannten Schadherjuden können das Wahlrecht ausüben. 

Ferner if der bisherige Ausfchließungsgrund der unter Privatdienfiherrfchaft ſtehenden 
Perfonen aufgehoben; auch iſt es bei denjenigen volljährigen Gemeindegenoffen, welche zu 
dern Gemeindefchaden beitragen, oder beitragen würden, wenn ein folcher beflünde, gleich- 
gültig, ob fie felbfiftändig auf eigene Rechnung leben (aktive Bürger find) over nicht; wo⸗ 
gegen bei denjenigen, welche allein Bürger» oder Beifigfteuern entrichten oder entrichten 
würden, wenn diefe Umlage beflünde, das Merkmal der Selbfiftändigfeit fortwährend erfor- 
derlich ift. 

2) Sonftige Württembergifhe Staatsbürger. In diefer Abtheilung find 
die in dem Gemeindebezirt mwohnhaften, der Gemeinde nicht angehörigen Württemberger, 
welde 25 Jahre alt oder durch Difpenfation für volljährig erflärt find, und die durch das 
Geſetz hinfihtlih der Theilnahme an den Gemeinde-Umlagen verlangten Bedingungen erfüls 
len, aufzuführen. In letzterer Beziehung findet gegenüber den Gemeindegenoffen der doppelte 
Unterfihied Statt; einmal, daß weder die Bezahlung der Wohnfteuer, noch die Theilnahme 
an dem Gemeindefchaden für fih allein genügt, fondern beides vereinigt feyn muß, und zwei⸗ 
tens, daß die Entrihtung der Wohnfteuer ſowohl als vie Theilnahme an dem Gemeinde- 
fhaden in ver betreffenden Gemeinde ununterbrochen in den drei vem Wapltermin vorange- 
gangenen Rechnungsjahren angedauert haben muß. In Gemeinden, in welchen feine Wohn- 
fleuer und fein Gemeindefhaden umgelegt wird oder wenigſtens das eine diefer Dedungs- 
mittel des Gemeindeaufwands nicht vorfommt, müffen folde der Gemeinde nicht angehörige 
Staatsbürger wenigftens drei Jahre lang in Verhäftniffen geweſen feyn, welche die eine und 
die andere Befleuerungsart begründet hätten, wenn biefe vorgefommen wäre. Es Fönnen 
fomit in dieſe Abtheilung nur felbfiftändige Männer aufgenommen werben, welche zu ver 
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Gemeinde ſteuerpflichtige Orundftüde, Gefälle, Häufer oder Kapitalien befigen, oder ein der 
Steuer unterliegendes Gewerbe betreiben, oder ein fonftiges befleuertes Einkommen beziehen. 
Da die Selbfiftändigkeit und Steuerpflichtigkeit fhon drei Fahre gedauert haben muß, fo 
fönnen in die nächſte Wählerlifte diejenigen nicht aufgenommen werden, welde bloß aus 
Kapitalien oder Befoldungen und äpnlihem Einfommen zu dem Gemeindefchaden beitragen. 

3) Bürger anderer deutfhen Staaten. Da das Wahlrecht diefer Klaſſe von 
Einwohnern einer Gemeinde davon abhängt, daß Württembergern, welche in dem Heimath- 
ftaat des betreffenden Einwohners ihren Wohnfig haben, dort gleichfalls das gemeindebürger- 
fihe Wahlrecht eingeräumt wird, und der Beweis diefer Thatfahe von demjenigen, welcher 
auf das Wahlrecht Anfpruch macht, zu führen ift, fo ifl zu erwarten, ob ein in der Gemeinde 
wohnender Nicht-Württemberger die Aufnahme in die Wäphlerlifte verlangt. In viefem Fall 
muß er nachweiſen, daß in feinem Heimathflaat, Württembergern gegenüber, der Grundfag 
der Gegenfeitigfeit beobachtet wird, und außerdem die zur Aufnahme in die zweite Abtheilung 
erforderlichen Eigenſchaften befigen. 

In allen drei Abtheilungen fallen weg: 

a) diejenigen, welchen ein Pfleger beftellt if; 

b) diejenigen, welche nicht bloß wie bisher zur Zeit der Wahl, fondern überhaupt im 
laufenden oder vorhergegangenen Rechnungsjahr Beiträge aus öffentlichen Kaffen zu 
ihrem oder ihrer Familien Unterhalt empfangen haben, fofern viefes nicht wegen 
eines vorübergehenden unverſchuldeten Unglüds, wie z. B. wegen Kranfpeiten, 
geſchab; 

c) diejenigen, gegen welche ein Gantverfahren gerichtlich eröffnet iſt, während der Dauer 
des Gantverfahrens; nicht mehr ausgefchloffen find dagegen diejenigen, melde wegen 
Bermögend-Zerrüttung geftraft worden find, fofern fie nicht durch das Straferfennt- 
niß ihrer bürgerlichen Ehrenrechte verluftig wurden; 

d) die dur rechtskraͤftiges gerichtliches Erkenntniß zum bleibenden oder zeitlihen Ver⸗ 
lufle der Wahlrechte oder zu einer diefen Verluſt nad ſich ziehenden Strafe oder zur 
Dienftentfegung verurtheilten ‚oder unter polizeiliche Aufficht geftelften, fo wie vie 
wegen eines mit dem Verluſte der Wahlrechte bedrohten Vergehens im Anſchuldigungs⸗ 
fand (Strafprozeß⸗Ordnung Art. 81) verfegten Perfonen, foweit fie nicht durch einen 
allgemeinen oder befonderen Gnadenakt amneftirt worden find. 

Die, Wäplerlifte, muß wenigftens acht Tage vor dem anberaumten Wahltag vollendet 
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fegn und ſodann einige Tage auf dem Ratphaus oder in einem anderen geeigneten Lokal zu 
allgemeiner Einficht aufgelegt werden. Daß diefes gefchehen, ift durch Ausrufen in der Ge- 
meinde befannt zu machen und zugleich zu beflimmen, daß Jeder, welcher eine Einſprache 
gegen die Wäphlerlifte, fei e8 wegen Unterlaffung der Aufnahme eines Wahlberechtigten oder 
wegen Aufnahme eines Nichtberechtigten, zu machen hat, dieſe binnen einer feftzufegenden 
Frift bei dem Gemeinderat vorbringen fol. Die Frift für das Vorbringen folder Ein- 
ſprachen muß fo beftimmt feyn, daß fie nicht früher endigt, als mit dem Schluſſe des dritten 
Tages vor der Wahl. 

Ueber die vorgebrachten Einfprachen erfennt der Gemeinderathb fo fehnell als möglich, 
jedenfalls noch vor dem Schluffe der Wahlhandlung. Befchwerden gegen die Entſcheidung 
des Gemeinderaths können die Vornahme der Wahlhandlung nicht aufſchieben, und es ift 
fi bei der Zulaffung zu der Wahl an das Erfenntnif derjenigen Behörde zu halten, welche 
foweit die Wahllommiffion vor dem Schluffe ver Wahlhandlung amtlihe Kenntniß erhielt, 
zulegt in der Sache entſchieden hat. 

Die Wahl felbft gefchieht vor einer Commifflon, melde aus dem Drtsvorfteher, dem 
erflen Gemeinderath und dem Obmann des Bürgerausfchuffes befteht, in geheimer Abftimmung. 
Es genügt daher nicht mehr, mie bisher, die Anmwefenheit des Drtsvorftehers und Rathe- 
ſchreibers. 

Die gewählten Gemeinderaths-Mitglieder find von dem Gemeinde-Vorfteher in ein 
Berzeichniß einzutragen, welches die Zeit ver Wahl, des Eintritts in den Gemeinderath und 
des Austritt aus demfelben zu enthalten hat und georonet fortzuführen if. Das Oberamt 
hat viefes Verzeihnig nah Umftänden unter Vergleihung mit den Wahlprotofollen von 
Zeit zu Zeit einzufehen, um fi) von dem geordneten Etande des Gemeinderathe-Eollegiums 
zu überzeugen. 

Außerdem haben die Gemeinde-Vorfteher die Namen ver neugemwählten, fo wie der aus 
irgend einem Grund austretenden Gemeinderaths-Mitgliever dem Oberamte anzuzeigen, wwel- 
des dem Dberamtsgerichte hievon Mittheilung zu machen und das eigene Verzeichniß richtig 
zu ftellen hat. Die Anzeige der neugemählten Gemeinderaths + Mitglieder hat erft nach Ab⸗ 
lauf der in Art. 12 des Gefeges vom 6. d. M. beſtimmten achttägigen Frift zu gefchehen, 
und es ift dabei von dem Gemeinde» BVorfteher zu bemerken, daß weder gegen das Wahl: 
verfahren, noch gegen die Perfon ver Gewählten gefeglihe Einwendungen befannt feien. 

Bei der Wahl des Bürgerausfhufles und des Drtsvorftehers find diefelben Perfonen 
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wahlberechtigt, wie bei ven Gemeinderathswahlen. Es ift deshalb auch bei der Richtigftellung 
der Waͤhlerliſten vaffelbe zu beobachten, mas oben auseinandergefegt wurde. Zweckmäßig 
erſcheint es, wenn es fo eingerichtet wird, daß die Wäphlerliften für Gemeinderathswahlen 
zugleich auch für Bürgerausfhußwahlen benügt werden fünnen und zu biefem Ende die Bor- 
nahme der Bürgerausfhußwahlen auf die Zeit unmittelbar nad Vollendung der Gemeinde- 
rathswahlen verlegt wird. Bei den Bürgerausfhußmwahlen ift die Wahlkommiſſion fo zufam- 
mengefegt, wie in $. 50 des Verwaltungsedilts vorgeſchrieben iſt. Die Abftimmung dage- 
gen erfolgt geheim, ganz wie bei den Gemeinderathswahlen. 

Das Oberamt wird die Gemeindebehörden nah dem Vorſtehenden inftruiren und ins- 
befondere auf die durch das neue Geſetz bedingten Abmweichungen von ber bisherigen Einrich- 
tung gehörig aufmerffam machen, 


86) Erlaß des KR. Minifteriums des Innern an die K. Kreisregiernngen 
vom 26,November 1849, 


betreffend: die Diäten und Reifefoften der Mitglieder der Bezirksausſchüſſe. 


Bon Seiten der Kreisgerihtshöfe ift dem Juftizminifterium Anzeige darüber erflattet 
worden, daß die Bezahlung der von manchen der zu den Bezirksausfchüffen für die Wahl 
der Geſchworenen berufenen Perfonen in Anſpruch genommenen Diäten und Reifekoften aus 
den Amtspflegen theilmeife auf Anftände floße, und es hat das Juſtizminiſterium das Mini- 
flerium des Innern um entfprechende Verfügung angegangen, da die Wahl des Ausfchufles 
nad dem Gefege ein Recht und eine Pflicht der Amtsverfammlungen fei, und es daher Fei- 
nem Zweifel unterliegen werde, daß die hiedurch, fowie durd die von dem Bezirksausſchuſſe 
vorzunehmende Wahl der Gefchworenen entftehenden unvermeidlihen Koften von der Amts: 
forporation zu tragen feien. 

Da man mit diefer Anficht im Hinblick auf die Art. 69 ff. des Gefekes über das Ber- 
fahren in Straffacdhen, welche vor die Schwurgerichte gehören, vom 14. Auguft d. J. einver- 
fanden ift, fo erhält die Kreisregierung den Auftrag, die Oberämter des Kreifes hienach 
zu befcheiven. 

Dabei wird weiter angefügt, daß die Entfhädigungen der Mitglieder des Bezirksaus— 
ſchuſſes, ſo weit folde im einzelnen Falle in Anfpruch genommen werden, in analoger An- 
wendung der Beflimmungen ver K. Verordnung vom 22. Februar 1841 (NReg.Blatt ©. 83) 
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in dem bafelbft für Gemeinderaths-Mitglieder vorgefehenen Maaßſtabe zu bemeffen 
und jedenfalls auf Diäten und Reifekoften-Entfhädigungen (mit Ausfchluß von Taggelvern) 
zu beſchränken find. 


87) Erlaß des K. Minifteriums des Innern an die R. Kreisregierungen 
vom 7.März 1850, 


betreffend: das Stimmredt der Stiftungspfleger im Stiftungsrathe, und bie Berhältniffe mehrerer 
aufgeftellter Stiftungspfleger zum Stiftungsrathe, 


Es ift aus DVeranlaffung eines Specialfalles die Frage zur Erörterung gelommen : ob 
ba, wo mehrere Stiftungspfleger aufgeftellt find, jedem Sig und Stimme im Stiftungsrath 
zufomme, ob deren Stimmrecht nicht auf die Gegenflände ihrer Verwaltung zu befchränfen’ 
oder auf welche andere Weife das Verhältniß derfelben zum Stiftungsrathe zu regeln fei ? 

” Das Minifterium hat diefe Frage in einem Erlaffe an die Regierung des Donaufreifes 
in folgender Weife entfehieven, wovon die Kreisregierung zu ihrer Notiz in Kenntniß ges 
fegt wird: 

Da der $. 124, Abf. 4 des Verwaltungsedikts dem Stiftungspfleger ohne alle Befchrän- 
fung Sig und Stimme im Stiftungsrath einräumt und der $. 132 venfelben als Mitglied 
des FKirchenfonvents von Amtswegen bezeichnet, während dieſer Behörde mandhe mit der 
Verwaltung des Stiftungsvermögens nicht im Zufammenhange ſtehende Geſchäfte zugewieſen 
find, fo entbehrt die Anfiht, daß dem Stiftungspfleger ein Sitz- und Stimmrecht nur in 
Gegenftänden der ihm amvertrauten Verwaltung zufomme, jeden gefeglichen Anhaltspunftes 
und muß vielmehr das unbefchränfte Sig- urd Stimmrecht deffelben anerfannt werden. 

Diefe Befugnig fann je nah Umfländen mehreren Stiftungspflegern zutommen, indem 
das Gefes in $. 124, Abf. 1 und $. 127 das Vorhandenſeyn mehrerer Stiftungspfleger 
ausdrücklich vorausfegt und ein innerer Grund, Einen Stiftungspfleger vor allen anderen 
zu bevorzugen, nicht vorhanden if. Dagegen ift allerdings nicht anzunehmen, daß das Ge- 
feg da, mo für die einzelnen Stiftungen befondere Pfleger aufgeftellt find, jedem berfelben 
Sig und Stimme im Stiftungsrathe gewähren wollte, weil hiedurd das vorausgefegte Zah- 
lenverhältnig der Stiftungspfleger zu den übrigen Mitglievern des Stiftungsraths durchaus 
verrüdt werden könnte. Es wird daher die obenerwähnte Vorfchrift des Gefeges nur auf 
die Verwalter von ſolchen Stiftungen zu beziehen feyn, welche für allgemeine Kirchen-, 
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Schul⸗ und Armenbedürfniffe beflimmt find, während den Pflegern von Stiftungen mit fpes 
ziellen Zweden und von untergeorbneter Bedeutung eine Stimme im Gtiftungsratpe, 
wenn fie nicht zugleich Gemeinderäthe find, nicht einzuräumen iſt. Uebrigens fleht ein Hin- 
berniß nicht im Wege, ſolche Pfleger in Angelegenheiten der von ihnen verwalteten Stiftung 
mit berathender Stimme beizuziehen. 

Welchen Stiftungspflegern hiernah Sig und Stimme im Stiftungsrathe zufomme, ift 
je nah den Verhältniffen des einzelnen Falles, und zwar zunächſt von dem betreffenden 
Stiftungsrathe, zu entſcheiden. 


88) Er laß des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreigregierungen 
vom 27. Juni 1850, 


betreffend: die Abänderung verſchiedener baupolizeiliher Vorſchriften. 


Um den Beſchwerden über einzelne baupolizeilihe Vorſchriften, ſoweit es vermöge der 
beftebenden gefeglihen Beflimmungen zur Zeit thunlich it, Berüdfihtigung zu widmen, wird 
bis zur Erlaffung einer neuen Bauordnung, an deren Entwerfung gearbeitet wird, nah Ber: 
nehmung von Sadverfländigen Nachftehendes verfügt: 


A. Bezüglid der Minifterial-VBerfügung vom 10. Januar 1848*), betreffend 
die Abänderung verfhiedener baupolizeilihder Vorfhriften. 
1) Zu Ziff. II. 4*). 

Da die dort gegebene Vorfhrift, daß in Gebäuden, worin eine Wohnung und ein nicht 
über 30 Fuß langer Scheunenraum fich befinden, die zwiſchen diefen beiden Gelaſſen aufzu— 
führende Scheivewand auf die ganze Höhe des Gebäudes ununterbroden fenfredgt, 
fomit auf ſich felbft ruhend, bergeflellt werden foll, hie und da fehr beſchwerend wir- 
fen kann, fo werden die Dberämter ermädtigt, in einzelnen Baufällen auch eine folhe Ab- 
ſcheidung zwifhen Wohnung und Eceune zu geftatten, „bei welder die in Gemäßpeit jener 
Verfügung vom 10. Januar 1848 herzuflellenden Scheidewände aller Stodwerfe nicht 
gerade auf einander zu ftehen fommen;" es müffen jedoch dabei flets folgende Vorſchriften 
genau eingehalten werden: 


*) Dben Nro, 72. 
**) Bergl, aup den Minifterial-Exrlaß vom 21. März 1851, hienach Rro. 90, 
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a) In jedem Stodwerke, einfchließlih des Dahftodes, muß der Wohngelaß von dem 
Scheunenraume dur eine Scheidewand gänzlich abgefhloffen werden. 

b) Will der Bauende den Scheunenraum im Dachſtocke durch Vorrücken der Scheide 
wand in den Wohngelaß vergrößern, fo muß der Boden der Bühne oberhalb dem betreffen, 
den Wohngelaß mit fteinernen oder gebrannten Platten oder wenigſtens mit 2 Zoll dickem 
Eſtrich belegt und die diefem Boden von unten anfchliegende Dede des Wohnraums gefchliert 
und geipst werden. 

c) Wil der Bauende umgekehrt im Dachſtock ven Wohngelaß dur Vorrüden der 
Scheidewand in den Scheunenraum vergrößern, z. B. eine Kammer in denfelben einfchieben, 
fo muß die beſtehende Dede des Gelaſſes, fo wie die dem Boden deffelben von unten ent» 
gegenftehende Dede geſchliert und geipst werden. 

d) Will ver Bauende in einem Wohnftodwerke (nicht im Dadflode) den Scheunen- 
raum durch Borrüden der Scheidewand in den Wohngelaß vergrößern und dadurd einen 
Futterbewahrplag in den Wohngelaß einfchieben, fo ift nicht nur die Dede viefes eingefcho- 
benen Scheunenraums zu fchlieren und zu ipfen und der Boden mit fleinernen oder gebrann- 
ten. Platten oder wenigſtens mit 2 Zoll didem Eftrih zu belegen, fondern auch die diefem 
Boden von unten ſich anſchließende Dede des Wohngelaffes zu fehlieren und zu ipfen. 

e) Will der Bauende in einem Wohnſtockwerke umgekehrt den Wohngelaß durch Bor- 
rüden der Scheidewand in den Scheunenraum vergrößern und dadurch einen Wohngelaß, 
3 B. Kammer, in den Scheunenraum einfchieben, fo ift die Dede des Gelaffes zu fchlieren 
und zu ipfen und ber diefer Dede von oben entgegenftehende Boden bes betreffenden Scheu- 
nenraums mit fleinernen oder gebrannten Platten oder wenigſtens mit 2 Zoll dickem Eſtrich 
zu belegen; aud ift die dem Boden des eingefhobenen Wohngelaffes von unten entgegen« 
ftebende Dede zu fchlieren und zu ipfen. 

f) Soll im unteren Stodmwerfe die Stallung nicht im Scheunenraum, fondern im Wohn⸗ 
raum eingerichtet werden, fo ift die Dede der Stallung zu fehlieren und zu ipſen, fo wie 
auch diefelbe vom Wohnraum durch eine Scheidewand abzuſchließen ift. 

g) In einem Wohngelaß, der in den Scheunenraum eingefhoben wird, darf Fein Feuer⸗ 
werf befteben. 

Sodann darf dur einen Scheunenraum, welder in den Wohngelaß eingefihoben wird, 
nit nur fein Kamin gehen, fonvdern es muß auch dic Fläche der Scheidemand wenigſtens 
3 Fuß von dem Kamin entfernt bleiben. 
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h) Hinfichtlih einer Oeffnung in der Scheidewand hat es bei der Vorſchrift der Ver- 
fügung vom 10. Januar 1848, Punkt II. 5 fein Bewenden, wonach nur zur ebenen Erde 
eine Berbindungsthüre flatthaft ift, weitere Deffnungen in höheren Stockwerken, namentlich 
im Dachſtocke, in der Scheidewand, oder in dem Bühneboden aber unzuläffig find. 

2) Zu Ziff. I. 5. 

Das Dberamt ift ermächtigt, zu geflatten, daß die zwifchen Wohnhaus und Scheune 
in dem unterften Stock zuläffige Berbindungsthüre von Holz, jedoch auf beiden Seiten mit 
Sturzblech befchlagen, gefertigt wird. 

3) Zu Ziff. IH. 1. 

Bezüglih der Herftellung von Gefimfen und Ortgängen an Gebäuden, melde nicht 
10 Fuß von anderen entfernt flehen, fann von dem Oberamte geftattet werden, daß diefelben 
flatt der Metallbefleivung haltbar verblendet werden. 

4) Zu Ziff. IV. 1. 

a) In Anfehung der Vorſchrift, wornach in rauhen bochgelegenen Drten die Bedeckung 
von Gebäuden mit Lehmſtroh oder mit Landern unter gewiſſen Borausfegungen zugelaffen 
werben kann, wird erläuternd bemerkt, daß hierunter auch ſolche Gebäude zu begreifen find, 
worin Wohnung und Scheunenraum von höhftens 30 Fuß Länge unter Einem Dad fi 
befinden. Dagegen darf, wenn die Scheune über 30 Fuß fang und daher zwifchen Wohnung 
und Scheune eine Brandmauer aufzuführen ift, die Bedeckung der Scheune mit Lehmſtroh 
oder Landern nur dann geftattet werden, wenn bie Brandmauer 3 Fuß über das Dach hin- 
ausgeführt war. 

b) Sollte die ebenpafelbft als Bedingung der Geftattung eines Lehmſtroh⸗ oder Lander- 
daches vorgefchriebene Entfernung von anderen Gebäuden von 30 Fuß vermöge der Sad 
lage nicht wohl erzielt werden fönnen, fo kann das Oberamt aud eine Ausnahme von der 
Vorſchrift zulaffen, wenn wenigftens zur Anwendung von Feuerlöſch-Geräthſchaften allfeitig 
ein wohl hinreichender Zwifchenraum vorhanden ift; in feinem Falle darf die Entfernung von 
anderen Gebäuden unter 15 Fuß betragen. 

5) Zu Ziff. V. 

Die Erlaubniß, daß in Vorplägen und Gängen in oberen Stockwerken, welche durch 
Thüren von den Treppen abgefchloffen find, hölzerne Böven hergeflelt werden fönnen, 
ift auch anwendbar auf Abtrittgänge, melde durch Thüren abgefchloffen find. 
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‚B. Betreffend andere baupolizeilihe Vorſchriften. 

1. In Anfehung der Vorſchrift der Generalverordnung vom 13. April 1808, Lit. a 
$. V., wonah Wohngebäude, welde nicht 30 Fuß von anderen entfernt fieben, 
in der Richtung gegen das betreffende Nachbarhaus entweder mit förmliden Brand- 
mauerm zu verfehen, oder, wo diefelben wegen ihrer Koftbarkeit nicht anwendbar find, 
immer die Riegelmandungen hinaus bis auf 5 Zoll zu verblenden find, wird im Hinblid auf 
die große Befchwerde, welche bei durchgreifender genauer Anwendung der Vorſchrift in eins 
zelnen Fällen entftehen kann, fo wie im Hinblid auf die bisherige Anwendungsweiſe der 
Vorſchrift im Difpenfationswege verfügt: 

1) Beträgt ver Gebäudeabftand 15 Fuß und darüber, fo Fann in Erwägung der zu- 
treffenden Umftände vom Oberamte von Führung von Brandmauern entbunden und 
Aufführung der betreffenden Umfaffungsmauern aus Riegelwerk unter der Bedingung 
geitattet werden, daß diefelben fpäteflens im dritten Jahre 1 Zoll did verblendet werben. 

2) Beträgt der Gebäudeabfland nicht 15 Fuß, aber doch 8 Fuß, fo fann nah Umflän- 
den vom Dberamt die Führung äußerer Brandmauern erlaffen und die Aufführung 
von Riegelwerk unter der Beftimmung geftattet werben, daß die Ausmauerung der 
Riegelfelver die Riegelhölzer nah Außen um Dachplattendicke überragt, die Riegel- 
hölzer fpäteftens in drei Jahren mit angenagelten Ziegelplatten überdeckt werden und 
die ganze Wandflähe mit haltbarem Mörtel verpugt wird. 

3) Beträgt der Abftand nicht 8 Fuß, fo hat es bei der oben angegebenen Vorſchrift fein 
BVerbleiben, wonah auf den — anderen Gebäuden gegenüberftehenden Seiten ents 
weder förmliche Brandmauern zu führen find, oder, wo diefe der Koflbarkeit wegen 
nicht anwendbar find, Özöllige (Deeimalmaaß) Vormauerung anzubringen ift. 

1. Sodann wird in Anfehung der beſtehenden Vorſchrift, wonah Scheunen (wozu 
au Gebäude gehören, welde neben einem Scheunenraum von mehr als 30 Fuß Länge 
auch eine Wohnung unter Einem Dad enthalten) 30 Fuß entfernt von anderen Gebäuden 
aufzuführen, oder, fofern fie in geringerer Entfernung geflattet werben, mit fleinernen Um- 
faffungsmauern (Brandmauern) aufzuführen find (Generalverordnung vom 13. April 1808, 
Lit. a. $. IV. und Minifterialverfügung vom 4. April 1847) den Oberämtern eingeräumt, 
in dem Falle, wenn die Entfernung der Scheunen von anderen Gebäuden 20 Fuß beträgt, 
die Verpflichtung, auf den anderen Gebäuden gegenüberftehenden Seiten fleinerne Umfaſſungs⸗ 
mauern (Brandmayern) aufzuführen, zu erlaffen, und zu geflatten, daß Riegelmandungen 

26 
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geführt und diefelben ſpäteſtens im dritten Jahre einzöllig verblendet werden, wogegen es 
bei Scheunen, welde in geringerer Entfernung (unter 20 Fuß) aufgeführt werden, bei der 
beſtehenden Vorſchrift durchaus fein Verbleiben hat. 

11. Hinſichtlich der Vorſchrift im $. 2, Lit. d. der Verfügung vom 28. März 1831 
(Reg.Blatt S. 179), dag Windöfen nur an fleinernen Wandungen aufgeftellt werden follen, 
wird den Oberämtern eingeräumt, zu geftatten, daß in alten ſchon beftehenden Häufern 
die Windöfen an Riegelmandungen aufgeflellt werden, unter der Bedingung jedoch, daß bie 
Riegelwand mit Steinplatten ganz feuerfiher verkleidet wird, welche den Ofen und das Rohr 
auf allen Seiten 14 Fuß überragen, auch daß der Dfen wenigftens 1 Fuß von der auf ſolche 
Weife verfleiveten Wand entfernt gefegt und die Rauhabzugsröhren allfeitig 14 Fuß vom 
Holz entfernt geführt werden. 

IV. Bezüglih der Vorſchrift unter Lit. a. I. $. 3 der Verfügung vom 16. Oftober 
1843 (Reg.Blatt &. 775), den Bau ꝛc. der unbefleigbaren Kamine betreffend, wo es heißt: 

„sn Gebäuden, die mit Holz, Stroh oder Lehmſtroh bededt oder von anderen Ge- 

bäuden, die eine folhe Bedachung haben, fo wie von Scheunen nicht wenigſtens 

30 Fuß entfernt find, darf die Errichtung unbefteigbarer Kamine nicht geftattet werden,‘ 
wird beftimmt, daß in den zwei legteren Fällen die Errihtung vom Oberamt geftattet wers 
den kann, wenn die Mündung des Kamins wenigſtens 30 Fuß von den bezeichneten Gebäu- 
ben entfernt ift und wenn das Kamin höher als diefe benachbarten Gebäude geführt wird. 

V. Da die Vorſchrift unter Ziff. 3 der Verfügung vom 9. September 1840 (Reg. 
Blatt S. 389), betreffend die Vorlegung von Grund» und Aufriffen, fo wie Situationg- 
planen, bei minder bedeutenden Baufällen häufig in einer die Parthieen zu fehr beſchweren— 
den Weife zur Anwendung gebracht wird, fo wird in diefer Beziehung angeordnet: 

Grund» und Aufriß find vorzulegen bei Gefuhen um Erlaubniß zu Errichtung einer 
Feuerwerfflätte und in denjenigen Fällen, wo nad der Anficht der Bauſchau und der 
über das Gefuch erfennenden Behörde das Sachverhältniß ohne ſolche Zeichnungen 
nicht genügend beurtheilt werden kann. Auch find in allen der Zufländigfeit der 
Dberämter oder Kreisregierungen vorbehaltenen Fällen, bei deren Beurtheilung es 
auf Lage, Form und Umfang des Gebäudes anfommt, einfache Handriffe, in welchen 
die Maafe eingefchrieben find, nebft ver betreffenden (in der Gemeinde-Regiftratur) 
vorhandenen Flurfarte einzufenden. 

Bon einem Geometer befonders gefertigte Situationsplane find nur, wo die erfennenve 
Behörde es nöthig findet, zu verlangen, 


89) Erlaf des K. Minifteriums des Innern an die K. Kreigregierungen 
vom 11. Januar 1851, 


betreffend: bie Grenzen bes conceffiond- und umgeldöfreien Berfaufs von Branntwein. 


Nah Art. 44 des Wirthfchaftsabgaben-Befeges wird es als ein unerlaubtes Wirth- 
fhaftsgewerbe angefehen, wenn Jemand ohne Eonceffion Getränke, e8 gefchehe mit der Eich- 
oder Schenfmaas, im Kleinen, d. h. in Duantitäten verfauft, die bei dem Wein, Effig und 
Bier fein Imi, und bei dem Branntwein feine volle Maas betragen. 

In Folge mehrfacher Zweifel darüber, ob bei dem Branntwein zu einer vollen Maas 
eine Eichmaas (der zehnte Theil von einem Imi) erfordert werde, oder ob ſchon eine volle 
Schenkmaas als das in dem Art. 44 des Geſetzes als conceffions- und umgeldsfrei feft- 
gefegte Quantum anzufehen fei, hat fih nun das Miniiterium im Einverftändnig mit dem 
K. Finanzminifterium für die legtere Anfiht ausgefprocpen, und es ift der Normalerlaß vom 
29. December 1845*), wonach alle Verfäufe nah der Schenfmaas und in Bouteillen oder 
in kleineren Maafen, gleichviel, in welchen Duantitäten, der Ausfchanfabgabe unterworfen, 
und ohne Conceffion unternommen, als unerlaubtes Wirthfhaftsgewerbe zu beftrafen find, 
nur auf den Verkehr mit Wein zu beziehen. 

Die Regierung wird hievon auf ihren Bericht vom ..... mit dem Auftrage benad- 
richtigt, von dieſer Auslegung des Wirthfhaftsabgaben-Gefeges auch die ihr nachgeſetzten Be⸗ 
zirköftellen in Kenntniß zu fegen. 


90) Erlaf des 8. Minifteriums des Innern an die K. Rreisregierung in— 
vom 21. März 1851 (zugfeih den übrigen Kreisregierungen mitgetheilt). 


betreffend: Vorſchriften für die Errichtung von Wohn: und Defonomies Gebäuden unter Einem Dad. 


In Folge Vortrags einer Kreisregierung, wie es in neuerer Zeit häufig vorfomme, daß 
Wohn- und Delonomie-Gebäude unter Einem Dache nicht in vertifaler, fondern horizontaler 
Richtung abgegränzt in der Art eingerichtet werben, daß im unteren Stodwerfe fi befinden: 

Stallung, Schuppen, Remife, Tenne, häufig noch mit einem als Futterboden die- 
nenden Zmwifchenftode, 


*) Dben Nero, 64. 


im zweiten Stodwerle: 
Wohnzimmer, Kammer, Rüde, 
und im Dachſtocke: 
ein Futterbewahrplag, 
ift folgende Entſchließung an die betreffende Kreisregierung erlaffen worden: 
Bei der Wirhtigkeit des bezeichneten Gegenftandes ift über die Frage: 
ob eine folhe Bauart mit den beftehenden feuerpoligeilihen Vorſchriften, insbefon- 
dere mit der Vorfehrift in der Generalverordnung vom 13. April 1808, A. IV., 
wonach zwiſchen Haus und Scheuer Brandmauern zu führen find, und den Be- 
flimmungen der Bauordnung Tit. von Scheurengebäuden „A es foll aud in 
feiner Scheuer eine Feuerflätt gemacht noch eingerichtet werden”, vereinbar fei, 
bei dem Minifterium eine Anzahl Bautechnifer gehört worden. Diefelben haben einhellig die 
Frage verneint, indem bei einer foldhen Bauart der Zwed des Gefeges, nämlich feuer: 
fihere Abfıheidung des MWohnraums von dem Scheurengelaß dur eine Brandmauer, be» 
ziehungsmweife Scheivemand nicht erreicht werben könne, vielmehr ein folhes Gebäude in der 
Hauptfahe Scheuer fei, melde im Mittelftod eine Wohnung enthalte. 

Auch haben die Techniker erklärt, daß Fein Grund vorliege, die bezeichnete ordnungs⸗ 
widrige Bauart ausnahmsmeife bei Heineren Gebäuden für Delonomietreibende zuzulaſſen, 
indem die Minifterialverfügung vom 27. Juni 1850*), betreffend baupolizeilihe Vorſchriften 
binfichtlich der Erbauung von Wohnung und Heinerem Scheuerngelaß unter Einem Dade 
folhe milde Beftimmungen enthalte, daß diefelben wohl genügen und nur erforderlich fei, 
daß die Baupolizeibehörben, insbefondere die Dberamtsbaumeifter oder Oberfeuerſchauer ſich 
Mühe geben, die Baulufligen darüber zu belehren, wie fie in einer ihren Bedürfniffen ent« 
fprechenden Weiſe vorfihriftsgemäß, namentlih in Anwendung der genannten Minifterials 
verfügung vom 27. Juni 1850 das Baumefen ausführen können. 


Das Minifterium bat diefe Anficht für richtig erkannt, wovon die Kreisregierung mit 
dem Auftrag in Kenntniß gefegt wird, biernadh die Oberämter und Oberamtsbaumeifter 
oder Oberfeuerſchauer zu inftruiren. 


Oben Rro. 88. 
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91) Erlaf des 8. Minifleriums des Innern an die K. Kreisregierungen 
vom 19, April 1851, 


betreffend: die Abfendung der Oberamtsaktuare zu Feuersbrünften in benachbarten Oberämtern, 


Durch höchſte Entfchliegung Seiner Königlichen Majeftät vom 16. April d. J. 
ift die allgemeine Vorſchrift, wornach die Oberamtsaktuare zu Feuersbrünften, welche in bes 
nachbarten Oberämtern entfliehen, bis auf eine Entfernung von ſechs Stunden zu Hülfe ger 
fandt werben follen, dahin abgeändert worden, daß die Aborbnung des Dberamtsaftuars nur 
dann flattzufinden habe, wenn nach dem Ermeffen des Oberamtmanns ein Erfolg hievon zu 
erwarten fei. 

In der Regel wird diefe Aborbnung nöthig feyn, wenn entweder 

1) der Ort des Brandes von dem Sie des Dberamtes, wozu berfelbe gehört, fo weit 
entfernt ifl, daß der dortige Beamte nicht fo zeitig daſelbſt eintreffen kann, als der 
Altuar des betreffenden benachbarten Dberamts; oder wenn 

2) nad fiheren Nachrichten die Feuersbrunft von ſolchem Umfange ift, daß eine Unter- 
flügung des die Löfchanftalten leitenden Beamten fih von felbft als nothwendig dar- 
ftellt, oder wenn 

3) von Seiten des Oberbeamten des Bezirks oder der Behörde des Dris, in wechem 
der Brand ausgebrochen ift, befonders darum nachgefucht wird. 

Durd die Bezeichnung diefer drei Fälle fol jedoch das Ermeffen des Oberamtmanns 
nicht befchränft feyn. 

Bezüglih der Reiſekoſten, melde nach dem Cirfularerlaffe vom 24. Dftober 1836 *) 
von der Staatskaſſe bezahlt werben, wird bemerkt, daß es bei den Beflimmungen des Erlaffes 
vom 20. Februar 1837**) fein VBerbleiben behält und daß bei Reifen auf eine Entfernung 
von zwei Stunden und meniger die Beflimmungen der K. Verordnung vom 17. Juni 1822, 
$. 6, legter Sag, Anwendung finden. 





*) Im erfien Ergänzungsband zum Regierungsblatt S. 295. 
daſelbſt ©. 303. 


Dritter Abfchnitt. 


Verfügungen des Departements des Rirden- 
und Sculwefens. 


— a 


1. Verfügungen des Minifteriums des Kirchen: und Schulwefens. 


1) Erlaß des K. Minifteriumg des Innern und des Kirhen- und Shulmefens 
an den Fatholifhen Kirdenrath vom 6. Juni 1831, 


betreffend: ben Umfang bes Eheverbots wegen Blutsverwandtfhaft und Schwägerfcaft in vormals 
öfterreichifchen Orten, 

Dem Fatholifhen Kirchenrath wird auf feinen weiteren Bericht vom 21. April d. J., 
den Umfang des Eheverbots wegen Blutsverwandtfhaft und Schwägerſchaft in vormals 
öfterreihifhen Drten betreffend, zu erfennen gegeben, daß die Katholifen in vormals öfter 
reihifchen Orten wegen Blutsverwandtfchaft und Schwägerfchaft nur bis zum zweiten Grade 
gleicher Linie einer Difpenfation von dem Eheverbot bedürfen und beziehungsmeife der Ent» 
richtung der dafür beflimmten Sportel unterliegen, weil 
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1) der K. Verordnung vom ’;. Januar 1811 gemäß bei Behandlung der Ehefachen der 
Katholiken die vorwürttembergifhen Normen in Anwendung fommen, 

2) weil ebendeswegen der Fatholifche Kirchenrath die Katholiken in vormals öfterreihifchen 
Drten zur Einholung einer Difpenfation vom Cheverbot wegen Verwandtſchaft und 
Schwägerſchaft im dritten und vierten Grad niemalen angehalten, und 

3) meil endlih das Sportelgefeg, wenn gleih es in Beziehung auf den Betrag ber 
Sportel bei Difpenfationen von dem Eheverbot wegen Verwandtfchaft nicht mehr 
zwifchen Proteflanten und Katholifen unterfcheivet, doch in Beziehung auf die Fälle, 
in welchen die Einholung einer Difpenfation nothwendig ift, nichts verändert hat. 


2) Auszug aus einem Erlaf des R.Minifteriums des Innern und des fin 
ben- und Schulmefens an das Eonfiftorium vom 29. Novbr. 1833, 


betreffend : die Ausübung der Nomination von Seiten mehrerer Mitpatrone, 


Auf das Anbringen vom 26. d. M. wird dem evangel. Eonfiftorium — — eröffnet, 
daß das Minifterium angetragenermaßen den Patronen der Pfarrei N. die von dem Mit« 
patronen N. nadgefuchte weitere Friftverlängerung für die Ausübung ihres Nominationd« 
rechts bis zum 31. December d. %. bewilligt haben wolle. Dabei ift dem Bitefteller zu 
erfennen zu geben, wie nad Ablauf diefer verlängerten Frift einer weiteren Prorogation der- 
felben nicht mehr flattgegeben, und fofort nah Maßgabe der Umftände vorgefdritten wer⸗ 
den würde. 

Im Uebrigen findet das Minifterium bei den von dem evangelifhen Eonfiftorium am 
Schluffe feines Anbringens entwickelten Grundfägen über die Behandlung der fraglichen 
Dienfibefegungsfache für den Fall, daß die Mitpatrone fih über eine gemeinfame Nomination 
nicht vereinigen, beziehungsmeife nicht alle innerhalb der verlängerten Frift über einen geeig- 
neten Candidaten fi erflären würden, nichts zu erinnern *). 


*) Der Antrag des evangelifhen Conſiſtoriums enthielt folgendes: 

„Es möchte dem, welcher im Namen feiner Mitpatrone das Friftverlängerungsgefuh vorgetragen hat, im 
Fall der Gewährung des Geſuchs noch zu erklären feyn, daß eine noch weitere Srifiverlängerung nicht werde ertheilt 
werben, und es Garde ber Befiger bed Patronatrechts fei, Fürſorge zu treffen, daß nicht durch einzelne Theilhaber 
den übrigen ein Hinberniß für die Ausübung ihres Rechts erwachſe. ine ſolche Kürforge kann auf mehrfache Weife, 
3. B. durch eventuelle Aufftellung eines Bevollmächtigten oder Einführung eines Turnus getroffen werden, und Fün« 
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3) Erlaß des K. Minifleriums des Innern und des Rirden- und 
Schulmwefens an das Eonfiftorium und den fatholifden Kir 
henrath vom 22. März 1834, 


betreffend: den Schulbefuh von biefleitigen Schulfindern in Baden, und von badiſchen Schulfindern 
in Württemberg. 


Das Minifterium hat in Betreff des Schulbefuhs im Auslande fih aufpaltender Kinder 
dieffeltiger Staatsangehöriger im Einverfländniß mit den von den beiden Oberfchulbehörden 
vorgetragenen Anſichten das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten um die geeignete 
Einleitung bei den Regierungen der Nachbarſtaaten erfucht, daß die in denfelben ſich aufhal- 
tenden Kinder dieffeitiger Staatsangehöriger in Beziehung auf die Beiziehung zu dem nie- 
deren Volks⸗ und Sonntags » Schulunterricht glei den eigenen Unterthanen als werk⸗ und 
fonntagsfhulpfligtig je nach den Vorſchriften für den betreffenden Confefjionstheil behan- 
delt werben möchten. 

Nachdem nun in Folge hievon die Großherzogl. Bavif he Regierung bereits unter'm 
24. Januar d. J. eine dem dieffeitigen Anfinnen entfpredende Verfügung an die betreffen- 
den Stellen erlaffen hat, und nun einer gleichen Unordnung des dieffeitigen Gouvernements 
binfihtfih der in Württemberg fih aufhaltenven ſchulpflichtigen Kinder badifcher Staats: 
angehöriger entgegenfieht, fo wird das Conſiſtorium und der Kirchenrath angewiefen, an 
fämmtliche ihm nachgefegten gemeinfhaftlihen Dberämter die Verfügung zu erlaffen, daß die 
in Württemberg fi aufpaltenden Kinder badiſcher Staatsangehöriger gleih den dieffeitigen 
Unterthanen als werk« und fonntagsfhulpflichtig je nach den Vorfchriften für den betreffenden 
Eonfeffionstheil zu behandeln feien. 





nen fi die fämmtlihen Theilhaber nit über eine gemeinfame Nomination in Zeiten vereinigen, fo bleibt denen, 
welchen es darum zu thun ift, die Frift zu wahren, unbenommen, ihres Orts den ihnen gefälligen Candidaten zu 
präfentiren. So wie, wenn die Patrone unter fi nicht einig über die Perfon des zu Präfentirenden find und ver- 
ſchiedene Eandivaten von den verſchiedenen Zpeildabern am Patronat präfentirt werden, derjenige, welder die mei 
fien Stimmen (die Mehrheit nad den größeren Antheilen am Patronat gerechnet) für fih hat, auf bie Stelle zu be» 
ftätigen ift, bei Stimmengleihpeit aber die Oberlirchenbehörde entſcheidet, fo würde auch, wenn einzelne Theilhaber 
verfäumen zu nominiren, andere aber die Nomination ausüben, darauf zu fehen feyn, ob bei denen, welche eine 
Romination vollgogen, die Mehrheit des Antheils am Patronat fieht. If von der Mehrheit verfäumt worden, zu 
nominiren, fo wäre bie Beſetzung an bie Oberkirchenbehörde devolvirt, haben Hingegen zwar einzelne Theilhaber 
verfäumt zu nominiven, die Mehrheit aber hat einen geeigneten Candidaten nominiert, fo wäre biefer zu beſtätigen.“ 
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4) Erlaß des R. Minifteriums des Innern und des Kirchen- und 
Schulmwefens an das Confiftorium und den Kirchenrath vom 
7. Unguft 1834, 


betreffend: den Schulbefuch württembergifher Schulfinder in Hohenzollern und umgefehrt. 


Die dieffeitige Regierung hat fi veranlaßt gefunden, den beiven Fürftl. Hohenzol- 
lern'ſchen Regierungen, wie dieß kürzlich auch in Beziehung auf Baden und Baiern*) 
gefhehen ift, ein Uebereinfommen dahin vorzufhlagen, daß fünftighin die in dem einen Staate 
fid aufpaltenden Kinder von Angehörigen des andern Staates in Abſicht auf die Beiziehung 
zu dem Volks- und Sonntags-Schulunterricht gegenfeitig gleich den eigenen Unterthanen als 
werf- und ſonntagsſchulpflichtig behandelt werden, 

Nachdem nun die Fürftl. Hohenzollern » Sigmaringfche Regierung eine diefem Anfinnen 
entfprechende Verfügung zu treffen erflärt hat, fo wird das Confiflorium und der Kirchenrath 
angewieſen, an fämmtlihe ihm nachgefepte gemeinfhaftlihe Dberämter die Verfügung zu 
erlaffen, taß die in Württemberg fih aufhaltenden Kinder Sigmaringſcher Unterthanen gleich 
den dieffeitigen als werk- und fonntagsfhulpflictig je nach den Vorſchriften für den betreffen- 
den Confeffionstheil zu behandeln feien. 


5) Erlaß des K. Minifteriums des Innern und des Kirchen- und 
Schulmwefens an vasevang. Confiftorium vom 15. Mai 1835, 


betreffend: den Beſuch ber Volksſchulen von bieffeitigen Schulfindern in Baiern und von bairiſchen 
Sculfindern in Württemberg. 


Nah einer Mittheiiung des K. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 
9. d. M. ift in Beziehung auf die mit der K. bairifchen Regierung gepflogenen Unterhand- 
lungen wegen des Schulbeſuchs der in Baiern fih aufpaltenden Kinder dieffeitiger Staats. 
angehöriger, der dieffeitigen Geſandtſchaft am Münchner Hofe, von dem K. bairifhen Mi- 
niflerium die Eröffnung gemacht worden, daß die K. bairifhen Behörden bereits angemiefen 
worden feien, die württembergifhen Staatsangehörigen in Bezug auf die Schulpflichtigkeit 
gleich den Einheimiſchen zu behandeln. 





*) Bergl, Ro. 3 und 5, 
27 
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. Indem das Conſiſtorium auf feinen Beriht vom 22. April v. J. hievon unter dem 
Anfügen, daß nad den in Baiern beftehenden Verordnungen die Werktagsfhulpflicht bei 
Proteftanten mit der Confirmation (im 14. Lebensjahre) und die Sonn» und Feiertagsſchul—⸗ 
pfliht mit vollendetem 18. Lebensjahre endet, in Kenntniß gefegt wird, erhält daſſelbe den 
Auftrag, fämmtliche ihm nachgefegte gemeinſchaftliche Dberämter anzumeifen, für die Hand» 
babung der wegen der Werk» und Sonntagsfhulpflicht dieffeits beſtehenden gefeglihen Vor: 
fopriften in Beziehung auf die in Württemberg fih aufhaltenden Kinder bairisher Staats: 
angehörigen ebenfo wie auf die dieffeitigen Untertfanen Sorge zu tragen, wonach das Wei- 
tere zu beforgen ift. 


6) Erlaf des K. Minifteriums des Innern und des Kirden- und Shul- 
| wefens an den K. Fatholifhen Kirchenrath vom 5. Sept. 1834, 


betreffend: die Behandlung ber Gefuche um Difpenfation von bem Ehehinderniß ber Alterdungleichheit 
und die biebei zu entrichtende Sportel. 


Dem katholiſchen Kirchenrath wird auf feinen Beriht vom 6. Mai d. 3. die Behand- 

lung der Geſuche um Difpenfation von dem Ehehinderniffe der Altersungleihheit und ind» 
befondere die Frage, von wen die Sportel hiefür zu entrichten fei, betreffend, Nachſtehendes 
zu erfennen gegeben: 
Diie Ebegerichtsordnung hat in ihren Beftimmungen über das Ehehinderniß der Altere- 
ungleihheit, welche übrigens ein abfolut verbietendes Gefeg nicht enthalten, darauf, ob die 
Braut oder der Bräutigam älter ift, Feine Rüdfiht genommen, und ohne eine diepfällige 
Unterfgeivung im Allgemeinen Verwarnung folder Nupturienten und erforderlichen Falls 
Einpolung höheren Beſcheids vorgefchrieben. 

‚Die Zarorpnung von 1808 und ebenfo das Sportelgefeg von 1828 haben zwar nur 
ven Fall, wenn die Braut um 12 Jahre älter ift, einer Difpenfationsfportel unterworfen und 
in Folge diefer Beftimmung wird das durch die Ehegerihts-Drdnung vorgefchriebene Ver- 
fahren auf andere Fälle nicht mehr angewendet. 

Allein daraus, daß. das Berbot auf einen einzelnen Fall der alterbungleichheit beſchrankt 
iſt, daraus folgt überall nicht, daß daſſelbe nur einen der beiden Verlobten angehe. Das 
Verbot, daß die Braut nicht 12 Jahre älter ſeyn dürfe, iſt völlig gleichbedeutend mit dem 
Verbot, daß der Bräutigam nicht 12 Jahre jünger ſeyn dürfe, als vie Braut. Welchen 
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von beiden Verlobten follte etwa das Verbot treffen, wenn eine einfeitige Wirkung deſſelben 
denfbar wäre? etwa den Bräutigam, der im Widerſpruch mit dem Gefege eine 12 Jahre 
ältere Braut heirathen will, oder die Braut, welche fih mit einem 12 Jahre jüngeren Bräu- 
tigam verehelichen will? ZA nicht logiſch nothwendiger Weife anzunehmen, daß das Verbot 
Beide angehe, da das Hindernig nicht in Einem derfelben, fondern in Beiden zugleich Tiegt ? 

Das Minifterium wüßte daher feinen Grund, um von der Anfiht abzugeben, daß die 
Difpenfationsfportel von beiden Verlobten zu bezahlen fei. 

Folgerihtig hiemit follte allerdiugs die Difpenfation bei ben beiverfeitigen ehegericht- 
lihen Behörden nachgeſucht werben. 

Nachdem jedoch in diefer Beziehung bisher eine entgegengefegte Uebung bei dem katho⸗ 
liſchen Kirchenrathe ſo wie bei den proteſtantiſchen ehegerichtlichen Behörden beſtanden hat, 
ſo weiß das Miniſterium um ſo weniger etwas dagegen einzuwenden, als ſich die bisherige 
Praxis durch Geſchaͤftsvereinfachung empfiehlt und dringende Gründe, ihr entgegenzutreten, 
nicht beſtehen. 


7) Auszug aus einem Erlaſſe des K. Miniſteriums des Innern und des 
Kirden- und Schulweſens an das evangelifde ————— vom 
10. Januar 1835, 


betreffend: die Frage, ob bei Realpatronatrechten die Stimmenmehrheit entſcheide. 


% %. 


Dabei wird übrigens bemerkt, wie man es zweifelhaft finde, ob die Beflimmung des 
Fanonifhen Rechts (Cap. 3. X. de jure patron.), wornach im Streitfalle unter mehreren 
Patronen die Stimmenmehrheit entfcheivet, auch auf NRealpatronatrechte eine Anwendung 
leide, namentlich alsdann, wenn mehr als die Hälfte von einem ſolchen Recht fih im Beflge 
eines einzelnen Theilhabers befindet. Denn es wäre hier nicht eine Vereinigung von Stim- 
men Mehrerer, melde unter mehreren Theilhabern am Patronatrecht in verfchiedenen Erle- 
digungsfällen ſich verfhieden geftalten könnten; fondern es würde der Wirkung nad die aus» 
fließende Ausübung des Patronatrehts für alle Fälle dem Befiger des größeren Guts- 
antheils zuftehen, während doch nach der Natur der Sache und nad den bei einer Gemein- 
fhaft untheilbarer Rechte fonft eintretenden Rechtsbeſtimmungen Fein einzelner Theilhaber, 
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fo groß auch fein Antheil feyn mag, fondern nur alle Theilpaber miteinander fo weit nicht 
einzelne verfelben rechtlich verhindert find, das Recht ausüben können und daher fo lange 
eine Bereinigung zwifchen ihnen, fei es nun für einen einzelnen Fall, oder für die Behand» 
lung aller fünftigen Fälle, nit zu Stande kommt, das befragte Recht überhaupt nicht aus- 
geübt werden kann. Es wird daher der Erwägung des Eonfiftoriums anheimgegeben, ob 
nicht zu Abfchneivung Fünftiger Streitigkeiten der Verſuch gemacht werden follte, die Theil- 
haber am Patronatrecht zu einer Uebereinfunft über einen Turnus in der Ausübung dieſes 
Rechts zu veranlaffen. 


8) Auszug aus einem Erlaffe des K. Miniftleriums des Innern und des 
Kirhen- und Schulmwefens an das evangelifhe Eonfiftorium und den 
katholifhen Kirdenrath vom 9. Yuli 1839, 


betreffend : den von Frauensperfonen vor der Proflamation und Trauung zu liefernden Nachweis über 
den Befig eined Gemeinde⸗Genoſſenſchaftsrechts. 


ı. ı. 


— — Um nun etwaigen Verwicklungen, welche entftehen könnten, zuvorzufommen, 
findet man fi veranlaßt, Folgendes zu verfügen: 

Wenn ein Gemeindebürger oder Beifiger eine nicht derfelben Gemeinde angehörige 
Frauensperfon heirathen will, fo hat der betreffende Pfarrer vor Vornahme der Prokla— 
mation und Trauung durch ein gemeinderäthlies Zeugniß, oder einen von dem Rathe- 
ſchreiber beglaubigten Auszug des Gemeinderathsprotokolls ſich darüber beftimmte Ueberzeu— 
gung zu verfhaffen, daß dem Eintritt der Braut in das Genoffenfchaftsrecht des Bräuti- 
gams Fein Hinderniß im Wege flehe, indem fie entweder mit feinem ver im Art. 19 des 
revidirten Bürgerrechtsgeſetzes bezeichneten Mängel behaftet, oder diefer Mängel ungeachtet 
von der Gemeinde, welcher der Bräutigam angehört, in die Gemeinde-Genoffenfhaft aufge- 
nommen worden fei. In denjenigen Bezirken, in welchen kraft ver erlaffenen Deklarationen 
einem Standesherrn das Recht, neue Einwohner aufzunehmen, für ven Fall der Uebernahme 
der Polizeiverwaltung zufteht und diefe wirflih von demfelben ausgeübt wird, ifl außer dem 
gemeinderäthlichen Zeugniffe, welches übrigens nicht gerade in einer befonderen Urkunde nies 
bergelegt feyn muß, fondern mit dem gemeinderäthlichen Zeugniffe über den geficherten Nah— 
rungsftand oder einem fonfligen Dokument verbunden feyn Fann, eine Befcheinigung des bes 


treffenden ſtandesherrlichen Bezirfsamts erforderlich, dag dem Eintritt der Braut in die Ges 
meinde » Öenoffenfchaft ihres fünftigen Ehemannes von diefer Seite Fein Hinderniß in den 
Weg gelegt werde. 

Diefes Zeugniß des Gemeinderaths, beziehungsweife verbunden mit der zuflimmenden 
Aeußerung des fhandesherrlihen Bezirfsamts, wird durch den Ablauf des in Art. 80 des 
Bürgerrechtsgefeges bezeichneten vierzehntägigen Termins, welcher fih allein auf das der 
Beurtheilung der flandesherrlichen Bezirfsämter außer in Refursfällen nit unterliegende 
Ehehinderniß des mangelnden Nahrungsftandes bezieht, nicht erfegt, fondern muß bei allen 
denjenigen Nupturienten, welche nicht gefeslich von der Verpflichtung, einer Gemeinde anzus 
gehören, ausgenommen find, nothwendig beigelegt werden, che zur Verfündigung und Traus 
ung gefchritten werden darf. 


9) Auszug aus einem Erlaffe des K. Minifteriums des Innern und bes 
Kirhen- und Schulwefens an das evangelifche Eonfiftorium und den 
katholifhen Kirchenrath vom 10. April 1840, 


betreffend: die Fortreihung der Befolbungstheile erlebigter Schulftellen. 


%. %. 


— — Demfelben wird zu erfennen gegeben, daß in Erledigungsfällen son Schufftellen 
1) dem Amtsverwefer fogleih der ihm gefeglih gebührende Gehalt (Gefeg Art. 31) ge 

mäß dem Art. 13 des Schulgefeges zunächſt auf dasjenige, was von Dritten (alfo aud 
von der Finanzkammer) vermöge Herfommens oder anderer Rechtstitel zu der Befoldung 
der Stelle zu leiſten ift, und fo weit diefes nicht zureicht, auf die aus örtlichen Mitteln flie- 
ßenden Einfommenstheile, und wo und fo weit auch dieſe unzureichend find, auf den noth— 
hülfsweifen Beitrag der Staatefaffe zum Schulgehalt (Gefeg Art. 23) angewiefen, 

2) das, was hienach von den aus örtlichen Mitteln fommenden Einnahmen der Schul- 
ftelle zum Gehalt des Amtsverwefers nicht erforderlich ift, dem Verwalter des Schulfonds 
mittelft eines von der Drtsfchulbehörde zu fertigenden DVerzeichniffes zum Einzug übers 
geben, und 

3) zu den während der Erledigung einer Schufftelle unverfürzt fortzureichenden Ein— 
nahmen aus örtlihen Mitteln nicht nur die Beiträge der Ortsfliftungen und Gemeindepflegen, 
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fondern auch die Leiftungen der Ortseinwohner an Schulgeld, Mefnerlaiben, Läutgarben ıc., 
wo fih die Schulftelle noch in unmittelbarem Bezug derfelben befindet, gerechnet werden follen. 


Daß aber dagegen 
4) Gehaltstheile und Beſoldungsbeiträge, melde die Staatsfaffe oder eine fonftige dritte 
Perfon an die Schulſtelle einer Gemeinde reiht, während der Erledigung von diefen nad) 
dem Haren Sinne des Schulgeſetzes Art. 22 nicht zum Schulfond gezogen werden dürfen. 


10) Erlaß des R. Minifteriums des Innern und des Kirchen- und Schul— 
wefens an den katholiſchen Kirhenrath vom 30. April 1840, 


betreffend: die Entfhäbigungen der Fatholifchen Schulinfpeftoren bei Vifitationgreifen, 


Seine Königliche Majeftät haben durch höchſte Entſchließung vom geftrigen 
Tage gnädigft genehmigt, daß den katholiſchen Schulinfpeftoren bei ven ihnen obliegenden 
Vifitationgreifen vom 1. Juli 1839 an diefelben Entfhädigungen für Zehrung und Reife: 
Foften bewilligt werden, welche in Gemäßheit der höchften Entfchliegung vom 24. Auguft 1828 
(Reg.Blatt ©. 692) den evangelifhen Defanen auch in ihrer damaligen Eigenfchaft als 
Bezirksfchulauffeher für Amtsreifen ausgefegt worden find. 


Hiernach haben viefelben 
a) bei Reifen in diejenigen Orte, welche innerhalb des Oberamtsbezirks des Wohnfiges 
des Schulinfpeftors liegen, 
für ven vollen Tag ſechs Gulden, 
für den halben Tag vier Gulden, 
b) bei Reifen in ſolche Drte, welche in einem anderen Oberamtsbezirfe Tiegen, 
für den vollen Tag act Gulden, 
für den halben Tag fünf Gulven 


anzufprechen. 


Bon diefer höchſten Entfchliegung wird der katholiſche Kirchenrath auf feinen Bericht 
vom 14. d. M. zur Nadricht und weiteren Verfügung in Kenntniß gefegt. 


215 


11) Erlaß des KR. Minifteriums des Innern und des Kirchen- und Schul— 
wefens an den K. Studienrath vom 23. Juni 1842, 


betreffend: bie ärztlichen Zeugniffe über die phyfifhe Tüchtigfeit der um Aufnahme in ein evangeliſches 
Seminar Bittenden, 


Auf den Bericht vom 18. v. M., betreffend die Forderung ärztliher Zeugniffe über 
die phyſiſche Tüchtigfeit der um Aufnahme in ein evangelifhes Seminar Bittenden, wird dem 
Studienrath aufgetragen, die Anordnung zu treffen, daß in den Gefuchen für die Aufnahme 
in das höhere Seminar in Beziehung auf die phyfifhe Tauglichkeit der um Aufnahme Bit- 
tenden nicht nur die fhon bisher geflellten befonderen Fragen, fondern auch die allgemeine 
Frage: ob nicht in Beziehung auf die phyſiſchen Verhältniffe des betreffenden Schülers 
Grund zu der Beforgniß vorhanden fei, daß er für ven Beruf eines Geiftlihen dereinſt nicht 
werde tauglih feyn, fpeciell beantwortet, und beziefungsweife hierüber ein Zeugniß des 
Oberamtsarztes beigebracht werde. 

Bezüglih ver Aufnahmsgefuche derjenigen, welche fi) bis dahin in einem niederen Se— 
minar befunden haben, ift dem Seminararzt aufzugeben, daß er fich bei jedem einzelnen 
BZöglinge darüber ausſpreche: ob nad feinen feitherigen und dermaligen phyſiſchen Verhält- 
niffen ohne Anftand anzunehmen fei, daß er für den Beruf eines Geiftlichen dereinft werbe 
tauglich feyn, oder ob und melde Anftände diesfalls obwalten. 

Der Studienrath hat bei der Beurtheilung der Aufnahmsgefuche die viesfälligen Nor 
tigen in gebührender Weife zu beachten. 


12) Auszug aus einem Erlaffe des K. Minifteriumg des Innern und des 
Kirden- und Schulmwefens an den K. Studienrath vom U, Nov. 1842, 


betreffend: die Diäten und Neifefoften dev in ber Kategorie des Geſetzes vom 6. Juli 1842 
ftehenden Diener. 


ic. ꝛc. 
Bei der vorgetragenen Anſicht, daß die in der Kategorie des Art. 1 des Geſetzes vom 
6. Juli d. J. ſtehenden Diener bei Verſchickungen die Diäten und Reiſekoſten nunmehr nach 


Maßgabe des Regulativs vom 17. Juni 1822 zu berechnen haben, iſt nichts zu erinnern 
gefunden worden. 
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13) Erlaf des R. Miniftleriums des Innern und des Kirden- und Schul— 
wefens an den katholiſchen Kirhenratb vom 4. Februar 1844, 


betreffend : die Trauung von Württembergern im Ausland. 


Auf den Bericht vom 34. Dftober v. 3. in Betreff der Trauung von Württembergern 
im Ausland wird dem Fath. Kirchenrath Folgendes zu erfennen gegeben: 


Die Auslegung, welche der fath. Kirchenrath in feiner bisherigen Praxis der Normal: 
refolution vom 16. December 1812 (Reyfcher, Bd. 10, ©. 432) *) geben zu müffen glaubte, 
iſt nicht richtig, wenn ſchon zuzugeben ift, dag die Faffung jener Refolution Zweifeln Raum 
geben kann. Die K. Verordnung, welche dur jene Normalrefolution authentisch interpretirt 
werden follte, blieb für ven Fall einer Trauung außerhalb des Geburtd- oder Wohnorts der 
ausländifhen Braut, weldher au in der Tarordnung vom 14. November 1808 als höherer 
Difpenfationsfall ausgehoben ift, ihrem buchftäblihen Inhalte nach beſtehen, und es war da— 
ber biefür allerhöchfte Erlaubniß-Einholung nöthig, was auch von Seite der Mehrzahl pro- 
teftantifher Chebehörden und des K. Juſtizminiſteriums fieis anerkannt wurde. Sofern in- 
def die Natur der Sache eine ſolche umftändlichere Vehandlung nicht erfordert, haben Seine 
Königliche Majeftät auf den Antrag der Minifterien der Juftiz und des Innern ver- 
möge höchfter Entichließung vom 31. Januar d. %. die ehegerihtlihen Senate des Ober: 
tribunals und der Gerichtehöfe, fo wie den katholiſchen Kirchenrath zu bevollmächtigen gerupt, 
folde Trauungen von Württembergern im Auslande, welche in der Normalrefolution vom 
16. December 1812 nicht begriffen find, im Wege der Difpenfation zu geftatten. Auch haben 
Höcftviefelben die von den genannten Behörden bisher ausgegangenen Erlaubniß— 
Ertheilungen zu folhen Trauungen nachträglich genchmigt. 


Vorſtehende höchſte Verfügung hat der katholiſche Kirchenrath theils ſelbſt zu beachten, 
theils den Bezirks⸗ und Dekanatämtern zu eröffnen. 





*) Nach jener K. Normalrefolution „kann bei Berehelihung eines K. Untertbanen mit einer Ausländern, 
ſobald die preimalige Proflamation in dem Wohnort des Bräutigams flattgefunden hat, die Eopufation außer Lan- 
des zwar ohne befi (dere Erlaubniß-Einpolung gefchehen, jedoch muß ſolches der weltlichen und geiſtlichen Obrigfeit 
des Wohnorts zuoc. angezeigt werben.” ö 
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14) Erlaf des K. Minifteriums des Innern und des Kirden- und Schul— 
weſens an den R. Studienrath vom 25. April 1844, 


beireffend ; die Reifefoflen-Entfhädigung für die Eandidaten des Lehramts an den dem Stubienrath 
untergeorbneten Anfalten. 


Seine Königliche Majeftät haben vermöge höchſter Entſchließung vom 24. d. M. 
die Feffegung einer Reifekoflen-Entfhädigung für die Candivaten des Lehramts an den dem 
Studienrath untergeordneten Anftalten bei dienftlihen Verfendungen unter nachſtehenden Be- 
flimmungen genehmigt: 

1) die Entſchädigung beflept in 40 Kreuzern für jede Poflflunde der Entfernung des 
bisherigen Aufenthaltsorts oder bei Kandidaten, die fih im Ausland aufhalten, des inländi- 
fhen Heimathsorts bis zum Beflimmungsorte. Die Berechnung über diefe Entſchädigung 
bat ven Betheiligten nad dem Eintritt in die ihm angemwiefene Stelle unter Beifhluß eines 
poftamtlichen Zeugniffes über die Stundenzahl der Entfernung dur das betreffende Rektor- 
amt oder gemeinfchaftlihe Bezirksamt dem Studienrath zur Defretur vorzulegen. 

2) Die Vergütung findet in allen Fällen dienftliher Verfendung flatt, ausgenommen, 
wenn die legtere von dem Candidaten nachgeſucht oder (bei ver Verfegung auf eine 
andere Stelle) verfhuldet if. Die Vergütung ift 

3) aus derfelben Duelle zu fhöpfen, aus welder tie Belohnung des Amtsverwefers 
auf einer erledigten Stelle oder des Stellvertreters für einen verhinderten Lehrer oder des 
Hülfslehrers für einen nit mehr ganz dienftfähigen Diener fließt, wobei übrigens 

a) wenn das Einkommen einer erfedigten Stelle fo gering if, daß e6 dem Amtsverwefer 
ganz überlaffen werden muß, die Reifefoftenvergütung ‚nah Analogie des Art. 32 
und der Schlußbeftimmung des Art. 6 des Geſetzes vom 6. Juli 1842 von der 
befoldenden Kaffe, wenn nämlid der Candidat an einer höheren Anftalt Dienfte leiſtet, 
beziehungsmweife von der Gemeinde, welder die Lehranftalt angehört (oder dem pris 
vatrechtlich verpflichteten Dritten), wenn nämlid der Candivat an eine niedere Anflalt 
verfendet iſt, zu beftreiten ift, und wobei ferner 

b) was befonders der Fall der über vier Wochen dauernden Stellvertretung für einen 
franfen Lehrer betrifft, auch bei den Reifekoften des Stellvertreters, wie es hinficht- 
lich feiner Belohnung der Fall ift, zwifchen den erflen vier Wochen der Stellvertre- 
tung und ber längeren Dauer derſelben unterſchieden und die Rate der Koſten für 
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die erfie Zeit von dem zu vertretenden Lehrer allein, diejenige, für die Folgezeit aber 
von demfelben, fo weit nicht der Oefammtbetrag der Stellvertretungskoften den vier- 
ten Theil feines Dienfteintommens überfleigt, beziehungsweife den ihm im fall der 
Penfionirung gebührenden Ruhegehalt angreift, und im Uebrigen von der befoldenden 
Kaffe oder der betreffenden Gemeinde (oder dem privatrechtlich verpflißteten Dritten) 
beftritten werben foll. 

Der Studienratb wird angemwiefen, zu Vollziehung diefer hoͤchfien Entſchließung das 

Weitere zu beſorgen. 


15) Auszug aus einem Erlaffe des K. Miniſteriums des Innern und des 
Kirchen- und Schulmwefens an den Fathbolifhen Kirdenrath vom 
12. Februar 1846, 


betreffend: die Uebernabme neuer Jahrstagsftiftungen auf die Kirchenpflegen. 


Auf die Berichte vom 7. Mai 1844 und vom 18. April und 23. Oktober v. 3., betref- 
fend die Uebernahme neuer Jahrstagsitiftungen auf die Kirchenpflegen wird dem Kirchenrath 
zu Folge höchſter Entfhliefung vom 11. d. M. eröffnet, dag 

1) der von dem bifhöflichen Ordinariat beabfihtigten Verfügung über die Bedingungen 
ver Eirchlihen Beftätigung neuer Jahrstags-Gottesdienſte, wonach 

a) der Minveftbeirag einer Stiftung für eine ſtille Meſſe in 30 fl. und für ein Seelen- 
amt in 50fl. beflehen, und 

b) bei der erfien Art der Fahrestäge dem Geiftlihen und dem Meßner eine Gebühr von 
24— 30 kr., beziehungsweife von 6 fr. und bei der zweiten Art von 36—48 fr., be- 
ziehungsmweife von 10 fr, fo wie ferner dem Organiften von 15 fr. und dem Orgel- 
treter von 6 fr. aus der Kirchenpflege bezahlt werden, der Ueberfhuß des Ertrags 
des Stiftungsfapitals aber der Kirchenpflege verbleiben folle, die Staatsgenehmigung 
ertheilt, und 

2) die Kreisregierungen angewiefen wurden, unter Erklärung ihrer Zufiimmung zu 
der Verfügung des Droinariats die gemeinfhaftlihen Bezirksämter zu ermädtigen, den 
fliftungsräthlihen Befhlüffen wegen Uebernahme von Jahrstagsfiftungen, bei welchen die in 
der bifhöflichen Verfügung bezeichneten Bedingungen eingehalten find, von GStiftungs - Auf: 
ſichtswegen zu genehmigen. 
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16) Erlaß des K. Minifteriums des Innern und des Rirden- und Shul- 
wefens an bie vier Kreisregierungen vom 19. Februar 1846, 


betreffend: die Vergütungen ber Schulfehrer für das Anwohnen bei außerorbentlihen Lehrkurſen. 


Da die den Schullehrern für das Anwohnen bei den von der Oberfhulbehörde ange- 
ordneten außerordentlichen Lehrkurfen in älteren Vorſchriften beftimmte Vergütung unter den 
nunmehrigen Berhältniffen nicht mehr genügt, fo wird unter Beziehung auf Art. 46 des 
Schulgefeges, wonad die Vergütung, wie früher, aus ®emeindemitteln zu befireiten if, an» 
durch verfügt, daß für jeve Zufammenkunft zu einem folden Lehrkurs von jedem dabei er» 
ſchienenen nit am Drte verfelben wohnenden Lehrer angerechnet werden darf: 

1) für Zehrung: . 

a) einem Schulmeifer . . - ie a Be: 
b) einem Unterlehrer oder Ceprgepülfen —6— 

2) für Reiſekoſten, wenn die Entfernung des Wohnorts vom Orte der Zuſammenkunft 
wenigſtens eine Stunde beträgt, für jede Stunde der Entfernung 10kr. und zwar 
ohne Unterfchied zwiſchen Schulmeiftern, Unterlehrern und Lehrgehülfen. 

Die Kreisregierung wird hievon auf ihren Beriht vom ..... mit dem Auftrage in 

Kenntniß gefet, den nachgefegten Bezirks- und Ortsbehörden hienach Weifung zu ertheilen 
und fich felbft darnach zu achten. 


17) Erlaß des K. Minifteriums des Innern und des Kirchen- und Schul» 
wefens an die Kreisregierungen vom 9. März 1848, 


betreffend: die Zuftändigfeit zu Beauffichtignng der Schulfonde, 


Zu Befeitigung der über die Zuftändigkeit rückſichtlich der Beauffihtigung der Fonds 
der deutfhen Volksſchulen zwifchen den Regierungs- und Oberſchulbehörden beftependen Zweis 
fel wird der Kreisregierung zu erfennen gegeben: 

1) Da die in dem Gefege über die Volksſchulen von 1836, Art. 22 angeordneten Schul- 
fonds nicht in die Kategorie der Stiftungen gehören, über welde die Oberaufſicht 
den Kreisregierungen zufteht, fondern eine gefeglihe Anftalt für Schulzwede bilden, 
fo kann die Dberaufficht über diefelben nicht den Kreisregierungen, fondern nur den 
Oberſchulbehoͤrden zukommen. Es ift daher in Fällen, wo Ausgaben der Schul- 
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fonds einer höheren Genehmigung bedürfen, 3. B. bei Gehaltszulagen, bei aufer- 
ordentlihen Belohnungen an Schullehrer ꝛc. nicht die Genehmigung der Kreisregies 
rung, fondern diejenige der betreffenden Oberſchulbehörde einzuholen. 

2) Die Feftfegung des Jahresetats für den Schulfonds fommt der gefammten Orts— 
fhulbehörde (dem Kirchenfonvent) , welche nad dem Gefege den Ertrag des Fonds 
zu verwenden befugt ifl, zu, obme daß der Etat eine Genehmigung des gemeinfchaft- 
lihen Oberamts bedarf. 

3) Was vie Verwendung der für die einzelnen Zwecke in dem feſtgeſetzten Etat ausge— 
festen Mittel betiifft, fo ift in dem Normalerlaffe an die Kreisregierungen vom 
4. Auguft 1840 ausgefprohen, daß der Drtsfhulauffeher (der Geiftlihe) damit zu 
beauftragen fei. Es verfteht fih aber dabei, daß derfelbe die Verwendung gegen 
did gefammte Ortsfchulbehörde nachzuweiſen und daß nur diefe Behörde die einzelnen 
Ausgaben auf den Fonds zu defretiren bat. 

Die Regierung hat hienach nicht nur ſich felbft zu achten, fondern auch die ihr nad» 
gefegten Bezirfsämter zu beſcheiden. 


18) Erlaß des RK. Minifteriums des Kirhen- und Schulmwefens an die 
ifraelitifhe Dberfirhenbehörde vom 13. Auguft 1849, 


betreffend : bie aftive und paffive Wahlfähigfeit bei Wahlen von ifrackitifhen Kirchenvorftehern. 


Auf den Beriht vom 2. v. M., betreffend die Wahl eines Kirchenvorftehers in der 
ifraelitifhen Gemeinde N. N. mird der ifrachitifhen Oberkirchenbehörde Nachftehendes zu 
erfennen gegeben: 

Die Rechtsfrage: ob bei der Wahl der Kirchenvorfleher die aftive und paffive Wahl- 
fähigkeit durch die Bezahlung der vollen Perfonalfteuer bedingt fei, ift ſchon in einem frü— 
heren Falle in Anregung gekommen, übrigens damals dur eine im vorliegenden Falle nicht 
anwendbare Difpenfationg = Ertheilung umgangen worden. Der gegenwärtige Fall gibt nun 
Anlaf, jene Frage nach dem beftehenden Recht näher zu unterfuchen. 

Belanntlih hat das Gefep über die öffentlichen Verhältniffe ver Iſraeliten die Eıfor- 
derniffe der aktiven und paffiven Wahlfähigkeit zum Kirchenvorfteheramte unbeflimmt gelaffen 
und erft die Vollziehungs-Berorbnung vom 27. Dftober 1831 gibt hierüber Normen, indem 
fie unter Anderem die Entrihtung der gefeglichen jährlichen Perfonalfteuer als Erforderniß 
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der Waͤhlbarkeit und des Wahlrechtes feftfept. Die Verhandlungen über die Entftehung 
biefer Verordnung enthalten darüber, ob bei diefem Erforderniffe die Bezahlung der vollen 
gefeglichen Steuer vorausgefegt werde, Feine Auskunft, vielmehr geht aus denfelben nur fo 
viel hervor, daß im Allgemeinen die Analogie der bürgerlihen Gemeindewahlen auch bei den 
Wahlen der ifraelitifchen Kirchenvorfieher zur Anwendung fommen follte, wobei auf Art. 43 
bes damaligen Bürgerrechtögefepes, beziehungsmweife $. 135 der Verfaffungs - Urkunde hinge- 
wiefen if. Da nun dieſe letzteren Gefegesftellen nicht die Bezahlung einer beftimmten 
Steuer, fondern überhaupt nur die bürgerlihe Selbſtſtändigkeit als Nequifit der Waplfähig- 
feit ausheben, fo fheint es, daß die Verordnung vom 27. Dftober 1831, indem fie die Be- 
zahlung der gefeglichen Perfonalfteuer als Erforverniß der Wahlfähigkeit hinftellte, hiemit 
nicht meiter, als das Erforderniß bürgerliger Selbitftändigfeit überhaupt, welde die Vor— 
ausfegung jener Steuerentrihtung it, keineswegs aber gerade die Entrihtung der vollen 
Steuer als Beringung feftfegen wollte. 


Die ifraefitifche Oberkirchenbehörde erhält nun den Auftrag, den Gegenfland gegenüber 
der bisher von ihr befolgten Praxis in weitere Erwägung zu ziehen und das Ergebniß unter 
Wiedervorlegung der Aften anzuzeigen. 


19) Erlaß des K. Minifteriums des Kirchen- und Schulmwefens an die 
ifraelitifhe Dberfirhenbehörde vom 2. September 1849, 


benfelben Gegenftanb betreffend. 


Den Bericht vom 27, v. M., ‚betreffend vie Bedingung zur Berechtigung der Wahl 
eines Kirchenvorftehers, hat man eingefehen, und ift unter Berufung auf die in dem Mini- 
fterialerlaß vom 13. v. M. geltend gemachten Gründe damit einverftanden, daß das aktive 
und paffive Wahlrecht zum Kirchenvorfteheramte auch denjenigen Perfonalfteuer bezahlenden 
Gemeindegliedern zugeftanden werde, melden ein Theil diefer gefeglichen Steuer erlaffen 
wird. Dagegen bleibt derjenige, welcder feine Perfonalfteuer entrichtet, wenn er auch an 
fonftigen Koſten der Kirchengemeinde mittragen follte, von dem Wahlrecht ausgefchloffen, 
weil ihm das dur die Verordnung fefgeftellte Merkmal der Selbitftändigfeit fehlt. 


Der Refurs der Gemeinde N. N. wird hiemit als erledigt betrachtet und hat nun die 
ifraelitifhe Oberkirchenbehörde das weiter Erforderliche zu beforgen. 


20) Erlaß des K. Minifteriums des Rirhen- und Schulwefens an den 
K. Fatholifhen Kirchenrath vom 23. Auguft 1849, 


betreffend : den Koftenerfag der auf Anfuchen aus den Eonvikten entlaffenen Zöglinge. 


In Erledigung des Berichts vom 8. Mai wird dem K. Fatholifchen Kirchenrath eröffnet, 
daß Seine Königlihe Majeſtät auf erflatteten unterthänigften Vortrag durch böchfte 
Entſchließung vom 22. d. M. genehmigt haben: 


daß die Zöglinge der Fatholifhen Convikte, wenn fie auf ihr Anfuchen aus der 
Anftalt entlaffen werden, von dem Erſatz der auf fie verwendeten Koſten für den 
Fall freigefprodpen werden, daß fie das Studium der Theologie außerhalb des 
Eonvilts auf vorforiftsmäßige Weife vollenden und nad erflandener Prüfung in 
ein vaterländifches Kirchenamt oder Lehramt eintreten. 


Der 8. katholiſche Kirchenrath hat hienach das Weitere zu beforgen, wobei er fih wegen 
des Verfahrens zur Vormerkung des Erfaganfpruhs für den Fall, daß die Bedingung der 
Freiſprechung nicht eintritt, mit dem Studienrathe benehmen wird, bei welchem bezüglich ver 
evangelifhen Seminariften das Gleiche fhon bisher zu beachten war. 
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1. Verfügungen des K. evangelifchen Conſiſtoriums. 





1) Erlaß des K. evangelifhen Confiftoriums an fämmtlide Defanatämter 
vom 8. April 1834, 

betreffend: die Thätigfeit der evangeliſchen Geiftlihen für die Zwede des Vereins zur Fürforge für 
entlaffene Strafgefangene, 

Schon in dem allgemeinen Ausfchreiben vom 1. März 1831 hat man den fämmtlichen 
evangelifchen Geiftlihen des Landes eine thätige Theilnahme an den gemeinnügigen Abfichten 
des freiwilligen Vereins zur Fürforge für entlaffene Strafgefangene dringend empfohlen. 
Der Eentralausfhuß viefes Vereins hat auch fürzlich, bei der Mittheilung feines erften Res 
chenſchaftsberichts, dem evangelifhen Confiftorium mehrere Geiftlihe benannt, welche ih durch 
eifrige Theilnahme an den wohlthätigen Zwecken deffelden ausgezeichnet haben, zugleich aber 
noch befonders darum gebeten, 

den Ortsgeiſtlichen die fpecielle Auffiht über die in ihrem Sprengel befindlichen 
Pflegbefohlenen des Vereins in religiöfer Beziehung als mwohlthätiges Werk der 
Menfhenliebe dringend zu empfehlen 

Je enger eine folhe Wirkfamfeit an und für ſich mit den Pflichten jedes Seelforgers 
verbunden ift, und je mehr fih der Nugen vderfelben bisher ſchon bewährt hat, deſto mehr 
fieht fih das evangelifche Conſiſtorium nun veranlaßt, diefen Gegenftand den Geiftlihen hie 
mit nochmals an das Herz zu legen, und fie dringend aufjufortern, hierin nichts zu verab- 
fäumen, vielmehr im Hinblid auf ven Segen, welchen fie ftiften, mit regem Eifer einen 
werfthätigen Antheil an diefer gemeinnügigen Sache zu nehmen. 


2) Erlaß des K. evangelifhen Confiftoriums an die Defanatämter vom 
44, Dftober 1842, 
benfelben Gegenftanb betreffend, 

Das Eonfiftorium hat fih mit Wohlgefallen davon überzeugt, daß mehrere Geiſtliche 
fhon bisher fih entlaffener Strafgefangener mit Rath und That angenommen haben. Cine 
folhe Theilnahme erfcheint aber als allgemeines Bedürfniß, und im Einverfländnig mit einem 
von dem K. Strafanftalten» Collegium in diefer Richtung ansgefprochenen Wunſche werben 
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fämmtliche Geiftlihe aufgefordert, ihren aus Strafanftalten entlaffenen Gemeinde-Angehörigen 
eine befondere Aufmerkfamkeit und Sorge zu widmen. Da die Meiften diefer Entlaffenen 
entweder mit einem noch verhärteten und unbuffertigen, oder mit einem durch Beihämung 
und Neue verfhüchterten Sinne in ihre Heimath zurüdtehren ; fo ift es vor Allem die Auf— 
gabe einer treuen Seelforge, nah dem fittlihen Zuftand und Bedürfnig eines Jeden, das 
rohe und trogige Gemüth des Einen mit dem liebevollen Ernfte der Ermahnung und Wars 
nung, das geängfligte und verzagte Herz des Andern mit dem Zuſpruch chriſtlicher Tröftung 
und Ermunterung aufzunehmen. Ye nah den Umftänden thut es ferner Noth, einem aus 
der Strafanftalt Heimfehrenden die von ihm gefränften und von ihm abgefehrten Anver- 
wandten wieder zu verföhnen oder bei der weltlichen Obrigkeit, bei Berufegenoffen, bei Dienft- 
berrfhaften u. vergl. fich für ibm zu verwenden, um ihm zu dem Vertrauen und der Hands 
reihung feiner Familie, zum Wiedereintritt in den bürgerlichen Beruf und Nahrungsftand 
eine Thüre zu öffnen, Auch viefe Bemühungen des Seelforgers find um fo wichtiger, als 
die freundliche Aufnahme von Seiten der Verwandten und die Erleichterung eines ehrlichen 
Fortkommens in der bürgerlihen Geſellſchaft nicht felten von gefegnetem Einfluß aud auf 
die fittliche Befferung zuvor vermwilverter Menfhen und auf ihr Beharren in den gefaßten 
frommen Entfpließungen und Grunvfägen ift. Jeder GBeiftlihe, zumal derjenige, welcher 
einen entlaffenen Strafgefangenen ſchon früher im Schul- und Religiong-Unterrichte gekannt 
und zurechtgewiefen, auch fpäter noch ihn beobachtet und gewarnt, und Unvanf, Unfolgjam- 
feit oder unmittelbare Kränfungen von ibm erlitten hat, mag durd fein mildes, verföhn- 
fihes und theilnehmenvdes Verhalten ſelbſt ſchon im Voraus ein Beifpiel geben, daß der 
Eprift Feine Nahe üben, fondern vielmehr fegnen und das Böfe mit Gutem überwinden foll. 

Wo es befonterer Auskunft über einen Sträfling bedarf, werden die hiezu ausdrücklich 
angewieſenen Hausgeiftlihen der Strafanftalten dem Pfarramte die erforderliche Mittheilung 
machen. Ueberhaupt aber werden die zur Confination verurtheilten entlaffenen Strafgefange- 
nen ber mwarnenden und beratbenden Auffiht ihrer Seelforger empfohlen, damit fie nicht 
wieder in den bisher fo häufigen Rüdfall gerathen. 

Mag aud fernerhin bei dem einen und andern diefer des geiftlihen Nathes und Bei— 
ſtandes bedürftigſten Gemeindeglieder die ihm bewieſene Theilnahme und Fürforge vergeblich 
feyn, fo find auch ſchon Heine und langfame Erfolge ein Segen im Dienfle des Herrn, ver 
gekommen ift, zu fuchen, das verloren war, und: welder den Hirten, die Er zu Seinen 
Heerven beruft, täglich in feinem Worte fein Vorbild vor Augen flellt. 


3) Erlaß des K. evangelifhen Eonfiftoriums an ſämmtliche gemeinfhaft- 
lihe Oberämter vom 6. März 1835, 


betreffend : die Anweifung für die evang. Geifllihen über das bei Proffamationen und Trauungen 
in Abficht auf das Bürgerrecht ber Verlobten zu beobachtende Verhalten. 


Unter dem 1. Juli v. J. ift auf befonderen Befehl eine Anweifung für die Geiftlichen, 
wie fie ih nah Maßgabe des neu revivirten Gefeges über das Gemeinde-, Bürger- und 
Beifigreht bei Proflamationen und Trauumgen zu verhalten haben, durd ven Drud 
befannt gemacht worden. Da aber hievurd nach den gemadten Erfahrungen noch nicht 
allen Zweifeln und Mißgriffen begegnet if, fo ſieht man fi veranlaßt, in einer nochmali- 
gen ausführlihen Zufammenftellung ihnen die Weberfiht deffen, was das neurevidirte Gefeg 
ihnen vorfcreibt, zu erleichtern, um fie vor Fehlern, welche fie im beften Glauben, recht zu 
handeln, begehen könnten, fo wie vor Schaden und Verantwortung zu verwahren. Cs wird 
ihnen daher folgende Belehrung über die Anwendung des gedachten Geſetzes zu ihrer Nach⸗ 
achtung mitgetheilt: 

$. 1. 

Das neurevidirte Gefep über das Bürger- und Beifigreht (Reg.Blatt von 1833, 
S. 509 f.) ändert durchaus nichts an den kanoniſchen Ehehinderniffen. Die bisherigen 
Epehinderniffe wegen Verwandtſchaft, Trauerzeit, Ungleichheit des Alters, gefchloffener Zeit 
u. dergl. behalten auch ferner ihre Gültigkeit. 


$. 2. 
Ebenfo hat das neue Gefeg feinen Einfluß auf das, was in bürgerlicher Hinfict, 
3. B. über Minderjäprigkeit, über die Einholung der Staatserlaubnig zur Heirath bei den 
Hofe, Staats, Militär-, Kirchen» und Schulvienern, über das Zeugniß erfühlter Militärs 
pflichtigkeit u. dergl. verordnet iſt. 


$. 3. 

Auch verfteht es ſich von felbft, daß alle Verordnungen wegen der übrigen Vorbedin— 
gungen des Firchlichen Aufgebots, wegen der Trauung, der Difpenfatiomen, der Ehetrennung 
der ehegerichtlichen Inftanzen und Behörven, insbeſondere auch alle Beftimmungen wegen 
der Heirath von Militärperfonen Feine Abänderung erleiden. 
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$. 4, 

Dagegen find durch das neue Bürgerrechtsgeſetz die früheren Srforderniffe in Abſicht 
auf die Verhältniffe des Bräutigams zu der Gemeinde, welder er als Bürger oder Beifiger 
angehört, in mehreren wefentlichen Punkten abgeändert, und ein neues Ehehinderniß 
it gefchaffen worden. In beiden Beziehungen erhält das Verfahren der Geiftlichen bei 
Proflamationen und Trauungen neue Beflimmungen. 


$. 5. 
Jeder, der bei dem Pfarramte feine Abficht, füch zu verehelihen, anmeldet, muß, mit 
nachfolgenden ($$. T—9) Ausnahmen, irgend einer Gemeinde des Königreichs als Bürger 
oder Beifiger angehören. (Revid. Bürgerrehtsgefeg vom 4. December 1833, Art. 5.) 


$. 6. 

Zwar find alle viejenigen, welche bei Verfündigung des Bürgerrechtsgefepes bereits ein 
Öffentliches Amt im Hof-, Militär« oder Civildienſte, im Kirchen» und Schulfach oder bei 
einer Körperfchaft beffeivet haben, von der allgemeinen Verpflichtung zu der Gemeinde— 
Senoffenfhaft ausgenommen. Es find aber alle diefe Perfonen, wenn fie von nun an in 
die erfle oder in eine weitere Ehe treten wollen, der allgemeinen Verpflichtung, fi ein 
Bürger- oder Beifigrecht zu erwerben, unterworfen. (Revid. Bürgerrechtsgefeg vom 4. De- 
cember 1833, Art. 4 und 5.) 


ER 
Ausgenommen von derfelben aber find: 

a) die Standesherren und die fämmtlihen Mitglieder der ftandesherrlihen Häufer; 

b) die adeligen Befiger immatrifulirter Rittergüter; 

c)‘ diejenigen Staatsdiener im Hof, Militär und Eivifvienfte, welche nur vermöge ihrer 
Anftellung das zeitlihe Staatsbürgerrecht erlangt haben (Verf. Urkunde $. 19) und 
über den Borbehalt eines auswärtigen Heimathrechts fih auszuweiſen vermögen. 
(Reviv, Bürgerrehtsgefeg vom 4. December 1833, Art. 4.) 


$. 8. 
Diefe Ausnahme (5. 7) erſtreckt ſich vorläufig nod nicht auf die übrigen Mitglieder 
der ritterſchaftlichen Familien, fondern wird erft eintreten, ſo bald die für diefelben beflimm- 
ten Körperfhaften (Verf. Urkunde $. 39): fih gebildet und die Verpflichtung zur Unterflägung 
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ber hülfsbedürftigen Bamiliengliever, fo mie zur Ausmittlung eines befländigen Wohnfiges 
für diefelben übernommen; haben werben. (Revid. Bürgerreptögefeg vom 4. December 1833, 
Art, 4, Neo. 3.) 

* $ 9 

Daß eine ſolche Ausnahme ($$. 7 und 8) bei ihm eintrete, und daß er ſich demnach 
and ohne den Beſitz eines Gemeinde⸗Genoſſenſchaftsrechts verehelichen dürfe, darüber hat 
fi der Heiramhs - Candidat vs eine von der zuftändigen Stantsbehörde ausgefertigte 
Urkunde. auszuweiſen. 

$. 10. 

Wenn der Bräutigam ein Angehöriger derjenigen Gemeinde ift und bleiben will, an 
welcher der um die Verfündigung und Trauung erfuchte Pfarrer feine Stelle beffeivet, fo 
bleibt es dem Ermeflen des Lepteren überlaffen, ob. und in mwiefern durch feine perfönliche 
Kenntniß von den bürgerlichen Verhältniffen des Verlobten (von dem bisher fon beftan- . 
denen Befig eines Gemeinde-Genoſſenſchaftsrechts) die Beibringung obrigkeitlicher Zeugniffe 
über, dieſelben erfegt werden könne. Der. Geiftliche bleibt aber für jede vießfallfige Ver— 
fäumniß perfönlich verantwortlich. 

| $. 11. 
‚Hat hingegen der Bräutigam 
a) bisher einer andern Gemeinde angehört, oder will derfelbe 
b) bei oder nach feiner Verehelihung in das Bürger oder Beifigrecht einer andern 
Gemeinde übertreten ; oder iſt endlich 
e) berfelbe bis zu feiner-Verehelihung gar nicht in dem Befis eines Gemeinde-, Bür- 
ger⸗ oder Beiſitzrechts geflanden, fo muß der Befig- oder die Ermwerbung des erfors 
derlichen Bürger» oder Beiſitzrechts durch ein ſchriftliches Zeugniß des zuftändi- 
gen Gemeinderaths nachgewieſen werden. 
$, 12, 

Zufändig iſt im Falle a) der Gemeinderath desjenigen Drtes, in welchem ber 
Bräutigam bisher das Bürger- over Beiſitzrecht befeflen hat; im Falle b und c) desjenigen 
Drtes, wo er es Fünftig befigen wird, 

$. 13. 

Die Stelle des gemeinderäthlichen Zeugniffes ($. 11) kann nur ein von dem Rathe- 

ſchreiber der betreffenden Gemeinde beglaubigter Auszug: aus dem Protokoll über die Auf- 


nahme des Nupturienten in das Bürger oder Belfigrecht vertreten. Dagegen kann daſſelbe 
weder durch die fhriftliche Erklärung des DOrtsvorflandes, noch durd die aus dem Tauf- 
ſchein hervorgehende Bemerkung, daß der Bräutigam ein geborner Bürgersfohn der andern 
Gemeinde fei, noch durch eine andere Urkunde erfept werben. 

§ 14. 

Jeder Nupturient, welcher nit von der Verpflichtung, ein Gemeinde-, Bürger» ober 
Beifigredpt zu erwerben, ausgenommen ift ($$. 7 und 8), hat neben dem Beweis, daß er 
das Bürger» oder Beifigredht in irgend einer Gemeinde befige ($$. 5, 10—13) auf eine 
weitere Urkunde darüber beizubringen, dag hinfihtlih des Nahrungsftandes 
feiner Verehelichung nichts im Wege ftehe, 

| $. 15. 

Zu dem Ende hat jeder Gemeindebürger oder Beifiger, welcher fi verehelichen will, 
ebe er fih bei vem Pfarramte meldet, dem Schultheißen der Gemeinde von feinem Bor- 
haben Anzeige zu machen. Beſitzt er das Bürger- oder Beifigrecht in mehreren Gemeinden 
zugleich, fo hat er die Anzeige bei dem Vorſteher derjenigen Gemeinde zu maden, in deren 
erblihem Genoſſenſchafts⸗Verband er fich befindet. 

Ueber die erhaltene Anzeige hat der Gemeinde-Vorfteher dem Betheiligten alsbald eine 
Befheinigung unentgelolih auszuftellen. (Revid. Bürgerrehtsgefeg vom 4. December 1833, 
Art. 73.) 

’ $. 16. 

Wird dem Geiftlihen blos diefe Befcheinigung über die dem Schultheifenamt gemachte 
Anzeige vorgewieſen, fo darf er zur Proffamation nicht fehreiten, noch weniger, auch felbft 
im Falle der Difpenfation von einer oder mehreren Proflamationen, die Copulation vorneh⸗ 
men, ehe 14 Zage vom Datum der ausgeftellten Befcheinigung an verfloffen find. (Revid. 
Bürgerrechtsgefeg vom 4. December 1833, Art. 80.) 

$. 17. 

Auch wenn das Schultheißenamt diefer Befcheinigung die Form einer Erlaubniß, wozu 
der Ortsvorſtand für fi allein nicht befugt if, gegeben haben follte, darf der Geiſtliche vor 
Ablauf der gefeglihen 14 Tage weder proflamiren noch kopuliren. 

$. 18. 

Wenn aber der Ortsvorftand die Sache vor den Gemeinderath bringt, wozu er 

bei entflandenen Zweifeln über den Nahrungsfiand des Betheiligten verpflichtet iſt (revid. 


Bürgerrechtögefeg vom 4A. December 1833, Art. 74), fo kann der Gemeinderath den Bes 
ſchluß faffen, daß die Verehelihung unzuläffig fei. Diefer Beſchluß muß dem Geiftlichen 
innerhalb der unerftredlichen Frift von 14 Tagen, von dem Tage der dem Schultheißenamt 
gemachten Anzeige an gerechnet, fepriftlich mitgetheilt werden (revid. Bürgerrechtsgeſetz vom 
4. Derember 1833, Art. 76). In diefem Fall darf ſodann der Geiſtliche weder profla- 
miren noch Eopuliren. 
$. 19. 

Der Gemeinderath kann aber auch den entgegengefegten Beſchluß faflen und entweder 
fogleih, wenn die Sache zu feiner Kenntnig kommt, oder doch innerhalb 14 Tagen von 
dem Tage der dem Schultheifenamt gemachten Anzeige an, fi dahin erklären, daß ber 
Berehelihung in Abfiht auf den Nahrungsftand nichts entgegenftehe. In diefem Falle darf 
der Geiftliche, fobald er die gemeinderäthliche ſchriftliche Erflärung in Händen hat, mit der 
Proflamation und beziehungsmweife Copulation vorſchreiten, auch wenn die 14 Tage noch 
nicht verfloffen find. (Revid. Bürgerrechtsgefeg vom 4. December 1833, Art. 80.) 


$. 20. . 

Wenn der Nupturient die letztgedachte (F. 19) gemeinveräthlihe Erklärung gleih bei 
feiner erfien Meldung dem Pfarramte vorlegt, fo verfieht es fih von felbfl, daß Die 
ſchultheißenamiliche Befcpeinigung ($. 15) überflüffig if, und daß alsdann, mofern Fein 
anderes Hinderniß vorliegt ($$. 1 und 2) mit der Proflamation fogleih angefangen wer⸗ 


den kann. 
$. 21. 


Wenn der Nupturient von dem Gemeinderath abgemiefen ift ($. 18), aber gegen den 
abmweifenden Beſchluß des Gemeinderaths den Rekurs ergriffen hat, und in Folge der Ent 
fpeivung der Rekurs-Inſtanz fih mit einem Zeugniß des Bezirksamts ausweifen kann, daß 
feiner Berehelihung binfihtlih des Nahrungsftandes Fein Hinderniß mehr entgegenftehe, fo 
ift ebenfalls der Geiftliche ermächtigt, wenn Fein anderes Hinderniß vorliegt ($$. 1 und 2), 
mit der Proffamation ohne Auffchub anzufangen. (Revid. Bürgerrechtsgefeg vom 4. De» 
cember 1833, Art. 80.) 

$. 22. 

Die in ven $$. 15—21 angegebenen Erforderniffe behalten ihre Gültigkeit unter allen 
Umfländen, außer den in den $$. 7 und 8 genannten Ausnahmefällen, und es ergibt fi 
aus dem Bisherigen, daß die Beurtheilung der Frage: ob hinfihtlih des Nahrungs 


230 


ſtandes ber Heirath Fein Hinderniß entgegenftehe, in keinem Fall, aud wenn bie Sache 
notoriih wäre, dem Ermeſſen des Geiffihen überlaffen ift, wie es. oben ($. 6) im Abſicht 
auf die Gemeinde-Öenoffenfchaft ausgefprocden wurde. 


$. 23. 

Ebenfo ift einlenchtend , daß von dem, mas über den Nahrungsftand beſtimmt iſt, for 
wohl als von dem, was das Gefeg über die Gemeinde-Genoffenfchaft vorfgreidt, Niemand 
ausgenommen ift, als die oben 88. 7 und 8 genannten Perfonen, fondern daß der Geift- 
liche von jevem Heiraths- Candidaten ohne Unterfchled des. Standes, des Vermögens, der 
Hicchlühen Eonfeffion, der erften oder einer nachfolgenden Ehe, die $$. 15—21 vorgeſchrie⸗ 
benen Urkunden zu verlangen berechtigt und verpflichtet iſt. 


$. 24. *) 

Wenn ein Gemeindebürger oder Beifiger eine, nicht derſelben Gemeinde angehörlge 
Srauensperfon heirathen will, fo verfieht es fih von felbft, daß Proffamation and 
Zrauung nur alsdann vor fi gehen können, wenn aus den dem Pfarrer vorgelegten Ur— 
Funden fi ergibt, daß ſpeciell in Abficht auf eine beftimmte Frauensperſon der Verehe— 
lihung des Gemeinde-Genoffen nichts im Wege ſteht; und daß, wenn die Verlobte wegen 
ſchlechten Pradifats im Sinne des Art. 19 des Bürgerredhtegefeges eine befondere Aufnahme 
in das Genoffenfchaftsrecht ihres. fünftigen Ehemannes bedürfen follte, fo lange diefe Auf— 
nahme nicht nachgewieſen ift, auch die Verehelichung dieſer Perfonen nicht ftattfinten Tann, 
Durd die dem Bräutigam ausgeftellte gemeinderäthliche Urkunde ift aber für erklärt anzu— 
nehmen, daß die Bürgerrechts-Verhältniffe der Braut in Ordnung feien. 

u $. 25. 

Da in dem Fall der Heirath zwiſchen zwei — verfhiedenen Gemeinden angehörigen 
Perfonen die beiverfeitigen Pfarrämter in amtliche Communifation zu treten haben, und bie 
Berhältniffe des Bräutigams die Hauptrüdjiht erfordern, fo hat au der Pfarrer des Bräu- 
tigams (in der Regel der des Wohnorts) die Unterſuchung, ob in keiner Beziehung ein 
Ehehinderniß vorhanden ſei, vorzunehmen, und iſt dafür verantwortlich. Es iſt daher auch 
das erſte ſogenannte Prollamationsſchreiben in der Regel von dem Pfarrer des Braͤutigams 
zu erfaffen. Bei Hofoienern ift immer der Oberhofprediger, und bei Mifitärperfonen, auch 


*) Siehe jedoch dem Erlaß des Minifteriums bes Innern und des Kirchen» und Schufwefens vom 9, Zutt 
1839, oben ©. 212. 
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wenn ſie im Urlaub find, der betreffende Garnifonsprediger als Parochus des Bräutigams 
zu betrachten. 
$. 26. 

Don Ausländern (ohne Unterfchied des Standes und Geſchlechts), welche in das 
Köı igreich einwandern, ift vor der Firhlichen Verkündigung und Trauung neben dem Aus- 
weis über ein Gemeindebürgerreht ($$. 5, 10—13) oder der gefeglihen Ausnahme ($$. 7 
und 8) und über den genügenden Nahrungsftand (F5. 14—23) nod ein befonderer Ausweis 
über die Erwerbung des württembergifhen Staatsbürgerrechtd zu verlangen. Golde Aus 
länder aber, welde fih im Königreich nicht bleidend häuslich niederlaffen wollen, haben eine 
befondere Bewilligung der zuftindigen inländifhen Staatsbe hörde beizubringen. | 


$. 27. 


Durch die vorfiehende Verfügung find die Erlaſſe vom 29. April 1828, 28. April 1829 
und 1. Juli 1834 außer Wirfung gejegt. 


4) Erlaß des K. evangeliſchen Eonfiftoriumg an die evangelifchen detarat 
ämter vom 31. Oktober 1837, 


betreffend: den Sonntagsſchulbeſuch der Iſraeliten. 


Da die iſraelitiſchen Lehrer, welche in der Regel zugleich Vorſänger ſind, am Sabbath 
ohnedieß ſchon ſehr in Anſpruch genommen ſind, auch das Verbot des Schreibens an dieſem 
Tage in Betracht kommt, ſo wird hiemit verordnet, daß auch bei den Iſraeliten die Sonn— 
tagsſchule als Fortſetzung der Volksſchule nach der Vorſchrift der Art. 3 und 6 des Schul: 
gefeßes vom 29. September 1836 und zwar am Sonntag zu einer der iſt aelitiſchen 
Volksſchule unnachtheiligen Stunde abgehalten werde. 


Hiebei ſind übrigens in denjenigen Orten, wo keine beſondere iſraelitiſche Volksſchule 
beſteht, die im ſonntagsſchulpflichtigen Alter ſtehenden iſraelitiſchen Jünglinge und Maͤdchen 
nach der Vorſchrift des Art, 19 ver Verfügung vom 30. Juli 1829 zu ver für die — 
lichen Ortseinwohner beſtehenden Sonntagsſchule auch künftig noch beizuziehen. 
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5) Erlaß des K. evangelifhen Eonfiftoriums an die Defanatämter vom 
10. November 1837, 


betreffend: die Entfhädigung der Geiſtlichen für die Abhaltung von Filialfirchen-Eonventen. 


Hinfihtlih der Entſchädigung der Geifllihen für die Abhaltung von Filialkirchen⸗ 
Eonventen hat das K. Minifterium des Innern und des Kirchen» und Schulweſens nad- 
ſtehende Verfügung an die K. Kreisregierungen erlaffen: 

1) die Verhandlungen der Kirchenfonvente in den Filialorten find, wo möglih, an 
andere vom Pfarrer im Orte vorzunehmende Amtsgefchäfte, insbefondere an die Schulvifita- 
tionen, anzureihen; in welchem Falle eine befondere Anrechnung für diefelben nicht flatthaft 
it. (Zu vergleihen Nro. 2.) 

2) Wo veffen ungeadtet eine befondere Reife des Pfarrers in den Filialort zum 
Kirchenkonvent erforderlich if, kann derfelbe in Zufunft der Ortskaſſe eine Anrechnung 
für ein Reitpferd in dem alle machen, wenn das Filial eine Stunde oder mehr von dem 
Wohnorte des Pfarrers entfernt und wenn nicht demfelben vom Filialorte ein Pferd zur 
Verfügung geflellt, oder für feine amtlihen Verrichtungen im Filial überhaupt eine Averfal- 
vergütung ausgefegt if. Diefe Anrechnung darf jedoch den Roßlohn auf Einen Tag nah 
der gemeinderäthlihen Tare und die regulatiomäßige Fütterung famt Stalltrinfgeld nicht 
überfteigen. 

Außerdem kann der Pfarrer für Zehrung eine Anrechnung bis zum Betrage von dreißig 
Kreugern machen, wenn er durch die Firdenkonventlihe Verhandlung über die ordentliche Zeit 
des Mittagefiens am Filialorte aufgehalten wird. ine folhe Anrechnung für Zehrung 
findet übrigens auch in dem Falle Statt, wenn der Kirchenfonvent zwar mit andern Amts- 
gefhäften im Drte verbunden (Nro. 1), der Aufenthalt des Pfarrers in dem legten aber 
nur durch den Kirchenfonvent über die faum gedachte Zeit erfiredt wird, und der Pfarrer 
nicht ſchon wegen jener andern Amtsgefchäfte im Ort eine Vergütung für Zehrung erhält. 

3) Auf ven Koftenrehnungen (Nro. 2) ift befonders anzugeben, ob und warum der 
Kirchenkonvent nicht mit einem anderen amtlihen Gefchäfte im Filialorte verbunden worden 
fei; auch ift in denſelben die Anrehnung der Zehrung in den angegebenen Beziehungen 
befonders zu begründen. 

4) Die Anrechnung eines Taggelds darf für die Kirchenkonvente in den Filialorten fo 
wenig als für diejenigen im Mutterorte Statt finden. 
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5) Wenn bisher in einzelnen Filialorten dem Pfarrer für die Abhaltung der Kirchen: 
fonvente im Drte mehr als im Vorſtehenden feftgefegt ift, fraft einer gefegmäßi- 
gen Obſervanz oder eines rehtsgältigen Vertrags bezahlt worden ift, fo 
hat es hiebei für die Dienfizeit der gegenwärtig im Amte ſtehenden 
Pfarrer fein BVerbleiben. Mit dem nächſten Erlevigungsfall aber ift der Bezug auf den 
oben beftimmten Betrag herabzufegen- 

Andererfeits darf für die Kirchenkonvente in folden Filialien, in melden ſchon vor ver 
Verfügung vom 29. Dftober 1824 (Neg.Blatt &. 879) die Abhaltung von Kirchenkonven- 
ten am Orte üblich, nicht aber auch ein Bezug des Pfarrers hiefür oder doch nur ein ge— 
tingerer als er oben feftgefegt ift, hergebradt war, eine Anrechnnng' überhaupt nicht, bezie- 
bungsmeife nicht in einem höheren als dem hergebrachten Betrage gemadt werben. 

Das Dekanatamt wird hievon zur Nachachtung und Eröffnung an die ihm untergebenen 
Geiſtlichen andurd in Kenntniß gefegt. 


6) Erlaß des K. evangelifhen Conſiſtoriums an die K. gemeinfhaftliden 
Dberämter vom I. November 1839, 


beireffend: die Einrechnung der Emolumente in den Gehalt ber Amtsverwefer an Schulftellen, 


Aus Veranlaffung mehrfaher Anfragen, ob im Fall der Erledigung einer Schulftelle 
der Schulamtsverwefer neben dem gefeglichen Gehalte von 150 fl. auch die mit der Schul- 
ftelle verbundenen Gmolumente (von Taufen, Hochzeiten, Leichen) anzufprehen habe, wird 
dem gemeinfhafrlihen Dberamte zu Folge eines Minifterialerlaffes vom 31. Januar 1837 
Nachftehendes zu erkennen gegeben: 

Indem das Gefeg vom 29. September 1836 in den Artikeln 30, 31 und 32 die Ge- 
halte, welche den Schulvienern jeder Stufe zum wenigften abzureiden find, feftfegt, be- 
ſtimmt daſſelbe zugleih im Art. 34, daß im diefe Gehalte alle ländigen oder unfländigen 
Bezüge, und insbefondere auch diejenigen von einem mit der Schulftelle bleibend vereinigten 
niederen Kirchendienſte einzurechnen fein. Es kann daher nicht zweifelhaft feyn, daß ein 
Schalbiener, der vermöge feiner Anftellung mit mehr als ven im Geſetze beflimmten gering- 
fen Gehalt anzuſprechen hat, fi die Einrechnung aller ‘mit feiner Stelle verbundenen recht⸗ 
mäßigen Emolumente in dem fompetenzmäßigen Anſchlag in dieſen Gehalt gefallen laſſen muß. 

30 
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Da nun im Art. 31 ein. Schulamtsvermwefer hinfichtlich feines geſetzlichen Behaltes einem 
Unterlehrer ganz gleich geftellt-ift, fo. kann der erſtere fo wenig ‚als der ‚legtere neben feinem 
Gehalte noch Emolumente anſprechen. Uebrigens ‚bleibt. der Oberſchulbehörde überlaflen, 
in Fällen, wo der gefeglich ‚geringfle Gehalt von 150 ff. für einen Amtsverweſer nicht hin- 
reicht, den betreffenden Drtsbehörden die Ausfegung einer. höheren ‚Summe aus den erledig- 
ten Mitteln ver Stelle anzufinnen. Das gemeinfhaftlihe DOberamt hat daher in den..be- 
treffenden Fällen, wenn nicht die Drtsbehörden felbft zu. Ausfegung eines höheren . 
bereit -find, an das evangelifche Eonfiftorium zu berichten. 


7) Erlaß des R. evangelifden Conſiſt oriums an die 8. Detundeäntet 
vom 9. Juli 1841, 


betreffend: den Uebertritt von Ausländern zu einer andern Kirche. n 


Unter Beziehung auf den in Reyſcher's Gefegfammlung Bo. IX. ©. 870 abgedrudten 
Minifterialerlaß vom 1. September 1831 wird vermöge Minifterialerlaffes vom 26. Mai 
d. 3: das Defanatamt beauftragt, die ihm ‚untergeordneten Pfarrämter. ‚zum, Vollzug ‚jener 
älteren Verfügung in der Urt anzumeifen, daß Ausländer, welde im Königreich von einer 
Kirche zur andern übertreten wollen, von dem Pfarrer derjenigen Gonfeffion, zu welcher der 
Mebertritt geſchieht, anzuhalten feien, von ihrem Entfchlug vor allen Dingen der Obrigkeit 
ihres Heimathorts und zwar fo zeitig Nachricht zu geben, daß eine etwaige Einſprache noch 
vor dem Vollzuge ihres Uebertritts angebracht und erörtert werden Eönne. 

Zugleich ift beftimmt worden, daß der Geifllihe derjenigen Confeffion, zu welcher. der 
Betheiligte übertritt, den Ausweis über die von Legterem bei feinem feitherigen inländifgen 
Seelforger, und in Ermanglung eines folhen, einem andern inländiſchen Geiſtlichen feiner 
bisherigen Confeffion gemaspte Anzeige von dem orpaken des Genfrlieneneiehh ‚gu ver: 
langen habe. 


| 8) Auszug aus einem Erlaß des K. evangelifhen Eonfiforiumg an. die 
Defanatämter vom di: Sur aaır 
betreffend; verſchiedene Arnderungen in ben Statuten, ber Wittwenfaffe —— Beißkiden, 
— — Um bie: Hinterbliebenen: der evangeliſchen Geifllichen: 'beffer zu berathen, ſind 
vermöge hoͤchſter Entſchließung vom 5. Januar: 1880 nachſtehende Aenderungeh in den. Sta- 


futen der geiſtlichen Witiwenkaſſe angeordnet tworden, welche zu Folge höchſten Dekvets vom 
3. Oktober 1839 dem Defanatamte zur Nachricht und Nachachtung, fo wie ur Eröffnung 
an die Geiftlichen feines Bezirks hiemit befannt gemacht werden. 

1) Bom 1. Juli 1841 an haben die in einem Kirchenamte neu artgeftellten oder beför- 
berten Geiſtlichen die bisher beſſandene Einlage in den Grunpftod nit mehr zu bezahlen, 
fondern. die zu deiftenden Eintrittsgelder in den Verband der Wittwenkaffe beſchränken fi 
in Zufunft auf die gefeglichen Sporteln und auf den vierten Theil ihrer Befoldung ober 
beziehungsmweife der erhaltenen BefoldungeAufbefferung. 

Dagegen findet 

2) der Bezug eines Vikariatgeldes von 26 fl. für das erfte Vierteljahr, von welchem 
ein neu angeftellter Kirchendiener ehemals die Befoldung der geiftlihen Wittwenfaffe zu über- 
laffen hatte, vom 1. Juli d. J. am nicht mehr Statt. 

3) Bon dem gedachten Termine an haben ſämmtliche ein Kirchenamt bekleidende Mit- 
glieder der geiftlichen Wittwenkaſſe jährlih 2 Procente ihrer in den für die Verwandlung 
angenommenen Naturalienpreifen berechneten Befoldungen an viefe Kaffe zu entrichten, wenn 
auch der: Betrag derfelben den bisherigen höchſten Betrag eines Jahresbeitrags zu 15 fl- 
überfleigt. Ein Jahresbeitrag von 2 Procent. wird auch von den erledigten Kirchenſtellen, 
o wie 
‚ 4) von den Ruhegehalten — Geiſtlichen eingezogen, —* vom 1. Juli 1841 
an zur Ruhe geſetzt werden. 

5) Durch den bewilligten jährlichen Zuſchuß der Siaatelaſſe if die geifilihe Wittwen⸗ 
kaſſe in den, Stand gefept, vom 4. Juli-1841: an den im Genuſſe ftehenden und ‚den. bis 
dahin in den Genuß tretenden Witten, fo wie. ven elternlofen Waifen unter 20 Jahren 
Penfionen von 90 fl. abzureichen ; die durch Erhöhung der Yahresbeiträge vermebrte Einnahme 
der Kaffe aber ift dazu beftimmt, den Hinterbliebenen eines jeden vom 1. Juli 1841 an 
flerbenden Geiftlihen, und zwar feiner Wittwe eine ordentliche Penfion von Einhundert Gul⸗ 
den und jedem unter 18 Jahren ftehenden Waifen bis zur Vollendung des 18ten Lebens- 
jahres eine folhe von 20fl., wenn heben ihm eine im Genuffe einer Penſion ſtehende 
Mutter oder Stiefmutter vorhanden ift, und von 25 fl., wenn dieß nicht der Fall ifl, abzu- 
geben, wogegen ven elternlofen Waifen eines vom 1. Juli 1841 an flerbenden Geiſtlichen 
die im Jahr 1816 eingeführte, einer —— — Waifenpenfion nicht er 
zukommt. 


Sollte in Zukunft fih ergeben, daß die nachhaltigen Einnahmen der Wittwenkaffe eine 
weitere Erhöhung ver Wittwen⸗ und verhäftnigmäßig der Waifenpenfionen zulafien, fo wird 
folhe zum Beften der feit vem 1. Juli 1841 in ten Genuß Eingetretenen flattfinden. 


6) Heirathen von jegt am Geiftlihe bedeutend jüngere Frauen, fo wird denfelben nad 
dem Tode ihrer Gatten wegen Altersungleichheit ein Abzug an der ihnen gebührenden Pen- 
fion in gleihem Verhältniſſe mie bei der Penflonsanftalt der Civilſtaatsdiener geſchieht, 
mithin von 

4 der Penfion, wenn die Frau 18—22 Jahre, 
” " ” fie 22—26 Jahre, 
2 ” " " 26—30 Jahre, 
„» 30-34 Jahre und 
" " ” " 34— 38 Jahre 
jünger ifl, als ihr Ehemann, gemacht werben. 


Iſt fie mehr als 38 Jahre jünger, fo erhält fie ganz Feine Penfion. 
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7) Neben viefen ordentlihen Wittwen» und Waifenpenfionen, bei denen es nicht darauf 
anfommt, ob umd welches Unterſtützungsbedürfniß bei den Einzelnen vorhanden ifl, werden 
übervieß für die wirklich bedürftigen Wittwen und Waifen vermittelft der hiezu beflimmten, 
von der Staatsfaffe an die geiſtliche Wittwenkaſſe jährlih abzugebenden Summe von 
10,000 fl. Oratialien in einem — im Vergleich mit dem bisherigen — erhöhten Verhält- 
niffe verliehen, und auch fernerhin, wie bisher, Gratialien für ältere Waifen im Gefammt- 
betrage von 1400 fl. aus der Wittwenkaffe jährlih von der Synode vermilligt werden. 


Auch beabfihtigt die Regierung, ven Bedacht darauf zu nehmen, daß der Wittwenkaffe 
ftatt jährlicher Zuſchüſſe ein denfelben entſprechendes Kapital aus dem Reflvermögen ber 
Staatskaſſe zugemwiefen und daß ihr ein Aprocentiger Zinsbezug aus den bei der Staate- 
ſchulden⸗Zahlungskaſſe ſtehenden Kapitalien gefichert werde. 


8) Vorſtehende Anordnungen beſchraͤnken ſich auf diejenigen Mitglieder der geiſtlichen 
Wittwenkaſſe, welche in Kircenämtern angeſtellt find, da für die Verhältniſſe der an den 
höheren und mittleren Unterrihtsanftalten und an den Tateinifhen und Realſchulen angeftell- 
ten Diener, namentlih auch was die Berathung ihrer Hinterbliebenen betrifft, beſondere 
gefeglihe Normen vorbereitet find. Bis zu ihrem Austritte aus dem Verbande der geif- 


lichen Wittwenlaſſe werden die Jegteren Mitglieder verfelben, fo wie die nur für ihre, Perfon 
im Berbande der geiftlihen Wittwenkaſſe ſtehenden Geiftlihen und deren Hinterbliebenen 
ganz wie bisher behandelt, und haben weder an den höheren Leiflungen, noch an ben höhe» 
sen Bezügen, noch an den Gratialien aus der geiftlichen Wittwenkaffe Theil zu nehmen. 


Zu Vollziehung diefer Verfügung werden 

a) den Defanat- und Cameralämtern die Berechnungen ver Befoldungen der in ihrem 
Bezirke befindlichen Geiftlihen und der von denfelben in Zukunft zu bezaplenden 
Jahresbeiträge zugefertigt werden, um fie ihnen mitzutheilen und den Cinzug der 
Beiträge hienach zu beforgen. 

b) Es verfteht fih von felbft, daß die bereits zur Ruhe gefepten Geiftlichen keire Jah— 
resbeiträge aus den ihnen bewilligten Ruhegehalten zu bezahlen, ihre Wittwen aber 
au dereinft nur eine Penfion von 9Ofl. anzuſprechen haben, 


c) Nah dem Tode eines Mitgliedes der geiſtlichen Wittwenlaffe, deffen Wittwe oder 
Waiſen eine Penfion aus derfelben anfprechen können, hat das Dekanatamt das Al⸗ 
ter des Berftorbenen, feiner Wittme und Kinder genau anzugeben, und durch Aus- 
züge aus den Taufbüdern über die Geburtstage derfelben nachzuweiſen, auch in den 
jährlich an den Verwalter der geiſtlichen Wittwenkaſſe einzufendenden. Wittwenzetteln 
die im Genuffe einer Penfion ſtehenden Waifen nebfl deren Geburtstagen und Alter 
genau anzugeben, da fih der Bezug einer Waifenpenfion nur bis auf die. Jeit des 
zurüdgelegten 18. Lebensjahres erfiredt. 

d) Ebenfo nothwendig ift es, den Gratialgefuchen befonders bebürftiger Witten und 


Waiſen beglaubigte Taufſcheine von den fegteren, fo wie auch beflimmte gerichtliche 
Zeugniffe über das Vermögen der Wittwen und der Kinder beizulegen. 


Kann wegen geftatteten Privatinventars cin gerichtliches Vermögenszeugniß nicht 
beigebracht werben, fo hat das Defanatamt nicht nur die Wittwe zur Angabe ihres 
Vermögens zu veranlaffen, fondern auch bei dem Dberamte Erkundigung über das 
zur Befteuerung fatirte Kapitalvermögen umd im Falle des Befiges' von Gütern den 
Gemeinderath zur Schägung des Ertragswerths derfelben zu — und deren 
Aeußerungen — 
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* — des K.evangeliſchen Confiſtoriums an die Dotanntämter — 
4. Juni 1844, ; 
betreffend: ben Sterbenaihgebalt det Hinterblichenen von im Penfiondftand fterbenden evang. Geiſtlichen. 


Seine Königliche Majeſtät haben vermoͤge höchſter Entſchließung vom 29. v.M. 
genehmigt, daß den Wittwen und Waifen der im Penfionsfland fünftig ſterbenden evangel. 
Geiſtlichen ein in dem achten Tpeil der Penfion des Verſtorbeneu beftepender. Sterbenach— 
gehalt aus ‚der geiftlihen Wittwenfaffe abgereicht werde. 

Hiefür finden nachſtehende nähere Beflimmungen Statt: 

1) das Verhältniß der Theilnahme an dem Sterbenachgehalte beftimmt fi unter der 
binterfaffenen Wittme und den Waifen ebenfo, wie es bei dem Befoldungsnadfig der 
Hinterbliebenen evangel. Geiftliher ſchon bisher der Fall war, nach ben me bie Erb- 

theilung in Anwendung fommenden Normen. 

2) Die Waifen eines im Penfionsftande verftorbenen Geiftlihen haben auf den Sterb» 
nachgehalt oder die Teilnahme an demfelben nur bis zu — 18. Lebens. 
jahre Anfpruch. 

3) Einer Witwe, mit welcher cin Geiftlicher erft im Penſi oneftande in die Ehe getreten 
if, und den mit derfelben erzeugten Kindern kommt ein folder Anfpruch micht zu. 

Dem Delattatamte wird dieſe höchfte Entfchliefung mit. dem Auftrage eröffnet, fämmt- 

lie Geiftliche feines Bezirfes von derſelben in Kenniniß zu fegen, und, falls in Zukunft 
ein nach dern 1: Juli 1841 penfionirtes Mitglied. ver geiſtlichen Wittwenkaffe ſtirbt, in der 
dem Verwalter der geiſtlichen Wittwenkaſſe zu machenden Todesanzeige zugleich den Betrag 
ber, von ihm genoffenen Penfion umd, ob der Verftorbene eine ‚nicht erſt im Penfionsflande 
geheirathete Wittwe oder erzeugte Kinder unter 18. ae binterlaffen * anzugeben. 


10), Erlaß des K. ee Confiforiums an die — vom 
: 13. December 1844, 

* beireffenb: bie äußere Sonntagsfeier. 

*1 Die REN Synode hat fih aus Anlaß mehrerer berichtliher Anzeigen und des 

Wunſches einer Anzahl von: Diöcefanvereinen ſchon in ihrer vorjäprigen Verfammlung an 

das K. Minifterium des Kirchen- und Schulwefens mit der Bitte um. Fürforge in Hinficht 

der äußeren Sonntagsfeier gewendet, und dabei namentlich die Erfahrung zur Sprache ge 


bracht, daß an Sonntagen Gewerbe und Handarbeiten, welche durch Geräufh oder Deffent 
lichkeit Aufſehen erregen müffen, getrieben, aud daß ohne dringende Gründe und ohne Er- 
laubniß Feldgeſchäͤfte verrichtet werden. Hierauf hat das K. Minifterium an die K. Kreis 
regierungen die Weifung erlaffen, die nachgeſetzten Bezirks- und Ortsbehörden aufzufordetn, 
alle bei ihnen zur Anzeige fommenden, zum öffentlihen Aergerniß gereichenden Uebertretun- 
gen der in ‚Betreff der Sonntagsfeier betehenden Verordnungen nad ihrer Zuſtändigkeit mit 
vem der Bedeutung: ver Sache entfprechenden Ernſt und Nachdruck und mit der durch die 
Berhältniffe gebotenen Umſicht zu behandeln, von der ——— Verfügung aber men 
dem: betreffenden: Kirchenkonvente Kenntniß zu geben. 

Wenn hiedurch die eine würdige äußere Feier der Sonntage —— zum —* 
(ängf beſtehenden Vorſchriften aufs Neue. befiätigt und dem weltlichen Behörven eingefhärft 
worden. find; ſo ift namentlich ver Auffiht und dem Einfluß ver Kirchenfonvente, welchen in 
ven Gemeinden zunächſt die: Sorge für firhliche Zucht und Ordnung nad der durch das 
Geſetz beftinimten Zufländigkeit obliegt, nicht nur nichts entzogen, ſondern auch in ihrem 
Tpeile alles Erforderliche mit. den ihnen zu Gebot ftehenden Mitteln, Ve denen 
des Geiftes und ver Wahrheit, vorzufehren anheimgegeben und aufgetragen. 

Zu viefer Erflärung findet fih das evangelifhe Conſiſtorium um ſo mehr site, 
als; ven bei ihm eingelaufenen Anzeigen nach am verſchiedenen Orten, wiewohl ohne ‚allen 
Grund, dem erwähnten Erlaſſe des K. Minifteriums eine Deutung gegeben worden iſt, wor⸗ 
nad die bisherige Behandlung dieſes Gegenftandes, und namentlich der Antheil ver Kirchen⸗ 
tonvente daran in Frage geftellt oder auf die Seite gefhoben wäre. Deßhalb wird ımter 
‚Beziehung auf $. 685 der Hartmännifhen Sammlung der Kirchengefege Band I. ausdrüch⸗ 
lich. daran erinnert, daß die Beftrafung der Vergehen gegen die Feier der Sonn: und Feier 
tage immerhin zunächſt dem Kirchenfonvent zuftehe, daß jedoch ‚unter folhen Vergehen, wie 
ſich auch der nachfolgende $. 686 ausprüdt, die Entheiligung der Sonn⸗ und Feiertage im 
engeren Sinne als folder zu verftehen fei, während ein gemeines‘ Vergehen, welches, am 
Werktag begangen, der weltlichen Polizeibehörde anbeimfällt, wenn es an einem Sonn⸗ 
oder Feiertage gefchieht, gleichfalls von der Polizeibehörde zu rügen if, welcher der Umftand, 
daß es am Sonn⸗ ober Feiertage geſchehen und daß dadurch feine Strafwürdigkeit erhöpt 
iſt, von felbf die Veranlaffung zur befonderen Bemeflung bei: iprem Strafanfaße geben muß; 
daß aber, obfhon dadurch in ſolchen Fällen vie in. dem nächſten $. 687 vorbehaltene,' im 
den neueren Geſetzen jedoch nit mehr ansgedrüdte weitere Rüge von Seiten. dveg Kirchen- 
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fonvents überfläfftg gemacht if, dieſem gleichwohl eine angemeffen erfheinende Erinnerung 
und Berwarnung bevorbleibt. ’ 


11) Erlaß des K. evangelifden Eonfiftoriums an das gemeinfhaftlide 
Dberamt — vom 7. März 1845, 

betreffend: die Einführung regelmäßiger Leibesübungen unter den Schülern ber Volksſchulen. 

Es ift in neuerer Zeit vielfach fowohl von Aerzten als Pädagogen darauf hingerviefen 
worben, wie heilfam und nothwendig bei der Jugend regelmäßige Leibesübungen (das ſoge⸗ 
nannte Turnen) für eine mit der Bildung des Geiftes harmoniſche Ausbildung und. Kräfti- 
gung des Körpers find, zumal bei dem gegenwärtigen, einer folden in mander Hinficht 
bebürftigen Geſchlechte. Auch hat fi bereits an manden Orten ver wohlthätige Einfluß 
folger Uebungen, wenn fie zweckmaͤßig betrieben wurden, nicht. bloß in der Kräftigung: und 
Abhärtung, ver Gewandtheit und Gelenkigkeit des Körpers, fondern au in der Friſche des 
Geiſtes, der Dffenheit und AJutraulichkeit und dem Sinne für Ordnung bewährt, wodurch 
Die Zwede ver Schule felbft als Unterrihts- und Erziehungsanftalt gefördert worden find. 
Zwar erfheinen ſolche Leibesübungen als ein befonders dringendes Bedürfniß für die Zög⸗ 
linge wiffenfchaftlicher Zehranftalten, welche fonft feinen Beruf zu körperlicher Tpätigfeit haben, 
während die Schüler der Volksſchulen zum größten Theile ſchon durch den Beruf ihrer 
Eltern zur Anftrengung ihrer leiblichen Kräfte veranlaßt werden. Aber einestheils werden 
fie durch die ländlichen Gefhäfte oft nur einfeitig in Anſpruch genommen, fo daß die allfei- 
tige Entwidlung und Ausbilvung des Körpers cher gehemmt wird; anderntheils. hängt ber 
natürlichen Kraft und Stärke eine gewiffe Schwerfälligkeit: und Ungelenfigfeit an, welche in 
manchen Borfommenpeiten des Lebens hinderlih wird. Sodann zählt die Volksſchule manche 
Schüler, melde als Söhne von Handwerkern, Fabrifarbeitern und dergleichen fhon frühe 
zu einer figenden Lebensweiſe gewöhnt werben. Aus viefem Betrachte haben regelmäßige 
Reibesübungen auch für Volksfhüler einen großen Werth. Wäre. die Luft dazu einmal 
erwacht, und würden die Lebungen, was fehr weſentlich iſt, auch nad den Schuljahren von 
der ledigen Jugend fortgefegt, etwa an den Abenden von Sonn⸗ und Feiertagen, ſo wäre 
zu hoffen, daß Knaben und Jünglinge von anderen, ihrer Eörperlichen und- fittligen Entwid- 
fung gefährlichen Zerfireuungen dadurch abgehalten würden. Das gemeinfchaftliche Oberamt 
erhält daher in Gemäßbeit höchſter Entſchließung den Auftrag, den Ortsſchulbehörden feines 
Bezirks zu empfehlen, auf die Einführung von regelmäßigen Leibesübungen unter den Schü⸗ 
fern der Volksſchule nah Zulaffung der Umftände hinzuwirken. 
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Hiebei wird noch Folgendes bemerkt. Sollen diefe Uebungen etwas Erſprießliches leiften, 
fo müffen fie in einer gemwilfen planmäßigen Stufenfolge und in Angemeffenpeit zu dem 
Grade Förperliher Befähigung betrieben, und alle vermegenen Sprünge und bloße Gaufler- 
fünfte vermieden werden. Am zmwedmäßigften wird der Anfang mit den fogenannten Freis 
übungen (im Gehen, Drehen, Büden, Streden, Kniebeugen, Handbewegen, Marſchiren 
u. dergl.) gemacht, wozu nichts weiter nöthig if, als ein freier Plag, und im Winter oder 
‚bei übler Witterung ein Schuppen oder eine Scheune. Für die weiteren Uebungen, na- 
mentlih zur Stärfung der Arme, mögen einige Barren und Rede von verfchiedener Größe 
nad den Altersftufen, zum Klettern einige Steigbalfen oder Mafte, eine Leiter und ein dides 
Seil, zum Springen ein Springftof und Springſtäbe dienen. Diefe Geräthfchaften laffen 
fi) mit geringen Koften anfdhaffen, und wo die Mittel nicht reichen, wäre fih auf bie 
Freiübungen, welche die wefentlihe Grundlage des Turnens bilden, zu befchränfen, überhaupt 
Alles nach örtlichen Verhältniffen und möglichft einfach einzurichten. 

In Stadtgemeinden, wo für die lateinifhen und Realfhüler eine Turnanftalt einge: 
richtet iſt, wird ſich Teicht durch die flädtifhen Behörden eine Vereinbarung treffen laſſen, 
daß auch die Volfsfhüler unter gewiſſen Beflimmungen an derfelben Theil nehmen. 

Was die Leitung diefer Uebungen betrifft, fo erſcheint es am angemeffenften, wenn die 
Lehrer ſelbſt, beſonders die Unterlehrer und Lehrgehülfen, ſich derfelben annehmen und durd 
Benügung einer gedrudten Anleitung, wie folde neuerdings von Vögeli, Spieß, Schwaab 
und andern erſchienen find, oder durch Berathung mit Berufsgenoffen, welche die Sache ver- 
flehen, mit der zweckmäßigſten Einrichtung und Aufeinanderfolge folher Uebungen fi befannt 
machen. Zu diefem Behufe ift nicht blos in den vom Staate errichteten Schullehrerfeminarien 
bereits die Anordnung getroffen, daß bei den Zöglingen verfelben Neigung und Gefchid zur 
Sade und Einfiht in die Bedeutung derfelben für die Schule und Volkserziehung gefördert 
werde, fondern es find auch die Vorfteher von Privatbildungsanftalten anzumweifen, in dieſer 
Richtung auf die Förperliche Uebung und Ausbildung ihrer Zöglinge Bedacht zu nehmen. 

Man verfieht fih daher zu den Drtsfchulbehörden, und insbefondere zu den Geiftlichen, 
daß fie durch zwedmäßige Belehrung über die Bedeutung und den Nugen der Leibesübungen 
und dur Berichtigung der noch häufig im Volke dagegen herrfhenden Vorurtheile, zur 
Förderung einer nicht blos für die leibliche Kräftigung und Wehrhaftigfeit, fondern auch die 
fittliche Bildung der Jugend wichtigen Sache nad Thunlichkeit mitwirken. 
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III. Verfügungen des R. Fatbolifchen KRirchenraths. 





1) Auszug aus einem Erlaffe des K. katholiſchen Kirchenraths an die 
K. Dekanate und Pfarrämter vom 26. April 1828, 


betreffend: die bürgerlichen Berhältniffe der Nupturienten *). 


Durch das im Negierungsblatt vom 24. d. M., Nro. 25, erſchienene Gefeg über das 
Bemeinde-Bürger- und Beifigredt, Art. 5, ift verordnet, daß fein Staatsbürger, der nicht 
unter den in Art. 4, Nro. 1—5 bezeichneten Ausnahmen begriffen if, ſich verehelichen dürfe, 
ehe er ein Gemeinde-Bürger- oder Beifigrecht im Königreiche befigt. 

Indem nun fämmtlihe fatholifhe Pfarrämter auf diefe gefeglihe Beſtimmung aufmerf- 
fam gemadt werden, erhalten diefelben für die Beachtung ver bürgerlihen Berhältniffe ver 
Nupturienten überhaupt nod folgende nähere Vorſchriften: 

1) Keinem Geiftlihen ift geftattet, die firchliche Trauung eines württembergifhen Staats⸗ 
bürgers vorzunehmen, ehe und bevor der letztere fidh bei ipm über den Befig des Bürger- 
oder Beifigrechtes bei irgend einer Gemeinde des Königreichs, oder über eine der in dem 
erwähnten Gefege Art. 4, Nro. 1—5 bezeichneten Ausnahmen glaubhaft ausgewiefen hat. 

2) IR und bleibt der Bräutigam ein Angehöriger der Gemeinde, bei welder ver um 
die Trauung erfuchte Geiftlihe als Seelforger angeftellt ift, fo bleibt es dem Ermeſſen des 
legteren überlaffen, ob und wiefern durch feine perfönliche Kenntniß von den bürgerlichen 
Verhältniffen des Verlobten die Beibringung obrigfeitliher Zeugniffe über dieſelben erfegt 
werden fönne; der Geiftlihe bleibt aber für jede dießfallfige Verſäumiß perfönlih ver 
antwortlich. 

3) Hat hingegen der Bräutigam bisher einer andern Gemeinde angehört, oder will 
derſelbe bei oder nach ſeiner Verehelichung in das Bürger⸗ oder Beiſitzrecht einer andern 
Gemeinde übertreten, oder iſt endlich derſelbe bis zu feiner Verehelichung gar nicht im Befig 


*) Bergl. den gleich nachfolgenden Erlaß vom 1. Zuli 1834, 
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eines Gemeinde-Bürger- oder Beifigrechtes geflanden, fo muß der Befig oder die Erwerbung 
des erforderlihen Bürger» oder Beifigrehts durch ein fehriftliches Zeugniß des zuſtändigen 
Gemeinveraths, eine etwaige Ausnahme vom Gemeindeverband aber (Art. 4, Nro. 1—5) 
durch eine von der betreffenden Staatsbehörde ausgefertigte Urkunde nachgewieſen werben. 

4) Da nad dem Art. 25 des mehrermähnten Gefeges die Frauensperfonen des Bürger» 
und Beifigrehts ihrer Ehemänner in der Regel von Rechtswegen und ohne befondere Auf- 
nahme theilhaftig werden, fo find die Pfarrämter weder befugt noch verpflichtet, über die 
bürgerlihen Verhältniffe der Braut eine ähnliche Nachweifung wie über die Verhältniffe des 
Bräutigams zu fordern. Es werden jedoch viefelben den Gemeindebehörven die etwa ger 
wünſchten Mittheilungen’ zum Behufe des Einzugs der im Art. 29 fefigefegten Gebühren 
nicht verweigern, 

5) Von Ausländern (ohne Unterfhied des Standes und Gefchlechtes), welche fih im 
Königreihe ehelih und häuslich niederzulaffen gedenken, if vor der kirchlichen Trauung noch 
ein befonderer Ausweis über die Erwerbung des württembergifhen Staatsbürgerrechts, in 
Ermanglung vefjelben aber die Beibringung einer befonderen Berwilligung der Staatsbehörde 


zu fordern. 
x. ꝛc. 


2) Erlaß des K. katholiſchen Kirchenraths vom 1. Juli 1834, 
denſelben Gegenſtand betreffend. 


Es iſt die Frage in Anregung gebracht worden, ob den Pfarrämtern, welche nach Er— 
fopeinumg des Bürgerrechtsgefeges vom 15. April 1828 hinfihtlih ihrer Desfallfigen Oblie—⸗ 
genheiten bei der Verkündigung und Trauung dur Die dieffeitigen Erlaſſe vom 26. April 
1828*) und 29. April 1829 inftruirt wurden, nad Promulgation des revidirten Bürgerrechte: 
gefeges vom 4. December 1833 nicht eine neue Inftruftion zu ertheilen fei? 

Es kann hiebei nur darauf anfommen, was an den Beftimmungen der angeführten 
früheren Erlaffe über die Beachtung der bürgerlichen Verhältniffe ver Nupturienten ıc. durch 
das neue Gefep abgeändert worden fei? — Diefe Frage beantwortet fih bei Vergleihung 
des Gefeges vom 15. April 1828 mit dem Gefege vom 4. December 1833 einfah da— 
bin, daß 


*) Oben Rio, 1. 
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1. der Erlaß vom 29. April 1829 ganz und vom Erlaffe vom 26. April 1828 vie 
Nro. 4 hinmegfalle ; 

U. vie Beflimmungen Nro. 1, 2, 3 und 5 des Erlaffes vom 26. April 1828 unter 
der einzigen, aus dem Art. 5 des revidirten Bürgerrechtsgefeges fid ergebenden Mopififation, 
wornach die Ausnahmen von der Verpflichtung zum Beſitz eines Gemeinde » Genoflenfdafts- 
rechts vor der Verehelichung ſich auf die im revidirten Bürgerrechtsgeſetz Art. 4, Zi. 1, 2, 
3 und 5 bezeichneten Fälle befchränfen, ihre Giltigkeit behalten, und 

IH. zu diefen Beftiimmungen des Erlaffes vom 26. April 1828 die weitere von dem 
Pfarramt zu beobachtende Vorſchrift des Art. 80 des Gefepes vom 4. December 1833 hin- 
zukomme. 

Unter Aufhebung jener Normalerlaſſe vom 26. April 1828 und 29. April 1829 wird 
daher die Infiruktion in Folgendem ertheilt: 

1) Es ift ven Geiftlichen nicht geftattet, die Verfündigung und Trauung eines württem- 
tembergifchen Staatsbürgers vorzunehmen, ehe und bevor derfelbe 

a) entweder durch eine von der zuftändigen Staatsbehörde ausgefertigte Urkunde fid 

darüber ausgewieſen hat, daß er fih der Beftimmung des Art. 5 des revivirten Bür, 
gerrechtsgeſetzes zu Folge auch ohne den Befig eines Gemeinde-Genoſſenſchaftsrechts 
verehelichen dürfe, oder 

b) ehe und bevor er fi ausgemwiefen hat, daß er 

a) ein Gemeinde-Genoffenfhafts- (Bürger: oder Beifig-) Recht befise, und 
6) daß feiner Verheirathung binfihtlih feines Nahrungsftandes Fein Hinderniß in 
dem Wege flche. 

2) Hinfihtlih der Beweisführung über den Befig eines Gemeinde-Genoſſenſchaftsrechts 
(1. b. a.) bleibt es, wenn der Bräutigam ein Angehöriger derjenigen Gemeinde ift und 
bleiben will, an welcher der um die Verkündigung und Trauung erfuchte Pfarrer feine Stelle 
beffeivet, dem Ermeſſen des Iegtern überlaffen, ob und inmiefern durch feine perfönliche 
Kenntnig von den bürgerlichen Verhältniſſen des Berlobten die Beibringung obrigfeitlicher 
Zeugniffe über diefelben erfegt werden könne; der Geiftlihe bleibt aber für jede diesfallſige 
Berfäumniß perfönli verantwortlih. Hat hingegen der Bräutigam bisher einer anderen 
Gemeinde angehört, oder will derfelbe bei oder nad feiner Verehelihung in das Bürger: 
oder Beifigrecht einer andern Gemeinde übertreten, oder ift endlich derſelbe bis zu feiner 
Verehelihung gar nicht im Befige eines Gemeinde » Bürger- oder Beifigrechtes geftanden, fo 
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muß der Befig oder die Ermwerbung des erforderlichen Bürger» oder Beifigredhtes durch ein 
friftliches Zeugniß des zuftändigen Gemeinderaths nachgewieſen werden. 

3). Der Nachweis hinfichtlih des Nahrungsftandes ift nah Mafigabe des Art. 80 
des revidirten Bürgerrechtsgefeges für geführt zu erachten: 

a) wenn vom Tage der dem Bräutigam über feine Heirathsanzeige von dem Schult- 
beißen ausgeftellten Befcheinigung, welche dem Pfarramte übergeben werden muß, 
vierzehn Tage verflofien find, ohne daß dem Pfarramte ein die Verehelichung 
für unzuläffig erflärender Befhluß des Gemeinderaths zugefommen iſt, oder 

b) wo das legtere Etatt hatte, wenn der Bräutigam durch ein Zeugniß feines Be- 
zirfsamtes fi) darüber ausweifen fann, daß feiner Verehelichung hinſichtlich des 
Nahrungsftandes Fein Hindernig mehr im Wege ftehe, oder 

ec) wenn der Bräutigam ſchon vor Ablauf der gefeglichen Frift von 14 Tagen ein 
Zeugniß feines Gemeinderaths beibringt, wornach diefer feiner Verehelihung hin- 
fihtlih des Nahrungsftandes Fein Hinderniß in den Weg legt. 

4) Bon Ausländern (ohne Unterſchied des Standes und Geſchlechtes), welche in das 
Königreich einwandern, ift vor der Firhlihen Verfündigung und Trauung neben den zu 
1—3 genannten Erforderniffen nocd ein befonderer Ausweis über die Erwerbung des würt⸗ 
tembergifhen Staatsbürgerrehts, von andern Ausländern aber die Beibringung einer befon- 
deren Bemilligung von der zuftändigen inländifhen Staatsbehörde zu fordern. 

Indem die genaue Befolgung gegenmärtiger VBorfehriften den fämmtlihen Pfarrern und 
Pfarrverwefern zur Pflicht gemacht wird, werden dieſeiben zugleich angemwiefen, über den 
Empfang diefes gedrudten Crlaffes eine Beſcheinigang an das ihnen vorgefegte Dekanat ein- 
zufenden, den Erlaß felbft in der Pfarramts » Negiftratur bei der Sammlung der Staats: 
verordnungen gehörig aufzubewahren. 


3) Erlaß des R. Fatholifhen Kirchenraths an die Defanate in — 
vom 17. März 1835, 


betreffend; bie Eheftreitigfeiten der Katholiken in den von Deflerreih an Bayern und dann an 
Württemberg übergegangenen Gebietötheilen. 
Aus Anlaß eines Specialfalls it neuerlih die Frage von der Behandlung der Ehes 
flreitigkeiten der Katholifen in den von Defterreihd an Bayern und dann erſt an MWürttem- 
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berg übergegangenen Gebietsiheilen bei dem K. Juſtiz-Miniſterium und durch ſolches bei 
dem K. Minifterium des Innern, beziehungsmweife der dieffeitigen Stelle in Anregung 
gefommen. 

Da nun die ebengenannten Behörden darin einverftanden find, daß die bezeichneten Ans 
gelegenheiten gerade fo, wie die in den von Defterreich unmittelbar an Württemberg über: 
gegangenen Landestheilen vorkommenden Eheſachen, nad den unter öfterreichifcher Herrſchaft 
angemwendeten Gefegen und Normalien behandelt und vie nachgeſetzten Stellen in deſſen 
Gemäßheit befonders angemiefen werben follen, fo wird foldes dem Defanat mit der Auf: 
lage eröffnet, nicht nur die Pfarrämter feines Bezirks zur Nachachtung bei fi ergebenden 
Fällen davon in Kenntniß zu fegen, fondern auch fich felbft hiernach zu benehmen. 


4) Erlaß des R. Fatholifhen Kirchenraths an die Dekanat und 
Pfarrämtervom 18. Juni 1841, 


betreffend: den Uebertritt von Ausländern von einer Confeffion zur andern. 


Diefe Verfügung ift gleichen Inhalts mie diejenige des evangelifhen Conſiſtoriums 
vom 9. Juli 1841, oben ©. 234 Nro. 7. 


5) Erlaß des R. Fatholifhen Kirchenraths an das Schulinfpelftorat 
in — vom 26. März 1844, 


betreffend: bie Belohnung von Schulamtsverwefern, welde zugleich einen niedern Kirchenbienft 
zu verfehen haben. 


Ueber die Belohnung der Schulamtsverwefer, welche zugleich als Nebenamt einen mit 
der Schulftelle vereinigten niedern Kirchendienft zu verfehen haben, find Zweifel entflanden, 
welche ein fehr ungleiches Verfahren zur Folge hatten. 

Die Oberfhulbehörde fieht fih dadurch zu nachſtehender Erklärung veranlaßt : 

Indem das Gefeg vom 29. September 1836 in den Art. 30, 31 und 32 die Gehalte, 
welche den Schuldienern jever Stufe zum wenigften abzureihen find, feftfegt,7 beftimmt daf- 
felbe zugleich im Art. 34, daß in diefe Gehalte alle jtändigen oder unftändigen Bezüge und 
insbefondere auch diejenigen von einem mit der Schulftelle bleibend vereinigten niederen 
Kirchendienfte einzurechnen feien. Es kann daher nicht zweifelhaft feyn, daß ein Schuldiener, 
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der vermöge feiner Anftellung nicht mehr als den im Geſetz beflimmten geringften Gehalt 
anzufprechen hat, ſich die Einrechnung aller mit feiner Stelle verbundenen rechtmäßigen Emo- 
lumente in diefen Gehalt gefallen laſſen muß. 

Da nun im Art. 31 ein Schulamtsverwefer hinſichtlich feines gefeglichen Gehalts einem 
Unterlehrer ganz gleich geftellt iſt, fo kann der erfte fo wenig als der legtere neben feinem 
Gehalte noch Emolumente anfprechen. | 

Hiebei verftebt es fich übrigens von felbft, daß dem Amtsverwefer hinfichtlich der Ne: 
bendienfte eines Meßner, Drganiften Feinerlei Ausgaben , insbefondere nicht die Belohnung 
eines Gehülfen angefonnen werden dürfen. 

Wenn daher der Amtsverwefer wegen des Schul - oder Organiftendienftes, 3. B. die 
Meßnerei⸗Verrichtungen gar nicht, oder nicht vollftändig beforgen fann und für diefen Fall 
nicht bereits ein Meßnereigehülfe aufgeftellt it, fo müſſen die Koſten der Aushülfe in der 
Meßnerei nah Art. 34 in der gleichen Weife beflritten werden, wie wenn die Stellen de— 
finitiv befegt wären. 

Dagegen hat der Amtsverwefer in jedem Falle die mit der Schullehrerbilvung eng ver- 
bundenen Geſchaͤfte, wie die Abhaltung der Sonntagsfhule , die Beforgung der Orgel ıc. in 
der Weife, wie fie dem Schulmeifler obliegen, ohne befondere Belohnung oder Emolumente 
von Amtswegen zu übernehmen. 

Wenn in befonderen Fällen der gefeglich geringfte Gehalt von 150 fl. für einen Amts- 
verweſer nicht hinreicht, fo ift die. betreffende Drtsbehörde befugt, über eine angemeffene Be- 
ſoldungs⸗Erhöhung in gefeglicher Weife zu beſchließen und dem gemeinfhaftlihen Oberamt 
in Schulfachen zur Genehmigung vorzulegen. 

Auch ver Bezirks⸗Schulinſpektor if eintretenden Falls berechtigt, den betreffenden Orts- 
behörden die Ausfegung einer höhern Summe aus den erledigten Mitteln der Stelle, etwa 
durch Ueberlaffung der Accivenzien x. anzufinnen; es bedarf jedoch aud in dieſem Falle ver 
Befhluß der Ortsbehörde der Genehmigung des gemeinfhaftlihen Oberamts. 
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IV. Berfügungen des KR. Studienraths. 


1) Erlaß des 8. Studienraths an die Rreisfhulinfpeftorate, Rektorate 
der Öymnafien und Defanatämter vom 15. Juli 1839, 


betreffend; die bei der Meldung um Lebrftellen zu machenden Angaben über die perfönliden 
Verhältniſſe. 

Da es ſehr häufig vorkommt, daß Candidaten des Lehramts ſowohl als bereits anges 
flellte Lehrer bei ver Bewerbung um höhere und niedere Lehrftellen, an Gymnaſien, lateini- 
nifchen, Neal» und Clementar- (Vorbereitungs-) Schulen ihre perfönlichen Verhäftniffe fehr 
mangelhaft und unvollftändig angeben, fo wird zu Sicherſtellung der vorgeſchriebenen Ord— 
nung und zu Erleichterung der Geſchäftsbehandlung Nachſtehendes verfügt: 

Jeder Melvdungs » Eingabe um eine unter der Auffiht des K. Studienraths ftehende 
Lehrftelle ift eine Beilage anzuſchließen, worin in folgender Ordnung anzugeben ift: 

1) Vor- und Zunamen nebft Charakter des Bittftellere. 

2) Dt, Tag, Monat und Jahr ver Geburt. 

3) Heimathrecht, Bürger oder Beifiger. 

4) Bor- und Zunamen, Amt oder Gewerbe und Wohnort, Leben oder Tod des Vaters 
und des väterlihen und mütterlichen Großvaters. 

5) Lediger oder eheliher Stand des Bittftellers, und in fegterem Falle 
a) Name und Stand des Schmwiegervaters, und Familienname der Schwieger- 

mutter. e 

b) Zahl ver lebenden Kinder. 

6) Bildungs - Laufbahn. 

7) Die für eine Xehrftelle beftandenen Prüfungen mit Bezeichnung des Jahrs und 
Monats unter Anfhluß der Prüfungs: ZJeugniffe oder beglaubigter Abfchriften derfelben. 

8) Bisherige öffentlihe und Privatdienftleiftungen mit genauer Angabe der Zeitdauer 
je einzelnen, 
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9) Gehalt der gegenwärtigen Stelle (mobei die mit dem Einkommen eines öffentlichen 
Yehramts verbundenen Naturalien nah den Eportelpreifen zu berechnen find) mit dem 
Durchſchnitt der Nebenbezüge. 

Diefen Angaben fönnen no 
10) beigefügt werden: erhaltene Ehrenauszeichnungen, Belobungen, außerordentliche Dienft- 
feiftungen, foriftftellerifche Arbeiten u. f. w. 
Das ıc. hat genau darüber zu halten, daß die voranftehende Vorſchrift bei jeder Mels 
dung pünktlich befolgt werde, indem mangelhafte Beilagen fünftig fofort zurüdgegeben oder 
die Eingaben gar nicht beachtet werden follen. 


2) Erlaß des K. Studienraths an das Kreisfhulinfpeltorat .....» 
vom 7.November 1840, 


betreffend: das Staats und Gemeinde Bürgerrecht der Landeramend » Kandidaten. 


Dem Rreisfhulinfpeftorat wird hiemit eröffnet, daß einem höheren Befehl zufolge künf- 
tig jeder, welcher um Aufnahme in ein Seminar, beziehungsweife um Zulaffung zur Prüfung 
für eine ſolche Aufnahme bittet, nachweifen fol: 

1) daß er Staatsbürger fei, 
2) ob, und im bejahenden Fall, welches Gemeinde-Genoſſenſchaftsrecht er befige ? 

Das Kreisfhulinfpeftorat hat dieſe Verordnung bei Zeiten in feinem Sprengel befannt 
zu maden, damit diejenigen Schüler, welche im nächſten Jahr zu der Concurspräfung für 
die Aufnahme in ein Seminar zugelaffen werden wollen, fid varauf gefaßt halten und bie 
erforderlichen Nachweifungen unfehlbar im nächſten Sommer ven Perfonaltabellen (die Fünftig 
zum Behufe ver Prüfung diefer Nachweiſe und etwaiger Anfragen beim 8 Minifterium 
früher als bisher einzufenden find) beigelegt werden. 


3) Erlaß des K. Studienraths an das Vorſteheramt der polptehnifgen 
Säule vom 10. Juni 1842, 


betreffend: die Normen für die Verleihung der Jubiläums - Stipendien, 


Nach einem hohen Minifterialerlag vom 2. d. M. ift durch die K. Verorbnung vom 
28. Mai d. 3. in Betreff der Stiftung zum Andenken der Zöjährigen Regierung Seiner 
32 
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Majeftät ves Königs beflimmt, daß für Stipendien an mwürdige aber bedürftige Zög- 
linge der polytechnifhen Schule, insbefondere an folde Zöglinge, melde fih mit Erfolg dem 
Studium der Chemie und Mechanik *) widmen, jährlich ungefähr 2,200 fl. verwendet werben 
ſollen. Zu weiterer Ausführung dieſer Beſtimmung werden folgende von Seiner König— 
lichen Majeftät gebilligten Normen vorgeſchrieben: 

1) Die Stipendien, welche an bedürftige ordentliche Schüler der polytechniſchen Schule, 
insbeſondere an ſolche Zöglinge, welche ſich mit Erfolg dem Studium der Chemie 
und Mechanik widmen, beſtehen in Jahresportionen von 200 fl. 

2) Bedingungen der Verleihung find außer den angeführten Eigenfhaften Talent, Fleiß 
und gefittete Aufführung. Regelmäßig follen nur folde Schüler bedacht werden, 
welche die Anftalt fhon Ein Jahr lang befuden. 

3) Die Verleihung erfolgt auf den Vorſchlag des Lehrerfonvents in der Regel mit dem 
Anfange jedes Semefters durh Seine Majeftät den König auf Ein Jahr. 

Es kann jedoch derfelbe Zögling mehrere Jahre hindurch in ven Genuß des Sti— 
pendiums eingefegt werben. 

4) Die Ausbezahlung des Stipendiums erfolgt in halbjährigen Raten dur den Gtif- 
tungsvermalter gegen ein Zeugniß des Vorfteheramts der Schule, daß der Stipendiat 
im fortlaufenden Genuß des Stipendiums flehe. 

5) Mit dem Genuffe des Stipendiums ift die freie Benützung der polytechnifhen Schule 
verbunden. 

6) Wenn die Bedingungen der Verleihung des Stipendiums aufhören, fo fann diefes fo 
wie die Erlaubniß zum unentgelolihen Befuche ver polytechnifhen Schule auf den 
Antrag des Lehrerfonvents entzogen werben. 

Auf befonderen Befehl follen dieſe Beftimmungen den Lehrern und Zöglingen der po— 
Iptechnifhen Schule befannt gemadt und mit dem Anfang des nächſten Studienfemefters 
Vorſchlaͤge wegen Verleihung der Stipendien dem K. Minifterium vorgelegt werden. 

Dem zu Folge erhält ver Vorſtand der polytechniſchen Schule den Auftrag: 

1) Die vorfiebenden Beftimmungen den Lehrern und Zöglingen ver polytechnifchen Schule 
befannt zu machen. 

2) Zur vorgefpriebenen Zeit Vorſchläge des Lehrerkonvents wegen Verleihung der St, 
pendien an den K. Studienrath zu bringen. 


*) Bergl, au den gleich nachfolgenden Erlaß Rro. 4. 


4) Auszug aus einem Erlaffe des K. Studienraths an den Vorſtand der 
polytehnifhen Schule vom 14. Januar 1843, 


denfelben Gegenftand betreffend. 


— — In Folge Minifterialerlaffes vom 6. Januar d. %. wird verfügt: 

1) Die Bevorzugung der Zöglinge der Mechanik und Chemie vor den fonftigen Schü— 
lern beruht auf einem befonderen höchſten Verlangen, und hat ihren Grund opne 
Zweifel in der Abficht, die technifche Induſtrie zunächſt unmittelbar zu befördern, mie 
diefes in Beziehung auf Landwirthſchaft durch andere Anordnungen der Jubiläums- 
fiftung gefchieht. 

Außer den Mechanikern und Chemikern fönnen jedod in zweiter Reihe auch 
Schüler, die zu andern der Induſtrie dienenden Berufsarten, wie Ingenieure und 
Bergleute sc. in den Genuß der Stiftung gelangen. 

2) Sämmtlihe 11 Stipendien werden ordentlicher Weiſe am Anfang eines Yehrkurfes 
verlieben, und es ift hiernach ver hohe Minifterialerlag vom 2. Juni v. 3. (Erlaf 
des KR. Studienraths vom 10. veffelben Monats*) abgeändert worden. Können 
nicht fämmtlihe Portionen verliehen werden, fo können foldhe Erfparniffe etwa zu 
Reifeunterftügungen, insbefondere für Mechaniker und Chemiker verwendet werden, 
und es hat daher der Lehrerfonvent der polytechnifchen Schule über die Gewährung 
einer folhen außerordentlichen Unterflügung, wenn fih ein zu guten Hoffnungen be- 
rechtigender Schüler im Ausland weiter ausbilden will, Vorſchläge zu machen. 

Bon vorftehenden Beftimmungen ift auch der Lehrerfonvent der polytechnifhen Schule 
in Kenntniß zu fegen. 


5) Erlaß des R. Studienraths an die Vorfleherämter der Gymnafien, 
Lyceen und der polytehnifhen Schule vom 9. März 1844, 


betreffend: die Einführung von Abgangs-Zeugniffen beim Austritt aus Gymnafien, Lyceen und aus 
der polytechniſchen Schule. 


Zu Abfchneidung der bisher häufig vorgefommenen Unordnung, mornad diejenigen 
Schüler von höheren Lehranftalten, welde die afademifche Vorprüfung mit Erfolg erflanden 


*) Bergl. den zunächſt vorangehenden Erlaß Rro. 3. 
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haben, fi) nach diefer Prüfung der Vollendung des Semeftralturfes ordnungswidrig entzo⸗ 
gen haben, ift durch Minifterialerlag vom 6. d. M. genehmigt worden, 

1) daß den Schülern der dem K. Studienrath untergebenen Anftalten (ver Gymnafien, 
Lyceen und der polytechnifhen Schule) der Austritt aus denfelben nach erflandener 
afademifcher Vorprüfung vor der Beendigung des Kurfes, Nothfälle ausgenommen, 
nur auf das urfundlihe Berlangen ihrer Väter oder Vormünder geftattet, und daß 
Behufs der Handhabung diefer Beflimmung die Ausftellung von Abgangs-Zeugniffen 
in den betreffenden Anſtalten eingeführt werde, ohne deren Vorlegung die Schüler 
weder auf der Univerfität, nod in einer andern öffentlichen Lehranſtalt, zugelaffen 
werden follen; wornach insbefondere, die afademifche Jmmatrifulations = Commiffion 
von den K. Miniflerium angemwiefen worden ift, feinen Schüler eines Gymnafiums 
oder eines Lyceums oder der polytechnifhen Schule auf der Univerfität zuzulaffen, 
wenn er nicht ein von dem Vorſtand der Lehranftalt, welche er bis dahin befucht hat, 
ausgeftelltes Abgangs⸗Zeugniß vorzumeifen vermag; 

2) daß die Schulsorflände angemwiefen werden, Schülern, welche eigenmädhtig aus der 
bis dahin befuchten Anſtalt austreten, nur nad perfönlicher Verantwortung und bes 
ziehungsmeife nad Abrügung des ordnungswidrigen Austritts, das Abgange- Zeugniß 
auszuftellen. 

Indem dem Vorſtand diefes zu feiner eigenen genauen Nachachtung eröffnet wird, wird 
er zugleich angemwiefen, diefe Verordnung nit nur in die Statuten der ihm untergebenen 
Anftalt aufzunehmen und mit denfelben ven Schülern befannt zu machen, fondern folde auch 
je vor dem Termin der afademifhen Vorprüfung den betreffenden Schülern befonders in 
Erinnerung zu bringen. 


6) Erlaß des R. Studienrathe vom 1. März 1845, 
betreffend: den Unterricht in der Gymnaſtik an den gelehrten und Realfchulen. 


Nachdem Seine Königlide Majeſtät auf die Bitte der Stände » Verfammlung 
und nah VBernehmung des K. Geheimen-Rathes 
die Gymnaſtik für einen Beſtandtheil des öffentlichen Unterrichts der 
gelehrten und Realfdulen 
erklärt haben, wird zu allgemeiner und fo viel möglich gleihförmiger Durchführung diefer, 
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die körperliche Ausbildung, Geſundheit, Kraft und Gewandtheit, eben damit auch die geiflige 
Friſche und Tüchtigfeit des nachwachſenden Geſchlechts bezwedenden höchſten Entſchließung 
in Gemäßheit K. Miniſterial-Erlaſſes vom 29. Januar l. J. ſämmtlichen Schul- und Schul: 
Aufſichtsſtellen, ſo wie durch dieſelben den betreffenden Ortsbehörden Nachſtehendes zu er— 
kennen gegeben: 


1) Regelmäßige Leibesübungen find für Schüler, welche das zehnte Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben, in einer den verſchiedenen Altersftufen enifprechenden Reihenfolge nicht bloß 
für den Sommer, fondern auch für den Winter in ven Schulplan jeder gelehrten 
und Realſchule aufjunchmen, und es hat dieß, wo ed nur immer möglich ift, ſchon mit 
dem nähftfommenden Frühjahr zu gefcheben. 


2) Us Theilnehmer an diefen Leibesübungen ift jeder über zehn Jahre alte Schüler, 
deſſen Erzieher (Vater oder Pfleger ꝛc.) fih nicht ausprüdlich gegen die Theilnahme 
erklärt, zu behandeln, eine folhe gegen die Theilnahme abgegebene Erklärung jedoch ift un- 
bedingt zu beachten. 

Wenn Knaben unter zehn Jahren, fofern fie die erforderliche körperliche Reife dazu 
haben, Theil zu nehmen wünſchen, fo bedarf es einer befondern Bitte von Seiten ihrer 
Eltern oder Erzieher, und ihre Zulaffung hängt von dem Gutachten des mit der Leitung 
der Uebungen Beauftragten ab. 


3) Die Aufſicht über die Uebungen liegt den Schulvorftänden und den vorgefeßten 
Schulbehörven ob, von welchen im Befondern die gemeinfcaftlihen Bezirksämter in gefund- 
heitspolizeilicher HDinficht des Beirathes der Oberamtsärzte in Betreff jener Uebungen fi 
zu bedienen haben. 

Die unmittelbare Leitung der Uebungen dagegen ift eine aus der Aufnahme der 
legtern in den Schulplan folgende Obliegenheit ver Lehrer an den betreffenden Anftalten, 
fo weit nicht Einzelnen alle Fähigkeit dazu abgeht. Die Lehrer haben fih daher in diefe 
Leitung nah Art und Zeit zu tbeilen, wobei es übrigens als wünſchenswerth erfcheint , daß 
derjenige Lehrer, welcher mit jenen Uebungen am meiften befannt ift, den eigentlichen Un— 
terricht übernehme. 

Wo es einer Anftalt an einem für den Zurnunterricht tauglichen Lehrer gebricht, oder 
wo die größere Schülerzahl es nöthig macht, it auf Beftellung eines befondern Turnlehrers 
von gutem Leumund Bedacht zu nehmen. 
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In Zukunft wird bei den Prüfungen auf Lehrftellen von ven Candidaten ein Ausweis 
darüber verlangt werben, ob und mie meit fie mit der Gymnaſtik befannt feien. 

4) Der Turnplas ift wo möglich ganz in der Nähe der Schule (um auch während 
der Interſtitien bemügt werden zu Fönnen) oder doch in der Nähe des Drts auf einem 
ebenen, wenn es feyn Fann, dur Bäume vor der Sonne gefhügten Raume zu wählen. 
Da gerade die wichtigften und nothivendigften Uebungen zum größten Theile entweder gar 
feine oder doch höchſt einfache Vorrichtungen (mie Epringgraben, Stäbe zum Höhefprung, 
einige Rede und Barren, in zweiter Linie erft ein Klettergerüft, Schwebebaum , Germurf: 
Einrihtung) erfordern, fo läßt fih nach Umftänden vie Einrichtung des Turnplages erfah- 
rungsmäßig aud mit geringen Mitteln beftreiten; wo aber die Kräfte weiter reichen, werden 
die Ortsbehörden aus Yntereffe für die Sache gerne zu einer vollfiändigen Ausftattung die 
Hand bieten. Uebrigens find zu möglichfter Verhütung von Gefahren die Turngeräthe, 
befonders die Klettergerüfte und Reden, nicht nur ganz folid berzuftellen , fondern aud ihr 
Zuftand von Zeit zu Zeit genau zu unterfuchen , zu welchem Behufe nöthigenfalls ein aus- 
wärtiger Sachverſtändiger zu berufen ifl. 

5) Für die Uebungen im Winter und bei ungünftiger Witterung, in welchen beiden 
Fällen Gelegeheit zu Leibesbewegung doppelt wichtig ift, bedarf es eines gegen Wind und 
Regen gefhügten Raumes, und zwar wenigſtens für größere Anftalten einer eigenen 
Turnhalle; für kleinere Anftalten ift jedenfalls ein Boden in einem öffentlichen oder Privat- 
gebäude, eine Tenne und dergleichen auszumitteln. 

6) Die Uebungen find zum Mindeften zweimal in der Woche, etwa an den beiden 
fhulfreien Nadmittagen je Cine Stunde lang vorzunehmen. Bei der Wahl der Tages- 
flunden ift die Jahreszeit zu beachten; in feinem Fall aber darf bald nad Tiſch geturnt werben. 
Im Schulplan werden die Turnftunden ausdrüdlich bezeichnet. 

7) Bei den Lebungen felbft ift, fo meit fie in die eigentliche fogenannte „Turnſchule“ 
fallen, ein ireng georpneter methodiſcher Gang zu verfolgen, wozu die vor» 
bandenen Turnlehrbücher (z. B. die veutfhe Turnfunft nah Jahn und Eifelen von 
E. Euler, die Leibesübungen hauptfählih nad Clias von Dr. Vögeli, das Turn- 
büchlein zunächft für die Magdeburger Jugend nah Jahn, Eifelen, Spieß, Euler ıc. von 
Krahmer) nähere Anmeifung geben. Im Allgemeinen wird darüber Folgendes bemerkt: 

Der Unterricht bat bis zum vierzehnten Yebensjahre in drei der Entwicklung des jugend» 
lichen Körpers nad Kraft und Gewandtheit entſprechenden Stufen aufzufleigen. 
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» Auf der erſten Stufe, beginnt der Unterricht mit den Clementar-Uebungen der einzelnen 
Gelenfe oder der fogenannten Borübungen, welde als die Hauptbedingungen ficherer 
und befohnender Fortfpritte mit den Anfängern genau, vollfländig und bis zu gehöriger 
Fertigkeit, jedoch zugleich frifch und lebendig einzuüben, aber auch mit den Vorgeübteren 
immer noch von Zeit zu Zeit zu wiederholen find, und an melde fih das Gehen, ber 
Marſch, das Laufen und die verfchiedenen Arten von Springen, nah dem Maaße nicht 
allein des Alters, fondern auch der förperlichen Reife der Einzelnen anreihen. 

Auf der zweiten Stufe folgen, mit der mittlern Hauptabtheilung der Schüler, neben 
Fortfegung der cben genannten Uebungen die weiteren am Barren und Red, am Schwebe: 
baum und die leichteften Uebungen des Stletterns. 

Auf der dritten Stufe (für die älteſte Hauptabtheilung) neben allen bisherigen vie 
übrigen Uebungen des Kletterns, der Gerwurf und das Ringen, jevod durchaus nur in den 
einfachen , der Kraft und Gewanptheit des Alters und der Förperlichen Beihaffenheit ver 
Einzelnen angemeffenen Stufen. 

Die ſchwereren Uebungen unter den voranſtehenden, deßgleihen vie Uebungen auf dem 
Schwingpferde, find dem Alter über vierzehn Jahre wiederum in allmählig aufiteigendem 
Stufengange vorzubehalten. 

8) Bei allen viefen Uebungen ift auf Anfland der Haltung und der Bewegungen zu 
feben, und theils um ver Ordnung willen, theils zu Abwendung möglicher Gefahr auf 
firengen Gehorfam um fo mebr zu dringen, al® die, übrigens feltenen, Unglüdsfälle bei dem 
Turnen erfahrungsmäßig meift aus Unordnung und Ungehorfam entftehen. Aus demfelben 
Grunde, fo mie um des methodiſchen Ganges willen, darf zu Feiner höhern Uebung übers 
gegangen werden, ehe die frühere zu einer gewiſſen Fertigkeit und Sicherheit gebracht if. 
Ebenfo foll feinem Schüler mehr zugemuthet oder geftattet werden, als er ohne Webertreis 
bung feiner Kraft und ohne Gefahr zu leiften. vermag, und aud von den Geübteren. ift 
feine Uebung bis zur Erfchöpfung zuzulaffen. Und da der Zweck des Turnens die Entwid- 
lung des Körpers, der Gefundpeit, Stärfe und Gewandtheit it, fo find von den einzelnen 
Uebungen fortwährend Diejenigen, durch melde dieſer Zwed am ficherften und unmittel» 
barften erreicht wird, vorzugsmeife zu betreiben, dagegen die bloßen Kunſt- und Schauftüde 
zu vermeiden. 

9) Theils um der befonderen Neigung und Anlage des Cinzelnen mehr Raum, zu geben, 
theild um die Freude am Turnen zu fördern, fann auf die unerläßlih firenge Ordnung der 
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Zurnfchule am Schluffe der Stunde noch eine Zeitlang das Freiturmen eintreten, bei 
welchem fi jeder Turner die ihm am meiften zufagenden Uebungen felbft wählen, und fie 
mit denjenigen , welche ſich zu derfelben Uebung vereinigen, unter einem felbftgemählten — 
von dem auffehenden Lehrer genehmigten VBorturner treiben darf. Auch hiebei, fo wie bei 
den Turnfpielen des Dauerlaufes und des Ziehkampfes, ift übrigens die Aufficht des 
Lehrers zu wünſchen. 

10) Wo es immer die Dertlichkeit erlaubt, follten während der wärmeren Jahreszeit 
auch Shwimmfhulen für die Jugend unter zuverläßiger Leitung eingerichtet werden. 

11) Je natürliher und enger mit dem förperlihen Gewinn wohleingerichteter Leibes— 
übungen auch der höhere Gewinn für Anfrifhung des jugendlichen Geiftes, für Gemöhnung 
an Anftrengung und Ausdauer, an Muth und ſchnelle Befonnenheit, an Orpnung und Ges 
horſam fich verbindet, defto mehr werden die Lehrer bei ihrer Auffiht und Leitung auch diefe 
Rückſichten im Auge behalten, und die ihnen anvertraute Jugend auf der einen Seite vor 
Verirrungen zu bewahren, andererfeits ihre felbftftändige Entwidlung zu fördern fuchen. 

12) Ein nicht unbedeutendes Mittel theils zu Erreichung dieſes Zweckes, theils zur Er- 
leihterung der Auffiht auf dem Turn: und Spielplage ift die Beiziehung ver Jugend felbft 
zur Mitaufficht durch Unterauffeher , welche fie felbft aus ihrer Mitte erwählt, vorbehäftlich 
der Genehmigung dur den auffehenden Lehrer. 

13) Zur Erhöhung des Intereffes wird es ferner wefentlich beitragen, wenn am Schluffe 
jedes Halbjahrs ein Probeturnen, nah Umfländen in Gemeinfhaft mit benachbarten 
Schulen — veranftaltet wird. 

Jedenfalls wird (wie ſchon bisher geſchehen iſt) bei den periodifchen Vifitationen der 
Schule auh das Turnen als integrirender Theil des öffentlichen Unterrichts zur Beachtung 
fommen; es bildet dafjelbe künftig eine ftehende Rubrik in den jährlichen Schulberichten und 
in den Zeugnißtabellen ver Schüler. 

14) Da der mit dem Turnen von jeher verbundene Gefang nit allein ſchon als 
Gefangübung einen hohen Werth hat, fondern auch in mehrfacher Beziehung einen fehr 
wohlthätigen Einfluß auf Geift und Gemüth üben kann, fo werden die Lehrer denſelben 
gleihfalls fördern und dur forgfältige und gemiffenhafte Auswahl der Lieder leiten und 
regeln. 

15)+DObgleih die Gymnafif nur in gelehrten und Realſchulen zu den vorgefhrie- 
benen öffentlichen Lehrpenſen gehört, fo iſt doch vie Einführung regelmäßiger Leibes- 
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übungen auch für die Schüler der Volksſchule zu wünfhen. Und da dieß an Orten, mo 
für die fateinifhe oder Realſchule eine Turnanftalt befteht oder eingerichtet wird, nad Um- 
fländen dadurch erleichtert werden Fann, daß aud die deutſchen Volksihüler entweder unter 
Mitwirkung und Auffiht ihrer Lehrer an den Uebungen der lateinifhen oder Realſchüler 
Theil nepmen, oder doch in andern Stunden den Zurnplag benügen, fo wird der K. Stu⸗ 
dienrath einem hierauf gerichteten, den örtlichen Verhältniſſen entfprechenden Antrag unter 
Rückſprache mit der betreffenden Oberſchulbehörde nicht entgegen feyn. 

16) Wo fih megen Aufbringung der mit diefem neuen Unterrichtsjweige verbundenen 
Koften Anftände ergeben follten, ift von den betreffenden Auffichtsbehörden Bericht darüber 
an den K. Studienrath zu erftatten. 

Schließlih vertraut der K. Studienrath zu den Schulauffihtsbehörden ſowohl als zu 
den fämmilichen Lehrern, daß fie, wie bereits vielfach geſchieht, die Wichtigkeit und Wohlthä- 
tigfeit der angeordneten Maafregel in ihrem vollen Umfang erkennen und je in ihrem Theile 
nad Kräften dazu mitwirfen werden, daß der höchſten Abfiht gemäß auch durch dieſes Bi'- 
dungsmittel dem Vaterlande ein nach Leib und Seele gefundes, Fräftiges und tüchtiges Ge- 
fehleht von Bürgern heranwachſe. 


7) Erlaß des R. Studienraths an das Vorſteheramt der polytechniſchen 
Säule vom 8.März 1845, 


betreffend: die Beſtimmungen für die Aufnahme in die polytechnifche Schule. 


Das K. Minifterium des Innern 1. hat dur Erlaß vom 21. v. M. die Verfügung 
getroffen, daß der bisherige erfte Vorbereitungskurs diefer Anftalt aufgehoben, der Cintritt 
fomit auf das 15. Jahr hinausgerüdt, und dagegen durd die Real» und Oberreal-Anftalten 
des Landes den Fünftigen Schülern der polytechniſchen Schule die Gelegenheit gegeben wer» 
den foll, diejenigen Kenntniffe fih anzueignen, welche für die Aufnahme in die polytechniſche 
Schule fünftig erfordert werden und bis zurüdgelegtem 15. Lebensjahr von den Schülern 
füglich erworben werben fönnen. Zugleich - foll den hiefigen fädtifhen Behörden die Errich- 
tung einer Oberrealklaſſe angefonnen ewrden, welde zugleih die Stelle eines Vorbereitungs- 
kurſes für die polytechniſche Schule einzunehmen hat. 

Als das geringfte Maaß der Kenntniffe, welches fünftig zur Aufnahme in die polytech⸗ 


nifhe Schule gelten fol, ift feſtgeſetzt: 
33 
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1) Arithmetit mit Einſchluß der Quadrat - und Kubikwurzeln, ver Buchſtabenrechnung, 
ver Gleihungen des erften und zweiten Grabe, der Logarithmen. 

2) Geometrie und Stereometrie. 

3) Die Hauptfäge der ebenen Trigonomettrie. 

4) Befanntfchaft . mit ver franzöfifchen Formenfehre , richtige Weberfegung eines leichten 

\ franzöfifhen Abfchnitts ing Deutſche. 

5) In der deutfhen Sprade: Fähigkeit fi mündlich über Grgenflände aus dem Ideen— 
kreife der bisher befuchten Schule richtig und deutlich auszudrücken; ſchriftliche Bear 
beitung eines leichten (biſtoriſchen) Ihema ohne Fehler gegen die Orthographie und 
die Regeln der deutfchen Wort- und Sagbildung. 

6) Belanntfhaft mit den Hauptperioden und den Hauptbegebenheiten ver allgemeinen 
und der vaterländifhen Geſchichte. 

7) Kenntniß der Grundzüge der matbematifhen, phyſikaliſchen und politifchen Geographie. 

8) Uebung im Freihandzeichnen. 

Die Vorftände der Dberreal » Anftalten find von den Anfordewingen, welche Fünftig zur 
Aufnahme in die polytechnifhe Schule gemacht werden, in Kenntniß gefegt und ift ihnen 
aufgegeben worden, ji über vie Art und Weife, wie jener Zweck erreicht werden fann, 
gutächtlich bieher' zu außern. Mach obigen Beſtimmungen iſt fich feiner Zeit bei den Auf- 
nahmsprüfungen zu richten, und hat der Borftand hienach den Eraminatoren die erforderliche 
Weifung zu ertbeilen. 

Ueber die weiteren Beflimmungen rüdfihtlid der Organifation der Anflalt wird die 
Verfügung nachfolgen. 


8) Berfügung des Studienraths an die Kreis-Schulinfpeftorate, die 
Gymnafiums- und Lyceums-NReftorate vom 26. Juni 1849, 
N peireffend > die Beſchränkung des Yand-Eramens auf die im Aufnahme-Alter ſtehende Jahresklaſſe. 

. Vermöge böchſter Entichließung vom 21. Juni 1849 if das Land-Eramen auf eine 
einzige, nämlich auf die im Aufnahms-Alter ftehende Jahresflaffe befchränft worden. Hie— 
von haben die Kreis-Schulinipeftorate die gemeinfhaftlihen Oberämter ihrer Kreife zu be— 
nachrichtigen, welche die ihnen nachgefegten Lehrer der fateinifchen Schulen hievon in Kennt- 
niß zu Segen haben. 


9) Erlaß des K. Studienraths an die RK. gemeinfhaftliden DOberämter 
vom 8. December 1849, 


betreffend: ben Zeichnungs⸗Unterricht in den Sonntage-Gewerbefchulen, 


Um den für die Entwicklung der Gewerbe fo widtigen Zeihnungs-Unterrit auch 
in den Sonntags-Gewerbeſchulen zu heben, den Eifer ver Schüler zu beleben und 
dem Unterricht felbft immer mehr eine für die Gewerbe förderliche Richtung zu geben, ift 
durch höchſte Entfchliegung genehmigt worden, daß jährlich eine öffentlihe Ausſtellung der 
befferen Zeichnungen der Sonntags-Gewerbeſchulen des Landes veranftaltet und für. pie 
beften Leiftungen Preife ertheilt werden. ' 

Um diefe Preife dürfen alle ordentliden Schüler ver Sonntags: Brwerbe- 
ſchulen mit Einfhluß der ven ZeichnungesUnterrict derfelben beſuchenden Gefellen. (auch 
etwaige Ausländer) fich bewerben. Ausgeſchloſſen dagegen find die regelmäßigen Schüler 
der Realſchulen, auch menn fie am Zeichnungs-Unterricht der Sonntags-Gewerbeſchüler 
Antheil nehmen. 

Die Leitungen, mit melden jene Schüler concurriren dürfen, find Freihandzeichnungen, 
geometrifhe Zeichnungen und plaftifhe (Modellir- x. 1.) Arbeiten. 

Die Preife werden in zwei Elaffen getheilt. Die erfte Elaffe ift für folhe Zeichnungen 
beftimmt , welde an fich als gelungen oder ausgezeichnet betrachtet werden. fönnen. Um 
jedoch auch firebfame und fleifige Schüler, welche durch ihre Verhältniſſe nicht in. den 
Stand gefegt find, etwas Ausgezeichnetes zu leiten, dennoch möglichſt zu ermuntern, fo ift 
für Diefe eine zweite Claſſe von Preifen beftimmt, welche gleihmäßig auf Die vier Kreiſe 
des Landes und auf die zwei bevölkertſten Sonntage-Gewerbefchulen vertpeilt, und denje⸗ 
nigen Schülern zuerkannt werden, welche vergleihungsmweife mit den übrigen ihrer Abthei- 
fung die befferen Zeichnungen liefern. 

Die Preife beftehen aus Yehrmitteln, 3. B. Reißzeugen, Büdern, Zeihnungsvorlagen 
u. f. w. Die Preisträger erfter Elaffe erhalten dazu noch eine filberne Medaille. Jedem 
Preife wird eine Urkunde beigefügt, welche die Preiswürdigfeit und den Namen des Preis: 
trägers enthält. 

Die Ausftellung der Zeichnungen, fo wie die ‘Preifevertheilung wird alljäprlih am Ge— 
burtsfefte Seiner Majeftät des Königs vorgenommen werden und mehrere Tage dauern. 
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Zu gleicher Zeit foll auch eine Ausftellung von Zeichnungen und Mobdellirarbeiten in 
der polytechnifhen Schule flattfinden. 

Das gemeinfhaftlihe Dberamt hat Vorflehendes den Lehrern und Schülern der Sonn- 
tags⸗Gewerbeſchulen mit folgenden näheren Beflimmungen bekannt machen zu laffen. 

Die Lehrer haben von jedem Schüler, welchen fie zur Preisbewerbung geeignet halten, 
die zur Concurrenz beftimmte gelungenfte Zeichnung oder plaftifche Arbeit mit dem beigefügten 
Zeugniß des Lehrers und des Schulvorflandes, daß es felbfiftändige Arbeit des Schülers fei, 
durch das gemeinfchaftlihe Amt an den K. Studienrath (unter der Bezeichnung „Studien- 
ſache“) einzuſchicken, verfelben aber die Arbeiten des Schülers von dem vorausgegangenen 
Semefter zur Vergleihung und richtigen Beurtheilung des Fleißes und der Fortſchritte 
beizulegen. 

Die Zeichnungen jedes Schülers find in einen befondern, mit feinem Namen zu ver- 
fehenden Umſchlag, fämmtlihe Zeichnungen einer Schule Aber in eine gemeinfame Mappe 
mit dem Namen der Schule zu verpaden. Die Einfendung hat unfehlbar vier Wochen vor 
dem Ausftellungstermin zu gefchehen. 

Ausnahmsweife wird die erfimalige Ausftellung und Preifevertheilung an Oſtern 
1850 flattfinden und im Herbſte defielben Jahres eine zmeite (regelmäßige) Ausftellung 
nachfolgen. 

Die Namen der Preisträger, melde feiner Zeit in den öffentlichen Landesblättern be- 
kannt gemacht werden, hat das gemeinſchaftliche Dberamt auch in den betreffenden Lofal- 
blättern zu veröffentlichen. 

Ebenfo wird das gemeinfchaftlihe Dberamt die vorflehende Verfügung in diefelben Lo— 
Falblätter einrüden laffen, fo wie man von bemfelben überhaupt erwartet, daß es die Sache 
felbR auf jede Weife durch geeignete Belehrung und Aufmunterung unterflüsen und dazu 
namentlich auch die Lofal-Gemwerbevereine beiziehen werde. 


Vierter Abfchnitt. 


Perfügungen des Departements des Ariegswelens. 


1) Erlap des KR. Ober-Kriegsgerichts an ſämmtliche Auditore 
vom $-Auguft 1838, 


betreffend: die Gehalts-Abzüge aggregirter Lieutenants, 


Wenn gegen einen aggregirten Lieutenant Schulden eingeflagt werden, die nur durch 
Gage-Abzüge getilgt werden können, fo darf Fünftighin, fo Tange fie nicht in den Normal» 
gehalt eines eingetheilten Lieutenants vorgerückt find, von ihrem ohnehin nur für das brin- 
gendfte Lebensbedürfniß zugemeffenen Gehalt, nicht wie bei andern Offizieren der dritte, fon- 
dern wie bei Unteroffizieren nur der fechste Theil zur Schuldenzahlung abgezogen werden. 

Das DOber-Kriegsgeriht iſt angemwiefen, von diefer höchften Entſchließung die Auditore 
zu ihrer Nachachtung zu benachrichtigen. 


2) Eorpsbefehl des KR. Kriegs-Minifteriums vom 16. Auguft 1838, 
betreffend: die Eheverlöbniffe ber Unteroffiziere und Soldaten ohne Borwiflen ber 
Regiments-Befehlehaber. 


Bon dem chegerichtlihen Senat des K. Obertribunals ift die Anzeige gemacht worden, 
daß fchon ver Fall vorgefommen, daß eine Militärperfon von ihrem Eheverlöbnif , nachdem 
ber Heirathe-Eonfens von dem Regiments-Commando ertheilt worden, ohne richterliche Ent- 


ſcheidung wieder abgegangen fei und für ein zweites Heirathegeſuch mit einer andern Vers 
lobten eine zweite Conceffion erhalten babe. 

Da nun aber das dur den erften Conſens beflätigte Cheverlöbnig nur durd den Tod 
der Verlobten aufgehoben, oder durch ehegerichtlihes Erkenntniß gelöst werden kann, fo 
wird Folgendes verfügt: 

Wenn einem Unteroffizier oder Soldaten der Heiraths-Conſens ertheilt worden if, und 
er würde von dem gefchloffenen Eheverlöbnig zu Lebzeiten der Verlobten und ohne eherich- 
terlihe Entſcheidung abgehen wollen und den Eonfens zur Verheirathung mit einer Andern 
nachſuchen, fo ift ihm Letzterer unter allen Umftänden zu verfagen. 


3) Verfügung des K. Kriegs-Minifteriums an die Gouvernements 
i vom 1. Juli 1839, 


betreffend: bie Errichtung eines Feftungs- (Kreis) Gefängniffes für Militärperfonen nad 
Analogie der bürgerlichen Kreisgefängnifle*). 


Das neue Strafgefegbuh für das Königreih Württemberg macht die Einrichtung einer 
von der Sträflingsanftalt abgefonderten Militärgefängniß-Anftalt zu Hohen-Asperg, mofelbft 
das erforderliche Lokal bereits ausgemittelt if, nothwendig. 

In diefe Anftalt werden diejenigen Militärperfonen verurtheilt, welche ſich eines ge= 
meinen Vergehens ſchuldig gemadt haben , auf welches das bürgerliche Strafgefeg- 
buch Kreisgefängniß gefegt hat, und fo wie Legteres zwifchen dem Bezirksgefängniß und 
dem Arbeitshaus mitten inne ftebt, fo wird die Militärgefängniß-Anftalt fünftig zwifchen dem 
Regimentsarreft und zwiſchen der Sträflingsanftalt die Mittelftufe bilden. 

Die Militärgefängniß-Anftalt muß fomit den Beſtimmungen vollfommen. entfpredhen, 
welche das Strafgefeßbuh wegen Vollziebung der Kreisgefängnißftrafe feitgefegt hat. 

Zu diefem Ende wird dem Gouvernement Ludwigsburg, vorbehältlih weiterer, fünftig 
etwa nothwendig werdender Anordnungen, Folgendes mit dem Auftrage bemerflih gemacht, 
das Feflungs-Commando Hohen⸗Asperg hienach zu beſcheiden, und eine Abfchrift dieſes Be- 
fehle den Regimentern und Corps zu Ludwigsburg zu ihrer Kenntnißnahme, und, fo weit es 
fie betrifft, zur Nachachtung mitzutheilen. 


*) Bergl, auch die Hausordnung für das Feflungs- (Rreis-) Gefänguiß zu Hohenaſperg, hienach Neo. 5, 
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1) Die zum Feftungsgefängniß Verurtheilten werden unmittelbar an das diefer Anflalt 
zunächſt vorgefepte Feſtungs-Commando eingeliefert, und bei den Negimentern in Abgang 
gebracht. 

2) Die Behandlung der Strafgefangenen dieſer Kategorie richtet ſich zunächſt nad den 
Art.22—26 und 37—41 des neuen Strafgeſetzbuchs. 

3) Bei diefer Strafart findet daher fein Zwang zur Strafarbeit flatt, wie im Zucht 
oder Arbeitsbaus, oder in der Militär-Strafarbeits-Anftalt. 

Die Gefangenen werden zunädhft nur aus Gründen der Hausordnung, fo wie zum 
Zwecke der Dedung ihrer Unterhaltungskoften, angemeffen befchäftigt, wobei ihnen, fo viel 
tbunlih, die Wahl unter den mit der Einrichtung der Anftalt verträglihen Befchäftigunge- 
arten gelaffen werden foll. Auch dürfen fie für Arbeiten, welche außerhalb des Haufes für 
die Zwecke der Anſtalt zu verrichten find, nur mit ihrer Einwilligung verwendet werden. 

Hienad werden diefe Strafgefangenen entweder innerhalb des Gefängnißgebäudes an- 
gemeflen beigäftigt, oder können ſolche auch außerhalb des Gefängnißgebäudes, aber inner: 
balb des Feſtungsraums, zu einzelnen Gefchäften, wozu fonft vie fogenannten Feflungsrei- 
niger gebraudt wurden, 3. B. alſo zum Holz» und Wegmahen, zu Bauarbeiten u. f. w. 
ohne Anftand verwendet werden. 

Dagegen wird ausdrücklich bemerkt, dag fie zum Abtrittreinigen und zum Wafferziehen 
nicht angehalten werden, und legteres Gefhäft etwa nur in dem Falle verrichten dürfen, 
wenn fie fi freiwillig hiezu verftehen follten. 

Diejenigen Strafgefangenen, welche innerhalb des Gefängniffes befhäftigt werben, find 
Tag und Nacht, mit Ausnahme von täglichen zwei Stunden, welde für Bewegung in freier 
Luft beitimmt find, eingefchloffen. 

4) Die Gefangenen haben gleihförmige Kleivung zu tragen, welche in derjenigen grau« 
tuchenen Montirung beſteht, mie fie von den Unterauffehern der Militärfeftungs-Arbeits- 
Sträflinge getragen wird. Würden befondere Gründe vorliegen, einen Gefangenen viefer 
Art vom Tragen diefer Kleidung zu vifpenfiren, worüber fih das Kriegs-Minifterium die 
Verfügung vorbepält, fo hat der Difpenfirte feine eigene Kleidung zu tragen. 

5) Die Verpflegung und Beauffihtigung der Gefangenen gefhieht bis auf Weiteres 
auf diefelbe Weife, wie dieß bis jegt bei den fogenannten Feflungsreinigern der Fall war. 

6) Bei Berfehlungen der Gefangenen gegen die Disciplinarvorfchriften und gegen die 
Ordnung der Strafanftalt fönnen folgende Disciplinarfirafen in Anwendung gebracht werden; 
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a) ſchmale Koft, beftehend in Waffer und Brod, je um den andern Tag, jedoch nicht 
länger als acht Tage; 
b) einfame Einfperrung, ununterbrochen, nicht auf länger als vierzehn Tage; 
e) Dunkelarreſt, ununterbrochen, nicht auf länger als acht Tage. 
7) Der perfönfihe ſowohl als der fchriftliche Verkehr mit ihren Angehörigen und Freun- 
den ift den Gefangenen unter Beobachtung der gewöhnlichen Vorſichtsmaaßregeln geitattet. 
8) Nah erflandener Gefängnißftrafe werden die Verurtheilten in der Regel den Regi- 
mentern, bei welchen fie vorher flanden , wieder zugetheilt werden, ohne daß der Akt ver 
Wiederbefähigung zum Militärdienfte durch das fogenannte Ehrlichmachen felb in dem Fall 
erforderlich wäre, wenn neben der Gefängnißftrafe der Berluft der bürgerlichen Ehren» und 
Dienftrehte im Urtheil ausgefproden worden ift, indem Letzterer mit ber gemeinrechtlichen 
Infamie feineswegs gleichbedeutend iſt. Die Strafzeit wird nicht in die militärifche Dienſt⸗ 
zeit eingerechnet. 
9) Im Uebrigen wird das Feſtungs-Commando auf die megen der Sträflingsanflalt 
ertheilten Inftruftionen, fo weit fie Anwendung finden fönnen, verwieſen, und in einzelnen 
Fällen auf gefchehene Anfrage befchieven werden. 


4) 8. Verordnung vom 6. Februar 1843, 
betreffend: das Heirathen der Offiziere und der mit Offiziersrang befleibeten Militärperfonen. 


Durch höchſte Entfliegung vom 6. d. M. haben Seine Königliche Majeftät der 
mitfolgenden Verordnung über das Heirathen der Dffiziere und der mit Offiziersrang be- 
Heideten Militärperfonen Höhft-Jhre Genehmigung ertheilt und es hat diefelbe von jegt an 
an die Stelle der bis dahin geltenden Beftimmungen des Kap. XIX. des erſten Tpeils ver 
allgemeinen Kriegsdienſtordnung und des Eorpsbefehls vom 15. Juni 1830 zu treten. 

Stuttgart den 7. Februar 1843. gez. Graf v. Sontheim. 


VBerordnung 


über das Heirathen der Offiziere und der mit Offiziersrang befleideten 
Militärperfonen. 

Da für nöthig erachtet wurde, die Beftimmungen der allgemeinen Kriegsdienft-Ordnung 

im Rap. 19 des erflen Theile, fo weit fich folhe auf die Heirathen der Offiziere und ver 
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mit Offiziersrang beffeiveten Militärperfonen beziehen, und die K. Verordnung vom 15. Juni 
1830, die Heirathsfautionen betreffend, reiner Revifion zu unterwerfen, fo wird unter Auf: 
hebung ver früheren Beftimmungen hierburd Folgendes verorbnet: 


§. 1. 

Zur Verheirathung eines Offiziers oder einer andern mit Offiziersrang bekleideten 

Militärperſon iſt die Erlaubniß des Königs einzuholen. 
$. 2. 

Kein Subaltern » Offizier kann Künftig Heiraths- Erlaubniß erhalten, ehe er das 30fle 

Lebensjahr angetreten hat. 
$. 3, 

Einem‘ Lieutenant bleibt auch unter obiger VBorausfegung verboten, ‚fih um Heirathe- 
Erlaubniß zu melden. Die Commando » Behörden find angemwiefen, derartige Geſuche von 
Amtẽwegen zurüdzumeifen. 

$. 4. 

Bon einem Oberlieutenant, der obiges Alter erreicht hat, darf eine Meldung um Hei« 
rath8-Erlaubniß nur dann angenommen und vorgelegt werden, wenn die hiernach feſtgeſetzten 
Bedingungen erfüllt find. 

$. 5. 
Bon den Oberlieutenants jeder Waffe darf nur ein Drittheil verheirathet feyn. 
$. 6. 

Ein Oberlieutenant, der um Heiraths-Erlaubniß bittet, bat eine Kaution von 15,000 fl. 

aus feinem oder feiner Braut Vermögen zu ftellen. 
61. 

Die Rittmeifter und Hauptleute, welche um Heirathe » Erlaubnig bitten wollen, find auf 
feine Zahl beichränft, haben aber eine Kaution von 8000 fl. aus ihrem oder der Braut 
Bermögen zu ftellen. 

$. 8. 

Aggregirte Stabs - Offiziere, welde nicht im Genuffe des etatmäßigen Dienftgehalts 
ſtehen, find, wenn fie um Heiraths-Crlaubniß bitten, in Beziehung auf Kautionsleiftung den⸗ 
felben Beſtimmungen wie die Rittmeifter und Hauptleute unterworfen. 
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$. 9. 

Penfionirte Offiziere haben bei Gefuchen um Heiraths - Erlaubniß obrigkeitlihe Vermoͤ⸗ 

genszeugniffe vorzulegen. 
$. 10. 

Die Kaution muß in Obligationen über Aftivfapitalien geftellt werben. Die Kapitalien 
dürfen in Staats, oder Commun » Obligationen oder in Privatſchuldſcheinen, fofern Tegtere 
wenigſtens mit anderthalbfachem Unterpfand verfehen find, beſtehen. Schuldſcheine, die bloß 
auf den Inhaber lauten (Papiere au porteur), eignen fich nicht zu einer Heirathskaution. 


§. 11. 
Die Kapitalbriefe müſſen auf den Namen des Einen oder des Andern der beiden Ver⸗ 
lobten ausgeſtellt, oder Einem oder dem Andern in rechtsgültiger Form cedirt feyn. 


$. 12. 
Die Kaution hat immer nur Eines oder das Andere der beiden Verlobten oder Beide 


zuſammen zu ftellen. 
Eine Kautionsbeftellung von Seiten dritter Perfonen wird nicht angenommen. 


$. 13. 

MWird die Kaution ganz oder theilmeife vom Vermögen der Braut geftellt, fo ift eine 
ſchriftliche Erflärung derfelben, daß fie fih den gegenwärtigen Beflimmungen über bie Hei- 
rathefautionen untermwerfe, beizubringen. 

Im Falle ihrer Minderjährigfeit wird überdieß die ſchriftliche Einwilligung ihrer Eltern 
oder Pfleger erfordert. 

$. 14. 

Die Beftellung der Heirathsfaution gefchieht mittelft einer fürmlichen Urkunde, in der 
die Kapitalbriefe, welche eingelegt werden, fpeciell zu verzeichnen find, 

In diefer. Urkunde hat der Offizier die Erflärung abzugeben, daß die von ihm einge: 
legten Kapitalien fein freies Eigenthum feien und daß bei Ermwerbung verfelben Fein — dem 
vollen Eigenthums⸗ und Nupniegungsrechte entgegenftehender Vertrag irgend einer Art errich- 
tet worden fei. 

Die Urkunde wird vom Offizier in Beifeyn des Regiments - Kommandanten und des 
Auditors unterſchrieben, und von beiden legteren durch ihre Unterfchrift beglaubigt. 
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$. 15. 

Die gleihe Erklärung haben die Braut und deren Eltern vor ihrer zuftänbigen Ges 

richtsbehörde abzugeben. 
$. 16, 

Ueberdieß ift in dem Falle, wenn die Eltern der Verlobten noch leben, und die Kaution 
nit vom eigenen Vermögen der letztern geftellt wird, von der betreffenden Ortsobrigkeit 
ein Zeugnig beizubringen, daß die Eltern fo viel Bermögen befigen, um davon ohne Ge- 
fährbung ihres eigenen Nahrungsftandes und ohne Vernachtheiligung ihrer übrigen Kinder 
fo viel an das heirathende Kind abgeben zu Fönnen, als von ihnen zur Kautionsbeſtellung 
beigetragen wird. 

$. 17. 

Dffizieren, welche zu den in die Perfonalmatrifel des begüterten Adels des Königreiches 
eingetragenen Befigern und Theilhabern der Standesherrfchaften und Rittergüter gehören, 
wird die Einlage einer Kaution nachgeſehen, wenn fie durd gerichtliche Urkunden nadhzumei- 
fen vermögen, daß der Werth ihres Befisthums, fo weit es ihr ſchuldenfreies Eigenthum 
ift, wenigftend den Betrag der anderthalbfachen Kaution erreiche, die fie ihrem Grade nad 
zu flellen hätten. 

$. 18, 

Desgleihen wird Dffizieren, welche im Genuffe von jährlichen Renten und Gefällen 
fteben, oder ſolche durch die beabfichtigte Heirath erwerben, die Einlage einer Kaution nach⸗ 
gefehen, wenn fi diefe Renten und Gefälle auf ven Befig liegender Güter oder eines 
unter geridtliher Verwaltung ftehenden Kapitalvermögeng gründen. 

Die jährlihen Renten und Gefälle müffen bei einem Oberlieutenant wenigftens 600 fl. 
bei einem Hauptmann oder Rittmeifter wenigftens 300 fl. betragen, und diefer Betrag auf 
eine Durchſchnitts-Berechnung der legten drei Jahre fih gründen. 

$. 19. 

Militärifhe Beamte werden in Anfehung der Heiraths-Verwilligung den bürgerlichen 
Staatsdienern gleih geachtet. Im Uebrigen find fie bei Einholung der Erlaubnig an die 
militärifchen Formen gebunden. 

$. 20. 

Bon Dffizieren und den mit Offiziersrang befleiveten Militärperfonen wird vorauss 

gefegt, daß fie feine Wahl treffen werden, welche in auffallendem Mißverhältnig zu ihrem 
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Stande fiehe, daher der Regiments» Commandant in der dießfallfigen Meldung die perföns 
lichen Berhältniffe der Braut, namentlih in Beziehung auf ihre Herkunft, ihre Bildung und 
ihren Ruf genau anzugeben hat. 

6:21. 

Ehe über das Heirathögefuh eines Dffiziers entſchieden oder folches höheren Orts vor: 
gelegt werden darf, find außer den zum Ausweis über die Heirathsfaution gehörigen Ur: 
Finden (vorausgefegt, daß der Offizier Kaution zu flellen habe) nachfolgende Dokumente 
beizubringen: 

a) Tauffhein der Verlobten, 

b) Urkunden über die Einwilligung der Eltern oder Pfleger, 

ec) Bürger: oder Beiſitzrecht der Verlobten, 

d) Zeugniffe ver betreffenden Geiftlichen, daß Fein kanoniſches Hinderniß vorwalte, 

e) eine von dem Auditor und dem Militärgeifilihen auf den Grund einer gemein- 
ſchaftlich geführten Unterfuhung ausgeftellte Urkunde, daß der einzugehenven Che 
feine gefeglichen Hinderniffe im Wege flehen. 

$. 22. 

Diejenigen Befehlshaber, welche ein Heirathsgeſuch vorzulegen haben, find angemiefen, 
alle erforderlihen Urkunden unter Zuziehung des Auditors genau zu prüfen, in Anſtands— 
fällen ergänzen zu laffen, oder im Falle die Erforderniffe nicht vorhanden find, die Heirathe- 
geſuche zurücdzumeifen, wenn dergleihen Geſuche aber weiter gemeldet werden, fämmtliche 
Urkunden beizuſchließen und mit ihren etwaigen Bemerfungen zu begleiten. 

$. 23. 

Wenn die Heirathsbewilligung erfolgt if, fo wird dem Offizier ein förmlicher Erlaubnig- 
fein zur Trauung ausgeftellt, welcher in den Negimentern von dem Regiments « Comman- 
danten, bei Perfonen der Brigade- und Divifionsftäbe von dem betreffenden Brigade» oder 
Divifions-General zu unterfchreiben und zu befiegeln iſt. 

Ohne diefen Traufchein ift fein Militärgeiftlicher ermächtigt, die Trauung einer Militär- 
perfon vorzunehmen. 

$. 24, 

Die Proflamation und Trauung der Militärperfonen aller Grade fleht dem Militär- 

geifilihen, deſſen Gemeinde der Bräutigam angehört (oder in deffen Ermanglung dem mit 


den militärkirchlichen Funktionen beauftragten Ortsgeiftlihen) zu. Wer fi in einem andern 
Drte, oder an demfelben Orte von einem andern Geiftlichen trauen laffen will, hat ſich von 
dem Militärgeiftlihen gegen Entrichtung der Gebühr ein Dimifforiale zu verſchaffen. Diefe 
Beftimmung gilt auch für ſolche, die fi) im Urlaub verheirathen dürfen. 


$. 25. 

Im Uebrigen find auch alle Offiziere und mit Offiziersrang beffeivete Mifitärperfonen 
ohne Unterfhied des Dienftgrades bei Eingehung der Ehen an die allgemeinen Landesgefege 
gebunden. 

$. 26. 


Alle von Offizieren und mit Dffiziersrang befleiveten Militärperfonen getroffene Ehe- 
verbindungen müffen zum Behufe des Zubringens-Inventars zur Kenntniß der Civilgerichte 
gebracht werden, unter deren Gerichtsbarkeit diefelben in dieſer Beziehung flehen. 

Dis zum Rittmeifter und Hauptmann einſchließlich, desgleichen bei den zum Mittelftab 
gehörigen Militärbeamten gefhieht die Mittheilung an die Civilgerichte durch den militäri- 
fhen Befehlshaber, welcher den Traufchein ausgeftellt hat; bei den Stabsoffizieren, Genera- 
len, Offizieren und Beamten, die zu Feiner befonderen Truppenabtheilung gehören, bei pen- 
fionirten Offizieren und bei Militärbeamten vom Range eines Stabsoffiziers geſchieht ſolche 
dur das Oberkriegsgeridt. 

$. 27. 

Wenn eine Heirathsfaution geftellt worden, fo wird nach erfolgter Heiraibserlaubniß 
die Kautionsurfunde nebft den eingelegten Rapitalbriefen in dem Archiv des Kriegsminifle- 
riums aufbewahrt, wofür dem Offizier ein Empfangfchein zuguftellen if. 


$. 28, 


Die eingelegten Kautionsfapitalien Fönnen jederzeit gegen andere Kapitalbriefe der in 
$. 10 genannten Art ausgewechfelt werben, 

Wird ein Kapital ganz oder theilweife heimbezahlt, fo hat ver Dffizier der Kautionen- 
verwaltung des Kriegsminifteriums Anzeige davon zu machen und die dadurch entftandene 
Lüde möglihft bald durch ein anderes hiezu geeignetes Kapital zu ergänzen. 

Die vorgegangenen Veränderungen werden auf der Kautionsurfunde und auf dem 
Gegenſchein bemerkt. 
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$. 29. 
Vormerkungen auf den eingelegten Rautionsfapitalen finden in der Regel nicht Statt. 
Ausnahmsweiſe kann der Kriegsminifter in außerordentlichen Fällen nach forgfältiger 
Prüfung der Umflände eine ſolche Vormerkung zulaffen, immer jedoch unter der Boraus- 
fegung, daß die Tilgung der vorgemerften Schuld aus dem Kautionskapital nicht früher als 
nach erfolgter Auflöfung des KRautionsverbandes bewirkt werden Fönne. 


$. 30. 


Die Zurüdgabe der Kaution findet Statt: 

1) wenn der Dffizier, welcher die Kaution geftellt hat, zum etatmäßigen Gehalt eines 
Stabsoffiziers vorrüdt, oder in den Penfionsftand verfegt wird, oder ganz aus dem 
Militär ausgetreten if; 

2) wenn die Ehe durch Scheidung getrennt worden, 

3) nad dem Tode des Dffiziers oder nach dem Tode feiner Gattin, in deren Brautfland 
die Kaution eingelegt worden ift. 

Die Ausfolge der Kautionskapitalbriefe gefchieht nad Verfchievenheit des Falls entweder 

an den Offizier felbft (Ziff. 1) oder an die betreffenden Behörden (Ziff. 2 und 3). 
Stuttgart den 6. Februar 1843. 


5) Hausorbnung für das Feflungs- (Kreis-) Gefängniß zu Hohenasperg 
vom 28. November 1843. 


(Mit Beilagen I. u. IL) 


Der König anden Kriegsminifter! 

Die vorgelegte Hausordnung für das Feftungs- (Kreis-) Gefängnig nebſt den Haus- 
regeln I. und dem Verzeichniß über die erlaubten Genußmitel II, erhält Meine Ge- 
nehmigung. 

Stuttgart den 28. November 1843. 


W;ilbelm 


Rüpplin. 
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Erfter Abſchnitt. 
Aufnahbme der Gefangenen. 


$. 1. 


Jeder Gefangene wird gleich nad feiner Cinlieferung durd den Unteroffizier der Thor- 
wache zu dem Plag-Adjutanten gebracht, der ihn mit den eingelaufenen Papieren dem Fe- 
flungs-Commandanten vorftellt, worauf diefer, wenn fein Anftand obwaltet, die Aufnahme 
des Gefangenen in die Strafanftalt verfügt, und die Abtheilung bezeichnet, welcher derfelbe 
in der Anftalt angehören foll ($. 17). 

52 

Hierauf wird der Gefangene, fo mie feine Kleiver und Effekten, durch den Auffeher 
genau durchſucht. Bei diefer Vifitation hat fi der Gefangene auf Erfordern ganz, jeben- 
falls aber bis auf das Hemd zu entfleiven; die hiebei vorgefundenen Gegenftände, fo weit 
fie nicht dem Gefangenen während der Strafzeit zum Gebrauch gelaffen werden (Pkt. 12 
der Hausregeln), hat der Auffeher zur Hand zu nehmen und dem Delonomie-Berwalter 
zuzuſtellen, welcher diefelben verzeichnet und den Gefangenen die Richtigkeit der Aufnahme 
unterfchreiben läßt. Das dem Gefangenen abgenommene baare Geld ift auf der Stelle 
dem Verwalter zu überliefern. 

Bei etwaiger Unreinlichfeit des Gefangenen ift wegen Reinigung deifelben und geeig- 
neten Falls auch feiner mitgebrachten Kleider und fonftigen Effeften das Geeignete anzuordnen. 


$. 3. 
Hiernähft hat der Unterarzt den Gefunpheitszuftend des Gefangenen zu unterfuchen, 
und wenn er hiebei eine Krankheit entdeft, den Regimentsarzt ungefäumt zu benachrid- 
tigen, welcher die geeigneten Maaßregeln treffen wird. 


$. 4. 

Bon dem Ergebniffe ver Durchſuchung und ärztlichen Bifitation ($$. 2 und 3) ift dem 
Feftungs-Commando, dem Plag-Adjutanten, und, Falls der Gefangene in den Spital ge 
bracht werden müßte, dem Delonomie-Berwalter Anzeige zu machen. 

(Allg. Kriegs-Dienftoronung I. Hauptftüd, Kap, XVII. von der Gefundpeitspflege.) 
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$.5. 

Nach beendigter Unterfuchung bringt der Auffeher den Gefangenen in die Anftalt, und 
meist ihm in die Abtheilung ein, welcher er nad der Verfügung des Feftungs-Commandos 
angehört. 2 

Zugleih werden ihm die Hausregeln vorgelefen (Beil. Nro. J.), und ihm deren genaue 
Befolgung zur. Pflicht gemacht. 

Den Gefangenen ift hiebei zu eröffnen, daß fie der Militär-Gerihtsbarfeit untermors 
fen bleiben. 


Zweiter Abſchnitt. 
Behandlung der Gefangenen 
1. Allgemeine Borfdriften. 


$. 6. 

Alle Gefangenen werden nach gleichen Grundfägen behandelt. ine willführlige Bes 
vorzugung Cinzelner vor den Uebrigen ift dem Feflunge-Commandanten , den Beamten und 
dem Auffeher ver Anftalt verboten. 

$. 7. 

Die Behandlung der Gefangenen foll im Allgemeinen ftrenge, aber gerecht und menſch— 
lich, und auf die fittlihe Befferung derfelben berechnet feyn; auch iſt auf die Gefundpeit 
der Gefangenett jede mit dem Strafzwecke und der inneren Ordnung und Disciplin der 
Strafanftalt vereinbare Rüdfiht zu nehmen. 

$. 8. 

Der Auffeher hat die Gefangenen ununterbrodpen zu überwachen. Zu feiner Unter: 
ftügung werben für jedes Zimmer aus den Beffern Obleute erwählt, welche durch ein Zei— 
hen von Blech auf dem Aermel kenntlich find. 

Diefe Aufficht erſtreckt fih auf das Verhalten und auf die Arbeiten der Gefangenen. 

Wenn Gefangene für die Kafernenverwaltung verwendet werden, fo hat die Bermwal- 
tung dur den Hausſchneider nachfehen zu Taffen, ob die Arbeit recht verrichtet wird. 

$: 9. 

Unter fi follen die Gefangenen überall, es fei im Innern des Gebäudes oder aufßer- 

balb deifelben, bei der Arbeit, beim Effen over beider Erholung ein anfländiges Schweigen 
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beobaspten, in keine Unterredung, die nicht durih das Juſammenleben überhaupt oder durd 
die Arbeit nothwendig iſt, fi einlaſſen, jedenfalls ſich aller unfittlihen Befpräcde oder Gr: 
zählungen von verübten Verbrechen enthalten, und Zank und Streit zu meiden ſuchen, auch 
bei.den Morgen » und. Abendandachten, fo mie während des Gottesdienſtes in andächtiger 
Stille verharren. 
Der Berkehr der Gefangenen mit den Offigianten ift auf das Nothwendigfte befchräntt. 
$. 10, 

Anfragen, Bitten: und Beſchwerden haben die Gefangenen zunähft * Aufſeher vor⸗ 
zubringen, bei Beſchwerden über ven Aufſeher ſelbſt aber haben fie ſich bei dem Plag-Apju- 
tanten, und bei Beſchwerden über dieſen oder über einen Beamten der Anſtalt bei dem Bes 
ftunge-Commandanten zum Rapport melden zu faffen. 

Der Aufſeher, der Plag-Arjutant und der Feftungs:Commandant erledigen dergleichen 
Anbringen, fo weit es in ihrer Befugniß liegt, von felbft; im entgegengefegten Falle haben 
fie ſolche weiter zu melden. 

IR die Befchwerde gegen den Feſtungs-Commandanten felbft gerichtet, ſo hat der Ge- 
fangene um ein Berhör zu bitten, und das vom Auditor hierüber aufzunehmende Prowton 
it von dem Fellungs-Commandanten höheren Drts vorzulegen. 

Begnadigungsgefuhe der Gefangenen find nach $. 203 der Dienftinfiruftion für den 
Commandanten der Militärftrafanftalt zu behandeln. 

© 1]; 

Den Gefangenen ift der perfönliche ſowohl, als ver fohriftliche Verkehr mit ihren An 
gehörigen und freunden unter folgenden Beftimmungen geftattet (Art. 26 des Strafe 
geſetzbuchs): 

Bei jedem Beſuche, wozu immer die Erlaubniß des Feſſungs-Commandos einzuholen 
ift, muß der Auffeher zugegen ſeyn. Die Unterrevung findet in dem hicfür beflimmten Los 
kale flatt, fie muß in der gewöhnlichen Spracde geſchehen, und darf nicht über eine Bier⸗ 
telſtunde dauern. 

Beſuche zwiſchen ledigen Perſonen verſchiedenen Geſchlechts ‚ mit Ausnahme ver naͤchſten 
Verwandten, find nicht geftattet; auch Dürfen in der Negel nicht mehrere Gefangene zugleich 
anmefend feyn. 

Gegenftände, melde der Beſuchende dem Gefangenen übergeben will, hat der Base 
dem Plap-Apjutanten zur Verfügung ‚vorzulegen, 

35 
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An Sonn- und Fefltagen dürfen, aus Rüdficht für ven Auffeher, Befuche, außer in 
Nothfällen, nicht abgeflattet werben. j 
$. 12, 

Ihre Briefe haben die Gefangenen in den der Arbeit nicht gewidmeten Stunden unter 
Auffiht zu fehreiben, und durch den Auffeher dem Plag-Adjutanten übergeben zu laffen, ohne 
veffen Bidit fein Brief weiter befördert werben darf. 

Der Plag-Anjutant hat auch die anfommenden Briefe, Pakete u. f. w. zu öffnen , und 
mit feinem Vidit zu verfeben, worauf fie erft den Gefangenen zugeftellt werden dürfen. 

Briefe unfittlihen oder fonft verbotenen Inhalts find zu unterdrüden, vorbehältli der 
fonft gegen den. betreffenden Gefangenen zu verhängenden Apndung. 

$. 13. 

Die Zahl der Befuche, melde ein Gefangener annehmen darf, ift jährlich auf vier 
fefigefegt und auf die gleiche Zahl find die brieflihen Meittheilungen an feine. Angehörigen 
beſchränkt. 

In dringenden Fällen find jedoch Ausnahmen zu geſtatten, auch darf ter Fe— 
ſtungeCommandant denjenigen Gefangenen, welche durch gutes Betragen ſich auszeichnen, 
zur Belohnung die Bewilligung ertheilen, jährlich einigemale weiter von den Ihrigen Be— 
ſuche anzunehmen, oder an dieſelben zu ſchreiben; dagegen ſteht ihm aber auch die Befugniß 
zu, denjenigen, welche fih fchlecht aufführen, jene Bergünftigung bis zu erprobter. Befferung 
ganz zu entziehen, fo wie es von feinem Ermeflen abhängt, die Erlaubniß zum Beſuche 
eines Gefangenen aus triftigen Gründen zeitlich zu verweigern. 

$. 14. 

Die Befferen unter den Gefangenen find abgefondert von den übrigen zu verwahren 
¶Strafgeſetzbuch Art, 22) und deßwegen je in zwei Abtheilungen in der Art zu trennen, daß 
jede Abtpeilung nicht nur ein abgefondertes Arbeits - und Schlaflofal erhält, fondern au, 
mern fie an dem Unterricht, an dem Gottesdienſte, dem Effen und der Erholung gleichzeitig 
Antheil nehmen, durch eigene Pläge gefchieden bleiben. 

Im Falle es der Befchäftigungszwed nicht anders geftattet, Fönnen auch ausnahmeweife 
Leute beiver Abtheilungen zufammen verwendet werben, 

- $. 15. 
In die Abtheilung: der Befferen können fogleih nad der Einlieferung nur biejenigen 
Gefangenen gefegt werden, welde im Allgemeinen ein gutes Prädikat haben, und gegen 
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welche weder gleichzeitig mit der abzubüßenden Kreisgefängnißitrafe, noch früher, der Verluft 
der bürgerlichen Ehren» und der Dienftrechte erfannt worden ift. 
Alle übrigen dürfen erft nach erprobtem Wohlverhalten in der Strafanftalt zu den 
„Beſſeren“ verfegt werben. 
$. 16. 
Die Berfegung aus der Abtheilung „der Beſſeren“ in die andere kann gegen jeden 
Gefangenen wegen übler Aufführung in der: Strafanftalt verfügt werben. 
$. 17. i 
Ueber die Aufnahme und Verfegung in die eine oder andere Abtheilung entſcheidet das 
Feſtungs⸗Commando. 
$. 18. 

Das Verhalten der Gefangenen und die ihnen obliegenden Verrichtungen find in den 
befondern Hausregeln. vorgefihrieben.. Diefe Vorſchriften werden in den Arbeitszimmern 
angeheftet, Jedem bei der Einfieferung vorgelefen und am Iften jeden Monats den verſam⸗ 
melten Gefangenen laut verlefen. ($. 5.) 

$. 19. 
Die näheren Beftimmungen über die dienftlichen Obtiegenpeiten des —— —— 
danten, des Platz⸗Adjutanten und: des Oeconomie⸗Verwalters, ſo wie über * ern 
des se und der Obleute ſind in befonderen —— — 3 bil 9 
' re ee er) ST 
" Sowohl zum Iwed der Hausordnung ale’ zu Dedung der Unterpaltungsfoften find 

die a zur Arbeit anzuhalten. ($. 91.) 


— 


1. Verpflegung der Gefangenen. 
A. Nahrung. 
$. 21. 
Sämmtlichen Gefangenen foll ne und angemeffene Nahrung gereicht werden. 


(Art, 26 des Strafgefegbuche.) 
Morgens und Abends erhält jeder Gefangene eine aus } Pfo. Brod zubereitete, aus 
14: Schoppen beflehende Waſſerſuppe; Mittags eine 2 Saeppen betragende Portion Rum⸗ 
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ford'ſche Suppe, oder Gemüfe, oder eine Mehffpeife, und an Sonn» und Feſttagen } ‘Po. 
Fleifh ; ſodann täglih 1 Pfund gehörig ausgebadenes Commißbrod. 
Als Getränk wird täglich dreimal frifhes Waſſer gereicht. 
$. 22. 

Ueber die täglich zu reichende Koft ift. ein befonderes Regulativ 4 zu fertigen, — in 
dem Speiſezimmer anzuheften iſt. 

Sämmiliche Speiſen müſſen gehörig zubereitet und gekocht ſeyn; das Brod darf erſt 
24 Stunden nach dem Backen an die Gefangenen abgegeben werden. 

Der Platzadjutant hat darauf zu ſehen, daß die Gefangenen Koſt und Brod in dem 
vorgeſchriebenen Maß und Gewicht zu rechter Zeit und gut erhalten. 

§. 23. 

Die Speiſen werden unter Aufſicht eines Obmanns durch die Gefangenen beim Koſt⸗ 
reicher abgeholt. Die Schüſſeln müſſen das vorgeſchriebene Maß halten. 

5 24. 

Die zu fhweren Arbeiten verwendeten Gefangenen erhalten eine entſprechende Koſtzu— 
fage dur Abreihung einer färferen Portion Brod oder warmer Speife. 

Kränklichen Oefangenen, für, welche der Arzt die gemöhnliche Koft nicht zuträglich findet, 
und ‚deren: ‚Aufnahme: in den Spital ‚nicht anzuordnen: ift, darf flatt derfelben eine nicht 
theurere leichte Suppeinäbrigens ohne Störung der Speifeorbnung, 'verabfolgt werden. 4: 

Die Gefangenen ifraelitifher Religon haben die gewöhnliche Hauskoſt zu geniefen, und 
nur, mährenD ihres Oſterfeſtes Darf ihnen ungefäuertes Brod, in angemeffener Omantität und 
unter den erforterliden Vorfihtsmaßregeln von ihren Glaubensgenoſſen zugelaffen werben. 

$. 25. 

Den Gefangenen ift geftattet, von ihrem Nebenverdienfte, oder von ihren eigenen Mit: 
teln, gewilfe in der Beilage Nro. II. verzeichnete Genußmittel, in dem täglichen Betrage 
von höchſtens ſechs Kreuzern fih anzuſchaffen. Die Zeit während welcher allein folde 
Genußmittel von den Gefangenen zu fih genommen werben dürfen, iſt durd die Tages» 
ordnung beftimmt. 


Zu dem Verkaufe diefer Genußmittel iR nur der aufgeftellte Koftreiher ermächtigt, die 
von dem Feſtungs - Commando in Gemeinfchaft mit der Dekonomie- Verwaltung feftgefegte 
Tare, welche von Zeit zu Zeit zu berichtigen if, muß den Gefangenen bekannt gemacht wer- 
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den. Die Abgabe der Genußmittel fleht unter der genauen Controle des Plagadjutanten, 
welcher die hierüber aufzunehmenden Liſten am Ende jever Woche dem Feftungs - Comman- 
danten vorzulegen hat. 

Das Anborgen des Preifes ift verboten; auch darf Fein Gefangener unter irgend einem 
Vorwande ven vorhin angegebenen Betrag der Ausgabe eines. Tages überfhreiten, 

Dem Feſtungs⸗Commando fteht die Befugniß zu, Gefangenen, welche fih nicht gut bes 
tragen, das Recht ‚zur Anfhaffung von Speifeartileln zeitlich zu entziehen. 


$. 26. 

Beſchwerden der Gefangenen über die Koft und die erlaubten Genußmittel hat der 
Feftungs- Commandant unter Zuziehung des Oekonomie⸗Verwalters, nöthigenfalls auch des 
Arztes, ſchleunig zu unterfuchen und zu erledigen. ’ 

Die Anftände bei der Broblieferung find nach dem zweiten Hauptflüd von der Natural- 
verpflegung ($. 16 u. f. f.) unter Vernehmung und Entſcheidung der Brodſchau und unter 
Mitwirfung des Defonomie-VBermwalters zu erörtern. 

Nebrigens hat das Feflungs« Commando von Amtswegen für die vorſchriftsmäßige Ab- 
gabe diefer Gegenftände zu forgen, und muthwillige Befchwerden zu ahnden. 


B. Rleibung. 
Ei, | I 

Die Gefangenen tragen gleihförmige Dberfleiver von grauer Farbe, welche auf Koften 
der Anftalt angefchafft werden. Die Erlaubniß zum Tragen eigener Kleider fann nur vom 
Kriegsminifterium ertheilt werden. Die fogenannten Kleinmontirungsflüde werden von dem 
Kleinmontirungsgelo, welches für alle Gefangene ohne Unterfchied ver Waffen gleih ift und 
von dem Guthaben, welches die Gefangenen mitbringen und während der Strafzeit gutmachen, 
ergänzt und unterhalten. 

Die Oberfleiver werden durch Sträflinge gefertigt und ven den Kreisgefangenen felbft 
ausgebeffert. 

Die Kleinmontirungsftüde bezieht die Defonomie-Berwaltung in dem Anfchaffungepreife 
von den Vorräthen der Oarnifons »Compagnien. Diejenigen Gefangenen, melden geftattet 
wird, eigene Kleiver zu tragen, haben auch feine Anſprüche auf Kleinmontirungsgeld. 

Die Kleinmontirungsftüde werden in einem Tornifter aufbewahrt. 


k 
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\ $. 28. 

’ Die Dberffeiver beftehen in Wamms, Tangen Beinfleivern und Kappe von Tu; für 
den Sommer aber in Beinfleivern von Zwilh, das Futter durchaus von ungebleichter ab: 
mergener Leinwand. 

Hemden und Soden werden alle acht Tage, Unterfleiver alle vierzehn Tage gewechſelt; 
die übrigen Kleider aber nad Erforderniß der Wäfche übergeben. Zu Schonung der Bein- 
kleider ift eine Anzahl Schürzen parat zu halten, melde in Gebrauch zu geben find, wenn 
befondere Arbeiten diefes erfordern. 

F $. 29. 
-.. Ehrenzeichen werden während der Strafzeit abgelegt und bei dem Feftungs-Commando 
deponirt. 


C. Lagerfätten 
$. 30. 

Jeder Gefangene erhält eine eigene, d. h. einfhläfrige Bettftelle mit einer Heumatrage, 
einem Heufopfpolfter und mit einem Strohſack, einem wollenen Teppich und zwei abwerge- 
nen Yeintüchern ; legtere werden jeden Monat gewechfelt, die Strohfäde nad Erfordern neu 
gefüllt und die Teppiche jede Woche ausgeklopft. Das: Meinigen der Teppiche geſchieht nad) 
Bedarf durh Wachen und Walken. (Allg. Kriegsdienſt /Ordnung IV. Hauptflüd, $. 131 
u. f. w. von der Unterkunft.) 
ee | 
a D. Körperpflege, Reinlichteit. 

\ s. 31. | R 
j Wegen möglichfter Neinhaltung ihres Körpers und ihrer Kleider if den Gefangenen 
in Pkt. 6 der Hausregeln das Nähere vorgefprieben. Der Bart wird den Gefangenen 
wöchentlich zweimal abgenommen. 

Das Befchneiden der Nägel und Haare gefchieht, fo oft es nöthig erfcheint. 


$. 32. 
Auch in den Gelaſſen, Gängen, Vorplägen und Treppen sc. der Strafanftalt ift auf 
möglichfte Reinlihfeit zu feben; deßhalb find insbefondere die Wohn-, Schlaf- und Arbeits- 
zimmer tägli zu lüften und auszufehren, auch von Zeit zu Zeit aufzuwaſchen. Saͤmmtliche 
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Gelaſſe find jährlih Einmal zu weißen, und es dürfen erft nach völliger Abtrodnung derfel- 
ben die Gefangenen in ihre Zimmer zurüdgebracht werden. 

Auch die Betiftellen find jährlich mehrmals abzuwaſchen. 

Die Reinigung der Zimmer x. wird von den Gefangenen beforgt. 


. $. 33. 

Zum Genuffe der freien Luft werben die Gefangenen, melde im Zimmer arbeiten, 
täglich zugelaffen. (Art. 26 des Strafgefegbude.) 

Hiebei werden fie, fofern es die Witterung geftattet, auf den beftimmten Erhofungplag 
in den Feflungshof geführt, wo fie unter gehöriger Aufficht fih bewegen dürfen. Die Dauer 
der Erholung ift im Sommer auf zwei Stunden, im Winter auf eine Stunde beftimmt. 

$. 34. 

Kein Gefangener, welchem feine Gefundheit die Bewegungen im freien. geftattet, darf 
fih derfelben entziehen. Jedoch find hievon ausgefchloffen : 

1) diejenigen Gefangenen, melde zu einfamer Einfperrung oder zu Dunfelarreft ver- 

urtheilt find, während der Erſtehung diefer Strafe; 

2) diejenigen, welche fih im Unterfuhungsarreft befinden; dieſe werden zur — 

im Freien nicht öfter als die Unterſuchungs-Gefangenen, und ſtets abgeſondert von 
ven übrigen Gefangenen, zugelaffen. 


E. Rranfenpflege - 
$. 35. ' 
Wenn ein Oefangener erkrankt, fo ift hievon durch den Auffeher dem Regimenisarzt 
Anzeige zu machen, welcher über die Aufnahme in den Militärfpital entfcheivet. 
In dem Spital werden die Kranfen ganz nah der Vorſchrift des. erfien Haupiſtücks 
von der Gefundpeitspflege der Militärperfonen Kap. XXIX. „von Behandlung verhafteter 
Kranken‘ behandelt. 


F. Tobesfälle 
$. 36, 
Der betreffende Garnifonsgeiftlihe hat jeden Todesfall im Todtenregifler einzutragen 
und das zuftändige Pfarramt von demfelben zu benachrichtigen. 
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Das Feftungs-Commando ertheilt, wenn der Gefangene nicht auf mehr als drei Donate 
verurtheilt war, dem betreffenden Regiments - Commando, bei Gefangenen aber, welche auf 
länger als drei Monate verurtheilt waren, dem betreffenden Oberamt Nachricht von dem 
Todesfall. 

Die Beerdigung geſchieht in der Stille, und die Leiche wird durch ſechs Gefangene, unter 
Begleitung des Auffehers, getragen. 

Außer dem Auffeher, welcher am Grabe ein kurzes Gebet verrichtet, findet Feine Leichen⸗ 
begleitung Statt. 

Auch die Garnifons-Geiftlihen find zu Begleitung der Leiche ohne befondere Beran- 
laffung nicht verbunden. | 

Die Beerdigungsfoften derjenigen Gefangenen, welde drei Monate und darunter ver- 
urtheilt waren, beftreitet die Strafanftalt; dagegen fommen die länger als auf drei Monate 
Berurtheilten auf die Anatomie (Miniſt. Verf. vom 23. April 1829, Neg.Blatt ©. 184), 
wenn nit die Familie die Beerdigungskoften übernimmt. 

Der in der Strafanftalt befindliche Nachlaß des Verſtorbenen ift an die betreffende 
Eivilbehörde zur Ausfolge an die Erben von dem Feftungs-Commando abzufenvden. 


II. Beſchäftigung der Gefangenen. 
$. 37. 

Die im Feflungs- (Kreis) Gefängniß verwahrten Gefangenen werden aus Gründen 
der Hausorduung, fo wie zum Zwecke der Dedung ihrer Unterhaltungskoften angemeffen 
befgäftigt ($. 20). Dabei ift venfelben, fo viel thunlich, die Wahl unter den mit der Ein» 
richtung der Anftalt verträglihen Befhäftigungsarten zu laffen. (Art. 22 des Strafgefep- 
buches.) 

Die ihnen auferlegte Arbeit ſoll jedoch nach Art und Dauer ihrer Geſundheit unnad- 
theilig ſeyn. (Art. 26 des Strafgeſetzbuches.) 


$. 38. 

So weit es thunlid , find die. eigenen Bedürfniſſe der Anftalt dur die Gefangenen 
felbf anfertigen zu laſſen, auch haben diefelben die häuslichen Arbeiten zu verrichten. 
Für die häuslichen. Gefhäfte, melde in den Gängen und Hofräumen der Anflalt vor- 
genommen werden, für die Reinigung der Feſtung, Kirche und Schulen, der allgemeinen 
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Gänge ꝛc., die Herftellung der öffentlihen Wege find aus ben befferen und zuverläffigeren 
Gefangenen einige Individuen von dem Feflungs-Commando auszuwählen. 

Zur Beforgung von Schreiberei- und Rechnungsgeſchäften fann das Feſtungs-Com— 
mando und bie Defonomie-Berwaltung hiezu geeignete Gefangene unter den erfordertichen 
Vorfihtsmanfßregeln verwenden. 

Zu Arbeiten außerhalb des Bereichs der Feſtung fönnen die Gefangenen nur mit ihrer 
Einwilligung verwendet werden. (Art, 22 des Strafgeſetzbuchs.) 


$. 39. 

Bei den in der Anftalt zu betreibenden Arbeiten ift vorzugsweife auf die Bedürfniffe 
des Urfenals, der Kafernen und der Spitäler Nüdfiht zn nehmen, Die Gefangenen find 
zu verwenden: zum Holzmaden für Sakriſtei, Schuls und Amtszimmer,, zum Wegmaden, 
zu Reinigungsgefäften im Feftungshof, auf dem Wall, in der Kirche, in Schulen, Maga- 
zinen, ferner zum Wafchen ihres eigenen Leibweißzeugs, der Fournituren, der Betttücher, fo 
wie zum Handlangen bei Bauarbeiten, oder auf ihrer erlernten Profeffion: als Schreiner, 
Maurer, Zimmerleute ꝛc., wobei fie den Weifungen der bürgerlihen Handwerkemeiſter, bes 
züglih der Arbeit, Folge zu leiften haben, 

Die Gefangenen haben bei ihrer Einlieferung zu erklären, ob fie außerhalb des Fe— 
ſtungsbereichs arbeiten wollen, und es gift diefe Erklärung für die ganze Strafzeit. 

$. 40. 

Das Feftunge-Commando beflimmt die Befhäftigungsart der Gefangenen, mit Rückſicht 
auf ihre Perfönlichfeit und frühere Befhäftigungsweife, unter Rückſprache mit dem Oekono— 
mie-Bermwalter und nad etwaiger Vernehmung des Auffebers. 

Die Ausführung und zweckmäßige Vertheilung der Arbeiten überwacht der Auffeher 
nach Anfeitung der Defonomie-VBermwaltung. 

Der Auffeher führt über die Tagesarbeiten einen Gefchäftsrapport. 

§ 4. 

Die Arbeitszeit it für Werktage Winters auf acht, Sommers auf zehn, für Friertage 
auf fünf Stunden täglich feftgefegt. 

Den Gefangenen ift geflattet, in den übrigen Tagesftunden durd Arbeiten, welche der 
Hausordnung nicht entgegen find, und die „Beſſeren“ inebefondere auch durch Arbeiten im 
Freien, fih einen Nebenverdienft zu verſchaffen. 
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Wer fi der Arbeit weigert, oder unfleißig iſt, wird mit angemeffener Disciplinarftrafe 
belegt. 

Wenn die Natur der Arbeit es geftattet, ift den Orfangenen eine tägliche Arbeitsauf- 
gabe fo zu beflimmen, daß fie noch etwas mehr leiften und auf dieſe Weife einen Neben- 
verdienft machen fönnen. 

$. 42. 

Unter denjenigen, welche fih zu Arbeiten außerhalb ver Strafanftalt — (Feſtungs— 
bereich) melden, haben diejenigen Gefangenen, welche der Abtheilung der „Befleren” ange- 
bören, unbedingt den Vorzug. Gefangene der zweiten Klaffe dürfen außerhalb des Fe— 
ftungsbereihs nur in dem Fall befchäftigt werden, wenn fie eingefchloffen werben Fönnen, 
oder ihre ununterbrocdene und forgfältige Beauffihtigung auf irgend eine Weife zuläflig ift, 
worüber das Feftungs-Commando zu erkennen hat. 

Auch dürfen die Gefangenen zweiter Klaffe an denjenigen Privatgefhäften, für 
welche die Feftungsbewohner eine Vergütung bezahlen, nicht Theil nehmen, es wäre denn, 
daß die Arbeit im Freien flattfände und die Gefangenen erſter Klaffe nicht ausreichen 
follten. 

$. 43. 

Für die Urbeiten der Gefangenen ift ein verhältnigmäßiger Lohn feflzufegen, wornach 
nit nur die Vergütung an die Kaffe für die — fremden Perfonen geleifteten Arbeiten, 
fondern auch der Nebenverdienft der Gefangenen berechnet wird. 

Hinfihtlich derjenigen Arbeiten, bei welchen ihrer Natur. nad eine beflimmte Arbeits- 
aufgabe nicht wohl feftgefegt werden fann, bleibt es dem Ermeffen der Defonomie-Berwal- 
tung überlaffen, fleißigen Gefangenen einen billigen Nebenvervienft zu bewilligen. 

$. 44, 

Bon dem Nebenverdienfte der Gefangenen oder von ihrem Kleinmontirungsgeld ift, 
wo es immer thunlich, fo viel zurüdzulegen, daß fie bei ihrer Entlaffung aus der Anftalt 
die Heimreife davon beftreiten fönnen. (vid. $. 66.) 

Eine Verwendung der Erfparniffe zu Tilgung etwaiger früheren Verbindlichkeiten findet 
nicht Statt. 

$. 45. 

Ueber die fämmtlichen eigenen Gelder der Gefangenen und über ihren Nebenverdienft 

führt die Defonomie-Berwaltung ein befonderes Einnahme: und Ausgaberegifter. 


Der Betrag des dem Gefangenen bei feiner Einlicferung abgenommenen und dem 
Berwalter in Verwahrung übergebenenen Geldes wird von dem Gefangenen hierin unter 
fhriftlih anerkannt, und die Abrechnung am Ende der Strafjeit von dem Gefangenen un- 
terzeichnet. 

Die Abrechnung über das Kleinmontirungsgeld wird nad der Kriegsdienſt -Ordnung 
II, Hauptftüd $. 37 behanvelt. 


IV. Mittel für die fittlihe Befferung der Gefangenen, 


$. 46. 


Alle Sonn», Feft: und Feiertage haben die Gefangenen dem Gottesdienft der Feftungs- 
gemeinde ihrer Gonfefjion anzuwohnen. Sie erhalten ferner in zwei Wochenftunden Reli: 
gionsunterricht von dem betreffenden Garnifons-Beiftlichen. 

Alle nicht dur Krankheit verhinderten Gefangenen haben dem Gottesdienſt und Un— 
terriht anzumohnen, wohin fie nad Abtheilungen zu führen find. In der Kirche wird den- 
felben ein befonderer Plag angewieſen. 

Ueberdieß können auch befondere Befpredungen der Geiftlihen mit einzelnen Gefan- 
genen nad vorgängiger Rückſprache mit dem Feflungs-Commando flattfinden. 

Denjenigen Gefangenen, welche fih in Freiftunden mit Leſung der heiligen Schrift oder 
andern Erbauungsbüdern befhäftigen wollen, worauf befonders an Sonn- und Feiertagen 
zu fehen ift, werben die für die fittlihe Befferung und Belehrung geeigneten Bücher in 
Gebrauch gegeben. Auch können nah dem Rathe der Geiftlihen gemeinfchaftlihe Vorle— 
fungen flattfinden. ($. 72 der DienftInftruftion für die militärifhe Strafanftalt.) 

$. 47. 


Zu der Beidhte und zum Abendmahl werden die Gefangenen im Allgemeinen aufge- 
fordert. Würde fi) jedoch ein Gefangener weigern, das heilige Abendmahl wenigſtens ein- 
mal im Jahr zu empfangen, fo ift vem Pfarrer feiner Eonfeffion zu überlaffen , ihn durch 
veligiöfe Ermahnung dazu zu bewegen. 

$. 48. 


Nah dem Aufftehen und vor dem Niederlegen finden regelmäßige Morgen: und Abend» 
Andachten in der Art Statt, daß die Dbleute Eurze Morgen» und Abenpgebete , die von 
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den Geiftlihen auszuwählen find, in Gegenwart der übrigen Gefangenen und im Beifeyn 
des Auffehers laut und verftändfich vorlefen, wobei flets andächtige Stille herrfchen muß. 


$. 49. 
Bei Topdesfällen haben die Geiftlihen der Confeffion, welcher der Verftorbene angehörte, 
vor der Beerdigung oder Abführung des Leihnams in Gegenwart fämmtlicher Gefangenen 
eine Furze Rede zu halten oder ein Gebet zu ſprechen. 


$. 50. 

Hinſichtlich ifraelitifcher Gefangenen, welche, gleich den übrigen, an ihren Sabbathen 
und Feiertagen zu arbeiten, dagegen an den Sonntagen und drifllihen Feſttagen zu feiern 
haben, iſt Fürforge zu treffen, daß die Anftalt einigemale des Jahrs durch den Bezirks— 

Rabbiner befucht wird. Ebenſo foll für vie fonftigen religiöfen Bedürfniffe jener Gefan- 
| genen geforgt werden. Zu ungeflörter Verrichtung ihrer Gebete ift ihnen Gelegenheit zu 
verfchaffen. 

Uebrigens haben fie ſich bei den allgemeinen Morgen und Abendandadten mit Ruhe 
und Anftand zu betragen. 

$. 51. 

Die Gefangenen find bis zum zurüdgelegten 3Often Jahre fchulpflichtig, und erhalten 
zum Unterricht und Uebung jeden Werktag eine Stunde Anleitung im Lefen, Schreiben, 
Rechnen, in der Pflichtenlehre und bibliſchen Geſchichte, womit auch Gedächtnißübungen ver- 
bunden werben koͤnnen. 

Auch älteren Gefangenen ift auf ihren Wunfch die Theilnahme zu geftatten. 

In diefer Unterrihtsftunde Fönnen auch die Briefe der Gefangenen gefchrieben werben. 
(Bergl. $. 12.) 

Für die zu auswärtigen Arbeiten verwendeten Gefangenen beſteht zum Zwecke jenes 
Unterrichts eine Sonntagsfäule. 

$. 52. 

Alle Halbjahre findet in Gegenwart des Feftungs-Commandanten eine Schulprüfung 
Statt. Sie wird von den beiden Feftungsgeiftlichen vorgenommen, und ift über deren Er- 
gebniß an das Kriegsminifterium Bericht zu erflatten. 


285 


V. Strafen und Belohnungen. 
$. 53. 


Die vorgefehriebene Ordnung in der Strafanftalt foll mit aller Strenge gehandhabt 
werden. Berfehlungen ver Gefangenen gegen diefelbe werben in leichteren Fällen vom Fe— 
flungs-Commando innerhalb der Grenzen feiner Strafgewalt gerügt. 

Wenn die Dieciplinar-Strafgewalt des Feftungs-Commandanten nicht ausreicht, wird 
die Strafe durch eine Gerichts-Commiffion erfannt, welche mit einem Stabsoffizier als Vor⸗ 
fland, drei Hauptleuten und drei Lieutenants zu befegen ift. 

Wird von der Geridhts-Commiffion auf eine Strafe erkannt, welche die Strafbefugnig 
einer kriegsrechtlichen Commiffion überfteigt (Art. 138 der Milttär-Strafgefege), fo unterliegt 
das Erfenntniß der Revifion; ift aber die — von der Gerichts-Commiſſion erfannte Strafe 
noch innerhalb der Grenzen der — einer kriegsrechtlichen Commiſſion verliehenen Strafbe- 
fugniß gelegen, fo tritt rüdfichtlih des Erkenntniffes der Feftungs-Commandant in die Rechte 
und Pflichten eines Regiments-Befehlshabers ein, und es kommen in diefem Falle die Be: 
fimmungen der Art. 140 und [41 der Militär-Strafgefege in Anwendung. 

Hält der Feflungs - Commandant die Strafe für zu gelind, oder erachtet fi der Ange⸗ 
ſchuldigte durch das Erfenntniß der Gerihts-Commiffion für beſchwert (legtern Falls jedoch 
nur, wenn das Erkenntniß der Gerichts - Commiffion das Maß einer Disciplinarftrafe über» 
fleigt), fo ift die Sache an eine zweite Gerichts» Commiffion zur Entſcheidung zu vermeifen, 
zu welcher aber außer dem Auditor Fein Mitglied der früheren Gerichts -Commiffion beige 
zogen werben barf. 

$. 54. 

As Disciplinarftrafen fommen zur Anwendung : 

1) ſchmale Koft, 
2) einfame Einfperrung, 
3) Dunfelarreft. 
(Art. 40 und 41 des Strafgeſetzbuchs.) 

Ueberdies kann das Feflungs- Commando Gefangenen, die ſich ſchlecht aufführen, die 
Erlaubniß zur Annahme von Beſuchen und zu brieflichen Mittheilungen an ihre Angehörigen 
bis zu erprobter Befferung gänzlih ($. 13) und das Recht zur Anfchaffung von Speife- 
artifeln zeitlich entziehen. ($. 25.) 


$. 55. . 

Die fhmale Koft, beftehenn in Waffer und Brod, je um ven andern Tag, darf auf 
nicht länger als acht Tage verfügt werden. (Urt. AO des Strafgeſetzbuchs.) 

Dem auf fhmale Koft gefegten Gefangenen wird ein abgefonderter Pla angemiefen, 
fo daß er an dem Effen der Uebrigen nicht Theil nehmen Fann; auch ift ihm während ber 
Dauer diefer Strafe die Anfhaffung erlaubter Speifeartifel verboten. 

Die auf fhmale Koft gefegten Gefangenen dürfen an den Tagen, wo fie nur Waſſer 
und Brod erhalten, nur zu leichterer aber anhaltender Beſchäftigung angehalten werden. 


$. 56. 

Die einfame Einfperrung, welche ununterbrocden nicht Tänger als vierzehn Tage verfügt 
werben darf (Art. 40 des Strafgefegbuhs), wird im hellen Arreſtzimmer vollzogen. Der 
Gefangene wird zum Genuffe der freien Luft nicht zugelaffen, hat aber feine Arbeitsaufgabe 
zu liefern. 

$. 57. 

Der Dunfelarrefi, welcher ununterbrochen nicht auf länger als act Tage zu erfennen 
ift (Art. 40 des Strafgefegbudhs), wird in dem hiezu eingerichteten Arreftlofal, mit Ent- 
ziehung der Lagerflätte und des Bettes, vollzogen. Arbeit findet hier nicht Statt. 


$. 58. 
Die von den Militärgerichten erkannten Schärfungen der Kreisgefängnißftrafe (Art. 25 
des Strafgeſetzbuchs, Art. 99 des Polizeiftrafgefeges), werden auf gleiche Weife vollzogen. 


$. 59. 

Dem Ermeflen des Feſtungs-Commandos bleibt überlaffen, von jenen Disriplinarftrafen 
diejenige in Anwendung zu bringen, welche nah dem Charakter und der Sinnesart des 
Gefangenen ihrem Zwede am beften entfpricht. 

Auch Fönnen diefelben gleichzeitig mit einander verbunden werben. 


$. 60. 

Die Gefangenen fünnen zwar gegen die vom Fellungs-Gommands ihnen zuerfannten 
Disciplinarftrafen, wie gegen deffen Verfügungen überhaupt, dur die Bitte um ein Verhör 
fih beſchweren, die Erhebung einer ſolchen Befchwerde hält jedoch ven Strafvollzug und 
die Verfügung nit auf. ($. 10.) 
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Hat ein Gefangener nad dem Ablauf feiner Strafzeit noch eine dieciplinarifche Frei- 
heitsſtrafe zu erftehen, fo wird dieſe in dem einfamen Urreftlofale des Feſtungs- (Kreis-) 
Gefängniffes vollzogen. 

$. 61. 

Eine Strafbefugnig fteht nur dem Feſtungs-Commando zu. 

In Fällen jedoch, melde eine augenblidlihe Einſchreitung erfordern, fann der Plaß- 
abjutant und der Defonomie- Verwalter die vorläufige Abführung eines Gefangenen in den 
Arreft anordnen. Deßgleihen ift der Auffeher befugt, in Fällen, wo es fih von Erhaltung 
feines Anfehens handelt, einen Gefangenen vorläufig in Arreft abzuführen oder abführen zu 
laffen. 

In allen Fällen muß aber dem Feflungs »- Commandanten fogleih Meldung hievon 
erftattet werden. 

$. 62, 

Gefangenen, welche durch gutes Betragen fih auszeichnen, ift die Ausficht zum Vor— 
rüden in die erfle Klaffe und die Verwendung als Dbleute zu eröffnen. 

Auch können diefelben zu einer Befhäftigung, welche einen größeren Nebenverbienft ge- 
währt, verfeßt, oder e8 kann ihnen die Erlaubniß ertheilt werden, aus dem Nebenverbienft 
nüglihe Gegenftände (Bücher, Arbeitszeuge) für fih anzufhaffen, oder angemeffene Unter- 
flüßungen an die Ihrigen abzufenden. 

Diejenigen, welche fi längere Zeit hindurch vorzüglich gut betragen —— werden 
nach Umſtänden zur Begnadigung eingegeben. 


Dritter Abſchnitt. 


Entlaſſung der Gefangenen. 


$. 63. 


Die Entlaffung der Gefangenen erfolgt, fobald die im Straferfenntniß feflgefeßte Zeit 
abgelaufen ift. 

Ein Tag wird zu 24 Stunden, eine Woche zu 7 Tagen, ein Monat zu 30 Tagen, 
ein Jahr nah dem Kalender, und die Strafjeit vom Cintritte in die Strafanflalt an 
gerechnet. (Art. 37 des Strafgefegbuche.) 
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Wenn wegen Geiſtes- oder körperlicher Krankpeit eines Strafgefangenen vor gänzlicher 
Vollziehung der Strafe deffen Verfegung in eine öffentlihe Heilanflalt nothwendig wird, fo 
ift die in fegterer bis zu feiner Herftellung zugebrachte Zeit an feiner Strafzeit abzurechnen. 

Auch fol einem Strafgefangenen, welcher auf den Antrag des Gerichtes eine Zeit fang 
aus der Strafanftalt entlaffen und in gerichtlicher Haft gehalten worden, leßtere an der 
Strafzeit abgerechnet werden. (Strafgefegbuh Art. 38.) 

Die Strafzeit eines Gefangenen darf auch nicht um Einen Tag willfürlih verlängert 
oder verkürzt werben. 

$. 64. 

Die Gefangenen, welche nicht auf länger als drei Monate verurtheilt waren, bleiben 
bei ihren Regimentern und Corps eingetheilt, wenn nicht etwa ihre Verfegung in dem Er- 
kenntniß ausgefproden oder fonft verfügt worden ift; über die Wievereintheilung der zu mehr 
als drei Monaten verurtheilten Gefangenen, beziehungsweife über deren Entlafjung aus dem 
Militärverband, wird von dem Kriegsminifterium verfügt. 

Zu diefem Behufe ift am 20ſten jeven Monats ein Verzeichniß derjenigen Gefangenen, 
deren mehr als dreimonatlihe Strafzeit im nächſten Monat zu Ende gebt, an das Kriege: 
minifterium einzufchiden. 

Bor Einfendung des Verzeichniſſes find die zu entlaffenden Gefangenen in Beziehung 
auf fernere Dienfttüchtigkeit ärztlich zu unterfuchen und ber Erfund in dem Verzeichniß bei- 
äufegen. 

Bon der Entlaffung derjenigen Gefangenen, melde bei feinem Regimente oder Abthei- 
fung einzurüden haben, fondern in Urlaub gehen, oder aus dem Militärverband ausgeftoßen 
werben, hat das Feflungs-Commando die Drisbehörden durch Communikation mit den betrefs 
fenden Bezirfsämtern in Zeiten in Kenntnig zu fegen. 


$. 65. 


Vor dem Tage der Entlaffung wird mit dem Oefangenen über eigenes Geld und 
Kleinmontirungs » Gebühr abgerechnet und in den betreffenden Büchern von demfelben vie 
Richtigkeit der Abrechnung unterfohriftlih anerkannt. 

Die mitgebrachten oder während der Strafzeit angefchafften und feither auf dem Ma- 
gazin verwahrten Effekten werden am Entlaffungstage gegen Befcheinigung ausgefolgt, wo— 
gegen ihm die bis dahin getragene Ararifche Kleidung abzunehmen iſt. (Vergl. $. 67.) 
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$. 66. 

Hat der Gefangene bei feiner Entlaffung aus der Strafanftalt bei einem Regiment 
einzurüden, fo. wird ihm von feinem Guthaben an Kleinmontirungsgeld sc. nur fo viel zus 
geflellt, als er etwa für den Marſch zum Regiment bedarf, und der Reſt dem Regiment 
überfhiet; wird er aber von der Strafanftalt in Urlaub entlaffen, oder nicht mehr beim 
Militär eingetheilt, fo ift der Ueberſchuß über das, mas er zur Heimreife bedarf, dem be- 
treffenden Oberamt zu übermaden. 

$. 67. 

Wer wieder bei einem Regimente einzurüden hat, wird mit einer Marfchroute verfehen, 
und unterwegs wie ein anderer auf dem Marfch befindlicher Soldat verpflegt. 

Wer ald Beurlaubter, Ausgeftoßener oder nicht mehr Cinzutheilender nah Haufe ent- 
laffen wird, erhält im Falle gänzlicher Mittellofigkeit, und wenn die Entfernung vier Stun- 
den oder mehr beträgt, eine Unterflügung zur Heimreife im Betrage der gewöhnlichen täg- 
lichen Marfepverpflegung eines Soldaten der Infanterie, wobei acht Stunden für einen Tag- 
marfch gerechnet werben. 

Entlaffene Gefangene, wenn fie nicht wieder einem Regiment zugetheilt werben, erhal⸗ 
ten bei ihrem Austritt in Ermanglung eigener Mittel die nöthigften Kleiver von dem 
älteren Vorrath der Anftalt unentgeldlich. 


$. 68, 
Am Tage der Entlaffung, welche ohne Rückſicht auf die Stunde der Einlieferung, immer 
Morgens erfolgt, erhält der Gefangene noch die Morgenfuppe. 


$. 69. 

Hiernähft wird der Gefangene durd den Auffeher zum Plagadjutanten gebracht, welcher 
fi durch Befragen veffelben davon zu vergemwiffern hat, daß vollftändig mit ipm abgerechnet 
worden, und er nichts mehr an die Anflalt zu fordern habe. 

Fällt die Erklärung des Gefangenen befriedigend aus, fo wird ihm nad vorgängiger 
Verwarnung vor einem Rüdfall feine Entlaffung aus ber Anftalt und nah Umftänden auch 
aus dem Militärverbande mit dem Anfügen angekündigt, daß er fih auf dem in der Marfch- 
route vorgefhriebenen Wege zum Regiment, oder nah Umftänden auf dem nädften Wege 


in feine Heimath zu begeben habe. 
37 


“.“ .. “ — — a horn Gurterunrählatt. Boaen -42. 
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Sofort werden dem Auffeher die Entlaffungspapiere eingehändigt, der zu Entlaffende 
wird von dem Auffeher zur Feftung hinausgeführt, und es werben bier demfelben die Ent- 
laffungspapiere ausgefolgt. 


$. 70. 


Oefangene, welche nad abgelaufener Strafzeit durch Krankheit an dem Austritt gehins 
dert find, werden wie die Soldaten in dem Garnifonsfpitale verpflegt. (I. Haupiſtück von 
der Gefundheitspflege, Kap. XXXII.) 


$. 71. 


Bleibt der Entlaffene im Militärverband, fo wird dem betreffenden Regiment Nachricht 
gegeben, an welchem Tage verfelbe aus der Strafanftalt entlaffen worden und zugleich ein 
Zeugniß über feine Aufführung auf dem Strafplag unter Anſchluß eines Auszugs aus dem 
Strafregifter mitgeteilt. 

Zritt aber der ntlaffene zugleih aus dem Militärverband, fo wird auf dem Ent- 
laſſungsſchein ein Zeugnig über fein Betragen in der Strafanftalt beigefegt. 
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Saudregeln 
für das 
Feſtungs- (Kreid-) Gefängnif zu Hohen-Asperg. 


1) ever Gefangene hat die Pflicht, fih der Ordnung des Haufes und allen befiehen- 
den Vorſchriften zu unterwerfen, den Vorgefegten mit Achtung und Chrerbietung zu begegnen, 
ihren Befehlen unweigerlich Gehorfam zu Teilen; au die Welfungen des Wachcommandan⸗ 
ten, der Schildwachen und Patrouillen, fo wie denen der Obleute willig zu befolgen. 

Bor allen Dffizieren und Beamten, denen die Gefangenen unterwegs begegnen, muß 
dur Abnehmen der Müge Chrenbezeugung gemacht werden. 

2) Die Gefangenen haben unter fih, es fei auf der Arbeit oder im Gebäude, ein 
anftändiges Schweigen zu beobadhten, befonders aber des Schimpfens, Fluchens und Zankens 
fih zu enthalten, und durd Ordnung, Fleiß, Ehrbarkeit und fittlihes Verhalten fih einer 
fhonenden Behandlung von Seiten ihrer Borgefegten werth zu zeigen. 

3) Diefelben haben unter fih in Ruhe und Frieden zu leben; bei der Arbeit, bei der 
Nachtruhe und beim Lefen von Erbauungsbücern fi nicht zu flören, und während bes Got: 
tesvienftes, des Religions» Unterrichts, der Morgen» und Abendgebete in — Stille 
zu verharren. 

4) Wenn fie ihren Vorgeſetzten eine Bitte, Beſchwerde oder Anfrage vorzutragen wün⸗ 
ſchen, fo haben fie ihr Anliegen mit wenigen Worten in militärifher Haltung anftändig vor- 
zutragen; bei Beſchwerden über die Auffeher felbft aber haben fie fih bei dem Plagadjutan- 
ten und bei Beſchwerden über diefen oder über einen Beamten der Anftalt bei dem Feftunge- 
Eommandanten zum Rapport melden zu laſſen. ft die Befchwerde gegen den Feflunge- 
Eommandanten felbft gerichtet, fo hat ver Gefangene um ein Verhör zu bitten. Durch die 
Bitte um ein Verhör wird jedoch die Vollziehung der Strafe oder der Verfügung, gegen 
welche die Beſchwerde gerichtet ift, nicht aufgehoben. 

Muthwillige Befchwerbeführung und Umgehung der nädften Vorgefegten wirb beflvaft. 


5) Die Gefangenen müffen auf das gegebene Zeichen Morgens aufftehen und Abends 
mit dem Zapfenftreidh fich niederlegen. Gleich nad dem Niederlegen der Gefangenen haben 
die Dbleute die Lichter zu löſchen. 

6) Ihren Körper, ihre Kleiver und Betten, die Arbeits. und Schlafzimmer, fo mie die 
übrigen Räume des Haufes, haben fie ſtets reinlih zu halten. 

Sie müſſen fih Morgens Gefiht und Hände wafchen, ven Mund ausfpülen, die — 
kaͤmmen, das Bett machen, die Zimmer auskehren und lüften, die Waſchgefäſſe leeren und 
reinigen. 

7) Bei dem Abführen in die Arbeits- und Schlafzimmer, in die Kirche, Schule, zum 
Religions-Unterriht und auf den Erholungsplag, fo wie zum Eſſenholen und Bropfaffen, 
werben bie Gefangenen in Rotten geführt. Es darf Keiner aus dem Zuge treten. 

Die gleihe Ordnung ift bei dem Zurüdführen zu beobachten. 

8) Kein Gefangener darf den ihm angewiefenen Pla ohne Erlaubniß des Huffchers 
verlaffen, außer um ein natürliches Bedürfniß zu befriedigen. 

Den Abtritt darf immer nur ein Gefangener betreten. 

Befonders ift denen, melde außerhalb des Haufes befhäftigt werben, bei firenger 
Strafe unterfagt, in ein Wirthshaus zu treten, oder mit Soldaten, befonders mit denen 
der Strafflaffe und mit Civilarreftanten und Gefangenen, zu verkehren. 

9) Die Arbeit, welche ihnen aufgegeben wird, haben bie Gefangenen binnen ver feft- 
gefepten Zeit untadelhaft zu liefern. Keiner darf die ihm aufgegebene Arbeit durch Andere 
fertigen laffen. 

Diejenigen, welche mit ihrer Arbeitsaufgabe in der feftgefegten Zeit nicht fertig werden, 
haben das Verſäumte in den Freiftunden nachzuholen. 

10) Sie müffen die Zimmer» und Arbeits-Geräthe, überhaupt alle ihnen anvertrauten 
Gegenftände mit Schonung und Sorgfalt behandeln. 

Auf Feuer und Licht iſt die größte Aufmerkfamkeit zu richten. 

Es dürfen Feine feuerfangenden Gegenftände an den Defen getrodnet ober aufgehängt 
werben. 

Das Licht darf durchaus nicht vom Tiſch genommen und in die Nähe von Betten ıc. 
gebracht werben. 

Wer etwas aus Bosheit oder Leichtfinn befipäbigt ober verdirbt, hat neben ver fonft 
verwirften Strafe Schadenserfag Zu leiſten. 


11) Während der feftgefeßten Arbeitsftunden darf Fein Gefangener, wenn er auch feine 
Aufgabe vollendet hat, müßig gehen, fondern er hat die ihm noch übrige Zeit zu Erwerbung 
eines Nebenverdienftes anzuwenden. 


12) Rein Gefangener darf außer den ihm zum Gebraud überlaffenen Kleidern und 
Geräthen irgend etwas befigen, fondern ift fhuldig, es an den Auffeher abzugeben. Na- 
mentlih ift der Befig von Geld, Koftbarkeiten, Feilen, Meffern, Hämmern, Zündhölzchen, 
Feuerzeug und Schreibmaterialien unterfagt. 


13) Jeder Handel mit Lebensmitteln, Kleinmontirungsftüden oder andern Sachen, 
alles Leihen und Entlehnen ift den Gefangenen ſowohl unter fih als mit ven Offizianten 
der Anftalt verboten, insbefondere dürfen fie Fein Brod verkaufen. 


14) Der Genuß der nicht ausprüdlic erlaubten Speifen und Getränke ifl verboten; 
auch der Gebrauch des Rauchtabacks ift den Gefangenen unterfagt. 


15) Alles Spielen, befonders das Karten- und Würfelfpiel, ift verboten. 


16) Die Gefangenen dürfen Feftungsbewohner und fremde weder anreden noch um 
etwas anfprecdhen, und nur mit Erlaubniß des Plagadjutanten oder des Auffehers eine Gabe 
von folhen annehmen. Die Gaben find dem Auffeher zuzuſtellen. 
17) Gefangene, welche Mitgefangene zum Ungehorfam gegen VBorgefegte oder zu andern 
Vebertretungen der Hausregeln, oder zur Flucht, oder zu Aufruhr und Meuterei zu verleiten 
ſuchen, haben die firengfte Ahndung zu gewärtigen, wogegen denjenigen Gefangenen, welche 
folhe Aufreizungen und Anftiftungen zu rechter Zeit zur Anzeige bringen, angemeffene Be- 
lohnung zu Theil werben wird. 
18) Wer fih gegen die beftehenden Vorſchriften und Verordnungen verfehlt, wird ent- 
weber mit 
a) ſchmaler Koft bei Waffer und Brod, 
b) einfamer Cinfperrung, oder 
c) Dunfelarreft, 

beftraft. 

Bei größeren Berfehlungen wird der Gefangene vor ein Kriegsgericht geftellt. 

Die Gefangenen bleiben auch während der Strafzeit, den Militärftrafgefegen unter: 
worfen. 
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Hobenasperg. 


Berzeihniß 


der den Feftungs- (KRreis-) Gefangenen als Zulage und Aufbefferung 
zu der gewöhnlidhen Koft erlaubten Genußmittel. 


Diejenigen Gefangenen, welche fih einen Nebenverdienft erwerben, oder fonft über eigene 
baare Mittel zu verfügen haben, dürfen ſich erlaubte Genußmittel zu dem täglichen Betrage 
von höchſtens fehs Kreuzer als Zulage und Aufbefferung zu der gewöhnlichen Koft an- 
ſchaffen. 

Dieſe Genußmittel beſtehen in: 

Bier oder Obstmoſt, eines oder das andere, täglich 2 Schoppen; 

Milh, füger (kalt oder warm), oder geftandener, täglih 4 Maaß; 

Brod, ſchwarzem oder weißem (auch Weden); 

Obst, grünem oder gedörrtem ; 

Kartoffeln, gefottenen; 

Butter, Käfe (mit Ausnahme des Limpurger), täglich I Vierling ; 

Suppe, gebrannte oder Wafferfuppe ; 

Gemüfe, geringere; 

Salat, grünen oder von Kartoffeln, täglich je eine Portion; 

Salz, Del, Eſſig, Pfeffer, Kümmel, Zwiebeln, Rettigen. 

Auh wird Schnupftabad zugelaſſen. 
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6) Eorpsbefehl des KR. Kriegsminifteriums vom 2. December 1843, 
betreffend: die Legitimation unehelicher Kinder von Militärperfonen durch landesherrliches Reſkript. 


Nah höchſter Entfchliefung Seiner Königliden Majeftät vom 6. November 
d. J. foll die Legitimation eines unehelihen Kindes durch landesherrliches Reſkript felbft in 
dem Falle, wenn das zu legitimirende Kind in andern Beziehungen der Militärgerihtsbars 
keit unterworfen feyn follte, nicht durch die Militär-Juſtizbehörde gefchehen, fondern in allen 
Fällen von demjenigen Civilgerichte, unter welchem das Kind fleht, vorgenommen werden. 
Befindet fih der Vater des unehelihen Kindes im Militärverbande, fo hat er fein 
Geſuch um Legitimation deffelben zunächſt bei feiner vorgefegten Militärbehörde anzubringen, 
und diefe hat ihrerfeits das Gefuh mit Nüdfiht auf die perfönlichen und Familien-Berhält- 
niffe des Bittftellers zu prüfen, darf aber dafjelbe in Feinem Falle für ſich zurüdmweifen, 
fondern hat folches jedenfalls mit ihren etwaigen Erinnerungen dagegen dem zuftändigen 
Civilgerichte zur weiteren Verfügung zu übergeben. 


7) Nachtrag zur amtlihen Handausgabe des Geſetzes über die Verpflich— 
tung zum Kriegsdienſte vom 22. Mai 1843. 


1. SKriegsminifterial: Berfüguugen 
zu Vollziehung des Gefeges vom 22. Mai 1843. 
(An die Commando » Behörden erlaffen.) 


Eorpsbefebl vom 27. Januar 1844, 


betreffend die Einführung bes Gefeges vom 22. Mai 1843, und die Verbindlichfeit ber militärifchen 
Eommanbo » Behörden zu Befolgung der Bollziehungs-Inftruftion vom 30, December 1843, 


Da mit der nähften Refruten » Aushebung das Gefeg vom 22, Mai v. J. über die 
Verpflihtung zum Kriegsvienfte erfimals zur Anwendung kommt, fo empfehle id den Eom- 
mando= und den übrigen betreffenden Dienfibehörden, fih mit deſſen Inhalt befannt zu 
machen, und daffelbe vorkommenden Falls zur Richtfehnur ihres Verhaltens zu nehmen. 

Ein Gleiches ift in Abſicht auf die zu Vollziehung jenes Gefeges erfienene Inftruf- 
tion vom 30. v. M. zu beobachten, indem ſolche, wenn gleich zunähft für die mit der 


Ausführung beauftragten Civilbehörden beſtimmt, nachdem fie Meine Genehmigung erhalten 
hat, auch für die Militärbehörden, fo weit fie in den Fall fommen, eine Beflimmung der⸗ 
felben in Anwendung zu bringen, verbindlich erklärt wird. 

In der nächſten Zeit werben Corpsbefehle den Militärbehörven über einzelne Theile 
des obigen Gefeges nähere Verhaltungs-Vorfriften an die Hand geben. 

Die älteren Corpsbefehle, welche auf die Rekrutirung Bezug haben, bleiben, fo weit 
ihnen nicht etwa die neueren Beftimmungen des Geſetzes oder der Inſtruktion im Wege 
fiehen, fortwährend in Kraft. 


Corpsbefehl vom 29. Januar 1844, 
betreffend die Behandlung der zu Einjähriger Dienftzeit Zugelaflenen. 
Zu Artifel 32 und 34 des Geſetzes. 


Da mit der nächſten Rekruten-Aushebung das neue Gefeg über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte zum erftenmal angewendet wird, und hienach auch die in Art. 32 und 34 nä- 
ber bezeichneten, zu Einjährigem Dienfte Zugelaffenen iy die Regimenter eingeveiht 
werben können, fo wirb für deren Ausbildung und Behandlung folgende Beflimmung ge 
geben: 

1) Eintritt. 

Der Eintritt fämmtliher zu Cinjährigem Dienfte Zugelaffenen in das K. Militär 
erfolgt zugleich mit vem Zuwachſe der übrigen Refruten. Das Kriegsminifterium beftimmt 
die Regimenter, in welchen diefelben eingereiht werben. 


2) Ausbildung. 

Das praftifhe Exerziren haben die Einjährigdienenden, wie die Rekruten, und in ders 
felben Zeiteintheilung zu erlernen. Befinden ſich ihrer mehrere in einem Regimente, fo iſt 
aus ihnen während der Soldatenſchule eine befondere Abtheilung zu bilden. In den 
übrigen Exerzirſchulen treten fie bei ihrer Compagnie in Reih und Glied ein. 

Ein befonderer Inſtruktor ertheilt ihnen im Regiment den theoretifchen Unterricht, wobei 
das vollftändige Solvatenverhalten gelehrt werden fol. Bei all ven Gegenfländen, welche 
durch eigenes Leſen erlernt werben Fönnen, ift der Unterricht nur eraminatorifch zu geben. 

Die Mebungen des Scheibenfhießens, der Signallehre, der zerfireuten Fechtart, des 
praftiihen Dienftes, erlernen fie mit den Rekruten. 
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Die Gymnaftit ift denfelben durch befondern Unterricht zu ertheilen, und wenn fie in 
fürzerer Zeit als die Rekruten die gehörige Gewandtpeit “erlangt haben, mit den Schügen 
zu lehren. 

Die Wacformen find mit ihnen in der Art durchzugehen, daß fie nad zwei Monaten 
zum Wachdienſte verwendet werden können, worauf fie in jeder Woche einmal die Wade 
beziehen. 

3) Behandlung. 


Die freiwillig Cingetretenen (Art. 32 und Inſtruktion $. 6) find verbunden, bie 
Koften ihrer militärifhen Ausrüftung, mit Ausnahme der Waffen, melde ihnen zum Ge- 
brauche überlaffen werden, in den etatsmäßigen Preifen bei ihrem Cintritt zu entrichten, 
auch die Koften ihrer Verpflegung felbft zu übernehmen, indem fie nur Quartier in der Ras 
ferne, fonft aber Feine Löhnung oder Vergütung anzufprechen haben. 

Bei dieſer Ausrüftung können die Uniformefräde aus feinem Tuche gemacht feyn, wo⸗ 
gegen in allem Uebrigen die Drbonnanz-Beftimmungen firenge einzuhalten find. 

Sollte ein folder Freiwilliger wünfhen, in die Menage einzulegen, fo ift ihm biefes 
gegen Erlegung des Menage- und Mebhlbeitrags geftattet (fiehe auch unten). 

Die in Folge der Aushebung eingetretenen Einjährigdienenden erhalten bei ihrem Ein. 
tritt in das Negiment neue Montirungen, wenn fie nicht vorziehen, fi eigene Montirung 
anzufhaffen, in welchem Falle fie wie die freiwillig Cintretenden behandelt werben. 

Diefelben können, wenn fie es wünfhen, von dem Effen in der Menage bifpenfirt 
werben; im andern falle wird den daran Theilnehmenden befonders angerichtet. 


Sämmtlihe injährigdienenden werden mit „Sie“ angeredet. Sie erhalten ein- 
fhläfrige Bettfiellen, werben in ein Fleineres Mannfchaftszimmer zufammengelegt, und 
ihnen ein vertrauter Unteroffizier als Zimmer-Commandant gegeben, welcher fie in der Ber 
obachtung der Zimmer» und Kafernen » Ordnung unterrichtet, und fie an den für den Sol⸗ 
daten vorgefehriebenen Dienftgang anmweist. 

Zu Kafernen» Reinigungen, Faffungen und Strapazdienften werden die zu Einjährigem 
Dienfte Zugelaffenen nicht verwendet. Dagegen haben fie für die Reinigung ihres eigenen 
Zimmers Sorge zu tragen, ihre Ausrüflung an Montur und Waffen, wie jeder Soldat, 
ſelbſt zu reinigen, und in brauhbarem Stande zu erhalten. 
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Bon der Sträflingswahe und vom Drdonnanzdienfte bleiben fie befreit. Auf andern 
Wachen werden fie nur zu Schildwachen, Patrouillen und Anmeldern verwendet. 

Bei jedem BVerlefen, bei Empfängen von Munition, Brod, Löhnung u. dergl. treten fie, 
fo weit fie dieß betrifft, mit der Mannfchaft an, und empfangen ihre Gebühr. Nur in be- 
fonderen Fällen follen fie hievon difpenfirt, aud ihnen Urlaub über den Zapfenftreih nur 
vom Compagnie-Commandanten ertheilt werben. 

Für Spitalfranfe ift befondere Vorforge zu treffen. Die Verpflegung der Kranken im 
Innern ihrer Familie kann dur die Negiments-Commando’s geflattet werden. 

Bei Beftrafungen follen, fo weit die allgemeinen Dienftverhältniffe es geftatten, geeig- 
nete Berüdfihtigungen eintreten. ft jedoch die Aufführung folcher Leute der Art, daß häufige 
Corrertionen nöthig werden, oder zeigen diefelben Mangel an Eprgefühl, Unbotmäßigfeit 
oder Trägheit, fo werden fie auf den Antrag des Regiments-Commando’s durch das Divifions- 
Commando ver bisher genoffenen Vergünftigungen für verluftig erklärt, und wie jeder andere 
Solvat behandelt. Bon ſolchen Fällen ift dem Kriegsminifter unter Anſchluß der Straf. 
auszüge Meldung zu erftatten. 

Diejenigen Cinjährigdienenden, welche fih dur ſchnellere Auffaffung auszeichnen, Eön- 
nen von dem Cintritte der Regimentsſchule an zu dem Dienfte der Schügen und leichteren 
Unteroffiziers- Funktionen beigezogen werben. 

Ueberhaupt wird fih die Behandlung, die Verwendung und der Zeitpunft der Be- 
urlaubung der einzelnen Individuen, nad dem Grade ihrer Aufführung und Befähigung 
richten, weshalb fämmtlih Einjährigdienenden obige Beflimmungen zu ihrer Nachachtung 
befannt zu maden find. 

Ueber das Verhalten und die Dienfibefähigung der injährigdienenden, fie mögen frei 
willig oder durch Aushebung zugegangen feyn, ift dem Kriegeminifterium je nach Beendigung 
ver Zugs⸗, Bataillons- und Regimentsſchule Bericht zu erftatten. Da diefe Beilimmungen 
durch die Erfahrung einzelne Abänderungen oder Zufäge erleiden dürften, vielleicht aud eine 
fihnellere und abgefonderte Ausbildung ver Einjährigdienenden als zuläffig erfheinen Kann, 
fo wird das Divifions- Commando veranlaft, nah Beendigung der Ererzirzeit diefes Jahres 
fein Gutachten über viefen Gegenftand abzugeben. 


Corpsbefehl vom 17. Februar 1844, 


betreffend das Verfahren rückſichtlich der Einftandsfaution, wenn ein Einfteher defertirt, ſich ſelbſt 
entfeibt oder verflümmelt. 


Zu Art. 82 des Geſetzes. 


Nah Art. 82 des Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsvienfte vom 22, Mai 
1843 fol, wenn der Einfteher defertirt, oder ſich vorfäglich zum Dienfte unbrauhbar gemacht 
oder felbft entleibt hat, oder derfelbe in Gefolge eines Verbrechens und einer dadurch ver- 
wirkten Criminalfirafe aus dem Militärftande ausgeftoßen worden, die Kaution, mit Aus- 
ſchluß feiner etwaigen Gläubiger, eingezogen und zu Anfhaffung eines andern Erfagmannes 
verwendet werden, 

Mit Hinfiht auf diefe gefegliche Befimmung wird hiemit Folgendes verfügt: 

1) Im Verhältniß zu der Größe der Kaution von 300 fl. wird die Dienftzeit, welche 
der Erfagmann in einem folchen Falle zu übernehmen hat, auf vier Jahre und ſechs Mo- 
nate feflgefegt. 

2) Die Schulvverfchreibung, in welcher die Kaution des abgegangenen Einftehers nieber- 
gelegt ift, geht in das Eigenthum des neu eintretenden Erfagmannes über; diefelbe haftet 
aber auch während der Dienftzeit des neuen Erfagmannes als Kaution für diefen, und es 
‘gelten für ſolche diefelben näheren Beftimmungen, welche das Gefeg für Einftandsfautionen 
überhaupt feftgeftellt hat. 

3) Die Zinfe aus der Einſtandskaution bleiben in dem Falle, wenn der Einfteher 
defertirt ift, oder ſich vorfäglich zum Dienft unbrauchbar gemadt hat, oder in Folge eines 
Verbrechens und einer dadurch verwirkten Criminalftrafe aus dem Militärftande ausgeftoßen 
worden ift, bis zu dem Tage des militärrevifionsgeridtlihen Erkenntniſſes, wodurch der 
Einfteher der Defertion in contumaciam, oder der vorſätzlichen Selbftverflümmlung ſchuldig 
erfannt, oder zur Ausftoßung aus dem Militärftande verurtheilt worden, Eigenthum des 
abgegangenen Einftehers, im Falle einer vorfäglihen Selbftentleibung gehören die Zinfe bis 
zum Todestage des Selbfimörders zu deſſen Nachlaß. 

4) Bon dem Tage an, mit welchem die Zinfe aufhören zum Eigenthum, beziehungs- 
weife zum Nachlaß des abgegangenen Einftehers zu gehören, werben biefelben dem neuen 
Erfagmann zugewieſen. 
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5) Die Anfhaffung des neuen Erfagmannes um bie Einftandsfumme von 300 fl. auf 
die Dienftzeit von vier Jahren und fehs Monaten wird von Seiten des Oberrefrutirungs- 
raths bewerkftelligt werben. 

6) Wenn fih ein Einfteher von der präfenten Mannfchaft entleibt, fo ift ungefäumt 
eine Unterfuhung über die näheren Umftände, unter melden die Selbftentleibung ſtattge⸗ 
funden, anzuorbnen, und hiebei befonders zu erheben, ob fie vorfäglich gefchehen fe. Nach 
dem Tode des Selbftmörders ift jedenfalls eine Legalinfpeftion und Sektion des Leichnams 
zu veranftalten, und ein ärztlihes Gutachten über den urfächlihen Zufammenhang der flatt- 
gehabten Verlegung mit dem erfolgten Tode einzuholen. 

7) Sefchieht die Selbftentleibung eines Cinftehers während feiner Abmwefenheit vom 
Regiment, fo ift, fobald das Regiment Kenntniß davon erhält, die zufländige Civilbehörde 
um Vornahme der zu Ziffer 6 erwähnten Unterfuchnng zu erfuchen. 

8) Nah dem Schluffe der Unterfuhung find die Aften an den Oberrefrutirungsrath 
einzufenden, um über den Einzug der Kaution und Verwendung berfelben zur Anfchaffung 
eines andern Crfagmannes erkennen zu fönnen. 

9) Bei Deferteurs, Selbftverflümmlern, und den von dem Militär Ausgefloßenen ges 
ſchieht die dießfalls erforderlihe Mittheilung an den Oberrefrutirungsrath dur das Militärs 
Revifionsgericht unmittelbar. 


Eorpsbefehl vom 20. Februar 1844, 
beireffenb die einftige Formation ber Landwehr erften Aufgebots und deren Eontrolirung durch bie 
Commando = Behörden. 


Zu Urt. 59-65. 


Durch das Gefep vom 22. Mai 1843 über die Verpflihtung zum Kriegsdienfte wird 
die waffenfähige Mannfchaft des Königreichs nad verfhiedenen Aufgeboten auch zum Dienfte 
in der Landwehr verpflichtet. Obſchon diefe zur Landwehr gehörige Mannfhaft nad 
Art. 14 des. Gefeges im Frieden der ordentlichen Gerichtsbarkeit unterworfen bleibt, und in 
feiner Weife in ihren bürgerlichen Verhältniffen befchränft werden darf, fo erſcheint es gleich— 
wohl nöthig, folhe allgemeine Maßnahmen von Seiten der Militärbehörden zu treffen, 
dur welche die einftige Yormation der Landwehr in Zeiten des Bedarfs vorbereitet wird. 
Zu Erreihung diefes Zwedes, welcher jedoch zunächft auf die Landwehr des erſten Aufgebots 
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allein gerichtet if, werden mit hödhfter Genehmigung Seiner Königligen Majeftät 
folgende Anoronungen zu allgemeiner Nachachtung verfügt: 

1) Die Landwehr des erflen Aufgebots (Art. 59, Pkt. 1) bildet, wenn ihr Aufruf 
erfolgt if, mit der bundesmäßigen Erfagmannfchaft ein Kontingent, welches unter dem ges 
meinfamen Namen Landwehr⸗Contingent“ begriffen wird. 

2) Die Stärke diefes Contingents und feine taftifhe Eintheilung wird nad Maßgabe 
bes Bedarfs und der Verhältniffe zugleich mit dem Aufrufe veffelben zu den Waffen bes 
ſtimmt werben. 

3) Im Frieden ſind die Regimenter und Abtheilungen des aktiven Heeres berufen, die 
Landwehr des erſten Aufgebots inſoweit in ihren allgemeinen Verband aufzunehmen, als zu 
Erreichung einer namentlichen Controle über dieſelbe nothwendig iſt. 

4) Demgemäß bleiben die Exkapitulanten und die zu Einjährigem Dienſte 
Zugelaffenen nah Vollendung ihrer Dienftzeit im aktiven Heere nominell in ihrem Res 
gimentsverbande, welcher fih aber nur darauf beſchränkt, daß diefelben bis zum YAustritte 
aus dem erften Aufgebot in der Landwehrliſte geführt werden. 

Die nihtererzirten vier Jahresklaſſen, welde gleichfalls dem erfien Aufgebot 
angehören, werden der Infanterie allein zugetheilt, wobei jeve Altersflaffe nah Dberämtern 
denjenigen Regimentern beigerechnet wird, melde von Erfteren ihre Refruten in dem ent 
ſprechenden Jahre empfangen haben. 

Auch dieſe legtere Kategorie der Landwehr wird in die Landwehrlifte aufgenommen. 

5) Hiernach hat jeder felbfiftändige Truppenkörper neben der Etammlifte über bie 
aktive Mannfchaft eine TUE für die Landwehr (Landwehrlifte) zu führen, in welder 
zunaͤchſt 

die —— der beiden letzten Jahre, 
ſofort, wenn ſolche vorhanden ſind, 

die zu Einjährigem Dienſte Zugelaſſenen, nach Vollendung dieſes Einen Dienſtjahres, 
und endlich bei ven Infanterier-Regimentern überdieß 

die nicht exerzirten Zanpwehrmänner, 
in abgefonderten Abtheilungen eingetragen werben. — Jede biefer drei Hauptabtheilungen 
der Landwehrliſte ift nach Altersflaffen zu orbnen, fo daß immer die jüngfte Altersklaffe der 
nächftälteren folgt. 


6) Unter den Erfapitulanten der beiven legten Jahre find begriffen: 

a) nidt nur diejenigen Unteroffiziere und Soldaten, welche in ihrer Altersflaffe durch 
Auspebung berufen, nad vollendeter gefeglicher Dienflzeit in der legten und vor⸗ 
legten Abfchiedsperiode aus dem Militär entlaffen worden find, fondern 

b) aud ſolche, die in der Zwifchenzeit von einer der gedachten beiden Abſchiedsperioden 
zur andern als Freiwillige oder als Civifeinfteher ihre fechsjährige Dienftzeit vollen- 
det haben, vorausgefegt, daß fie überhaupt noch im Tandiwehrpflichtigen Alter 
ſtehen. — Diefelben werden ſtets derjenigen Altersflaffe beigezäplt, welche mit 
ihnen in demfelben Jahre ihre aftive Dienftzeit vollendet. 

Dagegen dürfen diejenigen, welche im Laufe ihrer Dienftzeit aus 
irgend einem Grunde aus dem Militärverbande entlaffen worden find, unter 
den Erfapitulanten nicht begriffen werden, wie es fih denn auch von ſeibſt ver- 
ſteht, daß Erfapitulanten, welche als Stellvertreter, oder als Freiwillige ins 
aktive Militär wieder eingetreten find, oder fortdienen, in die Landwehrlifte nicht 
aufzunehmen find. 

7) Die Landwehrlifte wird nach beifolgendem Schema 1 angelegt. 

8) Die Materialien zum Cintrage in die Landwehrlifte erhalten die Negimenter bei 
den Exkapitulanten und Cinjährigdienenden aus den Stammliften der aktiven Mannfchaft. 
Die Nachweiſungen über die nicht exerzirte Landwehr*) werden jedes Jahr durch den Ober⸗ 
refrutirungsrath von den Dberämtern eingefordert, und den Infanterie-Regimentern durch 
das Rriegsminifterium mitgetheilt. 

9) Alle Jahre werden die Landwehrliften regelmäßig ergänzt und richtig geftellt, wobei 
folgender Gang zu beobachten ift: 

a) die aus dem erften Aufgebot austretenden Landwehrmänner werben alljährlich mit 
dem Eintritt der Abfchiedeperiode von den Negimentern in der Lifte geftrichen. 

b) Bon den nod pflichtigen Landwehrmännern aus der Kategorie der Erfapitulan- 
ten und Cinjährigvienenden werden dur die Regimenter nad DOberämtern und 
Alterskflaffen geordnete Liften den betreffenden DOberämtern zugefendet, welche ſo⸗ 
dann nah Anleitung des $. 192 ver Vollziehungs - Juftruftion die Perfonal- 
Beränderungen darin vormerken und fie an die Regimenter zurüdgeben. 


*) Diejenige Mannfhaft aus dem aktiven Heere, welche etwa, opme exerzirt zu ſeyn, in früheren Jahren 
auf ben Kriegsſtand beurlaubt wurde, gehört nicht hieher, fondern zu den Exkapitulanten. 
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©) Dagegen werben die Liften über die nichtererzirten Landwehrmänner, welche nad 
$$. 190 und 191 obiger Inſtruktion auch bei den Oberämtern nad Altersffaffen 
geführt werden, zuerft von diefen Eivilftellen entfprechend dem $. 192 durchgeſe⸗ 
ben und berichtigt, und fodann diefe richtig geftellten Liften von den Oberämtern 
denjenigen Negimentern überfendet, welchen die entfprechenven Yahresflaffen zus 
geſchieden find. 

Unmittelbar nah Einlauf diefer Dberamtsliften bei den Negimentern find fofort die 
bei den letzteren angelegten Liſten darnach zu berichtigen, und fpäteftens nad vierzehn Tagen 
den DOberämtern deren eigene Liften zurücdzugeben. 

Hiernach erſtreckt ſich die jährlihe Reviſion der Landmehrliften, da die jüngfte Alters- 
Haffe zu diefer Zeit erft aus dem aktiven Heere eingetreten, oder dur die Refrutirung 
zugewachfen ift, nur auf die ältere Yahresflaffe der Erfapitulanten, die vier älteren Jahres— 
Hafen der zu einjährigem Dienfte Zugelaffenen und auf die drei älteren Jahresklaſſen der 
nicht ererzirten Landwehr. 

10) Die Regimenter haben die an die DOberämter zur Revifion zu gebenden Liften 
(9.b.) am 1. April dahin abgehen zu laſſen. Die Oberämter dagegen find angemwiefen 
worden, nicht allein diefe legteren, von ihnen berichtigten Liften, fondern auch die Punkt 9, 
ad e. bezeichneten Liften über die nicht ererzirte Landwehr, den Regimentern bis zum 15. Juni 
zu überliefern. Bis zu eben diefem Termin wird auch die Mittheilung der Liften über bie 
jüngfte Altersflaffe der nicht exerzirten Landwehr dur das Kriegsminifterium erfolgen. 

11) Aus der auf folhe Weife ergänzten Regiments »Landwehrlifte wird der Zahres- 
tapport über die Landwehr zufammengetragen, welchen jede felbfiftändige Abtheilung am 
1. Auguft nach beiliegendem Schema 2 dem Kriegsminifterium zu übergeben hat. 

12) Da das Gefeg vom 22. Mai 1843 in Bezug auf die Nefruten-Auspebung in die» 
fem Zahre erfimals in Wirkung tritt, und es nicht für nöthig erachtet wird, auch die rüd- 
waͤrts liegenden zur Landwehr verpflichteten Altersklaffen jegt fhon in die Landwehrliften 
aufzunehmen, fo haben die Regimenter und Abtheilungen bei der am 1. März d. 3. zu 
beginnenden Anlage ihrer Landwehrliſten zunächſt nur die Erfapitulanten der Altersffaffe 
von 1838 einzutragen und den Eintrag der nicht ererzirten Landwehr aus der Altersklaffe 
1823 auf die Grundlage der fpäter von dem Kriegsminifterium mitzutheilenden Stammliften 
derfelben vorzunehmen. 

13) Den aus dem altiven Militär ——— Exkapitulanten werden die bisher 
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vorgefcpriebenen Abſchiede je nah Maßgabe ihres Dienftverhaltens ertheilt. Denfelben iſt 
jedoch die Bemerkung anzuhängen: ‚Bleibt nah den Beflimmungen des Gefeges über die 
Verpflichtung zum Kriegsvienfte zu dem Dienfte in der Landwehr verpflichtet.‘ 

Die zu Einjährigem Dienfte Zugelaffenen erhalten nah Berfluß diefes Dienftjahres 
gleichfalls ihren Abfchied nach derfelben Vorſchrift, jedoch wird anflatt der dort befindlichen 
Bemerkung, wegen der Landwehrpflicht, der Beifag angefügt: 

„Bleibt nah den Beftimmungen des Gefeges über Verpflihtung zum Kriegsdienſte 
zu dem Dienfte in der Landwehr und zu dem in Art. 32 näher bezeichneten Rüdtritt 
in den aktiven Kriegsvienft verpflichtet.‘ 

Solchen Erfapitulanten, welche in dem Jahre, in dem fie ausdienen, das 32fte Lebens» 
jahr überfopritten, oder welche bei freimilligem Eintritt überhaupt 12 Jahre im aktiven Heer 
gedient haben, wird die Verpflichtung zum Landwehrdienfte nicht in den Abfchied gefegt, da 
fie nad Art. 2 und 60, Punkt 5 des Gefeges von aller Kriegsvienftpflicht befreit find. 

Erfapitulanten, welche nah dem Eorpsbefehl vom 20. Mai 1839 flatt des Abſchieds 
einen Entlaſſungsſchein erhalten, werden, fo lange es derartige Mannfcaften gibt, nur mit 
diefem Scheine entlaffen, auf dem jedoch die Vormerkung wegen der Landwehrverpflichtung 
zu machen iſt. 

14) Bei dem Uebertritt von einem Aufgebot der Landwehr in ein anderes, oder bei 
dem gänzlihen Ausſcheiden aus der Landwehr wird Fein Abfchied ertheilt. 


Erläuterung 
des voranftehbenden Befehls durch Eorpsbefehl vom 13. April 1844. 


Unter Erfapitulanten der beiden legten Jahre werden verflanden: 

1. Diejenigen Unteroffiziere und Soldaten, die — in ihrer Altersflafle in das Militär 
getreten — nach vollendeter gefeglicher Dienflzeit an dem gewöhnlichen Abfchiedstermine ent- 
laſſen worden find. 

Außer diefen Erfapitulanten, welche die Maffe bilden, gibt es aber 

U, einzelne Exkapitulanten, deren Dienflzeit nicht in der gewöhnlichen Abſchiedsperiode 
oder wenigftens nicht zugleich mit der Dienftzeit ihrer Altersklaffe zu Ende geht, folde näm- 
lich, welche in der Zwiſchenzeit von einer Abfchiensperiode zur andern, theils früher, theils 
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fpäter als ihre Altersgenoffen mit Abſchied aus dem Militärverbande treten, und — foferne 
fie noch in dem landwehrpflichtigen Alter ftehen, eben fo viel früher oder fpäter in das Ber- 
bältniß der Landwehrpflicht übergehen. 
Hierunter find begriffen: 
A. Freiwillige, die 

a) vor dem Eintritt in das militärpflichtige Alter, 

b) nad der Aushebung in ihrer Altersklaſſe ins Militär getreten, oder 

c) nad ausgedienter fehsjähriger Kapitulation ‚mit Fürzerer felbft beftimmter Dienftzeit 
— nicht unter zwei Jahren — freiwillig fortgedient haben. 

B. Stellvertreter, namentlich folde, die auf Dienjtrefte eingeftanden oder nad Art. 83 
des Gefeges vor oder nach dem militärpflihtigen Alter für einen ausgehobenen Bruder ein- 
geftanden find. 

©. Sole, deren Dienftzeit, wenn fie auch mit ihrer Altersflaffe ins Militär berufen, 
oder freiwillig eingetreten find, dur ihre eigene Schuld fpäter ablauft als die Dienft- 
zeit ihrer Altersgenoffen, oder als vie urfprüngliche Dienftzeit mit ſich gebracht hätte, z. B. 

a) Widerfpenftige ; 

b) mit Dienftzeitverlängerung Geftrafte; | 

ec) Bezurtpeilte, deren Dienftzeit durch Strafgefangenfchaft unterbrochen worden ift; 

d) Deferteure, die eine neue Kapitulation übernehmen mußten; 

e) ſolche, die bei der Aushebung in ihrer Altersklaſſe wegen Berufs ausgenommen oder 
zurücgeftellt waren, und wegen Berlaffens diefes Berufes zu nachträglicher Erfüllung 
ihrer Militärpflicht angehalten wurden. 

Da es nun in der Abfiht des Gefeges liegt, ſich aller geübten, in den legten beiden 
Jahren mit Abſchied entlaffenen Mannfhaften für, den Fall eines Krieges zu verſichern, fo 
find alle diefe Erfapitulanten, foferne fie überhaupt nodh im landwehrpflichtigen 
Alter fteben, fomit alle diejenigen Unteroffiziere und Splvaten, welche entweder an den 
‚beiden Abſchiedsperioden der vorangegangenen beiden Jahre, oder in der Zmwifchenzeit von 
einem biefer beiven Abfchiedstermine zum andern mit Abſchied entlaffen worden find, 
namentlich alfo die unter. Ziff. HI. genannten Kategorien, ohne Rüdfiht auf die Altersklaffe, 
der fie als militärpflichtig angehört haben, oder angehört hätten, nad dieſen beiden Jahr⸗ 
gängen für das erfte Aufgebot der ererzirten Landwehr pflichtig. 

Beifpiele ſollen dieß näher erläutern, wobei der Aushebungstermin am 1. April und bie 
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Altersklaffe von 184% als Bafis angenommen wird, melde ordentlicherweiſe in diefem Jahr 

die erfte Jahtesklaſſe der Landwehr erfien Aufgebots für die Exkapitulanten bildet. 

A. a) Ein Mann, im Jahr 1817 geboren, der Aushebungsflaffe vom Jahr 1838 ange- 
hörig, ift den 1. Auguft 1835 freiwillig in das Militär getreten und hat den 31. Juli 
1841 ſeine ſechsjährige Dienſtzeit vollendet. 

Derſelbe würde, wenn das neue Geſetz damals ſchon beſtanden hätte, ſogleich 
nach erhaltenem Abſchiede im erſten Aufgebot der exerzitten Landwehr pflichtig ge- 
weſen ſeyn, und zwar fürs erſte Jaht bis zum 30. März 1842, und fürs zweite 
Jahr bis zum 30. März 1843: Jetzt gehört er im zweiten Aufgebot der Altere- 
Haffe von 1847 an, und das Ende feiner Kriegsdienſtpflicht tritt mit dent 30. März 
1847 gerade um fo viel früfer ein, als er vor feinen Altersgenoffen in das Mili- 
tär getreten iſt. 

A. b) Ein Mann, im Jahr 1817 geboren, if, nachdem die Aushebung in feiner 
Altersklaffe vorüber, und er darhit verſchont geblieben mar, den 1. Septeniber 1838 
freiwillig mit fehsjähriger Dienftzelt in das Militär eingetreten. 

Nachdem letztere am 31. Auguſt 1844 zu Ende gegangen ift, tritt er von ba 
an mit den Erfapitulanten von der Aushebungsklaffe 1838 in das erfte Aufgebot 
der ererzirten Landwehr, fürs erfte Jahr alfo vom 1. September 1844 bis 31: März 
1845 und tritt den 31: März 1846 aus diefem Verhältniffe mit, feinen Altersgenoffen. 

A. c) Ein Mann, im Jahr 1817 geboren, am 1. April 1838 ausgehoben, und 1844 
mit zweijähriger Dienftzeit freimillig fortdienend, fteht am 4. April 1848 im erften 
Aufgebot der ererzirten Landwehr, und zwar mit den Erfapitulanten der Aushebungs⸗ 

" Maffe von-184$, vollendet aber feine Landwehrpflicht überhaupt mit feinen Alters- 
genoſſen von 184%, nachdem er am 31. März 1850 vier ‚Jahre — 
war, und acht Jahre im Milltär gedient hat. 

B. Ein Mann, im Jahr 1817 geboren, vollendet ſeine Dienſtzeit am 31. Maͤrz 1844 
und ſteht ſogleich auf einen Dienſtreſt von drei Jahten ein. Derſelbe beendigt dieſe 
zweite Dienſtzeit am Il. März 1847, ſteht von da an bie 31. März 1849 im 
erften Aufgebot der ererzirten Landwehr, und zwar mit den Erfapitulanten der 
Aushebungsflaffe von 1837, vollendet aber feine Landwehrpflicht überhaupt mit feinen 
Altersgenoffen von 1843, nachdem er am 31. März 1850 drei Jahre landwehrpflich⸗ 
tig war, und neun Jahre im Militär gedient hatı 
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Ü. c) Ein Mann, im Jahr 1817 geboren und am 1. April 1838 ausgehoben, wird am 
1. September 1840 auf zwei Jahre zur Strafgefangenſchaft verurtpeilt. Derfelbe 
fängt vom 1. September 1842 den zweiten Aft feiner militärifhen Dienftzeit an, 
welder am 31. März 1846 beendigt feyn wird, morauf er von da bis 31. März 
1848 mit den Erfapitulanten der AushebungsHaffe von 1815 in das erfle Aufge- 
bot der ererzirten Landwehr tritt, feine Landwehrpflicht überhaupt aber mit feinen 
Altersgenoffen am 31. März 1850 vollendet, nachdem er acht Jahre im Militär- 
verbande und vier Jahre im Lanpwehrverhältniß geftanden ift. 

©. d) Ein Deferteur wird nah Erftehung der Strafe im 3Often Jahre zur Uebernahme 
einer neuen Kapitulation verurtheilt. Derfelbe vollendet dieſe im 36ften Jahre 
und fommt, da er das londwehrpflichtige Ulter bereits überſchritten, gar nicht 
mehr in die Landwehr. 


Bei all dieſen Fällen, ver Anfang der Landmwehrpflicht mag mit dem Aushebungstermin 
zufammenfallen over nicht (alfo 3. B. in dem Zeitraume vom 1. April 1844 bis 31. März 
1845), wird der Erfapitulant in der Landwehrlifte derjenigen Altersflaffe beigezäplt, welche 
in der Sahresperiode feiner Beabſchiedung ordentlicherweiſe mit Abfchied aus dem aktiven 
Militär entlaffen worden (alfo hier am 1. April 1844) und in das erfte Aufgebot ver 
Landwehr eingetreten if. Es ift alfo die Möglichkeit vorhanden, daß ein foldher (außer: 
ordentlicher) Erfapitulant im Ganzen nur ein Jahr und einen Tag in dem erften Aufgebot 
fih befindet, wenn er nämlid am 30. März ansgevient hätte, 

Aus der ordentlichen Aushebung Nachgelieferte, melden beim Vorhandenfeyn eines 
rechtsgültigen Entfhulvigungsgrundes Feine KRapitulationg =» Erhöhung zuerkannt worden ift, 
oder zeitlih Untüchtige (Art. 51), melde im nächſten Jahre mit fünfjähriger Dienftzeit 
eintreten, vollenden ihre Dienftzeit im aktiven Heere und im ber Landwehr ganz mit ver 
Altersklaſſe, der fie angehören. 

Wird einem Soldaten geftattet, auf einen Dienftreft einen Erfagmann zu ſtellen, 
oder findet Entlaffung im Laufe der Dienftzeit wegen Defektuofität, oder aus einem andern 
Grunde Statt, fo wird der Entlaffene in Abfiht auf die Verzeihnung in der Landwehrlifte 
angefeben, als fei er gar nicht ausgehoben worden, und tritt derfelbe in dasjenige Aufgebot 
der nicht exerzirten Landwehr, welches feiner Altersklaſſe entſpricht. 


Gorp3befehl vom 8. Adärz 1844, 
betreffend Die Behandlung und Befchäftigung der zum Waffendienfte für unwürdig erflärten Rekruten. 
Zu Art. 4 des Geſetzes. 


Das Gefeg vom 22. Mai 1843 fliegt in feinem 4. Artikel Diejenigen von der Ehre 
des Waffendienftes aus, welche Zuchthausſtrafe oder Arbeitehausftrafe über drei Jahre erftan- 
den haben. Dagegen follen ſolche Militärpflichtige, wenn die Reihe zum intritt in den 
Kriegspienft fie trifft, ohne Waffen zu erhalten, auf die gefeglihe Dienſtdauer nad Bedarf 
zu Arbeiten verwendet werben. 

Hiernad werden diefe Pflihtigen, deren es im Ganzen nur wenige feyn werben, alle 
Yahre in den Garnifonen Stuttgart, Ludwigsburg und Ulm abwechslungsweife je einem 
Infanterie» Regiment über feinen Stand zugetheilt, in Betreff ihrer. Verwendung aber zur 
Verfügung des betreffenden Stadtkommando's geftellt. 

Für diefes Jahr werden das vierte, erfle und zweite Infanterie-Regiment zu deren 
Aufnahme beftimmt. 

Meber die Behandlung diefer Unbewaffneten werden folgende Verfügungen gegeben: 


I. Behandlung in den Regimentern. 

1) Die Unbemwaffneten werden den Compagnien zugetheilt und der fpeziellen Benuffid- 
tigung eines Unteroffiziers übergeben. 

2) In disciplinarifher und adminiftrativer Beziehung ſtehen fie dem Soldaten gleich. 

3) Sie erhalten Feine Waffen, aber die für die Soldaten vorgeſchriebene Montirung, 
mit Ausfhluß des Tſchakows, flatt welchen fie nur Mügen tragen. 

4) Der Fahneneid wird von ihnen geleiftet, und denfelben am Schluſſe iprer Dienftzeit, 
je nah Maßgabe ihrer Aufführung im Negimente, derſelbe Abſchied, wie einem Soldaten, 
erteilt, jedoch mit dem Bemerfen, daß fie in die Klaffe der im Art. IV. des Geſetzes vom 
22. Mai 1843 Bezeichneten gehören. Sie find mindeftens 14 Jahre präfent zu behalten. 

5) Die Unbewaffneten werben fo weit exerzirt, als dieß ohne Waffen zuläffig ift, und 
über das allgemeine Verhalten des Soldaten inftruirt. 

6) Bei Mufterungen oder Paraden rüden fie nur dann aus, wenn der Mufternde es 
befiehlt. Ihr Plap ift 6 Schritte hinter dem linken Flügel der ausgerüdten Abtheilung. 


7) In den DMonatsrapporten werben die" Unbewaffneten über den Stand, auf der erften 
Seite unten fummarifch aufgeführt. 

8) Diefelben find mit keinem Solvaten in ein Bett zu legen, weßhalb entmeber je 
zwei Unbemwaffnete zufammen, oder wo einer allein ift, dieſer in eim befonderes Bett zu 
legen iſt. Geſtattet e8 der Raum, fo dürften die Unbemwaffneten in ein abgefondertes Zim⸗ 
mer unterzubringen feyn. 

9) Zu allen Zimmer: und Frobndienften werden fie vorzugsweife angehalten. 

10) Der Eintrag in die Landwehrliſte erfolgt bei einem erfapitulirenden Unbewaffneten 
wie bei jevem Soldaten; nur ift dieß Verhältniß in der Rubrif „Bemerkungen“ einzutragen. 

11) Den militärifhen Borgefegten wird zur Pflicht gemacht, darauf zu wachen, daß dieſe 
Leute feinen ſchädlichen Einfluß auf die Angehörigen der NRegimenter ausüben, wogegen dies 
felben aber auch gegen Bedrüdungen oder Spott zu ſchützen, und bei ihnen auf eine mög» 
lichſte Wedung und Kräftigung ihrer Moralität hinzuarbeiten wäre. 

12) Ein Unbewaffneter, welcher während feiner Präfenz dur eremplarifche Aufführung 
fi bemerfbar madht, Fann der Ehre des MWaffendienftes für würdig erklärt werden. In 
einem folchen Falle hat das Regiments-Commando nah BVerfluß des erflen Jahres der Prä- 
fenz über den betreffenden Mann zu berichten, welcher fodann mit Einrechnung feiner bis- 
berigen Dienftzeit als Soldat eingereiht werben Fann. 


1. Behandlung durch die Stadtfommando’s. 


Die Unbewaffneten können nah dem Ermeffen der Stadtkommando's zu folgenden Ur» 
beiten verwendet werben: 

1) Arbeiten im Innern der Regimenter. 

2) Reinigung der Kafernen und Kafernenhöfe, Kiesbefhüttung der letzteren. 

3) Herftellung der Exerzirpläge, Schießſtätten, Reitbahnen. 

4) Reinhaltung von Wegen, Gräben, Dohlen ıc. fo weit fie dem Kriegsärar gehören. 

5) Arbeiten bei dem Arfenale, den Kafernenverwaltungen, Spitalverwaltungen, fo weit 
diefe Stellen die Unbewaffneten auf geeignete Weife hiebei verwenden können. 

Im Allgemeinen ift darauf zu fehen, daß diefe Mannfchaft unausgefept befchäftigt 
werde. Die Arbeiten geſchehen ohne Geldvergütung. — Bei benfelben werben die Un— 
bewaffneten nicht bewacht, was jedoch nicht ausfchließt, daß ihre Thätigkeit überwacht 
werde. 7 
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Corpsbefehl vom 16. März 1844, 


.. diejenigen Erfapitulanten, welche freiwillig fortbienen, oder freiwillig wieber eintreten wollen. 
Zu Art. 17 des Gefepes. 


Zu Erläuterung des Art. 17 des Gefeges vom 22. Mai 1843 in Abfiht auf diejenigen 
Erfapitulanten, welche, ohne den Abſchied empfangen zu haben, freiwillig fortvienen wollen, 
oder, falls fie bereits beabſchiedet find, freiwillig wieder eintreten, und in beiven Fällen bie 
Dienftzeit — jedoch nicht unter zwei Jahren — felbft beflimmen dürfen, wird Nahflehen- 
bed verfügt: 

1) Diejenigen Exkapitulanten, welche nach empfangenem Abſchiede freiwillig wieder ein- 
treten wollen, werden nach erfolgter Affentirung aufs Neue verpflichtet. 

2) Bei folchen, welche nach vollendeter Dienftzeit, ohne den Abſchied erhalten zu haben, 
freiwillig fortdienen, unterbleibt Affentirung und nodmalige Verpflichtung. 

3) Beide find, wenn die Dienftzeit nicht auf mehr als zwei Jahre felbit befimmt wor⸗ 
den ift, zu zweijähriger Dienflzeit verbindlih, weldhe bei jenen vom Tage des Wieder⸗ 
eintritts, bei diefen von dem Tage, an welchem fie den Abſchied zu fordern beregtigt waren, 
zu laufen anfängt. 

4) Während der freiwillig übernommenen zweijährigen Dienftzeit darf Jeder, der die 
fonft erforderlichen Eigenfhaften hat, zum Einftehen zugelaffen werben, in welchem Falle der 
Reſt jener freiwillig übernommenen Dienftzeit erlaffen wird. 

Auch wird denjenigen, welde feine Gelegenheit zum Einftehen finden , fofern es das 
Intereffe des Militärvienftes überhaupt geftattet, die Entlaffung mit Abſchied während der 
neuen Dienftzeit nicht verweigert werden, wenn glaubwürdig dargethan wird, daß fie eine 
angemefjene Verforgung oder eine vortheifhafte Gelegenheit zu häuslicher Nieberfaffung er 
halten Fönnen. 

5) Boranftehende Beftimmungen finden auch auf Diejenigen Crfapitulanten Anwendung, 
welche feit Erſcheinung des Eingangs erwähnten Gefeges in der Hoffnung, als Einfieher 
zugelaffen zu werben, ohne Kapitulations » Beflimmung wieber eingetreten find. Wer fih 
wicht hiezu verſteht, iſt ohne Weiteres zu entlaffen, wie denn 

6) auch Die Freiwillig Fortdienenden, welche fih ven obigen Bedingungen nicht unter- 
werfen wollen, mit Abfchied ſogleich zu entlaffen find. 
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U. Auszüge 
aus Entfheidungen und Befheiden des Dber-Refrutirungsraths, 
Zur Erläuterung und Ergänzung der Bollziefungs » Inftruftion. 


Zu $. 45. 

Da das Nachlooſen in der Regel nicht in Gegenwart der Ortsvorfleher und der 
Militärpflictigen wird geſchehen können, fo find zu diefem Afte zwei Urkundsperfonen bei 
äuziehen. 

Zu $$. 49 umd 63. 

Ein Mitglied des Bezirke-Rekrutirungsraths oder der Mufterungs-Commiffion iſt, wenn 

es im den bier angegebenen Verwandifhafts+ oder Schwägerfchafts-Berhältniffen mit einem 

Milttärpflichtigen fteht, keineswegs von der Theilnahme an allen VBerhandfungen ausgefihloffen, 
fondern bat fih nur für diefen befondern Fall der Abftimmung und Cinmifjumg 
zu enthalten und in vorgefehriebener Weife vertreten zu laffen. 

Das Gleiche ift unter obiger Vorausſetzung auch von dem Aftuar zu beobachten. 

Zu $$. 52—54, 

Kann der Bezirks » Refrutirungsrath nicht zur Stimmeinhelligkeit darüber — 
ob ein Militärpflichtiger wegen eines der in $. 53 verzeichneten Gebrechen auszumuſtern fei, 
fo Pat, wenn das Gebrechen finnlih wahrnehmbar if, die Mufterungs - Gommiffion zu 
entſcheiden. 

Handelt es fih aber von der Beweisfrage über die am Schluſſe * 5. 93 ver⸗ 
zeichneten Krankheiten und Gebrechen, ſoweit fie ſinnlich nicht wahrnehmbar find, 
und kann der Bezirks-Rekrutirungsrath zu einem einftimmigen Befchluffe hierüber nicht ges 
Fangen, fo-bleibt, da eine Verweiſung des Falls an die Mufterangs-Commiffion nicht. zuläffig 
ift, nichts übrig, als den Fall dem Ober » Refrutirungsrath vorzulegen, wie diefes auch bei 
ver Stimmengleichheit unter den Mitgliedern der. Mufterungs-Commiffion zu oeſeben hat. 
ai. 50.) zei ha 
Zu $. 56. 4 

Alle Entfheidungen , welde der Bezirks - Nekrutitungsrath gibt, werden in bie f ehste 
Columne der Ziehungslifte eingetragen. 

Da die fiebente Eolumne ausfchlieglich für die Erfenntniffe der Pufterunge-Gommifften 
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beftimmt iſt, fo find auch diejenigen Fälle, in welchen der Bezirks + Rekrutirungsrath nad 
Art. 46 und $. 53 unabhängig von der Mufterungs- Commiffion die Ausſcheidung eines 
Militärpflichtigen wegen unbedingter Untüchtigkeit ausgefprochen hat, in die feste 
Eolumne aufzunehmen. 
Zu $. 58. 

Die Stellung eines Erfagmannes muß bei der Unwiderruflichkeit dieſes Altes, 
als Verzicht auf die Berufung gegen ein Erkenntniß des Bezirks-Rekrutirungsraths, wodurch 
fih etwa der Einfteller beſchwert erachten Fönnte, betrachtet werden. 


Zu $. 68. 

Der Art. 48 des Gefeges nimmt die bereits durch Erfenntniß des Bezirks-Rekru⸗ 
tirungsraths Zurüdgeftellten zwar von der Verbindlichkeit aus, bei der Muflerung 
zu erſcheinen. Nirgends aber find diefelben von der Befugniß ausgefohloffen, durch frei- 
mwilliges Erſcheinen bei der Mufterung ihre Ausfgeidung wegen etwaiger Untüdtigr 
feit, die jedenfalls vortbeilhafter für fie if, möglich zu machen. 


Zu $$. 79. 80. 90. 

Das für die Mufterung angeorbnete Verfahren fest voraus, daß außer dem Viſitations⸗ 
zimmer ein kleineres Sibungszimmer für die übrigen Mitglieder der Mufterungs-Commiffton, 
und neben dieſem ein größeres Lokal für die verfammelte Maffe der Militärpflichtigen. vor- 
handen fei, wo fie öffentlich gemeffen, und von wo aus fie abtheilungsmeife in das BVifi- 
tationszimmer geführt werden, um nad erfolgter ärztlicher Befichtigung zu Vernehmung des 
nicht öffentlich zu fällenden Erfenntniffes über Tüchtigfeit, in MET 
gurhdzufehren. 

Wenn aber die Lofalität im Wege fteht, fo ift es die Aufgabe, den — den Gefeg 
und Inftruftion im Auge haben, wenn auch unvollflommen, doch annähernd zu erreichen: zu 
fuchen. 

Da das BVifltationsgefhäft jedenfalls mit Ausſchluß aller beiten Perfonen — 
men werden muß, da die Aerzte ihr Gutachten ſchriftlich geben, da das Gebrechen ſelbſt in 
der Sitzung nicht laut zu verkünden und in der Ziehungsliſte nur der Eintrag „tüchtig 
oder untüchtig“ zu machen ifl, fo kann der Hauptzwed, daß die Art des erfundenen 
Gebrechens nit laut werde, im Wefentlihen auch bei einem befchränfteren Lokal 
erreicht werben. 
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In diefer Beziehung bleibt jedem Dberamte überlaffen, das in der Inſtruktion angege- 

bene Verfahren, fo weit es von der Lofalität abhängig iſt, zweckdienlich zu modificiren. 
Zu $. 97. 

Die Faffung diefes Paragraphen hat fon zu einigen Mißverfländniffen Anlaß gegeben. 

Wenn das Mufterungsgefpäft fo meit gediehen ift, daß Fein Zweifel mehr obmaltet, 
daß das Bezirks Contingent unter Rüdfihtnahme auf die möglichen Ausfälle ($$. 129 und 
130) mit Tühtigerflärten vollzählig gemacht werden könne, fo hat die Fortfegung des 
Mufterungs- Verfahrens für ven Zwed der Jahresauspebung feine Bedeutung mehr. 
Iſt nun gleichwohl verfügt, daß das Mufterungs-Berfahren bis zur legten Loosnummer aus- 
zudehnen fei, fo konnte Feine andere Abfiht zu Orunde liegen, als von der für den Zwed 
der Zahresauspebung gefteften Gränze an, zu Vermeidung ihrer Uebertragung 
in die Landwehrliſte: 

1) denjenigen Militärpflictigen, welche fih wegen eines Körpergebrechens für unbedingt 
untüchtig halten, Gelegenheit zu geben, der Bifitation unterworfen zu werden, 

2) diejenigen unter dem Meß von 5 Fuß haltenden, fo meit fie nit etwa ſchon vor» 
ber von dem Bezirks» Rekrutirungsrath ausgemuftert worden find, nad vorgängiger 
Meſſung als unbedingt untüchtig für Kriegsvienft frei erflären zu laffen. 

So wenig es daher nothwendig ift, ſolche Militärpflichtige, welche zuverfichtlich nicht in 
die Eontingentsgrenze fallen, einer ärztlihen Befihtigung zu unterwerfen, fobald fie fi 
als tüchtig zum Landwehrdienfte felbit angeben, indem fie für diefen Zwed 
als präfumtiv tüchtig (gleichwie diejenigen, welde als zurüdgeftellt gar nicht vifitirt worden 
find), angenommen werden, fo wenig ift es erforderlih, das Meſſen der Militärpflichtigen 
weiter auszudehnen, als oben angegeben worden if. Der Grund aber, warum nur die unter 
5 Fuß haltenden Militärpflichtigen für unbedingt untüchtig erflärt find, liegt darin, weil es 
moͤglich if, daß die andern, die das Normalmaß nicht haben, aber größer find als 5 Fuß, 
theilweiſe wenigftens, bis zum Aufruf der Landwehr die erforberlihe Größe noch erlangen 
Fönnen. 

Zu $. 111. 

Es liegt nicht in der Abſicht der in Ziff. 1 enthaltenen Aenderung, daß bei Fragen über 
Zurüdftellung wegen Familienverhältniffe, wenn es fih von genealogifhen BVerhältniffen 
handelt, der Bezirks-Refrutirungsrath unbedingt auf Beibringung wörtliger Auszüge aus 
Familienregiftern oder aus Kirchenbüchern beftehen folle; vielmehr werden pfarramtliche und 
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noch mehr gemeinderäthliche Zeugniffe, in melden die Webereinfimmung der bezeugten 
Thatſache mit dem Familienregifter oder mit Kirchenbüchern pfarramtlid beftätigt ift, in 
den meiften Fällen volllommen hinreichen, und wörtliche Auszüge aus Yamilienregiftern find 
nur in verwidelten Fällen, oder, wenn die zu ermweifende Thatfache auf überzeugende Weife 
nicht erweislich gemacht werden Fönnte, erforderlich. 


Zu $. 112. 
Uuter ven Worten des Gefeges (Art. 29, B. 3) 
„des Gebrauchs eines Armes oder eines Fußes beraubt,“ 
ift nicht nur der gänzliche Verluft oder der abfolute Mangel des Gebrauchs eines diefer 
Glieder, fondern überhaupt derjenige bleibende Zufland zu verftehen, in welchem Jemand 
eines Armes oder eines Fußes zu den für die gewöhnlichſten Verrichtungen noth- 
wendigen Bewegungen und Handgriffen fih zu bedienen außer Stande ifl. 


Zu $. 113. 

Die Abfiht der hier erläuterten Gefegesworte geht dahin, daß eine Unterfcheivung zwi⸗ 
fhen vollbürtigen und halbbürtigen Geſchwiſtern während des Lebens des gemeinfchaftlichen 
Vaters oder der gemeinfchaftlihen Mutter dann mwegfalle, wenn die Zurüdftellung von die- 
fem gemeinſchaftlichen Vater oder von diefer gemeinfhaftlihen Mutter angefproden 
wirb, wie folches in dem $. 113 angeführten Beifpiele ausdrücklich vorausgefegt ift (vergl. 
§. 116). 

Zu $. 115. 
Mit ven hier gebrauchten Worten : 
„zur Zeit der Aushebung“ 
foll ver Normaltag bezeichnet werden, der für die Beurtheilung aller Zurüditellungs-Anfprüde 
nach Art. 30 des Geſetzes als entſcheidender Tag zu betrachten if. 


Zu $. 116. 

Bei der Frage: ob ein Militärpflichtiger als einziger Sohn, der zugleich einziges Kind 
it, zurüczuftellen fei, macht es feinen Unterſchied, ob der Vater oder die Mutter, wenn fie 
fih noch am Leben befinden, diefen Sohn aus einer früheren Ehe beigebradt oder in 
der etwa noch beftehenden Ehe erzielt haben, da verfelbe in dem einen wie in dem andern 
Fall, fobald der eine oder der andere Ehegatte fonft Fein leibliches Kind hat, in Beziehung 
auf diefen einziges Kind iſt. 
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Der in $ 116, Abf. 2 gedachte Fall, in welchem die Ehefrau einen Sohn, der ihr 
einziges Kind ifl, beigebracht hat, iſt, wie ausprüdlich bemerkt ift, nur beifpielshal- 
ber angeführt. 

So kann z. B. ein Ehemann, wenn er mit feiner Ehefrau, die aus einer erflen Ehe 
Kinder beibrachte, nur einen einzigen Sohn, der fein einziges Kind ift, gezeugt hat, Zus 
rüditellung für denfelben anſprechen, ohne daß die von mütterlicher Geige halbbürtigen Ge» 
fhwifter, die bloß in Beziehung auf die gemeinf&haftlide Mutter den vollbürtigen 
rechtlich gleichgeftellt find, dem Anfpruche des nicht gemeinfhaftlihen Vaters irgend 
einen Abbruch zu thun geeignet wären (vergl. $. 113). | 


Zu $. 116. 
Die Frage: Ä 
„ob Schweftern mit folden Gebrechen, bei welchen nach Art. 30, Ziff. 3, zu Bes 
gründung eines Zurüditellungs = Unfpruhe, Brüder als nit vorhanden zu 
betrachten find, zu gleichem Zwede nicht ebenfalls als niht vorhanden zu be- 
trachten feien,” 
it bejahend entfchieden worden. 

Aus der Geſchichte der Verhandlungen über die Verabſchiedung des Gefeges vom 
22. Mai 1843 ergibt fih, daß in dem an die Stände gebrachten Gefegesentwurfe die Zu- 
rüdftellung des einzigen Sohnes, der zugleich einziges Kind ift, in Art. 29 B, 
nicht vorgefehen war, und daß fomit in Art. 30, Ziff. 3 des Negierungs » Entwurfes ganz 
folgerichtig nur der als nicht vorhanden zu betrachtenden Brüder gedacht wurde, weil Fein 
Anlaß vorlag, in Art. 30, Ziff. 3 ver Schweftern zu gedenken, wenn im vorhergehenden 
Artikel die Zurüdflellung des einzigen Sohnes, der feine Schweftern hat, mithin 
einziges Kind iſt, gar nicht beabfihtigt war. 

Auf fändifhen Antrag aber ift fpäter beſchloſſen worden, daß ver einzige Sohn, der 
zugleich einziges Kind ift, mithin feine Schwefter hat, zurüdgeftellt werben folle, und 
die Aufnahme diefes Falls in den Art.29, B. 3 hat flattgefunden, one daß über die Frage 
ob nicht nunmehr auch die Beflimmung des Art. 30, Ziff. 3 in Betreff der als nicht 
vorhanden zu betrachtenden Brüder auch auf die Schweftern auszubehnen fei, irgend eine 
Erörterung eingetreten wäre. 

So blieben die Worte des Negierungs - Entwurfs in Art. 30, 3. 3: „Brüder bes 
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Militärpflichtigen‘‘ im Geſetze ftehen, obſchon in Folge der durch die Stände veranlaßten 
Abänderung des Art. 29 B. das Wort „Gefhmwifter‘ hätte gebraucht werden follen. 

Da mithin das Stillfhweigen des Art. 30, Ziff. 3 von den Shweftern nidt ale 
abfichtlic) angefehen werden kann, vielmehr als unzweifelhaft betrachtet werben darf, daß 
äberfehen worden iſt, der obenermähnten, burd die Stände veranlaßten Abänderung des 
Art. 29 B., auch in Art. 30, Ziff. 3 Rechnung zu tragen ; da folglich in Ermanglung eines 
direften Ausfpruchs über obige Frage nichts übrig bleibt, als auf vem Wege der Aus 
lfegung zu bemeffen, wie der Gefepgeber muthmaßlich die Frage beantwortet hätte, wenn 
er fih folde vergegenmwärtigt hätte, bei der völligen Gleichheit des Grundes aber gar nichts 
Anderes angenommen werben Fann, als daß der Gefeßgeber, wenn ihm bei Abänderung des 
Regierungs » Entwurfs die Shmweftern vorgeſchwebt wären, in Abſicht auf dieſe ganz 
daffelbe feftgefegt hätte, mas er in Abfiht auf Brüder feflgefegt hat, und mas ſchon in 
dem Nekrutirungsgefege vom Jahr 1819, Art. 28, Ziff. 3 unter ganz gleider Bor- 
ausfegung in dem Worte „Geſchwiſter“ zufammengefaßt war, fo ift der militärs 
pflichtige Sohn eines Vaters, der außer demfelben nur noch zwei taubflumme Söhne und 
eine taubftumme Tochter hatte, durch Rekursentſcheidung als einziger Sohn, der 
zugleich einziges Kind ift, zurüdgeftellt, und auf gleiche Weife der militärpflichtige einzige 
Sohn eines Vaters behandelt worden, der nur noch eine Tochter hatte, die des Gebrauchs 
beider Füße und eines Armes beraubt war. 


Zu $. 117. 


Die zu Einjähriger Dienfizeit Zugelaffenen find nur während viefeg 
Einen Dienfljahres , oder, wenn der Antritt diefer Dienflzeit hinausgefhoben wird, nur fo 
lange, als dieſelbe nicht abgeleiftet if, als im Militärdienfte befindlich zu betrachten 
(Art. 32 und 33). 

Zu $. 117. 
Die Frage: 
„ob der dritte Sohn Anfprud auf Zurüdftellung habe, wenn die zwei älteften 
Söhne einer Wittwe oder eines im gefeglichen Sinne gebrechlichen Vaters für ſich 
bereits im Militär dienen,‘ 
ift bejahend entſchieden worden. 
Sprit auch der Art. 29. B. 3 buchftäblih nur von dem Falle, wenn ein einziger 
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älterer Sohn bereits im DMilitärbienfte fteht, fo hat der Gefeggeber nur des gewöhn⸗ 
liheren Falles gedenken, den eingangserwähnten Fall aber um fo weniger ausſchließen 
wollen, als die Rüdfiht, welche der gefeglihen Beſtimmung zu Grunde liegt (die Rüdfiht 
nämlih, daß jener Mutter oder jenem Vater die Stüge, die fie an dem älteften ihrer 
nicht bereits im Militär ftehenden Söhne zu finden glauben, nicht für denfelben Zweck auch 
noch entzogen werden follen) nicht nur in gleihem, fondern in noch weit höherem Grabe 
vorhanden ift, wenn bereits zwei oder gar mehrere ältere Söhne für fih im 
Militär dienen. 
Zu $. 123. 

Ein Militärpflichtiger, der nach erftandener afademifher Vorprüfung mit Staatserlaub- 
niß feine Studien bereits beendigt und eine Prüfung mit Erfolg erflanden hatte, wurde von 
dem Refrutirungsrath feines Bezirks mit feinem Anfpruh auf Bermwilligung Eim 
jähriger Dienftzeit abgemiefen, weil diefe VBergünftigung nur auf Solde anwend⸗ 
bar fei, welche fi den Studien erft widmen wollen, oder fih noch auf einer hohen Schule 
befinden. Zu Wiverlegung dieſer Anſicht ift von der Rekursbehörde bemerkt worden, daß 
die einzige Vorbedingung für die Gewährung jener Rechtswohlthat pie mit Erfolg er 
ſtandene akademiſche Borprüfung und die fofort erhaltene Staat 
erlaubniß fei, daß es nicht darauf anfomme, ob ein Militärpflichtiger fih zur Zeit der 
Aushebung auf der Univerfität befinde, und daß, wenn die auf der Univerfitat befindlichen 
Studirenden, welche nur erft die Erwartung einer wiffenfchaftlihen Befähigung für ſich haben, 
jene Rechtswohlthat anfprechen können, um fo mehr Grund vorhanden fei, fie denjenigen zu⸗ 
zuerkennen, welche fih nad beendigten Studien über den Befig diefer Befähigung bereits 
durch eine mit Erfolg erfiandene Prüfung ausgewiefen haben. 


Zu $. 128. 

Wenn der Fall eintritt, daß ein Oberamt zur Zeit der vorläufigen Contingents— 
Bildung von dem Ergebniffe der in einem andern Bezirke vorgenommenen Mufterung 
eines bezirksangehörigen Militärpflitigen (Inftr. FS. 7O— 72) die erforderliche Nachricht 
noch nicht erhalten hat, fo bleibt nichts übrig, als denfelben unter vorläufiger Einrechnung 
in das Gontingent mit „Unentſchieden“ zu bezeichnen. 


Zu $. 146. 
Kann in der Eontingentslifte die Dauer der Strafe eines verurtheilten Militärpflichtigen 
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angegeben werden, fo bedarf es der Beilegung einer Abfchrift des Straferfenntniffes nicht, 
weil die Behörde alsdann ſchon mit dem Zeitpunkt der Freimerbung des Militärpflichtigen 
befannt ift, und weitere Verfügung treffen Fann, wenn die Nachlieferung nicht rechtzeitig 
erfolgen follte. 

Sollte aber obige Auskunft in der Eontingentslifte noch nicht gegeben werden Fönnen, 
fo ift fpäter eine oberamtlihe Anzeige erforderlih, wann der Verurtheilte feine Strafe 
erftanden haben werbe. 

Zu $$. 152 und 196. 

Beim Abſchluſſe der Contingentslifte hat der Amtsverfammlungs » Aftuar auch in dem 
Falle Dienfte zu Teiften, wenn der Oberamtmann, als Vorfigender des Bezirks-Refrutirungs- 
raths, unter der in $. 152 angegebenen Borausfegung ermächtigt ifl, 
den Abſchluß der Contingentslifte ohne Zuziefung der übrigen Mitglieder des Bezirks— 
Rekrutirungsraths vorzunehmen. Ueberhaupt ift es in allen Fällen Obliegenpeit des Aktuars 
des Bezirks, Nefrutirungsraths, das er ſte Eremplar der Eontingentslifte als Theil der 
Akten des Bezirks -Rekrutirungsraths zu fertigen, während der Oberamtmann nur die ers 
tigung des Duplikats, das die Beftimmung hat, das Bezirks⸗Contingent gegenüber von 
der Militär » Behörde zu liquidiren ($. 146), von feinem Kanzleifoften - Averfum zu be- 
ftreiten hat. 

Zu $. 174 u. f. 

Bei allen Vergehen der Militärpflihtigen, welche nah Art. 92 und 97 vergl. mit 
Art. 100 die Strafe der Dienflzeit-Berlängerung zur Folge haben, ift es 
Sade der Oberämter, die Unterfuhung zu Ende zu führen, und die Aften zur Erfenntniß- 
fällung dem Ober-Rekrutirungsrath vorzulegen. 


Zu $. 191. 

1) Zur Aufnahme in die Landmehrlifte eignen fih vorerfi weder die zur nädften 
Jahresmufterung Vermwiefenen, noch überhaupt die in die Contingents- 
gränze fallenden Abwefenden, jene nicht, weil fie bis zur Entfcheidung, ob fie in 
der Zwifchenzeit die Tauglichkeit zum aktiven Heeresvienfte erlangt haben, militärpflichtig 
bleiben, diefe nicht, weil fie bereits ausgehoben und der Militärbehörde aufgerechnet find. 

2) Was die Förperlihe Tüchtigkeit oder den Meßgehalt betrifft, fo find in der Land» 
wehrlifte nur diejenigen Pflichtigen mwegzulaffen, melde entweder von dem Bezirks» Rekruti- 
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rungsrath ausgemuftert oder von der Mufterungs - Commiffion” für unbedingt untüchtig 
erflärt worden find. Hieraus folgt, daß wegen zu Meinen Körpermaßes diejenigen in die 
Landwehrlifte übergehen, welche ven Meßgehalt von 5 Fuß zwar voll erreicht, die Normal» 
größe von 5 Fuß 5 Zoll aber nicht haben. (S. oben zu $. 97.) 

3) Die zur nädften Jahresmufterung Vermwiefenen, nachdem fie bei der zweiten Mus 
flerung abermals zu Flein für den Militärdienft oder bedingt untüchtig erfunden wor 
den find, gehen erſt nad der zweiten Muſterung mit der fpäteren Altersklaſſe, in die fie 
verwiefen wurden, in die Landwehrliſte über, wobei jedoch die in $. 43 für die Ziehungs- 
liſte und in $. 141 für die Eontingentslifte vorgeſchriebene Unterfheidung dur zwei Ab⸗ 
theilungen zu maden ift. 

4) Würde ein Pflichtiger bei der zweiten Muſterung, zu der er verwiefen war, nicht 
erfcheinen,, fo darf ein Solder, da er wie jeder Abmwefende zu behandeln und am 
Eontingente aufzurechnen ift ($. 149, vierter Sag), in die Landwehrlifte nit aufgenommen 
werben. 

5) Von der Ordnung, melde die Ziehungslifte an die Hand gibt, ift bei Anlegung 
der Landwehrliſte Feine Abweichung geftattet. 

6) Die Rubrifen 4, 5 und 6, welche für das dereinftige Verfahren beim Aufruf der 
Landwehr beftimmt find, bleiben vorläufig unausgefüllt. 

7) &o wie alljährlih, nachdem die öffentlihe Belanntmahung der Eontingentsgränze 
erfolgt feyn wird, die Landwehrliſte über die Taufende Altersflaffe anzulegen und binnen 
drei Wochen, von diefem Zeitpunft an gerechnet, dem Dber-Rekrutirungsrath vorzulegen 
it, fo follen auch jedes Jahr die Landmwehrliften der früheren Jahre, fo weit fie das erfte 
Aufgebot der Landwehr (Art. 59) begreifen, ergänzt und richtig geftellt werben, wobei 
(nah Inhalt der oben abgedrudten Kriegsminifterial» Verfügung vom 20. Februar 1844) 
folgender Gang zu beobachten ift: 

a) Die Lifte, welche militärifher Seits über die ererzirte Landwehrmannſchaft angelegt 
und geführt wird ($. 190), erhalten die Dberämter am 1.April jeden Jahre von 
den Commanboftellen, um bei eingetretenen Perfonalveränderungen nah $. 192 der 
Inſtruktion die erforderlihen Cinträge in dieſe Lifte zu machen, worauf ſolche den 
betreffenden Commandoftellen Tängftens bis zum 15. Juni jeden Jahres 
zurücdzugeben find. 
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b) Die Liften über die nihtexrerzirte Landwehrmannſchaft der drei hihter der lau- 
fenden liegenden Altersflaffen *), welche von den Oberämtern angelegt und geführt 
werben, find jährlih nah Maßgabe ver 88. 191 und 192 gleichfalls zu ergänzen und- 
zu berichtigen, worauf fofort jedes Oberamt fein eigenes Exemplar diefer rich— 
tig geftellten Liften, ohne daß es einer weiteren Beranlaffung bedarf, längftens 
bis zum 15. Juni jeden Jahres dem Commando desjenigen Infanterie- 
Regiments, an welches der Dberamtsbezirf im entfprehenden Jahre feine 
Rekruten abgeliefert hat, zur Berichtigung des im Befige des Negiments be- 
findlihen Lifteneremplars mitzutheilen hat. 

Die Commando» Behörden der Infanterie» Negimenter find angewiefen worden, die in 
die oberamtlihe Negiftratur gehörigen Liften nah gemachtem Gebrauche längftens inner: 
halb vierzehn Tagen zurüdzugeben. 

8) Die Führung und Berichtigung der Landwehrliften gehört zu den Obliegenheiten 
der Oberämter, wobei der Amtsverfammlungs-Aftuar, der gefeglih nur ale 
Aftuar der Ziehungsbehörde, des Bezirks-Rekrutirungsraths und der Muſterungs-Commiſſion 
Dienfte zu leiften hat (Art. 27), zur Mitwirkung nicht verpflichtet iſt. 

Schon der $. 190, Abf. 2, fpricht fich hierüber unzweideutig aus, und in $. 195 find 
die Amtsförperfchaften nur zu Anfchaffung der gedrudten Formulare zu den Landwehrliften 
verbindlich erklärt. Wenn fodann in $. 196 gefagt ift, daß der Oberamtmann von feinem 
Kanzleikoften-Averfum die Koften der dort namhaft gemachten Geſchäfte, fo weit deren Aus- 
fertigung nicht dem Amtsverfammlungs » Altuar obliege, zu tragen habe, fo ergibt fih nad 
dem Obigen von felbft, daß hierunter auch die Fertigung und Berichtigung ver Liften über 
die landwehrpflichtige Mannſchaft begriffen fei. Für vie Beforgung viefes Gefchäfts durch 
die Dberbeamten fprechen ohnehin dienftlihe Rüdfichten, da die Verantwortlichkeit für daf- 
felbe nur ihnen zur Obliegenpeit gemacht werden kann. Daß aber diefes Gefchäft im $. 196 
nicht ausdrüdlich genannt ift, kann als ein Bemweisgrund für die Ueberlaffung der Führung 
der Landiwehrliften an den Amtsverfammlungs-Aktuar nicht geltend gemacht werben. 

9) Befondere Koften dur Einberufung der Drtsvorfteher in die Oberamtsſtadt au s⸗ 
fhlieglih zum Zwede der Richtigſtellung der Landwehrliſten dürfen nicht 
veranlaßt werben. 


) Im Jahr 1845 nur die Landwehrlifte von 1844, im Jahr 1846 aber die von 1844 und 1845 u, ſ. f. 
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Da es fih nad 5. 192 zunächſt nur davon handelt, zu erfahren, welche Landwehrpflich⸗ 
tige fih in der Zmwifchenzeit verheirathet haben, oder geftorben oder ausgewandert find, fo 
wird jedem Dberamte überlaffen,, die erforderlichen Notizen auf diejenige Weife einzuziehen, 
die ihm am dienlichften ſcheint. 

Zu $. 193. 

An der Berechtigung der Geiftlihen zum Bezug der gefegmäßigen Gebühren für 
die Ausfertigung von Geburts- oder Zauffheinen oder fonftigen Kirchenbuchs-Auszügen auf 
Anfuhen der Betheiligten, ift nichts geändert worden, indem der Gap, daß 
GSeiftlihe Feine Vergütung anzufprechen haben, fi einzig und allein auf ihre Mitwin 
fung zu Entwerfung der Refrutirungsliften bezieht. 


8) Eorpsbefehl des K. Kriegsminifleriums vom 23.November 1844, 


betreffend: die Ungültigfeit eined mit Zuftimmung des Regimentd-Eommanbo’s, aber ohne wirllichen 
Heiraths⸗Conſens eingegangenen Eheverlöbniſſes. 


Das K. Juſtizminiſterium hat die Mittheilung hieher gemacht, daß nicht ſelten der Fall 
vorkomme, wo eine Militärperſon ein Eheverlöbniß zwar nicht auf den Grund einer zuvor 
erlangten eigentlichen Heirathsbewilligung, aber doch mit Vorwiſſen und Zuſtim⸗ 
mung des Regiments-Commando's eingehe, und daß manche Militärbehörden der Anſicht 
feien, daß auch folhe Verlöbniffe nur auf dem Wege, welcher für die mit vorangegangener 
Heirathsbewilligung eingegangenen VBerlöbniffe vorgeſchrieben ift, wieder aufgelöst werden 
fönnen, während ver ehegerichtlihe Senat des K. Obertribunals im Cinverftändniß mit 
dem K. Zuftizminifterium und dem Oberfriegsgeriht der entgegengefegten Anficht iſt, wonach 
einem derartigen DVerlöbniffe Feinerlei rechtliche Wirkung beizumeffen wäre. 

Unter Beziehung auf den Eorpsbefehl vom 16. Aug. 1838*) wird nun auf den Wunfch 
des ehegerichtlihen Senats des K. Obertribunal® zu Befeitigung von Mißverftänpniffen. 
eine Belehrung dahin ertheilt, daß ein auch mit Zuflimmung des Regiments » Commando’s 
eingegangenes Eheverlöbnig, fo lange nicht der wirkliche Heiraths-Eonfens 
erfolgt ift, ungültig und fomit für beide Theile unverbindlich fei, was den Betheiligten 
in jedem einzelnen Falle, wo ein bloßes Verlöbniß zur Anzeige kommt, zu eröffnen iſt. 





*) Oben Rio, 2, ©, 21. 
4 


322 


9) Corpsbefehl des R. Kriegsminifteriumsvom 26. Februar 1845, 
betreffend : die Abzüge an den, Behalten der Lieutenants zur Bezahlung von Schulden. 


Die allgemeine Kriegsdienſt-Ordnung, militärifher Theil 1. Band, $. 573 enthält die 
Befimmung, daß die Gehalte und Penfionen der Offiziere von den Gläubigern derfelben 
zum britten Theile des Jahresbetrags in Anfpruch genommen werden fönnen. 

Die Durchführung diefer Befimmung bei Gehalten unter 600 fl. hat fhon früher er- 
heblihe Anftände hinſichtlich der ſodann noch möglichen fandesmäßigen Eriftenz eines Offi- 
ziers hervorgerufen und es haben daher Seine Königlide Majeftät unterm 27. Juni 
1838 den Befehl ertheilt, daß von den Behalten der aggregirten Lieutenante nur der ſechste 
° Theil zur Schulventilgung verwendet werden dürfe. Da jedoch verfelbe Grund für die 
gleihe Behandlung der eingetheilten Lieutenante fpriht, melde 480 fl. jährlihen Gehalt 
beziehen, fo haben Allerhöchſtdieſelben auf meinen unterthänigften Antrag unter dem 
24. d. M. gnädigft befohlen, daß den eingetheilten Lieutenanten glei den aggregirten Fünftig 
zur Schulventilgung nicht mehr der dritte, fondern nur ver fechste Theil ihres Gehaltes 
entzogen werden dürfe. 

Die Commando-Behörden werden hievon zu ihrer Nachachtung in Kenntniß gefegt und 
veranlaßt, den unter ihren Befehlen ftehenden Auditoren Abſchriften diefer Verfügung zu- 
gehen zu laffen, im Uebrigen aber die fonft beftehenden Verorbnungen gegen das Schulden- 
machen mit aller Strenge zu handhaben. 


10) Eorpsbefepl des K. Kriegsminifteriums vom 12. März 1845, 


betreffend: das Verbot an die Militärärzte, einen Militärpflichtigen vor der Mufterung einer Beſich⸗ 
tigung zu unterwerfen, oder ihm ein Zeugniß über feinen Geſundheitszuſtand auszuftellen, 


Es iſt Fürzlih der Fall vorgefommen, daß einige Regimentsärzte einem Militärpflichtigen 
vor der Mufterung ein Zeugniß über feine Dienftuntüchtigkeit ausgeftellt haben. — Wenn 
nun aud dem prafticirenden Arzte nicht verwehrt werden Fann, einem von ihm wegen irgend 
eines Gebrechens oder einer Krankheit ärztlich behandelten Militärpflitigen ein hierauf fi 
beziebendes Zeugniß auszuftellen, welches der Betheiligte nachher bei ver Mufterung vor- 
zeigen mag, fo ift gleihwohl den vifitirenden Aerzten bei Vermeidung einer Orbnungsfirafe 


unterfagt, einen ihrem Mufterungsbezirk angehörigen Militärpflichtigen, der vor der Muſte⸗ 
rung ihre Anfiht über feine Dienfttüchtigkeit einholen wollte, einfeitig und ohne hiezu er- 
mädhtigt zu feyn, einer Befihtigung zu unterwerfen ($. 67, Abf.2 ver Inftruftion), woraus 
von ſelbſt folgt, daß ihnen auch nicht geftattet feyn kann, ein Zeugniß hierüber auszuſtellen. 

Bei den Militärärzten muß fih aber dieſes Verbot auf alle Militärpflichtige, welchem 
Bezirk fieauh angehören, erftreden, weil fie nie zuvor wiffen fönnen, in welche Bezirke fie 
zur Mufterung abgeorbnet werden. 

Um jeven Schein von Partheilichkeit und Beftechlichkeit der Militärärgte zu vermeiden, 
wird daher allen Militärärzten ohne Unterſchied bei firenger Apndung unterfagt, daß fie 
einem Militärpflitigen, der vor der Mufterung ihre Anſicht über feine Dienfttüchtigleit ein⸗ 
holen wollte, irgend einer Befihtigung unterwerfen oder demfelben, wenn fie ihn nicht wegen 
eines Gebrechens oder einer Krankheit ärztlich behandelt haben, ein Zeugniß über feinen 
Gefunvpeitsjuftand auszuftellen. 

Bon gegenmwärtigem Befehl ift jedem Regimentsarzt eine Abfchrift zuzuſtellen. 


11) Erlaß des K. Kriegsminiftleriumsan ſämmtliche Dberämter 
vom 3. Juni 1845, 
betreffend: die Aufhebung der monatlich auszuſtellenden Zeugniſſe über die perſönlichen Berhältniffe der 
Sand-Invaliden und bie Einführung eines nur Einmal im Jahr auszuftellenden Zeugniffes nebft 
Quittung für den Jahresbetrag an Land-Invalidengehalten, Hauszinsbeiträgen und Medaillen: 
gehalten. 


Das Kriegsminifterium hat mit einem Erlaß vom 11. Mai 1822 in Betreff der In— 
validengehalte und Hauszinsbeiträge ein Formular (Nro. 1) zu monatlich auszuftellenden 
Zeugniffen der Ortsvorſteher über die perfönligen Verhältniffe der Invaliden gegeben, deſſen 
fernere Giltigfeit im Intereffe der Gefpäftsvereinfahung hiemit aufgehoben wird. 

An deſſen Stelle tritt beifolgendes*) Formular, had welchem für diejenigen Individuen, 
welche bis zum Ablaufe des Rechnungsjahres im Genuß der ausgefegten Gebühren geblieben 
find, nur einmalin jedem Jahre ein Zeugniß und auf dvemfelben Blatt die Duit- 
tung für den Jahresbetrag verlangt wird. — Ein ähnliches Zeugniß ift au für die Mer 
daillen = Inhaber auf den 1. Juli jeden Jahres erforderlich, jedoch mit Weglaffung der auf 





*) Konnte hier weggelaffen werben, 
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Anftellung bezügligen Worte: da der Medaillen-Benefizgehalt den Angeftellten nicht entzogen 
wird, womit das Formular von 1822, Nro. 4, ebenfalls befeitigt if. 

Das K. Oberamt wolle die Einleitung treffen, daß pro 1. Juli d. 3. u. f. f. Zeug- 
niffe und Duittungen nad ver Vorfehrift ausgeftellt und von den Dberamtspflegen mit den 
BVerzeichniffen am Schluffe des Etatsjahres an die Oberfriegsfaffe unmangelhaft eingefchict 
werben. ; 

Wenn im Laufe des Jahres ein Invalidengehalt oder Medaillengehalt in Folge der 
hienach bezeichneten Umſtände eingeftellt werden fol, fo hat der Drtsvorfland die Dberamts- 
pflege hievon fogleih zu benadridtigen, um bis zum Tage der Zahlungs-Einftellung mit 
dem Betheiligten oder feinen Erben abrechnen zu Fönnen. Diefe Anzeigen find feiner Zeit 
den Hauptverzeichniffen der Invaliden- ıc. Gehalte anzuſchließen. 

Die. bisherige Form der Abrechnungen über dergleihen Raten, fo mie die Befcheini- 
gungsmweife für Wittwengratialien bleibt unverändert. 

Unterflügungen gedachter Art hören auf: durch Straferfenntniffe, welche den Verluſt 
einer Penfion überhaupt zur Folge haben (Strafgefegbuh Art. 27, 33 und 34), oder in 
Folge von Ueberfienlung, Auswanderung oder Abfterben eines Invaliden ꝛc.; Invalidengehalte 
insbefondere in Folge und auf die Dauer einer Anftellung vom Staate; endlich Invaliden- 
gehalte und Medaillengehalte durch bleibenden Aufenthalt im Auslande, wenn nicht zum 
Fortbezug befondere Legitimation ertheilt wird; die Jnvalivenhauszinfe, wenn ein Individuum 
aufpört, ein gemiethetes Logis zu bewohnen. 

Hienach find die Ortsvorſteher zu befcheiden, 


12) Erlaß des K. Kriegsminifleriums an fämmtliche Oberämter 
vom9. Juni 1845, 


betreffend: die Abflellung der jährlichen Berichte über Veränderungen unter den Inhabern militärifher 
Orden und Ehrenzeichen, 


Die unter dem 22. Januar 1822 an die K. Oberämter erlaffene Verfügung, monad 
diefelben am Anfange jeden Jahres über die — im Laufe des zunächſt vorangegangenen 
unter den Inhabern militärifher Drven und Ehrenzeichen vorgefommenen Veränderungen 
Bericht an das Kriegsminifterium zu erftatten haben, wird hiemit zurüdgenommen, und es 
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genügt für die Zukunft im jedem einzelnen falle einer folhen Veränderung an einer ein 
fahen fehultheißenamtlihen mit dem Bifa des Oberamts verfehenen und hieher einzufen- 
denden Anzeige. 


13) Eorpsbefepl des 8, Kriegsminifteriums vom 28. November 1846, 


betreffend: die Anwendung ber bürgerlichen Strafprozeß » Ordnung auf das militärgerichtliche 
Strafverfahren. 


Da die Anwendbarkeit der bürgerlichen Strafprogeß- Ordnung auf das militärgericht- 
liche Strafverfahren, fo weit nicht durch die Militärftrafgefege etwas Anderes verordnet ift, 
oder fo meit nicht durch die eigenthümliche Befchaffenheit der militärifchen Dienfiverbältniffe 
und durch das hierauf fi gründende Herfommen eine Abweihung vom bürgerlichen Straf- 
verfahren geboten ift, feinem Anftande unterliegt, fo wird hiemit verordnet, daß die Be- 
flimmungen der bürgerlichen Strafprozeß - Ordnung unter der oben bezeichneten Belhrän- 
fung, fo, wie es bisher ſchon gefchehen, auch künftig für die Militärgerichte zur Richtſchnur 
zu dienen haben. 

Um damit au das Verfahren bei Abnahme von Zeugeneiven in Uebereinftimmung zu 
bringen, wird ferner verfügt, daß die Beflimmungen der K. Verordnung vom 17. Dftober 
1844, betreffend die Form der Abnahme von Zeugeneiden in gerihtlihen Straffachen 
(Reg.Blatt von 1844, ©. 463—468) in foweit, als dieß nah der beftehenden Militär- 
gerichts-Verfaffung thunlich ift, bei dem Militär ebenfalls in Anwendung zu bringen feien, 
und zwar find die Vorſchriften der foeben erwähnten Verorpnung nicht allein bei gerichtlichen 
Unterfuhungen in dem K. Armeeforps, fondern auch bei den von dem Kriegsminifterium 
oder den davon reffortirenden Collegien und Stellen angeordneten Unterfuhungen in nicht 
gerichtlichen Dienfl-Disciplinar- oder Adminiftrativ-Strafiahen, mit Ausnahme der blos auf 
das Verfahren in gerichtlichen Straffahen anwenpbaren $$.2, 18 und 21 zu beobadıten. 


Sollten bei einer Apminiftrativ » Unterfuhung Feine Urfundsperfonen beigezogen worben 
ſeyn, fo find mwenigftens zur Beeidigung der Zeugen, wenn folde von der Unterfuchungs- 
behörde oder der zuftändigen höheren Dienftbehörde angeordnet wird, zwei Urfundsperfonen 
beizuziehen; und follten fih überhaupt hinfihtlih der Anwendung einzelner Beftimmungen 
jener Verordnung Anftände ergeben, fo hat die Unterfuhungsbehörde bei der betreffenden 


höheren Dienfibehörbe, die Militärgerichte bei dem Ober» Kriegsgericht, Beſcheid einzu 
holen. 

Wenn es in minder wichtigen Sachen für hinreichend erachtet wird, die Zeugen, flatt 
fie förmlich zu beeidigen, ihre Ausfagen bloß durch Angeloben an Eivesftatt befräftigen zu 
laffen, fo ift darauf Bedacht zu nehmen, daß diefe Handlung mit der ihrer fittlihen und 
rechtlichen Bedeutung entfprechenden Würde und Feierlichkeit vorgenommen werde. 


14) Verfügung bes R. Kriegsminifteriums vom 28. Auguft 1847, 
betreffend: Beftimmungen wegen Benügung der Eifenbahn für militärifche Zwede *). 


Seine Königliche Majeftät haben durch höchſte Entfchließung vom 28. Auguſt 
1847 nachſtehenden Beftimmungen die höchſte Genehmigung ertheilt: 

1) Der Militärverwaltung wird das Recht eingeräumt, die Eifenbahnen zur Beförbe- 
rung von Zruppenabtheilungen und Entfendungen in jeder Stärfe, fo wie eingelner im 
Dienfte verfgicdter oder in größerer Anzahl aus Urlaub einberufener Unteroffiziere und Sol⸗ 
daten, ferner zum XZransporte von Pferden, Fuhrwerken, Effekten und Material gegen Ent- 
richtung der hienach sub Punkt 6 feftgefegten ermäßigten Taren zu benügen, infofern — 
außerorbentlihe Fälle ausgenommen, ver regelmäßige Bahndienft dadurd Feine Störung 
erleidet. 

2) Für einzelne im Dienfte entfendete Offiziere und Militärbeamte, fo wie für die in 
Urlaub gehenden Unteroffiziere und Soldaten wird die Benügung der Eifenbahnen zur er- 
mäßigten Taxe nicht in Anfpruch genommen, fondern es haben diefelben vie volle Tare zu 
bezahlen. 

Ebenfowenig hat die ermäßigte Tare auf den Verkehr der Militärbehörven mit Liefe- 
ranten und deren VBerfendungen in militärifhe Magazine oder aus venfelben an Privaten 
Anwendung zu finden, 

3) Die Beförderung dur die Eifenbahnen findet in der Regel bei größeren Truppen» 
abtheilungen oder bei bedeutenden Transporten von Kriegsmaterial mittelft befonderer, 

bei Heineren Entfendungen oder unbedeutenderen Effeftentransporten dur die gewöhnlichen 


") Bergl. au die Anweifung hienah ©. 329, 
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Züge ftatt. Uebrigens bleibt die Beftimmung der Art des Transports in jedem einzelnen 
Falle der Militärbehörde überlaffen. 

4) Findet der Transport dur befondere Wagenzüge um die Vergütung der Fahrtare 
nad Lokomotiven (unter Punkt 6) flatt, fo hat fi die Eifenbahn-Berwaltung verbindlich 
zu machen, jede der legtern mit fünf bis ſechs achträdrigen Wagen je nach Bedarf für Per- 
fonen und Gepäde ꝛc. zu belaften. 

Wenn zu Fortfhaffung dieſer Wagenzahl Eine Lokomotive nicht ausreicht und daher 
eine zweite zu verwenden ift, fo tritt deffen ungeachtet eine Erhöhung der unter Punkt 6 
beflimmten Fahrtare nicht ein und die Vergütung für mehr als Eine Lokomotive findet nur 
in dem Falle ftatt, wenn zu Fortfhaffung eines Zugs von mehr als ſechs achträdrigen 
Wagen mehr als Eine Lokomotive erfordert wird. 

5) Hinfihtlih der Benügung der Wagenflaffen dur die — Militärperfonen 
gilt ald Regel: 

a) für Stabsoffiziere und die auf gleicher Stufe flehenden Militärbeamten die erfie 
Klaſſe; 

b) für die übrigen Offiziere vom Rittmeiſter und Hauptmann abwärts, fo wie für die 

x Übrigen Militärbeamten die zweite Klaffe; 

c) für die Unteroffiziere, Spielleute, Schügen und Golvaten, fo wie für bie biefer 
Rangklaſſe angehörenden Militärdiener die dritte Klaffe. 

6) Die für die Beförderung der Militärperfonen oder militärifhen Effekten ıc. auf ven 
Eifenbahnen an die Eifenbahn - Verwaltung zu vergütende ermäßigte Tare befteht in folgen- 
den Sägen: 

a) bei der Berechnung nah befondern Wagenzügen werben für jede zur Verwendung 
fommende Lokomotive, welcher nad Bedarf bis zu ſechs achträdrigen Wagen für den 
Transport von Perfonen, Pferden, Gepäde und Fahrmaterial anzuhängen find, auf 
die Wegftunde 10 Gulden vergütet ; 

b) bei ver Bergütung nad dem Cinzelntransport dagegen befteht die ermäßigte Taxe: 
1) für jede Perfon nebſt Gepäde und Waffen, wenn leßtere in den Perfonen- 

wagen untergebradt werden , in zwei Drittheilen der gewöhnlichen tarifmäßigen 
Gahrpreife ; 


2) Gepäd, Material ic. wird für zwei Drittheile der gewöhnlichen Eilfrachttaxe be⸗ 
fördert; ebenſo 

3) Reiſewagen, Geſchütz und anderes Fuhrwerk nah dem Tarif für Equipage— 
Transporte, wobei eine Eintheilung in drei Klaffen flattfindet und für jede Klaſſe 
die Tare um ein Drittel ermäßigt wird. 

In die I. Klaſſe gehören: 

ſchwere Reifewagen, ſchwer beladene Gepädmwagen, fo wie ſchwere Geſchütze, über- 
haupt mehr als zweifpännige Fuhrwerfe; 
in die 11. Kaffe: 
zweifpännige Fuhrmwerfe, als; leichtere Reifewagen, leichte Gepäd- und fonftige 
Wagen, leichtes Feldgeſchütz; 

in die III. Kaffe: 
einfpännige Fuhrwerke, als: leichte unbepadte Reifefalefhen und anderes leichtes 
Fuhrwerk. 

4) Auch der Transport von Pferden findet zu zwei Drittheilen des Betrags der 
Pferde» oder Bieh » Transporttare ftatt, je nachdem diefelben in befonderen ge: 
ſchloſſenen Pferdewagen oder in offenen Transportwagen befördert werden. 

7) Die Beförderung oder der Transport auf den Eifenbahnen wird durd die Eifen- 
bahnbehörden nur gegen Vorweiſung eines fchriftlichen von der betreffenden Militärbehörde 
ausgeftellten Ausweifes erfolgen, welcher enthalten muß: 

a) die Berechtigung zur Beförderung der diefelbe nachſuchenden Militärperfon für ſich 

und die etwa unterhabende Mannfhaft, Pferde, Wagen ır. 

b) die Zahl der zu befördernden Perfonen, Pferde und Wagen x. und 

c) die Art der Transport-Vergütung, ob nämlich nad den Zaren der Einzelbeförderung 

oder nach Lokomotiven. 

8) Die näheren, fowohl den Militär» als den Eifenbahn - Behörden zu ertheilenden 
Vorſchriften für ven Vollzug diefer Beſtimmungen bleiben befonderer Verftändigung zwiſchen 
der Militär- und der Eifenbahn-Verwaltung vorbehalten. 


Endlich werben 
9) nah dem Vorgange von Baden anderen Bundestruppen gegenüber gleiche Ein- 
räumungen unter der VBorausfegung eintreten, daß in dem betreffenden Staaten Reciprocität 
ftattfindet. 


Anmweifung 
für die Eifenbahn-Behörvden zu Vollziehung diefer Befimmungen. 
(Mit Formularen A. B. und C.) 


Unterm 1. Auguft 1848 if hierauf von dem K. Finanzminifterium den Eifenbahn- 
Behörden folgende Anweiſung ertheilt worden, zu welcher das Kriegsminifterium, infomeit 
folde die Militärverwaltung betrifft, feine Zuflimmung gegeben hat. 


$. 1. 
Zu Punkt 1 vorfiehender Beflimmungen. 


Den aus Urlaub einberufenen Solvaten find die Rekruten, welde in größerer Anzahl 
zum Antritt des militärifhen Dienftes einrüden, und fi durch einen von der zufländigen 
Behörde hienach ausgeftellten Transportfchein ausweiſen können, gleich zu behandeln, 

Ebenfo find unter die Effekten, welche gegen ermäßigte Frachttaxe auf der Eifenbahn 
transportirt werden können, auch Brod, Getreide und andere Bedürfniffe der Menage, 
Pferdefutter, ſo wie Gegenflände der Bewaffnung und Kleivung zu rechnen, fo weit ſolche 
nicht unter die in $. 2 der Minifterial-Berfügung bezeichneten Ausnahmen fallen. 


$. 2. 
Zu Punft 3, 


Die Anordnung einer außerorbentlihen Fahrt, gleichviel, ob dadurch der regelmäßige 
Bahndienft unterbrochen wird oder nicht, bleibt der Eifenbahn » Commiffion, dem Direktor 
derfelben oder dem mit der techniſchen Leitung des Betriebs beauftragten Dberbaurath 
vorbehalten. 

Nur im äußerſten Nothfall kann die Abfendung eines Ertrazuges auf fehriftliches An- 
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finnen der zuftändigen Militärbehörde und unter Verantwortlichkeit der letztern von der bes 
treffenden Bahnhof-Infpektion unter Beobachtung der erforderlichen Vorfihtsmaßregeln gegen 
das Zufammenftoßen mit einem andern Zug ꝛc. erfolgen. 


$. 3. 
Zu Punft 4, 


Der Militärbehörde flieht bei dem Transport dur befondere Wagenzüge die Auswahl 
der Wagengattungen und Klaffen frei; auch ift diefelbe befugt, offene und bevedte Gepäd- 
und Güterwagen zur Beförderung von Perfonen, fo wie offene und bedeckte Güterwagen zur 
Beförderung von Pferden zu benügen. 

Während der Fahrt fteht die Leitung des befondern Zuge, ingbefondere hinſichtlich des 
Anhaltens und Weiterfahrens dem Commandanten der zu transportirenden Truppenabtheilung 
zu, wobei fich jedoch derfelbe mit dem Zugmeifter und Lofomotivführer hinfichtlih der Siche— 
rung des Zugs gegen Gefahren benehmen, und — Nothfälle ausgenommen, jede Störung 
des ordentlichen Dienftes vermieden wird. 

Bei dem Transport von Militärperfonen, Effekten u. f. w. mit den ordentlihen Bahn— 
zügen find die für den gewöhnlichen Verkehr gegebenen Vorſchriften zu beachten. 

Ueber den Ort, wo, und den Zeitpunkt warn die Anmeldungen zu gefhehen haben, 
wird Folgendes feftgefegt: 

a) wenn die Beförderung von Truppenabtheilungen, Effekten ꝛc. mittelft befonderer Wa- 
genzüge verlangt oder wenn Kriegsmaterial in größeren Transporten zur Beförde— 
rung übergeben wird, fo ift von Seiten der Militärbehörde mit Angabe des Zeit- 
punftes der Beförderung und der Anzahl der zu befördernden Mannfchaft, Pferde, 
Wagen ꝛc. das diesfallfige fehriftlihe Anfuhen (dringende Fälle ausgenommen) wo 
möglih mindeflens 24 Stunden vorher der betreffenden ifenbahnftelle zu über- 
geben, welche ſolches an die Eifenbapn-Commiffion gelangen zu laſſen hat. 

b) Anmeldungen zur Beförderung mit den gewöhnlichen Wagenzügen haben in dem 
Fall, wenn die zu befördernde Truppenabtheilung auf Hauptftationen die Zahl von 
100 Mann und auf Zwiſchenſtationen die Zahl von 50 Mann überfteigt, bei der 
betreffenden Eifenbapnftelle fo zeitig zu gefchehen, daß mit dem näcftabgehenden Bahn- 
zug noch die erforderliche Anzahl Wagen requirirt werben kann. 
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Bei Truppenverfendungen bis zu 100 Dann, beziehungsweife 50 Mann, fo wie bei 
Berfendung einzelner Wagen und Pferde, gelten bezüglich der Anmeldung die in ber Trans» 
port⸗Ordnung enthaltenen Beftimmungen. 


$. 4. 


. Die in Punft 7 genannten Ausweife, gegen welde der Transport von Mannfchaft 
oder Militär » Effekten gegen die ermäßigte Taxe in den ordentlichen Zügen flattfindet, wer⸗ 
den nach den beigefchloffenen Formularen A. und B. ausgefertigt derjenigen Eifenbahnftelle 
übergeben, bei welcher die Beförderung verlangt wird. 

Gegenftände, welche mit den ordentlihen Zügen als Frachtgüter (nad dem Gütertarif) 
befördert werden follen, find überdieß mit den in der Gütertransport » Ordnung vorgefchrie- 
benen Frachtbriefen zu begleiten. 

Die Transportfcheine für außerorventlihe Züge werben durch die nad oben 3. a. erfor- 
derlichen ſchriftlichen Requifitionen vertreten. 


$. 5. 


Zur Ausftellung von Transportfcheinen find folgende Commando’s und Militär » Ver» 

maltungsftellen befugt : 

1) das Corps. Commando 

2) das Kriege-Minifterium 

3) die Truppen » Commandanten, in der Regel vom Regiments » Commandanten auf: 
wärts; 

4) Garnifond» (Etappen⸗) —— wie überhaupt alle Offiziere unter dem 
Grade eines Regiments-Commandanten und Unteroffiziere, wenn ſie vom Regiment, 
oder wie immer von der ihnen vorgeſetzten, in der Regel dazu befugten Commando» 
ſtelle getrennt find; 

5) der General-Duartiermeifter ; 

6) der Ehef des Generalftabs einer Divifion ꝛc.; 

7) der Artillerie - Commandant 

8) der Genie » Direftor 

9) die Bureau-Ehefs des Hauptquartier ; 

10) der OberKriegscommiffär ; 


infofern diefe zwei Stellen nicht immer vereint find ; 


eines Corps, einer Divifion ıc. 
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11) die Arfenal-Direktion; 

12) der General abs⸗Arzt; 

13) die Oberämter zu fihneller Einlieferung von Beurlaubten ı., aber nur auf aus- 
drüdlihe Anordnung des Kriegs-Minifteriums oder Corps-Eommando’s ; 

14) die Rechner der Armee (Feld⸗Kriegszahlmeiſter, Kriegs-Commiſſär, Spital-Commiffär, 
Regiments-Duartiermeifter) ; 

15) die Kafernen » Verwaltungen ; 

16) die Spital » Verwaltungen ; 

17) die Montirungs- Verwaltung; 

18) die Feftungsbau-Direftion in Ulm; 

19) die Artillerie » Ausrüflungs » Direktion dafelbft. 


$. 6. 


Die EifenbahnsKafftere, Oberfhaffner und Einnehmer find angeriefen, gegen Aushän- 
digung der in gehöriger Form ausgeftellten Transportfeine (Formular A. und B.) die 
zum Transport erforderlichen gewöhnlichen Fahrbillete, Gepäckſcheine, Frachtkarten ıc. und 
fonflige Papiere auszufolgen, wofür auf dem Transportſchein fofort Empfangs-Befgeinigung 
zu geben ift. 

Den Militär » Behörden bleibt anheimgeftellt, ob bei dem Empfang der den Transport 
vermittelnden Papiere baare Bezahlung der ermäßigten Taxen geleiftet werden will oder 
nicht. Wird erfteres vorgezogen, fo ift dieß auf dem Transportfchein ausbrüdlich zu bemer- 
fen, und für den bezahlten Betrag von dem Eifenbahn-Kaffier, beziehungsmweife Einnehmer 
oder Oberſchaffner, Befheinigung zu geben und auf dem Transportfchein Vormerkung zu 
machen. 

5. 7. 


In den Tagbüchern und Einnahmen-Nachweiſen der Eiſenbahn⸗Kaſſiere, Oberſchaffner 
und Einnehmer find die tarifmäßigen Zaren für die Militär-Transporte — dieſe mögen im 
ermäßigten Betrag bezahlt worden ober ausftändig geblieben ſeyn — voll in Einnahme zu 
bringen. 

Bei der Einlieferung der Tagseinnahmen an die Eifenbahnkaffe find fofort die Militär- 
Transportſcheine flatt des fehlenden baaren Geldes beizulegen. 


$. 8. 


Die Eifenbahnkaffe wird dieſe Ausmweife fammeln und am Schluß jeden Monats zum 
Zwed der Erhebung des ermäßigten Frachtbetrags bei der Kriegskaſſe mit einer nach For⸗ 
mular C. in duplo ausgefertigten Zufammenftellung der Eifenbahn » Commiffion vorlegen, 
melde die K. Kriegskaffen - Verwaltung um Anmeifung der Kriegsfaffe zur Zahlung des 
Frachtguthabens an die Eifenbahnkaffe erfuchen, und letztere zur durchlaufenden ausgäblichen 
Verrechnung der Frachtermaͤßigung ermädhtigen wird. 
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Formular A. 


Militär-Cransportfdein. 


Borweifer diefes Scheins 


ift beauftragt, auf Rechnung der Kriegsfaffe zum Transport auf der Eifenbahn 
|. EEE er zu übergeben. 


Perfonen in der J. Klaffe a ...fl.... Er. 
7 vn 11. "„ ER. 
„ wu „Ak. 
Pferde auf eigenen Pferdewagen . 
„ m Viehtransportwagen . 
„. n offenen und bevedten Güterwagen 
Fuhrwerke 1. Klaffe a ...fl. ... Er. . 


Me er — Pe Be 
jr Bi u: rue 

Pfund Gepäck ä...... für 10 Pfo.. 
.. . den . 800° — 


(Unterſchrift ber ausftellenden Militärbehörde.) 
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Formular B. 


Militär-Transportfdein. 


Vorweiſer diefes Scheine 


ift beauftragt, auf Rechnung der Kriegsfaffe zum Transport auf der Eifenbahn 
von J zu übergeben. 









Frachtbetrag Hievon Bleibt 
nad) Ermäßigungfermäßigter 
dem Tarif, zu "tel. JFrachtbetrag. 


⸗—222* 


(Unterfrift.) 
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Formular C. 
Eifenbahn-Kaffe. 
Berechnung 
des Guthabens, welches der Eifenbahnkaffe im Laufe des Monats .......... für - den 


Transport von Militärperfonen und Effekten auf der Eiſenbahn bei der K. Kriegskafle 
erwachſen if. 


Des Hievon wur- 
Transportfceing Behörde, ‚ [Brastbetragg Hievon Bleibt Äpen durch die —— 
welche den Transportfhein] nach Ermäpigungf ermäßigter | aufgebenven] 2 gri gt 


Neo. | Datum. ausgeftellt hat. dem Tarif. | au Hiel. Fraqhibetragſ StrHEn Pr] traf. 
f. Te m. MI nf. If. 





Fünfter Abfchnitt. 


Perfügungen des Departements der Finanzen. 


I. Berwaltung der Domänen und Regalien. 


A. Verfügungen in Betreff ber Staatögüter und in Baufachen. 


1) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die Finanzkammer des Schwarz 
wald» Kreifes vom P5 März 1839, 
betreffend: die Beitragspflicht der Nugnießer von Gärten zu ben Koften ber Fußmauern. 


Der Finanzkammer wird auf ihr Anbringen vom. ...... betreffend die Beitragspflicht 
der Nutznießer von Gärten zu den Koften der Fußmauern zu erfennen gegeben, daß die 
allgemeine Verfügung vom 2. Juli 1836 allerdings auch auf die Fußmauern unter ben 
Oartenzäunen anwendbar ifl, mithin die Nugnießer von Gärten zu den Ausbefleuungsfoflen: 
diefer Fußmauern nur in dem Falle beizuziehen find, wenn eine muthwillige Befhädigung 
oder eine Nachläßigkeit von ihrer Seite ftattgefunden hat, oder wenn etwa hierüber in ein- 
zelnen Fällen abweichende Befimmungen vorliegen. 

43 


CR” Hihte Lieferung des gelten Grgänzungsbandes zum Beglerungehlatt. Bogen 43-48, 
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2) Erlafß des 8. Finanzminifteriums an die R. Finanzfammern 
vom 20. Auguft 1839, 


betreffend: die Verbinblichfeiten der Amtsverwefer als Nugnießer herrſchaftlicher Gebäude. 


Die Finanzfammer hat in ihrem Anbringen vom ........ darauf angetragen, bie 
vom Confiftorium ausgeſprochenen Grundfäge, betreffend die Auffiht über die Amtswohnun- 
gen der Geiſtlichen und die Herftellung der den Bewohnern obliegenden baulichen Ausbeffe- 
rungen während der Amtsvermweferei einer geiftlihen Stelle auch auf andere Amtswohnungen 
anzuwenden. Diefer Antrag Fann jedoch nicht genehmigt werden. 

Wenn nad der Anordnung des. Confiftoriums der Verweſer eines geiſtlichen Amts hin- 
fihtlih der von ihm nicht benugten Theile der Amtswohnung von den Obliegenheiten des 
Hausbewohners frei gelaffen wird, fo tritt für ihm Dagegen ber Interkalarfonds ein, und 
nur diefe Vertretung kann für die Stantsfinanz-Berwaltung ein Grund feyn, jene Anordnung 
des Confiftoriums anzuerkennen. Während ferner das Einkommen einer erledigten geiftlichen 
Stelle für den Interfalarfonds eingezogen und nur ein Theil diefes Einfommens dem Amts- 
verwefer abgereiht wird, tritt der Verweſer eines erledigten weltlichen Amtes gemöhnlic, in 
die ganze mit diefem Amte verbundene Beſoldung ein, zu welcher auch der Genuß der Amts- 
wohnung gehört, und hieraus folgt Dann auch feine Verpflichtung, diefe Amtswohnung zu 
beauffihtigen und die den Bewohnern von Stantsgebäuden obliegenden Verbindlichkeiten zu 
erfüllen, wenn auch einzelne Theile der Amtswohnung nicht von ihm benügt werden follten. 
Nur alfo, wenn der Amtsverwefer ganz auf die Benugung der Amtswohnung und des da- 
mit verbundenen Amtsgelaſſes verzichten würde, Fönnte derfelbe von den gedachten Obliegen- 
heiten frei gelaffen werben. 


3) Erlaf der K. Finanzkammer für den Nedarfreis an die Kameral— 
ämter diefes Kreifes vom 15. April 1845, 


betreffend: die Obliegenbeit der Nutznießer von Staatsgütern binfichtlih der Herftellung und Unter 
haltung von Gartenthüren, 


Dem Kameralamt wird auf feine Anfrage vom ...... ob bei Herftellung und Unter 
haltung von Gartenthüren dem Nugnieger ein Viertel des Aufwandes hiefür namentlich 


auch von den Anrechnungen für Schlofferarbeiten zuzuſcheiden fei? Nachſtehendes zu erfen- 
nen gegeben: 

Nah $. 4 der Minifterial» Verfügung vom 28. November 1820 haben die Nugnieher 
berrfpaftliher Güter wie zu den Koſten der neuen Zäune, fo auch zu den Reparationsoften 
Ein Viertel beizutragen. 

Eine Ausnahme von diefer Beitragspflicht befteht nur in Hinficht auf den Aufwand für 
Maurerarbeiten, an welchem die Nugnießer nicht Theil zu nehmen haben. 

Aus diefer Ausnahme folgt von felbft, daß an allem übrigen Aufwande für Umzäununs 
gen von den Nugnießern ein Viertheil beizutragen if, insbefondere erfcheinen Gartenthüren 
als Theile der Gartenzäune, und Schlofferarbeiten an den Gartenthüren Tediglih als Theile 
ber Letzteren; wonach die Eingangs diefes Erlaffes angeführte Frage hiemit bejaht und dem 
Kameralamt aufgegeben wird, das dießfällige Bedenken des Pfarrers N, demgemäß zu 
erledigen. 


4) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die R. Finanzkammern 
vom 15. März 1848, 


betreffend: bie Beforgung ber Fleineren Reparationen in ben ben Lanbjägern in Staatsgebäuben gegen 
Miethzins eingeräumten Wohnungen. 


Da fih aus den über die Beforgung der Feineren Reparationen in ben den Landjägern 
in Staatsgebäuden gegen Miethzins eingeräumten Wohnungen eingejogenen Berichten erge⸗ 
ben hat, daß bisher in den verſchiedenen Kreiſen hierin Feine gleiche Bepandlungsweife flätt- 
gefunden hat, fo wird verfügt, daß Fünftig die Verfügungen vom 2. Dftober 1817 und 
28. November 1820 auf alle den Landjägern eingeräumten Wohnungen, ohne Unterfdieb 
zwifchen den Stationg » Commandanten und den übrigen verheiratheten oder ledigen Land» 
jägern, anzuwenden find. Um Srrungen, melde aus dem häufigen Wechfel der Landjäger 
entfteben fönnten, zu verhüten, find die Kameralämter anzumelfen, fih mit ven Oberämtern 
über die geeigneten Maßregeln zu verftändigen, wobei auf die in einigen Bezirken beftehende 
Einrichtung, daß die Koften der Meinen Reparationen dur monatliche Beiträge in eine von 
dem Stations-Commandanten verwaltete Kaffe gedeckt werden, aufmerffam zu maden iſt. 
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5) Erlaf des K. Kinanzminifieriums an die Domänen», Forf- und Bau- 
Abtheilung der K. Oberfinanzkammer vom 19. September 1850, 


betreffend: die Betheiligung ber Nutznießer von Staatsgütern an den Umzäunungskoſten. 


Da die bei der Superrevifion eines Hauptbuchs entftandene Frage, ob den Nugnießern 
von Staatsgütern auch in dem Falle, wenn eine Umzäunung zuvor gar nit vorhanden 
war, ein Viertel der Koflen des übrigens nur nad vorgängiger dieffeitiger Genehmigung 
berzuftellenden neuen Zauns (Verfügung vom 28. November 1820, Reg.Blatt ©. 637) zu- 
zuweifen fei, bejahend entſchieden worden iſt: fo fegt man hievon die Domänen» (Forfl-) 
(Baus) Abtheilung zur Nachachtung in Kenntniß. 


6) Erlap der R. Finanzkammer für den Jaxtkreis an ſämmtliche Kameral— 
ämter diefes Kreifes vom 15. Februar 1839, 


betreffend: die Ablöfung von Frohnen zu Pfarrgebäuben, 


In Betreff der Ablöfung von Frohnen zu Pfarrgebäuden hat das K. Finanzminifterium 
unterm 28. Januar d. 3. nach genommener Rückſprache mit dem Minifterium des Innern 
folgende Entſchließung ertheilt: 

Unter den im Art. 1 des Frohn⸗-Ablöſungs-Geſetzes vom 28. Dftober 1836 bezeichneten 
Frohnen für Staate-, Kirchen, Schul-, Gemeinde» oder andere Körperſchaftszwecke, deren 
Ablöfung nicht verlangt werden Tann, find zunächſt die auf die beftehenden Landesgeſetze ſich 
gründenden, von den Staats- und Körperfchafts » Genoffen als ſolchen zu leiftenden Frohn⸗ 
dienfte im Gegenfag zu den — auf einem gutsherrlihen Verhältniſſe beruhenden verſtanden. 
Es liegt aber auch in Fällen, wo eine ſolche Leiftung von einer Körperfchaft im Wege privar- 
rechtlicher Transaktion, z. B. zur gutächtlichen Beilegung eines Streits über Kirchen-, Stra- 
fen-, Brüden- Baulaft übernommen worden, der gleiche Grund der Nicht-Ablösbarfeit wie 
bei den auf Staatsgefegen beruhenden Frohndienſten alsdann vor, wenn die Leiflungs- 
Uebernahme nicht durch ein gutsherrliches Verhältniß vermittelt, die Frohn nicht Ausflug 
einer Guts-Unterthänigkeit oder vormaliger Vogtbarkeit ifl. 

Ueberhaupt fließt der Art, 1 des Gefeges die Ablöfung aus, wenn die Frohnen für 
den Zwed einer Körperfhaft zu leiften, und die Genoſſen viefer Körperfchaft die Subjekte 
ver Leiſtungspflicht find, ohne hiebei zwifchen dem Urfprung der Frohnverbindlichkeit aus 
gefeplihen Beftimmungen oder Privatrechtstiteln zu unterſcheiden. 
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Da nun über die ven Pfarrgebäuven zukommende Eigenfchaft von Kirchengebaͤuden, fo 
wie über die ihrer Erbauung und Unterhaltung zukommende Eigenſchaft eines Kichenzwedis 
fein Zweifel beſteht, ſo ift die Ablöſung der Frohnen zu Pfarrhausbauten mach dem Gefep 
vom 28. Dftober 1836 in allen Fällen unzuläffig, wo die Verbindlichkeit zur Leiſtung der⸗ 
felben ven Genoffen der Pfarrgemeinde als folhen obliegt, mag diefe Verbindlichkeit aus dem 
Gefeg oder einem privatredhtlichen Titel entfprungen feyn. 

Ablösbar dagegen ift die Frohnverbindlichkeit, wenn fie andern als ven @elroffen der 
Pfarrgemeinde, oder zwar ven Genoſſen diefer Gemeinde, aber nicht in ihrer Eigenfihäft als 
foldye, 3. B. wegen eines Realitäten-Befiges oder in ihrer Eigenfihaft als Grundholden des 
Baupflichtigen obliegt. 


7) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die A. Binenzfammern 
vom 21. April 1840, 
betreffend: die Berechnung von Verzugszinſen aus Kauf» und WölBfengt-Gilingen, 


Der Finanzfammer wird auf den Bericht vom ....:... betreffend die Berechnung 
von Verzugszinſen aus Kanf- und Ablöfungs- Schillingen, eröffnet, daß außer der in Be⸗ 
ziehung auf die Ablöfungs-Schillinge aus ven Gefepen von 1836 durch die dieffeitige Ver⸗ 
fügung vom 26: März 1840 geflatteten Ermaͤßigung auf 4 pCt. die Herabſttzung des gefep- 
lich beftehenden Zinsfußes von 5 pCt. bei Zahlungs » Verzögerungen von befonderer Wir 
willigung im einzelnen Falle abhängig, und daß daher ohne eine ſolche auch bei geringer 
zinfenden Zielen auf, die „Zeit des N über. ven beſtimmten Termin der. Zins 
zu 5 pCt. zu berechnen if”). | 


„8) Erlaß der R. Finanzfammer des Schwarzmwaldfreifes an fämmtlide 
Rameralämter und Ban-Infpeltorate dieſes Kreifes vom 13, Okt. 1840. 


betreffend: die Garantie der Handwerfdleute für gute Baumaterialien. 


Da es vorgefommen ift, daß bei Staatsbaumwefen die Amnahme ſchlechter and unhalt⸗ 
barer Ziegelwaare damit hat entſchuldigt werden wollen, daß ſolche von der obrigleitlich 


*) Vergl. übrigens auch bie dießfälligen Beſtimmungen der Inſtruktion für die Verwaltung der Gefäll-Ablö- 
fungstaffe vom 1. September 1848, 6.10 (Reg.Blatt S. 419), und der Paupt-Fnftriftion zu dem Zehent-Abldfungs- 
Geſetz 5. 69, Iehter Abſatz (Reg.Bfntt von 1850, &. 116). 
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‚beftellten Ziegelſchau vorher befichtigt und verfäuflich erkannt worden fei, dieſer Grund aber 
den Abnehmer einer eigenen Prüfung der Waare nicht entheben, noch weniger aber bei der 
wirklichen Annahme und Verwendung folher Waare, gegenüber der Bauperrfchaft zur Ent- 
ſchuldigung gereichen fann, weil jeder Meifter auch die Befchaffenheit der Materialien, die 
er zu feinen Arbeiten verbraudt, zu beurtheifen wiffen muß, fo werben die Rameral- und 
Bezirfebauämter angemwiefen, die Maurermeifter, welchen Staatsbauten übertragen werben, 
hievon alsbald in Kenntniß zu feßen. 

Ueberhaupt find alle Handwerksleute vor ihrer Verwendung zu den Bauten ber Staats⸗ 
finanz-Berwaltung darauf aufmerffam zu machen, daß fie für die Güte und Dauer der dazu 
verwendeten Materialien zu haften haben, und daß hiefür auch bei demjenigen Reparationd- 
Baumefen, das nicht zur Verdingung gebracht wird, diejenigen Vorſchriften eingehalten wer: 
dert mrüffen, die von der höheren Behörde durd die gedrudte Verfügung vom 14. Juni 1836, 
$. 21 bis einſchließlich $. 32 (erſter Ergänz.Bv. des Neg.Blatts ©. 408) gegeben mwor- 
den find. 

Bon der Cinhaltung diefer Borfhriften haben fih die Kameral- und Baubeamten bei 
den Baupifitationen und allen andern Gelegenheiten, fo wie ohnedieß in ihrem Wohnort, 
perfönlich zu überzeugen, wofür fie verantwortlich find. 

‚Die. Verwendung von gebrannter Ware aus Ziegelpütten, die fie ſchlecht liefern, find 
zu unterfagen. 


9) Erlap ver R. Finanzfammer des Shwarzmwaldfreifes an die Rameral- 
und Bezirfs-Bauämter dieſes Kreifes vom 29, April 1842, 


betreffend: die Bedingungen bei Berblendungs-Arbeiten. 


Man hat fih von der Nothwendigfeit überzeugt, daß der ſchon fo oft vorgefommenen 
Klage über Mangel an Dauer der Verblend » Arbeiten durch die geeigneten Mittel Grenzen 
zu fegen find, und theilt nun dem ꝛc. Amt als Nachtrag zu der allgemeinen Verfügung vom 
14. Juni 1836 hiermit die Bedingungen mit, welche fünftig für die Verblendungs » Arbeiten 
feftzufegen find: 

1) Müffen die Mauern vor dem Sprigwurf vom Staube gereinigt — die Mauerfugen 
ausgefragt und mit Schiefer gefpannt werden. 
2) Bei Berblendungen auf Riegelmänden muß das Holzwerk vorerſt mit einem fcharfen 
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Werkzeug gepickt (oder aufgefchuppt) und nachdem das Riegelgemäner feflgefpannt 
worden, mit Nägeln und Draht fo bezogen werden, daß die Nägel höchſtens 5 Zoll 
von einander entfernt find. 

3) Muß der Gpriganmurf dünn zubereitet aufgetragen werden, und auf diefen der Mör- 
tel 54 Linien did in der Art, daß der Bewurf für die ganze Verblendung von oben 
nah unten längs dem Gerüft dreimal aufgetragen, und jedesmal, nachdem folder 
mohl angezogen hat, bis auf eine Bewurfsdicke von 54 Derimal-Linien wiederholt 
wird. Der vierte und legte Anmwurf wird fodann 24 Linien did mit dem Relberin 
aufgetragen und fein abgeſcheibt. 

4) Der zur ganzen Verblendung erforderliche Mörtel, unter den Fein Gips — 
werden darf, muß aus reinem Flußſand und aus altem abgelöfchtem Kalk gut zu⸗ 
bereitet werben. 

Zu den untern Tpeilen der Dadgefimfe müffen, wenn fie von Mörtel gezogen 
werden, flarfe Rohre und NRohrnägel mit großen Köpfen, vie nicht a fürs find, 
verwendet werben *). 

5) Für die Dauer der Verblendung hat der Unternehmer acht Jahre Garantie zu Teiften 
und fi verbindlich zu machen, daß vie bedungene Garantiezeit bei jeder innerhalb 
diefer Zeit vorfommenden Reparation wieder erneuert werde, und bie Verblendung 
neu hergeftellt werden müffe, wenn diefelbe nicht gut gefertigt, in größerem Umfang 
und in höherem Grad ſchadhaft befunden werben follte. 

Indem man nun höherem Auftrage gemäß das ꝛc. Amt anmeist, dafür zu forgen, daß 
diefe Vorfohrift gehörig beobachtet wird, wird noch bemerkt, daß wenn die Verblendung von 
Dauer feyn foll, die Mauern zuvor völlig ausgetrodnet ſeyn müflen, und daß eine ſolche 
Berblendung mehr Dauer verfpriht, wenn fie nicht bei großer Hige, fondern bei Fühler 
Witterung vorgenommen wird. 


10) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die Finanzkammer des Jart- 


4:8 
Kreifes vom 26. Mai 1842, 
betreffend: die Verdingung der Bauten der Staatsfinanz⸗Verwaltung. 


Der x. wird auf ihren Beriht vom. .....+- betreffend die aus Anlaß der Verbingung 
der Bauarbeiten an dem Schulhaufe zu N. aufgeworfene Frage: 





H Bei geroprten Berblendungen auf Holz werben die Ropre angegriffen und faulen. 
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Innaulaninohn nach 8. wer für ‚die Berbingung. der Banten der Staatsfinanz ⸗Verwaltung 

Nn£, © onworgefcpriehenen - allgemeinen Bedingungen mad gefchehenem: Abftreihe noch eine 
Auswahl unter denjenigen Meiftern geftattet fei, melde gemäß dem $..2 dieſer 

7 Bedingungen ſich über ihre Tüchtigfeit und ihr Vermögen genügend ausgewiefen 
my 73 haben“, 
ze arlannen- gegeben, daß diefe Frage allerdings zu bejahen iſt. 

I Bei. ver. Anwendung dieſer Befimmung fommt es darauf an, ob derjenige Meifter, 
melden ‚bei der Abſtreichs-Verhandlung das niedrigfle Anbot gemacht hat, neben einem guten 
Rufe gerade für die verdungenen Arbeitsgattungen genügende Tüchtigkeit und zugleich für 
den Umfang der ‚Unternehmung. zureihende Mittel befige. Es kann nämlich z. B. ein Mei- 
fley- zwar sin feinem Hanpwerfe im Allgemeinen tüchtig ſeyn, jedoch gerade für die zur Ver— 
dingung fommenden Gattungen der Arbeiten, namentlich für feinere oder minder gewöhnliche 
nicht zureichende Brauchbarkeit, oder zwar für Fleinere, aber nicht für größere Unternehmun- 
gem die möthigen Mittel befigen, oder auch nit die Gelegenheit haben, fih das Material 
in der erforderlihen Güte zu verſchaffen. In ſolchen Fällen ift die Arbeit einem andern 
Meißer zu übertragen, der bei der Abftreichs-Verhanvlung ein Anbot gemadt hat, und den 
vorgedachten Bedingungen beffer entfprict, und zwar fo, Daß unter mehreren tauglihen Mei— 
ſtenn Derienige ausgewählt wird, deſſen Anbot niedriger ift, ale Das der andern Meifter. 
TUR 

11) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die K. Finanzkammer des 
gas Nedar-Kreifes vom 27. Februar 1850, 


' ‚beireffend: die Trennung der Gipfer » Arbeiten von den Steinhauer» und Maurer » Arbeiten 
BR bei Bau » Accorden. 
sıuul 93% 


Der Gipfermeifter zu N. und einigen andern Orten des Oberamts NN. haben in vers 
ſchiedenen theils unmittelbar eingereichten Eingaben gebeten, bei Bau-Accorten des Staats 
die Bipfer- Arbeiten getrennt von den MaurersArbeiten zu verdingen. Wenn gleih den 
©ipfermeiftern nad den beſtehenden Gefegen eine Befugnig zur alleinigen Uebernahme und 
Ausführung der Sipfer-Arbeiten nicht zufleht und auch angenommen werden Fann, daß bisher 
schon nd im Allgemeinen auf jene Weife die Sache behandelt worden ift, fo fieht man fih 
doch dur die gedachten Eingaben veranlaßt, der Finanzkammer unter Bezugnahme auf die 
Verfügung vom 9. November 1847 die Weifung zu ertbeilen, bei vorkommenden Bau⸗Accorden 
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die Bipfer » Arbeiten getrennt von den Maurer- und Steinhauer »Arbeiten, jevo mit Con⸗ 
currenz der zu Uebernahme von Gipfer -Arbeiten gleich befugten Maurer» und GSteinhauer- 
Meifter zur Verdingung ausfegen zu laflen, wenn in dem einzelnen falle das auszuführende 
Baumefen oder das Intereffe der Bauherrſchaft überhaupt es nicht für angemeffener erfchei- 
nen laffen follte, die Gipfer-Arbeiten aud an den Unternehmer ver Maurer- oder Steinhauer» 
Arbeiten zu überlaffen. 


12) Erlaf des R. Finanzminiftleriums an die R. Finanzlammern 
vom 11. Februar 1843, 
betreffend: das Malen und Tapeziren von Amtszimmern. 

Auf die Anfrage vom .......- ob den Geiftlihen, melde ihre Stubierzimmer auf 
eigene Rechnung malen oder tapezieren laffen, der Betrag der hiedurch für die Amtsfaffe 
erfparten Koften des jährlichen Weißens erfegt werden dürfe, wird der ꝛc. zu erfennen gege- 
ben, daß einem folhen Erfag-Anfpruche nicht ftattgegeben werden kann. 


13) Erlafß des K. Finanzminifleriums an die RB, Finanzlammern 
vom 23. Februar 1843, 


betreffend: bie bei Ausführung von Staatebauten fi) findenden Merfwürdigfeiten. 


Um mit den bei der Ausführung von Staatsbauten, insbefondere bei den dabei vor«- 
kommenden Grabarbeiten fi) findenden mineralogifhen und antiquarifhen Merkwürdigkeiten 
die Öffentlichen Sammlungen zu bereichern, haben die K. Baubeamten 

1) alle bei Staatsbauten auf einem dem Staate zugehörigen Grund und Boden fid 
vorfindenden mineralogiſchen und antiquarifhen Merkwürdigkeiten vorzubehalten und 
dafür zu forgen, daß das Aufgefundene fo viel möglich unverlegt und vollfländig 
bleibe, 

2) einen folhen Fund fogleih der Direktion der Naturalien- und Alterthümer-Samm- 
fungen dahier anzuzeigen, und zugleich befonders, wenn die Aushebung oder Verſen⸗ 
dung des Gegenftandes ſchwierig wäre, unter näherer Angabe der Umflände, wegen 
der Behandlung und Ueberlieferung Beſcheid einzuholen, auch 

3) ver erhaltenen Weifung gemäß die weitere Beforgung der Sache auf Koften jener 
Direktion zu übernehmen, 
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14) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die K. Finanzkammern 
vom 12. Auguſt 1845, 


betreffend: die Behandlung der Baugegenftände an Gebäuden, an welchen eine fubfidiäre Baulaſt 
ber Finanzverwaltung anerfannt if. 


Der ıc. wird auf den Bericht vom „....... betreffend die Behandlung der Baugegen- 
fände an Gebäuden, an welchen eine fubfiviäre Baulaft der Finanzverwaltung anerkannt 
it, folgendes erwiedert: 

Wenn an den fraglihen Gebäuden Heinere Baugebrechen an Umfaffungsmauern, an 
der Bedachung, an Fenftern und Thüren, deren Herflellung den Principal » Baupflichtigen 
obliegt, nicht rechtzeitig verbeffert werden, fo fönnen hieraus leicht größere Baugebrechen ent: 
fiehen, in welchem Falle die ſubſidiär Baupflichtigen für deren Herftellung in Anſpruch ge 
nommen werben. 

Es Tiegt daher in dem Intereſſe der fubfiviär Baupflichtigen, fi darüber in Kenntniß 
zu erhalten, daß die Fleineren Baumängel an folden Gebäuden immer fogleih nach deren 
Entſtehen gehörig hergeftellt werden. 

Diefe Kenntnig fann aber nur dur eine von Zeit zu Zeit vorzunehmende Befihtigung 
der Gebäude erlangt werden, und man fieht fid deßhalb veranlaßt, folgende Anorbnung 
zu treffen: 

Die Gebäude, an melden eine fubfiviäre Baulaft der Finanzverwaltung anerfannt if, 
find jedes Jahr hinſichtlich ihrer baulichen Beſchaffenheit zu unterfuchen. 

Diefe Unterfuhung muß in jenen Orten, wo wegen der ſonſtigen Staatsgebäude die 
Yahresbaunifitation dur den Kameralbeamten, beziehungsweife durch den Bezirfebaubeamten 
ohnehin vorgenommen wird, mit folder in Verbindung gefegt werden; wogegen felbige in 
andern Orten, wenn der Kameralbeamte nicht dur fonftige amtliche Verrichtungen Gele— 
genheit zu deren Vornahme erhält, durch den Kameralunterpfleger zu beforgen ift, welcher 
dem betreffenden Rameralamt über ven Erfund je auf den 1. Dftober jeden Jahres Bericht 
zu erfiatten hat. Sollte in dem einen oder dem andern Drte fein Rameralunterpfleger auf- 
geftellt feyn, fo ift von dem Ortsvorſteher auf den bezeichneten Termin Bericht einzuziehen, 
ob die Meinen Reparationen an einem Gebäude mit der in Rede flehenden Baulaft gehörig 
beforgt worden find. 

Wenn bei der angeorbneten Unterfuhung Heinere Baugebrehen an den Umfaffungs- 
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waͤnden, an ber Bedachung, an Tpüren und Fenftern bemerkt werden, deren Herftellüng der 
principal»-baupflichtigen Kirchenpflege ıc. obliegt, und durch deren Unterlaffung größere Ge- 
brechen herbeigeführt werden können, melde alsdann auf Koften ver ſubſidiär Baupflichtigen 
verbeffert werden müßten, fo hat der Kameralbeamte die alsbalvige Herftellung folder klei⸗ 
nen Baumängel auf Koften der principal Baupflichtigen diefen anzufinnen, und wenn dieß 
ohne Erfolg bleiben würde, an die zufländigen Behörden das Erfuchen zu richten, daß bie 
prineipal Baupflichtigen zur Herftellung der Baugebrechen angehalten werden möchten. 

Sollten Baugebreden von größerem Belange angetroffen werden, für deren Herftellung 
voraugfihtlih die fubfiviär Baupflichtigen in Anfprudh genommen werden würden, fo iſt — 
wenn dur die Verzögerung der Herflellung weiterer Schaden zu befürchten wäre, über die 
nöthigen Bauarbeiten fogleih und ohne ein Gefuch der principal Baupflichtigen um Ueber- 
nahme der Herftellungsfoften abzuwarten, ein befonderer Koſtenvoranſchlag zu entwerfen und 
der Finanzlammer vorzulegen, welche fofort die weiteren geeigneten Verfügungen treffen, und 
wenn einem Dritten eine Mitbauverbindlichfeit obliegt, mit diefem über vie Theilnahme an 
ven Baufoften Rüdfprache nehmen wird. 

In dem Baupifitations- Protokoll, welches dem Jahresbaufoften-VBerzeichniß der Rameral- 
ämter angefchloffen werden muß, ift eine Nachweifung zu geben, ob die Baupifitation in den 
fraglichen Gebäuden vorgenommen worden, welche Baugebrechen fi hiebei ergeben haben, 
und welche Cinleitungen für deren Herftellung getroffen worden find. 


15) Erlaß des 8. Finanzminifteriums an die Finanzlammer in Reut- 
lingen vom 21. Januar 1840, 
betreffend: die Nichtgeflättung der Anfhaffung von Borfenftern in Amtswohnungen auf 
Staats loſten *), 

Der ꝛc. wird auf ihre Berichte vom ........ betreffend die von ihr aus Anlaß eines 
Geſuches des N. im Allgemeinen zur Sprache gebrachte Anfchaffung von Borfenftern an 
Staatsgebäuden auf Staatskoften zu erkennen gegeben, daß die Anfhaffung von Borfenftern 
in Amtswohnungen auf Koften der Amtskaſſe nicht flattfinden Fann, fondern, wenn die Nuß- 
nießer Vorfenſter wünfhen, ihnen zu überlaffen ift, viefelben auf ihre Koften anzufchaffen 
und zu erhalten. 


2) Bergl. auch den gleich nachfolgenden Erlaß. 
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16) Erlaß des K. Finanzminiftleriums an die Finanzkammer des Donau- 
freifes vom 30. November 1848, 
denfelben Gegenftand betreffend. 
Der ıc. wird auf ihre Berichte vom ........ betreffend die Anfhaffung von Vorfen⸗ 
flern in die Kameralamtsfanzlei zu N. erwiedert, daß eine ſolche auf Rechnung des allge 
meinen Baufonds, auch bei Amtslofalen, nicht gewöhnlich ift, wie denn in ben wenigen 


Fällen, in welchen von diefer Regel abgegangen wurde, neben vem Mangel an Läden ganz 
befondere bauliche oder örtliche und Mimatifche Verhältniffe obwalteten. 


17T) Erlaß des K. Finanzminifteriumsandie 8. Finanzfammern 
vom 28. April 1846, 


betreffend: die Frage über Ausdehnung der Kirchenbaupflicht auf die Unterhaltung ber Drgel. 


Ueber die Frage, ob nad allgemeinen Grundfägen die Kirchenbaulaſt auch auf die Un- 
terhaltung der Orgeln auszudehnen fei, haben fih aus den Berichten der Finanzkammern 
in befonderen Fällen verſchiedene Anfichten ergeben. 

Da weder aus pofitiven Gefegesbeftimmungen noch aus einer rechtsbeftändigen Dbfer- 
vanz eine folde Ausdehnung der Kirchenbaulaſt herzuleiten, und felbft Entſcheidungen ber 
württembergifhen Gerichte, welche fi hiefür ausſprächen, nicht befannt find, fo fann ein 
Anerfenntniß eines ſolchen Grundfages nicht als gerechtfertigt erachtet werden, und es wird 
bie ꝛc. angemwiefen, im Fall ein Anſpruch auf Unterhaltung oder Anfhaffung einer Drgel 
erhoben wird, genauer Unterfuchung zu unterftellen, ob dieſer Anſpruch auf fpeciellem Rechté— 
titel, Herfommen oder langjährigem Befipftand begründet fei, und hiernach die erforderliche 
Verfügung zu treffen, oder Anträge an das Finanzminifterium zu erftatten. 

In gleiher Weife ift zu verfahren, wenn die Ausdehnung der Kirchenbaulaft auf die 
Upr und Gloden, über deren Unzuläffigfeit bisher weniger Zweifel erhoben worden zu feyn 
feinen, in Anfprud genommen werden follte. 


B. ®Berfügungen in Betreff der Zehenten, Lehen⸗ und Zindgüter*). 


1) Erlaß des K.Finanzminiſteriums an die K. Finanzkammern 
vom 27.Mär; 1838, 


betreffend: bie Unguläffigkeit der Veräußerung von Beholzungsrechten, welche ald Nutzungsrechte mit 
Gütern, namentlich mit vormaligen Pehengütern verbunden find. 


Auf die Anfrage in Betreff der Zuläffigkeit der Veräußerung von Beholzungsredten, 
melde als Nutzungsrechte mit Gütern, und namentlich mit vormaligen Lehengütern verbun- 
den find, wird der x. erwiedert, daß man nach ihrer Anficht eine ſolche Trennung des Be- 
bolzungsredhtes von dem berechtigten Gute mittelfi Veräußerung deſſelben an einen Dritten 
ohne Zuftimmung der Gefällherrfchaft gleichfalls für unzuläffig erachtet, weil nach allgemei- 
nen Nectsgrundfägen ein Beholzungsreht, überhaupt ein derartiges Nutzungsrecht, das 
einem beflimmten Gute oder dem Befiger eines beftimmten Gutes nur als ſolchem einge- 
räumt worden ift, auch nicht einfeitig von dem berechtigten Gute getrennt und gegenüber 
von dem Berleiher als eine für fi beftehende Berechtigung geltend gemacht werben kann, 
in welcher Beziehung auh, mas die vormaligen Erblehen und die allopifieirten Falllehen 
insbefondere anlangt, das zweite Edikt vom 18. November 1817 und die fpäter ergangenen 
gefeplihen Vorſchriften über das Rechtsverhältniß zwifchen dem Lehensherrn und dem Lehen 
befiger eine Aenderung nicht getroffen haben. 

Außer dem Falle der Verzichtung oder Ablöfung gegenüber von der Gefällherrfchaft ift 
daher eine ſolche Trennung des Beholzungsrechtes von dem berechtigten Gute nicht mehr zu 
geftatten, und im alle der Zertrennung des Gutes, mie folde bei vormaligen Erb» und 
Falllehen zugeftanden werden muß, das Bau» und Brennholz nur an den Befiger der zum 
Gute gehörigen Gebäude abreichen zu laſſen. 





2) Einige Berfügungen, welche nach iprem Inhalt iheilweife auch unter gegenwärtigen Abſchnitt ih eignen 
wärben, find bereits unter I. A. aufgenommen; zu vergl. bafelbft Ziff. 6 und 7 oben, &. 340 und 341. 
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2) Erlaß des R. Kinanzminifteriums an die R. Finanzfammern 
vom 23.3 uli 1839, 
betreffend: die Abtretung bed ber Staatefinanz «Verwaltung ald Zehentberedhtigten zuftehenden Bor: 
zugsrechts in dem Gante der Zebentpflichtigen an die pachtenden Gemeinden für die Dauer bes 
Zehentpachtvertrags. 

Aus Veranlaſſung mehrerer Verhandlungen über die Verpachtung des Zehenten an Ge— 
meinden ift von diefen die Feflfegung einer Bedingung in den Zehentpachtverträgen nachge⸗ 
ſucht worden, vermöge welcher das der Staatsfinanz » Verwaltung als Zehentberedhtigten 
gefeglich zuftehende Vorzugsrecht in dem ante der Zehentpflichtigen an die pachtenden Ge- 
meinden für die Dauer des Zehentpachtvertrags abgetreten wird. 

Da nun eine ſolche Geffion einem Anftande nicht unterliegen kann, fo wird bie ıc. be- 
auftragt, hienach die Rameralämter für Fünftige Zebentverpachtungen an Gemeinden zu 
befcheiven. 


3) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die R. Finanzfammern des Nedar-, 
Schwarzwald- und Jartfreifes vom 21. Oktober 1845, 


betreffend: die Repartition ber Gülten auf zerftüdelten Hofgütern. 


Aus mehreren an die Finanzfammer in Ulm gebrachten Beſchwerden iſt zu erfehen, 
daß einige Kameralämter des Donaufreifes von der fonft üblichen Verfahrungsmeife, nad 
welcher bei Zerftüdlang eines mit Gülten belegten Hofguts die Küchengefälle und Gelvzinfen 
auf die Häufer, Gärten, Wiefen und Waldungen gelegt, die Fruchtgülten aber ausfchließlich, 
nah Berhältnig der Crtragsfähigfeit derfelben, auf die Aecker repartirt wurben, abgewichen, 
und durch die gleichmäßige Vertheilung der Geld » und Fruchtgülten auf alle Gutsantheile 
Anftände und verwidelte Prozeffe herbeigeführt haben. Da nun die Finanzfammer des 
Donaufreifes angemwiefen worden if, ver Regel nad auf ausfchließliche Repartition der Frucht» 
gülten auf die Aeder, und der Gelvzinfen auf Häufer, Gärten, Wiefen und Waldungen 
hinzumirfen, und hievon nur Ausnahmen in befonderen Fällen, namentlich bei unverhältniß- 
mäßiger Höhe der Fruchtgülten, zu geftatten; fo wird die ꝛc. hievon gleichfalls zur Nach⸗ 
achtung in Kenntniß gefegt. 

Sollte übrigens in dem — Kreiſe herkömmlich eine andere Verfahrungsweiſe flatt- 
finden, oder fich im biefer Beziehung ſchon Anftände ergeben haben, fo fieht man — 
dem Bericht der ıc. entgegen. 
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4) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die R. Finanzkammern 
vom 24. November 1846, 


betreffend: die Anwendung ber K. Verordnung vom 4, Juli 1809 auf Surrogirungen eigener Grunds 
flüde an die Stelle von ausgezogenen Beftanbipeilen von Falllehen. 


Ueber die ſchon mehrfältig zur Erörterung gekommene Frage, ob die K. Verordnung 
vom 4. Yuli 1809 (Reg.Blatt ©. 282), welche die Beihwerung der Häufer und liegenden 
Güter mit neuen Zinfen verbietet, au dann in Anwendung fomme, wenn an die Stelle 
einer von einem Falllehengute abgetrennten Parzelle ein anderes freies Grundftäd furrogirt 
und dem Lehensverbande einverleibt wird, hat der K. Geheimerath in einem an benfelben 
gebraten Rekursfalle erfannt: 


daf, da nach dem unverfennbaren Sinne der K. Verordnung vom 4. Zuli 1809 
nur die Bildung neuer Erb- oder Falllehen aus bisher freiem Eigenthum verboten 
fei, ein neues Lehen aber nicht gebildet werde, wenn an bie Stelle eines freige- 
gebenen Beftandtheiles eines Lehens ein bisher frei gemwefenes Grundeigenthum 
dem Lehen einverleibt werde, die ebengedachte Verordnung ſolchen Lehensfurro- 
girungen bei vorausgefegtem ungefähren gleihen Werthe des abgetrennten und 
des für daffelbe einverleibten Grundftüdes nicht entgegenftehe. 


Die Finanzlammer des ı. Kreifes wird von diefer Rekursentſcheidung zur Nachachtung 
in den eintretenden Fällen mit dem Anfügen in Kenntniß gefegt, daß hienach eine Lehens- 
« furrogirung auch dann geflattet werden fann, wenn die Abtretung einer Lehensparzelle nicht 
für einen öffentlichen Zweck erfolgt, dagegen andere erhebliche Rüdfichten für eine ſolche Tren- 
nung von dem Lehensverbande eintreten; daß ferner der Finanzkammer überlaffen bleibt, bei 
nöthig gewordenen Abtretungen von Lehensparzellen ausnahmsmeife auf etwaige Verzicht: 
feiftung auf die Ergänzung der Zehen dur Surrogirung freier Grundſtücke anzutragen, wenn 
fi bei einer ſolchen beſondere Anflände ergeben follten. 


©. Berfügungen in Betreff des Forſt- und Jagdweſens. 
a) Berfügungen in Betreff der Forſt- und Jagdverwaltung im Allgemeinen. 


1) Erlaß der 8. Finanzkammer des Shwarzmwaldfreifes an fämmtlide 
Forflämter diefes Kreifes vom 23. December 1837, 


betreffend: die Zurüdweifung außerorbentlicher Holzfällungsgefuhe in Gemeindewalbungen, wenn fie 
nicht mit einer den Beſchluß des Gemeinderaths genehmigenden Urkunde belegt find. 


Es ift ſchon öfters der Fall vorgefommen, daß Gemeinden, welden eine außerordent- 
liche Holzfällung in ihren Waldungen vermwilligt wurde, dieſe Holzfällung in Ausführung 
gebracht haben, ohne daß das vorgefegte Dberamt hievon Kenntniß erhalten hatte. 

Da aber nah $. 65, lit. g. des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 ver Beſchluß 
des Bemeinderaths, einen außerordentlihen Holzfhlag vornehmen zu laffen, der Genehmigung 
der Verwaltungebehörde bedarf, fo wird den Forſtämtern aufgegeben: künftig jedes außer- 
ordentliche Holzfällungsgefuh ver Gemeinden, welches nit mit einer — den Beſchluß des 
Gemeinderaths genehmigenden Urkunde des betreffenden Dberamts belegt ift, wegen dieſes 
Mangels des erforderlichen Ausweifes, ohne Weiteres zurüdzumeifen. 


2) Erlaß des K. Finanzminifleriums an die 8. Finanzgfammern 
vom 24 Juli 1838, 


betreffend: die Controle der Holzfällungen in den Gemeindewaldungen. 


Man hat den Bericht der x. vom. ...... betreffend die Apminiftration der Gemeinde» 
waldungen, eingefehen. 

Hinfihtlih des Antrages wegen Aufbereitung des Holzes durch beeidigte Holzhauer 
wird die ꝛc. auf die Verfügung vom 3. Juli d. J., Reg.Blatt Nro. 33, verwiefen. 

Was aber die Eontrole der Gemeinden in Anfehung der vorgenommenen Holzfällungen 
betrifft, fo unterliegt es feinem Zweifel, daß diefelben verbunden find, darüber, wie fie die 
ihnen ertheilte Holzfällungs - Erlaubniß eingehalten haben, ver die Oberauffiht über die 


Gemeindewaldungen führenden Stelle durch die betreffenden Förſter Nachweiſung zu geben, 
und daß da, mo bie Holzſchläge nit nach der Fläche, fondern nach dem Betrage des erhaue- 
nen Holzes, nad Klaftern und Wellen x. geführt werden, die Aufbereitung und Abgabe des 
Holzes nach gefeglih beſtimmten Maaſen, des Stammbolzes mad kubiſchem Gehalte, zu 
vollführen iſt. 


Die Förfter haben bis auf Weiteres diefe Nachmeifungen von ben Gemeinden ganz 
nah Maßgabe ihrer Inſtruktion $. 12 einzufordern, und da, mo gegen bie Richtigfeit der 
Angaben Verdacht vormaltet, vie vorgefahriebene nähere Unterfuhung vorzunehmen, nah 
deren Ergebniß fofort das meiter Geeignete dur das Forflamt einzuleiten if. 


3) Erlaf des R. Finanzminiftleriums an bie R. Finanzfammer in Ulm 
vom 1. Dftober 1839, 


betreffend: die forfteiliche Aufficht über die außerhalb der Walbungen fiehenden Waldbäume. 


Der Finanzfammer wird auf den Beriht vom ....+..-. betreffend die forfteilihe Auf- 
fit über die außerhalb der Waldungen flehenden Waldbäume, eröffnet, daß die Beftimmung 
der Landesordnung Tit. 110, $. 1, welche nit nur die Verfügung über Waldbäume, melde 
in offenen Gütern ſtehen, fondern auch die Verfügung über „zahme” Bäume verbietet, übri- 
gens ein anderes Herkommen vorbehäft, mit den jegt beftehenden forft- und feldpolizeilichen 
Normen nicht mehr in Einflang gebracht, mithin nicht mehr als anwendbar erachtet werden 


fann, und daß hienach auch fon früher die Finanzlammer des Jartkreifes auf eine Anfrage 
beſchieden worden ifl. 


Die Finanzfammer wird daher beauftragt, von einer forftpofizeilihen Auffiht über 
Waldbäume, melde fih außerhalb der als Wald befhriebenen, oder zum Waldareal gerech⸗ 
neten Bezirke befinden, fo weit eine ſolche Auffiht etwa bisher noch ausgeübt worden if, 
abzuftehen, und fomit Befhäpigungen von Waldbäumen auf Gütern oder Allmanden, auch 
wenn die Staatsfinanz-Berwaltung das Eigenthum folcher Bäume anfpricht, bei der Polizei- 
behörvde zur Abrügung bringen zu laffen. 
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4) Erlaf der K. Finanzfammer für den Jartfreis an ſämmtliche Forf- 
ämter diefes Kreifes vom 28. April 1840, 


„betreffend: die Waldgrenz-Berichtigungen, 


Da man ſchon mehrfach die Wahrnehmung gemacht hat, daß die Berichtigung der Wald- 
grenzen von vielen Förflern nicht mit derjenigen Genauigkeit vorgenommen wird, welche die 
Wichtigkeit diefes Geſchäfts erfordert, und daß insbefondere die beftehenven Vorſchriften Für 
daffelbe in materieller und formeller Beziehung nicht gehörig beobachtet werden, fo fieht man 
fi veranlaßt, folgende Vorſchriften zur fünftigen Nachachtung zu ertheilen, welche die Forft- 
ämter den untergebenen Förftern befannt zu maden und fie für deren Cinhaltung verant- 
wortlih zu machen hat. 

1) Wenn die Berichtigung einer Waldgrenze für nothwendig erachtet wird, fo find die 
Angrenzer darüber zur unterfriftlihen Crflärung zu veranlaffen, ob fie geneigt 
feien, an den Koften des Untergangsgerihts, der Anfchaffung der Steine und des 
Steinfages die Hälfte beizutragen. Diefe Erffärung muß immer dem Berichte an- 
gefhloffen werden, worin die Ermägtigung zur Vornahme der Waldgrenz- Berigti- 
gung nachgeſucht wird. 

2) Zur Erhebung der Steine, zur Unterfuhung, ob das Segen neuer Steine nothwen⸗ 
dig, oder ob die alten noch benügt werden fönnen, und zum Geben der Steine ift 
das Untergangsgeriht der beireffenden Marfung beizuziehen, welches mit Einrechnung 
des Vorfiandes wenigſtens aus drei Mitgliedern beftehen muß. (Inſtruktion vom 
vom 19. Dftober 1811, Reg.Blatt ©. 295.) 

3) Ebenfo müffen die Angrenzer bei der Erhebung und bei dem Setzen der — ihre 
Güter betreffenden Steine perfönlih anmwefend feyn. 

4) Diefe ſowohl, als die Untergänger haben den Inhalt des über die Grenzberichtigung 
aufzunehmenden Protofolls unterfhriftlih anzuerkennen, erftere aber insbefondere, 
daß fie das Gefhäft als mit ihrem Intereſſe übereinfiimmend und gefeglih vorge- 
nommen erachten, und daß die Anfhaffung ver gefeßten neuen Steine notbwendig 
gemwefen fei. 

Diefes Protokoll ift jedesmal mit dem Verzeichniß über die Grenzberihtigungsfoften 

hieher einzufenden. 
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5) Erlaf des R. Finanzminifleriums an die R. Finanzfammer für 
den Jartfreisvom 29. Auguft 1840, 


betreffend: die Betheiligung der Nebenlieger an den Grenzberichtigungsfoften. 


Der Finanzlammer wird auf den Bericht vom „.r...... betreffend die Theilmahme 
der MNebenlieger an den Koften der Walpgrenzberichtigung zu erkennen gegeben, daß bei 
Verfteinung der zwifchen Staatswaldungen und Feldgütern den Befigern der Leptern 
allerdings nicht zugemuthet werden fann, an dem Mehraufwand für die Anfhaffung größerer 
und theurerer als der gewöhnlichen Grenzfteine, Theil zu nehmen, daß vielmehr Privat: 
befiger angrengender Feldgüter, wenn fehlende oder mangelhafte Grenzfteine an Staatswal- 
dungen erfegt werben, nur die Hälfte des communorbnungsmäßigen Steinfaglohns, und der 
Koften gewöhnlicher ortsüblicher Feldgrenzſteine beizutragen haben. 

Jedenfalls ift aber — mie dieß überhaupt gebräuchlich ift — der Grenznachbar von 
einem ſolchen Steinfag, ehe verfelbe zur Ausführung fommt, in Kenntniß zu feßen. 

Bon felbft verfteht es fi) übrigens, daß in dem Fall, wenn es fi von der Verfteinung 
der Grenzen zwiſchen Waldungen auf beiven Seiten oder von Markungsgrenzen handelt, wo 
nothwendig größere gehauene Steine gefegt werben müffen, dieſe Steine auf gemeinfchaftliche 
Koften der beiverfeitigen Grenznachbarn (Walveigenthümer und beziehungsweife Gemeinben) 
anzufhaffen find. 


6) Erlaf des K. Finanzminifteriums an die K. Finanzfammer in Ulm 
vom 14, Dftober 1840, 


betreffend: bie forſtpolizeiliche Auffiht über die außerhalb ber Walbungen ftehenden Waldbäume *). 


Der Finanzlammer wird auf den Bericht vom .... .... betreffend die forftpolizeiliche 
Auffiht über die außerhalb der Waldungen flehenden Waldbäume eröffnet, daß, wenn aud 
die mehr oder minder befcheinigten befondern Anfprüche einiger Standesherrfchaften auf ein 
foldes forfipoligeiliches Auffichtsrecht bei Vollziehung der Berfügung vom 1. Dftober 1839 
nah Maßgabe der Verhältniffe zu berüdfichtigen find, dennoch ein Anftand nicht zu nehmen 
feyn wird, diefe Verfügung, deren Vollziehung in den übrigen Kreifen irgend einen Einſpruch 
nicht veranlaßt hat, auch im Donaufreife in denjenigen Bezirken zur Ausführung zu bringen, 


*) Bergl. au den gleich nachfolgenden Erlaß Nro. 7, 


welche der Forſtpolizei und Forfigerichtsbarkeit der Standesherrfhaften und der K. Hofdo⸗ 
mänenfammer nicht unterworfen find. 

Einer weiteren Ausnahme würde allein in dem Fall flattzugeben feyn, wenn der Staats- 
finanz-Berwaltung in gewiſſen Bezirken noch ein erweisliches Recht auf das Eigentum ber 
auf ven Felvern der Gemeinden oder Privaten fiehenden Walvbäume, wie ein ſolches bie 
K. Hofvomänenlammer behauptet, zulommen würde. 


7) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die R. Finanzkammer in Ulm 
vom 1. Juni 1841, 


benfelben Gegenfland betreffend. 


Der Finanzlammer wird anf den Bericht vom ...... . betreffend die forſtpolizeiliche 
Auffiht über die außerhalb der Waldungen ſtehenden Waldbäume eröffnet, daß unter den 
angezeigten Umftänden nad dem Inhalt ves Erlaffes vom 14. Oktober v.%.*) zu verfahren 
und fomit ausnahmsweiſe die forftpolizeiliche Auffiht und Forfigerichtsbarkeit über folde 
Waldbaͤume fefzuhalten if, welche zwar außerhalb der Waldungen auf den Gütern der Ge- 
meinden und Privaten ftehen, auf deren Eigenthum und Benügung aber der Finanzverwals 
tung ein Recht vorbehalten ift. 

Hienah hat die Finanzfammer die betreffenden Forflämter, in deren Bezirk fih noch 
ſolche Waldbaͤume befinden, zu beſcheiden. 


8) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die K.Finanzkammern 
vom 9. März 1841, 


betreffend: die Entwerfung von Wirthſchaftsplanen für Gemeinde⸗, Stiftungs- und Privat⸗Waldungen 
durch die Oberförſter und Revierförſter. 


Auf die Berichte, welche von den Finanzkammern in Betreff der Frage erſtattet wor: 
den find, ob den Oberförftern die Entwerfung von Wirthfcaftsplanen für Gemeinve-, Stif- 
tunge- und Privat» Waldungen zu geftatten fei, wird Folgendes verfügt: 

1) die den Dberförftern obliegende Ueberwachung ver wirthſchaftlichen Behandlung ber 
Gemeinde-Walvungen erfiredt ſich nicht auf die Anfertigung von Wirthfchaftsplanen, 


*) Oben Rro. 6. 


vielmehr ift ven Walpbefigern zu überlaffen, auf ihre Koften folhe Plane fertigen 
zu laſſen. 

2) den Oberförftern, melde ihrem Hauptberuf durch die Uebernahme folder Gefchäfte 
in der Regel zu fehr entzogen würden, kann die Fertigung eines Wirthſchaftsplans 
nur ausnahmsweiſe in dem Fall geſtattet werden, wenn fie in Folge beſondern Ver⸗ 
trauens, das ein Walobefiger in fie fest, um ein ſolches Gefchäft angegangen wer⸗ 
den; es hängt jedoch in jedem vorkommenden Fall von der Finanzkammer ab, einem 
derartigen Gefuch, unter Kenntnignahme von der dafür durch den Waldeigenthümer 
gebotenen Belohnung zu entſprechen, oder daffelbe zu verweigern, indem es hiebei 
namentlih darauf anfommt, ob ber Hauptberuf des Sberfoͤrſters durch die Ueber 
nahme eines ſolchen Geſchaͤfts nicht Noth leidet. 

3) Unter gleihen VBorausfegungen find auch Nevierförfter zu Uebernahme der Anfertigung 
folder Wirthfchaftsplane zu ermächtigen. 

4) Betreffend die Prüfung von neuentworfenen, oder periodiſch revidirten Wirthfchafte- 
planen, fo liegt diefe in ver Obliegenheit der Dberförfter, und es haben biefelben 
biefür, fo weit fie außer ihrem Wohnfig bemüht find, täglih 3 fl. Diäten anzufpre- 
hen, welche ihnen, wie es für ſolche Fälle vorgeſchrieben if, von ben Kameralämtern 
zu bezahlen, und diefen von den Walpbefigern zu erfegen find. 


9) Erlaf des K. Finanzminifteriums an die K. Finanzfammern und 
ven Bergrath vom 29. Auguft 1842, 


betreffend: die Belohnung ber Untergänger für Gütervermarfungen. 


Der ıc. wird auf ihren Bericht vom ........ in Betreff der Belohnung der Unter- 
gänger für Gütervermarkungen nad vorgängiger Rüdfprahe mit dem K. Minifterium des 
Innern ertwiedert, daß durch die K. Verordnung vom 22. Februar 1841 in Betreff der Feft- 
fegung ber Taggelder ıc. der Amtskörperſchafts- und Gemeinde-Diener die Beftimmungen des 
Kap. II., Abſchn. 15, 55. 5—9 der Commun - Ordnung, wonach die Untergänger für ihre 
gewöhnlichen Verrichtungen aus den Gemeindefaffen zu bezahlen, und diefe zu Erhebung 
von 6 fr. pr. Stein von den Parteien berechtigt find, nicht als aufgehoben zu betrachten ift. 

Für die in der Commun-Ordnung aufgezählten Verrichtungen der Untergänger bei 
Gütern des Staats Fönnen daher auch ferner nur die communorbnungsmäßigen Steinfag- 
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gelver für die Gemeinvefaffen an die betreffenden Rameralämter sc. gefordert werben, woge⸗ 
gen jedoch bei befonderen Verwendungen auf Gütern oder Waldungen der Gtaatsfinanz- 
Berwaltung, 3. B. für Augenſcheine sc. die Untergänger die in der angeführten K. Verord— 
nung beftimmten Tagsgebühren aus der Staatskaſſe anzufprechen haben. 


10) Erlaß des 8. Finanzminifteriums an die R. Finanzkammer 
in Ludwigsburg vom 10. Mai 1843, 


betreffend: die Art des Bezugs ber Belohnungen des K. Forfiverfonals für außerordentliche 
Berrichtungen in Gemeinde » Waldungen, 


Der Finanzlammer wird auf die Anfrage vom ......... erwiedert, daß diejenigen 
Staatsforfidiener, welche mit Erlaubniß der Finanzfammer den Schu von Gemeinde» 
Waldungen beforgen, die ihnen hiefür ausgefegte jährliche Belohnung bei den Gemeinvepfle- 
gen unmittelbar zu beziehen haben, wogegen es hinfihtlih der Diäten für außerordentliche 
Berrihtungen in dergleihen Waldungen bei der Verordnung bleibt, wonach diefe Diäten 
nad vorgängiger Defretur von den Kameralämtern zu bezahlen, und diefen von den Wald- 


befigern wieder zu erfegen find. 


11) Erlaß des K. Finanzminifleriums an die R. Finanzfammern 
vom 27. Oktober 1843, 


betreffend: das Einfammeln von Arzneis und Farbepflanzen, 


Da binfihtlih der Verfügung vom 28. Januar 1841 (Reg.Blatt ©. 49), betreffend 
das Einfammeln von Arznei» und Farbepflanzen in den Waldungen der Zweifel erhoben 
worden ift, ob au die Walveigenthümer, im Fall fie felbft dergleichen Pflanzen in ihren 
Waldungen fammeln wollen, der forftamtlihen Erlaubniß bedürfen; fo wird der ıc. bemerkt, 
daß in ſolchen Fällen vie Erlaubnig der Forftpolizeibehörde nicht erforderlich, dieſelbe viel- 
mehr nur auf Perfonen, welche ein Gewerbe aus dem Sammeln machen, auf „Wurzel« und 
Kräuter-Sammler” anzumenden ift. 
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12) Borfhriften des K. Finanzminifteriums vom 26. December 1843, 


betreffend: die Anweifung und Berredhnung des aus Staatswalbungen zu Bauten 
abzugebenden Geredhtigfeitsholzes. 


Nachdem in Folge der K. Verordnung vom 7. Dftober 1840, betreffend die polizeis 
fihe BVifitation der Getreivemühlen, die Oberamts-Müplfchauer an die Stelle der früheren 
4 Untermühlinfpeftoren getreten find, welche nad dem Erlaffe der vormaligen Forfidireftion 
vom 17. März 1807 (Reg.Blatt ©. 53) das Bau- und Werfholzerforderniß für die zum 
Empfang ihres Nugholzbevarfs aus Staatswaldungen berechtigten Mühlbefiger aufzunehmen 
und deffen Verwendung zu controliren hatten; und da nad den von den Finanzkammern 
hierüber erflatteten Berichten die Gerechtigfeits - Bauholz» Abgaben überhaupt in den verſchie⸗ 
denen Kreifen nicht gleihförmig und nicht überall angemeffen behandelt werben, fo fieht man 
fih veranlaßt, auf den Grund der allgemeinen Berfügungen vom 5. Mai und 27. Oftober 
1808 (Reg.Blatt S. 261 und 569) folgende nähere Vorfriften für die Behandlung der 
Aufnahme des Bedarfs an Gerechtigkeits-, Bau, Nuß- und Werkpolz zu Hochgebäuden und 
Mühlen, fo wie für die Controfe der Verwendung deffelben zu ertheilen: 


$. 1. 

Den zum Empfang von Baus, Nug- und Werkholz aus Staatswaldungen berechtigten . 

Gebäudes und Müplbefigern liegt nach den beftehenden Verorbnungen ob, ihren Bedarf an 

folhem Holz zu Neubauten, Veränderungen und Ausbefferungen an den betreffenden Gebäu- 
den gehörig nachzuweiſen. 

Zu diefem Zwecke haben diefelben 

a) bei vorfommenden umfaffenden Veränderungen der berechtigten Gebäude oder Mühlen 

dur Neubau oder Erneuerung ganzer Gebäube- oder Werktheile, als: Einziehung 

neuer Wände, Gebälfe, Giebel, Auffegung neuer Dachſtühle, Herftellung neuer Wehre, 

Mühlräder, Waſſerſtuben, Gerinne u. dergl. durch einen hiezu befähigten Bauver- 

fländigen nicht nur deutliche Zeichnungen, nämlich Grund⸗, Aufjugs- und Durchſchnitts⸗ 

riffe über das beabfihtigte Baumwefen, fondern au ins Einzelne gehende Ueberſchläge 

über das hiezu erforderlihe Bau-, Nutz⸗ und Werkholz nah Länge und Stärfe unter 

Angabe der Zahl von Stämmen aufnehmen zu laffen, und diefe Zeichnungen und 

Meberfdläge fofort nach eimgeholter polizeilicher Bauconreffion unter Nachweiſung der 
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Nothwendigkeit des Baumefens, vom Drtsvorfteher beurkundet, durch den betreffen» 
den Revierförfter dem Forftamte mit dem Gefuh um Abgabe des Gerechtigkeitsholzes 
zu übergeben. 

b) Bei Heineren Bauveränderungen und Ausbefferungen, ald Einziehung einzelner Schwel- 
Ien, Pfetten, Ballen, Sparten, Büge, Riegel ꝛc., Flidarbeiten am laufenden Werk 
ver Mühlen, an Stellfallen ıc. bedarf es Feiner Zeichnungen, dagegen hat der Be- 
rechtigte gleichfalls durch einen Bauverftändigen einen vollftändigen Ueberfhlag über 
den Holzbedarf unter genauer Bezeichnung des auszubeffernden Gebäude- oder Werks- 
theild und beftimmter Angabe des Grundes der Bauveränderung fertigen zu laflen, 
welcher mit der Beurkundung des Ortsvorſtehers verfehen auf gleiche. Weife dem 
Forflamte vorzulegen if. 

§. 2. 

Der Revierförſter hat von den betreffenden Baugebrechen an Ort und Stelle ſich zu 
überzeugen und ſich bei Vorlegung der Gerechtigkeits-Bauholz-Geſuche über dieſe zu äußern, 
namentlich etwaige Zweifel über die Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der betreffenden 
Bauveränderungen anzuzeigen. 

$. 3. 

Bon dem Forftamte find fofort diefe Geſuche vorläufig auf den Grund der vorliegenden 
Gerechtigkeits⸗Beſchreibungen oder anderer Urkunden, nöthigenfalls unter Rückſprache mit dem 
betreffenden Kameralamte, zu prüfen. Wenn daſſelbe hiebei die Anfprüche in ihrem ganzen 
Umfange rechtlich begründet findet, fo ift dieß auf dem Geſuche zu bemerken, im andern Fall 
aber find diefelben zur näheren Begründung oder Nachweiſung zurüdzugeben. 

$. 4. 

Nah erfolgter Prüfung der Gefuche und vorläufiger Erörterung ihrer rechtlichen Be- 
gründang hat das Forſtamt die Zeichnungen und Ueberſchläge über die unter $. 1a. bezeich- 
neten Bauveränderungen dem betreffenden Bezirfs-Baubeamten, fofern fie Wafferbauten bes 
treffen — dem finanzlammerlichen Wafferbau - Infpektor zur techniſchen Durchſicht zu über» 
fenden und, wenn in einzelnen bedeutenderen Fällen Grund zu Zweifeln an der Rothwendig⸗ 
feit und Zwedmäßigfeit der fraglichen Bauveränderungen vorhanden if, den Baubeamten 
hierauf aufmerkſam zu maden, damit diefer nöthigenfalls an Ort und Stelle Einficht nehme, 
Erſcheint wegen folder Zweifel eine tedhnifhe Prüfung von beabfichtigten Fleineren Bauver- 
änderungen zu $. 1 b. ausnahmsweife nothwendig, fo ift der Nevierförfter zu beauftragen, 
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unter Zuziehung eines fachverfländigen Werkmeifters und des Kameral-Unterpflegers oder 
Lehenammanns örtliche Unterfuhung vorzunehmen, 


$. 5. i 

Die auf vorftehende Weife in rechtlicher und technifcher Beziehung geprüften Holzabgabe- 
geſuche fammt Beilagen find fodann dem der Finanzkammer vorzulegenden jährlihen Holz« 
bebürfniß » Regifter beizufchließen, in welches dem $. 23 der Dienftinftruftion für die Ober» 
förfter gemäß das hienach „aus Gerechtigkeit” abzugebende Bau, Nup- und Werkholz auf 
zunehmen if. Ausnahmsweiſe fönnen in dringenden Fällen dergleichen Geſuche auch einzeln 
vor der für die Einfendung der Holzbedürfnig-Regifter beftimmten Zeit vorgelegt werben. 

j $. 6. 

Die Finanzlammern haben vor der Genehmigung der Holzbedürfniß-Regifter und ber 
in Nothfällen an fie gelangenven einzelnen Gefuche die in denfelben beantragten Bau-, Nutz⸗ 
und Werkfholzabgaben aus Gerehtigfeit, fo weit es noch erforderlich erſcheint, unter Mitwir- 
fung des Kreisbauraths oder des Wafferbau-Fnfpektors einer genauen Prüfung zu unterwerfen. 


$. 7. 

Nah erfolgter Genehmigung der Holzbedürfniß-Regifter oder Bewilligung der einzelnen 
Geſuche haben ſodann die Forftämter die Anmweifung zur Abgabe des Gerechtigkeitsholzes an 
die Berechtigten zu ertheilen und diefe dann in Kenntniß zu fegen. 

$. 8. 

Die wirkliche und rechtzeitige Verwendung des aus Gerechtigkeit abgegebenen Bau⸗, 
Nup- und Werkpolzes zu den angegebenen Zweden hat neben dem Forſtamte auch das Ka⸗ 
meralamt zu überwaden. 

Diefem find daher von dem Forftamte nad erfolgter Anweiſung und Abgabe jenes 
Holzes an die Berechtigten die hiedurch erledigten Geſuche fammt allen Beilagen mit einem 
Auszuge aus dem genehmigten Holzbevürfniß » Regifler oder mit Abfchrift der auf einzelne 
Gefuhe ergangenen Dekrete zuzuftellen. Das Kameralamt hat fofort, nachdem ihm vie be- 
treffenden Forftrechnungen übergeben find, die in diefen erfcheinenden Abgaben an Baus, 
Nup- und Werfholz aus Gerechtigkeit mit jenen Akten und mit den Fameralamtlichen Be- 
ſchreibungen über den Umfang der Berechtigungen zu vergleichen, und wenn daſſelbe hiebei 
feinen Anftand findet, den Gelobetrag diefer Abgaben im Hauptbuch unter das Soll ver 
Einnahme für „abgegebenes Gerechtigkeitsholz“ einzutragen, in Anftandsfällen aber zuvor bie 

46 


362 


Richtigſtellung des Betrages oder die nähere Begründung des Anſpruchs durch Rückſprache 
mit dem Forftamte zu bewirken. 
$. 9. 

Da nad der allgemeinen Verfügung vom 5. Mai 1808 (Reg.Blatt ©. 261) diejeni- 
gen Unterthanen, melde Bauholz aus Gerechtigkeit erhalten, ſchuldig find, daſſelbe in ver 
Regel binnen Jahresfrift zu dem beflimmten Zwede zu verwenden, fo hat das Kameralamt 
nad Ablauf Eines Jahres, von der Zeit der Abgabe des Holzes an gerechnet, unter Rüd- 
ſprache mit dem Forſtamte die Controle über die Verwendung deffelben einzuleiten. Dem 
gemäß if, was das zu Neubauten verwendete Gerechtigkeitsholz betrifft, und fofern es dem 
Kameralamt und Forftamt erforderlich erfcheint, auch bei Hauptveränderungen der oben unter 
$. 1 a. bezeichneten Art, der betreffende Bezirfsbaubeamte, beziehungsmweife der Wafferbau- 
Infpektor, unter Mittheilung der geprüften Ueberfpläge und Zeichnungen zu veranlaffen, 
unter Zuziehung des Revierförfters und des Kameralunterpflegers oder Lehenammans an 
Drt und Stelle genaue, ins Cinzelne gehende Unterfuhung über die wirflihe Verwendung 
des abgegebenen Holzes zu pflegen, und das Ergebniß in dem Ueberfchlag bei den einzelnen 
Sägen zu bemerken, fofort den wirklich verwendeten SM zuſammenzurechnen und mit dem 
abgegebenen zu vergleiden. 

Die Controle über die Verwendung des zu den übrigen größeren und Heineren Bau- 
wefen aus Gerechtigkeit abgegebenen Bau⸗, Nug- und Werkpolzes ift in gleicher Weife von 
dem Revierförfler vorzunehmen , welcher hiezu einen zu diefem Gefchäfte befonders zu ver- 
pflichtenden Werfmeifter und den Kameralunterpfleger beizuziehen hat. 

$. 10. 

Ergibt fih bei der Bergleihung der Maße des wirklich verwendeten Holzes mit den 
Mafen des zu dem Baumwefen abgegebenen Holzes ein Mehrbetrag des legteren, fo ift der 
Berechtigte durch den Revierförfter hierüber zu vernehmen und jener Mehrbetrag mit dem 
Ergebniß der Bernehmlaffung auf dem Ueberſchlag zu bemerken. 

Eine hiebei etwa erfundene vorfohriftwidrige Verwendung oder Entfremdung des Holzes 
hat der Revierförfter dem Forflamte zum weiteren, der allgemeinen Verfügung vom 5. Mai 
1808 entfprechenden Berfahren anzuzeigen. 

$. 11. 

Nah beendigter Controle der Verwendung des Holzes find fodann die Ueberſchläge mit 

den gedachten Bemerkungen vem Kameralamte zurüdzugeben, welches erft dann und nicht 





früher den Gelobetrag des nad diefen Bemerkungen wirklich verwendeten Gerechtigkeits⸗, 
Bau, Nup- und Werkholzes, fo weit ſolches unentgelofich abzugeben ift, ganz, fo weit aber 
biefür geringere Preife oder die Holzhauerlöhne zu bezahlen find, über Abzug von diefen in 
das Hauptbuch im „Soll“ der Ausgabe unter „Holzberechtigungen“ und zugleich unter „Hat“ 
als durchlaufende Ausgabe einzutragen hat. 

Sofort iſt diefer Betrag in der Einnahme am betreffenden Drt (oben $. 8) unter 
„Hat“, durdlaufend, dem Empfänger des Gerechtigfeitsholzes gutzuſchreiben. 

Derjenige Betrag des „Soll“ der Einnahme für Gerechtigkeits-, Bau-, Nug- und Werk⸗ 
holz, welcher durch diefe Gutfchreibung nicht ausgeglichen wird, ift von dem Empfänger dem 
Kameralamte zu vergüten. 

Zu Vergütung für inner der vorgefehriebenen Yahresfrift nicht verwendetes, aber bei 
dem Empfänger no vorräthiges Holz kann von dem Kameralamt nur in dem Falle Auf- 
fhub gewährt werden, wenn bei etwa vormwaltenden befonderen Umftänden von dem Forft- 
amte weitere Friftverlängerung zur Verwendung des Holzes ertheilt wird. In diefem Falle 
wird der Gelvbetrag für foldes Holz als Reſt ver Einnahme behandelt und in das nächte 
Hauptbuh als Ausftand übertragen und kommt, wenn er inner der vom Forftamte anbe- 
raumten Friſt verwendet wird, unter Anfchluß des oben vorgefchriebenen Nachweifes der Ber: 
wendung mittelft durchlaufender ausgäblicher Verrechnung unter „Zahlungsrüdftänden” zur 
Ausgleihung; bei abermals unterbliebener Verwendung aber ift jener Gelvbetrag von dem 
Empfänger zu vergüten und unter den Ausftänden in Einnahme zu bringen. 

$. 12. 

Nah Vorſtehendem findet eine jährlihe allgemeine Bauſchau, wie foldhe in mehre- 
ren Bezirken Behufs der Aufnahme des Bedürfniſſes an Gerectigkeits-, Bau-, Nutz- und 
Werkpolz und zur Eontrole der Verwendung des im vorigen Jahres abgegebenen Holzes 
bisher vorgenommen wurde, fo wie eine Aufnahme des zu Mühlen aus Gerechtigkeit abzu- 
. gebenden Werkholzes durch die Untermühlinfpektoren (jest Oberamtsmühlſchauer) nicht 
mehr Statt. 

Vielmehr ift in ver Regel zu erwarten, bis die zum Empfang von Gerechtigfeits-, Bau-, 
Nut» und Werkholz berechtigten Gebäude- und Werkbefiger ihren Bedarf auf die oben vor- 
geſchriebene Art nachweiſen. 

Auch iſt zu Vermeidung unnöthigen Aufwandes von Diäten und Taggelvern ver 
mit der Prüfung der Gerehtigkeits - Baupolzgefuche und mit der Controle über die Ver— 
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wendung beauftragten Perfonen darauf zu halten, daß — Nothfälle ausgenommen — bie 
Gefuhe um Gerechtigkeits-, Bau⸗, Nuß- und Werkholz auf eine beftimmte Zeit, etwa im 
Laufe der Monate September und Dftober, eingereicht und gefammelt werben. 

Mit der fofort in Beziehung auf Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit ver beabfichtigten 
Bauten vorzunehmenden Prüfung diefer Geſuche ift wo möglich auch die Eontrole der Ber- 
wendung des im vorigen Jahre abgegebenen Gerehtigkeits-, Bau, Nug- und Werkholzes 
zu verbinden. 

$. 13. 

Nach den gegebenen Vorſchriften ift die perfönliche Theilnahme der Kameralbeamten und 
Dberförfter an der Aufnahme und Prüfung des Bedarfs an Gerechtigkeits-Bauholz und an 
der Controfe der Verwendung deffelben, außerhalb ihres Wohnorts in der Regel nicht 
nothwendig. 

Erſcheint aber in einzelnen beſonderen Fällen die Anwohnung des Einen oder des An⸗ 
deren der gedachten Beamten bei jenen Geſchäften ausnahmsmweife räthlih, fo find, wenn 
hiezu die Finanzfammer nicht zuvor Ermächtigung ertheilt hat, die veranlaffenden Umſtände 
in dem betreffenden Diätenzettel näher anzugeben. 


$. 14, 


Was endlih den Aufwand für die Aufnahme und Prüfung des Bedürfniffes an Ge- 
rechtigkeits· Bau, Nutz⸗ und Werkholz und die Controfe über die Verwendung deſſelben 
betrifft, fo haben 

a) die Beflger der hiezu berechtigten Gebäude und Werke die Koſten der Aufnahme von 
Zeichnungen und Ueberſchlägen, wodurch fie nah $.1 a und b. ihren Holzbedarf nach⸗ 
zumeifen ſchuldig find, allein zu tragen, wogegen 

b) die Koften der Prüfung diefer Ueberfchläge und Zeichnungen und der Eontrole über 
die Verwendung des Holzes durch die Baubeamten, die Revierförfter, die hiezu be- 
ftellten Werfmeifter und die Kameralunterpfleger oder Lchensammänner ganz aus 

- der Rameralfaffe zu beftreiten find. Bon diefer Regel tritt jedoch 

c) eine Ausnahme in dem Falle ein, wenn durch verfpätete Verwendung von Gerechtig⸗ 
feits-, Bau, Nugs oder Werkholz eine wiederholte Controle nothwendig wird und 
diefe einen befonderen Aufwand erfordert, in welchem Falle legterer von dem Bes 
rechtigten zu tragen ifl. 


Mebrigens haben die Kameral- nnd Forfibeamten, fo wie die Bauinfpeltoren jede Ge- 
legenheit wahrzunehmen, die Ablöfung folder Bauholz» Berechtigungen nad der unterm 
6. Auguft 1840 gegebenen Anleitung zu förbern. 

Stuttgart den 26. December 1843. 


13) Erlaß des 8. Finanzminifteriums an die R. Finanzlammern 
vom 28. December 1844, 


betreffend: bie Erleichterung der Privatwalbbefiger hinſichtlich der fogenannten Holzauszeichnung. 


In Folge mehrerer in neuerer Zeit vorgefommener Beſchwerden von Privatwalobefigern 
über von Seite der Nevierförfter verzögerte Holzauszeichnungen und über die hiedurch ent- 
flandenen Nachtheile hat man fich veranlaßt gefehen, hödften Orts den Antrag auf eine 
entſprechende Erleichterung diefer Walobefiger zu flellen, welcher Antrag dur höchſte Ent 
fohliegung vom 16. d. M. gnädigft genehmigt worden ifl. 

Man gibt daher der Finanzkammer bis auf weitere Verordnung Folgendes zu erkennen: 

1) den Revierförftern it, wenn fie durd ihren Hauptberuf abgehalten find, bie Holz« 
aus zeichnungen in Privatwaldungen zu der dem Bedarf der Befiger entfprechenden 
Zeit vorzunehmen, zu geftatten, daß fie die Erlaubniß zu der Fällung ohne Auszeich« 
nung ertheilen. 

2) Eine folde Erlaubniß » Ertheilung darf jedoch nicht ftattfinden, wo Mißbrauch berfels 
ben mit Grund zu beforgen ift, oder wo der betreffende Wald einer vorſichtigen Be- 
handlung, die von dem Befiger nicht zu erwarten flände, bedarf. 

3) Die Erlaubniß zu der Fällung ohne Auszeichnung ift von den Förftern ſchriftlich aus- 
äuftellen, und in derfelben das Maaß der Erlaubniß, auch wenn der Waldeigenthümer 
mehrere Waldſtücke befigt, der betreffende Walddiſtrikt auszudrüden. 

4) Der Förfter hat fih fpäter nah Zulaffung feiner Dienftgefhäfte zu überzeugen, ob 
die Erlaubnig von dem Walobefiger nicht mißbraucht worden if. Erhebliche Ueber: 
fehreitungen find dem Forftamte zur Rügung anzuzeigen. 

5) Unbedeutende Nugungen, befonders ſolche, die zu der Befriedigung des eigenen Bes 
darfs der Walobefiger dienen, dürfen in Privatwaldungen ohne befondere Bewilligung 
oder Auszeichnung von Seite des Förſters flattfinden; aud wird das nachträgliche 
Anfhlagen der Stöde von Wind», Duft» und Schneebruchholz erlaffen. 


In Folge diefer auch den Förftern zugehenden Erleichterungen erwartet man, daß bie- 
felben den Holzauszeichnungen in den Gemeinde- und Stiftungs-Waldungen und der Be- 
auffihtigung ver Legteren, binfichtlid deren es für jegt bei den beſtehenden gefeglihen Vor— 
fhriften und Beftimmungen fein Verbleiben hat, die möglichfte Aufmerkfamkeit widmen, und 
daß auch die Forftämter der ihnen dießfalls aufgetragenen Auffüht eifrig nachkommen werden. 


14) Auszug aus der Finanzminifterial-Berfügung vom 10. Januar 1845, 


über bie Bereinfahung der minberwichtigen Gefchäfte bei dem Minifterium und den Mittelftellen in 
Betreff der Frage, in wie weit den Nevierförftern die Annahme von Belohnungen für außer: 
ordentliche Verrichtungen in Gemeinde: und Stiftunge-Waldungen zu geftatten fei. 
". x. ic. 


$. 35. 
ift den Finanzfammern auf ihre im Jahr 1839 erftatteten Berichte unter Mittheilung einer 
von dem K. Minifterium des Innern an die Kreisregierungen erlaffenen Verfügung Fol: 
gendes zu eröffnen: 

1) Die Nevierförfter haben in Gemeinde-, Stiftungs- und Privat» Waldungen alle 
ihnen als Ausflug der Forfipolizei und des Staatsoberauffihtsredhts obliegenden Gefchäfte 
zu beforgen, ohne daß ihnen dießfalls eine befondere Belohnung zu fordern oder anzuneh- 
men geftattet iſt. 

Zu ven forftpolizeilihen Dienftobliegenheiten der Revierförfter gehören: 

a) die Anmweifung der jährlihen Nugung (Inftruftion für die Förfter $. 5); 

b) die Stellung der Schläge und das Auszeichnen des nah dem genehmigten Nugungs- 
plan zur Fällung beflimmten Holzes, fo wie die Sorge, daß die Schläge zu rechter 
Zeit beendigt und geräumt, auch daß die Wind» und Schneebrühe, Duftriffe ıc. 
ſchleunig aufbereitet werden ($$. 6, 7,8); 

c) die Anmweifung der zum Erndwiedenſchneiden geeigneten Walddiſtrikte ($. 13); 

d) die Fertigung der jährlichen Fällungs-Nahweifungen, wozu die Waldeigenthümer eine 
Ueberficht über den Ertrag des Holzfchlags zu geben haben ($. 12); 

e) die Ueberwachung der Waldfulturen ($. 28); 

f) das Verhängen derjenigen Waldtheile, in welchen feine Streue, Waide, Gras, Maft 
und Wildobſt benügt werden darf ($. 13); . 
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g) die Auffiht, daß die Steinbrühe und Gruben fo viel möglich unſchädlich für die 
Holzzucht eröffnet werden ($. 14); 
h) die Anmeifung der zum Harzreigen beflimmten Walobiftrifte ($. 15); 
2) Zu den ven Revierförftern von Amtswegen nicht obliegenden Gefchäften find zu 
rechnen: 
a) die Berathung und Anleitung der Walpmeifter, Walvauffeher und Waldſchützen; 
b) die Anfertigung von allgemeinen Nugungs- und Eulturplanen (Berfügung vom 7, Sep- 
tember 1841, Nro. 8630); 

ec) die Auffiht während des Betriebs der Holzfchläge, die Sorge für das Einhalten der 
Maße, die genaue Aufnahme des gefällten Holzes und die Abgabe oder der Verfauf 
deffelben; 

d) die fpecielle Leitung und Ausführung der Waldkulturen; 

e) die Aufficht wegen der Nebennugungen, namentlih der Streu, Waide- und Gras- 

nußung. 

3) ‚In den unter 2) angegebenen Fällen haben die Revierförfter, wenn fie nämlich von 
den Walobefigern zu der Vornahme jener Geſchäfte aufgefordert werden + Belohnung von 
diefen anzufprechen, welche beftehen kann 

a) in Diäten (vergl. die Verfügung vom 5. September 1825, Reg.Blatt S. 494); 

b) in einmaligen Averfen, oder 

ec) in jährlichen Honoraren. 

4) Die Revierförfter haben die Erlaubniß zu Uebernahme der unter 2) bezeichneten 
Geſchäfte bei dem betreffenden Forftamt nachzuſuchen, welchem da, wo die Gefchäfte gegen 
Diäten übernommen werden, das Erfenntniß über die Zuläffigfeit der Gefchäfts-Uebernahme 
zuftebt, worauf, nad vollzogenem Gefhäft, vie Diätenzettel, wie feither, der Finanzfammer 
vorgelegt und von Diefer auf die Kameralämter angewiefen werben, weld legtere die ges 
nehmigten Beträge bei ven Walpbefigern wieder erheben. Jährlich auf den 1. Zuli iſt über 
die vorgefommenen Fälle eine Ueberfiht an das Finanzminifterium einzufenden. 

5) Die Annahme von Averfalbelopnungen und von jährlihen Honoraren hingegen kann 
nad den Beftimmungen der Dienftpragmatif $.7, der Vollziehungs-Verordnung vom 16. April 
1822, $. 1, und des V. Edikts vom 31. December 1818, $. 23, nur mit Genehmigung 
des Finanzminifteriums erfolgen, an weldes von den Finanzlammern die Anträge zu flellen 
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find, wobei befonders zu erörtern ift, ob der Hauptberuf des Foͤrſters durch die Gefdäfts- 
Uebernahme nicht leidet, oder nicht fonflige Unzuträglichkeiten zu befürchten find. 

6) Betreffend die Uebernahme der Waldhut in nicht Föniglichen Waldungen, fo darf 
diefelbe von Seiten der Revierförfter nicht flattfinden; wogegen es in Gemäßheit des Forfl- 
organiſations⸗Edikts vom 7. Juni 1818, $. 4, den Finanzkammern zufteht, in vorfommenden 
Fällen den K. Walvfhügen eine folde Uebernahme zu geftatten. 


15) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die . Finanzlammern 
vom 6.November 1849, 
betreffend: die Benügung ber Wafferjagben. 

Der ꝛc. wird auf ihre Anfrage vom ........ wegen Benüßung der Wafferjagden Fol- 
gendes erwiedert: 

Die Jagd auf Seen und fiehenden Gewäffern, fo weit diefe der Staatsfinang-Verwal- 
tung eigenthümlich zuftehen, ift gleich der Jagd auf finanztammerlichen Grundftüden zu be- 
handeln; hienach fällt die Jagpbenügung auf Gewäffern von weniger als 50 Morgen unter 
bie in der Vollziehungs-Inſtruktion vom 25. September d. J. $.5 gegebenen Beftimmungen, 
wogegen fie auf Gemwäffern von 50 Morgen und darüber nah dem Ermeffen der Finanz 
fammer entweder abgefondert, oder in Verbindung mit andern Jagden des Staats zu ver» 
pachten ifl. 

Betreffend die Jagd auf öffentlichen Flüſſen, fo iſt diefe nur da in Anfprucd zu neh⸗ 
men und zu verpachten, wo der Staat mit einer Domäne von 50 Morgen oder darüber an 
den betreffenden Fluß grängt. 


16) Erlaß des. Finanzminifieriumsandie. Finanzlammern 
vom 26.November 1849, 
betreffend: die Nichtzulaffung der Forſtamts- Affiftenten, Forftwarte und Waldſchützen zur Theilnahme 
an Jagdpachten. 

Der sc. wird auf ihre Anfrage vom ......... in Betreff der Betheiligung der Forft- 
amts-Affiftenten, Forſtwarte und Waldſchützen an Jagdpachtungen erwiedert, daß die Leber» 
nahme eines Jagdpachtes, oder die Theilnahme an einem folhen von Seiten der genannten 
Forſtdiener mit dem dienftlichen Intereffe ſich nicht wohl vereinigen läßt, mie denn auch die 
Vollziehungs⸗Vorſchrift vom 25. September I. 3. nur den Oberförftern und Förflern die 
Erlaubniß zu Jagdpachtungen einräumt. 


17) Erlaß des R. Finanzminiftleriums an die Finanzkammer des Jartkreifes 
vom 4. Februar 1850, 


betreffend : die Betheiligung ber Forfimarte und Waldfhügen an Jagbpachtungen. 


Auf die Anfrage vom ......... in Betreff ver Betheiligung der Forfimarte und Wald» 
fügen an Jagdpachtungen wird der ıc. erwiedert, daß der Erlaß vom 26. November v. J. 
eine Theilnahme diefer Forfiviener an Jagdpachtungen unbedingt verbietet und daß die aus 
dem bdienftlihen Intereſſe abgeleiteten Gründe diefes Verbots bei Jagddiſtrikten außerhalb 
der Huth der Schugdiener in noch färferem Grade hervortreten, als bei Jagdbezirken inner- 
halb verfelben. 

Was von der Theilnahme an Jagdverpachtungen gefagt ift, gilt analog auch von der 
Uebernahme von Jagdadminiftrationen. 


b) Berfügungen in Flößereifahen und in Betreff bes Wafferregals. 


1) Erlaß des. Finanzminifleriums an die 8. Finanzfammerin Reutlingen 
vom Fi: Jar 1840, | 
betreffend: die Erlaubnig-Einholung zum Flößen. 


Nach einer Mittheilung des K. Minifterium des Innern hat fih zwifchen der Rreie- 
regierung und der Finanzfammer eine Meinungsverfchiedenheit darüber erhoben, ob ven 
DOberämtern oder den Forflämtern und der Finanzkammer das Recht zufomme, Erlaubniß 
zum Flößen auf ver obern Enz oder deren Zuflüffen zu ertheilen, und eigenmächtiges Flößen 
zu beftrafen. 

Da in Folge der zmwifchen den Minifterien des Innern und der Finanzen flattgehabten 
Verhandlungen vorläufig die K. Kreisregierung und das Dberamt Neuenbürg dahin befchie- 
den worden ift, daß die Forflämter Altenflaig und Neuenbürg nicht gehindert werben kön— 
nen, wegen unterlaffener Erlaubniß - Einholung zum Flößen auf ver obern Enz und deren 
Zufläffen, Strafe zu erkennen, dem Dberamt aber nur gegen diejenigen, melde nad aus— 
gewirfter Erlaubniß die zu Erhaltung der Ordnung bei dem Flößen felbft beftehenden Vor⸗ 
ſchriften nicht beobachten, eine Strafbefugniß zufomme, fo wird die Finanzfammer hievon in 
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2) Erlaß der Finanzfammer des Schwarzwaldfreifes.an die Forſtämter 


Altenfiaig, Neuenbürg, Wildberg, und die Kameralämter Hirfau 
und Neuenbürg vom 11. April 1840, 


betreffend: die Erhebung der Floßeonceffionsgelder und Eontrolirung ber Flößerei durch Forſibeamte. 


Dem ꝛc. wird unter Hinweifung auf die im Regierungsblatt erfhienene Verfügung vom 
16. v. M. (Reg.Batt von 1840, ©. 133) in Betreff der Wafferzoll-Abgaben, wegen Fünf» 
tiger Erhebung und Verrechnung der Floßconceffionsgelver, fo wie wegen Mitwirfung ber 
Forftbeamten zu Controlirung der Flößerei auf der Nagold und Enz Folgendes zu erfennen 
gegeben: 

1) Zur Befeitigung der mancherlei Abweichungen, melde fi in die Tarife für die ver- 
fhiedenen Floßabgaben auf ver Nagold und Enz eingefhlihen haben, und zu Herbeiführung 
eines übereinftimmenden Verfahrens bei Erhebung der fraglichen Abgaben find die bisherigen 
Zarife über Floßconceffionsgelver, Wafferzölle und Wafferweggelder zufammengeftellt worden, 
wovon dem Forftamte „.. gedrudte Exemplare nebft ... Exemplaren der oben angeführten 
Minifterial-Berfügung vom 16. März d. 3. zum eigenen Gebraud und zur Abgabe an bie 
betreffenden Revierförfter mitgetheilt werden. 

2) Die fünftig noch zu entrihtenden Floßconceffionsgelver werden für die Nagold von 
dem Wafferzollamte Unterreichenbach, für die Enz von dem Wafferjollamte Neuenbürg erho- 
ben, und in der allgemeinen Rechnung über die Wafferzollabgaben verrechnet. 

3) Die Flößerei auf der Nagold und Enz bleibt fomohl zum Schutz der Flofabgaben, 
als aus forftpolizeilihen Gründen unter die Auffiht der Forflämter und ver venfelben unter« 
geordneten Revierförfter geftellt, in welcher Beziehung folgende Vorſchriften ertheilt werben: 

a) Das zum Verflößen auf der Nagold und Enz beftimmte Holz ift von den Revierför- 

ſtern, oder in Verhinderung derfelben von den durch die Forftämter hiefür beſtimm⸗ 
ten Forftdienern, in deren Bezirk die Einbindeftätten fi befinden, vor dem Abgang 
der Flöße durch Ausmeffung und Bezeihnung des Stammholzes und Nachzählen ver 
übrigen Holzgattungen aufzunehmen. Der Mafftab für die Stärke des Stammhol- 
zes ift das 12 Bachmaaß und vie Forftbeamten haben fich beim VBermeffen ver 
Sabelmaafftäbe zu bedienen. 

Bei der Aufnahme des Holzes ift der Ausfcheidung des aus Staats und andern 
Waldungen abftammenden Stammpolzes befondere Aufmerkfamfeit zu widmen, und 
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es iſt zu Sicherung des Conceſſionsgeldes die Herkunft veffelben mit aller Sorgfalt 
aufzunehmen. 

b) Zu Verhinderung von Forfifreveln mittelft Benügung der Flößerei ift das "Stamm- 
holz bei ver Aufnahme mit dem revieramtlichen Controlehammer in der Art zu bes 
zeichnen, daß derfelbe am obern befchlagenen Zopfende auf das aus Staatswaldungen 
abflammende Einmal, und auf das aus andern Waldungen abftammende Zweimal 
eingefchlagen wird. 

Die Wafferzollämter find angemwiefen, das anfommende Holz genau zu unterfuchen, 
über die mit dem Controlezeichen nicht verfehenen, fofort genau zu befchreibenden 
Stämme ein kurzes, von dem Floßführer zu unterzeichnendes Protokoll aufzunehmen, 
und diefes ungefäumt dem Forftamte, von deſſen Bezirk der Floß ausgegangen ifl, 
zur Unterfuchung des durch die fehlende revieramtlihe Bezeichnung begründeten näd- 
ſten Verdachts einer unbefugten Verflößung zu übergeben. 

c) Auf den Grund der Holzaufnahme find den Floßführern Paffirfheine auszufertigen, 
wozu dem Forftamt ... Buch Gebrauds-Formulare mitgetheilt werden, und in mel- 
den die Nevierförfter übereinftimmend mit den Aufnahmeregiftern die Spalten 2, 3, 
4 und 5 auszufüllen haben. 

d) Wird während der Fahrt einem Floß Stammholz zugeladen, fo ift daſſelbe von dem 
biefür beflimmten Forſtbeamten, in deffen Bezirk die Zuladung erfolgt, nad Bor: 
fohrift a. bis c. aufzunehmen, zu bezeichnen und in dem Paffirfchein nachzutragen. 
(Bergl. $. 1 ver Vorſchriften zum Tarif.) 

Schließlich find die Holzhändfer und Floßführer darauf aufmerffam zu machen, 
daß die Wafferzollämter einen Borrath von dem neuen Tarif der Wafferzollabgaben 
befigen, um fie ihnen gegen den auf 15 fr. pr. Exemplar feftgefegten Erfag für 
Drud» und Heftkoften auf Verlangen abzugeben. 


3) Erlaß des. Finanzminifteriums an die K. Finanzlammer in 
Ellwangen vom 5. Mai 1840, 
betreffend: das Recht der Negalität in Beziehung auf fließende Waſſer und die Auflegung von 
Recognitionszinfen auf Mühlwerke an Waffern, 
Der ıc. wird auf die Anfrage vom ........ in Betreff ver Auflegung von Recogni- 
tionszinfen auf Mühlwerfe an Waſſern unter Bezugnahme auf die Normal-Verfügung vom 
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28. April 1829 (erfter Erg.Bd. zum Reg.-Blatt S. 426) erwiedert, daß das Recht der Re- 
galität in Beziehung auf alle fließende Waffer in Anfpruch zu nehmen if, und nament- 
lih au in dem Falle, wenn einem Dritten das Fifchereirecht in einem fließenden Waſſer 
zufteht, da durch die Regalität auf dieſes Waſſer in Abſicht auf jede andere Benügungsart 
feinen Eintrag leidet. 


4) Erlaßpdes R. Finanzminifteriums an die 8. Finanzlammerin 
Reutlingen vom 29. September 1840, 
betreffend: die Zuläffigfeit des Transports von Brennholz; als Oblaſt der Langholzflöße und 
Entrihtung eines Eonceffionsgeldes hiefür *). 

Der x. wird auf den Beriht vom ........ in Betreff der Zuläffigkeit des Trans- 
ports von Brennholz, als Oblaſt der Langholzflöße, ermwiedert, daß zum Transport von 
Sceiterhol; mittelft Benügung der Waſſerſtraße auf die bezeichnete Weife ebenfo die Erlaub- 
niß der Finanzbehörde erforderlich it, wie zum Transporte von Schnittiwaaren auf den Lang- 
holzflößen. Diefe Erlaubniß ift nicht zu verweigern, inſoweit durch dieſe Beſchwerung der 
Langholzflöße eine Beſchädigung der Floßeinrihtungen nicht zu befürdten ift, und gegen Er- 
theilung derfelben an Conceſſionsgeld anzufegen: 

für ein Klafter buchenes Sceiterhol . » » » 2 2... 30. 
— — — — Hügel . » 2 2 222. 20 
— — — taannenes Scheiterhol -. -. -» 2 2 2.2. 20. 
—— — — Prügelholz..165 kr. 


5) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die Zolldirektion und die Finany 
fammern in Ludwigsburg und Reutlingen vom 26. Dftober 1840, 
betreffend: weitere Beflimmungen über bie Floßabgaben. 

Nachträglih zu der Berfügung vom 15. März I. 3. (Reg.Blatt ©. 133) in Betreff 
der Floßabgaben werden folgende weitere Beftimmungen erteilt: 

1) Bom BVerflögen alles Holzes auf der Enz und Nagold, ohne Rüdfiht auf die Menge 
des Holzes und die Länge des Waffertransports, iſt vor der Abfahrt, Behufs ver 
Aufnahme deſſelben, Anzeige bei dem betreffenden Revierförfler, oder deſſen Stell: 
vertreter, zu machen, welcher dafür den vorgeſchriebenen Paffirfchein auszuftellen hat. 


*) Bergl. auch Erlaf vom 28, Januar 1842, hienach Nro, 6, ©, 373. 
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2) Bei den Wafferzollämtern Unterreichenbadh, Neuenbürg und Baihingen find die Ans 
baltftellen der Flöße durch Aufftellung von Zollftöden, in entfprechender Entfernung 
oberhalb der Waſſerſtube zu bezeichnen, fo, daß der Raum zwiſchen dem Zollſtock 
und dem Floßloch die wafferzollamtliche Holzaufnahmsftelle bilvet. 

3) Das Eonceffionsgeld ift nur für dasjenige Holz zu erheben, welches die Auf- 
nahmsftellen der MWafferzollämter Unterreichenbah und Neuenbürg erreidht. Das 
Holz, welches oberhalb der Zollftätten zu Unterreichenbad und Neuenbürg die Waf 
ferfiraße wieder verläßt, wird von dem Conceffionsgeld unter der Bedingung frei- 
gelaffen, daß der. Floßführer bei Abgabe des Paffirfcheins an den Acciſer des legten 
Ausladeorts jenem eine Gebühr von 15 fr. entrichtet, wogegen der Accifer den Pafr 
firfchein portofrei an den Revierförfter, welcher ihn ausgeftellt, zu überfenden hat. 
Berläßt aber nur ein Theil des im Paſſirſchein enthaltenen Holzes die Waſſerſtraße 
vor Erreichung der Zoflftelle, fo kann der Floßführer felbft diefes im Schein be- 
merfen. 

4) Dem Wafferzoll unterliegt dasjenige Holz, welches die Zollftätten Unterreichenbach 
oder Neuenbürg paffirt, oder innerhalb der Markung jener Orte in das Waſſer ge 
bracht wird; es find jedoch die Sägflöge, welche in die Sägmühlen zu Unterreichen- 
bad oder Neuenbürg zum Schneiden gegeben werden, von dem Wafferzoll frei zu 
faffen, indem dagegen die von diefen Sägmühlen auf die Flöße fommende Schnitt 
waare dem Wafferzoll zu unterwerfen if. Won demjenigen Holz, welches nicht bei 
einer diefer Zollftellen zur Verzollung gezogen wurde, ift der Wafferzoll bei der An- 
funft in Vaihingen zu erheben, indem verfelbe jedenfalls durd das Vorbeiführen an 
der früheren Zollſtelle zu Mühlader als verfallen zu betrachten if. 


6) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die Finanzfammer in Reutlingen 
vom 38. Januar 1842, 


betreffend: das Conceſſionsgeld für das auf der Enz und Nagold verflößte Brennholz. 


Da man aus den mit Beriht vom ......... vorgelegten Alten erfehen hat, daß es 
fih in der Hauptfadhe nur von demjenigen Brennholz handelt, welches in Unterreichenbach 
aufgeladen und gewöhnlih in Pforzheim verkauft wird, fo ift das am 29. Septbr. 1840*) 


*) Dben Ro. 4, ©. 372, 
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regulirte, für die ganze Floßſtraße bemeſſene Conceſſionsgeld vor der Hand nit jur An» 
wendung zu bringen, fondern bis auf mweitere Verfügung 
a) von jeder Klafter Brennholz ohne Unterſchied, welche in Unterreihenbadh auf die 
Flöße geladen wird, ein Conceſſionsgeld von 6 fr, und 
b) von jever Klafter, die auf der Enz oder auf der Nagold oberhalb Unterreichenbach 
verführt wird, ohne Unterſchied der Wegftrede ein Eonceffionsgeld von 12 Er. 
einzuziehen, 
Hienach ift den betreffenden Holzhändlern Eröffnung zu machen. 


D Erlaß des K. Finanzminifteriums an die Zollvireftion und die Finanz— 
fammer für den Schwarzwaldkreis vom A. Februar 1843, 


betreffend: bie Eontrolirung bes auf ber Enz und Nagold ausgehenden Floßholzes. 


Der x. wird in Betreff der Controlirung des auf der Enz und Nagold — 
Floßholzes Folgendes zu erkennen gegeben: 

1) Die hinfichtlich der Paſſirſcheine betreffende Vorſchrift wird dahin abgeändert, daß 
in dem Falle, wenn an einem Floß, für welchen ein Paſſirſchein bereits ausgeſtellt 
iſt, auf der Fahrt von der Einbindſtätte bis zum Waſſerzollamt eine Veraͤnderung 
mittelſt Vermehrung mit Holz von einem andern bereits aufgenommenen Floß erfolgt, 
der Floßeigenthümer oder Führer dem Waſſerzollamt zugleich mit dem Paſſirſchein 
eine nach dem vorgelegten Muſter verfaßte ſchriftliche Anmeldung abzugeben hat, auf 
welcher für die Abgaben beſcheinigt wird. 

Da jedoch öfters der Fall eintreten dürfte, daß ein Theil des in dem abgegebe⸗ 
nen Paffirfcheine enthaltenen Holzes erft fpäter zur Verzollung kommt, in welchem 
Fall ver Flößer ven Urfprung des Holzes nicht mehr beweifen könnte, fo erfiheint 
die Vorfhrift $. 2 in dem vorgelegten Mufter, wornach dem Floßführer über das 
fpäter zur Verflößung fommende Holz ein Auszug aus dem abgegebenen Paffirfchein 
auf Berlangen zuzuflellen ift, nicht ganz zureichend, vielmehr find die Wafler- 
zoller verbunden, in jedem folden Fall vem Floßführer einen Auszug aus dem Paffir- 
fein zuzuftellen. 

2) Der $. 3 der Verfügung vom 26. Oktober 1840, welchem zu Folge in Fällen, wo 
ein aufgenommener Floß oberhalb der Zollftätten die Wafferfiraße verläßt, der Paffir- 
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fein bei den Arcifeämtern abgelegt und von diefen dem betreffenden Revierförfter 
zugefendet wird, if dem Antrage gemäß dahin abzuändern, daß diefe Paffirfcheine 
von den Accifeämtern flatt den Nevierförftern, ven Waſſerzollämtern, und zwar an 
der Enz oberhalb Neuenbürg dem zu Neuenbürg, und an der Nagold oberhalb Un- 
terreichenbach dem zu Unterreichenbach, und endlich von den Accifeämtern zwiſchen 
Neuenbürg, beziehungsweife Unterreihenbah und Baipingen dem Wafferzollamt 
Baihingen zugefendet werben. 

3) Betreffend die Angabe, daß die Revierförfter zumeilen Paffirfcheine ausftellen, bevor 
das Holz eingebunden if, fo wird dieſes von den Forflämtern und den Förſtern 
widerſprochen. Man weiß daher die Anficht, welche die Zollvireftion in der Note 
vom 10. Februar v. 3. gegen die Finanzkammer dahin ausgefprochen hat, daß ges 
flattet werben könne, das zum Verflößen beflimmte Holz auf dem Lande aufzuneh- 
men und mit dem Hammer zu bezeichnen, nicht gutzuheißen, fondern will es dabei 
belaffen haben, daß das Holz im Waffer aufzunehmen und zu bezeichnen if. 

4) Uebrigens hat fi bei diefer Veranlaffung ergeben, daß der Tarif vom 16. März 
1840 dasjenige gemeine tannene Bauholz, welches auf der Nagold und Enz in der 
Sänge von 35, 45, 55 Fuß abgefchnitten wird, nicht enthält, welcher Mangel vor- 
ausfegen läßt, es fei indeſſen dieſes Holz von den Wafferzollämtern entweder zu 
hoch oder zu niedrig Haffificirt worden. Um nun einestheild eine gleiche Behand- 
fung diefer Sorten herbeizuführen, anderntheils die Uebereinftimmung der Paffir- 
feine mit den Zollerhebungs-Regiftern zu bewirken, wird hiemit genehmigt, daß bei 
jenen Sorten die ungeraden 5 Schuhe von den Wafferzollämtern infofern unbeachtet 
gelaffen werben, als diefes Holz zu den fehwächften Sortimenten gehört; der gemeine 
3öger ift alfo als gemeiner 30ger zu behandeln. 


8) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die R. Finanzlammern 
vom 11, März 1844, 
betreffend : die Beichränfung des Flößens bei niedrigem Waſſerſtand. 
(Mit einer Beilage.) 
Da man fi hinſichtlich der Zuftändigkeit der Beſchraͤnkung des Flößens bei niedrigem 
Waſſerſtand mit dem K. Minifterium des Innern darüber vereinigt hat, daß zwar die Ver 
fügung der Sperre der Wafferfirafe wegen niedrigen Wafferflanves den Behörden des Der 
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partements des Innern zuftehe, daß jedoch die Oberämter verbunden feien, vor Erlaſſung 
einer folhen Verfügung mit den betreffenden Forſtämtern, welche mit der Wahrung des 
Waſſerregals und der Leitung der Flößerei beauftragt find, und die in ſolchen Fällen die 
Flößer zu vertreten haben, über die Nothwendigfeit der zeitigen Befchränfung oder Einftellung 
der Flößerei Rüdfprache zu nehmen; fo läßt man der Finanzlammer den von dem Minifte- 
rium des Innern an die Kreisregierungen gerichteten vießfälligen Erlaß nachſtehend zur 
Kenntnig und Mittheilung an die Forflämter zugehen, indem zugleich bezüglich feines In⸗ 
haltes daraufjaufmerffam gemacht wird, daß nur im Intereffe ver Getraidemühlen das 
vorübergehende Befchränten oder Einftellen des Flößens flattfindet. 


Beilage 
Erlaß des K. Minifterium des Innern an die R. Kreisregierungen, 


Der im Sommer 1842 eingetretene Waffermangel hat namentlih auf dem Schwarz- 
wald die Nothwendigkeit herbeigeführt, im Intereſſe des ungeftörten Fortbetriebs der Ge- 
traidemühlen das Flößen vorübergehend theils zu beſchränken, theils gänzlich einzuftellen. 

Da ähnliche Verhältniffe wieder eintreten fönnen, fo wird, um dag hiebei zu beobad- 
tende Verfahren gleichförmig zu regeln, im Cinverftändniffe des K. Finanzminifteriums ber 
Regierung Nachſtehendes zu erkennen gegeben: 

1) Die Verfügung der Sperre der Wafferfirage wegen niedrigen Waflerflandes fleht 
ebenfo, wie die Sperrung verfelben wegen Waflerbauten im Allgemeinen, den Behör- 
den des Departements des Innern zu. 

2) Da jedoch die Veränderungen des Wafferftandes nicht fo, wie in der Regel die vor- 
zunehmenden Wafferbauten und ihre Dauer zum Voraus fi berechnen laffen, und 
mit dem Verzuge, den eine Berichtserftattung und Befceidseinholung zur Folge hätte, 
erhebliche Nachtheile verbunden feyn Fönnen, fo ift ven DOberämtern zu überlaffen, 
Verfügungen in diefer Beziehung im Einflange mit den Dberämtern der höher geles 
genen Flußftreden zu treffen, jedoch unter gleichzeitiger Anzeige hievon an die vor 
gefegte Kreisregierung mit Anfhluß der Akten und vorbehältlih des Erfenntniffes 
der legtern über dasjenige, was definitiv zu verfügen feyn möchte. 

3) Bor Erlafjung einer folhen Verfügung haben die Dberämter nit nur das That⸗ 
fählihe des niedrigen Wafferflandes und des Bedürfniffes der Mühlen gehörig zu 
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prüfen, fondern auch mit den betreffenden Forflämtern, welche die Flößenden hierin 
zu vertreten haben, deßhalb Rüdiprache zu nehmen, fo weit nicht dringende Gründe 
des öffentlichen Wohle oder Gefahr auf dem Berzug ein augenblickliches Handeln 
erfordern und dadurch eine vorgängige Rüdfprache verhindern. 

4) Bei dieſer Entfheivung ift darauf Bedacht zu nehmen, daß wo möglich nur eine Be- 
ſchränkung, nicht eine völlige Einftellung des Flößens angeordnet, und die legtere 
nur da, wo bie Nahrungs-Sicherheit fie nothwendig erfordert, auch nur auf fo fange, 
als dieſe Borausfegung dauert, verfügt werde. 

5) Bon der getroffenen Verfügung find jedesmal die bei dem Flößen betheiligten Forft- 
ämter ausdrüdlich zu benachrichtigen. 


Die RKreisregierung hat die ihr untergeordneten Oberämter hienach zu inſtruiren, auch 
fi felbft eintretenden Falls hienach zu achten. 


Stuttgart den 26. Februar 1844. 


9) Erlaf des K. Finanzminifteriums an die R. Finanzlammern 
vom 4. Juni 1844, 


betreffend : die Entrihtung der Wafferzinfe aus geflatteten Waſſerwerken vor ber Ausführung 
berfelben, 


Der Finanztammer wird in Uebereinflimmung mit dem Minifterium des Innern zu er- 
fennen gegeben, daß der Inhaber einer Conceffion zur Errichtung eines Waſſerwerks als 
verpflichtet anzufehen ift, die ihm vermöge des Wafferregals von den Staatsbehörden ange- 
fegten Abgaben für die Wafferbenügung von der Zeit der Ertheilung der Conceſſion an zu 
entrichten, da das Recht, welches durd die Eonceffion erworben wird, gleich andern realen 
Rechten auf Andere übertragen, und fomit auch ohne Ausführung des beabfihtigten Werkes 
dur Veräußerung nugbar gemadt werden fann, überdieß aber die Staatsbehörden, fo lange 
das verliehene Recht nit aus irgend einem runde, 3. B. durch Verzicht, erlofchen if, 
gehindert find, an derfelben Stelle ein Waſſerwerk errichten zu laffen. 

Uebrigens verfteht es fih von felbf, daß mit dem Erlöfchen des Rechts auch die Ber- 
bindfichkeit zur Bezahlung der Abgabe aufhört. 
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10) Erlaß der K. Minifterien des Innern und der Finanzen an die Kreis 
regierung und die Finanzfammer des Schwarzwaldfreifes vom 
18. Juni 1844, . 


betreffend: das Flößen auf den Grundbächen bed Nedars. 


Auf den Bericht der Kreisregierung vom ........ betreffend die Einführung einer 
Ordnung für die Verhältniffe ver Flößer auf den Grundbächen des Nedars, ift ver Entwurf 
des Statuts für die Vereine der Langholsflößer auf den Grundbächen des Nedars zum Be- 
huf der Unterhaltung der Wafferfiraße unter den für nöthig und angemeffen erachteten Mo- 
dififationen Seiner Königliden Majeftät zur Genehmigung vorgelegt worden. 

Nachdem folhe durch höchſte Entſchließung vom 16. d. M. erfolgt ift, fo wird dieſes 
Statut der Kreisregierung und Finanzlammer mit dem Auftrage zugefertigt, daffelbe den bes 
treffenden Bezirksbehörden von Freudenſtadt und Sulz, und denjenigen, welche in deren Be- 
zirken die Flößerei auf den Grundbädhen des Nedars betreiben, zur Nachachtung hinaus- 


zugeben. 


Statut 


für die Vereine der Langholzflößerei auf den Grundbächen des Nedars 
zum Behuf der Unterhaltung der Wafferftraße. 


Genehmigt durch K. Entſchließung vom 16, Juni 1844. 


$. 1. 

Alle diejenigen, weldhe das Gewerbe der Langholzflößerei auf den Grundbächen des 
Nedars (Glatt, Lauter und Heimbach) betreiben, bilden zum Behuf der Erhaltung der 
Waſſerſtraße zwei Vereine, und zwar 

1) für die Glatt und Lauter bis in den Nedar, 

2) für den Heimbach bis zu feinem Cinfluffe in die Glatt, wovon der erfle unter der 
Auffiht des Ober» und Forflamts Freudenftadt, der legtere unter der des Ober» und 
Forſtamts Sulz fleht. 

§. 2. 

Jedermann ſteht geſetzlich frei, das Flößergewerbe auf den Grundbächen des Neckars zu 

treiben. Er iſt jedoch ſchuldig, den Vereinsvorftänden derjenigen Strecken, auf welchen er 


ſich damit abzugeben gedenkt, die Anzeige hievon zu machen. Mit diefer Anzeige tritt er 
von ſelbſt in den. die Strecke betreffenden Verein, ohne daß er einer befondern Aufnahme 
bebürfte. 

$. 3. 

Die Gefammtheit der jeweiligen Mitglieder eines Vereins faßt inmerhalb der Grenzen 
des Vereins zwecks durd Stimmenmehrheit Befchlüffe, welche für die Einzelnen bindend find. 
Für die Leitung ihrer Berfammlungen und für die Beforgung der Angelegenheiten des Ver⸗ 
eins außerhalb derfelben werden VBorftände, die zugleich Rechner des Vereins find (fogenannte 
Waflervögte) von der Gefammtheit durh Stimmenmehrheit je auf 6 Jahre gewählt. 

Der Berein für den Heimbach erwählt nur Einen Waffervogt, der Verein für die Glatt 
und Sauter aber zwei Waffervögte, wovon der eine auf der Glatt, der andere auf der Lau 
ter bis zu ihrer Vereinigung mit jener in Niederhofen und beide nah Jahren abwechfelnd 
auf dem meiteren Laufe der Glatt bis zu ihrem Einfluſſe in den Nedar, die Verrichtungen 
beforgen, in den Berfammlungen aber je der ältere ven Borfig führt. 

Der auffehende Dberamtmann, oder der von ihm beauftragte Schultheiß leitet die Wahl- 
handlung, zu deren Gültigkeit erfordert wird, daß wenigſtens die Mehrheit ver Mitglieder 
des Vereins erſchienen fei, unter Zuziehung der beiden älteften Flößer als Urkundsperfonen. 
Die Gewählten werden vom Oberamte beflätigt und verpflichtet. 


$. 4. 

Obliegenheit des Waflervogts ift es insbefondere, die Ausführung der nötigen Waf- 
ferbauten, die Räumung des Floßbachs, die Umlage der dadurch veranlaßten Koften auf die 
Flößer, fo weit nicht die Staatsverwaltung Beiträge hiezu leiftet, den Einzug des Betreffs 
bei den einzelnen, die Bezahlung des Aufwands und die Rechnungs-Ablegung hierüber zu 
beforgen. 

$..5. 

Regel ift, daß die Bacherhaltungsfoften eines Jahres auf diejenigen, welche in diefem 
Jahre die Langholzflößerei auf den Bächen betrieben haben, umgelegt werben. Den Maf- 
ftab zu dieſer Umlage geben die von der Forfibehörde ausgehenden Aufnahmen der Flöße 
nad der Zahl ver Geftöhre und Stämme, nad ihrer Länge und Breite u. f. m. Gtreitig- 
feiten über die Richtigkeit ver Umlage und überhaupt Anftände bei Aufbringung der Mittel 
zu Dedung ver Bacherhaltungskoſten entſcheiden die Regierungsbehörden. 


$. 6. 

Sollte in Folge befonderer Naturereigniffe (3. B. Ueberfhwenmungen) und dadurch 
berbeigeführter außerordentlicher Ausbefferungen an den Wafferbauten oder durch Neubauten 
der Aufwand eines Jahres mit dem Betriebe ver Flößerei diefes Jahres im Mifverhältnig 
fieben oder feiner Natur nach (mie bei Neubauten) eine Beiziehung der Flößer der künftigen 
Jahre zu Dedung derfelben rechtfertigen, fo ift dem Vereine geftattet, denfelben auf mehrere 
Jahre zu vertheilen. Hierüber ift von der Vereinsverfammlung Beſchluß zu faflen, welcher 
unter Angabe der Bertheilungsmweife, und, falls zu obigem Zweck Anlehen aufgenommen 
worden wären, unter Anfchluß des Schuldentilgungsplans, dem Dberamt zur Genehmigung 
vorzulegen ifl. 
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Der Berfammlung des Vereins ift ferner unbenommen, Befchlüffe über die Einführung 
von Cintrittsgelvern zu faflen, welde ver Genehmigung des Dberamts unterliegen. 

Eine folhe Genehmigung kann nur dann ertheilt werden, wenn das Eintrittsgeld von 
allen .Flößenden ohne Unterſchied, ob fie von früheren Flößern abftammen oder nicht, er- 
hoben wird. 

5.8. 

Die NRechnungs-Ablage gefhieht jährlih dem Flößervereine. 

Wenn die Rechnung von dem Waffervogt geftellt if, fo wird fie von einem Rechnungs⸗ 
Verfländigen, deſſen Wahl dem Vereine überlaffen if, geprüft, und eine beſtimmte Zeit hin- 
durch zur Einficht aller Vereins-Mitgliever aufgelegt. Sodann wird fie von der Bereing- 
Berfammlung oder einem zu diefem Zweck von legterer gewählten Ausſchuſſe unter Erlebi- 
gung der etwaigen Ausftellungen abgehört. Die Rehnungsführung ſteht unter der Aufficht 
des Oberamts in der Art, daß die Rechnungen vemfelben alljährlich nad der Abhör vorge: 
legt werden, um Einfiht davon zu nehmen, fi von deren formellen Richtigfeit Ueberzeugung 
zu verfhaffen, und etwaige Gefegwidrigfeiten, die ihm hiebei auffallen, abflellen zu können. 
Eine fürmliche in das Einzelne gehende Superrevifion der Rechnungen durch das Oberamt 
findet in fo lange nicht fatt, als nicht durch Beſchwerden der Betheiligten oder andere drin; 
gende Gründe ein näherer Anlaß dazu gegeben wird. 

$. 9. 

Das Forftamt führt darüber Aufficht, dag die Floßbäche von den Waffervögten in un: 

Hagbarem Stand erhalten werden. Auch find die zur Ausführung der Bauten erforderlichen 
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Riffe und Koftensvoranfchläge, fo weit die Staatsfinanz- Verwaltung das Bauholz zu ben 
felben unentgelolich abgibt, dem Forftamte zur Begutachtung und Genehmigung vorzulegen, 
welches zugleih darüber wacht, daß das Holz wirklich zu den angegebenen Zwecken ver- 
wendet wird. Der Kreisregierung bleibt jedoch vorbehalten, wenn fie es eintretender Um⸗ 
flände wegen für zwedvienlih halten follte, die fraglichen Baupläne ihrer Prüfung zu umter- 
werfen, oder eine befondere Vifitation der Wafferfiraße vornehmen zu laffen. 


$. 10. 

Die Entfcheivung der Negierungsbehörde hat ferner einzutreten, wenn Beſchwerden ber 
Flößer über die Wafferftraße erhoben merden, oder wenn die Nothwendigkeit fih heraus 
ftellen follte, die Waffervögte zu einzelnen Leiflungen, welche die Forfibehörde für nöthig 
erkannte, zwangsmeife anzuhalten, oder im Wege der Hülfsvollfiredung eine von ihnen uns 
terlaffene Leiftung auf Rechnung des Vereins durchzuführen. 

Wenn Streit darüber entflehen follte, ob ver Verein überhaupt die betreffenden Leis 
ftungen zu übernehmen, oder ob ein Dritter ihn hierin zu vertreten habe, fo entſcheiden hier- 
über gleichfalls die Negiernngsbehörden, foferne es fih von einer vorforglihen Verfügung, 
oder von der Anwendung eines öffentlich rechtlichen Titels handelt. Privatrechtliche Strei- 
tigkeiten diefer Art find, wenn ein von dem Oberamt vorzunehmender friedensgerichtlicer 
Berfuh ohne Erfolg geblieben ifl, an die Civilgerichte zu vermeifen. 


$. 11. 

Würde es fih von Anftänden auf derjenigen Strede der Glatt, welche in dem fürftlich 
Hohenzollern » Sigmaringen’fhen Gebiete liegt, oder von Einſchreitungen gegen die in dieſem 
Gebiete gelegene Mittel der dem legteren angehörigen Vereins» Mitglieder handeln, fo wird 
das Oberamt Freudenſtadt durch Rückſprache mit dem fürftlihen Oberamte Glatt die Ver— 
mittlung der Intereſſen des betreffenden Vereins ſich angelegen ſeyn laffen, 


11) Erlaß des K. Finanzminifleriums an die K. Finanzkammern vom 
22. April 1845, 


betreffend: die Zeit der Sperrung ber Waflerftraßen aus Anlaß von Flußbauten. 


Auf eine bei vem K. Minifterium des Innern gemachte Anfrage, in melden Monaten 
gemäß der Vorſchrift vom 1. Auguft 1825 (Reg.Blatt ©. 434) der Regel nah die Sper- 


rung der Wafferfirafen Behufs der Vornahme von Flußbauten flattgegeben werde, hat das 
gedachte Minifterium folgende Antwort gegeben: 

Die Holzflößerei auf der Enz, Nagold und dem Nedar wird während der Momate 
April, Mai, Juni und Zuli, fodann im Oktober und November am ftärkfien betrieben, auch 
bei zeitigem Ablauf des Eisgangs und Hochwaſſers ein Theil des Monats März ſchon benützt; 
am menigften ſtark geht die Flößerei in den Monaten Auguf und September, oft auch im 
Zuli, weil die Gemwäffer in der Regel während diefer Monate im niedrigften Stand fi 
befinden. 

Es ergibt ſich demnach von felbft, daß die Monate Auguft und September (in trode- 
nen Jahrgängen auch der Juli) diejenige Zeit find, welche aus doppelter Rüdficht für die 
Bornahme von Wafferbauten als die geeignetite erfcheint, venn 

1) dringt die mit Vornahme folder MWafferbauten gemöhnlid verbundene Sperre ber 

Flößerei die wenigften Nachtheile, weil diefelbe des niedrigen Wafferftandes wegen in 
den gedachten Monaten ohnedieß nur ſchwach oder gar nicht betrieben werden könnte, 

2) eignet ſich diefe Zeit eben wegen des gewöhnlich niederen Wafferftandes, fo wie we— 

gen der wärmeren Temperatur des Waſſers am beften zu Ausführung von MWaffer- 
bauten. Cine Ausnahme von diefer Regel bilden diejenigen größeren Flußcorrectio— 
nen, bei melden Faſchinenbauten zur Anwendung fommen, für welche wegen des 
Gedeipens der Weidenholzbauten gewöhnlich die Zeit vom 1. December bis gegen 
Ende März benügt werden muß. Da während dieſer Zeit die Floßfahrt ohnedieß 
eingeftellt if, fo kommt es übrigens felten vor, daß ſolche Bauten mit den Intereffen 
der Flößerei in Collifion fommen. 

Hievon wird die x. Behufs der rechtzeitigen Einleitung der die Ausführung der von 
der Staatsfinanz » Verwaltung vorzunehmenden Bauten an floßbaren Flüffen bevingenven 
Vorbereitungen in Kenntniß gefet. 


12) Erlaß des KR. Finanzminifteriums an die KFinanzkammer des Schwarz 
waldfreifes vom 17. November 1845, 
betreffend : das Einbinden von Langholzflößen während einer Floßftraßenfperre. 
Auf den Beriht, melden die Finanzfammer in Betreff des Cinbindens von Lang- 


bolzflößen während einer Floßftraßenfperre erftattet hat, gibt man derfelben Folgendes zu 
erkennen: 
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Nach der Aeuferung des Forſtamts Neuenbürg wird auf der Enz während einer Floß⸗ 
firaßenfperre das Einbinden und Verflößen folhen Holzes, welches oberhalb der gefperrten 
Stelle auf einem Holzlagerplag oder bei einer Sägmühle wieder ausgezogen wird, geflattet; 
Dagegen das Einbinden folhen Holzes, das beflimmt ift, über die gefperrte Stelle hinaus- 
geflößt zu werden, verboten, mit welchem Berfahren man ganz einverflanden if. Aus den 
vorgelegten Akten geht nun nicht hervor, ob dasjenige Holz, deffen Einbindung von dem 
Forflamte Altenftaig unterfagt worden, zum Ausziehen oberhalb der gefperrten Strede be- 
ſtimmt gewefen fei, oder nicht, in welch erſterem Falle das Einbinden und Berflößen veffel- 
ben, foferne nicht weitere Hinderniffe vorgelegen haben, zu geflatten gewefen wäre. 

Da nunmehr die Eigenſchaft eben dieſes Holzes nicht mehr zu ermitteln, fomit für das 
Verfloffene nichts mehr zu verfügen ift, fo wird die Finanzfammer, was die Zukunft betrifft, 
angemwiefen, zu Befeitigung eines ungleihen Verfahrens auf der Enz und Nagold das Forft- 
amt Altenftaig auf die angegebene Weife zu inftrwiren; aud demfelben, fo wie dem Forft- 
amte Neuenbürg bemerklih zu madhen, daß es feinem Anſtande unterliege, drei Tage vor 
Zuendegehen der Sperre mit dem Einbinden der Flöße wieder zu beginnen. 

Infoferne fih auf den Grundbächen des Nedars und auf der Kinzig dießfalls Feine 
Mipftände ergeben haben, wie denn dort überhaupt andere Verhältniffe beflehen; fo ift die 
gegenwärtige Verfügung auf die Enz und Nagold zu befgränfen. 


©) Berfügungen in Saden ber Forſtſtraf-Rechtspflege und ber privatrehtliden 
Berbältniffe der Forfiverwaltung. 


1) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die R. Finanzlammern 
vom 8. Februar 1838, 
betreffend: die Entfhädigung der Oberförfter für die Rugprotofoll-Auszüge. 
Da fih über ven Sinn des $. 20 des Nachtrags zu den Forſtdienſt⸗Inſtruktionen vom 
26. Mai 1837, nad welchem 
die Gebrauds- Formulare zu den Rugregiftern, die zugleih die Rugtag- Protokolle 
bilden, den Forfimarten und Waldſchützen unentgelolih von den Oberförflern ab- 
zugeben find, welche dagegen vom 1. Juli 1837 an für die Strafprotofoll » Aus- 
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züge eine Entfhädigung nah der Zahl der Straffälle von 1 Fr. für jeden aus 
dem Ertrage der Rugtagsfporteln zu beziehen haben, 
verfehievene Zweifel erhoben haben, fo wird der ı. Folgendes zur Nachachtung eröffnet: 
ꝛc. x. x. 


2) Die ven Forftämtern zugedachte Entſchädigung ift nach den Worten des $. 20 nicht 
für die Abgabe von Formularen zu den Rugregiftern, fondern fur die Strafprotofoll- 
Auszüge (Strafaffignationen) nah der Zahl der Straffälle bemilligt; fie erhalten 
aus dem Ertrage der Rugtagsfporteln eine Vergütung von fo viel Kreugern, als 
die gefertigten Strafprotofoll = Auszüge Straffälle enthalten, und es kommt hiebei 
nicht darauf an, ob die Staatsfaffe oder ein dritter Walvdeigenthümer die Strafe zu 
beziehen hat. 

3) Diefe Entſchädigung von 1 Er. für jeden Straffall ift in das vom Oberförfter und 
Forftaffiftenten zu beurfundende Verzeichniß der Rugtagskoften aufzunehmen, und mit 
diefen aus den Rugtagsfporteln zu bezaplen. 


2) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die R. Finanzlammern 
vom 7. Yuguft 1838, 
betreffend: die Tragung der Koflen von Hausausfuchungen wegen Forfifreveln, wel erflere ein zum 


Strafbezug berechtigter , jeboch mit der Forfigerihtsbarfeit nicht befleideter Guts- oder Privat: 
wald = Befiger veranlaßt hat. 


Aus Beranlaffung einer Anfrage der Finanzkammer in Ellwangen ift die Frage zur Er« 
Örterung gekommen: ob die Koften einer Hausausfuhung, melde zum Zwecke der Entdeckung 
eines begangenen Forfifrevels ein zum Strafbezug berechtigter, jedoch mit der Forfigerichts- 
barkeit nicht befleiveter Guts⸗ oder Privatwald-Befiger durch feine Forflviener hat vornehmen 
laffen, in dem Falle von der K. Forſtkaſſe zu übernehmen feien, wenn die Unterfuhung zu 
feinem Ergebniß geführt habe. 

Infofern nah den beftehenden Normen die K. Forſtkaſſe die Koften der Forſtgerichts⸗ 
barfeit auch dann zu übernehmen hat, wenn die erfannten Geloftrafen dem mit der Forfl- 
gerichtsbarfeit nicht befleiveten Walpbefiger zuzutheilen find, auch jener dem Grundfage nach 
durch die einzuziehenden Rugtagsfporteln entſchädigt werden foll, kann zwar im Allgemeinen 
der Erfag folder, der Regel nad den Unterfuchungsfoften in Forſtſtrafſachen beizuzäplenden 
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Hausausfuhungskoften, wenn die Ausfuhung aus erheblichen Gründen von dem verpflichteten 
Forftviener eines Walveigenthümers vorgenommen worden ift, nicht verweigert werben. ine 
folhe Koftenübernahme ann jedoch nicht anders, als auf erfolgtes forftamtlihes Erkenntniß 
nad Prüfung der in jedem Falle eintretenden Verhäftniffe gefhehen, und es find vie Forft- 
ämter verpflichtet, diejenige Anforderungen, welche durch Hausausfuhung ohne erhebliche 
Gründe veranlaßt worden find, zurückzuweiſen, und jedenfalls vie aufgerechneten Koften, 
welche, da der Forſtdiener des Walpbefigers der Regel nad Feine Diäten und Gebühren 
anzufprechen hat, nur in den Gebühren der beizuziehenden Urkundsperfonen beftehen können, 
gebührend zu ermäßigen. 


3) Erlaß des R. Finanzminifleriums an die 8, Finanzfammern 
vom 12. Februar 1839, 


betreffend: die Beftimmung der Ungehorfamsftrafen, von welchen dem Forfiperfonal eine 
Anbringgebüpr zuſteht. 

Ueber die Frage, welche von den Forſtbehörden erkannten Geldbußen als Ungehorfams- 
firafen in dem Sinne anzufehen feien, daß von denfelben nad $. 4 der Dienftinftruftion für 
die Oberförfier ein Bezug von Anbringgebühren nicht ftattfindet, haben fih aus Veranlaffung 
mehrerer zur Anzeige gebrachten Fälle Zweifel ergeben. 

Zu Befeitigung verfelben, fo wie der theilmeife verſchiedenen Behandlungsweife der 
Forflämter wird daher die Ermächtigung ertheilt, von allen denjenigen Gelobußen den An- 
bringern Gebühren zu bewilligen, welche wegen Uebertretung forftpolizeilicher Anordnungen, 
alfo mamentlih auch wegen Uebertretung des Verbots von Wegen, wegen der Holzabfuhr 
zu unerlaubter Zeit, oder vor Genehmigung eines Berfaufs, wegen Veräußerung von ®e- 
vechtigkeitsholz, fo wie wegen DVerfehlungen der Holzhauer gegen ihre Inftruktion, wegen des 
Fällens unausgezeichneten Holzes von Gemeinden und Privaten ı. erfannt worden find. 

Dagegen find in die Klaffen der Ungehorfamsftrafen, von welden eine Anbringgebüpr 
nicht flattfindet, diejenigen Geldbußen zu zählen, welche wegen Nichtachtung eines befonderen 
Befehls ver Forfibeamten oder Forfidiener im einzelnen Falle, fo wie überhaupt zu Auf- 
rechthaltung des amtlichen Anfehens auferlegt worden find, zu welchen Verfehlungen nament- 
lich die Nichtbeachtung einer ergangenen Vorladung, unrichtige Angaben, überhaupt Namens- 
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und Wohnorts-Verläugnung, Verheimlihung oder Verläugnung der Mittheilpaber oder Mit- 
fhuldigen, Entfpringen bei ver Betretung auf einem Waldvergehen, Nictbefolgung der 
Aufforderung die Waffen abzulegen, Befhimpfung der Forfidiener sc. gehören. 


4) Erlaf des R. Finanzminifteriums an die Finanzfammer in Reutlingen 
vom 14. Januar 1840, 


betreffend: die Vollziehung von Gefängnißftrafen an ortsabweſenden Forfifreolern. 


Der ꝛc. wird auf den Bericht vom .....+:.. betreffend die Vollziehung von Gefäng- 
nißftrafen an ortsabwefenden Forſtfrevlern, eröffnet, daß man eine Abänderung des bisheri- 
gen allgemeinen Verfahrens, wonach abweſende Forftfrevfer erft bei ihrer Zurüdfunft in 
ihren Heimathsort zu Erftehung der ihmen auferlegten fFreiheitsftrafe anzuhalten find, in 
mehrfacher Hinficht nicht für angemeffen erachtet, und daher die ıc. nad dem Antrag ermäd- 
tigt haben will, ven Bollzug folder Strafen bis nach ver Heimkehr der Beftraften, und 
nad Umfländen bis zum Ablauf der für den Urbeissverbienft vorzüglich geeigneten Jahres— 
zeit aufzufhieben. Dabei verfteht es ſich übrigens von felbft, daß ausnahmsweiſe bei ein- 
tretenden befonderen VBerhältniffen den Forfibehörden überlaffen bleibt, die Vollziehung folder 
Strafen außerhalb des Wohnorts ver Forfifrevfer und ohne Rückſicht auf die Jahreszeit 
einzuleiten. 


5) Erlaß des K. Finanzminifleriums an die K. ice 
vom 3. März 1840, 


betreffend: die Befugnig der Forſtämter zu Erfennung von Ungehorfamsftrafen. 


In den kürzlich erfehienenen Erläuterımgen des Polizeiftrafgefeges von Dr, Hermann 
Knapp ©. 6 ift die Behauptung aufgeftellt, es fei ven Forftämtern durch dieſes Geſetz die 
Zuftändigkeit zu Erkennung von Ungehorfamsftrafen entzogen worden. 

Da jedoch nad dem Haren Inhalte des Polizeiftrafgefeges, fo wie des Gefeges vom 
2. Oktober 1839, betreffend die Beftrafung der Verfehlungen gegen die Finanz und Forft- 
gefege, die Uebertretungen der Forfigefege mit alleiniger Ausnahme der Vergehen gegen vie 
Jagdgeſetze ein Gegenfland der Polizeiftrafgefeggebung mit geweſen find, und fomit an ver 
aus der Forfigerihtsbarkeit als nothwendig und ungertrennbar fließenden Befugniß, die zum 
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Behufe der Ausübung verfelben erforderliche Ungehorfamsftrafen zu erfenuen, eine Aenderung 
nicht eingetreten feyn kann, fo erfcheint die oben bemerkte, in der angeführten ohne amtliche 
Bewährleiftung herausgegebenen Schrift enthaltene Behauptung als augenfällig unrictig. 


6) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die K. Finanzlfammern 
vom 22. Zuli 1840, 
betreffend: Im Abftellung der Beeidigung der Jagbpächter und Berpflihtung ber von benfelben zum 
Schuge der Jagd aufgeftellten Perfonen, 

Aus Veranlaffung der in dem Strafgefegbuhe gegen Verlegung des Eives enthaltenen 
Strafbeftimmungen ift die Frage zur Grörterung gekommen, ob die durch frühere Verord⸗ 
nungen vorgeſchriebene, jedoch nad. ven Berichten der Finanzkammern nicht gleihförmig in 
Anwendung gebrachte Beeidigung der Jagdpächter auch ferner noch ftattzufinden habe. 

Da man mit der übereinflimmenden Anfiht der Finanzlammern einverflanden ift, daß 
die Beeidigung der FJagdpächter weder dem früher beabfichtigten Zwecke entfpreche, noch unter 
den jegigen Verhältniffen als nöthig oder angemeffen zu erachten fei, fo wird die Finanz- 
fammer ermächtigt, bei fünftigen Jagdverpachtungen von Beeivigung der “Pächter abzuftehen, 
mogegen von fämmtlichen Pächtern fehriftlihe Neverfe über Befolgung der in Forfl- und 
Jagdſachen beftehenden Verordnungen, fo mie der befonders aufzuführenden Bedingungen des 
Yagdpachtvertrags auf gleiche Weife, wie dieß durd die Verordnung vom 5. December 1818 
wegen Verpachtung der Staatsjagden (erfter Erg.Band des Reg. Blatts ©. 441) hinfichtlich 
der pachtenden Gutsherrfchaften bereits vorgefchrieben ift, ausftellen zu laffen find. 

Werden jedoch von den Jagdpächtern zum Schuge oder zur Ausübung der Jagd be- 
fondere Perfonen als Fagdauffeher oder Jäger aufgeftellt, fo hat deren Beeidigung, wie bis- 
ber, auf gleihe Weife, wie Die Verpflihtung der Forftviener der Privat + Waldeigenthümer 
flattzufinden. 


7) Erlaß des 8. Finanzminifteriums an die 8. Finanzkammern 
vom 3. November 1840, 


betreffend: die Abrügung ber in Stiftungewalbungen verübten Forftvergeben. 
Der ı. wird auf die Anfrage vom ........ betreffend die Abrügung der in Stiftungs- 
waldungen verübten Forſtvergehen erwiedert, daß vermöge einer an die Finanzkammern des 


Yart- und Donaufreifes ergangenen Verfügung vom 30. Juli 1837 im Einverfländniffe mit 
dem KR. Minifterium des Innern den Stiftungsräthen die Befugniß eingeräumt worden iſt, 
im Falle fie einen oder mehrere eigene Forſtwarte oder Waldfhügen für die Hütung der auf 
fremder Markung liegenden Waldbezirke aufgeftellt haben, die von ihren Dienern entdeckten 
Frevel dem Forftamt, deſſen Gerichtsbarkeit mit der des Gemeinderaths concurrirend ifl, an- 
zeigen zu laffen, wogegen, wenn ein Gemeindewalpfchüge jene Waldbezirke begehe und einen 
Frevel darin entdede, diefer denfelben ausſchließend bei dem Gemeinderathe anzubringen habe. 
2 


8) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die R. Finanzfammern 
vom 8. December 1840, 
betreffend: die Anbringgebühren von rechtöfräftigen, fpäter im Wege der Gnade nachgelaflenen 
Forſtſtrafen. 

Aus einer Anfrage der Finanzkammer des Schwarzwaldkreiſes iſt zu erſehen geweſen, 
daß in Beziehung auf die Berichtigung von Anbringgebühren von rechtskraͤftigen Forſtftrafen, 
welche fpäter im Wege der Gnade ganz oder theilweiſe nachgelaſſen werben, eine verſchiedene 
Behandlung, befonders in Zurüdforderung der bereits von ſolchen Strafen bezahlten An- 
bringgebühren flattfindet. 

Da nun nah dem Sinne der Verfügung vom 17. Januar 1837 die Zurüdforderung 
bereits bezahlter Anbringgebühren aus dem Grunde des Nichteingangs der Strafe überhaupt, 
mithin auch in den, übrigens feltenen Fällen des fpäteren theilmeifen oder gänzlichen Nach— 
laffes einer rechtskräftig erkannten Forfiftrafe im Wege der Gnade nicht flattfinden fol; fo 
wird die Finanzfammer beauftragt, hienach die Forftämter und Kameralämter unter dem 
Anfügen zu befdeiven, daß übrigens in den Berichten über Strafnachlaßgeſuche auf vie von 
der Kaffe bereits geleiftete Zahlung einer Anbringgebühr aufmerffam zu machen fei. 


9) Erlaf des R. Finanzminifteriums an die 8. Finanzfammern 
vom 22. Juni 1841, 
betreffend: die Beftrafung des Berfaufs von Brennholz, weldes theild unentgeldlich, theils in 
‚gemilberten Preifen an die Berechtigten abgegeben wird. 
Nah den von den Finanzkammern erflatteten Berichten über die Beftrafung des Ver- 
kaufs von Brennholz, welches an Berechtigte theils unentgelvlich, theils in gemilderten Prei« 


fen abzugeben ift, hat in diefer Beziehung eine verfciedene Behandlung fattgefunden, Indem, 
mit Ausnahme eines gleichmäßigen Verfahrens einiger Forſtämter des Schwarzwald» und 
Yartkreifes, der Verkauf von folhem Brennholz nur in feltenen Fällen und nach verſchiede⸗ 
nen ÖStrafanfägen gerügt und insbefondere einer Strafe gegen ſolche Holzberechtigte gar 
nicht unterworfen worden ift, welche eine für immer feftgeftellte jährliche Holzabgabe anzu- 
fprehen haben. 
Um nun eine möglichſt gleiche Behandlung bis zu der bevorftehenden Revifion der Forſt⸗ 
gefege zu bewirken, ift Fünftig bei den mehrfachen, gegen die Zweckmäßigkeit der Beftrafung 
folher Holzveräußerungen ſprechenden Gründen die Strafe wegen Verkaufs von fogenann- 
tem Gerechtigkeits-⸗Brennholz in allen denjenigen Fällen nachzuſehen, in melden die von den 
Berechtigten anzufprechende Holzabgabe nicht nach dem jeweiligen Bedürfniß der Berechtigten 
ausgemittelt wird, fondern für alle Zeiten feftgeftellt if. 
Es hat demnach bis auf weitere Verfügung 
1) nur in Anfehung der Veräußerung von Gerehtigkeits-Brennholz, welches jährlich oder 
zeitweife nach dem Bedürfniß der Berechtigten bemeffen wird, bei der bisherigen Be- 
frafung nah Maßgabe ver Vorſchrift der Forftorpnung wegen Beflrafung des ges 
fährlichen Holzfürfaufs fein Verbleiben, fo wie 
2) auch Fünftig noch die durch befondere Verträge feſtgeſetzten Conventionafftrafen wegen 
Berfaufes des nach diefen Verträgen abzugebenden Holzes wie bisher in Anwendung 
zu bringen find. 


10) Erlaß des KR. Finanzminifteriums an die Finanzkammer intubmwigsburg 
vom 14. December 1841, 


betreffend: die Ausfuchung einzeln flehender Häufer und Höfe durch das Forftperfonal. 


Der Finanztammer wird auf den Bericht vom ........ betreffend die Vornahme von 
Hausausfuhungen durch das Forfiperfonal erwiedert, daß, da die gemeinſchaftliche Verfü 
gung der K. Minifterien des Innern und der Finanzen vom 31. Auguft d. 3. einer allge 
meinen Ausnahme in Beziehung auf die Ausfuhung einzeln ftehender Häufer und Höfe nicht 
erwähnt, einer folhen durch weitere Ermächtigung des Forfiperfonals, Hausausfuchungen in 
folhen Gebäuden ohne Zuziehung des Drtsvorftehers oder Anwalts vorzunehmen, außer den 
in Pt. 5 und 6 der Verfügung bereits vorgefehenen Fällen, nicht flattgegeben werben Fann. 
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Hienach hat die Finanzkammer das Forftamt N. zu befcheiven, zugleich jedoch daſſelbe 
über deſſen irrige Anfiht, als ob die Forſtämter in felbfiftändiger Anordnung befonderer und 
allgemeiner Hausausfuhungen, wenn folde dur die Umftände gerechtfertigt find, durch die 
erwähnte Verfügung befchränft worden feien, zu belehren. 


11) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die Finanzkammer des Jaxtkreiſes 
vom 14. November 1842, 
betreffend: bie Belohnung der K. Forfidiener für das Anwohnen bei gemeinderätplihen Forſtrugtagen 
innerhalb ihres Wohnortes. 

Der Finanzlammer wird auf die Anfrage vom .......» betreffend die Belohnung der 
K. Revierförfter von dem Anwohnen bei gemeinderäthlichen Forftrugtagen innerhalb ihres 
Wohnortes erwiedert, daß den Forfidienern für das Anwohnen bei Forftruggerichten inner- 
bald Wohnortes Feine Diäten gebühren. 


12) Erlaß des K. Finangminifteriums an die Finanzkammer des Jaxtkreiſes 
vom 16. Mai 1843, 


betreffend: die Berechnung bed Erfages für entwendetes Waldgras und Waldftreu, 


Der Finanzlammer wird auf den Beriht vom ........ betreffend die Beſchwerde des 
N. über die in den forftamtlihen Straferfenntniffen zu gering angefegte Entſchä— 
dDigung für entwendetes Gras und Waloftreu in gutsherrlihen Waldungen, ermiedert, daß 
man mit der Anficht der Finanzfammer, wonach bei dem hohen Preife der Streumittel, die 
den Privatwalpbefigern zuzufcheidende Entfhädigung nicht nach den bisherigen milden Revier- 
preifen für das aus Staatswaldungen abgegebene Gras und Waldftreu bemeffen werden 
kann, einverftanden ift, daß aber, um bei der Erhöhung der Entfhädigungs - Anfäge für 
Entmwendungen aus Privatwaldungen nicht die Staatswaldungen vorzugsmweife den Fre— 
veln auszufegen, auch bei dem Preife für entwendetes Gras und Streu in Staatswaldungen 
eine verhältnigmäßige Erhöhung einzutreten hat. 

Die Finanzkammer wird daher beauftragt, hienach die Forſtämter zu befcheiden, daß vie 
Preife für entwendetes Gras und Streu mehr als bisher gefchehen zu ſeyn feheint, nad deren 
wirklichen Werthe unter Berüdfichtigung der jedesmal eintretenden Verhaltniſſe zu bemeſſen feien. 


13) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die R. Finauzkammern 
vom 28. Mai 1844, 


betreffend: die Beftrafung unmündiger Kinder wegen Forſtvergehen. 


Bei der Beftrafung unmündiger Kinder wegen Forfivergehen hat nad den eingezogenen 
Berichten bisher ein abweichendes, und theilweife den Beflimmungen des Generalreffripts 
vom 15. Dftober 1744 (Real-Inder der Forftordnung ©. 285) entgegenlaufendes Berfah- 
ten flattgefunden. 

Zu Bewirkung einer gleihförmigen, mit diefer gefeglichen Vorſchrift übereinflimmenden 
Behandlung wird nun, im Einverfländniffe mir dem K. Minifterium des Innern und des 
Kirchen» und Schulmwefens, Folgendes beftimmt: 

1) Wegen der gegen ein unmündiges (noch nicht 14 Jahre altes) Kind zur Anzeige 
gefommenen Forfivergehen find zunächſt die Eltern over Pflegeltern in Unterfuhung 
zu ziehen, um zu erheben, ob das Kind mit Auftrag oder Zuflimmung derfelben ges 
frevelt, und im Falle dieß nicht erweislich feyn follte, ob die Eltern’ oder Pflegeltern 
aus dem Vergehen des Kindes Nupen gezogen haben. 

2) Ergibt fih aus ver Unterfuhung, daß die Eltern oder Pflegeltern dem Rinde Auf- 
trag oder Erlaubniß zu dem DBergehen ertheilt, oder felbft Vortheil dadurch ſich ver- 
ſchafft haben, fo find, der Vorſchrift des Generalreftripts vom 15. Dftober 1744 
gemäß, die Eltern oder Pflegeltern in die gefeglich oder herfömmlicdh für das verübte 
Vergehen angedrohte Strafe zu verfällen, die Rinder aber find ftraffrei zu laſſen. 

3) JR dagegen nad der Unterfuhung als unzweifelhaft anzunehmen, daß die Kinder aus 
eigenem Antrieb, ohne von ihren Eltern oder Pflegeltern auf irgend eine Weiſe dazu 
veranlaßt worden zu feyn, und ohne daß diefe Nugen aus dem Forftvergehen gezo- 
gen, fih eines ſolchen ſchuldig gemadt haben; fo ift unter Mittheilung des betreffen« 
den Rugprotofolls, oder, in befonderen Fällen, ver fonftigen Unterfuhungsaften, die 
Drtsfhulbehörde um Einleitung geeigneter Züdhtigung der Kinder und um Nachricht 
über die Art und die Bollziehung der Strafe zu erfuchen. 

Sollte fih die Ortsſchulbehörde abgeneigt zeigen, die angefonnene Züchtigung 
überhaupt, oder in dem für nöthig erachteten Maße vornehmen zu laffen, fo hat fih 
die Forſtbehörde an das jener vorgefegte gemeinfhaftliche Bezirfsamt zu wenden und 
über etwa weiter eintretende Anftände der Finanzkammer Anzeige zu erflatten. 
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4) Bei eintretenden befonderen Verbäftniffen, namentlid wenn gegen unmündige Forit- 
frevfer, melde ohne Auftrag oder Erlaubniß ihrer Eltern fi vergangen haben, ein 
böherer Grad von böfer Abfiht oder Verfhuldung, oder ein durch viefelben in grö- 
Berer Ausdehnung angerichteter Schaden fih ergeben würde, bleibt der Forfibehörde 
vorbehalten, nah den Beftimmungen des erwähnten Generalteffripts angemeffene 
Strafen, jedoch mit Ausflug Förperliher Züchtigung, zu erkennen und vollziehen 
zu laffen. 

Die Forflämter haben in foldhen Fällen die erfannten Strafen, auch außer dem 
Fall des Rekurfes, vor der Bollziehung, der Kenntnißnahme der Kreisfinanztammern 
zu unterftellen. 


5) Bei der Strafvollziehung find die Kinder in feinem Fall mit älteren Perfonen in 
daſſelbe Gefängnig zu fperren, auch nicht allein über Nacht in Haft zu behalten. 
Ueberhaupt haben die Forfibehörven bei diefen Unterſuchungen mit der dem jugend- 
lichen Alter gebührenden Schonung und Rüdfiht zu verfahren. 


14) Erlaß des 8. Finanzminiftleriumsan die K. Finanzfammern 
vom 9. Zuli 1846, 


betreffend: die Abnahme fürmlicher Zeugeneide in Forſtſtrafſachen. 


In Beziehung auf die dur das Regierungsblatt vom 8. Juli d. J, ©. 309, erlaffene 
Verfügung der K. Minifterien des Innern und der Finanzen vom 26. Juni d. J. über die 
Form der Abnahme von Zeugeneiden in Polizei-Apminifirativ- und Forftitraffahen wird der 
Finanzfammer eröffnet, daß durch diefe Verfügung nicht beabfichtigt wird, die Abnahme von 
Zeugeneiden in Forfiftraffahen nad ver in diefem Erlaſſe beflimmten Form anders als in 
außerorbentlihen und michtigen Fällen, in melden eine förmliche Zeugenbeeidigung bisher 
fon in Uebung gemefen, vorzufepreiben, und daß es daher nicht in dem Sinne der Ver— 
fügung liegt, in Hinfiht auf die Fälle, in welchen eine förmliche Zeugenbeeidigung flatt- 
finden foll, eine Aenderung in dem Forfiftraf» Verfahren bis zu etwaiger fünftiger Revifion 
der Forfigefege anzuordnen. 


15) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die Finanzkammern 
vom 21.3 uli 1846, 


betreffend: die Abrügung der von baierifhen Unterthanen in ihren in Württemberg Tiegenben 
Waldungen vorgenommenen eigenmädhtigen Holzfällungen. 


Aus Beranlaffung mehrfacher Anflände, melde fih wegen Abrügung der von baierifchen 
Untertbanen auf viefleitigem Gebiete vorgenommenen eigenmächtigen Holzfällungen in ihren 
Privatwaldungen ergeben haben, ift im diplomatiſchen Wege die K. baierifhe Staatsregie⸗ 
rung erfucdht worden: 

gegen Beobachtung der Gegenfeitigkeit die Abrügung von Vergeben, welche von baie- 
riſchen Walobefigern gegen die dieffeitigen forfipofizeilihen Vorſchriften für Wald⸗ 
bewirthichaftung in den auf württembergifhem Staatsgebiet gelegenen Privatwaldun- 
gen berfelben begangen werden, wenigftens in fo lange, als in diefer Beziehung nicht 
in beiden Staaten analoge gefegliche Vorſchriften beſtehen, den inländifchen Forſt⸗ 
behörden in Gemäßheit der württembergifchen gefeplichen Beftimmungen zu überlaffen. 


Hierauf if von dem K. baierifhen Minifterium die Erwiederung erfolgt: 
dag man auf Seiten der K. baierifhen Staatsregierung ſchon bei dem Abſchluſſe 
der Uebereinfunft vom Jahr 1826 unter dem Ausdrucke „Forftfrevel” nur Entwen- 
dungen und Befchädigungen in fremden Waldungen, nicht aber Uebertretungen forft- 
polizeiliher Vorſchriften in Bewirtbfchaftung eigener Waldungen verftanden habe, und 
daß daher die K. baierifhe Staatsregierung Leinen Anftand nehme, der dieffeltigen 
Anfiht beizupflihten, und bereits die Einleitung getroffen habe, die betreffenden K. 
baieriſchen Kreisregierungen und Unterbehörden hievon zu verfländigen. 


Die Finanzkammer des ꝛc. erhält hiernach den Auftrag, den betreffenden Forftämtern 
die erforderliche Anweiſung zu fünftiger Abrügung folder Vergehen K. baierifper Unter- 
thanen gegen die dieſſeits beftehenden forftpoligeilichen Worfchriften in ihrem auf bieffeitigem 
Gebiete gelegenen Walvungen nach den beſtehenden württembergifchen Gefegen zu ertheilen, 
auch denfelben aufzugeben, diefe Waldbefiger von der mit der K. baierifchen Staatsregierung 
in diefer Beziehung erfolgten Verfländigung in Kenntniß zu fegen. 
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16) Erlaß des R. Finanzminifteriums an die Finanzfammern und bie 
Dberrehnungstfammer vom 15. September 1846, 

betreffend: die von den Gemeinderäthen auszuftellenden Zeugniffe über die Zahlungsfähigfeit 

der Strafſchuldner. 

Nach der von der K. Oberrehnungsfammer unterm 24. Juni 1834 erlaffenen gedruck⸗ 
ten Anleitung für die Rameralämter zu Berfaffung ver jährlihen Ausſtands-Verzeichniſſe ift 
vorgefchrieben, daß zum Zweck des Abverdienens von Straffhulden gemeinveräthliche Zeug- 
niffe beizubringen feien, in welchen die Gewerbs- und Yamilien-Verhältniffe des Schuldners, 
fo wie fein Aftiv- und Paffiv-Bermögensfland angegeben feyn fol. 

Nah den Berichten der Finanzlammern ift bisher diefe Beftimmung in einigen Kameral- 
bezirten beinahe gar nicht, in andern nur theilweife und unter Widerſpruch der Gemeinde- 
räthe vollzogen worden, melde fi darauf berufen haben, daß ohne ordentliche Wermögens- 
Aufnahme die Angabe beftimmter Summen des Vermögens und der Paffiven des Straf- 
ſchuldners immer unrichtig bleibe, da die Ortsvorſtände nur die gerichtlich verficherten, nicht 
aber die umverfiherten Schulden willen können, und daß daher durch das Verlangen der 
Ausftellung folder Zeugniffe das Unmöglide gefordert und nicht nur unzuverläffige, fondern 
auch eine wirklihe Täufhung bemirfende Urfunden beigebracht werden. 

Da nah vem Antrag fämmtliher Finanzlammern eine Abänderung dieſer Vorſchrift, 
deren Bollziehung in Ermanglung einer pofitiven Gefegesbeftimmung vorausfihtlih immer 
größeren Anftähden unterliegen wird, angemeffen erfheint, fo wird die Finanzlammer des ıc. 
Kreifes ermächtigt 

1) in Beziehung auf diejenigen Strafſchuldner, melde von den Gemeinderäthen als 

aahlungsfähig bezeichnet werden, von der Anforderung eines weiteren Zeugniffes über 
ihre perfönlihen und Vermögens-Berhältniffe abzuflehen, dagegen 

2) binſichtlich derjenigen Straffpuloner, melde als bedingt oder unbedingt zahlungs- 

unfähig zu betrachten find, fi mit einem Zeugniffe ver Gemeinderäthe zu be- 
gnügen, welches, ohne eine beflimmte Angabe der Summe des Vermögens und der 
Schulden zu entfalten, neben Bezeichnung der Gemwerbs- und Familien » Verhäftniffe 
des Strafſchuldners, eine pflihtmäßige Aeußerung über deffen unbedingte oder bloß 
zeitweife Zahlungs-Unfähigkeit enthält, wobei übrigens 

3) den KRameralbsamten, im Fall fie befondere Gründe haben follten, die Richtigkeit 
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oder Bollftändigfeit folder Zeugniffe, namentlich bei beveutenderen Schuldforberungen 
zu bezweifeln, immerhin überlaffen bleibt, nähere Auskunft von den Gemeinderäthen 
über die vorwaltenden Verhältniſſe zu verlangen. 

Hiernach hat die Finanzkammer nicht nur den Kameralämtern Weifung zu ertheilen, 
fondern auch die Kreisregierung von ber erlaffenen Verfügung zu benadprichtigen und, wenn 
berfelben ungeachtet fi künftig noch Anftände bei Ausflellung der in Frage ſtehenden Zeug- 
niffe ergeben follten, hievon zu meiterer Einleitung Anzeige zu erftatten. 


IT) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die Finanzlammern 
vom 2.November 1847, 


betreffend: ben Erfag der Unterfuchungsfoften bei Forftvergehen in anderen ald Staatswaldungen. 


Ueber die frage, ob die Waldeigenthümer verbunden feien, der K. Staatsfaffe diejeni⸗ 
gen Unterſuchungskoſten zu erfegen, welche durch Unterfuhungen der Forfivergehen in ihren 
Waldungen von Seiten der K. Forfibehörden aufgewachſen, ven Angefchulvdigten aber nicht 
zum Erfag auferlegt, oder von diefen wegen Unvermögens weder dur Zahlung noch durch 
Abverdienen zu tilgen find, haben fi in legterer Zeit verſchiedene Anſichten, auch nad den 
eingezogenen Berichten theilweife ein abmeichendes Verfahren ergeben. 

Da nun aber auf den Vortrag des Finanzminifleriums durch höchſte Entſchließung vom 
28. April 1828 genehmigt worden ifl, daß von einer Anforderung an die Walvbefiger wegen 
Erfages der dur die Verhaftung unvermögender Forfifrevler verurfadhten Koſten abgeftan- 
den werde, die diefer höchften Entſchließung unterftellten Gründe aber ebenfo bei demjenigen 
geringeren Theil von weiteren Koften, welcher dur Unterfuhung von Forfivergehen in 
Privatwaldungen verurſacht wird, maßgebend find, fo wird die Finanzkammer ermächtigt, in 
fo lange von Anfprüchen auf den Erfag der Unterſuchungskoſten, welche wegen Forſtvergehen 
in grundherrlichen, Körperſchafts- und Privatwaldungen durch das Einſchreiten der K. Forſt⸗ 
gerichtsbehoͤrden veranlaßt worden find, abzuſtehen, als nicht durch die Reviſion der Forſt⸗ 
geſetzgebung hierüber etwa abändernde Beſtimmungen gegeben werden. 

Die Forftämter find hienach zu beſcheiden, denſelben iſt jedoch zugleich zu eröffnen, daß 
es in Beziehung auf den Erfag und Vorſchuß der Rugtagsfporteln durch die Waldbeſitzer 
bei der Vorſchrift des Erlaffes des K. Minifteriums des Innern vom 20. April 1822 
Cerfter Ergänz.Bv. des Reg. Blatts S. 138) fein Verbleiben habe, auch fi zu denſelben 


verfehen werbe, fie werben ohne genügende Gründe außerordentliche Unterfuhungen außer 
halb der Rugtage über Forftvergehen, welche in grunpherrlihen, Körperfhafte- und Privat- 
waldungen verübt worden find, micht einleiten; auch hiebei überflüffige, dem K. Aerar zu 
fallende Koften möglichfl zu vermeiden fuchen. 


18) Erlaß der 8. Oberfinanzfammer, Abtheilung für Forfte, an fämmtlide 
Kameral» und Forftämter vom 6. September 1850, 


betreffend: die Größe ber Anbringgebühren von Forfifreveln, welche mit Gefängniß abgerügt werben. 


Seine Königliche Majeftät haben durch höchſte Entfchliegung vom 2. d. M. 
gnädigſt genehmigt, daß die bisher dem Forfifhugperfonal bemilligte Anbringgebühr von in 
Staatswaldungen verübten Forftfreveln, fo weit diefe mit Gefängniß abgebüßt werden, vom 
1. Dftober d. 3. an, auf das Doppelte, mithin auf 6 fr. von je einem Tag Gefängniß 
für die erften acht Tage, und auf 12 fr. für die weiteren Straftage, mit ver bisherigen 
Beſchränkung auf ein Marimum von 10 fl. erhöht were. 


19) Erlag der 8. Oberfinanzkammer, Abtheilung für Forſte, an das Forfl- 
amt Schorndorfvom 6.Mai 1851, 


beireffend: die Anrechnungen von Hausdurdfuchungen in Forſtſtrafſachen, insbefondere von den hiebei 
aufgenommenen Protofollen. 


Auf den Bericht vom .......- in Betreff einer von dem Schultheißenamt N, N. 
verweigerten Hausdurdfuchung in einer Forfiftraffache wird dem Forflamte, unter Zurück— 
gabe der Berichtsbeilage, Folgendes erwiedert: 

Ein Ortsvorfteher erhält, wenn er eine Hausdurchſuchung in Forftftraffachen vornimmt, 
für die damit verbundene Zeitverfäumnig nad den beſtehenden Vorfchriften ein beſtimmtes 
Taggeld. Zu den amtlichen Verrihtungen eines Drtsvorftehers bei einer Hausdurchſuchung 
gehört nach der Minifterial» Verfügung vom 31. Auguft 1841, Ziff. 2 (NReg.Blatt S. 369), 
insbefondere auch die Fertigung eines kurzen Protokolls über das Ergebniß verfelben. Die 
Fertigung diefes Protokolls iſt ein nothwendiger, zur formellen Gültigkeit der Handlung 
gehörender Beftandtheil der Hauspurdfuhung, und die Zeitverfäumniß bei Fertigung des 
Protokolls it daher als auf Die Hausdurchſuchung felbft verwendet anzufehen. 
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Die Einrehnung der auf die Entwerfung des Protokolls verwendeten Zeit in die Dauer 
der Verhandlung überhaupt unterliegt aus diefem Grunde fo wenig als bei andern Augen⸗ 
feinen sc. in gerichtliden und Adminiftrativ-Straffahen einer Beanftandung. 

Etwas ganz anderes ift die Aufrechnung einer befonderen Gebühr für die Aufnahme 
des Protokolls. Ehen, weil die Niederſchreibung eines Protokolls einen Beſtandtheil ber 
Hausdurdfuhung bildet und der Ortsvorfleher für die ganze auf die Hausdurchſuchung 
verwendete Zeit belohnt wird, liegt die Entſchädigung für das Schreiben des Protokolls 
fhon in der Gebühr für die gehabte Zeitverfäumniß. 

Irgend eine Vorſchrift, wornad der Drtsvorfteher berechtigt wäre, noch eine befondere 
Aufrehnung für feine Mühemwaldung beim Entwerfen des Protokolls zu machen, befteht 
nit; und kann die Befugnig hiezu weder in der K. Verorbnung vom 22. Februar 1841 
(Reg.Blatt S. 8A— 87), noch in der K. Verordnung vom 1. Juli 1841 (Reg.Blatt S. 254 ff.) 
gefunden werben. 

Wenn der Drtsvorfieher eine Hausdurchſuchung nicht felbft vornimmt, fondern ein anderes 
ihn vertretendes Mitglied des Gemeinderaths mit der Leitung derfelben beauftragt, fo hat 
diefes legtere in feiner Eigenfhaft ald Stellvertreter des Ortsvorfiandes auch das Pros 
tofoll über vie Hausdurchſuchung abzufaffen; und die Ziff. 2 der angezogenen Verordnung 
vom 31. Auguft 1841 iſt nicht in dem Sinne zu verflehen, als ob der Drtsvorfteher auch 
in einem ſolchen Falle das den Beweis liefernde Protofoll aufnehmen, d. h. mit andern 
Worten, daß der Ortsvorfteher, welder der ganzen Verhandlung nicht angewohnt hat, amt- 
lich beglaubigen folle, daß die Handlung vorgenommen, und zwar in der gefeglihen Form 
vorgenommen worden fei. 


D. Verfügungen in Betreff ded Berg- und Saljregalö. 


1) Erlaf des K. Bergraths an die Kameral- und Oberämter 
vom 9.Mai 1851, 
betreffend : die Eontrofe der Steinfalzfuhren von dem Salzwerf Wilpelmeglüd an die Steinfalz-Faftoricen, 
(Mit Formularien A. und B.) 

Es ift zur Anzeige gefommen, daß öfters Steinfalz auf dem Transport von dem Salz⸗ 
werk Wilpelmsglüd auf die Faktorieplätze, für welche daſſelbe beſtimmt ift, dur die Fuhr- 
leute unbefugterweife in anderen Faktoriebezirken verfauft wird. 

Da diefer Mißbrauch nicht allein die georbnete und rechtzeitige Verforgung der ver- 
ſchiedenen Faktoriebezirfe mit den erforderlihen Salzvorräthen fehr erfchwert und deßhalb 
Anlaß zu Klagen ſowohl von Seiten der Faktore als der Confumenten zu geben geeignet 
ift; fondern auch die K. Staatsfaffe und Diejenigen Faktore, in deren Bezirken foldhe unbe- 
fugte Verkäufe vorfommen, beeinträchtigt: fo findet fi der Bergrath veranlaßt, mit Geneh⸗ 
migung des K. Finanzminifteriums Nachſtehendes zu verfügen: 

1) Jeder Steinfalzfendung wird bei vem Abgang von dem Salzwerke Wilhelmsglück ein 
Ladfchein (Beilage A.) beigegeben, welder neben dem Namen des Fuhrmanns und 
dem Drt, für melden das Sal; beftimmt ifl, ven Tag der Berfendung, das Gewicht 
ber| Ladung im Ganzen und die Zahl der Fäffer und Säde enthält, aus welchen die 
Ladung beftept. Das Gleiche geſchieht auch, wenn die Verfendung aus den Nieder- 
lagen zu Ulm und Cannftatt erfolgt. 

Der Salzführer ift verbunden, den Ladſchein bis zum Löfchen feiner Ladung bei 
fih zu tragen und auf Verlangen den Steuerauffehern oder Landjägern jederzeit 
vorzuzeigen. Entſpricht der Salzführer diefer Auflage nicht, fo verfällt derfelbe in 
eine Gonventionalftrafe von Einem bis zu Fünfzehn Gulden. , 

2) Sogleih nad der Ankunft der Ladung am Orte ihrer Beftimmung ift diefelbe dem 
Drtsaccifer zur Vergleihung mit dem Ladſcheine vorzuzeigen. Der Empfänger des 
Salzes ift daher verbunden, den Ortsacciſer von der Ankunft jever Ladung alsbald 
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in Kenntniß zu feßen und es ift ihm nicht geftattet, die Tegtere in fein Magazin zu 
bringen, fo lange fie von dem Aceiſer noch nicht controlirt ift. 

Bei der BVifitation, deren Vornahme der Accifer nicht auffchieben darf, hat legte» 
rer die Anzahl der Fäffer und Säde mit den Ladſcheinen zu vergleichen, die er fi 
zu diefem Zwecke von dem Fuhrmann ausfolgen läßt. Auch find, wenn Zweifel darüber 
entfliehen, ob die Fäfler und Säcke mwirklih das in dem Ladſchein enthaltene Gewicht 
enthalten, vdiefelben in Gegenwart des Fuhrmanns und des Empfängers nachwiegen 
und öffnen zu laffen. 

Findet fich bei der Bifitation fein Anftand, fo wird die richtige Ankunft der Lar 
dung am Ort ihrer Beflimmung dur den Accifer und den Empfänger des Salzes 
auf dem Ladfcheine beurfundet und der Schein von dem Accifer zur Hand genommen. 

Zeigen ſich aber Anftände bei der Eontrole, indem nicht alle im Ladſcheine vers 
zeichneten Fäffer und Säde am Drte ihrer Beſtimmung eintreffen, fo werden biefe 
Anftände dur den Acciſer auf der Rüdjeite des Frachtſcheins kurz bemerft und dieſe 
Bemerkungen nicht nur von dem Acciſer und dem Empfänger des Salzes, fonbern 
auch von dem Salzführer unterzeichnet, 

3) Der Ortsacciſer trägt die zur Hand genommenen Ladfcheine unter fortlaufenden Num- 
mern fummarifh in ein nad dem beiliegenden Formular (Lit. B.) zu führendes Ver- 
zeichniß ein und überfendet die Scheine, wenn ſich bei der Vifitation Fein Anſtand 
gezeigt hat, je am Schluffe eines Monats an das Salinefaffenamt Hall, oder, fofern 
die Salzverwaltung Ulm den Verkehr vermittelt, an diefe. 

Sind aber bei der Bifitation Abmweihungen der Ladung von dem Ladſcheine zum 
Vorſchein gefommen, fo gibt der Arcifer dem K. Dberamt zur Vornahme einer Un- 
terfuhung wegen des muthmaßlih unerlaubten Salzverfaufs des Fuhrmanns von 
dem Erfund der Vifitation unter Beifhluß des Ladſcheins Nachricht und trägt zugleich 
nur den wirklich angefommenen Salzvorrath in fein Verzeichniß ein, aus dem er am 
Schluffe des Monats dem Salinefaffenamt Hal, beziehungsmweife der Salzverwal⸗ 
tung Ulm, einen Auszug flatt des beurfundeten Ladſcheins mittheilt. 

4) Als Belohnung für feine Bemühung und als Erfag für Papier ıc. erhält der Orts. 
accifer für je 100 Eentner Salz, melde er controlirt, 30 fr. Derfelbe ift ermächtigt, 
viefe Controlgebühr gegen Befcheinigung von dem Empfänger des Salzes viertel: 
jährlich zu erheben, wogegen leßterer den bezahlten Betrag der Salinenkaſſe Hal auf 
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Abrechnung an feiner Schuldigkeit für das bezogene Salz unter Beifchluß der Be- 
ſcheinigung in Aufrechnung bringt. 

Indem man hievon das K. Rameralamt in Kenniniß feßt, ertheilt man demfelben den 
Auftrag, die Arcifer in denjenigen Orten feines Bezirks, in welchen ſich Faktorieen für den 
Steinfalzverfauf befinden, mach den vorftehenden Beftimmungen zu infiruiren und dafür zu 
forgen, daß diefe Vorſchriften, ſoweit fie die Controle durch die Ortsaccifer betreffen, genau 
eingehalten werben. 

Zugleich wird das K. Kameralamt angemwiefen, den Steuerauffehern aufzugeben, daß 
fie die auf dem Transporte befindlichen Steinfalzfuhren mit den von den Salzführern zu 
verlangenden Ladſcheinen fleißig vergleihen und wenn Abmweihungen der Ladung von den 
Ladfheinen vorfommen, oder der Salzführer ſich nicht im Befige des vorgefchriebenen Lad» 
ſcheins befindet, ſogleich dem betreffenden Oberamt Anzeige machen, damit Unterſuchung 
und nah Erfund der Umftände die Beſtrafung des Salzführers (nach oben Pkt. 1 und 3) 
eingeleitet wird. 


Stuttgart den 9. Mai 1851. 
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Ladſchein. 


Formular A. 
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$ormular B. 


Controle-Verzeichniß 
des Orts⸗Aceiſers zu 


über 
das zur Faktorie beigeführte Steinſalz. 








Controlirtes Salz⸗Quantum. 
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2) Erlaß des 8. Bergraths vom 43. Zuni 1851, 
betreffend: einen Nachtrag zu dem nächſtvorangehenden Erlaffe. 


Da Zweifel darüber entflanden find, ob es nad der Verfügung vom 9. v. M. ven 
Salzführern geftattet fei, Steinfalz, welches fie zur Ablieferung an eine in ihrem Ladfcheine 
genannte Faktorie erhalten haben, ſchon vor der Ankunft auf dem Faktorieplatze in dem Falle 
abzugeben, wenn fi der Ort, an welchem die Abgabe gefchehen foll, innerhalb des Faftorie- 
bezirks, für melden das Salz beftimmt ift, befindet: fo wird dem K. Kameralamt nad- 
träglih zu dem Erlaß vom 9. v. M. zu erkennen gegeben, daß eine folhe Abgabe von 
Steinfalz dann nit zu beanftanden ift, wenn der Abgabeort in dem Faktoriebezirke, für 
welchen das Salz beftimmt ift, liegt, und die Abgabe auf ſchriftliche Anweiſung des 
betreffenden Faktors gefchieht, welche der Empfänger des Salzes dem Salzführer zu feiner 
Legitimation am Faftorieplage auszuhändigen hat. 

Dabei verfteht fi von felbft, daß derartige Abgaben nur unter der Eontrole des Acci- 
ſers Ddesjenigen Orts, in welchem die Abgabe vorfommt, flattfinden dürfen, und daß der 
controlirende Acciſer die erfolgte Abladung auf dem Ladſcheine zu beurfunden und fie in fein 
Eontrole»Berzeichniß einzutragen hat. Der Ladſchein ift, wenn die ganze Ladung am Zwi⸗ 
fohenorte abgegeben wird, durch den Accifer an diejenige Stelle, von welcher das Salz ab- 
gegeben wurde, zurüdzufenden; wenn aber nur ein Theil der Ladung in einem ſolchen 
Zwiſchenorte abgeladen wird, fo ift die Abladung auf dem Scheine zwar gleichfalls zu beur- 
funden und in das Controle-Verzeichniß einzutragen, der Schein felbft aber ift dem Salz 
führer zur weiteren vorfhriftmäßigen Ablieferung wieder zuzuftellen. 

Das Cameralamt bat hienach die betreffenden Drtsaccifer und Steuerauffeher feines 
Bezirks zu inftruiren und das weiter Erforderliche in feinem Theile zu beforgen. 


Stuttgart den 43. Juni 1851. 
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E. Berfügungen in Eifenbahnfachen. 


1) Gepädträger- Ordnung der R. Württembergifhen Staats-Eifenbapn 
vom November 1847. 


$. 1. 

Für jeden Bahnhof wird eine dem Bedarf entfpredhende Anzahl von Gepädträgern in 
täglich widerruflicher Weife angenommen, welche die Verpflichtung eingehen, unter den Be: 
fimmungen gegenmwärtiger Ordnung das Gepäd der die Eifenbahn benügenden Reifenden 
von dem Abladeplag in die Innerhalb des Stationsorts gelegenen Wohnungen oder Gafl- 
höfe zu bringen, oder auch daſelbſt auf Verlangen abzuholen und auf ven Bahnhof zu ſchaffen. 

$ 2% 

Diefe Gepädträger find zunächſt dem Bahnhof-Infpektor und dem Oberfchaffner unter 
geordnet, und haben je eine Kaution von 200 fl. für die Ablieferung des ihnen übergebenen 
Gepäcks in der vorgeſchriebenen Weiſe zu ftellen. 


$. 3. 

Sind auf einem Bahnhof mehrere Gepädträger beflellt, fo wird durch den Bahnhof: 
Inſpeltor aus ihrer Mitte ein Obmann ernannt, deffen Anordnungen fie unbedingte Folge 
zu leiften haben. 

$. 4. 

Die Gepädträger haben im Dienfle am linken Arm flets ein von der Bahnhof⸗Inſpek⸗ 
tion zu beflimmendes Abzeihen mit Nummer zu tragen, und dürfen dieſes Abzeichen unter 
keinen Umfländen einem andern übergeben. 

§. 5. 

Dieſelben müſſen zu der von der Bahnhof⸗-Inſpektion feſtgeſetzten Stunde auf dem 
Bahnhofe anmwefend feyn, das Gepäd von Neifenden, welde an dem Bahnhof anfahren, in 
Empfang nehmen, und ohne Anfprud auf eine Gebühr in ven Gepädfaal bringen, das auf- 
gegebene Reifegepäd von dem Gepädfaaf rechtzeitig und unentgelolih in die Gepädwagen 
fhaffen, ebenfo das Ausladen der ankommenden Gepädwagen ſchleunig beforgen, überhaupt 
beim Gepädvienft bie ihnen von ihren Vorgeſetzten aufgetragenen Arbeiten unweigerlich und 
ohne befondere Belohnung verrichten. 
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$. 6. 

Das Gepäd der auf der Eifenbahn anfommenden Reifenden haben die Gepädträger fo 
fhleunig als möglih in die von jenen bezeichneten Wohnungen oder Gafthöfe, oder auch, 
wenn es gewünfcht wird, auf den Vorplag des Bahnhofes zu bringen. 

Ebenfo find fie fhuldig, auf Verlangen das Gepäd von Perfonen, welche auf der Eifen- 
bahn abreifen wollen, in ihren Wohnungen oder in den Gafthöfen rechtzeitig abzuholen und 
auf den Bahnhof zu fchaffen. 

— 
Als Belohnung haben die Gepäckträger anzuſprechen: 
1) für die Ueberbringung des Gepäcks in die Wohnungen oder Gaſthöfe inner dem 
Bereiche des Stationsorts 
a) von einem einzelnen Gepaͤckſtück bis zu 100 Pfund . . . » . . 6. 
b) von zwei bis drei Gepädftüden, wenn fie Pen nicht mehr "ale 


100 Pfund wiegen, dem Stüd nah. . . ee ee a A 
e) von mehreren Gepädftüden bis zu 100 Hund — u ee 
d) von dem Mehrgewicht — oder mehrerer Geyädftüde über 100 Hund 

dem Gentner nach . . |. 


2) für das Abholen des Gepids in - — — Safthöfen ganz biefelben 
Gebühren wie für das Veberbringen. 
3) für das von Reifenden verlangte Tragen des Gepäds vom Gepädwagen auf den 
Vorplag des Bahnhofs die Hälfte obiger Gebühren. 
$. 8. 
Mehr als vorftehende Gebühren zu fordern, ift den Gepädträgern firenge unterfagt. 
Diefelben haben fi gegen die Reifenden zuvorfommend, höflich und anfländig zu ber 
nehmen, überhaupt ihren Dienft mit Gewiffenhaftigkeit und Eifer zu verridten. 
$. 9. 

Verfehlungen der Gepäckträger gegen diefe Ordnung, fo wie überhaupt Vernachläffigung 
des Dienfles, unartiges Betragen gegen VBorgefegte oder Fremde, Trunkenheit im Dienft und 
vergleichen haben unnachſichtlich Strafe und nad Umftänden augenblickliche Entlaflung der 
felben zur Folge. 

Stuttgart, im November 1847. K. Eiſenbahn⸗Commiſſion: 
Knapp. 
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2) Transport-Ordnung für Perfonen, Gepäd, Equipagen und Bieh für 
die K. Württembergifhe Staats-Eifenbahn, 
Revidirt im April 1850. 


J. Perſonen-Transport. 


54 

Jeder Reifende hat fi vor der Abfahrt mit einer Fahrkarte bis zum Beflimmungsorte 
zu verfehen. Der Eintritt in die Perfonenhalle und die Wartfäle, und das Cinfteigen in 
die Wagen ift ohne eine ſolche nicht geftattet. 

§. 2. 

Bei allen Wagenklaſſen können ganze Abtheilungen einzelner Wagen oder ganze Wagen 
gemiethet werden, deren Preis nad der Anzahl der zahlbaren Pläge berechnet wird, Den 
Miethern folder Wagen ift bei den Abtheilungen I. Efaffe die Mitnahme von 4, — bei den 
Wagen » Abtheilungen II. Efaffe von 8, — bei ganzen achträderigen Wagen aber von 10, 
und bei vierräderigen Wagen von 5 unerwachſenen Perfonen, über die bei gewöhnlicher Be- 
fegung zu je 2 Perfonen für 1 Sigbanf berechnete Zahl von Plägen geftattet. 

$. 3. 
Fahrkarten für ganze Wagen, oder Wagen - Abthelungen, müffen jedoch wenigſtens eine 
Viertelftunde vor der Abfahrt des Wagenzuges gelöst werden. 
$. 4. 
Ein Belegen einzelner Pläge zum Voraus kann nit flattfinden. 
$. 5. 

Kinder unter 2 Jahren, die noch getragen werden, find in der Begleitung und auf dem 
Plage ihrer Angehörigen von dem Fahrgeld in allen Elaffen frei. Größere Kinder bis zum 
vollendeten zehnten Lebensjahre werden in der I. Wagen Claffe mit einer Karte II. Claſſe, 
und in der Il. Claffe mit einer Karte III. Claſſe zugelaffen. In der IH. Elaffe werben 
zwei Rinder diefes Alters auf Cine Karte diefer Elaffe, fo wie ein Kind in ©efellfchaft einer 
erwachfenen Perfon zufammen auf eine Karte II. Claſſe befördert. Bei Zweifeln über das 
Alter der Kinder hat der Zugmeifter endgültig zu entſcheiden. 

$. 6. 

Auf den Zwifchenftationen werden Fahrkarten nur bedingt, d. h. für den Fall, daß 

unbefegte Pläge in dem durchfahrenden Zuge vorhanden find, ausgegeben; übrigens wird 
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das bezahlte Fahrgeld, wenn die Aufnahme nicht erfolgen Fann, gegen Zurüdgabe der a 
lösten Karten zurüderftattet. 
§. 7. 

Jede Fahrkarte gilt nur für den auf letzterer aufgedruckte Tag. Die Benützung der 
Fahrkarten für mehrere Züge iſt nicht geftattet, vielmehr verlieren dieſe Karten, welche wäh. 
rend der Fahrt von den Condufteuren durchlöchert werden, hiedurd ihre Gültigkeit für einen 
andern Zug. Der Empfänger hat zu prüfen, ob die Karte auf den betreffenden Tag lautet, 
und überhaupt richtig ausgeftellt if, da fpätere Reffamationen nicht — werden 


können. 
$. 8. 


Fünf Minuten vor der Abfahrt wird das Ausgeben der Fahrkarten in der Regel ein- 
geftellt, und es bleibt die Kaffe dann jedenfalls bis nach ver Abfahrt des Wagenzugs ge- 


ſchloſſen. 
$. 9. 


Außer dem in $.6 erwähnten Fall kann nur, wenn wegen eingetretener Hinderniffe die 
Fahrten unterbfeiben oder unterbrochen werden, auf ganze, beziehungsweife theilweife Rück⸗ 
gabe des bezahlten Fahrgelves Anſpruch gemacht werden; eine weitere Vergütung findet 
nicht Statt. 

$. 10. 

Der Eintritt in die Einfteighalle und auf die Trottoirs gefchieht durch die Stations- 

gebäude, auf anderem Wege ift den Reifenden der Zugang nicht geftattet. 


$. 11. 

Späteftens eine halbe Stunde vor Abgang des Zuges werden die Stationgkaffen und 
die Eingänge zu den Wartfälen geöffnet. Der Zutritt in die legteren ift nur den mit dem 
nächſten Zuge abgehenden Reifenden und zwar nad Ausweis der Fahrkarten in die für die 
verſchiedenen Wagenklaffen beftimmten Räume erlaubt. 


$. 12. 
Das Rauchen ift in den für die I. und I. Claſſe beftimmten Wartfälen und da, mo 
fih nur ein einziger für fämmtliche Claſſen gemeinfhaftliher Wartfaal befindet, nicht geftattet. 
Ebenſowenig ift das Mitnehmen von Hunden in die Wartfäle erlaubt, diefe find viel. 
mehr, wenn fie auf dem Eifenbahnzug mitbefördert werden follen, in dem Gepädlofal unter 
Verweiſung der für diefelben zu löſenden befonderen Fahrkarten zur Aufnahme in die für 
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die Hunde beflimmte Abtheilung des Gepädmwagens abzugeben. Bei ver Verladung der 
Hunde in den Gepädmwagen haben die Befiger verfelben auf Verlangen des Condukteurs 
mitzuwirken. 

$. 13. 

Zehn Minuten vor jeder Abfahrt wird das erfte — fünf Minuten vor der Abfahrt das 
zweite — und unmittelbar vor der Abfahrt das dritte Zeichen mit der Glode gegeben. 

Mit Ausnahme derjenigen Stationen, wo für Anfommende und Abgehende befondere 
Trottoirs beflehen, werden die Zugänge zum Einfteigeplag erit dann geöffnet, wenn die aus- 
geftiegenen Perfonen denfelben auf. den biefür beflimmten befonderen Ausgängen verlaffen 
baben. 

Wer die Zeit der Abfahrt verfäumt, hat Feinen Anſpruch auf Erſatz. 

$. 14. 

Das Herumgehen in anderen Theilen des Bahnbofes als den zum Ein- und Ausfteigen 
beftimmten Räumen ift unterfagt; überdieg wird wegen der hiemit verbundenen Gefahr Je— 
dermann empfohlen, aud innerhalb diefer Räume fi flets von den Maſchinen⸗ und, Fahr- 
geleifen möglichft entfernt zu halten. 

$. 15. 

Die Lofomotivführer, welche einzig mit der Beforgung der Mafchine zu thun und alle 
ihre Aufmerkſamkeit auf diefe zu richten haben, follen hierin durch Anfragen nicht geftört wer- 
den; vielmehr find folhe an das übrige Fahrperfonal zu richten, welchem übrigens eine 
längere Unterhaltung mit den Reifenden während des Dienftes auch nicht geftattet ifl. 

$. 16. 

Das Ein, und Ausfteigen darf nur auf der Seite gegen die Trottoirs gefchehen. 

Die Fahrkarten find beim Cintritt in den Bahnhof vem Thürfteher, beim Einfteigen 
und während der Fahrt dem Condukteur auf Verlangen vorzuzeigen, und bis fie von dieſem 
abgefordert werden, wohl zu verwahren. Der Reifende, der im Wagen ohne Fahrkarte over 
mit einer unrichtigen getroffen wird, hat das Doppelte Fahrgeld bis zur Station, wo er aus— 
fleigt, oder bis zur naͤchſten Hauptflation gegen von dem Condukteur fogleih auszufolgende, 
auf den Betrag des bezahlten Fahrgeldes Tautende Karten zu bezahlen, und, wenn fein 
Play in den Wagen mehr frei if, diefe zu verlaffen. Dieß muß jedenfalls auf der nädhiten 
Hauptftation gefhehen, wo der Reifende während des Aufenthalts des Zugs fo viel Zeit 
hat, um fich eine Karte zur Weiterfahrt zu verſchaffen. 
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$. 17, 
Perfonen in betrunfenem Zuſtande, fo wie ſolche, welche dur Krankheit oder efelhafte 
Gebrechen den Mitreifenden beſchwerlich fallen fünnen, werden mit den Eifenbahnzügen nit 


befördert. 
$. 18. 


Hunde werden in den Perfonenmagen nicht geduldet, mit Ausnahme Heiner Schooß- 
hündchen; jedoch auch diefe nur unter der Bedingung, daß fie während der Fahrt von ben 
Reifenden auf der Schooß oder auf dem Arm gehalten werben. Jedenfalls ift aber für diefe 
Händchen das tarifmäßige Fahrgeld zu bezahlen, wie für die übrigen, die in einer beſonde⸗ 
‚ten Abtheilung des Gepädwagens transportirt werben. 

$. 19. 

Sobald das Zeichen zur Abfahrt gegeben worden, oder der Zug fi in Bewegung ger 
feßt hat, iſt den Reifenden das Einſteigen unter Feiner Bedingung mehr geftattet, da Letzteres 
immer mit Lebensgefahr verbunden iſt. 

§. 20. 

Während der Fahrt, und zwar bei der alsbald nach Abfahrt des Wagenzuges vorzu⸗ 
nehmenden Revifion, müffen die Fahrkarten der neu zugegangenen Reifenden, fo wie die 
Empfangfopeine für die — mährend der Fahrt zu bezahlenden Fahrgelver, dur die Eon- 
dufteure vor den Augen der Reifenden durchlöchert werden. 

$. 21. 
Den Reifenden ift das Oeffnen der Thüre nur im Falle eines eingetretenen befonberen 


Borfalles geftattet. 
$. 22, 


Diefelben haben fih auf ihren Sigen ruhig zu verhalten; das Stehen in den Gängen, 
fo lange auf den Sigen Plag vorhanden ift, das Stehen auf den Bänfen, das Ueberfleigen 
der Rüdlehnen, das Hinausbeugen über die Seiten des Wagens und das Anlehnen an die 
Tpüren, fo wie das Heraustreten aus biefen auf den Borplag und die Treppen, fo lange 
fi noch Plag zum Stehen oder ‚Sigen im Innern der Wagen findet, ift firenge unterfagt. 


$. 23. 
Das Tabadrauhen ift in den Wagen 1. Claſſe nicht erlaubt, und wird aud in ben 


Wagen II. Claſſe dann nicht geflattet, wenn es durch befonderen Anſchlag unterfagt if. - 
52 
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$. 24. 

Das Wagen » Auffihtsperfonal ift berechtigt, Perfonen, welche fih unanftändig betragen, 
oder überhaupt durch unangemefienes Benehmen den Mitreifenden befhwerlic fallen, und 
den an fie ergangenen Vorftellungen und Erinnerungen feine Folge geben, aus den Wagen 
zu entfernen und nöthigenfalls ohne Weiteres auf der Bahn auszufegen. 

$. 25. 

Das Aus- und Einfteigen ift den weiter reifenden Perfonen auf den Hleineren Zwifchen- 
flationen nicht erlaubt. Wer fih dafelbft eigenmäctig aus dem Wagen entfernt, wird bes 
Rechtes für die Weiterfahrt verluftig. 

$. 26. 

Bei der Ankunft des Zuges werden auf ein Zeichen mit der Glode die Ausgänge der 
Halle oder des Stationsplages geöffnet. Um möglichen Unglüdsfällen vorzubeugen, dürfen 
die Reifenden dann erft die Wagen verlaffen, wenn der Zug ganz flille fleht. 

Zur Erhaltung der nöthigen Ordnung iſt es nothmendig, daß die Reifenden fi) fogleid 
dur die dazu beflimmten Ausgänge entfernen, ohne in der Halle oder auf den Trottoirs 
länger zu verweilen, als zur Empfangnahme des Gepäds ıc. erforderlich iſt. 


1. Gepäd-Xrandport. 


5 22 

Den Reifenden ift geftattet, Fleine Gepädftüde, als: Kleine Nachtfäde, Pakete, Schadh- 
teln ı., wofür die Verwaltung Feine Verantwortlichkeit übernimmt, bis zum Gewidt 
von 10 Pfunden frei in die Perfonenwagen mitzunehmen und bei ſich zu behalten, wenn 
dadurch Feine Beläftigung der Mitreifenden verurfadht wird. Solche Gegenflände dürfen 
indeffen nicht auf die Sigbänfe gelegt werden, fondern find unter denfelben niederzulegen, 
wenn der Reifende fie nicht in den Händen behalten will, 

Leicht entzündlihe Gegenflände oder geladene Gewehre in den Wagen mit fih zu füh- 
ren, ift jedenfalls firenge verboten. 

Traglaften, fofern ſolche in ländlichen Erzeugniffen beftehen, werben in Begleitung 
der Perfon, von mwelder fie auf die Bahn gebracht werden, gegen Bezahlung der in dem 
Tarif für den Güter» Transport beflimmten gewöhnlichen Fragt mit den Perfonenzügen be- 
fördert. Für alles weitere Reifegepäd ift die Taxe nah dem Gepäd-Tarif 
zu entridten. 
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$. 28. 
Die Verwaltung leiftet für das in gehöriger Weife übergebene Reifegepäd bis nad der 
Ankunft am Beftimmungsorte in der Art Gewähr, daß fie im Falle eines nicht durch unab⸗ 
weisbare Gewalt gefhehenen Verluftes für jedes Pfund des zu Verluſt gegangenen Gepädes 


1 fl. 30 fr. vergütet. 
$. 29. 


Das Reifegepäd muß fpäteflens eine Viertelflunde vor der zur Abfahrt des Wagenzuges 
beftimmten Zeit zur Abfertigungsftelle gebracht werden, wenn deffen Beförderung mit der 
nächſten Fahrt gefchehen fol. Von tiefer Zeit an bis nad der Abfahrt Fann die Annahme 
des Reifegepädes verweigert werben. 

$. 30, 
Alles Reifegepät muß wohl verpadt und deutlich mit Adreffe und Beflimmungsort be- 


zeichnet feyn. 
$. 31. 


Es flieht jedem Reiſenden frei, fein gefammtes Gepäd zu einem höheren Werthe zu ver- 
fihern als die oben ($. 28) beftimmte VBergütungsnorm befagt, in welchem Falle } Procent 
des angegebenen Werthes ohne Rüdfiht auf die Entfernung als BVerfiherungs - Prämie in 
Berechnung fommt. | 

Im Falle einzelne Stüde des befonders verfiherten Gepädes in Verluſt gerathen, wird 
die Vergütung dafür nach dem Verhältniß des Gewichtes derfelben geleiftet. 

$. 32. 

Diefe Berfiherung beſchränkt fih aber auf wirkliches Reifegepäd, als: Koffer 
u. dergl. 

Namentlich find Pakete mit Geld oder anderen werthvollen Gegenftänden von der Ber» 
fiherung ausgefchloffen. 

$. 33. 

Reifende, welche mit einem Wagenzuge nad einer weiteren Station fahren wollen, als 
wohin direfte Fahrkarten ausgegeben werden, können fogleich beim Zugang auf die Eifenbahn 
ihr Gepäd bis zu jener Station einfchreiben laſſen, und die Tare bis dahin erlegen. 

$. 34. 

Für die in gehöriger Form übergebenen Effekten wird dem Reifenden ein Schein un- 

entgeldlich ausgeftellt, welder ven Empfang des Gepädes von Seiten der Verwaltung unter 
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Angabe des Gewichts, der Zahl der Gepädftüde und der auf diefelben aufzullebenden Num⸗ 
mer beurfundet. 
$. 35. 


Bei der Ankunft am Beflimmungsorte muß das Gepäd fogleih in Empfang genommen 
werben ; eine längere Haftungs-Verbindlichkeit dafür übernimmt die Verwaltung nit. Die 
Auslieferung der Effekten kann nur gegen Rüdgabe des Empfangſcheins erfolgen, weßhalb 
den Reifenden die forgfältige Aufbewahrung veffelben empfohlen wird. 


$. 36. 

Die Verfendung des Gepädes muß mit demjenigen Zuge flattfinden, auf weldem ber 
Reifende felbft fih befindet. Geht das Gepäd wegen unrichtiger Angabe mit einem andern 
Zuge ab, fo hat der Neifende, da nur den mitfahrenden Perfonen beim Auslefen und Abge- 
ben des Gepädes Zutritt geftattet ift, und die Verwaltung nur bis unmittelbar nad ber 
Ankunft am Beftimmungsorte für das übergebene Gepäd haftet, ſich felbft beizumefien, wenn 
fih bei fpäterer Nachfrage nicht mehr alle Gepädftäde vorfinden follten. 


$. 37. 

Das Abladen und Abgeben ver Effekten an die Reifenden muß mit möglichfter Ordnung 
vor fih gehen. Kein Reifender darf fi in das Innere des Abladeraums begeben, um bie 
ihm zugehörigen Effekten auszuſuchen oder wegzunehmen. 

Nachdem Alles verlefen ift, wird das Gepäd den Eigenthümern übergeben. 


$. 38. 


Reifende, welche fih in einem Stationsorte kurze Zeit aufhalten, und mit der Eifenbahn 
weiter reifen wollen, fönnen ihr Gepäd bei der Abfertigungsftelle ver betreffenden Eifenbapn- 
flation unter fortwährender Haftung der Verwaltung gegen Entrihtung einer Lagergebühr 
von Ir. für jedes Gepädflüd in Verwahrung geben. Diefelben erhalten in diefem Falle 
einen Schein, durch melden der Empfang des Gepädes beurfundet wird, und gegen beffen 
Rüdgabe die Berabfolgung veffelben flattfindet. 

Jene Haftungs» Verbindlichkeit für ſolche Effekten dauert übrigens höchftens zwei Tage 
von ber Uebergabe an gerechnet. 
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III. Eauipagen» Trandport. 


. $. 39. 

Die Beförderung von Equipagen (Fuhrwerken) findet nur von und nad den im Tarife 
für den Equipagen - Transport bezeichneten Stationen und ohne Gewährleiftung flatt. Auch 
für das auf den Equipagen befindliche Gepäd wird Feine Garantie geleiftet. 

$. 40. 

Die in oder auf den Wagen mitfahrenden Perfonen haben Fahrkarten für die III. Efaffe 

zu löfen. 
$. 41. 

Die zu befördernden Equipagen müffen fpäteflens eine Stunde vor Abgang des betreffen- 

den Wagenzuges angemeldet und in den Bahnhof gebracht werben. 
$. 42. 

Die Bezahlung der Tare hat bei ver Anmelvung zu gefhehen. 
$. 43. 

Längftens eine halbe Stunde nad der Ankunft am Beftimmungsort müffen die Fuhr⸗ 
werke von dem Bahnhof weggebracht feyn. 


IV. Vieh-Transport. 
$. 44. 

Die Beförderung von Vieh, mit Ausnahme der Hunde, findet nur von und nad ben 
im Zarife für den Biehtransport bezeichneten Stationen flatt. 

Karten für Hunde werden immer nur nad derjenigen Station ausgegeben, wohin ber 
Reifende felbft eine Karte gelöst hat. 

$. 45. 

Biehtransporte müffen fpäteflens eine Stunde vor Abgang des Wagenzuges angemeldet 
und in den Bahnhof gebracht werben. Größere Viehtransporte, welche auf den Zwiſchen— 
flationen verladen werben follen, müffen am Tage vorher angemeldet werden, wenn deren 
Abgang mit einer beftimmten Fahrt des folgenden Tages gefhehen fol. Die Bezahlung 


der Taxe geſchieht bei der Anmeldung. Pr 
$. . 


Jedem Viehtransport muß ein Führer ver Beauffihtigung beigegeben feyn, welcher für 
fih eine Fahrkarte zu löſen hat. 
Bei ganzen Wagenladungen wird der Führer unentgelolich mitgenommen. 
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$. 47. 
Der Eigenthümer hat für die gehörige Befeftigung der Thiere zu forgen. Entſchädigung 
für beſchädigte oder entfprungene Thiere wird nicht geleiftet. 
$. 48. 
Einzelne Stüde Vieh werden nur dann zur Beförderung angenommen, wenn ein geeig- 
neter Platz für diefelben auf einem zum Theil ſchon beladenen Wagen übrig bleibt. 
Stuttgart, im April 1850. K. Eifenbahn-Commiffion : 
Knapp. 


3) Gütertransport-DOrpnung und Eintheilung der Güter in Fradtflaffen 
für die 8. Württembergifhe Staats-Eifenbahn. 
Revidirt im September 1851 in Wirffamfeit vom 1. Oftober 1851 an. 
(Mit Beilagen Lit. A bis C.) 


Gütertransport: Ordnung. 


$. 1. 
Art der Beförderung. 

Die Beförderung von Gütern gefchieht nach dem Ermeflen der Eifenbahn » Verwaltung 
dur die gewöhnlichen Perfonen- oder durch eigene Güterzüge, wenn nicht von dem Abfen- 
der die Verfendung mit den Perfonenzügen ausdrücklich verlangt wird; in welchem Falle vie 
Beförderung des aufgegebenen Guts als Eilgut eintritt. Mehr als 5 Eentner Eilgut von 
einem Berfender gleichzeitig anzunehmen, ift jedoch die Eifenbahn-Verwaltung nicht verpflichtet. 

$. 2. 
Bon ber Beförderung durch die Eifenbahn ausgeſchloſſene Güter, 
Ausgefghloffen find von der Beförderung auf der Eifenbahn: 
1) wegen ihrer Gefährlichkeit: 
geladene Gewehre, Schießpulver, Kunftfeuerwerf, Knallfilber, Schießbaumwolle, über- 
haupt alle dur Reibung entzündbare und bei der Entzündung erplodirende Ge— 
genftände. 
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Wer folhe Gegenftände heimlicherweife oder unter unrichtiger Bezeichnung aufgibt, ift 
für allen daraus entftehenden Schaden verantwortlih, und nah $. 10 der K. Verordnung 
vom 2. Dftober 1845 (Reg.Blatt ©. 392) ftrafbar. 

Entfteht in diefer Beziehung der Verdacht einer unrichtigen Angabe des Inhalts, fo find 
die Abfertigungs » Beamten berechtigt, die zu verfendenden Gegenftände in Gegenwart des 
Verſenders öffnen und unterfuchen zu laſſen. 


2) Die ver Poftverwaltung ausfhließlih zum Transport vorbehaltenen Gegenſtaͤnde, 
nämlid : 
Briefe, Geld, Pretiofen aller Art, namentlid verarbeitetes und unverarbeitetes Gold, 
Silber und Platina, gefpliffene und ungefchliffene Evelfteine, Perlen, goldene und 
filberne Uhren, Bijouterie- und alanterie- Waaren, infofern fie aus Gold und 
Silber verfertigt oder mit ächten Evelfteinen oder Perlen befegt find, Gold⸗ und 
Silberftoffe, Achte goldene und filberne Borden. 


$. 3. 
Gegenftände der Beförderung und deren Claffification. 

Alle übrigen Güter werden unter nachſtehenden Beftimmungen zur Beförderung auf der 
Eifenbahn gegen die in dem befonders veröffentlichten Tarif feftgefegten Fractfäge übernom- 
men. Diefe zerfallen nah der Befchaffenheit der zur Verfendung kommenden Güter in 
vier Claffen. 

Die Eintheilung der Güter in diefe vier Frachtklaſſen it aus dem hienach beigefügten 
alphabetiſchen Verzeichniffe zu erfehen. 

Das dem Tarif zu Grund gelegte Gewicht ift der Zolleentner von 100 Pfund (50 Ri- 
logramm — 107 Pfund württemb. Gewidt). 

Unter der Fracht ift auch die Gebühr für das Aufladen der Güter auf die Eifenbahn- 
wagen und für das Ablavden von denfelben, fo wie für die Ueberbringung der Waaren in 
die innerhalb der Stationsorte gelegenen Häufer der Empfänger mitbegriffen, welche Ge- 
fpäfte fämmtlih auf Rechnung der Eifenbapn- Verwaltung dur die hiezu befonders aufge- 
ftellten Perfonen beforgt werben. 

Das Nähere hierüber ift aus den gedrudten Beftimmungen für die Güterbeförderung 
zu erfehen, wovon die Güterbeförderer und deren Gehülfen ftets ein Exemplar bei ſich ie 
tragen verbunden find, und ein Abdruck Lit. C. hienach beigefügt iſt. 
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$. 4. 
Eilgüter. 

Für Eilgüter, d. h. ſolche Güter, welche mit den zunächſt abgehenden Perfonenzügen 
befördert werben follen, oder welche nicht mehr als 25 Pfund wiegen, find 50 Procent über 
die gewöhnliche Fracht zu bezahlen. 

$. 5. 
Geuergefährlige Stoffe. 

Reibzündiwaaren und andere feuergefährliche Stoffe, namentlih Scheidwaſſer, Säuren, 
Phosphor, Aether u. f. m. werben zwar zur Verfendung für die Fracht der Elaffe, in welche 
fie eingetheilt find, in forgfältiger Verpadung angenommen; da fie aber auf befonders dazu 
beftimmte Wagen verladen werden müffen, fo können kleinere Duantitäten nur an gewiſſen 
Wochentagen zur Verfendung kommen, wozu bis auf Weiteres der Freitag beflimmt ift. 

Ganze Wagenladungen oder größere Duantitäten folder Waaren werden Dagegen täg- 
lich zur Beförderung angenommen. 

Da hienach die Berfendung von dergleihen Gütern ohne wefentlihe Befhränfung er- 
laubt wird, fo ift zu erwarten, daß viefelben bei der Aufgabe gehörig deffarirt werden, und 
ber Verſuch zu einer heimlichen Berfendung um fo mehr unterbleibe, als in diefem Falle der 
Verſender denfelben nachtheiligen Folgen unterliegen würde, melde den Verſender von erplos 
direnden Gegenfländen, die vom Transport gänzlich ausgeſchloſſen find, nad $. 2 treffen. 

Für Schwefelfäure, Scheivewaffer und andere ägende oder gefährliche Subftanzen über- 
nimmt die Eifenbahn- Berwaltung feine Verbindlichkeit irgend einer Art, behält fi vielmehr 
vor, vom Abfender oder Empfänger Erfag für alle Befhäpigungen zu verlangen, melde 
durch dergleichen Subflanzen an den Eifenbahnwagen oder an Frachtgütern entftanden find. 

$. 6. 
Gewicht. 

Das Gewicht der Güter iſt Behufs der Berechnung der Fracht nach dem Zollgewicht, 
den Centner von 100 Pfund — 50 Kilogramm oder — 107 Pfund Württembergiſch, in den 
Frachtbriefen anzugeben. 

Den Eifenbahn- Behörden bleibt es überlafien, ob fie zur Controle des vom Verſender 
angegebenen Gewichts die Frachtſtücke bei der Aufgabe oder bei ver Abgabe oder überhaupt 
nachwiegen wollen. 
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Für das Nachwiegen wird von dem Verfender oder Empfänger Nichts bezaplt. 

Kleinere Sendungen von 25 Pfund und darunter werden als Eilgüter behandelt. 

Frachtſtücke bis zu 25 Pfund einflieglih gelten bei ver Berechnung der Fracht für 
4 Eentner, über 25 bis 50 Pfund für 4 Eentner, über 50 bis 75 Pfund für 3 Eentner 
und über 75 bis 100 Pfund für einen ganzen Centner. Diefe Stufenfolge findet auch auf 
Berfendungen über Einen Eentner hinfihtlih der Eentnertheile Anwendung, mit der Aus- 
nahme, daß für Frachtgüter III. und IV. Elaffe, fofern diefelben zwiſchen 100 und 150 Pfund 
einfhließlich wiegen, flets die Tracht für 14 Eentner berechnet wird. 

Ale Sendungen von Gütern der IH. und IV. Frachtklaſſe bis zu 100 Pfund ein, 
fpließlich bezahlen die Fracht nad der I. Elaffe, fofern fie nicht der I. Claffe angehören. 

Für Traglaften mit ländfihen Erzeugniffen, welche in Begleitung der Verſender mit 
den Perfonenzügen transportirt und von denfelben am Beftimmungsorte fogleih in Empfang 
genommen werden, ift die entfprechende gewöhnliche Güterfracht nad dem Tarif zu bezahlen. 
Diefelben find alfo, obgleih fie mit den Perfonenzügen gehen, nicht als Eilgüter zu be» 
handeln. 

Nachgenannte Gegenftände werben ohne fpecielle Verwiegung nah einem Normal« 
gewicht oder Probewiegungen angenommen, welches in folgender Weife nah dem Maße und 
der Zahl beſtimmt ift. 

1) ©etränfe in Fäflern, wenn diefe mehr als 4 Eimer enthalten, einfchließlich des Faſſes 
für den Eimer Helleid — :- 7 Eentner. Da übrigens der Eichgehalt der Bierfäffer gemöhn- 
fih nah Schenkmaaßen beftimmt if, deren 176 auf einen Eimer Helleih geben, fo ift eine 
Maas Bier fammt dem Faß, weldes daſſelbe — bei Sendungen von mehr als 88 Maas 
zu 4 Pfund zu berechnen. 

2) Holz, und Zwar: 

a) Bau- und Nupholz, 
für 1 Kubikfuß hartes Hol; 35 Pfund, 
" 1 " weiches " 25 n 
b) tannene Schnittiwaaren, 
als: regelmäßig geſchnittene (gemodelte) Böpfeiten, Bretter, Rahmſchenkel und 
Latten nad folgenden Sägen: 
53 


1 Böbfeite 






1 Rahmfchenfel 
10 Saiten 
c) Brennholz: 
für 1 Klafter Scheiter von hartem Holy. » . . 33 Eentner. 
vom m Prügel von hartem Ho . » . » 30 „ 
„ » nm  Scpeiter von weihen Ho » „. -» 2 „ 
v» » „ Prügel von mweihem Hol. . . . 20 

Diefes Klaftergewicht findet nur Anwendung bei Hölzern, welche nicht über 4 Schuh 
lang find. 

Zu hartem Holz wird gerechnet: Buchen, Eichen, Birken, Eichen, Ulmen, Ahorn, Afa- 
zien, Nußbaum, das Holz von Obstbäumen und allen nicht genannten Baumarten; zu wei- 
dem: Nadelholz aller Art, als: Tannen, Fichten, Forlen, Lerchen u. f. w., Linden, Erlen, 
Pappeln und Weiden. 

Der Körper-Inhalt der runden und befchlagenen Stämme wird nach den bei den Güter- 
Abfertigungs-Beamten befinblihen Tabellen und das Gewicht der nicht oben unter b begriffe- 
nen ungemodelten (unregelmäßig geſchnittenen) Schnittwaaren und anderen Holzforten nad 
dem wirklichen Gewicht oder nach Probe-Abwiegungen beftimmt. 
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3) Steine. 
3) Duader und Werffteine: 
von Zufffleinen für ven KubiffuG . . . ; 2.0.80 Pfund, 
von groblörnigen weißen Sandfleinen aus * — un 


(Lias) für den Rubiluß - . - - .. 90 ,„ 
von feinkoͤrnigen Sandſteinen (Keuber) für * Rubitfuß = 200-5 
von Ralfiteinen für ven Rubiffu -. . . » ne I 


„ 
b) Mauer, Gewölb- und Pflafter-, auch Sppöfleine — — der auf dem 
Wagen gemeſſenen Schachtruthe nach. 
c) Gebrannte Waaren, als Ziegel, Backſteine ꝛc. nach Probewiegungen dem Hundert nach. 
d) Gemabhlener in Fäſſern verpackter Gyps für das württembergiſche Simri, Brutto 
44 Pfund. 
4) Torf: 
nah Probewiegungen der Schadhtruthe oder dem Kubikfuß nad. 
§. 7. 
Geringſter Frachtſatz. 

Ergeben ſich bei ver Berechnung der nach dem Tarif zu bezahlenden Fracht und Ge— 
bühren Bruchkreuzer, ſo werden ſolche, wenn ſie nicht über einen halben Kreuzer betragen, 
unberückſichtigt gelaſſen, die über einen halben Kreuzer aber für voll gerechnet. 

As geringfter Frachtbetrag find bei Verfendungen, wenn fih aud die Tare nad dem 
Zarif und nad vorftehenden Beftimmungen niedriger berechnet, für eine Traglaft mit länd— 
fihen Erzeugniffen drei Kreuzer, für die übrigen Frachtſtücke (gewöhnliche wie Eilgüter) je 
ſechs Kreuzer zu bezahlen. 

$. 8. 
Aufgabe ber Güter. 

Den Berfendern bleibt es freigeftellt, ob fie die Güter auf den Bahnhof oder Haltplag 
felbft, oder durch ihre Leute aufgeben, oder in ihrer Wohnung dur die von der Eifenbahn- 
Verwaltung hiezu aufgeftellten Perfonen gegen die hiefür befiimmte, von dem Verſender for 
gleich zu bezahlende Beftellgebühr abholen laſſen wollen. In letzterem Falle, der ſich übri- 
gens auf die Orte befchränkt, in melden Güterflationen fi befinden, find die abzuholenven 
Güter bei den Abfertigungs-Beamten auf den Bahnhöfen und Haltplägen anzuzeigen. 

Auf den Zwifchenftationen ift, wenn das Gewicht einer Sendung mehr als 5 Centner 
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beträgt, diefelbe am Tage vor der Aufgabe anzumelden, wenn auf deren alebaldige Ueber⸗ 
nahme und Beförderung gezählt werden will. 


$. 9. 
Begleitung ber Sendungen mit Frachtbriefen. 


Alle Sendungen von mehr als 100 Pfund find mit Marken und Nummern zu bezeich- 
nen, und mit von dem Verfender oder beffen Stellvertreter zu unterzeichnenden Frachtbriefen 
na dem hienach vorgefehriebenen Formular zu begleiten, welde in fämmtlihen Güterabfer- 
tigungslofalen einzufehen und gegen Vergütung des Koftenpreifes zum Gebrauch zu erhalten 
find (Fradibrief- Formular Beil. lit. A.). 

In den Frachtbriefen, mit welchen Eilgüter begleitet werben, ift auf ber — Seite 
oben hinter „Claſſe“ deutlich zu ſchreiben „als Eilgut“, und ebenſo auf der Adreſſe unter 
Ordnungs⸗Nummer „Eilgut“ beizufügen, wenn die betreffenden Frachtſtücke als Eilgüter be— 
fördert werden ſollen. 

Frachtbriefe, die nicht nach dem vorgedachten Formular ausgeſtellt, oder in welchen 
Zahlen, Frankobezeichnungen, Gewichtsangaben u. dergl. durchſtrichen oder radirt find, werben 
von dem Abfertigungs » Beamten nicht angenommen, Uebrigens wird, wenn eine Sendung 
ohne Frachtbrief, oder mit einem mangelhaften aufgegeben wird, auf Verlangen des Auf- 
gebers der erforderliche Frachtbrief durch den Abfertigungs Beamten gegen Bezahlung der 
Gebühr von 2 Kreuzern ausgefertigt. 

In einem und demfelben Frachtbriefe dürfen nur Gegenftände einer und verfelben Tarifs 
Kaffe (oben $. 3) verzeichnet, und Eilgüter nicht mit anderen Frachtſtücken vermifcht feyn. 
Werden dennoch dur den Verſender Güter verfihiedener Zarifflaffen in Einen Frachtbrief 
aufgenommen, fo wird für das Gefammtgewicht verfelben die betreffende höchſte Tarifflaffe 
in Anwendung gebracht, fo daß alfo, wenn z. B. Güter der IH. und IH. Frachtklaffe in einem 
und demfelben Frachtbriefe vorfommen, von dem Geſammtgewicht derfelben die Fracht der 
1. Claffe zu bezahlen ift. Ausgenommen ift der Fall, wenn eine Sendung von Gütern II., 
Il, und IV. Efaffe zufammen nicht mehr als 100 Pfund beträgt, da dann nad oben $. 6 
jedenfalls die Fracht der IH, Claſſe für die ganze Sendung zu bezahlen ifl. 

Das Gewicht der Frachtſtücke ift in den Frachtbriefen nah dem Zollgewicht (100 Pfund 
oder 1 Centner Zollgewicht — 107 Pfund Württembergifch) anzugeben. 


$. 10. 
Uebernahme ber Labungen von Frachtfuhrleuten und Boten mit Transporticeinen. 

Frachtführer und Boten u. f. w., melde von auswärts herfommen und ihre Ladung 
ganz oder theilmeife zur Weiterbeförderung nad einem an der Bahn gelegenen Ort über- 
geben wollen, haben ven zu derfelben gehörigen Original» Frachtbriefen Transportſcheine zur 
Weiterbeförderung auf der Eifenbahn nad einem befonderen hienad angehängten Formular, 
welches wie das Frachtbrief⸗Formular bei fämmtlichen Güterabfertigungsftellen eingefehen und 
gegen Vergütung der Anſchaffungskoſten abverlangt werden fann, beizufügen (Transportfchein- 
Formular Beil. lit. B.). Die Ausfertigung folder Transportſcheine wird auf Verlangen 
des Aufgebers durch die Abfertigungs-Beamten gegen die Gebühr von 2 Kreuzern beforgt. 


$. 11. 
Sendungen unter 100 Pfund werben ohne Frachibrief angenommen. 

Bei einzelnen Sendungen von 100 Pfund und darunter wird die Belfügung eines 
Frachtbriefes nachgefehen, dagegen müffen folde Sendungen mit deutlichen und beftimmten, 
mohlbefefligten Adreſſen verfehen, auch muß auf denfelben ver Inhalt, und falls deren Ver⸗ 
fiherung gewünſcht wird, der Verfiherungswerth angegeben, fo wie, wenn fie nicht framfirt 
werben, der Verſender genannt feyn. 

$. 12. 
Befchränfung in ber Beförderung der Güter. 

Die Beförderung von Gütern an andere Orte als folde, wo fi Güterflationen befin- 
den, wird von der Eifenbahn - Verwaltung mur in dem Fall übernommen, wenn von einer 
Güterftation nah dem Beflimmungsorte des Frachtſtücks Frachtfuhrleute oder Boten regel- 
mäßig fahren. In diefem Falle muß aber auf dem Frachtſtück oder der Mdreffe von dem 
Verfender augdrüdlich bemerkt werden, mit melden Fuhrmann oder Boten das Frachtftück 
weiter zu befördern fei. Iſt der Fuhrmann oder Bote nicht namentlich bezeichnet, fo werden 
die Güter, fofern die Beförderung derfelben gemäß der R. Verordnung vom 16. Februar 
1821 (Reg.Blatt &. 75) nicht der Poftverwaltung ausſchließlich vorbehalten if, einem öffent 
lihen Boten oder Fradtfuhrmann, der nad dem Beflimmungsorte der Güter fährt, gegen 
Befceinigung übergeben. UWebrigens hört mit der Abgabe an einen Boten oder Frachtfahrer 
die Haftungs-Verbindlichfeit der Eifenbahn-Vermaltung für das übernommene Gut auf, mag 
der Name des Boten oder Frachtfahters von dem Verſender genannt feyn oder nicht. 
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$. 13. 
Unrichtige Angabe des Gewichts und des Inhalts der Frachtſtücke. 

Hat die unrichtige Angabe des Gewichts oder des Inhalts eines Frachtſtücks auf dem 
Frachtbrief eine Frachtverkürzung zur Folge, fo iſt der fünffache Betrag derſelben ald Eon» 
ventionalftrafe zu erlegen, wofür erforderlichen Falls vie Waare haftet. 

Bei gemahlenem, in Fäffern verpadtem Gyps tritt die Conventionalftrafe erft dann ein, 
wenn bei Abwiegung der Gypsfäfler ein größeres Gewicht als 54 Pfund Brutto für jedes 
deklarirte Simri Gyps ſich zeigen follte. 

Wer bei Gegenfländen, die entweder unverpadt verfendet werden, oder deren Verpadung 
eine Entwendung ohne fihtbare äußerlihe Befchädigung zuläßt, ein höheres als das wirkliche 
Gewicht angibt, hat den Werth der zu viel angegebenen nicht vorhandenen Waare als Eon- 
ventionalfirafe zu bezahlen. 

$. 14. 
Zollbehandlung. 

Bei Gegenftänden, welche ver Begleitfchein- oder Binnen »Eontrole unterliegen, mäffen 
vor der Uebergabe zum Transport die bezüglichen zollamtlichen Papiere, beziehungsmweife vie 
gehörig vifirten oder abgeftempelten Frachtbriefe an die Abfertigungs-Beamten abgeliefert 
werden. Der Plombage-Verſchluß muß bei den betreffenden Stüden im Frachtbrief aus 
brüdlich erwähnt feyn, widrigenfalls nicht dafür gehaftet wird. 

In Beziehung auf die Nichtigkeit des Inhalts der Deklaration oder des Frachtbriefs 
übernimmt die Eifenbapn » Verwaltung den Transport diefer Gegenftände überhaupt nur auf 
Gefahr und Koften des Verfenders. Die Urkunden, mit welchen die unter zollamtlichem 
Verſchluß anfommenden Frachtſtücke begleitet find, werden nur gegen befondere Beſcheinigung 
an die Empfangs » Berechtigten abgegeben, welde, wenn fie die Frachtſtücke felbft abholen, 
verpflichet find, diefe unmittelbar dem zufländigen Zollamte vorzuführen. Findet aber eine 
Abholung der unter zollamtlihem Verſchluß angelommenen Frachtſtücke durch ven Empfänger 
nicht flatt, fo werden folde durch die aufgeftellten Güterbeförderer (unten $. 28) nebft den 
begleitenden Papieren vor das zuftändige Zollamt zur weiteren Behandlung gebracht, wo fie 
dann der Empfänger abzuholen hat. 

Jedenfalls ift die Verzollung folder Gegenftände lediglich Sache des Empfängers. 

$. 15. 
Berpadung. 
Die zur Beförderung übergebenen Güter müffen nad Erfordernig gut verpadt feyn, 
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insbefondere die leicht zerbrechlichen Waaren, welche überdieg mit dem gebrändlichen Zeichen 
verfeben feyn follen; mangelhaft und unzureichend verpadte Güter werden nah Befinden 
entweder ganz zurüdgemwiefen oder nur dann zur Beförderung übernommen, wenn durch eine 
dießfällige Bemerkung auf dem Frachtbrief auf jeden Entfhäpigungs-Anfprug verzichtet wird. 


$. 16. 
Ort ber Aufgabe. 

Die Eilgüter find auf den Bahnhöfen. und Haltplägen mindeftens eine Stunde vor dem 
Abgang der betreffenden Züge an den Gepädbureaus aufzugeben; die übrigen Güter aber 
werben auf den Bahnhöfen in die hiezu beftimmten Waarenfchuppen und auf den Haltplägen 
an die Verladungsftellen gebracht. 

. 51% 
Zeit der Aufgabe. 

Die Aufgabe der gewöhnlichen Güter findet von früh 7 Upr bis Mittags 12 Uhr und 
von Nachmittags 2 Uhr bis Abends 5 Uhr (in den Monaten Mai bis September bis 7 Uhr 
Abends) flatt. Die Eilgüter werden im Winter wie im Sommer von den Abfertigungs- 
ftellen in der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 12 Upr Mittags und von 1 Uhr Nachmittags 
bis 7 Uhr Abends angenommen. 

An Sonn- und Fefltagen fönnen nur Eilgüter aufgegeben werben. 


$. 18. 
Empfangs = Befcheinigung. 

Dem VBerfender wird auf Verlangen die Uebernahme der Güter, wenn er den Aufgabe- 
fein, fei es auf einem Duplifat des Frachtbriefs oder auf einem anderen Papier — oder 
in einem Hefte, mit den wefentlihen Erforberniffen fo vorbereitet, daß ihm der Abfertigungs- 
Beamte nur unterzeichnen darf — unentgelolih, im andern Falle aber gegen die Gebühr 
von zwei Kreuzern befceinigt. 

$. 19. 
Beförberunggzeit. 

An Sonn» und Fefltagen werden Waarenfendungen, mit Ausnahme der Eilgüter, in 
der Regel nicht befördert. Legtere werden wo möglich mit dem nächſtabgehenden und fpäte- 
ftens mit dem darauffolgenden Perfonenzuge verfendet. Die längfle Ablieferungsfrift an den 
Beftimmungsort wird für Güter, welde an einen Stationsort bis zu 20 Stunden Entfernung 
verfendet werben, auf dreimalvierundzwanzig Stunden, bei einer Strede über 20 big 40 Stun 
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den auf viermalvierundgwanzig Stunden und bei größerer Entfernung auf fünfmalvierund- 
zwanzig Stunden, von der erfolgten Uebernahme an gerechnet, feflgefegt. Große Sendungen 
von Gütern IV, Elaffe werden nur nad Lebereinfunft befördert. 
$. 20. 
Gewaͤhrleiſtung. 

Die Eiſenbahn-Verwaltung haftet für äußerlich wohlbeſchaffenen Zuſtand der transpor⸗ 
tirten Güter, inſofern ſolche gut verpackt zur Beförderung übergeben worden find, fo wie 
für das Gewicht nah Abzug des hienach beftimmten Ealo in der Art, daß für erfichtliche 
Befhädigung oder Verluft je nad dem nachzuweiſenden Werth der Sendung höchſtens für 
den Gentner I. Claſſe 50fl., A. Elaffe 40fl., III. Claſſe 30fl. und IV. Claſſe 20 fl. 
vergütet werden. 

Wenn eine äußerlihe Beſchaͤdigung nit vorhanden if, fo kann wegen des Inhalts der 
Frachtſtücke eine Entfhädigung nur dann angefprocen werden, wenn nadgemiefen werben 
fann, daß der Schaden durch Verſchulden der Verwaltung entflanden if. Ebenſo werden 
Gewichtsdefekte nur dann vergütet, wenn fie bei der Anfunft mehr als 1 p&t. bei trodenen, 
und mehr als 2pEt. bei naffen Waaren, fo wie bei Tabaf und Schaafwolle, betragen, und 
eine Entwendung äußerlih erkennbar ift. Für das Verderben der leicht in Gährung über- 
gehenden Flüffigkeiten oder ſchneller Fäulniß unterliegenden Gegenftlände, für Leckage für 
Einroften von Metallmaaren, für Bruch oder Befhädigung an Möbeln, überhaupt an leicht 
zerbrechlichen Gegenftänden, melde übrigens mit möglihfter Schonung behandelt werden, 
fo wie für folhe Befhädigungen, melde nahmweislih Folge einer ungenügenden, äußerlich 
nicht als folhe zu erfennenden Verpadung find, wird Fein Erfag geleiftet. 

Sdhadenerſatz wegen verfpäteter Ablieferung ($. 26) findet nur in dem Falle flatt, wenn 
eine Schuld der Verwaltung und wirklicher Schaden nadgemwiefen werden kann. Erſatz⸗ 
anfprüche müſſen jedenfalls vor der Uebernahme der Gegenftände von Seiten des Empfängers 
erhoben werden, weil fpätere Reflamationen unbeachtet bleiben. Ebenfo können Reklamatio⸗ 
nen wegen nicht gefchehener Ablieferung, menn fie nicht innerhalb drei Monaten, vom Tage 
der Aufgabe am gerechnet, erhoben werben, Feine Berüdfihtigung mehr finden. 

$. 21. 


Verſicherung. 
Indeſſen können die Güter auf Verlangen des Verſenders auch gegen Ereigniſſe durch 
höhere Gewalt und zu einem höheren Werthe als die obige Erſahnorm beſtimmt, gegen Ent ⸗ 


425 


richtung einer Verficherungstare verfihert werden, melde aus einer feften Gebühr von zwei 
Kreuzern für je 1000fl. des angegebenen Werthes und aus einer nad) der Entfernung fid 
bemeffenden Zulage von 4 Kreuzer für 1000 fl. auf die Bahnſtunde zufammengefegt ift. Der 
Betrag diefer Verfiherungsgebühr für je 1000 fl. Werth iſt glei der Fracht für einen 
Eentner IV. Efaffe. 

Für einen Verfiherungswertb bis 500 fl. einfchließlih wird die Hälfte der berechneten 
Taxe, für Beträge über 500 bis 1000. die volle Tare für legtere Summe angefeßt. 

Zu einem höheren Betrage als zu 10fl. für das Pfund gleich 1000 fl. für ven Eent- 
ner fönnnen die auf der Eifenbahn zu befördernden Gegenftände nicht verfihert werben. 

Wenn für Güter Verfiherung gewünſcht wird, fo ift dieß im Frachtbrief ausdrücklich 
zu bemerken, aud der BVerfiherungswerth für jedes einzelne Frachtſtück anzugeben. 


$. 22. 
Ermittlung des Werths der verlorenen oder befhädigten Frachtſtücke. 

Im Falle eines Anſpruches auf Vergütung wegen Verluſtes oder Befhädigung von 
Frachtſtücken wird der Werth verfelben, folder mag verfidert feyn oder nicht, fo wie die 
Größe des Verluftes oder der Beſchädigung auf ven Grund der Driginalfaftura oder eines 
gehörig beglaubigten Auszuges aus ben betreffenden Handelsbüchern oder durch Abfhägung 
von der betreffenden Eifenbahnbehörde erhoben und berechnet. 

$. 23. 
Schiedsgericht. 

Sind die Betheiligten mit diefer Berechnung und der hienach feftzuftellenden Vergütung 
nicht zufrieden und fommt eine gütlihe Vereinigung hierüber nicht zu Stande, fo foll die 
Entſcheidung über den Streitgegenftand durd drei Schiedsrichter erfolgen. 

Den Einen diefer Schiedsrichter wäplt die Eifenbahn-Vermwaltung, den zweiten der Be- 
fhädigte, den dritten aber ald Obmann beide ernannte Schiedsrichter. Sollte ein Theil vier 
Wochen nad der hiezu von dem andern Theile erhaltenen Aufforderung den von ihm zu er- 
wählenden Schiedsrichter nicht beftimmt haben, oder follten fih die zwei Schiedsrichter nicht 
über einen dritten vereinigen Fönnen, fo ernennt das Bezirksgericht des Drts, an welchem 
der Gegenfland des Streites gelegen ift, oder hätte abgeliefert werden follen, den oder die 
betreffenden Schiedsrichter. Die Entfpeidung hat nah Württembergifchen Gefegen zu gefchehen. 

Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichts findet feine weitere Berufung flatt; es hat 
aber die Eifenbahn-VBerwaltung in Fällen, wo verfichert worden, das Recht, Frachtſtücke, auf 
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welche die Entſchädigungs⸗Forderung ſich bezieht, gegen Vergütung des von dem Verſicherten 
angegebenen Berficherungsmwerthes, oder des von den Schiedsrichtern beftimmten Preifes ganz 
oder theilmeife zu übernehmen. 
$. 24. 
Nachnahme. 

Es iſt die Nachnahme des Werthes verfendeter Güter bis zum Betrage von 50 fl. für 
eine Sendung, fo mie die Nachnahme von Spefen ohne eine weitere als die nachſtehende 
Beſchränkung geftattet und wird dafür 4 pCt. vom Betrage derfelben als Provifion erhoben. 
Der Betrag der Nachnahme darf jedoch den wirklihen Werth der Güter nicht überfleigen, 
Das Minimum der zu erhebenden Provifion wird auf 2 Kreuzer beſtimmt. Die Zahlung 
ver Nachnahme findet in Feinem Falle früher ftatt, als wenn vom Beflimmungsorte Nach— 
richt über die Anerkennung, beziehungsweife Vergütung derfelben durch den Empfänger einge- 
gangen ifl. 

Sendungen, für melde Nachnahme gewünfht wird, find auch, wenn fie weniger als 
100 Pfund wiegen, mit Frachtbriefen zu begleiten. 

Der Betrag der zu erhebenden Nachnahme muß jedenfalls im Frachtbriefe in Worten 
ausgedrüdt, und deren Empfang von dem Verſender felbft oder deffen Stellvertreter und 
nicht von dem zufälligen Ueberbringer befcheinigt werben. 

Gegen diefe Beſcheinigung wird dem Berfender einftweilen ein Nachnahmeſchein aus- 
geftellt, bei deſſen Rüdgabe, nachdem die Benachrichtigung von der erfolgten Vergütung 
des Nachnahmebetrags durch den Waarenempfänger eingetroffen if, der Betrag der Im Fracht: 
briefe quittirten Nachnahme dem Aufgeber wirklich bezahlt wird. 

$. 25. 
Bezahlung der Fradt. 

Die Bezahlung der Fracht kann entweder bei der Aufgabe durch den Abfenver oder am 
Beftimmungsort dur den Empfänger gefhehen. Wird bei franfirten Sendungen Nachnahme 
erboben, fo if die Nachnahme - Provifion mit dem Frachtbetrag dur den Abfender zu ent- 
richten. Bei unfranfirten Sendungen dagegen iſt die Nachnahme» Provifion mit der Nach— 
nahme von dem Waarenempfänger zu bezahlen. 

Für Gegenftände, welche dem ſchnellen Verderben ausgefegt oder leicht zerbrechlich find, 
muß die Fracht und die Verfiherungstare auf Verlangen bei der Aufgabe bezahlt werben. 

Jedenfalls hat bei unfranfirten Sendungen die Bezahlung der Fracht und fonfliger auf 
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dem Gute haftender Auslagen vor Abgabe verfelben zu gefchehen, fo wie überhaupt Feine An- 
borgung der Fracht flattfindet. 
$. 26. 
Ablieferung und Nachricht von der Ankunft der Güter an die Empfänger. 


Sendungen ohne Frachtbrief Coben $.11) werden nach erfolgter Ankunft den auf den 
Aoreffen bezeichneten Empfängern überbradt. 

Ebenfo werben alle übrigen, in Begleitung von Frachtbriefen anfommenden Frachtftüde 
burd die von der Eifenbahn- Verwaltung aufgeftellten Güterbeförderer in das Haus der Em- 
pfänger geführt, und diefen gegen Bezahlung der hierauf haftenden Fracht und Nachnahme 
mit den Frachtbriefen oder Transportfcheinen gegen Rückgabe des diefen beigefügten, von dem 
Empfänger oder feinem Stellvertreter zu unterzeihnenden Güter-Ablieferungsfceins abgefolgt, 
wofern nicht auf dem Frachtbriefe durch ven Verſender ausprüdlich bemerkt ift, vaß diefelben 
auf dem Bahnhof oder Haltplag bis zur Verfügung des Empfängers liegen bleiben follen, 
oder wenn nicht der Empfänger im Voraus gegen den betreffenden Abfertigungsbeamten fehrift- 
lich erflärt hat, daß er alle an ihn auf der Eifenbahn ankommenden Güter auf ver Güterflation 
abholen laſſen werde. In ven beiden legteren Fällen werden die Empfänger von der Ans 
kunft der Eilgüter läängſtens drei Stunden und bei den gewöhnlichen Gütern ſechs Stunden 
nad dem Eintreffen ver Waaren in Kenntniß gefegt, e6 wäre denn, daß die Ankunft Abends 
erfolgte, in welchem Falle dieſe Anzeige am andern Morgen vor 9 Uhr, beziehungsmeife 
12 Upr gemadt wird. Uebrigens wird die Verwaltung nad Moͤglichkeit eine Abkürzung diefer 
Friften zu bewirken fuchen. 

Bei diefer Anzeige wird dem Empfänger der Frachtbrief vorgezeigt, welche Borzeigung 
berfelbe auf dem Frachtbrief befcheinigt; indem er zugleich hievon den Güter-Ablieferungsfchein 
abfchneivet. 

Diejenigen Güter, welche von den aufgeftellten Güterbeförderern zu beftellen find, wer⸗ 
den, fo weit es Eilgüter find, fpäteftens innerhalb fehs Stunden nad deren Ankunft, wenn 
aber diefe erft Abends nah 7 Uhr erfolgt, am andern Morgen vor 9 Uhr abgeliefert, wäh- 
rend die übrigen fpätefteng innerhalb 24 Stunden nach ihrer Ankunft (die Zeit der Sonn- und 
Fefttage nicht gerechnet) den Empfängern in das Haus gebracht werben. 

Für die Ueberbringung der Frachtflücde in die Häufer der Empfänger darf der Güter- 
beförderer von dieſen Feinerlei Bezahlung verlangen, fo wie überhaupt von den Waaren- 
empfängern dem Güterbeförberer nicht mehr zu bezahlen ift, als die Rechnung auf der Rüd- 
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feite des Frachtbriefes und bei Adreßſtücken das Beftellbuch befagt; verfelbe iſt für die ihm 
aus der Eifenbahnkaffe zukommende Beftellgebühr verpflichtet, kleinere und einzelne Fracht⸗ 
ftüde bis zu einem Gentner, zu deren Fortfhaffung nicht mehr als Ein Mann erforderlich if, 
den Empfängern in ihre Wohnungen, auch wenn diefe fi über mehreren Treppen befinden, 
ſchwerere Gegenftände aber und Transporte von mehreren Frachtſtücken, die nicht auf einmal 
getragen werben können, wie Fruchtfäde, Hausgeräthe u. f. w., nur in die zur ebenen Erbe 
befindlichen Räume des Haufes zu fchaffen. 

Das Gleiche gilt hinfichtlih des Abholens ver Güter bei den Verfendern (oben $. 8), 
wofür übrigens diefe dem Güterbeförderer die regulatiomäßige Beftellgebühr zu bezahlen haben. 


$. 27. 
Berweigerte Annahme, 

Etwaige Verweigerung der Annahme hat der Empfänger fogleich bei ——— des 
Frachtbriefs auf demſelben ſchriftlich zu erflären, worauf der Abſender zur weiteren Verfügung 
über die Güter in Kenntniß gefept wird. 

Die Eifenbahn-Verwaltung bleibt für foldhe Güter, deren Annahme von den Adreffaten 
verweigert wurde, auch wenn fie verfichert find, nicht länger haftbar und bewahrt die Güter 
auf Gefahr des Verfenders nur fo lange auf, bis von diefem Nachricht eingetroffen ifl, jedoch 
längftens acht Tage von der Ankunft der Güter an gerechnet. Trifft diefe Nachricht nicht 
inner dieſer Frift ein, fo follen folde Güter nach dem Ermeffen ver Verwaltung entweder 
in deren Magazinen gegen Bezahlung der unter $. 28 feftgefegten Lagergebühr niedergelegt, 
oder auf Koften und Gefahr des Verfenvers, welcher die Fragt und überhaupt alle übrigen 
Koften zu vergüten hat, anderwärts in geeigneten Verwahr gegeben werben. Die Koften 
der zollamtlihen Behandlung von Begleitfheingütern, welche nicht angenommun worden find, 
fallen dem Verſender gleichfalls zur Laſt. 

$. 28. 
Abholen der Güter. 

Das Abholen der Güter von der Station muß, wenn baffelbe nad der Erffärung des 
Berfenders oder Empfängers von lepterem beforgt wird, innerhalb 24 Stunden nad erfolg- 
ter Anzeige von der Ankunft derfelben geſchehen, es wäre denn, daß leptere erft Nachmittags 
vor einem Sonn- oder Fefltage, oder an einem folchen erfolgt, in welchem Falle die Güter 
an dem darauffolgenden Tage abzuholen find. 

Nah Ablauf diefes Termins haftet die Verwaltung in Feiner Beziehung für die etwa 
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nicht abgeholten Güter, auch wenn dieſe verfihert wären, und es fallen daher alle Folgen 
ber verzögerten Abnahme auf den Empfänger, beziehungsweiſe Berfender. 

Ueberdieß ift für jeden Tag nach Ablauf der Abholungsfrift ein Lagergeld von zwei 
Kreuzern für den Gentner zu entrichten. 

Bor der Ausfolge der Güter hat der Empfänger jedenfalls durch Rückgabe der von ihm 
zu unterzeichnenden, von den Frachtbriefen abzufchneivenden Lieferungsfcheine für deren Em- 
pfang zu befcheinen, und die Fracht nebft allen übrigen Gebühren zu bezahlen, wogegen ihm 
fofort die betreffenden Frachtbriefe eingehändigt werden. 

Ueberbieß wird dem Empfänger, welcher die an ihn adreffirten Güter auf der Station 
felbft abholen läßt, die unter der Fracht begriffene Gebühr für diefes Abholen durch den 
Güterbeförderer oder die Güter» Abfertigungsftelle baar vergütet, worüber die hienach ange- 
hängte, auf jeder Station angeſchlagene und in den Händen der Güterbeförberer befindliche 
Drdnung für die Güterbeförderung die näheren Beflimmungen enthält. 


Allgemeine Vorſchriften. 
j $. 29. 

Die Zahlung der Frachten muß in anerkannt Iandläufiger Silber- oder Goldmünze nad 

dem beftehenden Eurfe oder in württembergifchen Papiergeld gefchehen. 
$. 30. 

Zu Allen, welde die Eifenbahn zur Beförderung von Frachtgütern benügen, wird ver- 
traut, daß fie die vorflehenden, fo wie die meiteren öffentlich befannt gemachten Vorfchriften 
genau beobachten, überhaupt den die Ordnung des Dienfles bezwedenden Anordnungen der 
Beamten und Angeftellten der Eifenbahn-Verwaltung Folge leiften werben. 

$-. 31. 

Die Diener der Eifenbahn - Verwaltung haben die orbnungsmäßigen Dienftleiftungen 
unentgelvlih zu verrichten, und dürfen für diefelben keinerlei Vergütung oder Gefchenfe ans 
nehmen, noch weniger anfprechen. 

Stuttgart, im September 1851. 


A. Sentralfielle für die Verkehrs-Anftalten, 
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Eintbeilung der Güter 
Sradhtklaffen. 


1. Abfälle und Dünger: Klaſſe. 

a) Abfälle von der Landwirthſchaft (Treber, Tröſter, Branntweinfpülig ꝛc.); Ab- 
fälle von Glashütten, desgleihen Scherben und Brud von Glas und Porzellan ; 
von der Metall-Gewinnung und Bearbeitung (Glätte, Gekräg, Feilfpäne ı.); von 
der Spinnerei und Weberei (Baummollen-Abfälle, Flockwolle, Tuchtrümmer, Scheer: 
wolle); Ddesgleihen die aus Lumpen gewonnene Zupfwolle (Schuddywolle); zur 
Papierfabrifation (Lumpen und Wapierfpäne); von Gerbereien (Leimleder); von 
rohen Häuten und Fellen, auch abgenugte alte Lederftüde, Hornfpäne, Knochen 
(gebrannt und ungebrannt), Thierflechſen, Blut; von der Seifenfiederei (Unterlauge); 
überhaupt Abfälle aller Art, welche nicht beſonders tarifirt find; Dünger: thierifche 
und andere Düngungsmittel, Ouano, — Aſche, — Knochenmehl, 


Knochenſchaum und Zuckererde . . — Be a age Zoe er Sr 
b) Düngefl . . . -» ir ee Sr EA ee er Re 
2. Baumwolle und —— — Waaren: 
a) rohe Baumwolle, Baummollengarn und Baumwollen-Waaren. . . . . 1 
BY SROHEN ©: 5 tn ee ee Re ee ee 


3 Brennmaterialien: 
a) Brennholz, Steinfoplen, Braunkoplen, Col . . » =» 2 I1V. 
b) Holzkohlen, Lohkäſe, Tof. - » » = = 2 2 2 ee een. ME 
4 Bürftenbinder :» und Siebmaher : Waaren : - - Pe |? 
5 Droguerie-, Apotheker: Farbe: und andere Material: — 
a) Farbhölzer in Stücken und Blöcken, desgleichen in gemahlenem Zuſtand und 
in Spänen, Krapp; Harz: inländiſches und gemeines amerikaniſches (CKolophonium), 
Pech und Pechſatz, Mineralwaſſer, Alaun, Asphalt, Beinfhwarz, Bleiweiß (Kremſer⸗ 
weiß), Bolus, Chlorkalk, Eifen-, Kupfer: und Zinkvitriol; Farbenerden: gelbe, 
grüne, rothe Farbenerde, Braunroth, Kreide, Der, Rothflein, Umbra; Flußſpath, 
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Feldſpath, Guttapercha, Kienruß, Leim, Menninge, Pottaſche, Salpeter; Salze: 
mit Ausnahme von Koch⸗, Vieh- und Düngeſalz; Stärke, Schmalte, Schwefel, 
Soda (Sulfat), Terpentin und Terpentinöl, Theer, Wau, Waid und andere Farb⸗ 
kraͤuter, Chinarinde, Süßholzwurzeln, Eibiſchwurzeln und Galläpfel, Enzianwurzeln, 
Quereitron, Sumak, Knoppern, Catechu, Weingeiſt, Weinſtein. . . 1 

b) Eifenbein (Slephantenzähne); Farben: Maler-, Waſch-⸗, Paftell- EIER und 
Tuſche, Fifhbein, Harze (feine), Indigo, Mundlad, Phosphor; Dele: ätherifche 
und andere feinere; Puder, Säfte (eingedickte), Schwefelfäure, Salpeter- und Salz⸗ 
fäure und andere nicht befonders genannte Säuren, fo mie ähnliche ägende Prä- 
parate; Schellaf, Siegellad, Streicfeuerzeuge ; überhaupt chemiſche Fabrifate und 
Präparate für den Mevicinale nnd Gewerbegebrauch und die unter Apothefer-, 
Drogueries, Material- und Farbwaaren gemein iglid — Gegenſtände, ſofern 
fie nicht befonders tarifirt find . . - ne ae 

€) Waſch⸗ oder Meerſchwamm, aͤorthot RR Korttöpfel . ee re a Me 

6. Erde, Erze und Steine: 

a) Lehm, Mergel, gewöhnlicher Sand, Olasfand, gewöhnlicher Töpferthon ; Gyps 
(gemahlen und ungemablen), Kalt, Mühlſteine, Schiefer, Schleiffteine (grobe), 
Schwerſpath und Traß in ungemahlenem Zuftande oder in Fäffern; Ziegel- und 
Badfteine, überhaupt nicht namentlich genannte Steine in unbehauenem und behauenem 
Zuftande ; Braunftein, Blei, Eifen-, Kupfer- und andere nicht befonders genannte Erze IV. 

b) Pfeifenerde, Porzelanerde, Schmirgel, Tripel, Walfererde ; Bimsftein, Feuer- 
Slintenfteine, Lithographirfteine, Marmor in Blöden, Schwerfpath (gemahlen und 
unverpackt), Wepfleine, Griffeln und Schiefertafeln, Steinpauer-Arbeiten, Traß (in 
gemahlenem Zuftande ohne Berpadung), Galmei, Graphit, Spießglanz, Kobalt, 


Silber: und Goldſtufen, natürlicher Zinnober. . . . » . 1, 
e) Wabafter, Marmor in Platten (gefchliffen und er er — — 
Arbeiten (Statuen, Büſten u, dergl)... . 1 


7. Efwaaren (Gonfumtibilien), Spegerei: und Gentiterei: Mänasen, 
Getränfe: 
a) Rod: und Viehſalz, füßes Trinkwaflerr . - . R . IV. 
b) Zuder in Fäffern und Körben, Kaffee, Cihhorien Cobricire), eſng Dieis,. 
Syrup, Fleiſch Cfrifches der Hausthiere), Fiſche (lebende in Fäffern und Legeln fammt 
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dem Waffer gewogen), Häringe in Tonnen, Käfe, Eis, Bier, Wein, Moft, Branntwein, 
Bierhefe, Brod und Bäderwaaren, Gewürze, Kakao, Mandeln, Nudeln, Sago . 

e) Kapern, Senf, Südfrüchte, Caviar, Fiſche (todte in trodener Verpackung), 
Fleiſchwaaren, Geflügel, Krebfe, Mufchelthiere, Wildprät, Liqueure, Zuder in un- 
verpadten Broden, Ehocolade, Eonfituren, — Thee, Zuckerwerk und andere 


nicht genannte Conditorwaaren Il, 
© Fett: und Fettwaaren: 

Butter, Dele aller Art, Lichter von Talg, Stearin und Wallrath ; Schmalz, 
Thierfett (Talg, Stearin, Wallrath), gemeine Seife und — — 
Stiefelwichſe .III. 

o. Gerathſchaften, Wereeuge FREUEN) Mafibinen, a aan. 
Beftandtbeile: 

a) Mafhinen und Mafchinentheile, fo wie Wagen » Beftandtheile, welche im Ver⸗ 
hältnig zu dem Gerichte feinen großen Raum einnehmen . .2, 

b) nicht befonders tarifirte Geräthfchaften und Werkzeuge, deegleichen — 
dene und zuſammenverpackte Haushaltungs- Gegenftände II. 

ec) Inſtrumente (aſtronomiſche, chirurgiſche, mathematiſche, — muſttaliſche, 
optiſche, phyſikaliſche); Maſchinen und Wagen-Beſtandtheile, welche im ST 
zu ihrem Gewicht einen großen Raum einnehmen i — ——————— J. 

ao. Glas und Glaswaaren: 

a) Tafelglas . 2 ‚iu. 

b) Hohlglas, farbiges, bemaltes us IE las — Unterfepied ber "Form, 
auch Glaswaaren in Verbindung mit anderen Materialien, er ohne Pe 
unächte Steine; Glasperlen . u, 

11. Säute, Felle, Pelzwerk, Sörner, Blau, — — FG 

&) rohe, frifhe, gefalzene und getrodnete — und Felle, Hoͤrner, Hornſpitzen 
und Klauen III. 

b) Darmſaiten, — — Art, — Schreibe, Bett- u —* II. 

ec) Pelzwerk (fertige Kürfchner » Arbeiten) . 1. 


12. Solj, Solz, Korb⸗ und Flecbtwaaren, auch Dressler: Er — 
macher - Waaren: 
a) Bau» und Nutzholz, —— — und alles andere en Nutz · 

holz, Sägewaaren . R . a de 


* e — = * — IV. 


b) Rinden, Reifigbefen, leere gebrauchte Häffer, Packiſten und Körbe; außereuro⸗ 
paiſche Nughölzer, als: Mahagoni, Ebenholz ıc., Gerberlohe und Holzaſche in 
Säden und Fäffern, Nupholz in geſchnittenen Fournieren . ee 

ec) Boͤttcherwaaren, grobe Holziwaaren, als: Rechen, Schaufeln, Holzſchuhe ꝛc., 
grobe Korbwaaten, Flechtwaaren von Baſt, Rohr, Schilf und Stroh, mit Aus- 
nahme von Hüten, Stuhlrohr, hölzerne Spielwaaren, Stöde von Holz und Rohr, 
Pfeifenrohr, Schwar zwaͤlderuhren, Bilver- und Spiegelrahmen und Goldleiſten . 

d) Holzerne Hausgeräthe (Meubles) und andere Tischler, Drechsler⸗ und Schnig- 
waaren, Kammmacherwaaren, ferner Bilder und Spiegel in Rahmen 


18. Kleider und Pugwaaren: 


Kleiver, Leibwäſche u. f. w., Neifeeffekten, Strop- und Baftpüte und Mügen, 
Filz und Seidehüte, Putzwaaren aller Art . ae 


14. Qurze Waaren, Quincaillerie- oder Galanteriewaaren: 


15, 


Feine Parfümerien, Stoß- und Wanduhren, mit Ausnahme von Schwarzwälder» 
uhren, Kronleuchter, Nadeln, feine lafirte Waaren, von Metall» oder Pappmafle 
(papier mache), auch feine Lederwaaren (feine Handfhuhe), feine poffirte Wachs⸗ 
waaren, Regen- und Somnenfchirme, Bäder, Blumen, Wachsperlen, Perüdenmadher- 
Arbeit u. f. w., überhaupt alle zur Gattung der kurzen Quincaillerie s oder Ga— 
Ianterie-Waaren gehörigen Gegenflände . ı » nn nn 
Sandwirtbichaftliche Produkte und andere VBodenerjeugnifie, auch 
Müblenfabrifate: 

a) Kartoffeln, Rüben, ‚Getreide und Hülfenfräße » «ur ne. 

b) Cichorien Cfrifhe), Krappwurzeln, Repb, Mohn, Lein, Obst, Kaſtanien, Nüffe, 
Deltuhen, Milch, Müplenfabrifate , nämlich: Gerſte (gerollte), Graupe, Gries, 
Grüße, Mehl u. f. w., auf Kartoffelmehl, Malz; Sämereien, Kleefamen, Meer- 
vettig, Weißkraut, Flachs, Hanf, vesgleihen Werg und Abwerg; Gartengewaͤchſe, 
Rebſetzlinge, Schachtelhalm, Schilf, Dachrohr, Seegras oder Waldhaar, Reisſtroh, 
Eier, Honig, Beeren a ARE a ER ER RE 

ED a a ee ie a 

d) Bäume, Geſträuche, lebende Gewaͤchſe in Töpfen oder Kübeln, Blumenzwiebel, 
Schwaͤmme, Trüffeln, Karden oder Weberdiſteln, Heu und Stroh . ; 


16, Leder und Xederwaaren: . 


a) Leder aller Art . . ” * * . e e e J e — . + ” [) [} * 


1Zehnie Bieferung des zweiten Ergängungshandes zum Reglerungedlan. Bogen 55-60, 


Kaffe. 


I, 


. IV. 


. III. 
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b) Lederwaaren (grobe), als; — ⸗und — und ae 
Sedlerwaaren . : , 
17, Reinen Garn, —— und — 
Leinen Garn, Leinwand und —— — — — und 
Sailerwaaren . .1u 
18, Metalle, Metall : Sompofition umd Metallwaaren: 
a) .— aller Art (Maffeln), Eifenbahnfchienen, Blei, rohes in Blöcken ıc., 
aud altes Blei. . . ‚W 
b) Andere Meialle und Metallwaaren aus Eifen, Stahl, Meffing, Rupfer, Blei, 
Zinn, Zink, fo weit bei dieſen Waaren im Frachtbrief — a Vergatung 


für Brud und ——— — 7 — wird . . ‚iu. 
im andern Falle . . Ba en Ei 1 
19. Raturalien und Kunkfachen: 
a) nicht befonders genannte . II. 
b) ausgeflopfte und zen Thiere, anatomiſche Präparate; Untiqutten, 
Gemälde, Kupfer- und Staplfiihe und Lithographien in Rahmen . . 1. 


20. Papier, Pappwaaren, au Bücher und Drudfachen: 
a) Papier, Pappendedel; Tapeten; Bücher und Drudfahen . ... III. 
b) Spielkarten, Rupferftiche x. und —— ‚Guneingerapnt) re 


ce) Papp- und Buchbinderwaaren . . | 
21. Seide: und Seidewaaren: 
a) Rohſeide und Seivenabfäle . . 1m. 
b) Seivecocons, Seidewaaren (Zwirn, Zeuge, Sonden und Spisen), auch ge 
miſcht er . —— und EIERN 5 Be a ee 2 
ec) Wa a ee a a a en ae pe are a Me a R 
22. Tabaf une Zabarfabritete . un ie .III. 
23. Thiere, lebende, welche . im " Biehtransport Zar genannt nd: 
a) Hausgeflügel . . - . ... . I 
b) andere There . . .» Er re Ten ee 


24. Töpfer, Porzellan: und —— 
a) gemeine Töpferwaaren, Steingut, ſteinerne * — Rn 
aus Ton ır., irdene Pfeifen, Gypswaaren . . j u, 
b) Porzellan, Gpypsfiguren. . . 1. 
25. Wachs: und Wackhslichter, Wachsleinwand, Wahsmouffelin, Wachstafft ul. 
6 Wolle und Wollewaaren: 
a) Schafwolle (rohe und gefämmte), Wollen» und Kameelgarn, Waaren aus 
a — anderer Thierhaare), auch gemiſchte mit Baumwolle und Leinen * 
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Begenwärtiger von dem Empfänger ober feinem Stellvertreter zu untergeichnende Ablieferungsfchein 


ift bei Borzeigung des Frachtbriefes von diefem abzuſchneiden, und bei Uebergabe ber Güter von Seite 


ber Abfertigungsbeamten oder Güterbeförderer diefen auszufolgen. 


489 
git. ©. 
Deflimmungen 
für die 


Güterbeförderung 


von und zu den Eifenbahnftationen. 


et 
Für diejenigen Cifenbahnftationen, auf welchen der Gütertransport von Bedeutung ift, 
werden befondere Güterbeförderer in flets widerruflicher Weife aufgeftellt, welche in Gemäß- 
heit der Gütertransport» Drbnung, ſowohl die auf der Eifenbapn anfommenden Frachtgüter 
in die Häufer der Empfänger zu bringen, als auch auf Verlangen die zur Beförderung auf 
der Eiſenbahn beftimmten Waaren in ven Häufern der Verſender abzuholen haben. 
$. 2. 
Diefe Güterbeförderer werden nebft ihren Gehülfen, für welche ſie in jeder Beziehung 
verantwortlich find, für den Dienft verpflichtet und haben in der vorgefchriebenen Weiſe eine 
Eaution für richtige und vorfriftmäßige Ablieferung der ihnen zur Beförderung übergebeneh 


Waaren zu leiften, melde bis auf Weiteres beflimmt wird: für die Güterbeförderer‘ der = 


bedeutenderen Bahnhöfe zu 1000 fl., der minderbeveutenden zu 500 fl. und der Haftpläge 
zu 200 fl. 
$. 3. 

Die Güterbeförderer haben die mit den Bahnzügen ankommenden fämmtlichen Fracht⸗ 
güter von den Eiſenbahnwagen abzuladen, in die Güterfhuppen oder die Gepädfäle, oder 
überhaupt auf den zur Abgabe der angelommenen Güter beftimmten Plag zu bringen und 
hiefür Feinerlei Vergütung anzufprechen. 

$. 4. 


Dagegen haben diefelben für die der Transport» Ordnung entfprechende Meberbringung 


der Güter an die Empfänger und für das Abholen von Gütern bei den Verſendern bis * 
weitere Verfügung folgende Beſtellgebühren anzuſprechen: 

a) für die Ueberbringung der Frachtſtücke in das Haus des auf der Adreſſe — 
ten Empfaͤngers 


0 
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dem Zollcentner nad } 
für Eilgütr . » , » BI ah er 


für die Frachtgüter J. I. * mi. Raffe. a re Mr Ba 
für die Frachtgüter IV. Klafe . » - - wi fkr. 


ohne Rüfiht auf das Gewicht der einzelnen Frachtftüde N ganzer : Gendäugeh. 

Diefe Gebühr wird dem Güterbeförderer aus der Eifenbahnkaffe monatlich auf den Grund 
einer von der Güterabfertigungsftelle zu fertigenden Nachweiſung über die auf der Station 
angelommenen Güter vergütet und darf bderfelbe für die Beförderung der Frachtſtücke vom 
Bahnhof in die Häufer der Empfänger von legteren Feinerlei Bezahlung verlangen. 

b) Zieht der Empfänger vor, die Waaren felbft auf dem Bahnhof abholen zu laffen 
t $. 74 und 76 der Transport » Ordnung), fo bat der Güterbeförderer das Verladen der 
Mac aus dem Güterfhuppen auf die Fuhrwerke zu beforgen und dem Empfänger baar 
an jeden 

für die Frachtgüter I. IL und IH. Klee » >» 2 2 00 nn AM 
für die Frachtgüter IV. Klaſſſeeee. ne JM 

Zollcentner nad. 

BR Erſcheinen bei der Berechnung des Betrags dieſer Vergütung Bruchkreuzer, ſo wird für 
‚Diele, von dem Güterbeförderer Nichts bezahlt, fo daß er z. B., wenn fi bie Vergütung auf 
P} a0 „berechnet, nur 2 fr. zu vergüten hat. — 
ala Werden Sendungen, welche weniger als 1 Centner wiegen, von bem Empfänger auf 
dem Bahnbof ſelbſt abgeholt, fo ift der Güterbeförderer nicht verbunden, eine Beellgebüpr 
zu vergüten. 
) Für das Abholen von Gütern in den Häufern der Verſender nnd die Ueberbring- 
ung berfelben in den Bahnhof haben die Güterbeförderer wie bisher von ben Beſendem 
en der Eiſenbahnkaſſe) ohne Rückſicht auf die Frachtklaſſe anzuſprechen: 
von jedem Frahtftüd unter 1 Zolleentner » 2 nun ein a kr. 
von Fratfläden, die mehr als 1 Centner wiegen, 


‚m... vem Gentuer nad . . a ie 
beträgt aber. die gleichzeitig abgeholte Som ns — 15 J— FT 
von jedem Gentner . . . . . ne Abk. 


4) Verlangen die Verſender, daß bie Oütexbeförberer das Abladen der Güter, melde 
von Erfleren mit ihren Fuhrwerken zur Station gebracht werden, beforgen, fo ift biefür von 
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denfelben an die Büterbeförderer ohne Rüdfiht auf das Gewicht der Sendung oder bie 
Frachtklaſſe der Waare # fr. vom Zollcentner zu bezahlen. 

Ergeben fih bei ver Berechnung vorftehender Gebühren des Güterbeförderers für das 
Abholen und Abladen von Gütern Bruchkreuzer, fo hat er hiefür volle Kreuzer anzuſprechen, 
z. D. für 2, oder 24 fr. je Ir. 

Gegen die unter a und © feflgefepte Gebühr hat der Güterbeförderer Fleinere und ein- 
zelne Frachtſtücke bis zu 1 Centner, zu deren Fortfchaffung nicht mehr als Ein Mann erfor- 
verlich if, den Empfängern in ihre Wohnungen, au wenn biefe fih über mehreren Treppen 
befinden, ſchwerere Gegenflände aber und Transporte von mehreren Frachtſtücken, die nicht 
auf einmal getragen werden können, wie Fruchtſäcke, Hausgeräthe ꝛc. nur in die zur ebenen 
Erde befindlihen Räume des Haufes zu fehaffen. 

Das Gleiche gilt hinfichtlich. des Abholens ver Güter bei den Berfendern. 

$. 5. 

Infoweit auf Seite der Eifenbahn - Verwaltung das Aufladen der zur Berfendung kom- 
menden Güter auf die Eifenbahnwagen von den Güterbeförderern verlangt wird, find dieſe 
ſchuldig, daffelbe gegen eine Gebühr von 4 fr. für den Zollcentner zu beforgen, melde ihnen 
auf den Grund von Nachweiſungen, die von den Güterabfertigungsbeamten zu beurfunden 
find, monatlih von der Eifenbahnfaffe ausbezahlt wird. 

$. 6. 

Die Nachnahmen, Fracht, fo wie überhaupt fämmtliche Spefen hat der Güterbeförderer 
ſowohl für alle an vie Empfänger abgelieferten, als für die bei den Verſendern abgeholten 
Güter ohne befondere Belohnung genau nach den Beflimmungen der Transport » Ordnung 
rechtzeitig einzuziehen und an den Abfertigungsbeamten fogleih abzuliefern. 

$. 7. 

Für die richtige Meberbringung ver ihm oder feinen Gehülfen übergebenen Frachtſtücke 

und Gelver hat ver Güterbeförderer volle Gewähr zu Teiften. 
$. 8. 

Der Güterbeförverer ift weiter dafür verantwortlich, daß die ihm zur Beförderung über- 
gebenen Güter fpäteftens inner der dur die Gütertransport» Drdnung beflimmten Zeit an 
die Empfänger abgeliefert werben, und hat für jede Stunde der Verſpätung über diefe Zeit 
den Betrag der Beftellgebühr für die betreffenden Frachtſtücke als Strafe zur Unterftügungs- 
Baffe für die Eifenbahn-Bevienfleten zu bezaplen. 

56 
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$. 9. 
Die Güterbeförderer und ihre Gehülfen haben flets ein gleihförmiges Abzeichen zu tragen, 
welches fie für Jedermann kenntlich macht. 
Auch haben viefelben jederzeit einen Abdruck der gegenwärtigen Beftimmungen mit fi 
zu führen und auf Berlangen den Waarenempfängern oder Verſendern vorzuzeigen. 
$. 10. 
Jede Ueberforberung über die oben beflimmten Gebühren wird firenge geahndet. 
Ueberhaupt haben fih die Güterbeförderer und ihre Gehülfen gegen Jedermann pflicht- 
getreu, anftändig, höflich und freundlich zu benehmen, und ihren Dienft gewiſſenhaft zu verfehen. 


x Bon biefen Beftimmungen finden auf einigen oberſchwäbiſchen Stationen, insbefonbere zu Um, Biberach, 
Ravensburg und Friebrichshafen, namentlich hinſichtlich der Beförderung von Getreive und Mehl, mehrere 
Ausnapmen flat, welde auf den betreffenden Stationen zu erfahren find. 


4) Erlaf der K. Eifenbahn-Eommiffion an ſämmtliche Eifenbahnftelfen 
vom 21. Juni 1850, 


betreffend: die Annahme von Papiergeld bei ben Erhebefaffen der Eifenbahn » Verwaltung. 


Im $. 50 der Transport» Ordnung für die Eifenbahn vom September 1846 iſt vor- 
geichrieben, daß die Zahlungen an die Erhebeftellen bei dem Eifenbahnbetrieb in anerkannt 
landläufiger Silber» oder Golpmünze in dem beftehenden Eurfe zu gefcheben haben. 

Nachdem jedoch in Folge des Gefeges vom 1. Juli 1849 (Reg.Blatt S. 265) in Würt- 
temberg Staatspapiergeld gefertigt wurde und diefes nach der beiliegenden Verfügung des 
K. Finanzminifteriums vom 14.0. M. (Reg. Blatt S. 240 und Staatsanzeiger Nro. 141) feit 
15. deſſ. in Verkehr gefegt wird; fo haben, wie andere Kaffen des Staats, auch die Erhebe- 
Faffen bei dem Eifenbahnbetrieb das mwürttembergifhe Staatspapiergelo bei Zahlungen im 
vollen Nennmwerth anzunehmen, im Uebrigen aber fi) nad dem $. 50 der bisherigen und 
nach $. 77 der heute ausgegebenen neueſten Transport» Drdnung zu achten, fomit der An« 
nahme von anderem Papiergeld fih aud künftig zu enthalten. 

Demnach fehen wir und zur Ertheilung folgender näherer Vorſchriften veranlaßt: 

1) Sämmtlihe Erhebeftellen find verbunden, außer anerkannt landläufiger Silber- oder 

Goldmünze auh wärttembergifhes Staatspapiergeld bei Zahlungen anzunehmen, 
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es wäre denn, daß benfelben im Augenblid ihr Kaffenvorrath nicht geflattete, auf einen grö- 
feren Schein wie 3. B. auf 35 fl. den Mehrbetrag über das Fahrgeld oder die Fracht in 
Heineren Scheinen und in baarem Gelve zurüdzuerftatten. 

Zum Herausgeben auf größere Scheine haben fi die Eifenbahnkaffen Behufs ver Be- 
fleunigung der Abfertigung zunäcft wieder des Papiergelds zu bedienen. 

2) Die Erhebeftellen haben fih mit der Form und den Kennzeichen der verfchievenen 
Papiergeloftüde durch öftere genaue Betrachtung und Vergleichung mit der Beſchreibung mög- 
lift genau befannt zu machen. 

Kommt einem Erhebebeamten mwürttembergifches Papiergeld zu, an deſſen Aechtheit er 
zweifelt, welches aber dem ächten fehr ähnlich if, fo hat er foldhes, wenn ihm der Leber» 
bringer nicht befannt ift, zurückzuweiſen, im andern Falle aber daffelbe, ven befannten Ueber: 
bringer aufzeichnend, anzunehmen und fogleih an die Eifenbahnfaffe zur Einleitung der Prü- 
fung bei der Staatshauptkaffe einzufenden. 

Wird einem Eifenbapnbeamten dagegen augenfcheinlich falfches Papiergeld angeboten, 
fo hat er unvermweilt den Bahnhof » Infpektor des Bezirks unter Uebergabe des Papiergelv- 
flüdes, welches innezubehalten ift, davon in Kenntniß zu feßen. 

Dem Bahnhof » Infpektor liegt ob, alsbald dem zuftändigen Dberamtsgeriht zur Ein- 
leitung einer Unterfuhung und gleichzeitig au der Eiſenbahn⸗Commiſſion Behufs der Mit- 
theilung an die Staatshauptkaffe Anzeige davon zu erflatten. 

3) Abgenügtes oder ſtark befhmugtes Papiergelv ift nicht wieder auszugeben, fondern 
befonders verpadt an die Eifenbahnfaffe als Lieferung einzufenden. Solches Papiergeld haben 
übrigens die Erhebeftellen nur anzunehmen, wenn die Aechtheit und der Werthebetrag un- 
zweifelhaft zu erkennen ift und nicht Bruchftüde fehlen, mit welchen möglichermweife Mißbrauch 
ſtattfinden Fönnte. 

4) Bei den Lieferungen an die Eifenbahnkaffe ift auf ven Paketen immer zu bemerken, 
wie viel diefelben an Papiergeld und an baarem Geld enthalten. 

5) Mit ver Einlöfung von Papiergeld gegen baares Geld, welche nad der mehrerwähn- 
ten Finanzminifterial» Verfügung vom 14. d. M. von Kaffen des Staats in Beträgen unter 
20 fl. nicht gefchehen fol, haben die Erhebeftellen beim Eifenbahnbetrieb fi bis auf Weiteres 
nicht zu befaffen. 

Uebrigens werben die Erhebebeamten darauf aufmerffam gemacht, daß fie für die Nad- 
theile, welche durch Mangel an Borfiht und durch Nichtbeachtung der ertheilten dießfälligen 
Weifung entftehen würden, verantwortlich find., 
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5) Erlaß der 8. Eifenbapn-Eommiffion an die Ghterabfertigungsftelle — 
vom 23. November 1850, 


betreffend: die Behandlung ber zur Beförberung auf ber Eifenbahn übergebenen Frachtſtüce, welche 
einem Zoll, der Binnen-Eontrole, der Lebergangsfteuer oder der Wirthſchafto⸗Abgabe unterliegen. 
(Mit einer Beilage.) 


Im Anſchluß laffen wir der Güterabfertigungsftelle eine von dem K. Finanzminifterium 
genehmigte Verfügung, betreffend die Behandlung der zur Beförderung auf der Eifenbahn 
übergebenen Frachtſtücke, welche einem Zolle, ver Binnen-Eontrole, der Uebergangsſteuer oder 
der Wirthſchafts-Abgabe unterliegen, zur Kenntnifnapme und Nachachtung zugehen. 

Obwohl bei den meiften Güterabfertigungsftellen nur felten Frachtgüter zur Verfendung 
fommen werden, auf welde die angefhloffene Verfügung Anwendung findet, fo wird bo 
fämmtlihen Güterabfertigungsbeamten empfohlen, fih mit den Beftimmungen derfelben genau 
befannt zu machen. 


Beilage 


Unter Beziehung auf den $. 62 der Gütertransport-Drbnung werden der ıc. in Hinficht 
auf den Transport derjenigen Frachtſtücke, melde einem Zolle, der Binnen » Controfe, ber 
Uebergangsfteuer oder der Wirthſchafts⸗Abgabe unterliegen, folgende Vorſchriften zur Kennt- 
nißnahme und Nachachtung ertheilt. 

$. 1. 

Die Behandlung derjenigen Waaren, welche einem Aus» oder Durdgangszoll unterlie- 
gen, ift nah Maßgabe der Zollordnung vom Yahr 1838 (Reg.Blatt ©. 247) und des 
Begleitſchein-Regulativs vom Jahr 1840 (Neg.Blatt ©. 109) vorzunehmen. Hiernach find 
bei Uebernahme von zollpflichtigen mit Begleitfeheinen zum Transport an andere Zollfiationen 
überwiefenen Gegenftänden von den Güterabfertigungsbeamten zunächſt die Begleitfcheine mit 
den betreffenden Gütern in Abfiht auf Zahl, Zeichen und Ziffern der Fradtftüde zu ver- 
gleichen, fodann iſt zu prüfen, ob der etwa angelegte zollamtlihe Verſchluß an den Waaren 
mit dem Inhalte des Begleitfheins übereinfiimmt und unverlegt ift, endlich muß unterſucht 
werden, ob der zu Stellung der Waaren bei der betreffenden Zollftelle vorgefchriebene Ter- 
min noch nicht abgelaufen und ob innerhalb deſſelben die Ueberlieferung der Waaren noch 
zu bewirken ift. 


445 


— dieſe Vorausſetzungen nicht zu, fo find un — 
Eifenbahn anzunehmen. 

+ Während des Transports ver Waaren muß der Begleitfchein diefe bis za Ellen 
ort begleiten, auch ift bei der Verladung darauf Rückſicht zu nehmen, daß ver zollamiliche 
Verſchluß nicht beſchaͤdigt wird. 

Im Beftimmungsorte ift in Gemäßheit des 5.59 des Begleitſchein ⸗Regulativs die Waare 
mit den dazu gehörigen Papieren (Begleitfheinen, Deflarationen, Frachibriefen x.) unmittel- 
bar an das im Begleitfchein genannte Erledigungsamt abzuliefern und biefem zur weiteren 
Abfertigung zu überlaffen. 

Daß, ob mit gutem Verſchluß und- innerhalb der vorgefchriebenen Transporifrift bie Waare 
von dem Zollamt übernommen worden fei, ift von diefem auf dem Frachtbriefe beurfunden 
zu laffen, worauf diefer dem Aoreffaten durch den Güterbeförderer zugeftellt wird. 

Sollte während des Transports auf der Eifenbahn eine Verfchlußverlegung oder eine 
Ueberfcpreitung des Ablieferungstermins vorgelommen feyn, fo iſt hierüber eine kurze Ver⸗ 
bandlung aufzunehmen und legtere mit der Waare und den dazu gehörigen Papieren der 
betreffenden Zollftelle zuzuftellen. 

In Beziehung auf den $. 62 der Transport-Ordnung wird hier noch bemerkt, daß auch 
diejenigen unverzollten Waaren, welche nicht unter zollamtlihem Verſchluß verſchickt werben, 
wie biefes namentlich bei roher Baumwolle, bei Kaffe, Reis, Pfeffer ıc. in Ballen vorkommt, 
und welche von den Empfängern nicht abverlangt werben, durch den Güterbeförberer dem 
betreffenden Zollamte zuzuftellen find. 

Sollte die Beflimmung der Waaren Eines Begleitfcheins unterwegs verändert ober 
folde unterwegs getheilt werden wollen, fo ift fih nad Maßgabe ver $$. 48 und 49 ver 
Zollordnung und $$. 47—51 des Begleitfchein-Regulativs, wovon ein Auszug hier angehängt 
if, zu benehmen. 

$. 2, 

Der Binnen-Eontrofe unterliegen folgende Gegenflände: 

a) Baummollene und vergleichen mit anderen Gefpinnflen gemifchte Stuhlwaaren und Zenge, 
b) Zuder aller Art, 

e) Kaffe, 

d) Tabaksfabrikate, 

e) Wein, 

f) Branntwein aller Art. 
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Diefe Waaren Können, foferne die Quantität derfelben ad a. und b, einen halben und 
ad c. d. e. und f. einen Centner Nettogericht überfteigt, nur dann auf der Eifenbahn an- 
genommen werben, wenn bie begleitenden rachtbriefe von dem Zollamt, oder wo ein ſolches 
fich nicht befindet, von dem Acciſeamt vifirt und abgeſtempelt find. 

Bon der Vorlage an die Zoll- oder Eontroleftellen find die Frachtbriefe ausgenommen, 
weldhe von dem Inhaber einer Fabrik, Brennerei oder Sieberei über Gegenflände feines 
Gewerbes oder von einem Weinbergbefiger über eigenes Erzeugniß an Wein ausgeflellt wer⸗ 
ben, jedoch muß dieſe Cigenfchaft des Ausftellers in dem Frachtbrief neben der Unterfchrift 
angegeben und von der Drtsbehörde oder einer Zoll» oder Eontroleftelle beglaubigt feyn. 

Ebenfo bedürfen alle Wein, Weinmoft- und Obstmofi-Berfendungen aus dem Inlande 
an inländifche Wirthe, fofern diefelben von dem Unterfäufer, beziehungsweife Kelterfchreiber, 
mit abgeftempelten Frachtbriefen verfehen find, einer Viſirung dur die Zoll» oder Acciſe⸗ 
ämter zum Behufe der Binnen-Eontrole nicht. 

Im Uebrigen wird auf die $6. 93 und 94 der Zollorbnung vom Jahr 1838 verwiefen 

$. 3. 

Wird Wein, Weinmof, Obstmoſt, Bier, Branntwein und gefchrotenes Malz, melde 
von einem anderen Zollvereinsflaate eingeführt oder durchgeführt wurden, zur Berfendung 
auf der Eifenbahn angemeldet, fo müffen diefe Berfendungen mit amtlichen, oder amtlid 
beglaubigten Frachtbriefen der Gränzzoll- oder Gränzarcife-Aemter verfehen ſeyn, worauf die 
Bemerkung der nad den beftehenden Vorſchriften geſchehenen Sicherftellung der Wirthfchafts- 
Abgabe, beziehungsweife der erfolgten Entrichtung der Uebergangsfteuer enthalten if. 

Geht dagegen inländifher Wein, Weinmoft, Obstmoft, Branntwein oder Bier in das 
vereinte ober nicht vereinte Ausland, fo find dieſe VBerfendungen nur mit einem nach dem 
vorgefepriebenen Formular doppelt ausgefertigten von dem Accifeamt des Verſendungsorts 
gehörig beurfundeten Frachtbrief zu übernehmen, und es ift der nächfte Frachtführer, welcher 
die Sendung von der Eifenbahn ab weiter bringt, vor Ausfolgung der Sendung und des 
Frachtbriefs auf beiven Ausfertigungen des Ießteren, Behufs der Wahrung und Ermöglichung 
etwaiger Regreß-Anfprühe an denfelben, nah Namen und Wohnort vorzumerfen. 

$. 4. 

Inländifher Wein, Weinmoft und Obstmoft iſt zur Verfendung an inländifche Wirthe 
oder an bie zum Kleinverkauf berechtigten Weinhändler nur in Begleitung von geftempelten 
Frachtbriefen der Unterfäufer, vefp. Kelterfchreiber zu übernehmen. 
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Hienach hat fih die ı. in vorkommenden Fällen zu achten und wenn fih Anflände 
ergeben, melde durch Rückſprache mit den betreffenden Zoll- und Yecifeämtern nicht gehoben 
werben können, hierher Bericht zu erflatten. 


Hiezu: 
A. Auszug aus der Zollordnung vom Jahr 1838. 
$. 48. 

Wenn eine Waarenladung, worüber nur ein Begleitfchein ertheilt worden, eine verän- 
derte Beftimmung erhält, fo muß dieß fofort dem nächſten Amte angezeigt werben, welches 
alsdann, infofern hiedurch in den übrigen von den Extrahenten des Begleitſcheins aus letzte⸗ 
rem übernommenen Verpflichtungen nichts geändert wird, den abgeänderten Beftimmungsort 
auf dem Begleitfiheine nachrichtlich zu bemerken befugt ift. 

$. 49. 

Machen befondere Verhältniffe es nöthig, daß eine Waarenladung, worüber nur ein 
Begleitfhein ausgefertigt if, während des Transports getheilt werden muß (mas jedoch nur 
der Collizahl, nicht aber dem Inhalte der einzelnen Colli nad gefhehen darf), fo foll dem 
MWaarenführer frei flehen, ven Begleitfchein bei dem nächſten Hauptzoll» oder Hauptfleuer- 
Amte abzugeben und die Ladung daſelbſt auf ſolche Weife unter Auffiht ftellen zu laffen, 
dag nach Berichtigung der älteren Verpflichtung neue Begleitfcheine auf einzelne Theile ver 
Ladung ausgefertigt werben können. 

- $. 93. 

Wer im Binnenlande folgende Waarenartikel, als: 

1) Baummollene und vergleichen mit anderen Gefpinnften gemifchte Stuhlwaaren und 

Zeuge, 

2) Zuder aller Art, 

3) Kaffe, 

4) Tabadsfabrifate, 

5) Wein und 

6) Branntwein, aller Art 
verfendet, muß foldhe, wenn die Menge der genannten Stuhlwaaren und Zeuge, fo wie des 
Zuders einen halben Eentner Nettogewicht und die der andern Waaren einen Centner Netto» 
gewicht überfteigt, mit einem Frachtbriefe verfehen. 
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Derfelbe muß enthalten: 

a) die Vor- und Zunamen des Waarenführers und des Waarenempfängers, 

b) die Menge der Waaren (von den unter-1 bis 4 genannten nad; Eentnern und Pfun- 

ven, von Wein und Branntwein nah Cimern und Jmi) in Buchftaben; 

ec) die Gattung der Waaren; 

d) die Anzapf der Colli und deren Zeichen und Nummern ; 

e) den Beflimmungsort und den Ablieferungstermin, ven legteren mit Buchſtaben, und 

f) den Bor» und Zunamen des Berfenders, den Verfendungsort, den Tag und das 

Jahr der Abfendung. 

Der Frachtbrief muß vor dem Abgange der Waare der Zoll» oder Eontroleftelle des 
Abfendungsortes oder derjenigen, am welche der Ort in diefer Beziehung gerviefen ift, zum 
Viſtren und Abftempeln vorgelegt, au die Waare auf Verlangen zur Revifion geftellt werden. 

Bon der Vorlage an die Zoll» oder Eontrofeftelle find die Frachtbriefe ausgenommen, 
welche von dem Inhaber einer Fabrik, Brennerei oder Sieverei über Gegenftände feines Ge- 
werbes oder von einem Weinbergbefiger über eigenes Erzeugnig an Wein ausgeftellt werben ; 
jedoch muß diefe Eigenſchaft des Ausftelers in dem Frachtbriefe neben der Unterſchrift ange- 
geben umd von der Drtsbehörbe oder einer Zoll- oder Eontroleftelle beglaubigt feyn. 

$. 94. 

Der Empfänger folder Waaren ift verpflichtet, den Frachtbrief gleich nad der Ankunft 
der Waaren der betreffenden Zoll» oder Eontroleftelle vorzulegen, welche denfelben, wo noͤ⸗ 
thig, nach vorgängiger Revifion der Waaren abgeftempelt zurüdgibt. 

Eine Ausnahme hievon machen Fabrifanten von baummollenen Waaren, welche Gewebe 
zue weiteren Veredlung, ingleihen Privatperfonen, welche Wein zu eigenem Gebrauche, nicht 
über einen Eimer, und diejenigen, welche Branntwein aus Brennereien des eigenen Landes 
erhalten, jedoch müffen fie die Frachtbriefe ein Jahr Tang aufbewahren und auf Erfordern 
vorlegen. 


B. Auszug aus dem Begleitfhein-Regulativ vom Jahr 1840. 
$. 47. 
Bei Waaren, melde mit Begleitſchein I., in ver Regel alfo entweder unter Verſchluß 
oder amtlicher Begleitung abgefertigt find, findet außer der Handhabung der für den Waaren- 
transport im Graͤnzbezirk und im Binnenlande beftependen allgemeinen Eontrole-Borfhriften 
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eine befondere amtliche Beauffichtigung derfelben bis zu ihrer Ankunft beim Erledigungsamte 
gewöhnlich nicht ftatt. 

Eine Ausnahme hievon tritt jedoch ein, wenn vor Erreihung des Erfedigungsamts bei 
direft oder mittelbar tranfitirenden Waaren die im Begleitfehein bezeichnete Richtung des 
Transports ober bei anderen Waaren der im Begleitfcheine angegebene vereinsländifhe Be- 
flimmungsort unterwegs verändert werben fol, oder wenn Umftände eintreten, welche eine 
Teilung der Ladung vor Erreihung des Erledigungsamtes unvermeidlih machen. 


$. 48. 


Jeder Waarenführer ift im alle einer Veränderung der Richtung oder des Beflim- 
mungsorts der Ladung verbunden, vor der Ausführung dem nächſten Zoll» (oder Steuer-) 
Amte Anzeige davon zu machen und venfelben das anderweit gewählte Erledigungsamt anzugeben, 
worauf von dem Amte unter Beachtung der, im $. 48, der Zollorbnung und im $. 7 viefes 
Regulativs enthaltenen Vorſchriften, die veränderte Richtung oder Beflimmung des Trans- 
ports und das in Folge derfelben eintretende andermweitige Erlevigungsamt nebfl der etwa 
als nothwendig ſich ergebenden Abänderung der Gültigkeitsfrift auf der dritten Seite des 
Begleitfcheins deutlich nnd vollftändig zu bemerken, dieſe Notiz gehörig zu vollziehen und 
der Amtsftempel beizudruden, auch von einer etwaigen Friftverlängerung dem Ausfer- 
tigungsamte alsbald Nachricht zu geben iſt. 

Hat ver Waarenführer die vorgefhriebene Meldung unterlaffen und trifft er mit ſei⸗ 
ner Ladung nichts deflo weniger bei einem andern als dem im Begleitfhein benannten Er- 
levigungsamte ein, fo ift von demfelben nad den deßhalb weiter unten 85. 59 ff. ertheilten 
Vorſchriften zu verfahren. 

$. 49. 


Wird die Fortfegung des Waarentransports durch ungewöhnliche Ereigniffe aufgehalten 
oder verhindert, fo hat der Waarenführer nah $. 46 der Zollorbnung dem nädften Zoll- 
oder Steueramte hievon unverzüglich Anzeige zu machen, dieſes aber den Aufenthalt und 
deſſen Urfachen im Begleitfcheine zu bezeugen oder, dafern der Transport gänzlich verhindert 
worden wäre, die Waaren unter Auffiht zu nehmen und dem Ausfertigungsamte davon 
ſchleunigſt Nachricht zu geben. 

Durh Privatbefcheinigungen können vorerwähnte amtliche Atteflationen nicht erfegt 
werden. 

57 
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Ob endlih in folgen Fällen die gefeglihen Folgen der Friſtüberſchreitung eintreten 
follen, hat die dem Ausfertigungsamte vorgefegte Oberbehörde zu entfcheiden, an welche deß⸗ 
halb zu berichten iſt. (Zollordnung $. 41.) 


$. 50. 


Eine Teilung der Ladung während ihres Transports zum” Erfedigungsamte darf nur 
aus ganz dringender Veranlaffung und, wenn eine folhe eintritt, auch nur rüdfichtlih der 
Gefammtzapl der Eolli, aus melden fie befteht, vorgenommen werden. Cine Tpeilung des 
Inhaltes einzelner Colli ift unter Feiner Bedingung geftattet. (Zollordnung $. 49.) 


$. 51. 

Wird eine Tpeilung der Ladung in der, nad dem vorigen $. zuläffigen Weife unter 
wege nothwendig, fo gilt e8 als allgemeine Regel, daß folde nur nach vorgängiger An- 
meldung bei dem naͤchſten zur Begleitfchein-Ertheilung befugten Amte (vergl. unten’ $. 57), 
aud nur nachdem von lepterem hiezu die ausdrückliche Erlaubnig ertheilt und wegen bes 
amtlichen Revifionsverfahrens das Erforderliche angeorbnet if, erfolgen darf. 


$. 58. 

Waaren, welche mit Begleitfhein II. abgefertigt find, unterliegen während ihres Trans: 
ports nur in fo meit einer Eontrole, als auf dieſelben die Vorſchriften megen des Trans: 
ports im Gränzbezirf und ver Binnen-Controle überhaupt Anwendung finden. (Zu ver 
gleihen $. 67.) 

$. 59. 

Unmittelbar nah dem intreffen der mit Begleitfchein I. abgefertigten MWaaren im 
Drte des Erledigungsamtes müffen ſolche dem letzteren zur weiteren Abfertigung geftellt und 
demfelben von dem Waarenführer fämmtlihe die Ladung betreffende Begleitfcheine nebſt den 
dazu gehörigen Dekarationen, Frachtbriefen, Manifeften u. f. w. ausgehändigt werden, 


6) Erlaß der K. Eifenbahn-Commiffion an die Güter» Abfertigunge- 
ftellen vom 17. Mai 1851, 


betreffend: die Beförderung von Holzkohlen auf der Eifenbahn. 


Eine kürzlich während der Beförderung auf der Eifenbahn entſtandene Entzündung von 
Holzkohlen veranfaßt uns, mit Genehmigung des K. Finanzminifteriums die Anordnung zu 
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treffen, daß in Zukunft Holzkohlen, melde zur Beförderung auf der Eifenbahn übergeben 
werden, erft 24 Stunden nad ver Beifuhr auf die Station auf der Eifenbahn nad dem 
Beflimmungsort befördert werden vürfen. Die Berladung der Kohlen in die Eifenbahn- 
wagen kann übrigens früher Statt finden, nachdem ſich die Güter-Abfertigungsftelle von der 
gänzlihen Ablöfhung der Kohlen überzeugt hat. 

Sodann ift firenge darüber zn wachen, daß die mit Holzkohlen oder anderen leicht ent- 
zündlichen Gegenfländen beladenen Wagen ftets hinten am Bahnzug angehängt werden. 


II. Berfügungen, welche ſich auf die Steuer-Verwaltung beziehen. 


A, Direfte Steuern. 
a) Grund», Bebäubes und Gewerbe⸗Steuer. 


Erlaß des 8. Steuer-Eollegiums an ſämmtliche Oberämter vom 
31. Mai 1845, 


betreffend bie Frage wegen Beiziehung der ausländiſchen in Württemberg Handel und Gewerbe treibenden 
Perfonen zur bieffeitigen Staatsfteuer und zu ben Amts» und Gemeinde » Anlagen. 


Nah einer Entfhliefung des K. Finanzminifteriums vom 20. d. M. haben fid die 
K. Minifterien des Innern und der Finanzen in Betreff der Frage megen Beiziehung ver 
ausländifhen in Württemberg Handel und Gewerbe treibenden Perfonen zur dieffeitigen 
Staatsfteuer und zu den Amts und Gemeinde-Anlagen, dahin vereinigt: daß nunmehr auch 
Ausländer, melde bleibend oder vorübergehend Handel und Gewerbe in Württemberg betrei- 
ben, wie z. B. Handwerker, melde auf eigene Rechnung Bauaccorde übernehmen, je nad 
der Dauer ihres Gewerbebetriebe mit einem verhältnißmäßigen, ven Normen der Gewerbe: 
fteuer-Fnftruftion entfprechenden Anfag beizuziehen, und nur in dem Falle, wenn fie genügend 
nachzuweiſen im Stande find, daß in dem Staat, welchem fie angehören, dieffeitige Unter- 
thanen in dem gleichen Falle feinen Abgaben unterworfen find, frei zu laffen feien. 

Das 8. Oberamt wird von dieſer Mafregel unter Beziehung auf den Erlaß vom 
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12. Februar 1842 zu feiner Nachachtung mit dem Auftrage in Kenntniß gefeßt, den Orts⸗ 
behörden zu Vollziehung derfelben die geeignete Weifung zu ertheilen. 

Dabei wird vem K. Oberamt bemerkt, daß ed wünſchenswerth if, daß die dieffälligen 
Mittheilungen an die Gemeindebehörben, denen hiernach zutreffenden Falls zu überlaſſen if, 
dergleichen ausländifche Gewerbsleute bei der Gemwerbefteuer - Umlage verhältnigmäßig beizu- 
ziehen, nicht durch die Bezirks» Intelligenzblätter, fondern in eigenen Erlaffen gefchehen, und 
daß nad den von dem K. Minifterium des Innern erhaltenen Nachrichten bieffeitige Hand» 
werfsleute, welche in dem Königreihe Bayern, im Großherzogthum Heflen, und im Fürften- 
thum Hohenzollern- Sigmaringen arbeiten, in diefen Gebieten nicht zur Befteurung gezogen, 
Dagegen im Großperzogthum Baden, jedoch auch nicht in allen Orten, mit ver Gewerbe- 
fteuer belegt werben. 

Da es von Yntereffe ift, zu erfahren, melden Erfolg der Vollzug diefer Maßregel 
gehabt hat, fo wird das K. Oberamt angemwiefen, die eingetretenen Fälle zur Kenntniß des 
Steuer-Eollegiums zu bringen. 


b) Kapitals und Einfommens» Gteuer, 


1) Erlaß des K. Steuer-Collegiums an die Dber- und Kameralämter. 
vom 10. April 1844, 


betreffend: die Belohnung der Anbringer von Kapitalfteuer-@efährdungen. 


In Folge wiederholter Anfragen fieht fih das Steuer-Collegium veranlaßt, fämmtlichen 
Dber- und KRameralämtern zu bemerken, daß von den wegen Gefährdung der Kapital. 
feuer erkannten Strafen gefeglih eine Anbringgebähr nicht angefprochen werden Fan, 
wie auch fhon aus mehrfacher Veranlaffung von dem K. Finangminifterium ausgefprochen 
worden ift, da die bezügliche Norm des Gefeges vom 18. Auguft 1808, Art. 14, Reg.Blatt 
©. 420, nicht mehr als gültig angefehen werden kann, nachdem ſolche in die Gefege vom 
22. Zuni 1820 und 29. Juni 1821 (Reg.Blatt 1820, ©. 294, Reg.Blatt 1821, ©. 378), 
durd welche die Kapitalfteuer wieder eingeführt wurde, nicht aufgenommen worden ift. 


Daneben bleibt es nad rechtskraͤftiger Erledigung einer ſolchen Unterfuhung dem An⸗ 
bringer unbenommen, um eine außerordentlihe Remuneration im Gnadenwege nadhzufuchen. 
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2) Erlaß des R.-Steuer-Collegiums an fämmtlihe Oberämter vom 
7. Auguft 1844, 


betreffend : die Befteurung ber Kapitalien der Spar- und Leihlaffen. 


Um wegen Beiziehung der immer häufiger und unter den verſchiedenſten Formen ent 
ſtehenden Spar- und Leihfaffen zur Kapitalfteuer alle Jrrungen zu vermeiden, und 
damit insbefondere die Steuerpflichtigen fih nicht mit Unmiffenpeit und Unfenntniß der befter 
henden Vorſchriften entfhuldigen können, hält man es bei der bevorfiehenden neuen Kapitals 
fleuer-Aufnahme für angemeffen, das K. Oberamt auf die nachftehenden Beflimmungen mit 
dem Auftrage aufmerffam zu machen, in der gewöhnlichen jährlichen Aufforderung wegen ber 
Kapitalfteuer « Aufnahme auch die Aufnahme» Behörden und Steuerpflichtigen darnach zu bes 
lehren : 


1) Da mit alleiniger Ausnahme deſſen, was bei den öffentlichen unter der Aufficht von 
Staatsbehörden befindlichen Kaffen flieht, und wovon die Steuer durch diefe Kaffen 
mittelft Abzugs an den Zinfen erhoben wird, alles übrige Kapitalvermögen bei den 
Aufnahms» Behörden zu fatiren ift, und da zu den öffentlichen in der Bollziehungs- 
Inſtruktion vom 28. Juli 1821, $. 4, namentlich angegebenen Kaſſen nur die Orts⸗ 
und Dberamts-Leihlaffen, nicht aber die unter dem Namen von Spar-, Leih⸗, Hülfs- 
oder Zielerkaffen beftehenden Privatkaffen gehören; fo verfteht es ſich von felbft, daß 
alle bei ſolchen Privatlaffen angelegten Kapitalien ebenfo wie vie übrigen bei Priva- 
ten ſtehenden Kapitalien bei den betreffenden Aufnahms-Behörden zu fatiren find. 

2) Die allgemeine Spar- und Hülfsfaffe in Stuttgart, fo mie aud die übrigen zu diefer 
Kategorie gehörigen mit öffentlicher Genehmigung beftehenden Hülfekaffen haben ver- 
möge der ihnen durch die Gefege vom 29. Juni 1821, $. 8, und 18. Juli 1824, 
$. 6, lit. b., eingeräumten Begünftigungen nur den dur Gewinn entflandenen eigenen 
freien Weberfhuß an Kapitalien zu fatiren und zu verfleuern; diefe Begänftigung 
kann aber 

3) keineswegs auch von den Unternehmern der verfchiedenen bereits beftehenden oder 
noch zu gründenden, auf Gewinn berechneten Privat -Leih-, Spar» oder Zielerkaffen 
angefprodpen werben; vielmehr haben diefe immer ihren ganzen Aktiv» Kapitalien- 
fonds, ohne allen Abzug von Paffiven, zu fatiren und zu verfteuern. 
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3) Erlaß des K. Steuer-Collegiums an fämmtlihe Dberämter vom 
18. Oktober 1849, 


betreffend: bie Aufnahme der Befoldungs-, Penſions- und Apanagen-Steuer. 


Unter Beziehung auf die Verfügung des K. Finanzminifteriums vom 11. d. M., be- 
treffend die Befoldungs-, Penſions- und Apanagen » Steuer auf das Jahr 1813 (Reg.Blatt 
&. 632) fieht fih das Steuer» Collegium zur Sicherſtellung einer gleichförmigen Gefhäfts- 
Behandlung bei Anwendung der dießfälligen Vollzugs-Vorſchriften veranlaßt, fämmtliche 
Dberämter von den aus Anlaß einzelner Specialfälle an die betreffenden Oberämter ergange- 
nen Entfchließungen auf ihre auf das Jahr 1845 bezüglichen Anfragen zur gleihmäßigen 
Befolgung bei dem Befoldungs ꝛc. Steuer» Aufnahmegefhäft pro 1845 hiermit in Kenntnig 
zu fegen. 

1) Da dur das Finanzgefeß für das Jahr 1845 die bisherige Steuerfreiheit von dem 
Einfommen unter 300 fl. aufgehoben worden ift: fo verbleibt es bei der Vorſchrift 
in dem Circufarerlaß vom 31. Auguft d. J. Nro. 7124, wornach auch Gehalte unter 
100 fl., fo weit ſolche nicht in Tage» und MWochenlöhnen beftehen, und daher nach 
$. 10 der Minifterial-Berfügung vom 30. Juli d. J. (Neg.Blatt ©. 340) von der 
Befleurung frei find, der Steuer unterliegen. 

Da jedoch der Sag von 10 kr. nach dem Finanzgefeg für das Jahr 1848, Art. 
7. a. 1. von je 100fl. Einfommen zu entrichten ift: fo verfteht es fich von felbft, 
daß bei einem Einfommen unter 100 fl. die Steuer nur im Verhältniß des jedes- 
maligen Betrags zu dem Betrag von 100 fl., mithin 3. B. von 5Ofl. Einkommen 
nur 5 fr. zu berechnen ift. 

Wenn übrigens von dem Cinfommen eines Steuerpflichtigen die Steuer nicht 
einmal einen vollen Kreuzer betragen würde (alſo bei einem Einfommen unter 10 fl.), 
fo ift ſolches außer Berechnung zu laffen, da die auf die Aufnahme zu verwendende 
Zeit und Mühe mit dem Steuerbetrag in feinem VBerhältniffe fteben würde. 

2) Die über 600 fl. betragenden Ergänzungsgehalte der noch in Dienftaftivität befind« 
lichen Diener find nah Art. 7 des erwähnten Finanggefeges zu behandeln, und es 
iſt hiernach ein folder Ergänzungsgehalt zu dem weiteren Einfommen bes Befolvdeten 
zu ſchlagen, da der Art. 8 des Gefeges nur die über 600 fl. betragenden Gehalte 
der bereits in dem Quiescenz- oder Penfionsftande befindlichen ıc. 
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Civil» und Militär - Staatödiener der in biefem Artifel normirten höheren Steuer 
untertoirft. 

3) Repetenten an 2ehranftalten unterliegen mit ihrem Gehalt der Befteurung, dagegen 
find die venfelben eingeräumten Zimmer nad der Analogie des Schlußfages des 
Art. 2 des Gefepes vom 16, Juli d. J., betreffend die Beiziehung ver Amtswohnun, 
gen zur Befoldungsfteuer (Reg.Blatt ©. 333) von derfelben frei zu laffen. 

4) Da nah $. 9, Ziff. 1 der erwähnten Deiniflerials Verfügung vom 30, Juli d. J. 
Gehalte, au wenn fie von Privaten gereicht werden, der Befteurung unterliegen, 
fo kann es nicht zweifelhaft feyn, daß Schreibereigehülfen und andere in ähnlichen 
Dienftverhältniffen ftehende ‘Perfonen, wenn fie von ihren Dienfiherren Gehalte (Sa⸗ 
läre) beziehen, damit gleich den Handlungs» Commis zur Befteurung zu ziehen find. 
Dagegen ift, wie bei den Nepetenten, für die ihnen eingeräumten Zimmer nichts in 
Berehnung zu nehmen. Hinfichtlih des Anfages für freie Koft und Wein if die 
Befimmung des $.19, lit, a. der erläuternden Bemerkungen ıc. vom 26. December 
1823 (erfter Erg. Bo. zum Reg.Blatt ©. 489) maßgebend. 

5) Befolvungen und Wartgelver, welche von niederen Gemeinde » Officianten bezogen 
werden, fallen nicht unter die Beftimmungen des $. 10 der Minifterlal » Verfügung 
vom 30. Juli d. 3. Der Umſtand, ob ein Diener widerruflich oder unwiderruflich 
angeftellt iſt, äußert feinen Einfluß auf die Steuerpflichtigkeit. 

6) Die Gebühren der Drisaccifer, welche in einer Tantieme von den Umgelds⸗ und 
Areifegefällen, in Taglöhnen und Ganggebühren beftehen, fallen unter $. 10, Ziff. 2 
der Minifterial-Verfügung. Ebenſo das Dienfteinfommen der Rameralamts » Unter- 
pfleger, wenn foldes nicht in einem firen Gehalte beftept. 

7) Penfionen, welche Pfarrerswittwen aus der geiftlihen Wittwenkaffe beziehen, unter 
liegen der Befteurung, wogegen Gratialien, die aus diefer Kaffe gereicht werden, 
ebenfo von der Befteurung befreit find, wie die Gratialien, die aus der Staatskaſſe 
bezahlt werben. 


4) Erlaß des R. Finanzminifieriums an das Steuer-Eollegium vom 
15. Mai 1850, 
betreffend: die Steuerfreiheit der auf die Oberhoflaſſe angewiefenen Gratialien und fog. Onadengehalten. 
Auf den Bericht vom 3. d. M. in Betreff der Steuerfreiheit der auf vie Oberhofkaſſe 
angerwiefenen Oratialien und fogenannten Gnadenpenfionen können, vorbehäftlih der Ent- 
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ſcheidung in einzelnen etwa im Rekurswege an das Finanzminifterium gelangenden Fälle, 
dem Steuer » Collegium nur im Allgemeinen die Rüdfichten bezeichnet werben, von melden 
das Minifterium bei feinen Verfügungen vom 30. Juli 1849, $. 10, Ziff. 5 und vom 7. Ja⸗ 
nuar d. J. in Beziehung auf die Steuerbefreiung der Gratialien ausgegangen ift. 

Nächſt der fchon von dem Steuer» Collegium in feinem Berichte angeführten Eollifion 
mit den Beflimmungen des Wahlgefeges und dem weiteren Umftande, daß fowohl das Ab- 
gabengefeg vom 29. Juni 1821, als das Finanzgeſetz von 1845 es unbeftimmt läßt, ob 
auch fländige Gratialien unter die fleuerbaren Einfommens-Rategorien fallen, ift bei jenen 
Verfügungen hauptfählih die Erwägung leitend gemwefen, daß nad $$. 30 und 46 ber 
Dienftpragmatif Gratialien oder Unterftlügungen an nicht penfionsberechtigte Diener und deren 
Hinterbliebenen nur im Falle der Bedürftigfeit verfelben, wenn ihnen ein anderes Auskom⸗ 
men mangelt und nur nah dem Grade der Dürftigfeit bewilligt werben, welder Gefihts- 
punft mehr oder weniger aud bei den Unterftügungen maßgebend ift, welche ven in $$. 26 
und 39 der Dienftpragmatif bezeichneten Dienern, beziehungsiweife deren Hinterbliebenen aus- 
gefegt werden. Es wurde angenommen , daß biefe nur zur nothbürftigen Suftentation der 
ohne ihre Schuld vienftuntüchtig gewordenen, anderer Unterhaltsmittel entbehrenden Die- 
ner und ihrer mittellofen Hinterbliebenen dienenden Unterftügungen von dem Gefepgeber 
nit haben der Befteurung unterworfen werben wollen und daß diefes unter gleichen Wor- 
ausfegungen auch bei den Hofvienern und deren Angehörigen Anwendung finde. 

So weit alfo bei ven den Hofdienern oder deren Hinterbliebenen bewilligten Gratialien 
oder fogenannten Onadenpenfionen dieſe Vorausfegung gleihmäßig zutrifft, find diefelben 
gleichfalls von der Befteuerung freizulaffen, wo aber die Bewilligung aus anderen Rüdfichten 
erfolgt ift, wo der ausſchließliche Charakter der Unterſtützung mangelt, beziepungsweife der 
Bezug nicht das einzige oder doch hauptſächliche Subfiftenzmittel bildet, vielmehr neben dem⸗ 
felben no andere, nah dem Geſetz der Steuer unterworfene zum Theil bedeutende Gehalts- 
oder Penfionsbezüge vorfommen, wie dieß z. DB. bei den am Schluffe des Berichts des 
Steuer » Reviforats aufgeführten Perfonen der Fall if, da erſcheint die Freilaffung von der 
Steuer nicht begründet. 

Indem nun dem Steuer » Collegium überlaffen wird, hiernach im Einzelnen nach Be: 
fhaffenheit der Umſtaͤnde zu verfügen, verfteht es fih von felbft, daß nichtfländige Gratialien, 
fo mie folge, melde ohne alle Beziehung zu einer früheren Dienftleiftung verwilligt, lediglich 
als Ausflug der Mildthaͤtigkeit oder befonderen Wohlwollens des Gebers zu betrachten find, 
ber Steuer nicht unterliegen. 
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Auch iſt zu beachten, daß auf Penfionen, welche nicht aus der Staatskaſſe, fondern von 
andern Kaffen bezogen werben, ohne Rüdfiht auf ihren Betrag nur die in Art. 7 des 
Finanzgefepes beflimmten Steuerfäge anwendbar find, auch wenn fie mit Staatspenfionen 
in einer Perfon zufammentreffen. 


5) Erlaß des R. Finanzminifteriums an das Steuercollegium 
vom 13. Juni 1850, 
betreffend: die Freilaffung ber bei der lithographiſchen Anftalt gegen Tags beziehungsweife Stücklohn 
bef&häftigten Druder und Steinfleifer von ber Befolbungsfteuer. 

Auf den Beriht vom 7. d. M. wird das Steuercollegium ermächtigt, die bei der 
lithographiſchen Anftalt gegen Tag- beziehungsweife Stücklohn befhäftigten Druder und 
Steinfleifer gleih den im Tag- oder Wochenlohn flehenden gemeinen Arbeitern bei den 
Salirien, Hüttenwerken, der Münze ıc. (vergl, Miniſt. Verf. vom 30. Juli 1849, $. 10, Ziff. 3) 
vom 1. Juli 1848 an von der Befoldungsfteuer freizulaffen. 


6) Erlaß des K. Finanzminiftleriums an bas Steuercollegium 
vom 27. Juni 1850, 

betreffend: die Befteuerung der Gefäll-Ablöfungs-Eapitalien der Kirchen- und Schulftelfen. 

Auf den Beriht vom 18. d. M., betreffend die Befteuerung der Gefäll- Ablöfungs- 
Eapitale der Kirhen- und Schulſtellen, wird dem Steuercollegium Folgendes zu erfennen 
gegeben: 

Da der Art. 2, sub lit. d. des Finanzgefeges vom 29. Juli 1849 ausdrücklich vorfchreibt, 
daß die im Etat namentlich aufgeführten Steuern (worunter auch die Capitalfteuer), fo weit 
nicht dur die Art. 5—9 diefes Geſetzes etwas anderes beftimmt ift, nad den bisherigen 
Normen erhoben werden follen, fo hätte es, um auch die nad) den neueren Ablöfungsgefegen 
den Gefällberechtigten zufommenden Ablöfungscapitale zur Capitalfteuer beizuziehen, einer 
befonderen gefeglichen Beftimmung eigentlich nicht bedurft, fondern es wäre hiefür ſchon der 
$. 6 des Abgabengefeges vom 29. Juni 1821, unter der in Art. 5 des legten Finanzge⸗ 
feßes enthaltenen Modifikation Pinfihtlih des Betrages der Steuer, ebenfo unzweifelhaft 
maßgebend geweſen, als feiner Zeit auf den Grund jenes Gefeges auch die Ablöfungs- 
capitale für Beeden, Frohnen und Leibeigenfchaftsgefälle verfteuert worden find. 
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Wenn aber gleichwohl in Art. 6 des neuen Finanzgeſetzes noch ausdrücklich beftimmt 
if, daß aud die gedachten Ablöfungscapitale der Capitalfleuer unterliegen, fo kann hiedurch 
die bisherige Norm, wonach die einen Beftandtheil von befoldungsfteuerpflidtigem Ein- 
fommen bildenden Gapitalien nicht außer der Befoldungsfteuer noch der Capitälfteuer unter⸗ 
worfen feyn ($. 28 des Abgabengefeges vom 29. Juni 1821), beziehungsmeife zur Befol- 
dungsfteuer, nicht aber zur Gapitalfteuer beigezogen werden follen, als aufgehoben nicht 
betrachtet werden. Abgefehen davon, daß eine folde Annahme. weder durd die Faffung der 
Beftimmung felbft, noch durd die darüber flattgehabten Berathungen unterftügt if, würde 
verfelben insbefondere der Schluß des von der Befoldungsfteuer handelnden Artikels 7 des 
Finanggefeges vom 29. Zuli 1849 entgegenftehen, welcher beflimmt, daß „im Uebrigen“, d. h.: 
foweit nicht diefer Artikel etwas anderes feffegt, nah den bisherigen Normen zu er- 
heben fei. Es würde diefe Annahme auch mit dem Zwecke der bei der Befoldungsfteuer 
angewandten progreffiven Befleuerung im Widerſpruch ſtehen, welcher bedingt, daß ſaͤmmt⸗ 
liche, das Dienfteinfommen bildende, wenn gleich verſchiedenartige Bezüge auf eine Summe 
gerechnet, der Eintommensfteuerfcale unterworfen werden; der empfindlichen Ungleichheit nicht 
zu gevenfen, welde bei dem dermaligen verfhiedenen Maasftab ver beiden Steuern aus 
einer getrennten Befteuerung der Capitalien und des übrigen Dienfleinfommens für die bie- 
ber mit Gefällen dotirten, durch die Ablöfungen ohnehin beeinträchtigten Befoldeten gegenüber 
von ihren nicht in diefem Falle befindlichen Genoſſen entflände. 

Es ift demnach vie bisherige Norm, wonach Capitale, beziehungsweife die Zinfe daraus, 
melde Theile eines befoldungsfteuerpflichtigen Einfommens bilden, der Beſoldungsſteuer und 
nicht der Capitalfteuer unterliegen, ohne Ausnahme, alfo auch bei Kirchen» und Schufftellen 
feftzubalten und vemgemäß die Ginleitung zu treffen, daß auch die fraglichen Ablöfungs- 
capitale beziehungsweife die daraus zu erhebenden Zinfe in die Befoldungsfaffionen aufge- 
nommen werden. 

Was hiebei die weitere Frage betrifft, wie es in Abſicht auf diefe Fatirung gehalten 
werden foll, wenn, wie es pro 1845 größeren Theils der Fall gewefen feyn wird, zur Zeit 
der Faffiongeinreihung der Betrag des Ablöfungscapitals noch nicht feftgeftellt, alfo auch der 
Zinsbetrag noch nicht genau befannt if, fo theilt man die Anfiht des Steuercollegiums, 
daß flatt jahrelanger Vormerkungen es vorzuziehen fei, die Steuerpflihtigen zur moͤglichſt 
annähernden Angabe des Zinsbetrage nah ven ihnen theils durd bereits vorliegende vor- 
läufige Schäpungen oder Berechnungen, theils durch die erhaltenen Abſchlagszahlungen ges 
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gebenen Grundlagen anzuhalten und darauf hin die Steuerſchuldigkeiten feflzuftellen, wobei 
übrigens Behufs Nachholung etwaiger erheblicherer Differenzen die Anordnung zu treffen if, 
daß in der, der fFefiftellung des Ablöfungscapitald und der Zinfe nächſtfolgenden Faflion 
über den Betrag der legteren vom Anfangstermin an Behufs der Vergleichung mit den vor- 
angegangenen Faffionen Nachweiſung gegeben werde. 

Hienach ift nun auch wegen Richtigſtellung der Steuerverzeichniffe pro 1845 Verfügung 
zu treffen, auch der Ablöfungscaffe von gegenwärtiger Entſchließung unter dem Anfügen Mit- 
theilung zu machen, daß bei ver Zingzahfung von den Abldfungscapitalen der Kirchen» und 
Scdufftellen ein Steuerabzug nicht ferner ftattfinde, wogegen folde Eapitale erledigter Stellen, 
wovon das Einfommen in den evangelifchen Pfarrunterflügungsfonds oder im den Fatholifchen 
Imtercalarfonds oder in eine Camerariatecaſſe fließt, als ſolche von den betreffenden Ber- 
waltern in bisheriger Weife zur Capitalſteuer zu fatiren find. 


B. Indirekte Steuern. 
a) Accife 


1) Erlaß des 8. Steuercollegiums an fämmtlide Gameralämter 
vom 19. September 1838, 


betreffend: die von Ausländern für Schauftellungen und andere finnlihe Darftellungen zu 
entrichtende Acciſe. 


Da es nicht ſelten geſchieht, daß vie nach $. 5 des Acciſegeſetzes vom 18. Juli 1824 
für Schauſtellungen und andere ſinnliche Darſtellungen zu entrichtende Acciſe von Ausländern 
aus Unkenntniß des Gefeges umgangen wird; fo hat das K. Minifterium des Innern Den 
27. vorigen Monats den vier Kreisregierungen, unter Beziehung auf die Minifterialvers 
fügung vom 31. Anguft 1833 (Reg.Bl: ©. 244) folgende Weifung ertheilt: 

1) Bei der Eröffnung der zu Darftellungen der bemerften Art erforderlichen polizeilichen 
Eonceffion, liegt dem eröffnenden Bezirksamt ob, die betreffenden Perfonen über bie 
Pflicht der. Accifeentrichtung zw belehren und die geſchehene Belehrung bei Ausländern 
in den Päflen oder dem fonfligen Legitimationsurfunden derfelben durch amtlichen Ein 
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trag zu beurfunden. Jedoch Fann da, wo eine noch im Gebrauch ſtehende Reifelegiti- 
mationsurfunde diefen Eintrag von Seiten eines Bezirksamts bereits enthält, vie 
Wiederholung deſſelben unterbleiben. 

2) In jedem Ort, wo von ber erhaltenen Erlaubniß zu dergleichen Darftellungen Ge- 
brauch gemacht wird, liegt ed der Drtspolizeiftelle ob, hievon das Cameralamt oder 
den Örtsaceifer fo zeitig zu benachrichtigen, daß die verfallende Aecife vorſchriftsmäßig 
eingezogen werben kann. Zugleich find die Kreisregierungen beauftragt worden, bie 
ihnen untergeorbneten Polizeiftellen hienach mit der geeigneten Weifung zu verfehen. 

Das K. Eameralamt wird nun in Gemäßheit Finangminifterialerlafies vom 8. d. M. 

zu feiner Nachachtung umd geeigneten Belehrung der Drtsaccifer von diefer Verfügung in 
Kenniniß geſetzt, um für rechtzeitige Erhebung der Acciſe zu ſorgen, und über genaue Ein- 
haltung der gegebenen Vorſchrift zu wachen. 


2) Erlaß des RK. Steuercollegiumsan fämmtlide Dber- und 
Gameralämtervom 23. November 1839, 


betreffend: die Berechnung ber Aeciſe von Verträgen über liegende Güter, Gebäude, Renten ꝛc. 


Da mehrfältig wahrgenommen worden ift, daß bei Berechnung der Accife aus den in 
dem Mecifegefeg vom 18. Juli 1824, Art. 11 (Reg.Bl. &. 506), bezeichneten Verträgen 
über liegende Güter, Gebäude, Grundgefälle, ewige Renten und Realgerechtigkeiten die Bors 
fehrift der Aceife-Inftruftion vom 21. Auguft 1824, Art. 20 (Reg.Bl. S. 680) nicht überall 
genau befolgt wird, und daß namentli in diefer Beziehung häufig in den nad dem Art. 21 
der angeführten Inſtruktion von den Stabt- und Gemeinderäthen, beziehungsmweife Waifen- 
gerichten zu fertigenden, und den Accifeämtern zu übergebenden Verzeichniffen Unrichtigkeiten 
vorkommen, fo fieht fih das Steuercollegium veranlaßt, die genaue Befolgung diefer Norm 
in Erinnerung zu bringen, wonad alle und jede Leiflungen des Käufers-an den Verkäufer, 
welchen Namen fie auch immer haben mögen (Ding-, Schlüffel- und Zrinkgelver, Aufgelo, 
Kreuzergeld, Streichgeld, Weinkauf oder dergl.), zum Kaufſchilling zu fhlagen, bei der Accife- 
berechnung mit’ in Betraht zu ziehen und alfo namentlich; aud in den gedachten Verzeich- 
niffen mit aufzuführen find. 

So wie einerfeits die Verkäufer dann, wenn fie ſolche Nebenleiftungen nicht zur Anzeige 
bei ver erfennenden Obrigkeit oder dem Arcifeamt bringen, nad Maßgabe des Accifegefepes 
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Art. 15, lit, e. und der Hecife-Infiruftion Art. 24, lit. c. zu beftrafen find, fo muß anderer 
Seits eine dießfällige Säumniß der Gemeinderäthe, Waifengerichte, beziehungsweiſe der Accifer 
bei Fertigung der Einträge in die erwähnten Verzeichniffe fo wie bei Berechnung der Accife, 
im Disciplinarwege um fo mehr gerügt werben, als eine hiedurd bewirkte Verkürzung des 
Aceiſegefälls den Accifepflichtigen, wenn fie nur die vorgefchriebene Anzeige rechtzeitig ge» 
macht haben, zur Strafe nicht angerechnet werben Fann. 

Die 8. Ober» und Cameralämter werden daher beauftragt, den Gemeinderäthen und 
Acciſern die genaue Beachtung diefer Borfrift mit dem Anfügen einzufpärfen, daß fie in 
Anftandsfällen ven Beſcheid des Cameralamts einzuholen haben, welches die ihm etwa zwei⸗ 
felpaften Fälle zur Entfcheivung hieher vorlegen wird. 

Defgleihen hat das K. Oberamt jedem Gerichts- und Amtsnotariat je ein Exemplar 
des gegenwärtigen Erlaffes, von welchem jedem Oberamt in der Anlage 6 Exemplare zuge 
ftellt werben, durch das betreffende K. Dberamtsgericht auszufolgen. 


3) Erlaf des K. Steuercollegiums an das Gameralamt in ..... 
vom 8. December 1841, 


betreffend: die Erhebung der Accife von Kegelfchieben. 


Dem Cameralamt wird auf feine Anfrage vom 27. v. M., betreffend die Erhebung ber 
Acciſe von Kegelfchieben, erwiedert, daß Kegelſchieben, bei welchen die Gewinnfte lediglich in 
Geld beftehen, nicht als Lotterie zu betrachten find und daß daher von Erhebung einer Accife, 
da jedenfalls das im Accifegefeg Art. 5 bezeichnete Merkmal der Verwerthung von Gegen» 
fländen fehlt, abzuſtehen ift. 


4) Erlafß des K. Steuercollegiums an die Gameralämtervom 
17. September 1842, 


betreffend: die Erhebung der Acciſe von Seiltänzern, Tafchenfpielern, Mufifanten ꝛc. 


Da wahrgenommen worden ift, daß die nah $. 5 des Accifegefeßes vom 18. Juli 1824 
von Theatern, ausgeftellten Seltenheiten und Lotterien zu entrichtende Accife nicht überall 
genau erhoben wird, und daß namentlich die Accife von Seiltänzern, Tafhenfpielern, Mufi- 
Kanten und ſolchen Perfonen, welche fremve Thiere fehen laflen, oder mit Lotterien, Glücks⸗ 
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bäfen ıc. zu Markte und auf Kirchmeihen ziehen, auch wenn fie Fein Cintrittsgelo bezogen 
haben, doch nicht felten dem Gulden des Erlöfes nad, ftatt in der für einen Tag beflimmten 
Abgabe erhoben worden ift, fo fieht das Steuercollegium ſich veranlaßt, den Cameralämtern 
die forgfältige Handhabung der in $.5 des ccifegefeges hierüber enthaltenen Beftimmungen 
zu empfehlen, und biefelben anzumweifen, den Acciſern ihres Bezirks die pünktliche Erhebung 
diefer Acciſeabgabe nad den in $. 5 des Accifegefeges und $. 6 der Dienflanweifung für 
die Acciſer vom 5. September 1840 enthaltenen Beflimmungen einzufhärfen. Dabei iſt 
denfelben insbefondere zu bemerken, daß in allen denjenigen Fällen, wo für Schauftellungen 
und andere finnlihe Darftellungen ein Eintrittsgeld nicht bezogen wird, die für den Tag be- 
ſtimmte Acciſeabgabe zu erheben ift, auch daß foldhe Perfonen, melde mit Lotterien, Glüde- 
bäfen, ZTellerfpieler x. zu Markte und auf Kirchmweihen ziehen, ohne Rüdfiht auf ven Werth 
der Sachen die Abgabe von täglichen 4 fl. zu entrichten haben. 


5) Erlaf des K. Finanzminifteriums an das K. Steuercollegium 
vom 4 Januar 1844, 


betreffend: die Accife von fogenannten Tellerfpielen, weldhe von Ortsangehörigen gehalten werben. 


Dem Steuercollegium wird auf feinen Beridht vom 2. v. M., betreffend den Betrag 
der Acciſe von den an Kirchweihen üblichen Tellerfpielen zu erfennen gegeben, daß von den 
fraglihen Spielen, in fo fern diefelben von Drtsangehörigen (den fog. Plagmeiftern an 
Kirhweihen) gehalten werden, nicht das im Gefeg für diejenigen, welche mit Lotterien, 
Glückshäfen, zu Markte und auf Kirchweihen ziehen, beflimmte Taggelo von 4 fl., fondern 
die Acciſe für das Verwerthen von Gegenfländen durch Ausfpielen mit 2 fr. vom Gulden 
Erlös zu erheben ift. 


6) Erlaß des K. Steuercollegiums an fämmtlide Dber- und 
Gameralämtervom 14. April 1846, 


betreffend: ben Anfag der Accife von dem fogenannten Weinfauf bei Veräußerung von Realitäten, 
Nachdem die Frage aufgeworfen worden ift: 
ob von dem fogenannten Weinkauf bei Veräußerung von Realitäten die Accife 


unbedingt oder nur infomweit anzufegen fei, als derſelbe die Säge der Commun- 
ordnung Cap. IL, Abſchn. 3, $. 5 überfteigt ? 
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fo wird hierüber in Gemäßpeit Finanzminifterialerlaffes vom 7. d. M. den Ober» und 
Cameralämtern Folgendes zu erfennen gegeben: 

Aus den Verhandlungen über das Accifegefeg vom 18. Zuli 1824 erhellt zur Genüge, 
daß durch dafjelbe vie zuvor beflandenen gefeglihen Beftimmungen bezüglich der bis dahin 
neben 15 fr. Stempelfurrogat und 10 fr. Zucht» und Waifenhausgefäll beftandenen Güter- 
acciſe mit 30 fr. von 100 fl. blos darin eine Abänderung erlitten, daß dieſe verfchievenen 
Abgaben in Einem von 55 fr. oder }4 pEt. auf 1 pEt. des Kaufpreifes erhöhten Anfag 
vereinigt wurden. 

Namentlih wurde in der Note vom 9. April 1824, mit welcher das K. Finanzmini- 
flerium den Entwurf des Gefeges dem Präfivium des fländifchen Ausfchuffes Behufs der 
Verabſchiedung mit den Ständen mittheilte, erflärt, es feyen die noch gültigen Theile des 
bisherigen Gefeges gefammelt und auf eine den gegenwärtigen Berhältniffen entfprechende 
Weife näher beflimmt worden, ohne daß jedod ein neuer Gegenftand der Auf- 
lage unterworfen würde; und es ift auch dur die Verabſchiedung eine ſolche Aus- 
dehnung nicht eingetreten. 

Nachdem nun auf den Grund der Erläuterung vom 20. Juli 1808, (Reg.Blatt S. 373) 
der nah der Communordnung paffirlihe Weinfauf von den zu dem Kauffilling zu fchla- 
genden Nebenkoften auszunehmen war, fann in Ermanglung einer bießfälligen abmeichenden 
Beflimmung des neuen Geſetzes von dem früheren von einer Ausdehnung der Accife auf 
fämmtlichen, unter ven Nebenkoften begriffenen Weinfauf nicht die Rede feyn, mie denn auch 
durch den Eircularerlaß des Steuercollegiums vom 23. November 1839, Ar. 7,337 nur die 
BVerarcifirung der nad den beftehenden Vorſchriften accifepflichtigen Nebenleiftungen in Er- 
innerung gebracht worden if. 

Den 8. DOber- und Cameralämtern wird daher. zur Kenntnißnahme und Nadachtung, 
fo wie zu geeigneter Beſcheidung der Gemeinderäthe und Acciſer eröffnet, daß auch Fünftig 
der gedachte Weinfauf, fo weit er die Säge ver angeführten Stelle der Communorbunng 
nicht überfleigt, von der Accife frei zu laffen iſt. 

Diefe Säge betragen: 
1) bei einem Kauffhilling von 50 fl. und weniger . » 2 2 2 44 kr. 
2) bei einem höheren Kauffhilling bis zu 400 hä 
a) für die erſten 50f. » » 2... ra I Eee 45 fr, 
b) für das Weitere, von 100 f.iE » > 2 2 2 2 2 2 30 kr. 
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3) bei einem Kaufſchilling über 400 fl. bis zum Betrag von 1000 fl. 

a) für die erften 400 fl. das in Pkt. 2, lit, a. und b. — 

b) für das Weitere, von 100 f.je -. .- - — — 24 fr. 
4) bei einem Kauffilling von mehr als 1000 Fi 

3) für die erſten 1000 fl. das in Pkt. 3, lit. a. b, ee 

b) für das Weitere, von LO fliEe  .» - 2» 2 2 2 2. ee 15 fr. 


7) Erlaß des 8. Steuercollegiums an das Cameralamt ......vdom 
25. April 1846, 
betreffend: die Erhebung der Acciſe von Mufifgefellihaften in Bädern, 


Dem Cameralamt wird auf feine Anfrage vom 16. April d. 3. zu erfennen gegeben, 
daß von folhen Mufifgefellfpaften, welche über die Badzeit in Bävern fi eine Zeitlang 
aufhalten und von Beiträgen der Badgäfte unterhalten werden, eine Accife nicht zu erheben ift. 


b) Auflage auf die Hunde 


1) Erlaß des K. Steuercollegiums an das K. Dberamt und 
Cameralamt ......vom 9. November 1842, 
betreffend: bie Verpflichtung bes jedesmaligen DBefigerd zur Anzeige bed Hundes, 

Dem DOberamt und Cameralamt werden die mit camerafamtlichem Bericht vom 4. d. M. 
vorgelegten Akten mit dem Erkennen zurüdgegeben, daß bei der in Frage flehenden Ber» 
fehlung, beftehend in der Nichtanzeige eines im Beflg des ..... befindlihen Hundes, uner- 
heblih ift, ob der Hund, deſſen Nichtanzeige in Frage fleht, anderwärts verfleuert wurde 
ober nicht, da die Strafe auf der Nichtanzeige von Seiten des Befigers ruht, wer nun auch 
der Eigenthümer fei. Wenn ein Hund von dem Eigenthümer orbnungsmäßig verſteuert 
wird und meiter von dem Eigenthümer einem andern in Befig (zur Koft, Benügung oder 
fonft wie) gegeben wird, fo hat diefer Befiger von diefem Hund gleihfalls orbnungsmäßig 
Anzeige zu machen und kann dabei eine doppelte Verfteurung dur Führung des Beweifes 
der anderweiten Verſteurung des fraglichen Hundes befeitigen. Für ven Fall des Unter: 
laſſens der Anzeige aber hat dieſer weitere Befiger die Legalſtrafe früher des zweifachen, 
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jegt des vierfachen Abgabebetrags verwirkt, ohne Unterſchled, ob der fragliche Hund ander, 
waͤrts verfteuert werde oder nicht. 


2) Auszug aus einem Erlaß des K. Steuercollegiums an das 
8. Oberamt ...... vom 14. December 1842, 


betreffend: die Beftrafung der Berfehlungen gegen das Hundeabgabengefep. 


Dem Oberamt wird auf den Bericht vom 8. d. M., betreffend die Beftrafung der Ver- 
fehlungen gegen das Hundeabgabengefeg, erwiedert, daß 

1) x. x. 

2) nad den Haren Worten des Art. 4, S. 2 des Hundeabgabengefepes vom 3. Yuli 
1842 ver Befipftand vom 1. Juli jeden Jahrs für die Abgabepfliht auf das ganze 
Jahr entfcheidend ift und hieran dur das Abfchaffen des Hundes nach dem 1. Yuli 
nichts geändert wird (vergl. Steuercollegial-Erlaß vom 11. September 1824, $$. 1 und 2 
vom 13. Januar 1825, $. 6 vom 1. Februar 1836 (1. Erg.Band zum Reg.Blatt 
&. 504, 507, 511), daß alfo 

3) die Nidptanzeige eines Hundes jedenfalls, auch wenn er früher oder fpäter im Laufe 
des Etatsjahres abgefchafft wird, mit der Strafe des vierfachen Betrags der Jahres- 
abgabe zu belegen ift nad dem Gefeg vom 3. Juli 1842 ır. 


3) Erlaß des K. Steuercollegiums an fämmtlide DOberämter und 
Cameralämter vom 15. Mai 1844, 


betreffend: die Auslegung bes Art. 5 des Gefeges vom 3. Juli 1842, insbefondere des darin vors 
fommenden Ausbruds: „Ihuldigen Abgabe”. 


Zu Verhütung von Mißverftänpniffen über Auslegung des Gefeges in Betreff der Ab- 
gabe von den Hunden vom 3. Juli 1842, Urt. 5 (NReg.Blatt ©. 415) und insbefondere 
des in demfelben fih findenden Ausoruds „ſchuldigen Abgabe” findet fih das Steuercolle: 
gium veranlaßt, den Oberämtern und Cameralämtern Folgendes zu bemerken: 

Wer am 1. Juli einen Hund faktiſch befigt, wird damit die Abgabe in der betreffenden 
Claſſe für das ganze Jahr oder für drei Quartale ſchuldig, je nachdem der Hund zu Diefer 
Zeit das fleuerpflichtige Alter bereits erreicht hat, oder nicht. 
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Wer einen Hund im Laufe eines Etatsjahrs erwirbt, wird Damit bie Steuer für 3, 2 
oder 1 Duartal fhuldig, je nachdem der Hund im Iften, 2ten oder 3ten Quartal eines 
Yahrs erworben wird, mit der Ausnahme, daß, wenn bei dem Beginn des auf ven Tag des 
Befiganfangs folgenden Quartals der Hund das fleuerpflichtige Alter noch nicht erreicht hat, 
die Steuerpflichtigkeit für denfelben erft mit dem naächſtfolgenden Quartal eintritt. 

Wenn die Abgabe in Ifter Claſſe mit jährlichen 4 fl. beziehungsmeife 6 fl. in Quartal- 
raten nad dem Hunbeabgabegefeg von 1842, Art. 2, ©. 2 entrichtet werben darf, fo wird 
dadurd die Bedeutung des Begriffs „[huldige Abgabe” nicht geändert, und ift daher 
folher mit dem „angefallene Abgabe” nit zu vermechfeln. 

Für das Unterlaffen ver im Hundeabgabegefeg Art. 4 vorgefchriebenen Anzeige if daher 
der vierfahe Betrag der Abgabe für Ein Jahr, für drei, zwei oder ein Quartal verwirkt, 
je nachdem die eine oder andere nah Vorſtehendem [huldig geworben ift, ohne Unter- 
fied, in mie weit die Abgabe zur Zeit der Entdeckung oder Abrügung bereits auch ang e- 
fallen mwar oder nid. 

Daß dieſe Anficht nicht nur den Worten des Gefeges entfpriht, fondern aud aus der 
beftimmten Abficht des Geſetzgebers hervorgeht, dies ift neben der Natur der Sade auch 
nod Mar aus den Verhandlungen der Kammer der Abgeoroneten vom Jahr 1844, Band 8, 
Sigung 108, ©. 63—67 und Band 22, ©. 367 zu entnehmen. 

Das Steuercollegium vertraut den K. Ober» und Eameralämtern, daß fie fih hienach 
in Zufunft achten werben. 


4) Erlaf des R. Steuercollegiums an das Oberamt und Cameral— 
ERBE vom 12, Dftober 1844, 


betreffend: die Entrihlung der Abgabe von einem im Laufe des Etatsjahrs an einen andern Befiger 
übergegangenen Hund, 


Es fieht ſich das Steuercollegium veranlaßt, unter Beziehung auf die Erläuterung vom 

44. Oktober 1827 (Reg. Blatt ©. 479) dem Ober und Gameralamt Folgendes zu erfen- 
nen zu geben. 

1) Wer im Laufe des Etatsjahrs einen Hund in Befig befommt, hat bei Bermeidung 

ber in dem Hundeabgabengefeg vom 3. Juli 1842, Art. 5 (vergl. Cireularerlaß vom 
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15. Mai 1844*), Nr. 4010) bezeicineten Strafe des vierfachen Betrags der fchuldigen 
Abgabe die in Art. 4, ©, 3 dieſes Geſetzes vorgefchriebene Anzeige zu machen. 
2) Wird aber diefe Anzeige rechtzeitig gemacht und dabei bewieſen: 
a) daß eben diefer Hund für das laufende Etatsjahr bereits von einem Andern ver» 
fleuert werde, 
b) daß dieſer frühere Befiser an die Stelle des mweggegebenen Hundes micht einen 
anderen halte, 
fo ift der neue Befiger die Abgabe aus dieſem Hunde nur in fo weit ſchuldig, als 
die von Ihm nad feinen Berhältniffen zu bezahlende Abgabe die von dem früheren 
Befiger erwiefenermaßen emtrichtete überfleigt. 


co) BWirthpfhaftds- Abgaben. 


1) Erlaf des R. Steuercollegiums an fämmtlihe Dber- und Cameral— 
ämter und Umgeldscommiffariate vom 26. Juli 1837, 


betreffend: die Auslegung des Art. 57 des Wirtpfchafte-Abgabengefepes. 


Ueber Auslegung des Wirthſchafts⸗Abgabengeſetzes Art. 57, ©. 4, betreffend die Vers 
fehlung eines Brauers durch Einbringung von mehr Malz in vie Mühle als das in dem 
Erlaubnißfchein befagte Duantum ausdrüädt, wird fämmtlihen K. Oberämtern, Gameral- 
ämtern und Umgeldscommiffariaten folgendes zu erfennen gegeben: 

Das Wirthfchafts-Abgabengefeg Art. 29, ©. 1 beftimmt, daß Niemand geftattet fey 
mehr Malz; auf vie Mühle zu bringen, als ver Erlaubnißfchein befage, es rührte denn dieſer 
Ueberſchuß von dem Einfluß ver Witterung oder einem abfichtslofen Verfahren her. Den 
legteren Zufag erläutert Art. 57, ©. 4 näher dahin, daß eine Straffälligkeit wegen Ver⸗ 
fehlung gegen die angeführte Vorſchrift des Art. 29 dann vorhanden fey, wenn der Mehr- 
betrag den 12ten Theil des im Schein angegebenen Duantums überfleige. 

Zu Vollziehung dieſer Vorſchrift ift den Dfficianten in der Inftruftion vom 1. Sep 
tember 1827, Art. 6 vie Weifung ertheilt, fobald ein folcher Ueberfhuß den 12ten Tpeit 
überfteige, die meitere geeignete Einleitung zu treffen. 


*) Oben Rr. 3, ©. 465. 
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Das Steuercollegium hat bis daher die Norm des Art. 57, S. 4 ſtets dahin ausge⸗ 
fegt, daß zwar dann, wenn mit einem Crlaubnißfchein mehr Dal; als das in demfelben 
bezeichnete Duantum, eingebradt wird, dieſer Mehrbetrag aber des in dem Schein aus- 
gedrüdten Duantums nicht überfteigt, nad dem Wirthfchafts-Abgabengefep Art. 57, Nr. 4 auf 
eine Nachholung der Steuer für den Mehrbetrag ſich zu befchränfen, von einer Strafe aber 
abzuftehen ift, daß aber dann, wenn diefer Mehrbetrag jenen 12ten Theil überfteigt, vie 
nachzuholende Steuer und Strafe nad dem ganzen Mehrbetrag, und nicht nur nach dem, 
was über 13 des in dem Malsfchein angegebenen Duantums eingebracht worden, zu berech- 
nen ift, und daß daher in dem Fall, wenn mit einem auf 12 Sri. fautenden Erlaubnißfchein 
14 Sri. Malz in die Mühle gebracht werden, der Berechnung der Strafe und Steuernad- 
bofung ein Duantum von 2 und nicht blos von 1 Sri. Malz zu unterftellen ift. 


Für diefe Auslegung fpriht auch die Natur der Sade, und die Vergleihung von 
Art. 57 und 29, wornad dann ein Ueberfhuß als von dem Einfluß der Witterung oder 
einem abfichtslofen Verfahren herrührend nit mehr betrachtet werden fann, wenn foldher 
den 12ten Theil des im Schein angegebenen Duantums überfteigt, fo mie die Sprache des 
Art. 57, ©. 4 felbft, indem diefer nicht fagt: „Als Defraudant ift anzufehen, mer mehr 
Malz auf die Mühle bringt, als in dem Erlaubnißſchein des Acciſers ausgedrüdt it, fo- 
weit ꝛc.“ fondern: „wenn der Mehrbetrag den 12ten Theil des in dem Schein ausge 
drüdten Quantums überſteigt.“ 


Wollte der Art. 57, ©. 4 dahin ausgelegt werden, daß bei einer Verfehlung gegen 
diefe Norm die Defraudationsftrafe nur für dasjenige Malz anzufegen fey, was 13 des im 
Schein angegebenen Duantums überfteigt, fo müßte in diefem Sag das Wort „[omweit“ 
flatt „wenn“ fliehen. Auch Eönnte bei einer anderen Auslegung der gedachten Gefegesftelle 
die Beflimmung des Art. 29: „Niemand ift geflattet sc.” mit Art. 57 in gar feine Verbin» 
dung mehr gefegt werben. 

Nachdem nun das K. Finanzminifterium auf den in Folge dießfalls erhobenen Anſtands 
erftatteten Bericht durch hohen Erlaß vom 18. d. M. dieſe Anſicht genehmigt hat, fo wird 
ſolches fämmtlihen Beamten zu ihrer Kenntnißnahme und Nachachtung eröffnet. 
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2) Erlaß des. K. Steuercollegiums an fämmtlihe Dber- und Gameral- 
ämterund Umgeldscommiffariate vom 13. September 1837, 


betreffend: die Zuziehung bes Unterfäufers zu ben Getränfeverfäufen. 


In Gemäßheit der Finanzminifterialerlaffe vom 14. März und 29. Auguft d. J. wird 
fämmtlihen Oberämtern, Cameralämtern und Umgeldscommiffariaten, in Betreff der Zuziehung 
des Unterfäufers zu den Getränfeverfäufen, zur Kenntnignahme und Nachachtung zu erfen- 
nen gegeben, daß, da die Beftimmung des Accifegefeges von 1824, $. 7, nur diejenigen 
Setränfeverfäufe, melde der Aceciſe unterworfen find, betrifft, die Weinverfäufer bei Vers 
fäufen nach der Eichmaß allerdings für den Fall ver Unterlaffung der Beiziehung des Unter- 
Fäufers nicht mehr nach der dießfälligen Beftimmung des Accifegefeges $. 15, lit. h. in eine 
Strafe von 4 fl. verurtheilt werden können, weil dur das Finanzgeſetz vom 22. Juli 1836 
die Accife von dem Wein- und Getränfeverfauf nad der Eihmaf aufgehoben worden 
if. Da aber die Controlirung der Wirte in Abficht auf die Entrichtung der Wirthſchafts— 
abgaben überhaupt, und die Mirthfchaftsaceife inebefondere, die Beibehaltung des Ynftituts 
der Unterfäufer und die Controlirung aller Weinverfäufe nothmendig macht, weil im con» 
creten Falle der MWeinverfäufer nicht miffen kann, ob der Käufer ein Wirth ift, oder nicht, 
weshalb denn auch ſchon tie Anweifung für die Weinunterfäufer vom 15. Oktober 1801 
(Knapps Nepertorium Theil I. S. 680) vorfhreibt: daß fih der MWeinunterfäufer des 
Namens, Wohnorts und Gewerbs eines Weinfäufers genau zu erfundigen, fomit von jedem 
MWeinverfaufe Kenntnig zu nehmen habe; va ferner die Communordnung V. 9, $. 28 die 
Beiziehung des Unterfäufers zu allen Weinverfäufen und insbefondere aus der Rückſicht an- 
ordnet, um die Befteurung des Weinhandels zu fihern, melde Nüdfiht auch jegt wieder ein- 
tritt, nachdem die Beiziehung der Weinhändfer zur Gemwerbefteuer durch das Finanzgeſetz 
von 1836 angeordnet worden ift: fo it auch in Zufunft auf der Beiziehung des Unterfäufers 
zu allen Weinverfäufen zu beftehen, wie bereits durch die Minifterialverfügung vom 18. Auguft 
v. 3. angeordnet worden ift, mittelft welcher keineswegs blos die Beiziehung des Unterfäufers 
zu Weinverfäufen an Wirthe ausgefprochen werden wollte. nfofern übrigens, wie ſchon 
bemerkt worden, die Strafbefiimmung des $.15, lit. h. auf die Unterlaffung der Beiziehung 
des Unterfäufers zu Weinverfäufen nah der Eichmaß feine Anwendung mehr findet, fo ift 
diefe Verfehlung mit einer arbiträren Strafe zu rügen. 


470 


3) Erlaß des R. Steuercollegiums an die Dberämter, Cameralämter 
und Umgeldscommiffariate vom 11. November 1837, 
betreffend: bie Uebereichen bei Weinfuhren. 

Das Steuercoflegium hat bis daher im manden Sperialfälfen nach Analogie der hin. 
fiptlih eines unverfchuldeten Uebermeffes bei dem Malz durch das Wirthfehafts-Abgabengefep 
Art. 29, ©. 1, und Art. 57, ©. 4, und Inftruftion vom 1. September 1877, Art. 6, er 
theilten Normen auch einer Straflofigfeit der von unverfchuldeten Umftänden herrührenden 
Tr- des im Lapfchein angezeigten Duantums nicht überfteigenden Uebereich bei Weinfuhren 
und Einlagen der Wirthe Statt gegeben, und fieht fih zu Verhütung von Mißbräuden 
unter Bezugnahme auf den Normalerlaß vom 26. Juli d. J., Nr. 6446, betreffend bie 
Auslegung des Wirthfhafts-Abgabengefeges Art. 57, ©. 4*), zu der Bemerkung veranlaft, 
daß, wenn mit einem Ladfchein mehr Wein, als das in demfelben bezeichnete Quantum bei- 
geführt, beziehungsmeife eingelegt wird, diefer Mehrbetrag aber 1 mi auf den Eimer, oder 
Tr: des bezeichneten Duantums nicht überfleigt, auf die Berechnung der Ausſchanksabgabe 
aus dem gefammten eingelegten Quantum fih zu befchränfen, von einer Strafe aber abzu— 
ftehen ift, daß aber dann, wenn diefer Mehrbetrag den 16ten Theil überfteigt, die nachzu— 
holende Steuer und die Strafe nad dem ganzen Mehrbetrag und nicht nur nach dem, mas 
über 17. des in dem Ladfchein angegebenen Duantums beigeführt, beziehungsweiſe eingelegt 
worden, zu berechnen ift, und daß daher z. B. in dem Fall wenn mit einem auf 1 Eimer 
fautenden Ladſchein 1 Eimer 2 Imi beigeführt, beziehungsweife eingelegt worden find, ver 
Berehnung der Strafe und Steuernahholung ein Quantum von 2 und nicht blos von 
1 Imi zu unterftellen ift. 

Indem foldes in Gemäßpeit Finanzminifterialerlaffes vom 30. Dftober d. 3. ſämmt⸗ 
lichen Oberämtern, Gameralämtern und Umgeldscommiffariaten zur Kenntnißnahme und 
Nachachtung eröffnet wird, wird noch nad einer von dem K. Geheimenrarh als Relurebe⸗ 
börde genehmigten Auslegung des Wirthichafts - Abgabengefeges Art. 49, 50 angefügt, daß 
die in dem Art. 49 beftimmte Strafe auf die bloße Uebergabe eines unrichtigen Ladſcheins 
an den Xccifer, ganz abgefehen von der nachherigen Einfellerung des Weins, gefegt, daß 
aber da, wo leßtere erfolgt, für den Mehrbetrag nicht der Art, 49, fondern der Art. 50 zur 
Anwendung zu bringen ift, 


*) Oben ©. 467. 
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4) Erlaß des K. Steuercollegiums an ſämmtliche Umgeldscommiffariate 
vom 9. December 1837, 


betreffend: das Malznachmeffen in der Mühle. 


In dem Punft 12 des neueften Müplplafats, die Malzfteuer betreffend, iſt vorgefehrieben, 
dag das Malz fogleich nach der Ankunft in der Mühle von dem Müller oder ausnahmeweife 
bei deſſen Verhinderung durch einen verpflichteten Gehülfen nad Vorſchrift ver Maasordnung 
nachgemeffen werden folle. 

Nah den hieher bezüglichen $$. 19, 25 und 27 der Maasorbnung vom 30. November 
1806 ift das Maas (Sri.) aus dem Zuber fo viel möglich mit Einem Zug ohne Anftoßen 
und Rütteln zu füllen und hierauf mit dem Streichholz, wie es fi von felbft verfleht, auf 
dem Stegholz abzuftreihen. 

Da nun, abweichend von diefer Vorfchrift, in vielen Mühlen das Meſſen des Malzes 
noch immer nad dem ortsgebräuchlichen fogenannten Schrannenmaas behandelt wird und 
dadurch fortwährend Klagen über ungleihe Behandlung des Nachmeſſens, über dadurch ber 
günftigte Steuerverfürzungen ıc. hervorgerufen worden, fo fieht fih das Steuercollegium 
veranlaßt, hiedurch anzuordnen, daß das Nachmeffen des Malzes in ven Mühlen in Zukunft 
ohne Ausnahme nah Borfehrift der Maasorbnung zu gefchehen hat. 

Die Umgeldscommiffäre haben hierüber die Müller und Bierbrauer ipres Bezirks ſchrift⸗ 
lich zu belehren und daß dieß gefchehen, unterfchriftlih von ihnen anerkennen zu laflen, fo- 
fort aber mit allem Ernft und Nachdruck, ſowohl gelegentlich der Müplevifitationen, als ins, 
befondere auch durch fachgemäße Belehrung der Acciſer und des Auffichtsperfonals darauf 
hinzuwirken, daß diefer Anordnung überall pünktlihe Folge geleiftet wird. Die Zuwieber- 
handelnden find unnachfichtlich dem betreffenden Dberamt zur Beftrafung anzuzeigen. 

Im Uebrigen ift der vorermwähnte $. 12 des Mühlenplafats dahin auszulegen, daß die 
Verpflichtung der erften Gehülfen der Müller nicht allgemein, fondern nur dann ausnahms⸗ 
weife einzutreten hat, wenn ber Prinzipal längere Zeit, etwa durch Krankheit ıc. von feinem 
Geſchäft abgehalten ift. 

Hinfihtlih der Müller, welche zugleih Brauer find oder wenn die Mühle dur eine 
Wittwe betrieben wird, bleibt es in Abjicht auf die Verpflichtung der Gehülfen forthin bei 
den bisherigen Beflimmungen. 
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5) Erlaf des K. Steuercollegiums an die Dberämter, Cameralämter und 
Umgeldscommiffariate vom 7. Februar 1838, 


betreffend: die Beiziehung der Unterfäufer zu Branntweinverfäufen, 


Nachdem die Accife vom Branntweinverfauf gefeglih aufgehoben worden ift, fo hat das 
K. Finanzminifterium den 29. v. M. verfügt, daß in Zufunft bei Branntweinverfäufen die 
Beiziehung des Unterfäufers nur dann zu verlangen if, wenn das Verkaufsquantum ein 
Imi oder mehr beträgt, in diefem Fall aber die Unterlaffung diefer Zuziehung nah Maß— 
gabe des Normalerlaffes vom 13. September v. J., Nr. 7678*) mit Ordnungseſtrafen ge- 
rügt werben fol, 


6) Erlaß des 8. Steuercollegiums an das Umgeldscommiffariat — 
vom 26. Juni 1838, 


betreffend: das nächtliche Einbringen von Malz in die Mühlen. 


Auf den Bericht des Umgeldscommiffariats, betreffend die nächtliche Einbringung von 
Malz in die Mühlen durch die fogenannten Mühlfuhren, wird ermwiedert, daß vie Norm des 
Wirthfhafts-Abgabengefeges Art. 33, ©. 2, Mühleplafats $. 6, wonach den Müllern die 
Annahme von Malz bei Nacht verboten ift, aud) auf die Mühlfuhren unbedingt Anwendung 
findet, daß fomit vießfällige mittelft der Mühlfuhr verübte Verfehlungen ver Brauer und 
Müller, beziehungsweife ihrer Dienfiboten und Gehülfen nah dem Wirthfcafts-Abgabengefeg 
Art. 60 beziehungsweife 45, Müphleplafat $. 21, 24, 25, mit arbiträren Strafen zu rügen 
find und keineswegs durch die vielfeitigen Anfprüdhe an die Müplfuhren und die angeblich 
hiedurch herbeigeführte Verſpätung der Rückkehr verfelben zur Mühle entſchuldigt werben 
koͤnnen. 

Vielmehr iſt es Pflicht der Müller, dieſe Fuhren ſo einzurichten, daß dieſelben nach 
Verrichtung der verſchiedenen Aufträge noch vor Einbruch der Nacht zur Mühle zurückkehren 
können, wenn ſie irgend Malz dahin transportiren ſollen, auch haben ſie demgemäß ihre 
Knechte zu belehren. Wenn aber der pflichtmäßigen Vorſicht unerachtet die Mühlfuhr mit 
Malz in Folge außerordentlicher Verhältniffe erſt nach Einbruch der Nacht zur Mühle kommt, 
ſo kann eine Straffälligkeit des Mühlperſonals nur dadurch abgewendet werden, daß vor der 


*) Oben ©, 469. 
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Abladung des Malzes der Accifer zu Befihtigung der Ladung und der etwa weiter ſachdien⸗ 
li erſcheinenden Einleitungen berbeigerufen wird. 

Das Umgeldscommiffariat hat hienach die Steuerpflichtigen bei ſich ergebenden Gelegen⸗ 
heiten mündlih zu belehren und den Accifern weiter zu bedeuten, daß fie in einem folden 
Gall das Nachmeß des Malzes fofort anzuordnen und den Erfund in dem Malzfchein zu 
beurfunden haben. 

Sollte fih aber ein Verdacht der Unfauterfeit ergeben, fo haben die Acciſer je nad 
Umftänden auch nah der Schrotung des Malzes dem Nachmeß, Aufladen und Abführen des 
gefhroteten Malzes anzumohnen und nöthigenfalld dem Aceifer des Wohnorts des Brauers 
oder dem Umgeldscommifjär unverzüglih unter der Hand Anzeige von dem Vorfall zu 
machen, damit durch Bifitation der Brauerei oder fonft wie die Controle ergänzt werden kann. 


7) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Dberämter, Cameralämter 
und Umgeldscommiffariate vom 4. September 1839, 


betreffend: die Haftungsverbindlickeit ber Gewerbe » Inhaber für die von ihren Hausgenoſſen verübten 
Berfehlungen gegen das Wirthſchafs-Abgabengeſetz. 


Da wiederholt wahrgenommen worden if, daß die Norm des Wirthfchafts- Abgaben- 
gefepes vom 9. Juli 1827, Art. 45, bezüglid der Haftungsverbindlichkeit der Gemwerbe- 
Inhaber für die von ihren Hausgenoffen verübten Verfehlungen gegen dieſes Geſetz, zum Theil 
auf eine dem Geift dieſes Gefepes ganz widerftreitende Weife ausgelegt wird, fo wird in 
diefer Beziehung unter Hinweifung auf die ſchon im Art. 24 des Mühleplafats von 1837 
aufgeführten ‚Grundfäge folgendes bemerkt: 

1) Im Allgemeinen fon hat der Wirth, Bräuer, Müller ıc. die Verbindlichkeit dafür 
zu forgen, daß in, bei, beziehungsweiſe mit feinem Gewerbe die Controlenormen für Erhebung 
der gefepligen Abgaben genau beobachtet werden, und hierauf au bei Wahl, Belehrung 
und Beaufſichtigung feiner Gehülfen um fo mehr zu achten, als bei Beobachtung oder Um⸗ 

gehung diefer Normen, bei Entrichtung oder Verkürzung der Abgabe es fich nur um das 
Intereffe des Gewerbseigenthümers, beziebungsmweife hinfichtlih des Müllers um eine befon- 
ders ihm dem Prineipal nad der Inftruktion vom 1. September 1827, Art. 10 (Reg. Blatt 
S. 387, 388) aufgelegte Pflicht handelt. 
2) Hienach und da ferner die Handlungen, bei welchen ſich gegen diefe Eontrolevor- 
60 
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friften verfehlt werden kann, größtentheils unmittelbar bei oder in dem Gewerbs⸗Etabliſſement, 
unter den Augen des Gewerbs⸗Inhabers vorgehen, immer aber von biefem zu leiten find, da 
ferner verfelbe von einer vießfälligen von einem Gewerbsgehülfen etwa ohne bes. Principals 
Wiffen verübten Verfehlung immer kurz nachher Kenntniß erhalten fol, wenn er überhaupt 
der im Punkt 1 bezeichneten Berbindlichkeit pflihtmäßig nachkommt: fo ergiebt fi) weiter, 
daß bei einer dießfälligen von einem Gewerbsgehülfen ohne Beifeyn des Principals verübten 
Berfehlung im Allgemeinen die Bermuthung dafür ftreitet, dieſelbe fey irgend wie bireft oder 
indireft, mittelbar oder unmittelbar, durch ausdrückliche Anmweifung oder pflichtwidrige Nach⸗ 
fiht, oder fonft wie von dem Inhaber desjenigen Gewerbes, welches überhaupt bei der ber 
treffenden Handlung betheiligt ift (als intellektuellen Urheber, Anftifter), veranlaßt worden. 

3) Diefe Vermuthung ift jedenfalls dann zur Gewißheit erhoben, wenn bie fragliche 
Handlung (Malzfhrotung, Weinfuhr, Weineinlage, Weinverfüllung u. f. w.), bei welcher die 
BVerfehlung vorfam, unter Leitung, auf Geheiß oder im Allgemeinen nur mit Wiffen des 
Gewerbs-Inhabers von dem Gewerbsgehülfen vprgenommen worden ifl, ober wenn der Ge⸗ 
werbs-Inhaber von der Berfehlung, welde bei einer folden ohne fein Wiffen von einem andern 
vorgenommenen Handlung verübt worden ift, nadhträglih Kenntniß erhalten und dazu ſtill⸗ 
gefchwiegen hat, oder wenn mwenigftens von deren Verübung durch den Gewerbsgehülfen bis 
zu deren Entdedung eine folhe Zeit verfloffen if, daß davon ver Gewerbs⸗Inhaber bei pflicht- 
mäßiger Erfüllung der zu Punkt 1 bezeichneten Verbindlichkeit hätte Kenntniß erhalten kön⸗ 
nen und follen, welcher Zeitraum oft wenige Stunden und je nad Umſtänden noch weniger 
betragen ann. 

4) Die in vorfiehendem Punkt 3 bezeichneten Annahmen und Folgerungen find um fo 
dringender, und um fo mehr feftzuhalten, als der Gewerbs⸗Inhaber durch eine rechtzeitig 
nachträglich bei .dem betreffenden öffentlichen Diener, zunächſt dem Accifer, zu machende Unzeige 
alle. und. jede nachtheiligen ‚Folgen einer folchen ohne fein Wiffen und wider feinen Willen 
vorgefommenen Berfehlung abwenden Fann, indem dieſe Anzeige eine Erfüllung jener allge. 
meinen Haftungsverbindlichkeit enthält, und fomit weiter eine Strafe ausfhließt (wie z. B. 
nad Wirthſchafts⸗Abgabengeſetz Art. 49 bei einer Wirthsweinfuhr, für melde das Quantum 
im Ladſchein zu gering angegeben iſt, der. Wirth jede Straffäͤlligkeit dadurch abwenden kann 
daß er dem Uccifer hievon eine Anzeige macht, bevor derſelbe die Ladung mit dem Ladſchein 
vergleicht, mit welcher Handlung die Eontrole der Einlage begiunt). 

5) Als befondere Folgerung dieſes allgemeinen Grundfages der Verantmortlichfeit des 
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Gewerbe: Inhabers werden bier nur beiſpielsweiſe aufgeführt die Normen des Wirthſchafts⸗ 
Abgabengefekes Art. 53 und der Verordnung vom 28. Februar 1837 (Reg.Blatt ©. 129), 
bezüglih der Beftrafung der Faffiegelverlegungen, ferner die Normen des Mirthfchafte-Ab- 
gabengefeßes, Art. 32 und des Normalerlaffes vom 27. Mat 1837, Nr. 4926, bezüglich 
der Entdeckung der Malsfteuergefährdungen dur Biervorratheaufnahmen, wo das Mißver- 
haͤltniß zwiſchen dem Biervorrath und dem verfieuerten Malz den Beweis der Malzfieuer- 
gefährdung herftellt, welche, ohne nähere Nachforſchung über die Art der Verübung der eins 
zelnen Steuerverfürzung, dem Bräuer felbft zur Schuld angerechnet wird; ferner das dieſem 
ähnliche Verfahren bei Eonflatirung einer heimlichen Getränfe-Einlage durch Abftih und Ver— 
gleihung des Getränfevorraths mit den controlirten Einlagen. 
6) Wenn es fih nun nah dieſen Gefihtspunften um Beantwortung der Frage 

handelt: 

in welden Fällen der Gewerbs-Inhaber für eine zunächft von einem feiner Gewerbs- 

gehülfen verübte Verfehlung gegen das Wirthfchafts-Abgabengefeg principal fraffällig ? 

in welchen dem Gewerbsgehülfen die Strafe anzufegen? und in melden der Ge- 

werbs⸗Inhaber nur fubfiviär für die dem Gehülfen angefegte Strafe haftungsverbind- 

lich fey? 
fo ift vorerft über die Worte des Wirthfchafts -Abgabengefeges Art. 45 zu bemerken, daß 
bier das Begehen einer folhen Verfehlung und das Mitwirken bei verſelben von Seiten 
eines Gewerbsgehülfen, der zugleich Hausgenoffe iſt (wohin nicht nur die gewöhnlichen Ges 
fellen, Lehrlinge, Dienfboten, fondern auch die Taglöhner gehören), gleichgeftellt, und bie 
eine wie die andere Thätigfeit als Handlung eines Gehülfen bezeichnet wird, indem es bie 
fon zu einer Verfehlung Beihülfe Leiftenden im Gegenfag, gegen die Hausgenoffen, melde 
entweder die firafbare Handlung felbft begehen, oder nur dabei mitwirken, unter dem Aus⸗ 
drud „andere Gehülfen” begreift, alfo auch die Hausgenoffen in gedachten beiven Be- 
ziehungen nur Gehülfen heißt; ferner ift zu beachten, daß das Geſetz diefe Hausgenoffen 
für den Fall ver bfoßen Beipülfe mit «einer befonderen Gehülfenftrafe gar nicht. bedroht, weil 
es eben das betreffende Gewerbe gleichſam als Ein von dem Gewerbs-Inhaber zu vertreten- 
des Rechtsſubjekt betrachtet; endlich iſt mod die Verſchiedenheit der Normen der Art. 45 
und 58 zu berüdfichtigen, dahin gehend, daß in Art. 58 ausbrüdfich. gefagt iſt, gegen den 
Faktor des Gewerbs ſey die Strafe zu erfennen, und habe für.deren Betrag aber der Ge 
werb6-Tigenthümer zu haften, während ein folder Unterſchied wwiſchen einer principalen Straf⸗ 
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fälligkeit des Hausgenoffen und einer fubfiviären Haftungsverbindlichkeit des Gewerbs-Inhabers 
in Art. 45 nicht gemacht if, und es Fann diefe Verfchiedenheit der Normen bei der Achn- 
lichkeit der Verhältniffe nur als abfichtlich erfcheinen. 


7) Werden nun fomwohl die auf die in Punkt 6 aufgemworfene Frage fi beziependen 
allgemeinen Rechtsgrundfäge, als auch die einfchlagenden fingulären Normen des Wirthſchafts⸗ 
Abgabengefeges in Erwägung gezogen, fo ergiebt fih für viefe Frage folgende Beantwortung: 

A. Der Gemwerbs-Inhaber ift für eine in Beziehung auf fein Gewerbe oder vermittelft 
deffelben verübte Verfehlung gegen das Wirthfchafts -Abgabengefeg nicht nur dann principal 
firafbar, wenn er folche felbft ohne oder mit Beihülfe einer anderen Perfon verübt, fondern 
auch dann, wenn er zu der Verfehlung oder nur zu der Handlung, bei welcher die Verfeh- 
lung verübt worden ift, irgend einer anderen Perfon Auftrag, Anmeifung ıc. gegeben, oder 
nur überhaupt davon Kenntniß gebabt bat, daß diefe Handlung von diefem anderen für ihn 
zu beforgen fen oder beforgt werde. 


B. Wird aber von einer anderen Perfon eine folde Handlung und weiter dabei eine 
BVerfehlung ohne ausprüdlihe Anmweifung und angeblih ohne Wiffen des Gewerbs-Inhabers 
verübt, fo ift nur dann die principale Straffälligkeit des Gewerbs⸗Inhabers ausgefchloffen, 
wenn die für die Urheberfchaft derfelben ftreitende Vermuthung nad vorftehenden Punkten 2, 
3, 4, befeitigt wird. 

C. Iſt hienach diefer anderen Perfon diefe Strafe principal anzufegen, fo hat für deren 
Entrichtung der Gewerbs⸗Inhaber zu haften, wenn diefe andere Perfon ein Hausgenoffe if. 

D. Wenn der Gemwerbs-Inhaber principal ftraffällig if, fo find daneben die Gehülfen 
nur dann mit einer Gehülfenftrafe nad Art. 45, ©. 2 zu belegen, wenn fie nit Haus- 
genoffen find. 


Nachdem diefe von dem Gteuercollegium ftets feftgehaltene Anſicht über Auslegung des 
Wirthfchafts- Abgabengefeges Art. 45, melde der natürlichen Abſicht des Gefeggebers, daß 
nicht der ſcheinbare Schuldige, fondern der wirkliche Schuldige mit der Strafe belegt werde, 
entfpriht, aus Beranlaffung von Specialfällen im Wefentlihen von dem K. Geheimenrath 
als höchſter Rekursinftanz, fo mie von dem K. Finanzminifterium fanctionirt worden ift, fo 
wird folge ven K. Oberämtern, Cameralämtern und Umgeldscommiffariaten zu gehöriger 
Beachtung bei Führung beziehungsweiſe Entſcheidung folder Unterfuhungen mitgetheilt. 
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8) Erlaß des R. Steuercollegiums an die Cameralämter und Umgelde— 
commiffariate vom 19. Dftober 1839, 


betreffend: den Getränfeverfauf von Reifenden "ausländifcher Weinhandlungen an inländifhe Wirthe, 


Die Händler mit vereinsländifchen und fremden der Cingangsverzollung unterliegenden 
Weinen in ...... haben die Beſchwerde vorgebracht, daß Neifende auslänbifcher Wein- 
bandlungen ihre Weine nicht felten in den Heinften Duantitäten an inländiſche Wirthe oder 
Privaten verkaufen, ohne davon die gefepliche Abgabe zu entrichten. 

Da nun der Getränfeverfauf im Kleinen den Ausländern wie den Inländern nur dann 
geftattet if, wenn fie das Ausſchanksrecht erworben und die gefegliche Wirthfchaftsabgabe 
entrichten, fo werben das K. Cameralamt und Umgelocommiffariat aufgefordert, auf den an- 
gezeigten Mißbrauch ausländifher Handelsreifender ihr Augenmerk zu richten, für dieſen Zwed 
auch dem Auffichtsperfonal, mie den Uccifern die geeigneten Anmweifungen zu ertheilen und 
über ihre Ddießfallfigen Wahrnehmungen nad Ablauf von fehs Monaten hieher Bericht zu 
erftatten. 

Hiebei verſteht es fih von felbft, daß mirkliche entvedte Verfehlungen folder Handels. 
reifender unter Bezugnahme auf Art. 44 des Wirthfchafts-Abgabengefeges dem betreffenden 
Dberamt zur Abrügung zu übergeben find. 


9) Erlaßdes R. Steuercollegiums vom 2. December 1839, 
betreffend: die Borfchriften für die Cormrofirung der Privatmalzfhrotmüplen. 


Die Eontrolirung der Privatmalzfhrotmühlen liegt zunächft dem betreffenden Drtsaccifer 
und dem eigens hiezu beftellten Mühleauffeher ob. Diefelbe halten die Mühle unter ger 
meinfhaftlihem Verſchluß und haben im Falle des Gebrauchs derfelben im Wefentlihen 
Folgendes zu beobachten. N 
$. 1. 

Dem Schroten auf jeder Privatfchrotmähle hat die Löfung eines Malzſcheins eines 
befondern Erlaubnißſcheins zum Gebrauch der Mühle voranzugehen. 

$. 2. 

Der Transport des Malzes in das Lofal der Mühle darf nur in Begleitung bes Dal 

ſcheins fattfinden. 
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$. 3. 
Iſt das zum Schroten beflimmte Malzquantum vollfländig in die Mühle gebracht, fo 
muß baffelbe in Gegenwart des Accifers und Mühleaufjehers durch den auf die Obliegen- 
heit eines Müllers verpflichteten Malzbrecher nachgemeffen werben. 


$. 4. 
Das Meffen des Malzes hat mit einem gepfechteten Simri zu geſchehen, und muß 
biebei überhaupt genau nad der Vorfchrift der Maasordnung, fomit fo abgeftrichen werben, 


daß der Steg gefehen wird. 3 
$. 5. 


Das Malz wird in den für das ungefchrötene Malz eigens beſtimmten Kaften gemeffen 
und biefer iſt hierauf vom Malzmühleauffeher zu fchließen, welcher ven Schlüſſel bei ber 
Hand behält. Sofort find vom Malzmühleauffeher und vom Malzbtecher die Einträge in 
bie Regifter und in den Malzſchein zu machen und vom Aceifer und Malzmühleauffeher auf 
der Rückſeite des Malzſcheins das Ergebniß des ungeſchrotenen Malzes zw beutfunden. 

$. 6. 

Erft dann ift von dem Acciſer in Beifeyn des Malzmühleaufſehers nachdem fomopl 
diefer, als auch der Acciſer fich überzeugt haben, daß das gelegte Siegel unverlegt ift, die 
Maſchine zum Gebrauch zu Öffnen und mit der Schrotung zu beginnen, welche jederzeit mög- 
lichſt zu befchleunigen iſt. Se 


Während der Schrotung darf fih der Malzmühleauffeher nur in dringenden Fällen, 
und nur auf ganz furze Zeit aus dem Lofale einer Malzmühle entfernen, ehe dieß gefchieht 
aber hat er ſowohl ven Behälter, in welchem das ungefchrotene Malz gemeffen worden ift, 
als auch ven Dedel der Kaue forgfältig zu verſchließen, beive Behälter find übrigens auch 
bei’ felner Anweſenheit, während der ganzen Schrotung, in fo meit fle nämlich nicht zum 
Auffchütten des Malzes, was durch den Malzbrecher zu geſchehen hat, geöffnet merben 


müffen, verfchloffen zu halten. 
’ N * $. 8 


Sowohl der Malzfchein als auch der Erlaubnißſchein find zu Jedermanns Einficht im 
Lokale der Mühle, an den vom Umgeldscommiffär beftimmten Orte anzuheften. 
u ae, m u ; 9. 9. 
Die Thüre des Kaſtens, in welchen das geſchrotete Malz fällt, iſt mit 2 Schlöſſern zu 
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verſehen, zu dem Einen bat der ecifer, und zu dem Undern der Malzmühleaufſeher den 
Schlüfel. 

Bor dem Schroten haben fih Beide jebesmal zu überzengen, daß. biefe Schlöfler, 
fo wie der etwa unten am Kaften angebrachte Schieber gut verfehloffen find. Während bes 
ganzen Berlaufs ver Schrotung bleibt diefer Kaften verſchloſſen. 


$. 10. 

Nach beendigter Schrotung ift der Kaften, in welchem nun fämmtliches gefchrotene Malz 
if, vom Xecifer und Maljmühleauffeher zu öffnen, im Beifeyn Beiver durch den Malzbrecher 
das Meſſen des gefchroteten Malzes vorzunehmen, daſſelbe jedoch erſt, wenn bas ganze 
Duantum gemeffen ift, aus dem Lokale der Müple zu bringen. 


$. 11. 

Hierauf haben der Malzmüpleauffeher und der Malzbrecher über das Ergebniß der 
Schrotung die erforderlichen Einträge in die Regifter und den Malzfchein zu machen, auch 
auf der Rückſeite des Legtern vom Acciſer und Malzjmähleauffeher das Nachmeß des ges 
ſchroteten Malzes beurkunden zu laffen. 

$. 12. 

Sofort find die verfchievenen unter dem Verfchluß des Aceifers und des Mühleauf- 
ſehers ſtehenden Gegenftände, als: Kaue, Behälter zum ungefchrotenen Mal; und Kaſten, in 
welchem das gefchrotete Malz fällt, zu fchließen, und bis zur naͤchſten Schrotung verfchloffen 
zu halten; auch hat der Urcifer in Gegenwart des Malzmühleauffehers das Getrieb ver 
Mühle an der von dem Umgeldscommiffär vorgefchriebenen Stelle wieder unter Siegel 
zu legen. 

$. 13. 

Vor jeder Schrotung ft es die Pflicht des Uecifers, des Malzmühleauffefers und des 
aufgeftellten Malzbrechers, zu unterfuchen, ob das Malz troden oder eingefprengt iſt, und ber 
Erfund gehörigen Orts zu bemerken. 

$. 14. 

Der Acciſer hat die Verpflichtung nicht nur während des Schrotens öftere Bifitationen 
vorzunehmen, um fi von der orbnungsmäßigen Behandlung des Gefchäfts namentlich auch 
von der Anwefenheit des Malzmühleauffehers zu überzeugen, fondern auch zu andern Zeiten 
öfters nachzufehen, ob nicht one Erlaubniß geſchrotet wird. 
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$. 15. 

Im Uebrigen werden fämmtliche hiebei betheiligte Perfonen auf die Beflimmungen des 
BWirthfchafts-Abgabengefeges vom 9. Juli 1827, fo wie auf die Verfügung des K. Steuer» 
eollegiums vom 1. September 1827, vie Behandlung der Malzſteuer betreffend, hingewieſen, 
und es find allenfallfige Uebertretungen berfelben, fo. wie die Nichteinhaltung der vorſtehen⸗ 
den Anordnungen unverweilt zur Kenntniß des Umgeloscommiffariats zu bringen, wozu 
Accifer, Dalzmüpleauffeher und Malzbrecher verbunden find. 


10) Erlaß des K. Steuercollegiums andie Cameralämterpom 
2. December 1839, 


betreffend: die Nerognitiondgelber von ruhenden Wirthſchaften. 


Da der Bezug der Recognitionsgelver von ruhenden Wirthſchaften bisher nicht nad 
übereinftimmenden Normen gehandhabt wurde, fo fieht fih das Steuercollegium veranlaßt, 
biefür folgende Vorſchriften zu ertheilen: 

1) wenn Schild» oder Speifewirthe, welche nad Art. 4 des Wirthichafts-Abgabengefepes 
vom 9. Juli 1827 berechtigt find, jede Gattung von Getränken auszuſchenken, ihr 
Gewerbe nur theilweife ausüben, d. h. den Weinſchank, Bier» oder Branntwein- 
ſchank sc. zeitenweife einftellen oder, gar nicht betreiben, fo haben diefelben, wegen des 
Nichtbetriebs des einzelnen Ausſchanksrechts, Fein Recognitionsgeld zu entrichten, fon 
dern find daflelbe nur fehuldig, wenn fie das Gefammtgewerbe unter Rechtsvorbe⸗ 
balt einftellen. 

2) Wenn Schild» oder Speifewirthe neben ihrem Hauptgemwerbe auch noch zum Betrieb 
einer Bierbrauerei und Branntweinbrennerei oder allein zur Branntweinbrennerei 
oder Eiffigfiederei conreffionirt find, fo haben fie im alle der Einftellung eines dieſer 
Nebengewerbe, zu Wahrung des Rechts, das gefepliche Recognitionsgeld zu entrichten. 

3) Wenn befländige Gaffenwirthe (Schenkwirthe), welche die Ermächtigung zum Aus 
fhanf von mehrerlei Getränfen, ald Wein, Obſtmoſt, Bier, Branntwein ıc. erlangt 
haben, das eine oder das andere diefer Ausſchanksrechte nicht ununterbrochen ausüben, 
fo find diefelben, infofern fie die Wirthſchaſt doch noch theilweife fortfegen, folglich 
unter Controle bleiben, gleich den Schild» und Speifewirthen von dem Rerognitions- 
geld frei zu laſſen; aud iſt, wenn z. DB. ein Wein- und Obſtmoſtſchenker fein Gewerbe 
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in einem Quartal nur einige Zeit, oder im Laufe eines Jahrs nur einige Quartale 
betreibt; diefes auf die Zeit des Nichtbetriebs nicht als ruhend zu betrachten, ſonach 
aud fein ratenmweifer Recognitionsgelobezug begründet. 
Bei der gänzlichen Einftellung des Wirthfchaftsbetriebs aber kann das Recht zum 
Wiederbetrieb nur durch Entrichtung des gefeglichen Recognitionsgelds gewahrt werben. 
3m Uebrigen findet auch hier die oben zu Punkt 2 enthaltene Beftimmung. ihre 
volle Anwendung. 
Das 8, Cameralamt hat fih nun in Zukunft genau hiernach zu achten. 


11) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Umgeldscommiffariate vom 
11. December 1839, 
betreffend: bas Eichen ber Fäſſer der Wirthe. 

Nachdem das Steuercollegium miederholt wahrgenommen hat, daß bie ſchon in dem 
Wirthfchafts » Abgabengefeg Art. 12 angeordnete Eichung ſämmtlicher Fäffer der Wirthe, der 
zu Vollziehung diefes Artikels in der Inſtruktion vom 11. December 1827, $. 8, und in 
den Normalerlaffen vom 3. Zuli 1828, $. 8, Nro, 6027 *) und vom 26. Juli 1837, Nro. 6481 
(in weldem durd ein Exrpeditionsverfehen eine Verordnung vom 10. Auguft flatt vom 
18. Auguft 1836, vergl. Reg.Blatt von 1836, ©. 363 allegirt ift) ertheilten Vorſchriften ohn⸗ 
erachtet, in manchen Bezirken noch nicht gehörig vollzogen iſt, und daß nicht felten ungeeichte 
oder ungehörig geeichte Fäffer fih in Wirthsfellern vorfinden, fo werden biefe Vor—⸗ 
fohriften den Umgeldscommiffariaten mit dem Anfügen eingefchärft, daß fih das Steuer⸗ 
collegium zu ernflliher Einſchreitung genöthigt fehen würde, wenn irgend ferner eine bieß- 
fällige Säumniß der Beamten aus Beranlaffung von Amtsvifitationen, Reklamationen, 
Unterfuhungen, auf dem Wege der Nevifion, oder fonft wie, zur Kenntniß des Steuer- 
collegiums kommen follte, 

Die Umgeldscommiffariate haben nun 

1. um überhaupt varüber urtheilen zu können, ob eine Eichung ächt und von einer 
competenten Eichbehörde ausgegangen fey, je von dem betreffenden Oberamt, zu welchem 
ein Theil ihres Bezirks gehört, ſich nicht nur das Perfonal der Eichbehörde des Oberamts- 
bezirks (Pfechtamt der Oberamtsſtadt) benennen, fondern auch einen Abdruck der den Eich» 


*) Im erften Erg. Band zum Reg.Blatt ©. 521, 
61 


KE> Gifte Bieferuna bes aweiten Eraänzungshanbes aum Nenlerunasblatt. Bonen 61—65, 
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zahlen beizubrüdenden Stempelzeihen (Maasordnung vom 30. November 1806, 8. 34, 35, 
Landesorbnung Tit. 72, $. 3) mittheilen zu laffen. 

Nur ein von diefen Eichbehörden geeichtes, mit den vorfchriftmäßigen Eichzahlen und 
Eichzeichen, fo wie mit dem beigedrüdten Stempelzeichen verfehenes Faß kann als ordnung e⸗ 
mäßig geeicht im Sinne der Inftruftion vom 11. December 1827, $.8, betrachtet werben. 
Ueber eine ſolche Eichung muß ſich der Wirth durch Vorlegung einer von der Eihbehörde 
auszuftellenden Eichurfunde ausmweifen, und ift diefe Urfunde von dem betreffenden Oberamt 
zu beglaubigen, wenn die Eichbehörde außerhalb des Bezirks des Umgelvscommiffariats ſich 
befindet, fomit dem Umgelvscommiffariat nicht nah Vorſtehendem ſchon von Amtswegen 
belannt iſt. 

So wie bei Ausfertigung dieſer Urkunden darauf Bedacht zu nehmen iſt, daß die Iden⸗ 
tität des in der Urkunde bezeichneten Faſſes mit dem wirklich geeichten Faß leicht erkennbar 
ſey; fo iſt auch dieſer Gefihtspunft bei Prüfung derſelben von Seiten des Umgeldscom⸗ 
miffariats zu beachten. 

Die Mittheilungen der Oberämter über den dermaligen Befland und die Fünftigen 
Aenderungen des Perfonals der Eichbehörbe, fo wie die Eichurfunden find in der Umgelds⸗ 
eommiffariatsregiftratur forgfältig aufzubewahren, und ift demnach das Umgeldsreviforat an- 
gewiefen, die nah Maßgabe der Inſtruktion vom 11. December 1827, $. 8, den Keller 
regiftern anzufchließenden Eichurkunden in Zukunft, fo bald fie bei diefen entbehrlich find, je 
dem betreffenden Umgeloscommiffariat zurüdzugeben. 

Um fih der Vollziehung der beftehenden Anordnungen und eines orbnungsmäßigen Zus 
flands der in den Wirthöfellern liegenden Fäßer zu vergemwiffern, hat das Umgeloscommiffariat 
in Zufunft die Einlage eines neuen Faffes nur dann zu geflatten, wenn die orbnungsmäßige 
Eichung veffelben durch die vorgefchriebene Eichurkunde nachgewieſen werden Fann. 

Hinfigtli der beftehenden Wirthſchaften werden aber weiter folgende Weifungen in 
diefer Richtung ertheilt: 

U. Betreffend die dermalen im Abftih ſtehenden Wirthe: 

1) Wenn in Folge früherer Säumniß des Beamten bei folhen Wirthen dermalen 
ungeeichte Fäßer vorhanden ſeyn follten; fo ift durchaus Feine Weineinfüllung in ein foldes 
Faß zu geftatten, und dem Wirth die in dem Kellerregifter unterſchriftlich anzuerkennende 
Auflage zu machen, bei der naͤchſten Leerwerdung das Faß orbnungsmäßig eichen zu laffen 
und den Vollzug diefer Auflage durch eine Eichurkunde nadzumeifen, wobei vemfelben noch 


zu beveuten ift, daß in fo lange, als no irgend ein ungeeichtes Faß in feinem Keller ſich 
befinde, ihm durchaus Fein Accord verwilligt werde. 

Nur in fo lange als hienach die Eichung verfchoben werden darf, kann eine genau nad 
der Inſtruktion vom 11. December 1827, $. 8, und der Normalverfügung vom 3. Juli 1828, 
$. 8, und deren Beilage vorzunehmende Bifirung und Faßgehaltsberechnung die wirkliche 
Eichung vertreten, wobei jedoch nach letztgedachter Normalverfügung dem Betheiligten die im 
Kellerregifter unterfchriftlih anzuerfennende Eröffnung wegen Unftatthaftigfeit eines auf den 
Grund einer nachherigen Eichung etwa zu erhebenden Erfaganfpruchs zu machen iſt. 

2) In den Kellerregiftern pro 34:32 1840 haben die Umgeldscommiffariate bei jedem 
Faß eines in der Abſtichsbehandlung flehenden Wirths anzugeben, ob daffelbe ordnungsmäßig 
geeiht, d. h. ob der Eichgehalt von einer ordentlichen Eichbehörde unter Beidrüdung der 
Stempelzeichen angeriffen fey (geeicht mit Stempelzeichen); oder ob nur die Eichzeichen ohne 
Stempelzjeihen an dem Faß ſich befinden (geeicht ohne Stempeljeihen); oder ob es über- 
haupt ungeeicht und bloß vifirt fey. 

3) Was die Fäffer der zweiten Art (geeicht ohne Stempelzeihen) betrifft, fo hat fi das 
Umgeloscommiffariat in einer Beilage zu diefem Kellerregifter darüber pflichtmaͤßig zu äußern, 
ob etwa nad einer früher beigebrachten Eichurfunde oder aus anderen Gründen die Eich» 
zeichen als von einer ordentlichen Eichbehörbe ausgegangen und der Mangel ver Stempel: 
zeichen als ein Verſehen diefer Behörde betrachtet, der angezeigte Eichgehalt aber nach dem 
Augenfchein fo mie nad der auf den Grund der Normalverfügung vom 3. Juli 1828 an- 
geftellten Vifirung und Faßgehaltsberechnung als richtig angenommen werben könne. 

Mit dieſer je nad Umfländen unter vorgängiger Vernehmung des betheiligten Wirths 
abzugebenven Yeußerung, für melde übrigens unter ausprüdlicher Bezugnahme auf die in 
dem Eingang diefes Erlaffes enthaltene Warnung die größte Borfiht und Gründlichkeit 
empfohlen wird, ift eim gutächtlicher Antrag darüber zu verbinden, ob nachträglich eine 
Eihung mit Stemplung nah Maßgabe der in $. I. bezeichneten Normen einzuleiten fey oder 
ob von folder Umgang genommen werben fönne. 

Bis zu Einlangung einer Entſchließung hierauf find diefe Fäffer in dem folgenden Keller- 
regifter mit der Bezeichnung „geeicht ohne Stempelzeichen” nadzuführen. 

4) Die ungeeidhten bloß vifirten Fäffer find mit der Bezeichnung „ungeeicht” in den 
folgenden Kellerregiftern fo lange nachzuführen, bis diefelben nah $. II., 1 orbnungsmäßig 
geeicht find, und fih darüber durch Beibringung der Eichurkunde ausgewiefen feyn wird, in 
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welcher Beziehung dem betreffenden Wirth die nöthige und in dem Sellerregifter pro sh "sin 
1840 unterfhriftlich anzuerfennende Auflage zu machen ift. 

Noch wird den Umgelvscommiffariaten empfohlen, diefe in ven Kellerregiften pro si. Ganı 
1840 zu machenden Einträge x. vorläufig und namentlich auch aus Veranlaffung der a6 
flihe pro si. hin" 1840 gehörig vorzubereiten. 

IH. Was die dermalen in der Accordsbehandlung flebenden Wirthe betrifft, fo ift 


1) ſolchen fämmtlih die Einleitung zu orbnungsmäßiger Eihung ihrer Fäffer ıc. mit 
dem Anfügen einzufhärfen, daß der Verlängerung eines abgelaufenen Arcords in fo lange 
nicht werde Statt gegeben werben, als nicht fämmtliche Fäſſer in dem betreffenden Wirths- 
keller ordnungsmaͤßig ‚geeicht feyen, als worüber fih nad dem Ablauf des Accords, den bes 
ſtehenden Normen gemäß, auszumeifen ift. 

Ueber diefe im Laufe des gegenwärtigen Etatsjahres noch fämmtlichen Accordswirthen 
zu madenden Cröffnungen iſt ein in der Regiftratur des Umgeldscommiffariats forgfältig 
aufzubervahrendes Protokoll aufzunehmen und nach Ablauf der Accordszeit jedes Gefuh um 
Verlängerung des Accords, fo wie überhaupt das Gefuh um Ertheilung eines neuen Accords 
in fo lange unbedingt abzulehnen, als nicht die fämmtlihen Fäffer geeicht find. 

2) Nach eingetretener Abſtichsbehandlung ift ſodann gegen diefe Wirthe ganz nad 
Maßgabe der in $. IL dieſes Erlaffes gegebenen Normen vorzufahren, wo an die Stelle 
des Kellerregifters pro 3: Fin 1840 das Kellerregifter über den Abftich in dem Iften Quartal 
nach beendigter Accordszeit tritt. 

IV. Was die fünftig neu entftehenden, fo wie die unbeftändigen Wirthſchaften betrifft, 
fo if die Aufnahme der Getränfevorräthe erft dann vorzunehmen, wenn folde durchaus in 
vorſchriftsmaͤßig geeichten Fäffern gelagert find, und daher in fo lange ver Beginn des Aus- 
ſchanks nicht zu geftatten. 

Sollten aber Umflänve vormwalten, die ein Ausnahmsverfahren ——— würden, ſo iſt 
hierüber in jedem einzelnen Falle die Entſcheidung des Steuercollegiums einzuholen. 

V. Ale Verfehlungen der Wirthe gegen die die Eichung der Fäſſer betreffenden Nor⸗ 
men find nah Wirthfhafts-Abgabengefeg Art. 60 zu rügen. 

Den Oberämtern und Eameralämtern ift diefe Verfügung gleichfalls mitgetheilt worden, 

Ueber etwaige Anflände ift Bericht hieher zu erflatten. 
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12) Erlaf des R. Steuercollegiums vom 29. Februar 1840, 


betreffend: die Transportfcheine zu Berfendungen von badiſchem Wein und Branntwein nad 
Württemberg. 

Um die bisher bei Rückſendung der Fradhtbriefe über Wein und Branntwein + Berfen 
dungen von Baden nah Württemberg von Seite der württembergiſchen Grenzaccifeämter 
vorgefommenen Irrungen für die Zukunft zu vermeiden, hat die großherzogl. badiſche Stener- 
Birection die Anordnung getroffen, daß wenn badifcher Wein oder Branntwein nad einem 
württembergifchen Beftimmungsorte ausgeführt werben will, ver nach $. 51 der großherzogl 
badifhen Verordnung vom 31. December 1835 (VBerorbnungsblatt S. 6) vom Aceifer des 
Ladeorts auszuſtellende Ausfuhrſchein von dieſem Fünftig doppelt auszufertigen und dem 
Erportanten mit der auf beiden Eremplaren beizufügenden Bemerkung zuzuftellen ift, daß 
das eine Eremplar bei dem Acciſeamt des erften königl. württembergiſchen Grenzorts, wel⸗ 
chen der Transportant berührt, abzugeben, das andere Exemplar aber von dem Transportanten 
beizubehalten und erfl dem Aceifer des Beflimmungsorts zu übergeben fei. 

Das K. Oberamt, Cameralamt und Umgelvs-Commiffariat werben num hievon mit dem 
Anfügen in Kenntniß gefest, daß die fraglichen Transportfcheine ganz die Stelle der bieffeits 
vorgefchriebenen Frachtbriefe oder Ladſcheine vertreten und daß auf denfelben von Geite ber 
Grenzaccifeämter nur die richtige Anmeldung der Waare und deren Vebereinpinmung mit 
dem Transportfhein zu beurkunden ift. 

Die 8. Cameralämter haben hiernach unverweilt die Grenzaccifeämter ihres Bezirks zu 
befheiden und viefelben wiederholt zu erinnern, daß fie fih in Rückſendung der bei ihnen 
abgelegten Transportſcheine an das betreffende badifche Ausftellungsamt bei unnachfichtlicher 
Ahndung Feine Verfäumnig oder Verzögerung mehr zu Schulden kommen laffen. 


13) Erlaß des R. Steuercollegiums an die Cameralämter und Umgelds— 
commiffariate vom 26. März 1840, 


betreffend: die Ausftellung von FrachtbriefsDuplifaten zu ben Wein» und EEE 
in bas Ausland. 
Um bie — bezüglich der Getränkeausfuhr⸗Controle mit den Vorſchriften der 
Binnencontrole in vollftändigeren Einklang zu bringen, fieht man fi. zu. der Verfügung vers 


anlaft, daß Fünftig zu allen Wein» oder Branntwein-VBerfendungen in das Ausland neben 
dem durch die Verordnung vom 30. December 1835 vorgefchriebenen Frachtbriefe auch noch 
ein beglaubigtes Duplikat deffelben von dem Aceiſeamt des Verfendungsortes auszuftellen und 
auf folhem die Weifung für ven Waarenführer beizufügen ift, daß er diefes Duplifat zum 
Ausmeife über Beobachtung der beftehenden Binnencontrole -Borfchriften bis zu dem Beſtim⸗ 
mungsort der Weine x. beizubehalten und daſelbſt der betreffenden Controleſtelle vorzu⸗ 
legen habe. 

Die Cameralämter haben num ungefäumt diefe Verfügung zum Bollzug zu bringen 
und die Umgeldscommiſſariate haben ihrer Seits durch geeignete Belehrung und Beauf- 
fihtigung der Acciſer dazu mitzuwirken, 

Für die Ausfertigung der Frachtbriefs-Duplifate, wozu gleichfalls die gebrudten For⸗ 
mulare zu verwenden find, ift den Accifern diefelbe Belohnung wie für die Ausfertigung 
des Original» Frachtbriefs mit 3 Kreuzen pr. Stüd auszubezaplen und auf die vorge- 
fhriebene Weiſe zu verrechnen. 


14) Erlaf des 8. Steuercollegiums vom 28. März 1840, 
betreffend: die Strafbarfeit der Annahme von Malzfcheinen ohne Datum für deren Gültigfeit. 


Ueber die Frage: 
ob die Norm des Wirthfchafts-Abgabengefeges Art. 59, Sag 4, au dann zur An- 
wendung zu bringen fei, wenn durd ein Berfehen des Accifers in einem Malzfchein 
das Datum für deffen Gültigkeit nicht eingetragen if, und mit diefem unvollfländigen 
Schein das Malz von dem Müller zur Schrotung angenommen wird, ohne daß er 
dem Acciſer die im Wirthichafts-Abgabengefeg Art. 33 vorgefchriebene Anzeige recht⸗ 
zeitig macht; 
bat fih das K. Finanzminifterium dahin ausgefprocen : 

Da die Annahme und Benügung eines Scheine, in welchem gar fein Datum für die 
Benügung angegeben fei, zu größeren Unterfgleifen führen könne, als wenn irgend ein Tag 
in dem Schein bezeichnet fei, diefer aber an einem anderen Tag benügt würde; ba die 
Worte des Wirthfchafts-Abgabengefeges Art. 28: „dieſe Scheine find nur für den Tag gültig, 
für melden fie ausgeftellt find“, darüber feinen Zweifel zulaffen, daß mit der Beftimmung 
des Art. 59, Sag 4, den Müllern die Annahme ver Scheine, in welchen Fein Datum ein- 
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gefegt fei, bei gleicher Strafe unterfagt werben wollte, Dir... _ 
Scheins an einem anderen Tag als an dem im Scheine bezeichneten Tage gegen fie yiver- 
hängen wäre, fo fei damit die Anwendung des Art. 59, Sag 4 auf die Verfehlumyanider 
bezeichneten Art von Seiten der Müller begründet, und müſſe die Ausgleihung etwaigt. 
Härten, zu welchen die firenge Anwendung des Gefeges führen könne, dem — an⸗ 
heimgegeben werden. 

Daneben wären die Verfehlungen, welche ſich die Acciſer und Brauer durch Aueſtellung. 
beziehungsweiſe Benügung eines ſolchen mangelhaften Scheins zu Schulden kommen Taf 
mit arbiträren je nach den beſonderen Verhaͤltniſſen zu bemeſſenden Strafen — ME 


15) Erlaß des R. Steuercollegiums an die Cameralämter und Um gelds⸗ 
commiffariate vom 6. Mai 1840, 


betreffend: die Gebühren für bie Beauffichtigung der Privat Malfprotmüßlen... — 


Da das K. Finanzminiſterium durch Entſchließung vom 24. April d. J. genshmigt hat, 
daß den mit Beauffihtigung der Privat-Schrotmühlen beauftragten Aecifern die in der Ver⸗ 
fügung vom 15. Januar 1834 (Reg.-Blatt S. 58) ausgefeßte Gebühr von WMKreuzern für 
jeve Schrotung neben ber, durch $. 39 der Inſtruktion vom 11. December 1827 und. den 
Erfaß vom 10. November 1829 den Acciſern im Allgemeinen bewilligten Belofnung ausbe⸗ 
zahlt werde, fo wird dieß dem K. Cameralamt und Umgelvscommiffariat zur künftigen, Nach⸗ 
achtung unter dem Anfügen eröffnet, daß diefe Belohnung der fraglichen Acciſer vom 1. Juli 
d. J. an in Wirkung zu treten hat, das K. Cameralamt hat übrigens den-brtkeffenpen 
Acciſern ausprüdlich zu bemerken, daß fie dagegen au dem Vor⸗ und Nachmeſſen des. uns 
gefhrotenen und gefchrotenen Malzes anzumohnen und ſich fonft auch öfteren EN bei 
diefen Mühlen zu unterziehen haben. 

Was ſodann die Belohnung der Müphleauffeher betrifft, fo wird diefe hiemit — 
auf 9 Kreuzer für jede Stunde Zeitaufwand feſtgeſetzt, und iſt daher da, mo bisher eine 
andere Belohnung ftattfand, diefe vom 1. Zuli d. 3. an abzuftellen. Die Beurfundung der 
Zeitverfäumniß hat von dem Accifer und dem Malzbrecher zu gefihehen. Zu WR 

Endlich wird dem K. Cameralamt noch bemerkt, daß da, wo die Eigenthümer der Privat» 
Malzmüplen die Eontrolegebühren der Steuerkaffe wieder zu erfegen haben, fich dieſer Erfag 
nur auf die in Punkt 6 der Finanzminifterial-Verfügung vom 15. Januar 1834:adna. uud b, 
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genaunten Gelithoen brkitänft „iwon welchen: jedoch: zubor die Eofitrolegebühten , welche die 
Steuer paltung simizalle des Schrotens in öffentlichen Mühlen Cmit 4 Kreuzer vom 
Sana —. Bl aufzumenden hätte, abzurechnen find, 
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stay Erlap des K. Steuercollegiums vom 3. November 1840, 
PAR Put : betreffend: die Eichung der Fuhrfäſſer der Wirthe. 
‚not Rach dem Normalerlap des Steuercollegiums vom 26. Juli 1837, Nr. 6481, if bie 
Frageampür : 
ob auch die Fäffer, in melden von Wirthen oder für Wirthe Wein Serkelssrätre 
aaa. mit der württembergiſchen Eiche verfehen feyn müffen, 
von dem R. Sinanzminifterium durch Entſcheidung vom 18. Zuli 1837 nur für diejenigen 
Fälle verneint worden, 
wenn die Fäffer, in welchen Wein von Wirthen oder für Wirthe aus dem Ausland 
Ind Ahexbeigeführt wird, nicht zugleich zum Einlegen des Weins benügt werben. 
Nachdem die Vollziehung diefer Vorſchrift zu verſchiedenen Anftänden Anlaß gegeben 
hat, ſo ift durch Finanzminifterialerlag vom 26. v. M. verfügt worden: 
3 Mubafk Die Fäffer, in welchen von Wirthen oder für Wirthe Wein herbeigeführt wird, 
sdhun mit der württembergiſchen Eiche dann unbedingt verfehen feyn müflen; 
bat ee der Wein nur im Inland verführt wird, d. h. wenn der Wirth den Wein 
ei I von einer in Württemberg gelegenen Sapflätte bezieht; 
* a wenn bie Fäffer, in welchen Wein für Wirthe oder von Wirthen aus dem Aus- 
— lanb herbeigeführt wird, zu biefer Beifuhr von den Wirthen oder ihren Bevoll- 


ind ah ägtigten aus dem Inland in das betreffende Ausland abgefendet worden find. 


ni) Ben aber Fäffer, in welchen Wein von Wirthen oder für Wirthe aus dem Aus- 
land „herbeigeführt wird, mit eben diefem Wein erſtmals in das Land fommen, fo 
1,3 1m ‚genügt, es daran, daß folde Fäffer von der fompetenten Cichbehörde des Verfen- 
dungsorts geeicht und mit Eichzeichen verfehen find, und etwa die Wirthe noch hier 

; über mit, einer von diefer Behörde auszuftellenden Eichurkunde fih ausweifen; 


= 3) ienum auf diefe Welfe ($. 2) ein mit der württembergifhen Eiche nicht ver- 
doc ſehenes Faß in einen Wirthskeller, fo ift im Intereſſe ver Wirtpfchafts-Abgabenver- 
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waltung deffen Eichung durch die betreffende württembergifhe Eichbehörde nachträglich 


dann anzuorbnen: 

a) wenn ein ſolches Faß auch nah dem Verbrauch des Weins, mit welchem baffelbe 
erftmals in das Land gefommen if, von dem Wirth in feinem Keller belaffen 
oder fonft benügt werden will; 

b) wenn fih bei Reduktion des angegebenen Eichgehalts auf das mwürttembergifche 
Maas irgend Schwierigfeiten herausftellen ; 

c) wenn irgend fonft Anftände bezüglich der ausländifhen Eichzeihen oder Eichurfunden 
vorliegen oder folhe gar mangeln würden. 

4) Bon felbft verfteht fih, daß in fo lange, als dieſe Eichung durch die württembergifche 
Behörde ($. 3) noch nicht erfolgt ift, ein folches Faß als ungeeicht nah Maßgabe 
der Vorfohriften des $. II., Pkt. 1 und A des Normalerlaffes vom 11. December 
v. J. Nr. 7043*) behandelt werden muß. 


17) Erlaß des 8. Finanzminifteriums an das Steuercollegium vom 
1. Februar 1841, 
betreffend: die heimliche Einlage von Branntwein. 
Dem Steuercollegium wird auf den Bericht vom 22. Auguft 1840, betreffend die An- 
wendung des Wirthfchafts-Abgabengefeges, Art. 63, erwiedert, daß von der Anwendung biefer 
Gefetzesbeſtimmung auf die patentirten Branntweinſchenken abzuftehen ift. 


18) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Umgeldscommiffariate vom 
3. Mai 1841, 

betreffend: die Weineinfagen von Nichtwirthen in Wirthefellern und von Wirthen in andern Kellern. 

Nachdem zu der Finanzminifterial-VBerfügung vom 4. Mai 1836, betreffend die Wein- 
einlagen von Nichtwirthen in Wirthefellern, und von Wirthen in anderen Kellern (Reg.Blatt 
©. 202), ein auf die firafrecptlihe Behandlung viepfälliger Verfehlungen ſich beziehender 
Nachtrag in der Finanzminifterial-Verfügung vom 17, April 1841 (NReg.Blatt ©. 161) ge 
geben worden ift, fo wird weiter in Gemäßpeit des Finanzminifterial-Erlaffes vom 17. v. M. ven 
Umgeloscommiffariaten aufgegeben, auf die Verhütung der Zufammenlagerung von Wirths⸗ 


*) Oben Rr. 11, ©, 481. 
62 
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meinen und Privatweinen in Einem Keller bei jeder fi darbietenden Gelegenheit möglichft 

hinzuwirken, da folche manchfache Mißſtände mit fih führt. 

Zu diefem Behufe ift namentlich: 

1) Die zu einer folden Zufammenlagerung von Wein oder Obftmoft, als welder in 
Hinfiht auf die Wirthfchafts - Abgaben » Eontrole überhaupt dem Wein gleich zu be- 
handeln ift (Wirthfhafts-Abgabengefeg Art. 20, 55), nah Wirthſchafts⸗Abgabengeſetz 
Art. 11 erforderliche Erlaubnig dann nicht zu ertheilen, wenn der Wirth ven Wein, 
welchen er in einem Privatkeller neben Weinen von Privaten einlegen will, in einem 
eigenen oder in einem ausfhließlih für feinen Gebrauch gemietheten Keller, over 
wenn der Private den Wein, den er in einen Wirthskeller einlegen will, in einem 
anderen, feinem Abſtichswirth gehörigen Keller unterzubringen Raum und Gelegen- 
heit hätte. 

2) Wenn die Beforgniß angeregt ift, daß eine folhe Zufammenlagerung irgend wie zu 
Umgeldsverfürgungen benügt werden möchte, fo verfteht fih von felbft, daß hierin 
Grund liegt, die zu folher ertheilte Erlaubnig wieder zurüdzunehmen. 

3) Da nad dem Wirthfhafts-Abgabengefeg Art. 11 und den Finanzminifterial-Verfügungen 
vom 4. Mai 1836 und 17. April 1841, alle Keller, in welchen irgend Wein eines 
Abſtichswirths liegt, als Wirthskeller zu behandeln und in Controle zu nehmen und 
die Wirthe unbedingt auch binfichtlih der Verfehlungen, melde fih auf die in ſolchen 
Kellern befindlichen Privatweine beziehen, principal ftrafbar find, fo haben vie Um- 
geldscommiffariate die Wirthe hierüber bei Ertheilung der Erlaubniß zu einer ſolchen 
Zufammenlagerung gehörig zu belehren, und jeden Wirth die Eröffnung diefer Be- 
lehrung je in demjenigen Kellerregifter unterfchriftlich anerkennen zu laffen, in welchem 
erfimals die auf die angegebene Weife zufammengelagerten Getränfe eingetragen find. 


19) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Cameralämter und Umgelds— 
eommiffariate vom 2. April 1842, 


betreffend: die Berechnung ber Koften ber Branntwein-Patentirung. 
(Mit einer Beilage.) 


Das Steuercollegium hat ven K. Cameralämtern und Umgeloscommiffariaten unterm 
3. Februar 1842 eine Vorfhrift für die Berechnung der Koften von der Patentifirung der 
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Branntwein,, Liqueur⸗ und Effig-Schenten mitgetheilt, deren Zwed unter Anderem dahin gieng, 
den Accifern die Taggelver und Reifefoftengebühren zu berechnen, wie fie nad der K. Ver⸗ 
ordnung vom 22. Februar 1841 (Reg.Blatt S. 83) den Drtsvorflehern, wenn die Accifer 
zugleich dieſes Amt befleiven, oder den Gemeinderäthen, wenn leßteres nicht der. Fall ift, 
zuſtehen. 

Da ſich jedoch in der Anwendung gezeigt hat, daß bie K. Regierungsbehörben ven 
Beftimmungen dieſer K. Verordnung pinfihtlih der Reifekoften- Entfhänigungen der Ge- 
meinbebiener eine andere Deutung geben, und das Steuercollegium fid; mit legterer ver- 
einigen kann, fo erhalten die K. Cameralämter und Umgeldscommiffariate im Anfchluffe 
eine hienach veränderte Vorſchrift für die Berechnung ver Patentifirungskoften. 

Um übrigens unnöthigen Koftenaufwand bei Anwendung diefer Vorfehriften zu vermei- 
den, werden die K. Cameralämter und Umgeldscommiffariate bei dieſem Anlaffe wiederholt 
auf den $. 17 der Inſtruktion vom 11. December 1827 zu Vollziehung des Wirthſchafts⸗ 
Abgabengefepes, den $. 12 der Dienftinftruftion für die Umgeldscommiffäre vom 11. Oktober 
1837 und den $. 6 der gebrudten Verfügung vom 3. Juli 1828 hingemwiefen, wonach der 
Umgelvscommiffär, welcher wegen des Bierteljahre-Abftihes in jeden Acciſebezirk kommt, und 
wegen Begutachtung des Hausbraudes fih mit dem Acciſer und Gemeinderath befprechen 
muß, bei diefer Gelegenheit auch alle, vie Patentifirung der Branntwein- und Effig-Schenken 
betreffenden Notizen von dieſen Behörden, und von den nad dem Gefege beizuziehenden, 
für diefen Akt zu verpflichtenden zwei Gemeindeglievern zu ſammeln und diefelben mit feinen 
Bahrnehmungen dem Cameralbeamten in deffen Wohnfig mitzutheilen hat. 

Das Steuercollegium fieht fih um fo mehr veranlaßt, diefe Vorſchrift in Erinnerung 
zu bringen, und die Umgeldscommiffäre dazu anzumeifen, daß fie die Schägungs-Deputationen 
in der Regel nicht außerhalb ver betreffenden einfachen oder zufammengefegten Gemeinde⸗ 
bezirfe (welche wenigſtens in den meiften Fällen mit ven Accifebezirken zufammenfallen) ver- 
fammeln, als nad den Gebühren, wie fie die K. Verordnung vom 22, Februgr 1841 fefl- 
fegt, die Koften der Notizenerhebung für die Patentifirung unverhältnigmäßig hoch zu flehen 
kommen würden, wenn diefe Erhebung außerhalb der Gemeindebezirfe vorgenommen würde. 

Ausnahmen von diefer Regel dürfen nur mit Genehmigung des Steuercollegiums 
ftattfinden, und leßteres verfieht fih zu den K. Cameralämtern und Umgeldscommiffa- 
riaten, daß fie die mindeft Foftfpielige Weife, in welcher diefe Notizenerhebung bewirkt wer⸗ 
den kann, bei ihren Anträgen auf folhe Ausnahmen jederzeit forgfältig erwägen werben, 
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ba ber Ertrag biefes Gefälles die möglichfte Beſchränkung des Verwaltungs⸗Aufwands dop⸗ 
pelt empfiehlt. 

Durch gegenwärtigen Erlaß wird die Verfügung vom 3. Februar 1842, Nr. 8410, 
aufgehoben. 

Beilage) 
Vorſchrift 
für die Berechnung der Koſten von der Patentiſirung der Branntwein⸗-, 
i giqueur- und Eſſig-Schenken. 

Da feit Erlaffung der ähnlichen Borfchrift vom 23. Januar 1828 verſchiedene Aende⸗ 
rungen in legterer eingetreten find, fo ſieht fih das Steuercollegium zu Bekanntmachung 
folgender neuen Anmweifung hierüber veranlaßt: 

Es gebühren nämlich 

I, Den Eameralbeamten: 
a) an Diäten: 
da nad der allgemeinen Verfügung vom 3. Juli 1828, $. 6, der Umgeldscommiſſär 
gelegenheitlich feiner anderen Befchäfte, melde ihn vierteljährig ohnehin menigftens 
einmal in jeden Wecifebezirf führen, die Erhebung der Notizen für die Patentifirung 
ber Branntwein-, Liqueur⸗ und Effig-Schenfen unter der gefeglichen Zuziehung von 
Urkundsperfonen zu beforgen, die Anfäge aber mit den Cameralbeamten im Wohn⸗ 
orte des Tegteren zu berathen hat, Reifen der Gameralbeamten daher in Patenti- 
firungsgefihäften nicht flattfinden . . » } nichts ; 

b) für die Anlegung des Protofolls, wozu die — — vom Umgelds⸗ 

reviſorate abgegeben werben: je auf 10 Gewerbsleute, ohne Rückſicht auf die in dem 
Protokolle flattfindende Erwähnung ihrer Nebengemwerbe, auf die Zufammenftellung 
der Geitenbeträge u. f.w.. . - sten 0 Ktreuzer, 
wobei bemerkt wird, daß ſammuiche — — — oder zum Brannt⸗ 
mein», Liqueur⸗ oder Effig- Schanfe berechtigten Perfonen aufgenommen werben 
müffen, und zwar ganz in derſelben Dronung, in welcher fie in der jüngften Rech— 
nung vorgetragen find, mit Anführung diefer Rechnung, Angabe des Acciſebezirkes, 
des Wohnortes und der Wirthſchafts⸗Berechtigung, fo mweit die Kenntniß der letzteren 
bei der Patentifirung erforderlich if. 
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ec) Für die Berechnung - des eg und bie Umlage der Abgabe, je auf 10 Ge 
werbsleute. . - . EEE 7. | 
d) für eine Abfchrift zu * Anen de⸗ — — da das Original vom 
Cameralamte zur Reviſion vorgelegt und m. der beigelegt wird, je auf 
10 Gewerbsleute . . . » ...... 4 Kreuzer; 
IH. Dem Nussibeisanirtan 
für Ausmittlung der bei jedem Acciſebezirke vor Allem anzugebenden Preife, fo wie 
für Führung des Protofolles überhaupt : 


a) im Wohnorte . . . . >; nichts ; 
b) außerhalb veffelben vie gewöhnlichen, in vs Biertefjaprs-Verzeichnif aufzunehmenven 
Diäten. 


Il. Den Aceiſern: 
1) für ihre Zeitverfäumniffe: 
a) wenn fie zugleih Ortsvorfteher find, das Taggeld, wie es die K. Verordnung vom 
22. Februar 1841 den legteren gewährt, nämlih - » » . +. . 1 Gulen; 
b) wenn fie nicht Drtsvorfteher find, das in legterer Verordnung einem Gemeinderathe 
bewilligte TZaggeld von . >» 2 2 0 0 nenne 6 Kreuzer; 
2) für Zehrung und Reiſekoſten: 
diefelben Gebühren, nad Befchaffenheit des Falles, wie fie in den hieneben abge- 
drudten $$. 13 und 14 der K. Verordnung vom 22 Februar 1841 (Reg.Blatt S. 89) 
den Ortsvorftehern und Gemeinderäthen ausgefegt find. Um die dießfälligen Anredh- 
nungen prüfen zu fönnen, ift flets der Ort, wo das Gefhäft vorgenom- 
men wurde, die Entfernung deffelben vom Wohnorte des Accifers, 
und die nothwendig gewefene Zeitdauer feiner Abmwefenheit von legterem 
(gleichfalls zu benennenden) Orte, in den Koſtenrechnungen zu bemerken. 
IV. Den Urfundsperfonen: 
1) für ihre Zeitverfäumniffe: 
a) wenn fie Ortsvorfteher find, das letzteren * der gedachten K. Verordnung ge- 
gebührende Taggeld von . . . ae 1 an; 
b) wenn fie nicht Ortsvorfteher find, das —— eines — mit 48 Kreuzer; 
2) für Zehrung und Reiſekoſten: 
die in den $$. 13 und 14 der K. Verordnung vom 22, Februar 1841 beflimmten Ge» 
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bühren. Um vie vießfälligen Anrechnungen prüfen zu können, ift flets die Entfer- 
nung des Ortes, wo das Gefhäft vorgenommen wurde, vom Wohn— 
orte der betreffenden Gemeindediener, und die nothwendig gewefene Zeit- 
bauer ihrer Abmwefenheit von legterem Drte in den Koftenrechnungen 

zu bemerken. 

V. Den Aufwärtern: 

die ihnen dur die K. Verordnung vom 22, Februar 1841 ausgefepte Taggebühr von 
—:. 24 Kreuzer. 


Stuttgart, den 2. April 1842, 
K. Steuercollegium. 


20) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Cameralämter und Umgelds— 
commiffariate vom 3. Auguft 1842, 
betreffend: das Recognitionsgeld von Branntweinbrennereien. 

Das Steuercollegium findet ſich durd eine Anfrage veranlafßt, fämmtlihen Cameral- 
ämtern und Umgeloscommiffariaten die Erläuterung zu ertheilen, dag nad dem Wirthſchafts⸗ 
Abgabengefege Art. 6, Abſchn. 5, a., und Abfchn. 8, B., a., und nad dem Finanzgeſetze 
vom 24. December 1833, Art. 4, Abfchn. 2, b. der zum Ausfhanfe berechtigte Be 
figer einer fleineren Brennerei 

a) wenn er zwar bie Brennerei betreibt, aber den ee mit Vorbehalt des Rechtes 


ruben läßt . » . .» “2000. 8 Breuger, 
b) wenn er dagegen nur * Aueſchaut betreibt, — die — mit Vorbehalt des 
Rechtes einfelt . . . . “00.0. 22 Kreuzer, 


c) wenn er beive Gewerbe mit Vorbehait des Reihtes Re lift . . 30 Kreuzer 
an Recognitionsgeld zu entrichten hat. 


21) Erlaß des R. Steuercollegiums an fämmtlide Ober- und Cameral- 
ämter, auch Umgeldscommiffariate vom 31. Januar 1844, 
betreffend: bie Belehrung für die im Abſtich ſtehenden Wirthe und die Bedingungen für Accorbewirthe, 
(Mit 2 Beilagen Lit. A. und B.) 
Die wefentlichften Normen der von den im Umgelosabftih flehenden Wirthen zu be- 
obachtenden Umgeldscontrole find in anliegender Belehrung für die im Umgelds abſtich 
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fiebenden Wirthe (Beil. Lit. A.) zufammengeftellt worden, welche das K. Finanz 
minifterium durch Erlaß vom 25. Januar 1844 genehmigt hat. 

Auf deren Grund find fofort die Formulare für die Wein- und Obftmoft-IIm- 
geldsaccorde (Beil. Lit. B.) einer Revifion unterftellt worden. 

Es geht nun von beiden je ein Exemplar ſämmtlichen Oberämtern, Cameralämtern 
und Umgeldscommiffariaten zur Kenntnifnahme und mit folgender Weifung zu: 

1) Bei dem Abflih für das Quartal 3.35 1844 hat das Umgeloscommiffariat ein 
Exemplar der Belehrung und der neuen Accordsbedingungen 

a) jedem Xeccifer und Steueranffeher, und 

b) jedem Wirth zuguftellen, welder dermalen in einem erft nad Ablauf des gegen- 
wärtigen Kalenderjahr zu Ende gehenden Accord fteht, und deſſen Accord nicht 
bereits nad dem neuen Formular ausgefertigt worden iſt. 

2) Bei demfelben Abftih hat das Umgelvscommiffariat allen übrigen vermalen den Wein- 
oder Obſtmoſtſchank treibenden, beftändigen oder unbefländigen Wirthen ein Exemplar 
der Belehrung zuzuftellen. 

3) In Zukunft hat das Umgeldscommiffariat jedem, den Wein» oder Obfimoft- Schauf 
beginnenden, beftändigen oder unbeftändigen Wirth ein Exemplar der Belehrung bei 
der erſten Getränfeaufnahme zuzuſtellen. 

4) Der Empfang der Belehrung, beziehungsmeife Arcorbsbedingungen, iſt von ben in 
Pet. 1 und 2 bezeichneten Perfonen in dem Kellerregifter für das Quartal si; Fi 1844 
und von den in Pft. 3 genannten Perfonen in demjenigen Kellerregifter zu befchei- 
nen, in weldem die erfte Getränfeaufnahme eingetragen iſt. 

5) Die Umgelvscommiffariate haben ſich wiederholt davon zu überzeugen, daß die Aecis 
fer, Steuerauffeher und Wirthe fortwährend im Befig der Belehrung find, und das 
für zu forgen, daß die Accifer und Steuerauffeher Belehrung und Accorbsbedingungen 
bei Amtsübergaben ihrem Nachfolger zuftellen. 

6) Den Befig ver Belehrung haben in Zukunft zu beſcheinen: 

a) fämmtlihe im Abftih ſtehende Wirthe je in dem Kellerregifter für das Quartal 
enter und erfimals 1845; 

b) die von dem Abftih in den Accord übertretenden Wirthe in demjenigen Keller 
tegifter, in meldem die "Entfieglung ihrer Fäffer und die Uebertragung ihrer 
Getränkevorräthe aus dem Kellerregifter (Beil, VIL. der Erläuterungen zum 
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>. . „Wirtpfchafte- Abgabengefeg) in das Accordsregifter (Beil. X. A. diefer Erläute- 

rungen) nachzuweiſen ift; 

sch die Aecordswirthe bei der nach Ablauf des Accords einzuleitenden Getraͤnkeauf⸗ 
“nahme, ohne Unterſchied, ob damit eine Sieglung der Faͤſſer verbunden, eine neue 

Aecordsverwilligung wahrſcheinlich if oder nicht (Accordsbedingungen $$- 3 und 4). 
7) Für fämmtlihe Aecorde, welche nach Einlauf des gegenwärtigen Erlaſſes ausgefertigt 

s' «werben, ift das neue Formular anzumenden. 
8). Wegen Ausfolge der erforderlichen Anzahl von Exemplaren der Belehrung und der 
Accordsbevingungen, welche in Parthien je zu 48 (buchweiſe) abgegeben werden, ift ſich 
in Zukunft an das Umgelosreviforat zu wenden, welches von hier aus angewieſen iſt, 
den Gameralämtern und Umgelvseommiffariaten den erfimaligen Bedarf unvermeilt 

zuzuſenden. 

Die Ueberwachung der in 68. 4 und 6 dieſes Erlaſſes vorgeſchriebenen Beſcheinigungen 
‚sa dem Umgeldsreviſorat aufgetragen. | 
‚Beil, Lit. A. 

ne Belehrung 

für die im Umgeldsabſtich ſtehenden Wirthe. 


In Gemäßheit des Finanzminifterial-Erlaffes vom 25. Januar 1844 werden die haupt: 
fählihften Normen über die Eontrole der Getränfe- (Wein- und Obftmoft-) Einlagen und 
die Kellerbehandfungen bei den im Abſtich fiehenden Wirthen, welde Wein oder Obſtmoſt 
ausſchenken, in nachſtehende Ueberſicht gebracht, welche jedem Abgabepflichtigen zur Belehrung 
gedruckt zugeſtellt wird. 

Y 4, $. 1. 

Wer zu dem Geträaͤnkeausſchank berechtigt if, hat vor deffen Beginn dem Umgelds⸗ 
Eommiffariat Anzeige zu machen, und darf erft nad erfolgter vollfländiger Aufnahme feiner 
Getränke mit dem Ausſchank beginnen. 

§. 2. 

Der Wirih hat feine ſämmtlichen Keller oder ſonſt zu Aufbewahrung von Geträn- 
fen beflimmten Gelaffe, melde fih in dem Wohnort feines Wirthſchaftsbetriebs oder 
innerhalb der zu ſolchem gehörigen Markung befinden, der Auffichtebehörde anzuzeigen, 
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ohne Unterfehied, ob in ſolchen gerade Getränfe befindlic if, ob ſolche fein Eigenthum oder 
von ihm gemiethet find, oder fonft irgendwie ihm die Benügung am ſolchen zuſteht. 
$. 3. 

Sämmtlihe Fäffer, welde die Wirte zur Beifuhr oder Einlage von Ge- 
tränfen benügen, müffen von der ordentlichen württembergifchen Behörde geeicht und mit 
Eid- und Stempelzeichen verfehen feyn, und muß fi hierüber gegen das Umgelde— 
Eommiffariat durch Eichurkunden ausgewieſen werden. 

$. 4. 

Wenn ſich irgend ein ungeeichtes Faß in einem Wirthskeller befindet, oder bezüglich des 
angezeigten Cichgehalts Anftände ergeben, fo ift nachträglich deffen orbnungsmäßige Eichung 
und Stempelung einzuleiten, und darf keinerlei Getränfeeinlage in ein ſolches Faß erfolgen, 
bevor dieß gefchehen ift. 

$. 5. 

Eine Ausnahme hievon ($. 3) iſt nur in Beziehung auf die Fäffer ftatthaft, in welchen 
Wein aus dem Auslande beigeführt wird, und welche der Wirth nicht zu Abholung diefes 
Weines aus dem Inland abgefendet hat oder hat abfenden laffen, die alfo mit diefem Ge- 
tränfe erfimals in das Land fommen. 

In dieſem Fall fol aber das Faß, mo möglich von der Eichbehörde des Auslands ges 
eicht und mit Eichzeichen verfehen feyn, auch fih der Wirth hierüber mit einer von diefer 
Behörde auszuftellenden Urfunde ausweifen. 

Ein foldes Faß darf nur dann mit dem in vemfelben eingeführten Wein in den Keller 
gebracht werden, wenn die Umfüllung des Getränfes für diefes von Nachtheil wäre. 

$. 6. 

Kommt auf diefe Weife ($. 5) ein mit der mwürttembergifchen Eiche nicht verfehenes 
Faß in einen Wirthskeller, fo ift die Eichung nachträglich anzuordnen: 

a) wenn es von dem Wirth weiterhin benügt werben will; 

b) wenn fi bei der Reduktion des angegebenen Eichgehalts auf das württembergifche 

Maas Anflände ergeben; 
c) wenn Anfände bezüglih der ausländischen Eichzeichen oder Eihurfunden vorliegen 
ober ſolche gar mangeln. 
$.7. 
Der Wirth hat dem Umgelds-Commiſſariat ſämmtliche an feinen Fäffern befindlichen 
63 
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Haupt- und Nebenfpunden anzuzeigen, wie groß oder Hein fle feyen, welchen Namen 
(3. B. Weder) fie auch immer haben mögen. 
$. 8. 

Die Wirthe haben über ihre fämmtlichen Getränfetransporte Urkunden einzuholen, welche 
Heimath, Jahrgang, Quantität und Anfaufspreis des Getränfes, Name, Wohnort und Ge- 
werbe des Verkäufers, Käufers und Fuhrmanns, Zahl und Bezeichnung der Transportfäffer 
enthalten müffen. 

$. 9. 

Diefe Urkunden müffen bei den aus dem Inland bezogenen Getränken geflempelte 
Ladſcheine feyn, welche 

a) für den in eigenen oder gepachteten Weinbergen erzeugten, ſowie für den unter der 

Kelter erkauften Wein von dem Kelterſchreiber, 
b) außerdem von dem Unterfäufer oder, in Ermangelung deſſelben, von dem Orts⸗ 
accifer ausgeftellt werden. 
$. 10. 

Ueber das von dem Auslande fommende Getränke ift eine gleiche von dem Amt des 
BVerfendungsorts auszuftellende Urkunde beizubringen und ſolche mit der Getränfeladung der 
Eontrole dur den Accifer oder die Zollbehörde des württembergifhen Eintrittsortes zu unter 
ftellen, welche die erfolgte Eontrole und den Erfund auf dem Ladſcheine zu beurfunden hat. 


$. 11. 

Für den in $. 9 bezeichneten Ladſchein mit Einfhluß des Stempels if 9 Kreuzer 
und außerdem im Fall des $. 9, lit. b. dem Unterfäufer (oder Accifer) die Gebühr von 
6 Kreuzer für einen Eimer zu bezahlen. 

Für die nah $. 10 vorgefchriebene Beurkundung von Seiten des Grenzaceiſers oder 
der Zollbehörde hat ver Wirth Nichts zu entrichten. 


$. 12. 

Diefe Verbindlichkeit zu Einholung eines Ladſcheins ($. 8 bis 10) ift unbedingt, mag 
das Getränke von dem Wirth felbft, oder von einem Andern für ihm beigeführt oder ihm 
zugefandt werben, mag das Getränke ganz oder theilweife für den Wirth beftimmt ſeyn, 
oder auch nur von biefem nicht für ſich felbft, fondern für einen Andern beforgt werben, 
mag ferner das Getränke aus dem Wohnort des Wirths oder auswärts her bezogen, mag 
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das Getränfe in den Wohnort des Wirths oder anderwärts hingeführt, mag es in größeren 
oder Heinen Duantitäten bezogen und eingebracht werden. 
$. 13. 

Bon der Abfahrt von der Ladſtätte an während des ganzen Transports bis zum Be- 
Rimmungsort muß die Getränkefuhr flets von dem Ladſchein begleitet feyn, welcher dem 
Fuhrmann offen mitzugeben, und von dieſem auf Verlangen den betreffenden öffentlichen 
Dienern vorzuzeigen ifl. 

Demzufolge muß, wenn ein Getränfetransport auf mehreren Wagen geführt wird, für 
jeven Wagen ein befonderer Ladſchein eingeholt werben. 

$. 14. 

Sogleich nah der Ankunft einer Ladung am Beftimmungsort und bevor das Ge- 
tränfe in ven Keller oder in das Haus oder fonft in den Gemwahrfam des Wirths gebracht 
wird, ift der Aecifer zu Controlirung der Ladung beijuziehen, und ihm ber Lad⸗ 
ſchein zu übergeben, und erft nad diefem darf mit der Abladung und Einfellerung begon- 
nen werden. . 

$. 15. 

Wenn auf einem Wagen Getränke für einen Wirth und für Andere beigeführt werben, 
fo ift in dem Ladſchein gleichwohl das ganze Quantum einzutragen, auch folder nur auf ven 
Namen des Wirths auszuftellen, und die Abgabe des betreffenden Getränkes an Nichtwirthe 
der Controle des Aceifers zu unterftellen, auch von diefem auf dem Ladfcheine zu beurfunden. 
Ebenfo ift es zu halten, wenn mit der für einen Wirth beſtimmten Getränfefuhr noch für 
einen andern Wirth Getränke beigeführt wird. 

$. 16. 

Wenn die Eiche des Getränke in dem Lapfchein zu gering aufgenommen ift, fo hat ber 
Wirth dem Mecifer ſolches bei Uebergabe des Ladſcheins ausdrücklich zu bemerken, widrigen⸗ 
falls er es fi felbft zuzufchreiben hat, wenn bei dem fpäteren Getränfeabflih die Ueber- 
eiche als heimliche Getränkeeinlage behandelt wird. 

$. 17. 

Die Fäfler, in melde das Getränke eingefüllt werden foll, find dem Acciſer zu bezeich- 
nen, welcher ſolche zu entfiegeln und den etwa in denfelben befinvlichen Getränfevorath durch 
Abſtich zu ermitteln hat. 

Hierauf iſt die Einkellerung in Anweſenheit des Accifers vorzunehmen, welcher nad 
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deren Beendigung das in das einzelne Faß eingelegte Getränfequantum durch Abſtich zu er- 
mitteln und fodann die Fäffer wieder zu fiegeln hat. 
$. 18. 

Wenn ein Wirth Getränfe erfauft, welches in einem Privatkeller feines Wohnorts liegt, 
und foldes nicht fogleich in feinen Keller bringen läßt, fo hat er gleichwohl diefen Kauf dem 
Aceiſer anzuzeigen, und ift fofort die Aufnahme viefes Getränkes einzuleiten und der be- 
treffende Keller ganz als Wirthskeller zu behandeln. 

$. 19. 

Diefe Vorſchriften über die Controle der Getränkeeinlagen ver Wirthe finden au bei 
den Einlagen des neuen Weins im Herbft und des neuen Obstmoſts Statt. 

Doch ift in Berüdfichtigung ver bei den Herbfigefihäften eintretenden befonderen Ver— 
haͤltniſſe bezüglih der Eontrole der Einlage des von Wirthen in ihrem Wohn— 
orte felbfi erzeugten oder in diefem erfauften neuen Getränkes folgenves 
Berfohren geftattet: 

'a) von der bevorftehenden Einlage hat der Wirth vor deren Beginn dem Aceiſer An: 
zeige zu machen; 

b) die Faͤſſer, in welche auf dieſe Weife Getränfe eingelegt werben fol, und von welchen, 
vorbehäktlich der nad lit. f. g. h. diefes $. etwa eintretenden Ausnahmen Feines mit 
einem, Hahnen verfehen feyn darf, find dem Uccifer zu bezeichnen und von diefem zu 
entfiegeln ; 

c) ſogleich nad beendigter Einlage des ganzen Duantums neuen Weins oder Obstmoſts 
ift dem Acciſer wieder eine Anzeige zu machen unter Angabe der Fäffer, in welde 
Getränke und wie viel in jedes eingelegt worden fei, 

d) der reifen hat mährend der Einlage die Keller der Wirthe wiederholt zu vifitiren 
und nach deren Beendigung die einzelnen Fäflfer abzuſtechen und zu fiegeln; 

e) für den auf diefe Weife eingelegten neuen Wein ift ME ein Ladſchein von 
dem Kelternfchreiber beizubringen; 

f) wenn aber neues Getränke in ein Faß gefüllt werden fol, in weldem fi älteres 
bereits. befindet, fo darf dieſes nur in Anmefenheit des Accifers geſchehen, welcher 
unmittelbax vor der Einlage das Faß zu entfiegeln, den in foldem noch befindlichen 
Vorrath von Getränke durch Abftich zu ermitteln, hierauf der Einlage Statt zu geben, 
das eingelegte Quantum gleichfalls zu erheben und das Faß wieder zu verfiegeln hat; 
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g) wenn während der Dauer der Einlage neues Getränke ausgeſchenkt werden will, fo 
ift hievon vor dem Beginn des Ausſchanks dem Accifer befondere Anzeige zu machen, 
und bemfelben das Faß, aus welchem ausgefihänft wird, befonders unter — 
des Ausſchankspreiſes zu bezeichnen. 

Es darf aber mit dem Ausſchank aus einem ſolchen Faſſe erſt begonnen werden, 
wenn zuvor der Aceiſer durch Abſtich den Getränkeſtand in demſelben erhoben und 
foldes, fo weit dieß wegen der Gährung des Getränfes irgend zuläffig if, gefiegelt hat; 

h) in ein ſolches zum Ausſchank beflimmtes Faß darf aber weiterhin nur in Anmefenheit 
des Aceiſers Getränfe eingefüllt werden, welcher in demſelben den Getränfefland vor 
und nad der Einlage zu erheben hat. 

$. 20. 

Wenn Wirthe Getränfe in einem andern Drt als dem ihres Wirthfchaftsbetriebs ein- 
legen oder einlegen laſſen, fo haben fie für die Beifuhr von der erflen Ladflätte an den 
Einfellerungsort die in $$.8 bis 13 bezeichnete Controle einzuhalten, die Einlage der Controle 
des Aceiſers zu unterflellen, während der Lagerung des Weins an diefem Ort die von dem 
Aeciſer beziehungsmweife Umgeldscommiffär zu ertheilenden Eontrofevorfgriften zu beobachten, 
auch bei einer fpäteren Ueberführung diefes Weins in ihren Heimathsort und deſſen Ein- 
fagerung dafelbft fih nah SS 8 bis 17 zu benehmen. 

$. 21. 

Bevor mit dem Verbraud eines Getränkes, fey e8 zum eigenen Bedarf oder Ausſchank, 

begonnen wird, muß der Ausfhanfspreis dem Aceiſer angezeigt werben. 
$. 22. 

Wenn der einmal angezeigte Uusfhanfspreis geändert, erhöht oder erniedrigt 
werben foll, fo ift hievon gleichfalls dem Aceiſer Anzeige zu machen, welcher hierauf fogleich 
das betreffende Getränke abzuftehen, das zu dem bisherigen Preis ausgefchenfte Duantum 
und den noch vorhandenen Vorrath zu ermitteln und das Faß wieder zu fiegeln hat. Erſt 
nad diefem darf der Wirth der Preisveränderung Folge geben. 

$. 23. 

BZufammenlagerung von Getränke, das einem Wirth und das einem 
Nichtwirth gehört, in Einen Keller, ift ohne befondere Erlaubniß von Seiten des Um— 
gelds- Commiffariats verboten und kann die einmal ertheilte Erlaubniß flets zurüdgenommen 
werden. 
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$. 24. 

Ohne Beifeyn des Accifers darf die Ordnung, in welder die Fäffer numerirt 
find, nicht geändert, Fein Faßfiegel abgenommen, Feine Auffülung und Berfüllung von Ge- 
tränfe vorgenommen werben. 

$. 25. 

Der Wirth ift verbunden, die Siegel feiner Fäſſer öfter zu vifitiren und von jeder 

eintretenden Verlegung fogleih dem Aceifer Anzeige zu machen. 
$. 26. 

Wenn der Wirth Getränke ablaffen, auffüllen oder verfüllen will, fo hat er 

a) dem ccifer eine Anzeige zu machen, und dieſem die Fäffer zu bezeichnen, in welche 
oder aus welchen Getränke verfüllt werden will; 

b) der Xecifer hat hierauf die Siegel abzunehmen, den Getränfefland in ben betreffen- 
den Fäffern und den Betrag des bis daher ausgefchänften und des nod vorhandenen 
Getränfes zu erheben, wonach 

c) die Berfüllung unter Auffiht des Aeciſers vorzunehmen if; 

d) nad deren Beendigung hat der Aecifer die betreffenden Faͤſſer abzuflehen, ven Ge- 
tränfeftand in ſolchen zu erheben und die Fäffer wieder zu fiegeln. 

$. 27. 

Die über das Ergebniß des vierteljährigen Abftichs in das Kellerregifter von 
bem Umgelos-Commiffär zu fertigenden Einträge find dem Wirth vorzulefen oder zur Einficht 
zu geben und von demſelben unterfchriftlich anzuerkennen. 

Wohnt dem Duartalabftih anftatt des Wirths ein Stellvertreter veffelben bei, fo hat 
biefer für den Wirth zu unterzeichnen; es iſt aber die unterfehriftliche Anerkennung des 
Wirths in möglichfter Bälde nachzuholen. 

$. 28. 

Wegen Berüdfihtigung des Hausbrauchs bei Berechnung der Umgeldsabgabe beftehen 
beſondere Vorſchriften. 

Außerdem iſt von der Umgeldsabgabe befreit: 

a) dasjenige Getraͤnke, welches nach der Eichmaaß im Großen, d. h. in Quantitäten, 
welche ein Imi und mehr betragen, verkauft und in Gegenwart des Aeeiſers abge- 
geben wird; 

b) die nad vorgängiger Aufnahme durch den Aceifer als Hefe, Trübmein u. f. w. zum 
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Abbrennen verwendeten, im Großen verkauften, oder als völlig unbrauchbar ausge 
fhütteten Quantitäten; 

©) das, was ermwiefener Maßen durch Unglück zu Grunde gegangen oder unbrauchbar 

geworben ft, wenn fogleich der Aceifer beigezogen wird, welcher den Erfund unter 
Zuziehung einer Urkundsperfon aufzunehmen hat; 
d) theilweife die außervereinsländifchen, verzollten Weine und die inländifchen mouffi- 
renden Weine nach ven hierüber beftehenden befonderen Normen. 
$. 29, 

In die fämmtlichen Keller und Gewerbsgelaffe muß dem Umgelds⸗Commiffaͤr und Aecifer, 
welche zu deren wiederholten Bifitation verbunden find, der Zutritt ſtets offen ftehen. 

Das Gleiche findet bezüglich der Steuerauffeher Statt; jedoch dürfen biefe, dringende 
Fälle ausgenommen, Kellervifitationen nur in Folge befonderen Auftrags von Seiten des 
Umgelos-Commilfärs vornehmen; au haben fie zu einer ſolchen flets den Ortsaceiſer oder 
eine Urkundsperfon beizuziehen. 

Der Wirth oder ein Vertreter deffelben ift berechtigtigt, einer ſolchen Viſitation anzu- 
wohnen und hiezu von dem Bifitirenden ſtets aufzuforbern. 

$. 30. 

BVerfehlungen gegen dieſe Vorſchriften, ſowie überhaupt gegen die Umgeldscontrole 
werden mit den im Wirthfchafts- Abgabengefege abfolut beftimmten oder mit arbiträren 
Strafen gerügt. 

Stuttgart, den 31. Januar 1844, 

8. Steuercollegium. 


Zeil, Lit. B. 
Wein: (und Obftimoft:) Umgelds-Accord. 


Dur Dekret des K. Steuercollegium vom 
wurde dem 
ein Wein: (Dbstmoft-) Umgelds-Accord auf die drei Fahre 
für die in Quartalraten zu bezahlende jährlihe Summe von 


unter folgenden Beftimmungen ertheilt: 
1) Hinfichtlich der Beifuhr und Einlage feiner Getränke, ſowie der Kellerordnung hat 
der Aecordswirth die in der Belehrung über die Umgelds⸗Controle für die Abſtichs⸗ 
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wirthe, 88. 2 bis 6, 8 bis 16, 18, 19, 20, 23 aufgeführten Normen. mit folgenden 

Aenderungen zu beobachten: 

a) im Fall des $. 18 dieſer Belehrung iſt ver Aeeciſer zu Beſichtigung des Getränkes 
in den betreffenden Keller zu führen; 

b) wenn bezüglich der Einlage der von dem Aeeordswirth im Herbſt in feinem Wohn- 
ort erfauften oder aus eigenen ober gepadhteten Gütern felbft erzeugten Getränfe 
das nah $. 19 der Belehrung zuläffige Ausnahmsverfahren Statt findet, fo find 
die in diefem $. 19 bezeichneten Vorſchriften mit Ausnahme der die Siegelung ver 
Fälfer betreffenden, zu beobachten, und ift das eingelegte Getränfequantum nad) 
beendigter Einkellerung durch Abftih zu ermitteln. 

2) ©etränfeverfäufe im Großen find der in $. 28, lit. a diefer Belehrung beſtimmten 
Controle zu unterftellen. 

3) Nach beendigter Accordszeit wird das ©etränfe in dem Keller des Wirths aufge- 
nommen, und das Abftichsverfahren in der Regel unter Siegelung der Fäſſer ein- 
geleitet. 

4) Bei diefer Getränfeaufnahme find vie Fäſſer des Wirths nur dann nicht unter Siegel 
zu legen, wenn derfelbe fofort ein nach der Anfiht des Umgelds-Commiffariats an- 
nehmbares Anerbieten zu Berlängerung feines Aecords macht, auch daneben ver 
Uecordsertheilung überhaupt vorausfichtlih Fein Hindernig im Wege fleht. 

Wird nun diefes Anerbieten weiterhin genehmigt, fo reiht fi ver Anfang des neuen 
Accords unmittelbar an den Schluß des vorhergehenden. 

5) Im entgegengefegten Falle ift fofort die nachmalige Getränfeaufnahme und Siegelung 
der Fäffer einzuleiten. 

6) Mit der Siegelung der Fäffer (SS. 3 und 5) tritt der Schluß der Accordszeit ein, 
und ift von diefem Tag an der Wirth ganz als Abſtichswirth zu behandeln. 

T Wenn der Wirth während der dreijährigen Accordgzeit die Wirthfchaft unter Vorbe— 
halt des Wirthſchaftsrechts einftellen will, fo hat ſolches in Beziehung auf die Aecorde- 
verhältniffe die Wirkung: 

a) daß die Accordsfumme für das laufende Etatsjahr auch dann ganz bezahlt werden 
muß, wenn die Einftellung vor Ablauf des Etatsjahrs erfolgt; 

b) daß ver Wirth, wenn er vor Ablauf der vollen dreijährigen Aecordszeit die Wirth- 
ſchaft wieder eröffnen will, die Accordsſchuldigkeit für die ganze Accordszeit entrichten 


und das auf diefe Weife bereits Verfallene vor dem Wiederanfang der Wirthſchaft 
baar bezahlen muß. 

8) Da die Vornahme des Abſtichs, beziehungsweife die Siegelung der Fäffer mit dem 
Anfang und Endtermin der Accordszeit nicht immer auf den Tag hin zufammenfällt, 
fo wird für die Zmwifchenzeit die Umgelosfchuldigkeit nah dem Verhältniß der neu- 
regulirten Accordsfumme berechnet, fo daß 
a) beim Beginn des Accords, vom Tag der Vornahme des Abſtichs bis zum Anfang 

des Accords, die Umgeldsrate nah Tagen aus der Accorbsfumme berechnet und 
mit der erſten Duartalrate erhoben; 

- b) beim Ende der Accordszeit aber, wenn die Siegelung der Fäffer erft nach dem⸗ 
felben vorgenommen wurde, neben der legten Duartalrate auch noch die Accords⸗ 
rate für die zwifchen dem Endtermin der Siegelung der Fäffer — Tage 
angeſetzt und eingezogen wird; 

c) ſollte die Siegelung der Faͤſſer vor dem Endtermin der Accordszeit — ſo 
wird gleichwohl die volle Accordsſumme erhoben, dagegen die Accordsrate für dies 
jenigen Tage, welche nod in die Accordszeit fallen, an dem Umgeldsbetrag für 
das nähfte Quartal in Abzug gebracht; 

d) wird der Accord erneuert, fo tritt mit dem Anfangstermin ($. 6) auch fogleich 
die neue Accordsfumme ein, felbft wenn die Getränfeaufnahme erft nad dem Ende 
der früheren Accorbszeit vorgenommen worden ift. 

9) Wenn ein Accordswirth vor verfloffener Accordszeit ftirbt, fo fleht es der Wittwe, 
und bei dinglihem Wirthſchaftsrecht, auch den Erben frei, falls diefelben die Wirth« 
fhaft auf Rechnung der Erbsmaffe fortfegen wollen, entweder den Accord aufzufün- 
digen, oder folden bis Ende der Accordszeit beizubehalten. 

10) Wenn ein Accordéwirth vor Ablauf der Accordszeit feine Wirthſchaft verkauft oder 
auf irgend eine andere Weife abtritt, die Wirthſchaft alfo einen neuen Befiger er- 
hält, fo hebt fih ver Accord auf. 

11) Ebenfo hebt fih der Accord auf, wenn im Laufe der Accordszeit der Wirth ein 
ausgedehnteres Wirthſchaftsrecht erlangen, z. B. ein Gaſſenwirth Conceffion zu Er⸗ 
richtung einer Speiſewirthſchaft, oder ein Speifewirth Eonceffion zu Errichtung einer 
Schildwirthſchaft erhalten follte. 

12) Der Accordswirth hat wegen feines während der Accordszeit etwa verringerten Wirthe 
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fchaftsbetriebs, wegen Unglüds im Keller und beim Getränke, wegen Hausbrauchs ıc. 
ſowohl fürs Vergangene als für die Zufunft weder auf einen Nachlaß an der Aecords⸗ 
fumme noch auf Entfhäpigung überhaupt irgend eine Anfprache zu machen. 

13) Unter ver Accordsfumme find die Abgaben von gebrannten Getränken (Fabrifations- 
fteuer, Patentabgabe) nicht begriffen, fondern diefe Abgaben find, wie bisher, befon- 
ders zu entrichten. 

14) Berfehlungen des Accordswirths gegen die Umgeldscontrofe werben mit Verweis 
und Geloftrafen bis zu 30 fl. geahndet. 

15) Der Accordant hat die gefeglihen Sporteln zu bezahlen. Im Fall der Accord vor 
Ablauf der Accordszeit irgendwie aufgehoben würde, fo findet eine Rückvergätung an 
ven bezahlten Sporteln nit Statt. 

den 18 


’ B . Königl. Cameralamt. 
Sport 1 ı Zu 


Pofporid  » 0. m. 


Empfangen den 18 . 
T. Sameral-Berwalter, 


22) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Oberämter, Cameralämter 
und Umgeldscommiffariate vom 10. Mai 1844, 


betreffend: die fogenannten Sommerwirtbfchaften in Kellergebäuden und Gärten, 


Unter Beziehung auf den Erlaß des Steuercollegiums vom 14. Mai 1842, Nro. 3052, 
betreffend die fogenannten Sommerwirthſchaften in Kellergebäuden und Gärten (Erläuterungen 
zum Wirthfcpafts-Abgabengefeg S. 261), wird den K. Oberämtern, K. Cameralämtern und 
R. Umgeldscommiffariaten Folgendes zur Kenntnißnahme, beziehungsweiſe Nachachtung eröffnet: 

1) Es ift von einzelnen Behörden der Verfügung des K. Minifteriums des Innern vom 
10. April 1842 *), Ziffer 1, ©. 4, wonad als mit dem Hauptwirthſchaftslokal zu⸗ 
ſammenhangend jede Schenkftaͤtte, in welcher die Gaͤſte von jenem aus bedient wer- 
den Fönnen, angefehen werden fol, die Auslegung gegeben, daß unter Schenkſtätten 


*) Oben ©. 123, 
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jener Urt auch diejenigen zu verſtehen feyen, in melde, ohne daß fie mit einer bau- 
lihen Einrichtung zur Aufbewahrung von Wirtpfchaftsvorräthen verfehen feyen, die 
Bedürfniſſe vom Hauptlofal aus gefchafft werden können. 

Das K. Minifterium des Innern hat laut hoben Erlaffes vom 18. v. M. diefe 
Auslegung als unrichtig bezeichnet, va unter dem Ausvrud „Bedienung vom Haupt- 
Iofal aus” nur eine Verabreichung von Speifen und Getränfen an die Gäfte je im 
Einzelnen begriffen worden iſt, da ferner von einem Garten ıc. Plap, welcher 
von dem Hauptlofal fo weit entlegen if, daß Speifen und Getränke in größeren 
Duantitäten für das Bedürfniß eines Zages oder einer Tageszeit dahin gebracht 
werden müffen, felbft wenn er mit feinen baulihen Einrichtungen zur Aufbewahrung 
von Vorräthen verfehen ift, gar nicht gefagt werben fann, daß die darin befindlichen 
Gaͤſte vom Hauptlofal aus bedient werden fönnen, und ba überbieß in Ziffer 1, 
Sap 3 der angeführen Minifterial- Verfügung bei Gartenwirthfchaften, welche von 
Einholung befonderer Eonceffion frei bleiben follen, ein geographifcher Zufammenhang 
mit dem Hauptlofal, wenn ſchon etwa dur einen Weg ıc. durchſchnitten, voraus- 
gefegt worden iſt. 

2) Ferner hat das K. Minifterium des Innern aus Beranlaffung eines Rekursfalles 
ven 18, v. M. ausgefprochen, daß fein rechtlicher Grund vorliegt, bei den Wirth- 
fchaften der bezeichneten Art ein unter dem Betrag des gefeplihen Minimums fiehen- 
des Eonceffionsgelo anzufegen. 


23) Erlaß des K. Steuercollegiums an das Dberamt, Cameralamt und 
Umgeldscommiffariat in .... vom 29. Mai 1844, 


betreffend : bie Benügung fremder Brennhäfen durch conceffionirte Branntweinbrenner. 


Das Steuercollegium hat fi veranlaßt gefehen, über die von einem Dberamt geftellte 
Anfrage: ob es als unerlaubter Gemwerböbetrieb zu betrachten fei, wenn ein Berechtigter 
Branntweinbrenner und Schenker den Hafen eines Dritten, zur Branntweinbrennerei nicht 
Berechtigten, unentgeldlich benügt; mit den K. Sreisregierungen Rückſprache zu nehmen 
und gibt num dem Dberamt, Cameralamt und Umgeldscommiffariat Folgendes zu erfennen: 

1) Da in den Eonreffionsvefreten Zahl und Größe der Branntweinhäfen für den einzel» 

nen conceffiomisten Brenmer nicht bezeichnet zu werben pflegt, fo ift ver einzelne einmal 
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berechtigte Brenner in der Ausvehnung, bie er feiner berechtigten Gewerbseinrichtung 
geben will, in Beziehung auf die Zahl der Häfen nicht beſchränkt. 

2) Daneben hat aber der berechtigte Brenner von jevem Hafen, melden er für fein 
Gewerbe benügen will, ſei er fein Eigenthum oder gehöre er einem Dritten, fei er 
gemiethet oder ihm zu unentgelvlicher Benügung eingeräumt, dem Umgelosbeamten 
Anzeige zu machen, damit diefer zu gehöriger Handhabung der Eontrole und zu ges 
fegliher Erhebung der beftimmten Abgabe in den Stand gefegt werde. 

3) Durch Unterlaffen diefer Anzeige (Pkt. 2) macht fih der Brenner des uncontrolirten 
Gemwerbebetriebs ſchuldig, welcher nah Wirthfhafts » Abgabengefeg Art. 44 von den 
Dberämtern und in höherer Inſtanz von dem Steuercollegium reffortirt und neben 
welchem die etivaigen Abgabengefährbungen nah Wirthfhafts-Abgabengefeg Art. 62 
beſonders zu rügen find. 

4) Wenn ein berechtigter Fabrilant, ein Lohnbrenner oder ein zu Haltung eines Brannt- 
meinhafens nad Wirthfhafts-Abgabengefeg Art. 39 befugter Private feinen Brannt- 
mweinhafen einem berechtigten Fabrikanten miethweiſe oder unentgeldlich zur Benügung 
überläßt, ohne fi davon vergewiffert zu haben, daß dem Umgelosbeamten die vor- 
gefhriebene Anzeige gemacht worden fei (Pkt. 2), fo ift nach den Verhaͤltniſſen des 
einzelnen Falles zu erwägen, ob und in wie weit derfelbe als Gehülfe bei ver Ber 
fehlung des legt bezeichneten (Pkt. 3) erſcheine und ift eintretenden Falls Art. 45 
des Wirthfchafts-Abgabengefeges zur Anwendung zu bringen. 

5) Ob in diefem Fall (Pt. 4) ein Lohnbrenner, welcher nad Wirthihafts-Abgabengefeg 
Art. 36, ©. 2, nur für unconceffionirte Privaten Branntwein zu brennen befugt iſt, 
wegen einer ſolchen Ueberſchreitung feiner Befugnig nod weiter befonders ftraffällig 
fei, dieß muß als den dieffeitigen Reſſort nicht berührend von hier aus lediglich den 
Regiminalbehörden anheimgegeben werden. 


24) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Dberämter, Cameralämter 
und Umgeldscommiffariate vom 17. Auguft 1844, 
betreffend: die Anzeige der Privatfchrotmühlen. 
In Hinfiht auf die durch Art. 61 des Wirthfchafts- Abgabengefeges vorgefchriebene 
Anzeige der Privatfcprotmählen wird in Gemäßheit Finanzminifterialerlaffes vom 19. Zuli 
1844 ven DOberämtern, Cameralämtern und Umgeldscommiffariaten eröffnet: 


1) daß die Strafandropung jenes Artikels auf jeden umangezeigten Befig einer, ihrer 
Einrichtung nad zum gewerbömäßigen Gebrauch geeigneten, oder, was hier gleichbe- 
beutend ift, beftimmten Schrotmafchine zu beziehen ifl, wie denn auch der in Art. 61 
ausdrücklich angeführte Art. 27 einen Unterfchied hinſichtlich der Benützungsart biefer 
Mafıpinen nicht macht; und daß hienach 

2) die Berfertiger folder Maſchinen zu der Anzeige über den Beginn und das Aufhören 
eines ſolchen Befiges, alfo über die Verfertigung und Veräußerung einer ſolchen 
Schrotmaſchine gleichfalls verbunden find. Die Oberämter, Cameralämter und Um⸗ 
geloscommiffariate werden daher aufgefordert, bei fi darbietenden Gelegenheiten bie 
BVerfertiger folder Maſchinen in geeigneter Weife zu.belehren und vor Strafe zu 
warnen. 


25) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Dberämter, Eameralämter 
und Imgeldscommiffariate vom 2. November 1844, 
betreffend: die Eontrolirung ber Nebenfpunden und Nebenzapfen an ben Fäſſern der in der Abftiche- 

| behandlung flehenden Wirthe. 

Nachdem das Stewercollegium wahrgenommen hat, daß bezüglich der fogenannten Neben- 
fpunden und Nebenzapfen an den Fäffern der in der Abſtichsbehandlung flehenden Wirthe, 
namentlich auch hinſichtlich der Siegelung berfelben, ein fehr verſchiedenes Verfahren flatt- 
findet; fo ift dießfalls Bericht an das K. Finangminifterium erflattet worden, und wird nun, 
in Gemaͤßheit hohen Erlaſſes des K. Finanzminifteriums vom 24. Oktober 1844 ven 
K. Oberämtern, 8. Cameralämtern und Umgeloscommiffariaten Yolgendes eröffnet: 

1) Die Wirthe find, nad der auch in der Belehrung für diejenigen, die im Abſtich 
ftehen, vom 31. Januar 1844, $. 7 enthaltenen Beftimmung verbunden, ſämmtliche 
an ihren Fäffern befindliche Oeffnungen und Spunden, wie groß oder Fein fie feyen, 
welchen Namen fie haben mögen, dem Auffihtsperfonafe (Umgelvscommiffär, Accifer) 
anzuzeigen und zu biefem Ende ihre Fäfler genau zu unterfuchen. 

2) Die Hauptfpunden, fo wie die an ven Faßdauben der oberen Hälfte des Faffes 
etwa befindlichen weiteren Deffnungen find unbedingt unter Siegel zu legen. 

3) Die Siegelung etwaiger weiterer Deffnungen an den Faßböden oder an den Dauben 
der untern Hälfte des Faſſes bleibt in den einzelnen Fällen dem gewiffenhaften Er 
meffen des Umgeldscommiffärs anheimgeftellt. 
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4) Wenn fih an einem Faß außer den gewöhnlichen Deffnungen (Hauptfpunden, Hahnen- 
loch, Zapfenloch, Faßthürchen) noch weitere Deffuungen befinden (Ziffer 2, 3), fo 
find fegtere und deren Zahl in der erften, die Faßnummer enthaltenden Rubrif des 
Kellerregifters vorzumerken, und ift dabei anzugeben, ob fie gefiegelt feyen oder nicht. 

5) Bezüglich der Beftrafung der Verlegung der Siegel wird auf Wirthfhafts- Abgaben- 
gefeg Art, 53, Bekanntmachung vom 28. Februar 1837 (Reg.Blatt &. 129) ver- 
wiefen. 

6) Das Unterlaffen der Anzeige einer Faßöffnung ($. 1), welcher die Anbringung einer 
folhen ohne Controle des Accifers gleich zu achten, ift nicht nad Analogie des 
Wirthfchafts -Abgabengefeges Art. 53, fondern in Anwendung des Wirthfhafts - Ab- 
gabengefeges Art. 60 (vergl. Belanntmadhung vom 29, December 1840, Reg.Blatt 
von 1841, ©. 20) mit einer arbiträren, nach ven Berhältniffen des einzelnen 
Falles zu bemeffenden Strafe zu rügen. 

7) Noch wird den Umgeldscommiffariaten bemerkt, daß die nad $.4 zu madhenden Ein- 
träge erfimals in die Kellerregifter für das Quartal si; Ki" 1845 aufzunehmen, und 
daß die Commiffäre für BVifitationen der Umgeldscommiffariate, fo wie das Umgelds⸗ 
reviforat zur Aufmerkſamkeit auf den Bollzug diefer Anorbnung angeriefen find. 


26) Erlaß des K. Steuercollegiums an das Cameralamt und Umgelvs 
commiffariat ..... vom 13. November 1844, 


betreffend: die LUmgelbscontrole bei Wirthen, welche ben Wirthſchaftsbetrieb zeitweife einftellen. 


Dem Cameralamt und Umgeloscommiffariat wird auf den Bericht vom 30. v. M. er- 
wiedert, daß das Wirthfchafts-Abgabengefeg bezüglich der LUmgelvscontrole von dem Fall ver 
theilmeifen Einſtellung eines Wirthfchaftsbetriebs Feine Notiz nimmt, daß daher ein zum 
Wein⸗ und Obstmoft- und auch zum Bier» und Branntweinfhant berechtigter Wirth zwar 
einen Theil feines Rechts einftellen kann, aber in fo fange als Wirth im Allgemeinen zu 
betrachten und demnach von Entrichtung des Recognitionsgelds frei iſt, als er irgend einen 
Theil feines Wirthſchaftsrechts ausübt. 

Wenn daher ein folher zu fämmtlihem Getränkeausſchank berechtigter Wirth den Wein- 
und Obstmoſtſchank zeitenweife nicht ausüben will, fo berührt dieß die Umgeldscontrole nicht, 
ein folder Wirth hat feine Getränfebeifupren und Einlagen, den Ausſchank, die Preife ıc. 
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ganz derfelben Controle zu unterftellen, er ift bezüglih der Hausbrauchs-Regulirung ganz 
fo zu behandeln, mie ein den Ausfchanf diefer Getränke ausübender Wirth und hat in ein- 
tretenden Eontraventionsfällen die betreffenden Strafen verwirkt. 


27) Erlaß des R. Steuercollegiums an die K. Dberämter, Cameralämter 
und Umgeldscommiffariate vom 29. März 1845, 


betreffend: die Unzuläffigfeit des Malztransports zur Nachtzeit. 


Da wahrgenommen worden ifl, daß hie und da das gefchrotete Malz zur Nachtzeit von 
der Mühle ab- und zu der Bräuerei zurüdgeführt wird; fo wird in Gemäßheit Finanz 
minifterialerlaffes vom 18. Februar 1845 auf die Unzuläffigkeit des Transports des ger 
fproteten Malzes zur Nachtzeit mit Folgendem aufmerffam gemacht: 

1) Zu Verhütung von Unordnungen ift im Allgemeinen darauf zu fehen, daß die Malz- 
fpeine möglichft Fury in den Händen der Gemwerbtreibenden find, und haben daher 
die Acciſer ſolche erft unmittelbar vor Bringung des Malzes zur Mühle auszufolgen 
(Steuereollegialerlaß vom 13. Januar 1838), die Bräuer fogleih nad deren Ein- 
bolung das Malz zur Mühle zu bringen, die Müller das Malz in thunlicher Bälde 
zu ſchroten, und ift das Malz auch in der Regel an demfelben Tag, an welchem 
es zur Mühle am, von da zurüdzubringen (Steuercollegialerlaß vom 17. November 
1827, erſter Erg.Band zum Reg.Blatt ©. 514, Finanzminifterlal » Verfügung vom 
28. Januar 1833, $. 3, Reg Blatt ©. 34). 

2) Da aber unter Tag bei Zufammenpaltung der Vorſchriften von Wirthſchafts⸗Abgaben⸗ 
gefeg Art. 28 und 33 überhaupt nur die Zeit von Sonnenaufgang bis zu Sonnen« 
untergang verftanden werden kann, fo folgt hieraus, daß jedenfalls der nächtliche 
Transport des gefehroteten Malzes ebenfo wie des ungefchroteten unzuläfftg if, und 
bei der ausnahmsweiſe eintretenden Verzögerung der Malzfchrotung nicht nur die 
entfpredhende Bemerkung auf dem Schein zu machen ift (Finanzminifterial-Berfügung 
vom 28. Januar 1833, $. 3), fondern auch der Rüdtransport in feinem Fall zur 
Nachtzeit erfolgen darf. 

3) Die Umgeldscommiffariate haben hienach die Acciſer, Bräuer und Müller in geeig- 
neter Weife zu befcheiven und zu befehren. 

Wenn aber gleihwohl ein näctliher Transport von geſchrotetem Walz bei ein 
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. zelnen Bräuern beziehungsmweife Müllern vorfommen follte, fo find diefelben im erften 
Fall dießfalls zu Protokoll mit dem Bedeuten zu verwarnen, daß fie im Wieder- 
bolungsfall eine Strafe nah Maßgabe des Wirthfchafts-Abgabengefeges Art. 60 zu 
gewärtigen haben, und ift dann im zutreffenden Fall unter Berufung auf gegenwär- 
tigen Erlaß fo wie auf die erwähnte in der Umgeldscommiffariats » Regifiratur auf- 
zubewahrende, dem Oberamt aber auf Verlangen zur Cinficht mitzutheilende proto- 
kollariſche Eröffnung die entfpreddende Beftrafung bei vem Oberamt zu beantragen. 

4) Den Ober» und Eameralämtern wird hievon Nachricht gegeden, und wird zu den 
erfiern die Erwartung ausgefproden, daß fie hienach in den zutreffenden Fällen die 
entfprechende Strafverfügung in der Inſtanzenfolge einleiten. 

5) Bezüglich der Straffälligleit des nädtlihen Transports des Malzes zur Mühle wird 
auf Wirthfhafts-Abgabengefeg Art. 33 und 60 verwiefen. 


28) Erlaß des 8. Steuercollegiums an die Cameralämter und Umgelde— 
commiffariate vom 13. December 1845, 


betreffend: die Fälle, in welchen zum Branntweindrennen Conceſſion erforberlich iſt. 


Nachdem bezüglich der Conceffions- und Abgaben -freien Branntweinbereitung für den 
eigenen Gebraud die im Reg.Blatt von 1843, ©. 578 erfihtliche höchſte Entſcheidung er- 
folgt war, haben fih in Anfehung der dießfälligen Behandlung der Wirthe Zweifel ergeben. 

Es find nun, auf Anfrage des Steuercollegiums, don dem K. Finanzminiſterium folgende, 
die richtige Anwendung der gedachten höcften Entſcheidung fihernde nähere Beftimmungen 
ausgeſprochen worden: 

1) Zum Branntweindrennen hat Eonceffion einzuholen: 

a) Jeder, welcher auch Branntwein ausfhenfen (d. h. unter einer Maas verkaufen) 
will; fo wie 

b) Derjenige, welcher Branntwein zwar nur im Großen (d. h. eine Maas und darüber) 
verkauft, ſolchen aber nicht bloß aus felbft erzeugten, fondern ganz oder theilweiſe 
auch aus erfauften Stoffen fabriciren will. 

2) &6 bedarf demnach Feiner Eonceffion: 

a) Wer bloß aus felbflerzeugten Stoffen zum eigenen Gebrauch und zum Verkauf im 
Großen brennen will; fo wie 
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b) wer zwar auch aus erfauften Stoffen brennen, aber Branntwein weder im Klei- 
nen noch im Großen verfaufen will. 
Nah viefen Erläuterungen, melden aud das K. Minifterium des Innern zugeſtimmt 
hat, find durch vie K. Kreisregierungen die Bezirksämter beſchieden worden *). 
Höherem Auftrage zu Folge erhalten ſämmtliche Sameralämter und Umgeldscommiffariate 
zu ihrer Nachachtung gleichfalls hievon Kenntniß. 


29) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Cameralämter und Umgelpds- 
eommiffariate vom 14. Januar 1846, 


betreffend: die Befreiung der Abreichung von Mefopferwein von ber Wirthfcafts-Abgabencontrole. 


Nachdem von dem K. Finangminifterium im Einverſtändniß mit dem K. Minifterium 
des Innern ausgefprocen worden ift, daß, bezüglich der Abreihung des Meßopferweins 
auch in Heinen Quantitäten von Seiten ver Fatholifchen Geiftlihen gegen Bezahlung aus 
ber betreffenden Kirdenpflege, von einer Anwendung des Wirthfehafts-Abgabengefeges abzu- 
ftehen fei; demnad ven Geiftlihen gegenüber weder von Unterftellung einer ſolchen Weinab- 
reihung unter die Wirthfchafts-Abgabencontrole, nod von Einleitung eines ftrafrechtlichen” 
Verfahrens wegen unerlaübten Wirthfchaftebetriebs die Neve ſeyn könne; fo wird dieß, in 
Gemäßpeit Erlaffes des K. Finanzminifleriums vom 9. December 1845, den Cameralämtern 
und Umgeldscommiffariaten zur Kenntnißnahme und Nachachtung eröffnet. 


30) Erlaß des K. Steuercollegiums an das Umgeldscommiffariat — 
vom 1. Auguſt 1846, 


betreffend: die Bezeichnung der Tag⸗ und Nachtzeit in Abſicht auf den Malztransport. 


Aus dem Bericht des Umgeldscommiſſariats vom 13. Mai d. J., betreffend die er- 
laſſenen Vorſchriften wegen des Transports des Malzes zur Nachtzeit, ift erfehen worden, 
daß über ven Begriff von Tag und Nachtzeit ein ungleihartiges Verhalten ftattfindet. 

Zu gleihmäßigerem Vollzug der durch Erlaß vom 29. März v. 3. Nr. 1708**) erlaffenen 
Borfchriften, wird nun dem Umgeloscommiffariat in Gemäßheit Finanzminifterial » Erlaffes 
vom 28. v. M. zur Kenntnifnahme und Nachachtung bemerkt, daß nad dem Vorgang der 

*) Oben ©. 203. 


“) Rr, 27, ©, 311. 
65 
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Zolloronung von 1838 (Reg.Blatt S. 278) als Tageszeit in der vorliegenden Beziehung 
anzufehen ift: 
in den Monaten Januar und December die Zeit von 7 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends ; 
in den Monaten Februar, Dktober und November die Zeit von Morgens 6 Uhr bis 
Abends 6 Uhr; 
in den Monaten März, Auguſt und Enpienber bie Zeit von Morgens 5 Uhr bis 
Abende 8 Uhr; 
in den Monaten Mai, Juni und Juli die Zeit von Morgens 4 Uhr bis Abends 10 Uhr. 


sm Erlaß des 8 Finanzminifleriums an das Steuercollegium 
vom 22, September 1847, 
betreffend: das Branntweinbrennereirecht der Bierbrauer. 

Auf den Bericht vom 34. Juli d. J., betreffend bie frage, ob Bierbrauer verbunden 
feyen, das Recht zur Branntweinbrennerei, welches fie als Ausflug ihres Hauptgerverbe- 
rechtes nach Art. 4 des Wirthfchafts-Abgabengefepes befigen, im Fall der Nihtausübung 
durch Bezahlung von Recognitionsgeld zu wahren, wird dem Steuercollegium erwiedert, daß 
man feinen genügenden Grund gefunden hat, von ber feither in Uebung geftandenen klaren 
Beftimmung des $. 2, Nr. Ba. der Inftruftion vom 11. December 1827 abzumweichen, wor⸗ 
nach Bierbrauereien pinfihtlih des Recognitionsgelves gleich den übrigen Branntweinbren- 
nereien zu behandeln find, daß daher Bierbrauer, melde von dem Recht der Branntiwein- 
brennerei zeitweife feinen Gebraud machen, zu Wahrung des Rechts, fo lange das Gewerbe 
ruht, gemäß dem Art. 4, Abthl. 25. des Finanggefepes vom 24. December 1833 den vierten 
Theil des feftgefegten Recognitionsgelves zu entrichten haben. 


32) Erlaß des 8. Steuercollegiums an die Dberämter, Cameral- 
ämter und Imgeldscommiffariate vom 5. April 1848, 
betreffend: die Behandlung der in Folge von firafrechtlien Unterfuhungen wegen Uebergangsfteuer- 
Gefährdung confiseirten Gegenftände. 

Den Oberämtern, Cameralämtern und Umgelvscommiffariaten merden in Gemäßpeit 
Finanzminifterial-Erlaffes vom 28. März d. 3. bezüglich der Behandlung und Aufbewahrung, 
fo wie des Verkaufs der in Folge von frafrechtlichen Unterfuhungen wegen Uebergangsfteuer- 
Gefährdung mit Beſchlag belegten und confiseirten Gegenftände folgende Weifungen ertheilt: 


515 

1) Wenn unter Umfländen, vie auf eine Gefährdung der Uebergangsfleuer hinweifen, 
eine Waare betreten wird, deren vorläufige Befchlagnahme auf Anzeige des Delators oder 
Anfrage der Vorunterfuchungsbehörde von dem Dberamt als Unterfuhungsbehörde verfügt 
und melde dem Cameralamt zur Aufbewahrung übergeben worden ift, fo kann biefelbe dem 
Betheiligten jederzeit ausgefolgt werden, fo bald er für die in frage kommende Abgabe, 
Eonfiscation und Strafe gehörige Sicherheit nach Zollftrafgefeg von 1838, Art. 31 (Reg.Blatt 
©. 302), Verfügung vom 9. November 1840 $. 18, (Reg.Blatt S. 495), Teiftet. 

Die Größe ver Cautionsfumme ift von dem Dberamt unter vorgängiger Rüdfprache 
mit dem Cameralamt, beziehungsmeife Umgeloscommiffariat zu beftimmen. 

Wird die Caution baar hinterlegt, fo ift dieß in dem Unterfuchungsprotofoll vorzumerfen, 
die hinterlegte Summe aber dem Cameralamt zur Aufbewahrung zuzuftellen. 

Außerdem ift die Cautionsurfunde bei den Unterfuhungsaften aufzubewahren. 

Ueber Ausfolge einer folhen Waare oder Caution an das Cameralamt iſt von dem 
Dberamt in Eolumne 9 des halbjährigen Unterfuhungs-BVerzeichniffes eine Vormerkung ein- 
zutragen, und bis zu endgültiger Erledigung der Unterfuhung nachzuführen. 

2) Der Verkauf der mit Befchlag belegten Waare ift von dem Cameralamt einzuleiten: 

A. nad erledigter Unterſuchung, fo bald die Konfiscation rechtskräftig erfannt if, worüber 
das Dberamt dem Cameralamt in dem monatlichen Strafverzeihniß (KR. Verorbnung 
vom 8. September 1829, $. 4 ff., betreffend die Vollziehung der von den Gerichts⸗ 
und Verwaltungsbehörven erfannten Geldſtrafen (Reg.Blatt ©. 398), oder bei be- 
beutenderen Gegenfländen fogleih nad eingetretener Rechtskraft des Erkenntniffes 
durch befonderes Schreiben Mittheilung zu machen hat. 

Schügt der Geftrafte gegen den Verkauf der Waare die Betretung des‘ Gnaben- 
wegs vor, fo tft das Cameralamt gemäß dem $. 9 der erwähnten Verordnung nur 
dann ermächtigt, dem Berkauf bis nach Einlangung einer Entſchließung Anſtand zu 
geben, wenn: ver Gefrafte innerhalb 30 Tagen von der Zeit ber Eröffnung bes 
rechtskräftigen Erfenntniffes an fih über die Einlegung eines Geſuchs durch ein Zeug- 
niß derjenigen Behörde ausmweist, welche nach der Verordnung vom 3. April 1835, 
$. 2 ff. (Reg.Blatt S. 210) den Beibericht zu erflatten hat; 

B. vor erledigter Unterfuchung: 

a) wenn die in Befchlag genommenen Waaren dem Verberben bei der Aufbewahrung 
unterworfen find; 
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b) wenn der Angeſchuldigte folchen felbft wunſcht oder hiezu einwilligt. 

In diefen beiven Fällen ift der Erlös von dem Cameralamt bis zu Erledigung der 
Unterfuhung in Verwahrung zu nehmen. 

3) Der Verkauf felbft hat nach vorgängiger öffentlicher Bekanntmachung durch ben 
Öffentlihen Ausrufer oder bei beveutenderen Gegenftänden durd das betreffende Local» Ju» 
telligensblatt, unter Zugrundlegung eines von unpartheilfhen Sachverfländigen gemachten An- 
fhlags, fo wie unter Anbedingung baarer Zahlung urkundlich im Aufftreich zu gefchehen, und ift, 

A. wenn die Waare im Wohnort des Cameralbeamten aufbewahrt ift, von dem Cameral⸗ 
verwalter oder Cameralamtsbuchhalter, unter Zuziehung des Acciſers vorzunehmen; 

B. außerdem von dem Acciſer, unter Zuziefung einer oder zweier Urfundsperfonen, je 

nachdem der Anſchlag der Waare bis zu 50 fl. oder mehr beträgt; wobei der Accifer 
und bie Urfundsperfonen eine Belohnung von je 6 fr. für die Stunde zu beziehen haben. 

Veber die Verhandlung ift jevesmal ein Protokoll aufzunehmen, 

Die Verkaufsunkoften, bei melden auf moͤglichſte Erſparniß Bedacht zu nehmen if, 
find dem Käufer anzubedingen, jedoch flets am Schluß des Protokolls zu verzeichnen und 
zu beurkunden. 

Der Angeſchuldigte, beziehungsweife Geftrafte kann ber Verkaufsverhandlung anwoh⸗ 
nen; von deren Vornahme ihm mit Bezeichnung der Zeit zumal dann Nachricht zu geben 
iſt, wenn er in dem Ort der Verkaufsverhandlung oder in deſſen Nähe feinen Wohnfig hat. 

4) Das Eameralamt hat das Verfaufsprotofoll der Umgelvsrechnung, in welcher die 
Erlöfe in einnähmlihe Verrechnung kommen, anzuſchließen, und außerdem mit befonderem 
Bericht zu dieffeitiger Genehmigung vorzulegen, wenn es fih um einen Erlös von mehr 
als 50 fl. hanbelt, 


33) Erlaß des K. Steuercollegiums an die Dber- und Eameralämter 
und Umgeldscommiffariate vom 4. Februar 1851, 


betreffend: die Abrügung ber Berfehlungen in Vebergangsfteuerfachen. 


Da nad der Befanntmahung vom 4. März 1834, $. 16 (Reg.Blatt S. 280), der 
Verfügung vom 16. Mai 1838, lit. b. (Reg.Blatt S. 303) und der Verfügung vom 
23. December 1841, Pt. 3 (Reg.Blatt S. 574) bei Abrügung der PVerfehlungen in 
Vebergangsfteuerfahen ganz die Beftimmungen der Zollfirafgefeggebung Anwendung finden, 
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fo wird zu Herftellung einer vollfommenen Webereinftimmung bei dem Verfahren in Zoll 
und Uebergangsfteuerftraffachen folgendes bemerkt: 

1) den Oberämtern ſteht es zu, bei den unter Ziffer 2, 3, 4 des Art. 6 des Zoll» 
firafgefeges (Neg.Blatt 1838, ©. 293) zu flellenden Fällen bei dem Zutreffen der 
in dem Schlußſatz dieſes Artikels bezeichneten Vorausfegung anftatt der Defraus 
bationsftrafe eine Controleftrafe zu erkennen; es find aber in folhen Fällen, fo wie 
alsdann, wenn das Oberamt im Compromißweg eine feiner orbentlichen Zuftändigfeit 
fonft nicht unterftehende Straffache nah Zollftrafgefeg von 1838, Art. 34 (Reg-Blatt 
S. 304) erledigt, die Alten ftets fofort nah der Verfügung vom 9. November 
1840, $. 24 (Reg.Blatt S. 497) dem Steuercollegium zur Prüfung vorzulegen. 

2) Außerdem hat das Steuercollegium in denjenigen Fällen, bei welchen nah dem Er⸗ 
gebnig der Borunterfuhung die in $. 17 der Verfügung vom 9. November 1840 
(Reg.Blatt ©. 495) bezeichneten Vorausfegungen zutreffen, die Befugniß, von An» 
ordnung des orbentlihen Strafverfahrens durch das Dberamt abzuftehen und auf 
den Grund der Borunterfuhung eine Eontroleftrafe zu erkennen. 

Es werden daher die Cameralämter und Umgeldscommiffariate angemwiefen, in 
folhen Fällen über das Ergebnig der Vorunterfuhung unter Anſchluß der Alten 
Bericht an das Steuereollegium mit gutächtlihem Antrag zu erflatten, bevor bie 
Sache dem Oberamt übergeben wird, 


d) Sporteln 
1) Erlaß des K. Finanzminiſteriums an die K. Finanzkammern 
vom 31. December 1839, 
beireffenb: die Sporteln von Verleihung bed Grundeigenthums der Schaafwaiben ıc., ber Gemeinden 
und Stiftungen. 

Da man aus den von ber Dberrehnungsfammer, dem Steuercollegium und ben 
Finanzfammern eingezogenen Berichten erfehen hat, daß in der Erhebung der nad dem 
Zarif zu dem Sportelgefeg vom 23. Juni 1828 (Reg.Blatt ©. 533) von Verleipungen 
des den Gemeinden und Stiftungen gehörigen Grundeigenthums, Schaafwaiden x. mit 
10 fr. von 100 fl. Pachtſchilling zu beziehenden Sportel eine gleihförmige Behanplung, 
bisher nicht eingehalten worden iſt, fo wird der xc. Folgendes zu erkennen gegeben: 


\ 
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1) diefe Sportel ift ein Theil der nach Art. 47 des Sportelgefeßes beibehaltenen 
Zucht⸗ und Waifenhausgefälle; es unterliegt daher feinem Zweifel, daß in Anfehung 
derfelben die Beftimmungen der Generalverordnung vom 11. Februar 1810, 8.13, 2 
(Reg.Blatt ©. 60) noch Anwendung finden, wonach dieſe Sportel nicht blos bei 
BVerleibungen von Grundftücken und Schaafwaiden, fondern, abgefehen von ven im 
Sporteltarif befonders aufgeführten Zehntverleifungen, überhaupt von Verleihungen 
des Orundeigenthums jener Corporationen an Gütern, Häufern, Mühlen, Schaaf: 

waiden und andern ähnlichen Verleihungen zu erheben ift; 

2) bei Berleifungen auf mehrere Jahre ift die auf den Akt der Verleihung gefegte 

ESportel für alle Pachtjahre auf Einmal zu erheben, und zu dieſem Behufe bei den 
auf Lebenszeit gefchloffenen Berleihungen die mahrfcheinliche Lebensvauer des Be- 
ſtänders nad der beigefügten (auch für die Werthsberechnung der Leibgedinge in 
Anwendung Fommenden) Tabelle zu berechnen. Cine Rüdvergütung der bezaplten 
Sportel wegen etwaiger Aufhebung des Pachts vor dem bedungenen Ablauf deffelben 
findet nicht flatt, da nach Art. 3 des Sportelgefeges die Sportel mit dem Zeitpunkt 
des Abfchluffes der Verleihung verfallen ift; 

3) der Anfag diefer Sportel Tiegt nach der Inftruktion für die Einbringer der Zucht» und 
Baifenhausgefälle vom 2. Mai 1810, $. 6 (Reg.Blatt ©. 162) den über die Verleihung 
erfennenden Gemeindebehörben ob, und ift gleich bei der Verleihung zu bewerkſtelligen; 

4) in Abficht auf den Einzug, die Verrechnung und die Controlirung aber find die Vor⸗ 
fopriften zur Anwendung zu bringen, welche bie Inftruftion zum Sportelgefege vom 
21. Februar 1829 (Reg.Blatt ©. 74), $. 11 und folgende, hinfichtlih der Sportel- 
anfäge dur Ortsvorſteher (efr. namentlih $. 11, lit. b.) enthält. 


2) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die R. Finanzkammer in Ludwigs 
burg und fämmtlide Finanzcollegien vom 5. März 1840, 
betreffend: die Befreiung der Kanzleiaffiftenten u, f. w. von ber Bezahlung einer Anftellungsfportel. 
Der ıc. wird auf ihre Anfrage vom ..... erwiedert, daß man im Eirverftändniffe mit 
ven K. Minifterien der Zuftiz und des Innern in dem Gefeg vom 22. Juli 1839 in Be- 
treff der Dienftverhältniffe der Kanzleiaffiftenten u. f. w. feinen Grund findet, den Ranzlei- 
affiftenten, Buchhaltern und Amtsaffiftenten eine Dienftanftellungsfportel, von welder die 
Kanzleiaffiftenten nach höchſter Entſchließung vom 24. December 1831 ſchon bisher freigelaffen 
worden find, anzuſetzen. 
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3) Erlaß des 8. Finanzminiftleriums an die Finanzfammern vom 
23. Februar 1841, 


betreffend; die Sportelbefreiung von der Verpachtung bed ben Gemeinden zuſtehenden Schrannengelbs 
von Früchten. R 
Der ıc. wird auf die Anfrage vom ..... betreffend die Sportelerhebung von verliehenen 
Fruchtſchrannen der Gemeinden, ermwiedert, daß die Verpachtung des — Gemeinden zuſtehen⸗ 
den Schrannen- (Marktftand-) Gelds von Früchten der Beftimmung des Sporteltarifs unter 
der Rubrik: „Verleihungen“ (Reg.Blatt von 1828, ©. 533) nit zu unterftellen if. 


4) Erlafß des K. Finanzminifleriums an die Finanzkammern vom 
28. December 1841, 
betreffend: den Sportelanfag von ben Pferchnugungen ber Gemeinden. 
Der 1. wird auf die Anfrage vom ..... in Betreff des Sportelanfages von ber 
Pferhnugung der Gemeinden erwiedert, daß 
1) wenn mit dem Waiderecht zugleih auch der Pferhnugen dem Pächter des erflern 
überlaffen wird, die Sportel von dem Pacht überhaupt anzuſetzen, 
2) wenn bie als Ausfluß des Waiderechts anzufehende Pferchnugung abgeſondert von jenem, 
jedoch im Ganzen verliehen wird, hievon die Eportel ebenfalls zu berechnen, daß aber 
3) der Einzelnverkauf des Pferch (der Pferchnächte) einer Sportel nicht zu unterwerfen ifl. 


5) Erlaß des K. Finanzminifteriums an die Finanzkammern vom 
23. März 1843, 
betreffend: den Anfag ber Dienflanfellungsfporteln von Gepalten der Walbfügen und von 
perfönlichen Zulagen berfelben, 

Der ꝛc. wird auf ihren meiteren Bericht vom „.... betreffend die Nachholung von Dienft- 
anftellungsfporteln von Waldſchützen, zu erkennen gegeben, daß das zurüdfolgende Verzeichniß 
folder Sporteln nah Maßgabe der Verfügung vom 20. Januar 1835 zu berichtigen iſt. 

Es befchränft fi hiernah für die Vergangenheit und Zukunft die Anfegung einer An- 
ftellungsfportel auf die Fälle, wenn eine Walvfepügenftelle vergeben wurde, oder Fünftig ver- 
geben werden wird, mit welcher ein den Betrag von 150 fl. überfleigender Normalgehalt vers 
bunden ift, während für Fälle, mo bereits angeftellten Waldſchützen vom Forftfach in Folge der 
Etatsverabſchiedung ihr Gehalt in einer dem Taggelve der Forfifchügen entfprechenden Jahres⸗ 
fumme beſtimmt, überhaupt durd eine perfönlihe Zulage, wenn auch über ven fportelpflichtigen 
Betrag, erhöht wurde, oder Künftig erhöht werden wird, ein Sportelanfag nicht Statt findet, 
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6) Erlaßdes R. Steuercollegiums an die Umgeldscommiffariate 
vom 5. Juni 1844, 
betreffend : bie Entrichtung von Wirthſchaftsſporteln bei theilweife eingeftelltem Wirthſchaftsbetrieb. 
Das K. Finanzminifterium hat fi mittelft Erlaffes vom 25. v. Mis. dahin ausgefproden: 
a) daß von Schild» und Speifewirtbfchaften, melde mit Rechtsvorbehalt ganz ruhen, alfo 
Recognitionsgeld entrichten, Feine Wirtbfchaftsfportel zu entrichten fei, daß dagegen 
b) Schild» over Speifemwirthe (Wirthfchafts-Abgabengefeg Art. 2, a. b.), wenn 
fie au nur Bier und Branntwein, oder nur eines von beiden ausſchenken, von 
diefer Sportel keineswegs freigulaffen, jedoch der Regel nad in die legte Abgaben⸗ 
Claſſe mit 1 fl. zu fegen feyen. 

Auch ſprach fih vas K. Finanzminifterium dahin aus, daß, wenn ein Schild» oder 
Speifewirtp ohne vorgängigen theilmeifen Verzicht feines Wirthfchaftsrechts entweder neben 
Beherbergung und Speifung von Gäſten nur ein beflimmtes Getränke ausſchenken, over 
felbft die Beherbergung und Speifung aufgeben, und blos auf ven Schank ſich beſchränken 
wollte, dieß bezüglich des Sportelanfages nicht zu beachten fei, d. h. alfo daß ein Sportel- 
anfag unter allen Umfländen Statt finde, fo lange ein Schild» oder Speifewirth nit 
auf fein Schild- oder Speiſewirthſchaftsrecht (mit oder ohne Rechtsvorbehalt) ver- 
zichtet habe. 


Nachtrag 
zum erften Abfchnitt, Abtheilung II. B. 

(Berfügungen über Gegenſtände ber bürgerlichen Rechtspflege.) 
Belanntmahung des Eivilfenats des K. Obertribunals, als Wedfel- 
gerichts für den Stadtdireftionsbezirf Stuttgart, vom 2. Juli 1850, 
betreffend: die Behandlung von verzinslichen Wechſeln. 

Der Civilfenat des K. Obertribunals, als Wechfelgericht für den Stadtdirektionsbezirk 
Stuttgart, hat in Erwägung, daß nad den Grundfägen der allgemeinen deutfchen Wechfel- 
ordnung und den Befdhlüffen der zu deren Berathung im Jahr 1847 in vera, abgehaltenen 
Eonferenz die Bedingung von Zinfen ſowohl bei traffirten, als bei eigenen Wechfeln unzu- 
läffig erſcheint, aus Beranlaffung eines vorgefommenen Specialfalles den Grundfag ange» 
nommen, daß die nad Einführung der deutſchen Wechſelordnung (1. Mai 1849) ausgeftellten 
Wechſel, in welchen ein Zinsverfprechen enthalten ift, keine Wechfelkraft begründen und daher 
ein wechſelgerichtliches Berfahren auf fie nicht gebaut werden kann. 


u 


Regiſter 
über den 
zweiten Erganzungs-Band zum Regierungs-Platt. 
— —⸗ — 


Chronologiſches Verzeichniß der im zweiten Ergänzungs-Band des Regierungs-Blatts 
enthaltenen Verordnungen, Bekanntmachungen ꝛc. 


1828. 


April 26, Katholiſcher Kirchenrath. Verfügung, betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe 
der Nupturienten, 242, j 


1831, 


” Zuni 6, Minifterium bed Innern und ded firden=: und Schulmwefend. Ber 
fügung, betreffend den Umfang des Eheverbotd wegen Blutsverwandtſchaft und. 
Scwägerfhaft in vormald öflerreihifhen Orten. 206. 


1833. 


Dftober 5. Eivilfenat ded K. Obertribunald. Beſchluß, betreffend die Location von 
Geldftrafen in Gantungen, wenn dafür ein obrigfeitliher Zahlungdbefehl audgemirkt. 
worden iſt. 24. . 

Movember 29. Minifterium bed Innern und ded Kirden= und Shulwefend, 
Berfügung, betreffend die Ausübung der Nomination von Geiten mehrerer Mit- 
patrone. 207. 


1834. 


Februar 12. Eriminalfenat ded Obertribunald. Berfügung, betreffend die Berechnung 
der Norbfrift zu Anmeldung ded Rekurſes in Straffadhen. 6. 
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März 18. ZufizeMinifterium. Verfügung, betreffend die für die Oberamtögerihte audzuftellen- 
den mebdicinifhen Gutachten. 1. 
— 22. Minifterium ded Innern und ded Kirchen- undShulmwefend. Berfü— 
gung, betreffend den Schulbeſuch von dieffeitigen Schulfindern in Baden, und von 
badiſchen Schulfindern in Württemberg. 208. 
April 8 Evangelifhed Eonfiftorium. Berfügung, betreffend die Thätigkeit der evangeli= 
ſchen Geifllihen für die Zwede des Bereind zur Fürforge für entlaffene Straf» 
gefangene. 225. 
Juli 4. Katholiſcher Kirchenrath. Verfügung, betreffend die bürgerliden Verhältniffe der 
Nupturienten. 243. 
— 28. Civilfenat ded K. Obertribunald. Beſchluß, betreffend den Sportelanfaß im 
Falle der Abänderung eined die Einrede ded geendigten Rechtsſtreites für zuläffig 
audfpredhenden Erfenntniffed. 25. 
Auguft 7. Minifterium des Innern und bed Kirchen: und Schulmefend. Berfüs 
gung, betreffend den Schulbefuh mwürttembergifher Schulfinder in Hohenzollern und 
umgefehrt. 209. 
September 5. Ebend. Berfügung, betreffend die Behandlung der Geſuche um Diipenfation von 
dem Ehebinderniß der Alterdungleihheit und die hiebei zu entridytende Sportel. 210, 
— 41. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Zulaffung von Ausländern 
zum Armenrechte. 25. 
Dftober 21. Civilfenat ded 8. Obertribunald. Verfügung, betreffend die Zuziehung 
von DOberamtsgerichtöbeifißern zu prozeßleitenden Defreten. 27. 


1835. 


Januar 10. Minifterium bed Innern und ded Rirdens undSchulmwefene. Ber: 
fügung,, betreffend die Frage, ob bei Realpatronatredpten die Stimmenmehrheit ent: 
ſcheide. 211. 
— 51. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend den Antheil der Oberamtdgerichts- 
beifißer an den Sporteln für verfchiedene Rechtsgeſchäfte. 58. 
März 6. Evangeliſches Confiftorium. Berfügung, betreffend die Anmeifung für die 
evangelifhen Geiftlihen über dad bei Proflamationen und Zrauungen in Abſicht 
auf das Bürgerrecht der Berlobten zu beobachtende Berhalten. 225. 
— 417. Ratholifher Kirchenrath. Verfügung, betreffend die Eheftreitigfeiten der Ka— 
tholifen in den von Defterreid an Baiern und dann an Württemberg übergeganges 
nen Gebietötheilen. 245. 
Mai 15. Minifterium des Innern und des Rirdhen= und Shulmwefens Verfü— 
gung, betreffend den Beſuch der Volksſchulen von bieffeitigen Schulfindern in Baiern 
und von bairifhen Sculfindern in Württemberg. 209. 
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Mai 18, Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Erläuterung bed 6.5 ber Verord⸗ 
nung vom 3. April 1855 über die Behandlung der Begnadigungdgefude. 7. 

Yuni 27. Eriminalfenat bed 8. Obertribunals. Werfügung, betreffend eine weitere 
Erläuterung ded 5.5 der K. Berordnung vom 5. April 1835 über dad bei Begna- 
digungdgefudhen zu beobachtende Verfahren, insbefondere die Vorlegung foldyer Ges 
fuche, wenn dad DObertribunal zuleßt erfannt hat. 7. 

December 1. Juſtiz-Miniſterium. Berfügung, betreffend eine Erflärung bed $.9 ber R. 
Berordnung vom 5. April 1835 über dad bei Begnadigungdgefuhen zu beobachtende 
Berfahren,, indbefondere die Befugniß ber Mittelftellen, ber Unterbrehung einer 
fon angetretenen Strafe flattzugeben. 8. 


1836. 


Februar 20. ZufigeMinifterium. Berfügung, betreffend die Meifefoften » Anrechnungen ber 
MotariarsAffiftenten bei Pflegrehnungd;Ubhören. 58. 
Zuli 6. Ebend. Berfügung, betreffend die Erläuterung des $.6 der K. Berorbnung vom 5. April 
1835 über die Behandlung ber Begnadigungsgefude. 9 
Auguft 10. Ebend. Verfügung, betreffend eine weitere Erflärung ber $$.6 ff. der K. Berordnung 
vom 3. April 1835 wegen Behandlung der Begnadigungsgefude, insbefondere der 
Strafauffhubdgefuhe, der Unterbrechung der bereitd angetretenen Strafe, oder einer 
fuccefliven Strafvolljiehung. 10. 
— 22. Ebend. Berfügung, betreffend die Uebernahme der Rechnungs⸗Urkunden zum Behufe 
der von den Motaren zu beforgenden Pflegrehnungdftellungen. 59. 
— 27. Ebend. Berfügung, betreffend die Frage: ob bei Berechnung der Appellationdfumme 
die Gültrüdfftände zu dem Hauptbetrage der Gült zu zählen fein? 29. 
— — Ebend. Berfügung, betreffend die Trauungen im Haufe bei einer gefährliden Krank, 
beit ded einen Nupturienten. 51. 
September 9. Ebend, Verfügung, betreffend die Erläuterung bed $. 5 ber K. Berorbnung vom 
5. April 4835 wegen Behandlung der Begnadigungsgefude. 10. 
— 29 Ebend. Verfügung, betreffend bie Geftattung der Afteneinfiht an die Berfaffer 
von Begnadigungdgefuhen, und die Geftattung einer weiteren Frift zur Einreihung 
derfelben. 11. 
December 26. Ebend. Verfügung, betreffend bie vorläufige Ablieferung von Angefchuldigten an 
den präfumtiven Strafort nad audgefprodenem Erfenntniffe in erfter Inſtanz und 
vor ausgefprodenem Rekurserkenntniſſe 12. 


1837, 


Februar 22. JufizMinifterium. Verfügung, betreffend die Stimmführung der bei einigen Obers 
amtögeridhten angeftellten zweiten Aftuare und bie ſonſtigen Verhältniffe berfelben. 2. 
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März 14. Civilſenat des K. Obertribunald. Berfügung, betreffend die Beitreibing ge= 
richtlich feitgefeßter Advofatengebühren und Auslagen in Prozeßfadyen. 29. 

April 18. Jufiz-Minifterium. Verfügung, betreffend den Ablauf des peremtoriſchen Ter— 
mind bei ÖStrafrefurfen, in dem Falle, ba eine Beſchwerdeſchrift von einem nicht 
berechtigten Goncipienten verfaßt und befhalb zur Merbefferung zurüdgegeben wor 
den iſt. 43. 

Suli 26. Steuer-Collegium. Berfügung, betreffend die Auslegung ded Art. 57 des Wirth- 
ſchafts⸗Abgabengeſetzes. 467. 

— 77. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Unzulaͤſſigkeit der privativen Stel: 
lung von Pflegrehnungen durch bezirksgerichtliche Revifiondgehälfen. 59. 

Auguft 4. Eriminalfenat des K. Obertribunald. Perfügung, betreffend die Zuläffigfeit 
der vorläufigen Ablieferung eines verhafteten, in der Hauptſache für überwiefen ange— 
nommenen und dagegen refurrirenden Angefduldigten an den präfumtiven Strafort 
mit feiner Einwilligung. 14. 

September 15, Steuer:ECollegium. Berfügung, betreffend die Zuziehung ded Unterfäufers 
zu den Getränfeverfäufen. 469. 

Oktober 3. Evangelifhed Eonfiftorium. Verfügung, betreffend den Sonntageihulbefud 
der Sfraeliten. 231. 

Movember 6. Minifterium ded Innern Berfügung, betreffend das Erfordernif einer 
Difpenfation bei flattfindender Schwägerfhaft zwiſchen dem geiftlihen Mitgliede und 
anderen Mitgliedern des Stiftungdrathd und den Sportelanfaß biefür. 93. 

— 10. Evangelifdes Eonfiftorium. BBerfügung, betreffend die Entfhädigung ber 
Geiftlihen für die Abhaltung von Filialfirden-Eonventen. 232. 

— 41. Steuer:Eollegium. Berfügung, betreffend die Uebereichen bei Weinfuhren. 470. 

December 8. Jufig-Minifterium. Verfügung, betreffend die Anſchaffung des Papierd bei 
Inventurgeihäften, welde von dem Waiſengerichte ohne Mitwirkung des Notard 
aufgenommen werden. 60. 

— 9 Steuer-Collegium. Verfügung, betreffend dad Malzuachmeflen in der Mühle, 
474, 

— 25 Sinanzfammer ded Shwarzwalbfreifed. Verfügung, betreffend die 
Zurüdweifung außerordentliger Holzfällungsgefuhe in Gemeindewaldungen , wenn 
fie nicht mit einer den Beſchluß des Gemeinderarhd genehmigenden Urfunde belegt 
find. 352. 


1838. 


Fanuar 10, Eivilfenat ded 8, Obertribunald, Verfügung, betreffend den Uebergang 
bed auf einem abgebrochenen oder eingeflürsten Gebäude haftenden Pfandrechts auf 
dad neue Gebäude, wenn für legtered aud polizeilihen Gründen ein anderer Bau: 
plag angemiefen wurde. 60, 


Februar 7. Steuer:-Eollegium. Verfügung, betreffend bie Beiziehung der Unterfäufer zu 
Branntweinverfäufen. 472. 
— 8 Finanz-Miniſterium. Werfügung, betreffend die Entfhädigung der Oberförfter 
für die Rugprotofoll-Uudzüge. 383. 
März 9. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Aufhebung des in dem Landrechte 
Thl. TU. Tit. 4, $. „Wann fi dann ꝛc.“ erwähnten fogenannten Difpenfations» 
rechtd bei unförmlidy errichteten legten TWillendverfügungen. 61. 
— 27. Finanz: Minifterium Verfügung, betreffend die Unzuläffigfeit der Beräußerung 
von Beholzungdredhten, welde ald Nußungdredte mit Gütern, namentlid mit vor— 
maligen 2ehengütern verbunden find. 349. 
Zuni 26. Steuer-Eollegium. Berfügung, betreffend dad nächtliche Einbringen von Malz 
in die Mühlen. 472. 
Zuli 24. Finanz: Minifterium. Verfuügung, betreffend die Eontrole ber Holzfällungen in 
den Gemeindewaldungen. 352. 
Auguſt 7. Ebend. Werfügung, betreffend die Tragung der Koften von Haudaudfuhungen wegen 
Forftfreveln, welch erftere ein zum Strafbezug berechtigter, jedoch mit der Forfl: 
gerichtöbarfeit nicht befleideter Guts= oder Privatwald-Beſitzer veranlaßt hat. 384. 
— Oberkriegsgericht. Verfügung, betreffend die Gehaltdabzüge aggregirter Lieu— 
tenants. 261. 
— 16. Kriegs-Miniſterium. Corpsbefehl, betreffend die Eheverlöbniſſe der Unteroffiziere 
und Soldaten ohne Vorwiſſen der Regiments-Befehlshaber. 261. 
September 19. Steuer=-Collegium. Perfügung, betreffend die von Ausländern für Schau: 
flelungen und andere finnlide Darftelungen zu entridhtende Acciſe. 459. 
Dfrober 25. Eivilfenat des 8, Obertribunald, Verfügung, betreffend die Behandlung 
der Ladungen und Infinuationen an Militärperfonen in Civilfachen, 32. 


1839. 


Januar 22, Eipilfenat ded 8. Obertribunald. Verfügung, betreffend die Zuläfigfeit der 
Beforgung von Unterpfandögefdäften durch Deputationen oder Sektionen der Ges 
meinderäthe, 61. 
Februar 12. Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Beftimmung der Ungeher: 
famöftrafen, von weldyen dem Forfiperfonal eine Anbringgebühr zufteht. 385. 
— 415 BZinanzfammer in Ellwangen. Berfügung, betreffend die Ablöfung von 
Frohnen zu Pfarrgebäuden. 340. 
— 418. Minifterium des Innern. PBerfügung, betreffend die Anſprüche der Kirchen— 
diener auf Theilnahme an den Gemeindenußungen. 94. 
Mär; 1. Ebend. DBerfügung, betreffend die Wirfung der Difpenfation von Annahme der Mahl 
zum Bürgerausfhuß:Obmann. 94, 


März 7. Finanz⸗Miniſterium. Verfügung, betreffend die Beitragdpflicht der Nutznießer 
von Gärten zu den Koften der Yußmauern. 337. 
— 21. Minifterium ded Innern Berfügung, betreffend die Beftimmungen, unter wel⸗ 
den ben Berwaltungd = Aftuaren audnahmdmeife dad Halten von Gehülfen geflattet 
werden fann. 95. 
— 25. Ebend. MWerfügung, betreffend die Nothwendigfeit der Beglaubigung der bei Außs 
wanderungen nad) Defterreich auszuftellenden Urkunden, 98. 
April 8 JufizsMinifterium. Verfügung, betreffend den Sportelanfaß in Prozeßſachen, in 
weldiem nad befhloffenem Erfenntniffe, aber vor deſſen Eröffnung die Parteien ſich 
vergleichen, oder der Kläger auf die Klage verzichtet, 54. 
uni 13. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Anrechnungen der Berwals 
tungd:Aftuare für Gefchäfte außerhalb ihred Wohnort, 98. 
Zuli l. Kriegd:Minifterium. Verfügung, betreffend die Errichtung eined Feſtungs⸗(Kreis⸗) 
Gefängniffes für Militärperfonen nad Analogie der bürgerlihen Kreidgefängniffe. 
262. 
— 9 Minifterium ded Innern und des Rirden» und Schulmefens. Verfü: 
gung, betreffend den von Frauensperfonen vor der Proflamation und Trauung zu 
liefernden Nadyweid über den Befiß eined Gemeinde⸗Genoſſenſchaftsrechtb. 212. 

15. Studienrath. Verfügung, betreffend die bei der Meldung um Lehrftellen zu machen— 
den Angaben über die perſönlichen Berbältniffe. 248. 

— 25, Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Abtretung bed der Staatsfinanz⸗ 
Verwaltung als Zehentberechtigten zuſtehenden Worzugsrehtd in dem ante der 
Zehentpflichtigen an die pachtenden Gemeinden für die Dauer bed Zehentpachtver— 
tragd. 5350. 

— 50. Jufiz-Minifterium, Berfügung, betreffend die Bertretung der Gemeinden in 
Eivilredptöftreitigkeiten, wenn der Gemeinderath wegen Betheiligung feiner Mitglie— 
der, oder der Mehrzahl derfelben, fie nicht vertreten fann, 35. 

Auguf 5. Minifterium bed Innern. Berfügung, betreffend die Zulaffung zur Apotheker— 
prüfung. 400. 

— 20. Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Berbinblichfeiten der Umtöver: 
wefer ald Nußnießer herrſchaftlicher Gebäude. 338. 

September 4. Steuer»Eollegium. Berfügung, betreffend die Haftungdverbindlidfeit der 
Gewerbö-Inhaber für die von ihren Haudgenoffen verübten Verfehlungen gegen das 
Wirthſchafts⸗Abgabengeſetz. 473. 

Dftober 1. Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend bie forfleilihde Aufſicht über die 
außerhalb der Waldungen ftehenden Walbbäume. 3553. 

— 44, Minifterium ded Innern Vorſchriften für dad Verfahren hinſichtlich der im 
der Eintheilung der Gemeindebezirke vorzunchmenden Abänderungen. 101. 
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Dftober 19, Steuer-Collegium. Berfügung, betreffend den Getränfeverfauf von Reifenden 
ausländifcher Weinhandlungen an inländifde Wirthe. 477. 
— 24. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Befugniß der Fabrikan⸗— 
ten und Handwerker, mehr ald einen offenen Laden zu halten. 104. 
November 1. Ober»-Tribunal, Berfügung, betreffend die Competenz der Bezirksgerichte 
hinſichtlich des vorbereitenden Berfahrend bei der Mundtod = Erklärung von Ber 
ſchwendern 64. 
— 4 Evangelifhes Eonfiftorium. Berfügung, betreffend die Einrechnung ber 
Emolumente in den Gehalt der Amtsverwefer an Schulſtellen. 233. 
— 49, Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die bei neuen Straßen⸗ 
Anlagen liegen zu lafienden Zwifdenräume zwiſchen den einzelnen auf berfelben 
Straßenfeite ftehenden Gebäuden. 105. 
— 25 SteuersEollegium. Berfügung, betreffend die Berechnung der Accife von Bers 
trägen über liegende Güter, Gebäude, Renten x, 460. 
December 2, Ebend. Berfügung, betreffend die Mecognitiondgelder von ruhenden Wirthſchaften. 
480. 
— 2, Ebend. Vorſchriften für die Controlirung der Privatmalzſchrotmühlen. 477. 
— 41. Ebend. Berfügung, betreffend dad Eichen der Fäffer der Wirte, ABl, 
— 31. Finanz, Minifterium. Perfügung, betreffend die Sporteln von Verleihung ded 
Grundeigenthums der Schaafwaiden ıc. der Gemeinden und Stiftungen. 517. 


1840, 


Januar 9, Minifterium ded Innern. DBerfügung, betreffend die Yudlegung bes Art. 105 
des Polizeiftrafgefeßed. 106. 
— 414. JZufig:Minifterium. Berfügung, betreffend bie Beeidigung ber zu Waiſenrichtern 
beftellten Gemeinderäthe, 64. 
— 44 Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Bollziehung von Gefängnißs 
firafen an ortdabwefenden Forfifreviern. 386. 
— 21. Ebenb. Verfügung, betreffend die Nichtgeſtattung der Anſchaffung von Borfenftern in 
Amtöwohnungen auf Staatöfoften. 347. 
Ye Ebend. Verfügung, betreffend die ErlaubnisEinholung zum Flößen. 369. 
Bebruar 29, Steuer-Collegium. Verfügung, betreffend die Transportſcheine zu Berfendungen 
von badifhem Wein und Branntwein nad Württemberg. 485. 
März 3. FinanzsMiniferium Veifügung, betreffend die Befugniß der Forftämter zu Er: 
fennung von Ungehorfamdftrafen. 386. 
— 5 Ebend. PBerfügung, betreffend die Befreiung der Kanzlei» Affiftenten u. f. w. von ber 
Bezahlung einer Anftelungdfportel. 518, 
— 25, Minifterium bed Innern. Werfügung, betreffend die Ertheilung befchränfter 
Wirthſchaftsrechte. 109, 


März 26. 


April 10. 
— 41, 
— 48. 
— 2. 
— 28. 


— 50, 


Mai 5. 


Steuers:Collegium. Verfügung, betreffend die Ausftelung von Frachtbrief—⸗ 
Duplifaten zu den Wein: und BranntweinsBerjendungen in dad Ausland. 485. 

Ebend. Berfügung, betreffend die Strafbarkeit der Annahme von Malzſcheinen ohne 
Datum für deren Gültigkeit. 486. 

Minifterium ded Innern und ded Kirchen-und Shulmwefend. Ber: 
fügung, betreffend die Fortreihung der Befoldungdtheile erledigter Schulftelen. 213. 

Finanzfammer ded Shwarzwaldfreifed. Verfügung, betreffend die Erhebung 
der Floßconceffiondgelder und Gontrolirung der Flößerei durch Forfibeamte. 370. 

Minifterium ded Innern Borfhriften für die Behandlung bed Pfechtens der 
Maafe und Gewidte. 4110. 

Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend die Berehnung von Verzugszinfen 
aud Kauf: und Ablöfungd:Scillingen. 341. 

Finanzkammer für den Zartfreis, Verfügung, betreffend die Waldgrenz⸗ 
Berichtigungen. 354. 

Minifterium ded Innern und des Rirden: und Shulmwefend. Berfü: 
gung, betreffend die Entfhädigung der katholiſchen Schulinfpeftoren bei Bifitationd: 
reifen. 214. 

Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend das Recht der Regalität in Beziehung 
auf fließende Wafler und Die Auflegung von Recognitiondzinfen auf Mühlwerfe an 
Waſſern. 371. 


— 6 Steuer-Collegium. Berfügung, betreffend die Gebühren für die Beaufſichtigung der 


Juli 22. 


Privatmalzfhrotmühlen. 487. 

Finanz-Minifterium. Berfügung, betreffend die Abftellung der Beeidigung der 
Jagdpächter und Verpflichtung der von denfelben zum Schuße der Jagd aufgeftellten 
Perfonen. 387. 

Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Unzuläffigkeit der Uebertragung 
der Maldmeifteröftelle an den erften Ortsvorſteher. 113. 

Ebend. Berfügung, betreffend die Anmwendbarfeit der Beftimmungen der General: Ber: 
ordnung vom 43. April 1808, die Feuerpolizeigeſetze betreffend, auf ganz ifolirt 
ftehende und von der Brandverfiherung audgefdloffene oder ausgenommene Ge: 
bäubde. 414. 


Auguft 29. Finanz Minifterium. Verfügung, betreffend die Berheiligung der Mebenlieger 


an ben Grenzberichtigungskoſten. 355. 


September 1. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend bie Beftrafung bed uner- 


— 


laubten Bierſchanks. 4115. 

29. Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Zuläſſigkeit des Transports 
von Brennholz als Oblaſt der Langholzflöße und Entrichtung eined Conceſſione— 
geldes hiefuͤt. 372. 


Dftober 15. Finanzkammer bed Shwarzmwalbfreifed. Verfügung, beiweffend bie Ga- 
rantie der Handwerfsleute für gute Baumaterialien. 341. 
— Au Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die forſtpolizeiliche Aufficht über 
die außerhalb der Waldungen flehenden Waldbaͤume. 355. 
— 26. Ebend. Verfügung, betreffend Beſtimmungen über die Floßabgaben. 372. 
November 3, SteuersEollegium. Verfügung, betreffend die Eichung der Fuhrfäſſer der 
Wirthe. 488. 
— 85 Finanz: Minifterium Berfügung, betreffend die Abrägung der in GStiftungds 
waldungen verübten Forftvergehen. 387. 
— 7. Gtudienrarb. Verfügung, betreffend dad Stand: und Gemtinde-Bürgerrecht der 
Zanderamend:Gandidaten. 249. 
December 8 Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend bie Unbringgebühren von redytds 
fräftigen, fpäter im Wege der Gnade nadgelaffenen Forfiftrafen. 888. 
Aa Deember At Evangeliſches Eonfiforium. Verfügung, betreffend verſchiedene Nenderungen 
in den Statuten der Wittwenfaffe der evangeliſchen Geiftlihen. 234. 


1841, 


Februar 1. Finanz: Minifterium. Werfügung, betreffend die heimliche Einlage von Brannts 
wein. 489. 
— 6. Eivilfenat ded Obertribunald. Verfügung, betreffend die Nichtanwendung 
ded Jurisdictiondvertrags zwifchen Württemberg und Baiern auf die Mheinpfalz. 4. 
— 48. Minifierium des Innern Verfügung, betreffend die Audftellung von Vorwei— 
fen, ftatt förmlicher Reifepäffe, die Gebühren für Formulare zu Reifepäffen, Dienft: 
und Wanderbüdern zc. und die Koften der Bekanntmachung von YAuswanderungen, 
4415. 
— 25. Finanz-Miniſterium. WBerfügung, betreffend die Sportelbefreiung von ber Ber: 
pachtung des den Gemeinden zufteheriden Schrannengeld5 von Früdten. 519, 
März 4. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Behandlung der Eheftreitigkeiten 
der Iſtaeliten. 52. 
— 9 Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Entwerfung von Wirthſchafts— 
planen für Gemeinde, Stiftungd-: und Privat-⸗Waldungen durch bie Oberförfter und 
Revierförfter,. 356, 
— 48, Minifterium bed Inneren. Berfügung, betreffend die Ermächtigung von Frauens⸗ 
perfonen zum Schröpfen. 117. 
Mai 3. Steuer⸗-Collegium. Verfügung, betreffend die Weineinlagen von Nichtwirthen in 
MWirthöfellern und von Wirthen in andern Kellern. 489, 
— 40. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend den Handel der Specereihändler 
mit Olauberfal;. 448. 
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Yuni 4. Binang-Minifterium. Verfügung, betreffend die forftpolizeilide Aufficht über die 


außerhalb der Waldungen ftehenden Waldbäume. 556. 


— 48. Katholiſcher Kirchenrath. WBerfügung, betreffend den Uebertritt von Ausländern 


von einer Eonfeflion zur andern. 246. 


— 22 Finanz: WMinifterium. Berfügung, betreffend die Beſtrafung des Verlaufs von 


Brennholz, welches theild unentgeldlich, theild in gemilderten Preifen an die Bered- 
tıgten abgegeben wird. 388. 


Juli 9, Evangelifhes Eonfiftorium. Werfügung, betreffend den Uebertritt von Ausländern 


ju einer andern Kirche. 254. 


Movember 42. Juſtiz-Miniſterium. Werfügung, betreffend die Führung von Pflegſchaften 


December 8. 


Februar 7. 
—— 12. 
. 45. 


16. 


durch die Vorſtände der Waiſengerichte. 66. 

Steuer:Eollegium. Verfügung, betreffend die Erhebung der Acciſe von Kegel⸗ 
fdyieben. 461. 

Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend die Ausſuchung einzeln ſtehen der 
Häufer und Höfe durd dad Forftperfonal. 389. 

Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend dad Erforderniß von Wan: 
derbüdern für die nah Deflerreih wandernden Handwerfögefellen, und die Be: 
dingungen, unter welden beurlaubten Soldaten Wanderbüher ausgeftellt werden 
dürfen. 118. 

Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend den Sportelanfag von den Pferd: 
nugungen der Gemeinden. 519. 


1842. 


Miniferium ded Innern Verfügung, betreffend die mit ber fürſtlich Hohen» 
zollern⸗Hechingen'ſchen Regierung getroffene Webereinfunft wegen unentgeldlicher Be: 
handlung franfer, unbemittelter Staatdangehörigen. 119. 

Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend das Eonceffiondgeld für dad auf 
der En; und Nagold verflößte Brennholz. 373. 

Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend den Antheil der Ortdarmens 
fafien an den oberamtlicdy angefeßten Mühlſtrafen. 120. 

Ebend. Berfügung, betreffend den Verluft des perfönliden Wirthſchaftörechts bei dem 
Wegzug ded Berechtigten in eine andere Gemeinde. 120. 

Ebend. Verfügung, betreffend die Zuläffigfeit der Verleihung des perſönlichen 
Rechts zum Kaffeihant, und die Zuftändigfeit hiefür. 121. 

Juſtiz-Miniſterium. Berfügung, betreffend die Erforderniffe zur Erhebung bes 
Nachlaſſes von in K. Niederländifhen Seedienften verftorbenen Perfonen. 65. 

Minifterium des Innern Berfügung, betreffend die Zuftändigfeit zur Unter: 
fuhungdführung wegen arbeitöfcheuen Umberziehend. 122. 
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März i. Minifkerium bed Innern. Berfügung, betreffend die Uebertragung ber Erlaubnißs 
Erteilung zur Gehälfenhaltung der Verwaltungd:Aftuare an die K. Kreidregieruns 
gen. 123. 


— 26. Ebend. Verfügung, betreffend die Nidytanwendung der für die Genehmigung ber Ber: 
fäufe von Gemeindes und anderem förperfchaftlidem Eigenthum vorgefehenen 
Sportel auf die Ablöfung von Gefäillen und anderen Grundredten biefer Körpers 
fhaften. 123. 

April 2 Steuer-Eollegium. Verfügung, betreffend die Berechnung der Koften der Brannt: 
wein-Patentirung. 490. 

— 10, Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Behandlung der Geſuche um 
Erlaubniß zur Errichtung von Sommerwirthſchaften in Kellergebäuden und Gärten. 
123. 

— 22. Ebend. Verfügung, betreffend die Zanzerlaubniß in der gefhloffenen Zeit. 125. 

— 129. Finanzfammer bed Shwarzmwaldfreifed. Berfügung, betreffend die Be: 
dingungen bei Verblendungs-Arbeiten. 342. 

Mai 19, Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Geftattung bed Dreſchens 
in den Scheunen bei Licht. 126. 

— 26. Finanz-Minifterium Verfügung, betreffend bie Berdingung der Bauten ber 
Staatdfinang:Berwaltung. 343. 

Yuni 10, Studienrarh, Berfügung, betreffend die Normen für die Verleihung ber Fubis 
läumd-Stipendien. 249, 

— 25 Minifterium des Innern und des Kirchen- und Shulmwefend. Ber: 
fügung, betreffend die ärztlihen Zeugniffe über die phyſiſche Tüchtigkeit der um 
Aufnahme in ein evangelifched Seminar Bittenden. 2415. 

Auguſt 3. Steuers@ollegium, Werfügung, betreffend das Recognitiondgeld von Branntweins 
brennereien. 494. 

— 29. Finanz:-Minifterium, Verfügung, betreffend die Belohnung der Untergänger für 
Gütervermarfungen,. 357. 

September 5. Minifterium ded Innern Verfügung, betreffend die Berjährungszeit bei 
dem Vergeben ded unerlaubten Betriebs eined Wirthſchaftsgewerbes. 127. 

— 17. Steuer=:Eollegium. Berfügung, betreffend die Erhebung der Accife von Geil: 
tängern, Taſchenſpielern, Mufifanten x. 461. 

Dftober 4}. Evangeliſches Eonfiftorium. Verfügung, betreffend die Thätigfeit ber 
evangelifhen Geiftlihen für die Zwede des Bereins zur Fürſorge für entlaffene 
Strafgefangene. 223. 

— 20, Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die Ausdehnung bed Berbotd 
ded MWirthfchaftäbetriebd auf die Anwälte in Parzellen. 128, 
November 2. Minifterium ded Innern und bed Kirden: und Schulweſens. Verfügung, 


4 


betreffenb die Diäten und Reifefoften ber in ber Kategorie bed Geſetzes vom 6. Juli 
4842 flehenden Diener. 215. 
November 9. Steuer:Collegium. WDerfügung, betreffend die Verpflichtung ded jedesmaligen 
Befiters zur Anzeige ded Hundes, 464. 
— 44 Finanz: Minifterium. Derfügung, betreffend die Belohnung der K. Forſtdie— 
ner für dad Anmohnen bei gemeinderäthlihen Forftrugtagen innerhalb ihres Wohn- 
orted, 390. 
— 315. Eivilfenat ded 8. Obertribunald. Werfügung, betreffend die Zulaffung 
— von nicht zur Rechtspraxis ermächtigten Perſonen zur Schriftverfaſſung in Prozeſſen, 
welche bei den Bezirksgerichten verhandelt werden. 36. 
December 10. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Vorſchrift wegen ausſchließ⸗ 
— licher Bemeſſung der Geldſtrafen nach Gulden und Kreuzern. 4. 
— 44. GSteuersEollegium. Verfuͤgung, betreffend die Beſtrafung der Verfehlungen 
gegen das Hundeabgabengeſetz. 466. 
— 23. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend den Bezug von Erkenngeldern bei 
Liegenfhaftöverfäufen, wenn mit dem Erfenntniffe über einen Kaufvertrag eine Ver: 
fügung über die Bezahlung des Kaufpreifed erfolgt. 66. 


1843, 


Jonuar 5. Minifterium ded Innern, Verfügung, betreffend die Zuläffigkeit der Verwand- 
lung von Eonfidcationdftrafen in Arreftiftrafen. 130. 
— 5 Ebend. Berfügung, betreffend die Nichtberechtigung der Schenfwirthe zur Ahreihung 
von Kaffe. 131. 
— 7 Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend bie Berechnung ber Taggelder der 
MWaifenrichter bei Pilegrehnungd-Abhören. 67, 
— 42, Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend den Betrieb bed Effigfchants 
bush Spesereifrämer. 452. 
— 44. Studienrath. Verfügung, betreffend bie Normen für die Werleihung der Zubis 
laͤums⸗Stipendien, 251. 
— 350. Jufig-Minifterium. Verfügung, betreffend ben Anſatz ber Erbſchaftsſportel von 
nutznießlichem Vermögen und Bermögend-llebergaben. 68. 
— 350. Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die Beſtrafung ded nicht con» 
ceſſionirten Obstmofifchanfd. 132. 
FJebhruar 6. KR. Verordnung, betreffend dad Heirathen ber Dffigiere und der mit Offizierdrang 
befleibeten Militärperfonen. 264. 
— m Finanz-Miniſterium. Berfügung, betreffend die Controlirung bed auf der Enz 
und Nagold ausgehenden Floßholzes. 374. 
— 4. Ebend, Berfbaung, betreffend dad Malen und Zapeziren von Amtäzimmern, 345. 


Februar 14. Eivilfenat des K. Obertribunald. Verfügung, betreffend die Belehrung 
der Parteien Über bie Appellationd »Nothfeiften bei defertorifhen Erfenntniffen. 38. 
— 35 Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die bei Ausführung von Staatd- 
bauten ſich befindenden Merfwürdigfeiten. 345. 
März 6. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Beftrafung der Ueberſchrei⸗ 
tung ber Biertare durch Bierbrauer. 133. 
— 235, Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend ben Anſatz ber Dienftanftellungs- 
fporteln von Gehalten der Waldfhügen und von perfönliden Zulagen berfelben, 
519, 
Mai 10. Ebend. Berfügung, betreffend bie Art bes Bezugd der Belohnungen ded K. Forftper: 
fonald für außerordentliche Verrichtungen in Gemeinde WBalbungen, 358. 
— 16. Ebend. Derfügung, betreffend die Berehnung des Erfabed für eutwendetes Waldgrad 
und Waldftreu, 390. 
— 22. Nachtrag zur amtliden Handaudgabe ded Gefetzed über die Verpflichtung zum Kriegb⸗ 
dienfte. 295. 
I. Kriegsminiſterial-Verfügungen zu Vollziehung des Geſetzes vom 22. Mai 1843. 295. 
II. Audzüge aus Entfheidungen und Beſcheiden ded Ober-Rekrutirungsraths, zur Erläuterung 
und Ergänzung der Vollziehungs-Inſtruktion. 311, 
— 27, Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die Zuläffigfeit ber Abgabe von 
Speifen durch Nichtwirthe. 437. 
— 277. Ebend, Verfügung, betreffend die Behandlung der Haft und Verpflegungdfoften ber 
Gefangenen in den oberamtlidhen Gefängniffen, 435. 
— 277. Ebend. Berfügung, betreffend die beim Brennen der Fäffer in den Straßen zu beob= 
achtenden Vorſchriften. 134. 
— 31. Juſtiz-⸗Miniſterium. Verfuͤgung, betreffend das Verfahren bei Ungültigfeitd-Erflä: 
rung einer von einem Wuͤrttemberger ohne Erlaubniß im Auslande geſchloſſenen 
Ehe, 54. 
Yuni 16. Ebend. Verfügung, betreffend die Anwendung bed $. 16 ber Minifterlal: Verfügung 
vom 5. December 1842 wegen Vollziehung ded Notariatöfportel:Gefeßes. 70. 
— 20. Ebend. Verfügung, betreffend den Sportelanfaß in Fällen, wo die Difpenfation von 
einem Ehehinderniffe niht von dem Ehegerichte, fondern von Seiner Königliden 
Majeſtät Höchſtſelbſt ertheilt wird. 55. 
Auguft 15. Civilſenat ded 8. Obertribunald. Beſchluß, betreffend den Sportelanfat 
für ein, die Klage ald zu früh angebracht, abweifendes Urtheil. 40. 
— 45. Ebend. Beſchluß, betreffend die Zuläffigfeit von Rechtsmitteln in Wechſelſachen. 39, 
— 16. Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die Nothwendigkeit der Bes 
flätigung der Oberfeuerfhauer durch die Kreiöregierungen. 138. 
— 23. Ebend. Verfügung, betreffend die Anwendbarfeit des Art. 26 der Strafprozeß⸗Ordnung 
bei dem Zufammenfluß anderer Vergehen mit ber polizeilich jtrafbaren Landſtreicherei. 139, 


534 


Dftober 2. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend ben Bollzug des britten 
Punktes der Mühlorbnung wegen Setzung von Eichzeichen. 440. 
— 9 Ebend, Verfügung, betreffend die Sufpenfivwirfung des Mefurfed gegen ertheilte 
Bauconceffionen. 141. 
— 42. Ebend. Verfügung, betreffend die Frage von der Nothwendigkeit der Beiziehung 
eined Hafnerd oder Maurerd zu Seßung von Defen. 4142. 
— 7. Finanz: Minifterium. Derfügung, betreffend dad Einfammeln von Arznei und 
Farbepflangen. 358. 
November 2. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend ben Umfang bed Hanbeld- 
redhtd der Nadler. 443. 
— 46. Ebend. Berfügung, betreffend die Abfcheibung der Befugniffe der Hafner und Ka— 
minfeger rückſichtlich der Kaminreinigung. 143. 
— 23. Haudordnung für bad Feflungs: (Kreid:) Gefängniß zu Hohenafperg. 270. 
December 2. Kriegd-Minifterium. Gorpöbefehl, betreffend die Legitimation unehelicher Kin— 
der von Militärperfonen durch landesherrliches Mefcript. 295, 
— 8 Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Gebühren für die Beglaubigung 
von Urkunden in außergewöhnlichen allen. 71. 
— 41. Minifterium ded Innern Berfügung, betreffend die Haltung eines Nothvor— 
rathd von Arzneimitteln durdy die Wundärzte, 444. 
— 44. Ebend. Verfügung, betreffend die Zuläffigfeit ded Trodnend von Waldſaamen in 
ben Badöfen. 4145. 
— 236. Finanz: Minifterium. Vorſchriften für die Anweifung und Verrechnung des 
aud Staatdwaldungen zu Bauten abzugebenden Gerechtigkeitsholzes. 359. 


1844. 


Januar 4. Finanz Minifterium. Werfügung, betreffend die Accife von fogenannten Zeller 

fpielen, weldye von Ortdangehörigen gehalten werben. 462. 

— 41% Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Eontrolirung ber aus den Ge: 
meindefaffen zu bezahlenden Gebühren für die Löfhung von Unterpfändern. 72. 

— 277. Minifterium bed Innern. Derfügung, betreffend die Beizichung der Fleiſchſchau 
zu dem von einem Viehbefißer mit Hülfe eined Mebgers geſchehenen Schlachten für 
den eigenen Gebraud), 146. 

— 27, Kriegd:Minifterium. Gorpöbefehl, betreffend bie Einführung des Geſetzes vom 
22. Mai 1845, und die Berbindlichfeit der militärifyen Commando » Behörden zu 
Befolgung der Volziehungd-Inftruftion vom 30, December 1843. 295. 

— 29. Ebend. Gorpdbefehl, betreffend die Behandlung der zu Einjähriger Dienftzeit Zuge: 
laffenen. 296. 
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Fanuar 51. Steuer-Eollegium. Verfügung, betreffend die Belehrung für die im Abitich 


ftehenden Wirthe und die Bedingungen für Accordswirthe. 494. 


Februar 4, Minifterium ded Innern und ded firden: und Shulwefend Ber 


— 14 


fügung, betreffend die Trauung von Württembergern im Ausland. 216. 


Minifterium ded Innern, Verfügung, detreffend die Beſchaffenheit der Eid: 
geſchirre für Flüſſigkeitsmaaße in den Eidyanftalten. 112. 


— 45, Ebend. Berfügung, betreffend die Zuläfjigfeit ded Dörrend von Waldfaamen in den 


— 47. 


Badöfen. 147, 

Kriegd-Minifterium. Gorpöbefehl, betreffend dad Verfahren rüdjichtlid der 
Einftandöfaution, wenn ein Einftcher defertirt, fich felbft entleibt oder verftümmelt 
299, 


— 20, Ebend. Corpöbefehl, betreffend die einftige Formation der Landwehr erften Aufgebots 


April 10. 


—— 18. 


und deren Controlirung durch die Commando-Behörden. 300. 
Ebend. Corpsbefehl, betreffend die Behandlung und Beſchäftigung der zum Waffendienſte 
für unmwürdig erflärten Refruten. 308. 
Studienrath. Verfügung, betreffend die Einführung von AbgangbsZeugniffen beim 
Audtritt aud Gymnaſien, Lyceen und aus der polytedhnifhen Schule 251. 
Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Befchränfung ded Flößend bei 
niedrigem Wafferftand. 375. 
Kriegd:Minifterium. Corpöbefehl, betreffend diejenigen Exkapitulanten, weldye 
freiwillig fortdienen, oder freiwillig wieder eintreten wollen. 310, 

Katbolifher Kirbenrath. Berfügung, betreffend die Belohnung von Schulamtd- 
Verweſern, weldye zugleih einen niedern Kirdyendienft zu verfehen haben. 246. 
Steuer»sEollegium. Verfügung, betreffend die Belohnung der Anbringer von 

Kapitalfteuer»Befährdbungen. 452. 
Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die Abgrenzung der Competenz⸗ 
der Abminiftrative Behörden zur Entſcheidung von Gewerbeftreitigfeiten. 147. 
Minifterium ded Innern und ded Kirdhen: und Schulwefend. Be 
fügung, betreffend die Reifefoften = Entfhädigung für die Eandidaten des Lehramıs 
an den dem ÖStudienrath untergeordneten Anftalten. 217. 

SteuersEollegium. Verfügung, betreffend die fogenannten Sommerwirthſchaften in 
Kellergebäuden und Gärten. 506. 

Ebend. Verfügung, betreffend die Uuslegung ded Art. 5 ded Gefehed vom 3. Zuli 
1842, indbefondere des darin vorfommenden Ausdrucks: „ſchuldigen Abgabe.” 465. 

Finanz: Minifterium. Berfügung, betreffend die Beſtrafung unmündiger Kinder 
wegen Forfivergehen. 391. 

Steuer:Collegium. Verfügung, betreffend die Benügung fremder Brennhäfen 
durd concefjionirte Branntweinbrenner. 507, 
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Suni 4. Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend die Entrichtung der Wafferzinfe aus 
geftatteten Waſſerwerken vor ber Ausführung derfelben. 377, 
— 4 Evangelifhed Eonfiftorium. Verfügung, betreffend den Sterbenachgehalt Der 
Hinterbliebenen von im Penfiondftande flerbenden evangeliſchen Geiftliden. 238. 
— 5, Steuer-Collegium. Verfügung, betreffend die Entrihtung von Wirthſchaftsſporteln 
bei theilweiſe eingeftelltem Wirthſchaftsbetrieb. 520, 
— 48. Minifterium ded Innern und der Finanzen. Verfügung, betreffend das 
Slößen auf den Grundbbäden bes Neckars. 378. 
Zuli 4. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Handelöredhte der Krämer 
auf Jahr: und Wohenmärften anderer Orte, 148. 
— 5 Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Verpflichtung der Gerichts— und 
Amtönotare zur Führung der Protofolle bei den waifengerihtliden Verhandlungen. 
73. 
Auguft 3. Pupillenfenat bed 8, Obertribunald. Merfügung, betreffend die Sicher: 
ftellung ber Erbicaftögläubiger in dem Falle, wenn eine Eventualtheilung ganz 
unterbleibt oder verfhoben wird, 73. 
— 7 GteuersCollegium. Berfügung, betreffend die Beſteurung ber Kapitalien der 
Spar: und Leihfaffen. 453. 
— 17. Ebend. Werfügung, betreffend die Anzeige der Privatſchrotmühlen. 508, 
September 2. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Reinigung der Feuer: 
effenfamine. 450. h 
Dftober 4. Zuftiz:Minifterium. Verfügung, betreffend die Frage, ob in die nad Art. 45 
ded Notariatsgeſetzes anzulegende befondere Pflegihaftätabelle auch die vor dem Er: 
ſcheinen diefed Gefeked vorgefommenen Fälle einzutragen feien? 75. 
— 42, GteuersCollegium. Verfügung, betreffend die Entrichtung der Abgabe von einem 
im Laufe ded Etatdjahres an einen andern Befißer übergegangenen Hund. 466. 
— 21, Civilfenatded 8. Obertribunald. Beſchluß, berreffend den Spoörtelanfag bei 
einem Verzicht auf ein purififatorifhed Erkenntniß. 41. 
November 2. Steuer»Collegium. Verfügung, betreffend die Controlirung der Mebenfpunden 
und Nebenzapfen an den Fäffern der in ber Abſtichsbehandlung ftehenden Wirthe. 
509, 
— 485 Ebend. Verfügung, betreffend bie Umgelds-Controle bei Wirthen, weldye ben 
MWirtbfchaftöbetrieb zeitweife einftellen. 510. 
— 31 Minifterium bed Innern. VBerfügung, betreffend die Unzuläffigfeit der Zus 
elirorifung audländifcher Frauendperfonen wegen Nichtbeibringung der im Art. 22 
bed Bürgerrechts⸗Geſetzes verlangten Erflärung ihrer biöherigen Ortsobrigfeit. 150, 
— 25 Kriegs-⸗Miniſterium. Gorpdbefehl, betreffend die Ungültigfeit eined mit Zu= 
flimmung bed Regimentds:Commanbo’5, aber ohne wirklichen Heiraths⸗Conſens ein= 
gegangenen Eheverlöbniffed, 321, 
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December 15. Evangelifhed Eonfiftorium. Berfügung , betreffend die äußere Sonntagds 
feier. 238, 
— 28. Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Erleichterung der Privat⸗ 
waldbeſitzer hinſichtlich der ſogenannten Holzauszeichnung. 366. 


1845. 


Januar 3. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, beiteffend den Sportelanſatz von Beſtellung 
eines Güterkurators für einen in Baiern wohnenden, aber in Wuͤrttemberg begü⸗ 
terten Minderjährigen. 75. 

— 9 Minifterium ded Innern. Werfügung, betreffend bie Zünftigfeit ded Anftreis 
hend der Wagnerarbeiten mit Karben. 452. 

— 10. Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Bereinfahung der minderwich⸗ 
tigen Geſchaͤfte bei dem Minifterium und den Mittelftellen in Betreff der Frage, in 
wie weit den Mevierförftern die Annahme von Belohnungen für außerordentliche 
Verrihtungen in Gemeinde: und Stiftungd-Waldungen zu geftatten fei. 366. 

Bebruar 26, Kriegd-Minifterium, Corpöbefehl, betreffend die Abzüge an den Gehalten ber 
Lieutenantd zu Bezahlung von Schulden. 322. 

März i. Studienrath. Berfügung, betreffend den Unterricht in ber Gymnaftif an den gelehr⸗ 
ten und Realſchulen. 252, 

— 6 Juſtiz-⸗-Miniſterium. Verfügung, betreffend den Erwerb liegender Güter durch 
Amtsnotare innerhalb ihres Amtsbezirks. 75, 

— 7. Evangelifdes Eonfiftorium. Verfügung, betreffend bie Einführung regelmaͤßi⸗ 
ger Leibesübungen unter den Schülern der Volksſchulen. 240, 

— 8 Studienrath. Verfügung, betreffend die Beſtimmungen für bie Aufnahme in die 
polytehnifhe Schule. 257. 

— 12. Kriegs: Miniferium. Corpsbefehl, betreffend dad Verbot an bie Militärärzte, 
einen Militärpfligtigen vor der Mufterung einer Beſichtigung zu unterwerfen, oder 
ihm ein Zeugniß über feinen Gefundheit6sZuftand auszuftellen. 322. 

— 418. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Prüfung der Ehirurgies 
gehilfen. 453. 

— 27. Ebend. Merfügung, betreffend die Befugniß der Schneider zu Fertigung und zum 
Färben lederner Beinfleider. 154. 

— 29. Steuer-Eollegium. Verfügung, betreffend die Unzuläffigfeit des Malztransports zur 
Nachtzeit. 511. . 

— 351. Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend die Zuftändigfeit der Gemeinde 
räthe bei Baumefen an nad) dem Ortöbauplan zum Ueberbauen liegenden Pläßen, 
fo wie bei Veränderung oder Erweiterung eined innerhalb Etterd ftehenden Ge⸗ 
bäubed, 155, 
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April 45. Finanzfammer für den Nedarfreid, Werfügung, betreffend die Obliegenheit 
der Nußnießer von Staatdgütern hinſichtlich der Herftellung und Unterhaltung von 
Gartenthüren. 358, 
— 22. Finanz:Minifterium. Verfügung, beireffenb die Zeit der Sperrung der Waſſer— 
firaßen aus Anlaß von Flußbauten. 381. 
— 350. Zufiz-Minifterium. Verfügung, betreffend die Form der Abnahme von Zeugen 
eiden in Straffahen bei Mennoniten und Angehörigen der Gemeinde Kornthal. 14. 
Mai 51. Steuer-Eollegium. Werfügung, betreffend die Frage wegen Beiziehung der aus— 
ländifhen in Württemberg Handel und Gewerbe treibenden Perfonen zur dieffeitigen 
Staatöfteuer und zu den Amts- und Gemeinde:-Anlagen. 451. 
Zuni 3. Kriegs-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Aufhebung der monatlid audzus 
ftellenden Zeugniffe über die perfönlichen Berhältniffe der Land= Invaliden und die 
Einführung eined nur Einmal im Jahr auszuftellenden Zeugniffes nebft Quittung 
für den Jahreöbeirag an Land:Invalidengehalten, Haudzindbeiträgen und Medaillen: 
gehalten. 323. 
— 9. Ebend. Berfügung, betreffend die Abflelung der jährlihen Berichte über Veränderungen 
unter den Inhabern militärifher Orden und Ehrenzeichen, 324. 
Zuli 44, Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Mitwirkung der Ortsgeiſt⸗ 
lien bei Beforgung ded Armenweſens. 157. 
— 34, Ebend. Berfügung, betreffend den Sportelanfaß wegen Difpenfation von dem Berbot 
des Befiged liegender Güter durch Ausländer. _160. 
Auguf 8 Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Freilaffung der Zwifchenbeträge 
unter 100 fl. des Vermögens von der Befportelung. 76. 
— 412. Finanz: Minifterium,. Berfügung, betreffend die Behandlung der Baugegenflände 
an Gebäuden, an welchen eine fubfidiäre Baulaft der Finanzverwaltung anerfannt 
iſt. 346, 
Oktober 40. JufizeMinifferium Verfügung, betreffend ben Sportelanfaß bei fogenannten 
Ruͤckfalls⸗Theilungen. 77. 
— 21. Finanz: Minifterium. Verfügung, beireffend die Repartition der Ghlten auf 
zerfiücelten Hofgütern. 350. 
Movember 47. Ebend. Verfügung, betreffend das Einbinden von Langholzflößen während einer 
loßftraßenfperre, 382. 
December 15. SteuersE@ollegium. Berfügung, betreffend die Säle, in welden zum Brannt: 
weinbrennen Gonceflion erforderlich ift. 512. . 
— 20. Minifterium bed Innern. Verfügung, betreffend die Zuftändigfeit zu Ber 
a firafung von Abgabedefraudationen, in Verbindung mit unerlaubtem Wirthſchafts⸗ 
betrieb. 160, 
— 29. Ebend. Werfügung, betreffend den Weinverfauf von Nichtwirthen, wenn der Be: 
trag von Einem Imi in verſchiedenen Sorten und Preifen befleht. A464. 
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Januar 14. Steuer-Eollegium. Verfügung, betreffend die Befreiung der Abreihung von 
Meßopferwein von der Wirthſchafte⸗Abgabencontrole. 513. 
Gebruar 12, Minifterium ded Innern und des Rirden: und Shulmwefend. Ber 
fügung, betreffend die Uebernahme neuer Zahredtagdftiftungen auf die Kirden- 
. pflegen. 218, 
— 1% Ebend. Werfügung, betreffend die Vergütungen der Schullehrer für dad Anmwohnen 
bei aufßerordentliben Lehrfurfen. 219. 
April 14. Steuer-Collegium. Berfügung, betreffend den Anſatz der Acciſe von dem foge- 
nannten WBeinfauf bei Veräußerung von Realitäten. 462. 
— 22 Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Beglaubigung der nah Rußland 
beftimmten Vollmachten. 77, 
— 25. GSteuer:Eollegium. PBerfügung, betreffend die Erhebung ber Xecife von Mufit: 
gefelihaften in Bädern, 464, 
— 28. Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend die Frage über Ausdehnung ber 
Kirchenbaupflicht auf die Unterhaltung der Orgel. 348. 
Zuni 30, Minifterium ded Innern Berfügung, betreffend die Vollziehung der gefeglidhen 
Beſtimmungen binfitli der Breite der Ortöftrafen. 162. 
Zuli 9, Finanz-Minifterium. Berfügung, betreffend die Abnahme förmlicher Zeugeneide in 
Forſtſtrafſachen. 592, 
— 18. Minifterium bed Innern. Verfügung, beireffend bie Verpflichtung der Staatd: 
bürger zur Zeugniß⸗Ablegung in. Didciplinarsiinterfuhungdfachen. 166. 
— 21. Finanz-Minifterium. Verfügung, betreffend die Abrügung der von bairifhen Un: 
terthanen in ihren in Württemberg liegenden Waldungen vorgenommenen eigen: 
mächtigen Holzfällungen. 393. 
Auguſt 4. Steuer:Eollegium. Werfügung, betreffend die Bezeihnung der Tag: und Nacht⸗ 
zeit in Abſicht auf den Malztrandport. 513. 
September 15. Finanz» Minifterium Werfügung, betreffend die von dem Gemeinderäthen 
audzuflelenden Zeugniffe über die Zahlungdfähigfeit der Strafſchuldner. 394. 
_ 26. Juſtiz-Miniſterium. Berfügung,. betreffend die Unzuläffigkeit amtlicher Re: 
quifiten an K. Belgifdye Behörden, in privatrechtlichen Streitfahen, 42. 
Dftober 47, Ebeud. Verfügung, betreffend dad Taggeld der, Gerichts⸗ und Amtönotare für an 
ihrem Wohnfibe vorgenonmmene Zeugenverhdre. 78. 
— 277. Minifterium bed Innern. Verfügung, betreffend den Sportelanfaß bei der 
Erwerbung liegender Güter dur im Inlande wohnende Ausländer. 166. 
Movember 42. Ehegerihtlihber Senat ded K. Obertribunals Beſchuß, betreffend 
die Frage von ber Competenz, wenn beide Verlobte, welche in verſchiedenen Ge: 
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richtöbezirfen wohnen, um die Aufhebung eined zwiſchen ihnen eingegangenen Ehe: 
verlöbniffed bitten. 55. 

November 24. Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend die Anwendung der 8, Ber: 
ordnung vom 4. Zuli 4809 auf Surrogirungen eigener Grundflüde an die Stelle 
von audgezogenen Beftandtheilen von Falllehen, 351. 

28. Kriegd:Minifterium. Gorpdbefehl, betreffend die Anwendung ber bürger: 

lien Strafprogeß-Orbnung auf das militärgerichtliche Strafverfahren. 325. 

December 4. Juſtiz-Miniſterium. Werfügung, betreffend die Gebühren der Lanbjäger bei 
Adlegung von Zeugniffen in gerichtlichen Unterfuhungsfachen. 15. 


1847. 


März 22. Eivilfenatde3 K. Obertribunald. Werfügung, betreffend die Deferviten der 
Rechtbanwaälte, welde in früherer Inſtanz Schriftverfaffer waren, für bad wieder: 
holte Leſen ber Aften. 42. 

— 51, Ebend. Verfügung, betreffend die Verpflichtung ber Rechtbanwälte, ihre Defervitenz 
Verzeichniſſe zur gerichtlichen Defretur vorzulegen. 43, 

April 10. Juſtiz-Miniſterium.  Werfügung, betreffend die Taggelder der Gerihtdös unb 
Amtönotare für außerordentliche Verrichtungen in Angelegenheiten der Privaten. 78. 

Mai 21. Ebend. Verfügung, betreffend die Gebühren der Geridhtöbeifiger bei audmwärtigen Ber: 
richtungen. 5. 

— 28, Ebend. Verfügung, betreffend die Gebühren der Rathsſchreiber vom Eintrag der Kauf: 

vertraͤge in das Kaufbuch. 79. 

Suni 9. Ebend. Berfügung, betreffend bie Verjährung der Dienftverfehlungen, welche im Dis, 
eiplinarwege zu abnden find. 16. 

— 414. Minifterium ded Innern. Berfügung, betreffend bie Nothwendigkeit der Vor— 
nahme einer Feuerſchau in Ziegelhütten, Metalfhmelzhütten und andern von ber 
Brandverfiherungd»Anftalt audgefchloffenen Gebäuden. 467. 

— 28. Ehegeridtlihder Senat ded K. Obertribunals. Beſchluß, betreffend die 
Frage von der Competenz, wenn nad) erfolgter Scheidung der um Geftattung der 
Wiederverehelihung bittende Theil feinen Wohnfig außerhalb des Gerichtsbezirks 
dedjenigen chegerichtlihen Senats, weldyer die Scheidung erfannte,. genommen 
bat, 55. 

Juli 23. Juſtiz-⸗Miniſterium. WBerfügung, betreffend den Sportelanfag bei folden Bei: 
bringend=Inventarien, bei weldyen dad Vermögen eined Ehegatten, welcher in eiuer 
früheren Ehe gelebt hat, nur theilmeife fpecificirt in dad neue Zubringend-Inpentar 
aufgenommen wird. 80, 

— 25. Ebend. Berfügung, betreffend die Gebühren ber Gemeinderaths- Mitglieder als Urfunds- 
perfonen bei den Werfäufen in Gantſachen. 80, 
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Auguſt 12. Eivilfenat bed 8. Obertribunald. Beſchluß, betreffend bie Interpretation 

des Art, 91 des Erecutiond-Gefeßed. 44. 

— 238. KriegdsMinifterium Beſtimmungen wegen Benägung der Eifenbahn für 
militärifhe Zwede. 326. 

September 12. Eivilfenat des K. Obertribunald, Beſchluß, betreffend den Sportelanfag 
für Erfenntniffe im Arrefiprogefie. 44. 
— 22. Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend dad Branntweinbrennereirecht 
der Bierbrauer. 514. 
Dftober 4. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die zeitweife Reinigung ber 
Malzdörren und ihrer Zubehörben in den DBierbrauereien. 168, 

— 5. Ebend. Berfügung, betreffend die Befeitigung von Zweifeln über einzelne Beſtim⸗ 
mungen der Feuerlöfd- Ordnung von 1808; 169. 

— 7% ZufizMinifterium. Verfügung, betreffend dad Verfahren bei der Nachforſchung 
nad Perfonen, die in K. Niederländiſchen Seedienften geftanden feyn follen. 81. 

Movember. Gepädträger-Orbnung ber 8. WBürttembergifchen Staatd:Eifenbahn. 404. 

— 2. Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend den Erſatz ber Unterfuhungd- 
foften bei Forftvergeben in anderen ald Staatöwaldungen. 395. 

— 418. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Zurüdweifung der aus: 
ländifchen Zigeuner an ben Grenzen, beziehungsweife die bei Ertheilung der Er: 
laubniß an foldye zur Durchreife oder zum Aufenthalt im Lande zu beobadhtenden 
Vorfchriften. 173. 

December 48. Eivilfenat ded 8, DObertribunald. Berfügung, betreffend bie Partifulars 
Eoncurfe im Herzogthum Naſſau. 45, 


1848. 


Januar 19. Minifterium bed Innern. Berfügung, betreffend die Befeitigung der haupt: 
ſaͤchlichen Beſchwerden in Bauſachen, beziehungdweife die Reviſion einzelner baus 
polizeiliher Beſtimmungen. 174, 
— 21. Civilfenat des 8. Obertribunald, Verfügung, betreffend die Partifular: 
Eoncurfe im Kaifertfum Defterreih. 46. 
— 234. Ebend. Berfügung, betreffend die Partifulars Eoncurfe in der freien Stabt Franf- 
furt. 46, 
März 9. Minifterium ded Innern und bed Kirden> und Shulmwefend. Wer: 
fügung, betreffend die Zuftänbigfeit zu Beauffichtigung der Schulfonds. 219. 
— 45, Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Beforgung der Pleineren Repara: 
tionen in den den Landjägern in Staatögebäuden gegen Miethzins eingeräumten 
Wohnungen. 339. 
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April 5. Stewer:Eollegium. Verfügung, betreffend die Behandlung ber in Folge von 
ſtrafrechtlichen Unterfuhungen wegen Uebergangdfteuer : Gefährdung confidcirten Ge: 
genftände. 514. 

— 28. Minifterium ded Innern. Verfügung, brireffend die Difpenfation von der im 
$. 14 der Feuerlöfd) » Ordnung enthaltenen Verpflichtung zum Borräthighalten von 
MWafferbutten oder größeren Kübeln Behufs bed Feuerlöſchens. 4180. 

— 28. Ehegerichtlicher Senat ded KR. Obertribunald. Beſchluß, betreffend die Be: 
handlung von Streitigkeiten gemiſchter Ehen in der untern Inftanz. 56. 

Juni 4. Ebend. Beſchluß, betreffend die Difpenfationen vom Aufgebot bei Wittwern und Witt: 
wen. 56, 

— 2, Miniferium bed Innern, Verfügung, betreffend die Frage, wann zur Ausbeſſe— 
rung von Landerdächern Erlaubnifi einzuholen if. 180. 

— 44. Ebend. Vorſchriften für das Audbeflern von Strohdächern in Orten, welde nicht in 
rauhen Gegenden gelegen find. 182. 

Juli 14. Ebend. Verfügung, betreffend die Vereinfahung des Geſchäftsgangs bei Behandlung 
von Baugefuden. 183. 

Auguft 10. Ebend, Verfügung, betreffend die Frage, wann die äußeren Haudwandungen mit 
Brettern und Schindeln vertäfert werden dürfen, 184. 

— 31. Pupillenfenat ded 8, Obertribunald. Werfügung, betreffend die Sicher— 
ftelung minderjähriger Kinder für dad ihnen von Dritten angefallene Vermögen 
durch die nußnießenden Eltern. 82. 

September 20. Juſtiz-Miniſterium. Verfügung, betreffend das bei ber Verhaftung von 
Bahnmwärtern auf ihren Pofen zu beobadıtende Verfahren. 16. 

See, Givils und Pupillenfenat des K. Obertribunalsd. Werfügung, betreffend 
die Anwendung ded Art. 19, Abſ. 1 des Motariatögefeged bei Veräußerung von 
Erbfcaftd-Grundftücden an Miterben im Laufe einer Erbfhaftd-Theilung im Wege 
des oͤffentlichen Aufftreichd, wenn die zugelaffenen Kaufluftigen nicht Miterben find, 
und — wenn die Erbſchafts-Theilung privatim vorgenommen worden iſt. 84. 

November 30. Finanz Minifterium. Berfügung, betreffend die Nichtgeſtattung der Anfcaf: 
fung von Borfenftern in Amtöwohnungen auf Staatöfoften. 548. 


1849. 


Februar 1. Juſtiz-⸗Miniſterium. Verfügung, betreffend die Behandlung der Gefuhe um 
Nachlaß der von den gemeinfdaftliden Oberamtégerichten angefegten Sporteln. 57. 
— 10. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Lage und Dide der Bo: 
denfteine in den Getreidemühlen. 184. 
— 45. Ebend. Berfügung, betreffend die Zuläffigkeit ber STERN von Badöfen in ben 
höheren Stodwerfen. 186, 
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Bebruar 419. Pupillenfenat ded 8. Obertribunald. Verfügung, betreffend die Sicher⸗ 
heitöleiftung bei der Ausfolge ded Vermögens Verſchollener an deren Präfumtiv: 
erben, wenn über ſolche Geſuche von den höheren Gerichten entfdieden wird. 86. 
März 19. Minifterium ded Innern. Verfügung, betreffend die Aufitelung organifirter 
und eingeübter Feuerlöfh»Mannfdaften. 188. 
— 22. Ebend. Verfügung, betreffend die Ertheilung der Erlaubniß zu Aufführung neuer 
Gebäude außerhalb Eıterd. 189. 
April 4. Ebend. Werfügung, betreffend die Ertheilung von VBauconcefiionen, wenn die Entfer: 
nung von Haud und Scheuer weniger ald 30 Fuß beträgt. 4190. 
Maid. Ehegerihtlidger Senat ded K. Obertribunald. Beſchluß, betreffend die 
Sportel bei Difpenfationen von Verlobten verſchiedener Gonfefjionen. 57. 
Zuni 2. Zufiz:Minifterium, Verfügung, betreffend die Vorlegung der Sportelnachlaß- 
Geſuche. 47. 
— 21. Minifteriumbded Innern. Verfügung, betreffend dad Verfahren bei Beſchwerden 
gegen die obrigkeitliche Regulirung der Lebendmitteltaren. 191. 
— 26, Studienrath. Berfügung, betreffend die Beidhränfung ded Landeramend auf die im 
Aufnahmealter ftehende Zahredflaffe, 258. 
— 28, Minifterium bed Innern. Verfügung, betreffend die Ertheilung ber Difpenfation 
von Erbreiterung einer Ortöftraße oder Gaffe, 192. 
Juli 23. Ebend. Verfügung, betreffend dad Verfahren bei Gemeinderaths- und Buͤrgerausſchuß⸗ 
wahlen. 192. 
Auguſt 135. Minifterium des Kirchen- und Shulmefend. Verfügung, betreffend die 
aftive und paſſive Wahlfähigfeit bei Wahlen von iſraelitiſchen Kirchenvorſtehern. 
220. j 
— 25. Ebend. Verfügung, betreffend den Koftenerfaß der auf Anſuchen aus den Eonpicten 
entlaffenen Zöglinge, 222. 
September 2. Ebend. Verfügung, betreffend die aftive und paffive Wahlfähigfeit bei Wahlen 
von ifraelitifhen Kirchenvorſtehern. 220. 
Oftober 5. Civilſenat des K. Obertribunald, Berfügung, betreffend die Unläifgteis 
ıded Bezugs von Erfenngebühren bei Gefäl-Ablöfungd: Verträgen. 87. 
— 45, Ehegerichtlicher Senatded 8, Obertribunald. Beſchluß, betreffend die 
von Difpenfationen bei doppelten Verwandiſchafts · Berhältniffen anzuſetzenden Spor⸗ 
teln. 57. 
— 48 Steuer:Eollegium. Berfügung, betreffend die Aufnahme der Beſoldungs-, Pens 
— fionds und Apanagen⸗Steuer. 464. 
— 6. Finanz⸗Miniſterium. Verfügung, betreffend die Benützung der Waſſerjagden. 368. 
— 8% Zufiz,Minifterium Berfügung, betreffend die Auslegung des Art, 5 bed 
Geſetzes vom 13, Auguft 1849, 17. 
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Movember 22, Pupillenfenatded 8. Obertribunald, Verfügung, betreffend die Frei— 
laffung der in Natur vorhandenen Sondergüter der Kinder von dem Sportel= 
anfaße bei Zubringendsnventuren zur zweiten Ehe des hberlebenden Parend. 87. 
— 26. Miniſterium des Innern. Verfuͤgung, betreffend die Diäten und Reiſekoſten 
der Mitglieder der Bezirksausſchuͤſſe fuüͤr die Wahl der Geſchworenen. 196. 
_ 26. Finanz: Minifterium. Werfügung, betreffend die Nichtzulaſſung der Forft- 
amtö-Affiftenten, Forfiwarte und Waldſchützen zur Theilnahme an Jagdpachten. 368. 
December 8. Studienrath. Berfügung, betreffend den ZeihnungdsUnterridt in den Sonntags-— 
Gewerbefdulen. 259. 
— 412%. Jufiz-Minifterium. Verfügung, betreffend die Zuftändigfeit des Oberkriegs— 
gerihtd zur Eutfheidung über Geſuche um Wiederherftelung der durch ein militär= 
geridytliched Erfenntniß entzogenen bürgerliden Ehre. 18. 


1850. 


Zanuar 3. Juſtiz-Miniſterium. VBerfügung, betreffend die durch die Schwurgerichts⸗Sitzungen 
entftehbenden Koften und deren Berredhnung. 19. 

Bebruar 4. Finanz-Minifterium. Berfügung, betreffend die Berheiligung der Forftmarte 
und Waldfhäsen an Jagdpachtungen. 369, 

— 27. Ebend. Verfügung, betreffend die Trennung der Gypfer-Arbeiten von den Steinhauer: 
und MaurerÜrbeiten bei Bau⸗Accorden. 344. 

März 7. Minifterium bed Innern, Merfügung, betreffend dad Stimmrecht der Stiftungd: 
pfleger im Stiftungdrathe, und die WVerhältniffe mehrerer aufgeftellter Stiftungs- 
pfleger zum Stiftungsrathe. 197. 

— 8 JufigzMinifterium Verfügung, betreffend die Unzuläffigfeit eined Gebührenbezugs 
der Ortövorfteher für die einfache Beglaubigung von Unterſchriften. 90. 

April. Trandport:Ordnung für Perfonen, Gepäd, Equipagen und Vieh für die K. Württembergifche 
Staatd-Eifenbahn. 406. 

Mai 10. Juſtiz-Miniſterium. Werfügung, betreffend die Verwandlung ber gegen Militär: 
perfonen erfannten Bezirfögefängnißftrafen in Militärarreft, 20, 

— 15. Finanz: Minifterium. Verfügung, betreffend die Gteuerfreiheit der auf die Ober: 
boffaffe angewiefenen Gratialien und fogenannten Gnadengehalte. 455, 

Juni 143. Ebend. Verfügung, betreffend die Freilaſſung der bei der lithographiſchen Anftalt gegen 
Tag⸗, beziehungdweife Stuͤcklohn befdäftigten Druder und Steinfleifer von der 
Befoldungdfteuer. 457. 

— 21. EifenbapnsCommiffion. Verfügung, betreffend die Annahme von Papiergeld bei 
ben Erhebetaffen der Eifenbahn:Berwaltung. 442. 

— 27. Minifteriumbded Innern. Verfügung, beireffend die Abänderung verfchiedener 
baupolizeiliher Borfchriften. 198, 
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Juni 27. Finanz» Minifterium. Verfügung, betreffend bie Beiteurung ber Gefäll:Ablöfunge: 
Kapitalien der Kirdyen- und Schulſtellen. 457, - 

Zuli 2, Civilſenat ded 8. Obertribunald, Bekanntmachung, betreffend die Behandlung 
von verzindlichen Wechſeln. 520. 

Auguft 16. ZufizeMinifterium. Verfügung, betreffend die Gebühren der — 
und Aerzte für deren Beiziehung zu Schwurgerichts-Verhandlungen. 22. 

September 6. Ober-Finanzkammer, Abtheilung für Forſte. Verfügung, betreffend die Größe 
der Anbringgebühren von Forſtfreveln, welche mit Gefängniß abgerögt werben. 396, 

— 49 Finanz-Miniſterium. Verfügung, betreffend die Betheiligung der Nutznießer 
von Staatögütern an den Umzäunungdfoften. 340, 

— 2. Civilſenat ded 8. Obertribunald, Gemeinbefcheid, betreffend die Gebühren: 
Anrehnungen der öffentlihen Rechtbanwälte für die dur ihre Schuld oder. Ver» 
dinderung veranlaßten Geſuche und Anträge. 48. 

— 2. Ebend. Gemeinbefdeid, betreffend die bei Gefuhen um Zulaffung zum Armenredt 
erforberlihe Beurfundung. 48. 

Dftober 29, Ebend. Berfügung, betreffend den Sportelanfaß, wenn in einem Rechtsſtreite eine 
Sade oder Leiſtung nur in einzelnen Beziehungen ftreitig ift, 49. 

Movember 23. Eiſenbahn-Commiſſion. Verfügung, betreffend die Behandlung der zur 
Beförderung auf der Eifenbahn übergebenen Frachtſtücke, welde einem Zoll, der 
Binnen:Eontrole, der Uebergangd:Steuer oder der Wirtbichafts-Abgabe unterliegen, 
444. 


1851. 


Januar 11. Miniſterium des Innern, Verfügung, betreffend die Grenzen des conceſſiond— 
und umgeldöfreien Berfaufd von Branntwein, 203. 

Februar 4. SteuerzEollegium. Verfügung, betreffend die Abrügung der DVerfehlungen in 
Uebergangdfteuerfadyen. 516. 

Gebruar }}. Eaffationdhof, Beſchluß, betreffend die Stellvertretung des Präfidenten des 
Schmwurgerichtöhofd. 23. 

— 28. Jufiz-Minifterium. Verfügung, betreffend die Aufftelung von Remifjiond» 

geridhten in liquiden Schuldflagfadhen gegen Oberamtsrichter. 91. 

Mirz 21. Minifterium ded Innern. Vorſchriften für die Erridtung von Wohn, und 
Defonomie Gebäuden unter Einem Dad. 203. 

April 19, Ebend. Verfügung, betreffend die Abfendung der Oberamtd = Aftuare zu Feueröbrüns 
ften in benachbarten Oberämtern, 205, 

69 


Mai 6, 


uni 8. 


4. 
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Ober⸗-Finanzkammer, Abtheilung für Forfte. Verfügung, betreffend. die Anredy- 
nungen von Haudburdfuhungen in Forfiftraffachen, indbefondere von den hiebei 
aufgenommenen Protofollen. 396, 

Bergrath. Verfügung, betreffend die Eontrole der Steinfalzfuhren von dem Salzwerf 
Wilhelmsglück an die Steinfalz-Faftorieen. 398. 


. Eiſenbahn-Kommifſion. Berfügung, betreffend die Beförderung von Holzfohlen 


auf der Eifenbahn. 450, 
Zufiz-Minifterium. Berfügung, betreffend die Vorfchriften wegen Erhebung bed 
Nachlaſſes von in Miederländifchen Seedienften geftorbenen Perfonen. 91. 


Bergratb. Verfügung, betreffend einen Nachtrag zu dem nädftvorangebenden Erlaffe. 
403. 


Dftober 4. Gütertrandport und Eintheilung ber Güter in Frachtklaſſen für die K. Württembergifche 


Staatd-Eifenbahn. 414. 


547 


u. 


Alphabetiſches Sadhregifter. 


Accife. Berehnung ber Accife von Verträgen Über liegende Güter, Gebäude, Menten ıc. 460. 
Anfab der Hecife von dem fogenannten MWeinfauf bei Veräußerung von Realitäten. 462. 
Acciſe, welde von Ausländern für Schauftelungen und andere finnlide Darftelungen 
zu entrichten ift. 459. Erhebung der Acciſe von Muſikgeſellſchaften in Bädern. 464. 
Verfügung, betreffend die Erhebung der Acciſe von Seiltängern, Taſchenſpielern, Mufl: 
fanten ıc. 461. Erhebung der Accife von Kegelfchieben. 461. Wecife von fogenannten 
Telleripielen, weldye von Ortdangebörigen gehalten werben. 462. 

Nerztlide Gutachten. Vorfhriften in Betreff der für die Oberamtögerichte audzuftellenden 
mediciniſchen Gutachten. 1. 

Amtdwohnungen. Nidtgeftattung der Anfhaffung von Borfenftern in Amtswohnungen auf 
Staatöfoften. 347. 348. Verfügung, betreffend das Malen und Tapeziren von Amtb⸗ 
zimmern, 345; f. auh Nußnießer. 

Anbringgebähr. Beſtimmung der Ungeborfamdftrafen, von welden dem Zorfiperfonal eine 
Anbringgebühr zufteht. 385. Anbringgebühren von redhtöfräftigen, fpäter im Wege ber 
Gnade nadıgelaffenen Korftitrafen. 388, Größe der Unbringgebühren von Porftfreveln, 
welche mit Gefängniß abgerügt werden. 396. Belohnung der Unbringer von Kapitals 
fteuer-Gefährdungen. 452. 

Apotheker⸗Prüfung. Zulaffung zu derfelben. 100, 

Uppellationdfumme. Ob bei Berechnung der Appellationdfumme die Gülträdftände zu dem 
Hauptbetrage der Gült zu zählen feyen? 29. Berfügung, betreffend die Belehrung der 
Parteien über die Appellationd-Rothfriften bei deſertoriſchen Erfenntniffen. 38. 

Armenredt. AZulaffung von Ausländern zu demfelben. 25. Gemeinbefheid, betreffend bie bei 
Gefuchen um Zulaffung zum Armenrecht erforberlihe Beurfundung. 48. 

Arzneipflanzen. Berfügung, betreffend dad Einfammeln von Arznei- und Farbepflanzen. 358, 

Yufgebot. Difpenfationen vom Aufgebot bei Wittwern und Wittwen, 56; f. auh Trauung. 

Yudbmwanderung, Nothwendigkeit ber Beglaubigung der bei Auswanderungen nad Deſterreich 
auszuftellenden Urkunden. 98. 
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B. 


Backöfen. Zuläffigfeit der Errichtung von Backöfen in den höheren Stockwerken. 186. 

Bahnwärter. Dad bei der Verhaftung von Bahnmwärtern auf ihren Poften zu beobadhtenbe 
Verfahren. 16. 

Bauaccorde.. Trennung ber Gyppfer= Arbeiten von den Steinhauer: und Maurer= Arbeiten bei 
Bau-Nccorben. 344. Bedingungen bei Verblendungd= Arbeiten, 342. Berdingung ber 
Bauten der Staatdfinang- Verwaltung. 343. Verfügung, betreffend die Garantie ber 
Handwerfsleute für gute Baumaterlalien. 341. 

Bauconceffionen. &ufpenfivwirfung des Mefurfed gegen ertheilte Bauconceffionen, 444. 
Ertheilung der Erlaubniß zu Aufführung neuer Gebäude außerhalb Eiters. 189. Erthei⸗ 
lung von Bauconceffionen, wenn die Entfernung von Haus und Scheuer weniger als 
50 Fuß beträgt. 190. Worfchriften für die Errihtung von Wohn: und Ocfonomie- 
Gebäuden unter Einem Dad). 205. Ueber die Frage: wann die äußeren Hauswandun— 
gen mit Brettern und Schindeln vertäfert werden dürfen. 184. Zuftländigfeit der Ge— 
meinderäthe bei Baumefen an nad dem Ortöbauplan zum Weberbauen liegenden Pläßen, 
fo wie bei Veränderung oder Erweiterung eined innerhalb Etters lebenden Gebäudes. 
155. Befeitigung der hauptſächlichen Beſchwerden in Baufaden, beziehungsweife die 
Revifion einzelner baupolizeilicher Beftimmungen. 174. Vereinfachung des Gefchäftdgangs 
bei Behandlung von Baugefudyen. 183. Verfügung, betreffend die Abänderung verſchie— 
dener baupolizeilider Vorſchriften. 198. 

Baulafı. Verfügung, betreffend die Behandlung der Baugegenftände an Gebäuden, an welden 
eine fubfidiäre Baulaſt ber Finanzverwaltung anerkannt ift. 346. Ausdehnung ber Kir- 
henbaupflidt auf die Unterhaltung der Orgel. 348. 

Baumefen. Berfügung, betreffend die bei Ausführung von Staatsbauten ſich findenden Merk— 
würdigfeiten. 345. 

Beglaubigungen,. Gebühren für die Beglaubigung von Urkunden in außergewöhnliden Fällen. 
74. Unzuläffigfeit eines Gebührenbezugd der Ortövorfteber für die einfache Beglaubigung 
von Unterſchriften. 90. 

Begnabigungdgelude,. Erläuterung ded $. 3 der Verordnung vom 3. April 1855 über Die 
Behandlung der Begnabigungdgefudye. 7. Weitere Erläuterung dieſes Paragraphen, 
indbefondere die Vorlegung foldyer Geſuche, wenn dad Obertribunal zuletzt erkannt hat. 7. 
Erläuterung bed $. 5. 10. Erläuterung ded $. 6. 9. Eine weitere Erklärung ber 
88. 6 ff., indbefondere Strafauffhubdgefude, Unterbrechung ber bereits angetretenen Strafe, 
oder fuccefiive Strafvollziehung betreffend. 10. Erflärung ded $. 9, indbefondere Befugs 
niß der Mittelftellen, der Unterbredung einer ſchon angetretenen Strafe ftattzugeben. 8, 
Geftattung der Alteneinfiht an bie Verfaſſer von Begnadigungsgefuden, und die Ge: 
flattung einer weiteren Friſt zur Einreihung derfelben. 11. 
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Biertare. Beſtrafung ber Meberfchreitung der Biertaxe durch Bierbrauer. 133. 

Branntwein. Fälle, in melden zum Branntweinbrennen Eonceffion erforderlich ift. 512. Recog⸗ 
nitiondgeld von Branntweinbrennereien. 494. Berechnung der Koften ber Branntwein: 
Patentirung. 490. Grenzen des conceflionds und umgeldöfreien Berfaufd von Brannt: 
wein. 203. Berfügung, betreffend die Beiziehung der Unterfäufer zu Branntwein- 
Verkäufen. 472. Berfügung, betreffend die Benüßung fremder Brennhäfen durch cons 
ceffionirte Branntweinbrenner. 507. Branntweinbrennereireht der Bierbrauer. 514. 
Berfügung, betreffend die heimliche Einlage von Branntwein, 489; f. auh Wirth 
ſchaftbabgaben. 

Bürger-Ausſchuß. Wirkung der Diſpenſation von Annahme ber Wahl zum Bürger⸗Ausſchuß- 
Obmann. 94. Berfahren bei Bürger-Ausſchuß-Wahlen. 192, 

Bürgerredt. Unzuläfigfeit der Zuräcweifung ausländifher Frauendperfoneyg wegen Nidptbeis 
bringung der im Art. 22 ded Buͤrgerrechts⸗Geſetzes verlangten Erflärung ihrer biöherigen 
Ortdobrigfeit. 150. 


€. . 


Capitalſteuer. Beſteurung ber Gefäl-Ablöfungs-Gapitalien der Kirden, und Schulſtellen. 467. 
Der Gapitalien der Spar: und Leihlaffen. 453. 

Ehbirurgen. Haltung eined Nothvorraths von Arzneimitteln dur die Wundärzte. 144. 

Chirurgie-Gehülfen. Verfügung, betreffend die Prüfung der Chirurgie-Gehülfen. 155. 

Convicte. SKoftenerfaß der auf Anſuchen aus den Convicten entlaffenen Zöglinge. 222. 


D. 


Deferviten. Beitreibung gerichtlich feftgefeßter Abvofatengebühren und Ausblagen in Prozeßs 
ſachen. 29. Deferviten ter Mecdtdanmälte, welde in früherer Inſtanz Schriftverfaffer 
waren, für bad wiederholte Lefen der Atten, 42. Berpflidhtung der Rechtsanwälte, ihre 
Deferviten-Verzeihniffe zur gerichtlichen Defretur vorzulegen. 45. Gebühren: Unrehnungen 
der öffentlihen Redidanmälte für die durch ihre Schuld oder Verhinderung veranlaßten 
Geſuche und Anträge. 48. 

Diäten. Diäten und Meifefoften der in der Kategorie bed Geſetzes vom 6. Juli 1842 ftehenben 
Diener. 215. 

Dreſchen. Geftattung bed Drefcdend in ben Scheunen bei Licht. 126. 


E. 


Ehehinderniß. Umfang des Eheverbots wegen Blutsverwandiſchaft und Schwägerſchaft in vors 
mald öflerreihifhhen Orten. 206. Die Behandlung der Gefuche um Difpenfation von 
dem Ehehinderniß der Alterdungleichheit und die hiebei zu entrichtende Sportel. 210. 
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Eheſachen, Eheftreitigfeiten. Behandlung der Eheftreitigfeiten der SIfraeliten. 52. 
Behandlung von Streitigkeiten gemiſchter Ehen in der untern Inftanz. 56. Berfügung, 
betreffend die Eheftreitigfeiten der Ratholifen in den von Defterreih an Baiern und dann 
an Württemberg Übergegangenen Gebietötheilen. 245. Competenz, wenn nad) erfolgter 
Scheidung der um Geftattung der Wiederverehelichung bittende Theil feinen Wohnſitz 
außerhalb ded Gerichtsbezirks dedjenigen ehegerichtlichen Senats, welder die Scheidung 

erfannte, genommen bat. 55. 

Eheverlöbmiffe. Eheverlöbniffe der Unteroffiziere und Soldaten ohne Vorwiſſen der Regiments: 
Befehlöhaber. 261. Corpsbefehl ded K. Kriegdminifteriums, betreffend die Ungültigkeit 
eined mit Zuftimmung des Regiments: Commando’e, aber ohne wirklichen Heiraths-Con⸗ 
fend eingegangenen Eheverlöbniffed. 321. Gompetenz;, wenn beide Berlobte, welde in 
verſchiedenen Gerichtsbezirken wohnen, um bie Aufpebung eined zwiſchen ihnen einge: 
ganginen Eheverlöbniffed bitten. 55. 

Ehre, bürgerliche. Zuftändigfeit des Oberkriegsgerichts zur Entfdeidung über Geſuche um 
MWiederherftelung der durch ein militärgerichtliches Erkenntniß entzogenen bürgerlidyen 

s Ehre, 18. 

Ehrens und Dienftredte. Wudlegung bed Art. 5 des Gefebes vom 13. Auguſt 1849 rückſicht- 
lich des Vollzugs der Kreidgefängnißftrafe am denjenigen, welde nur zur zeitliden Ent: 
siehung der bürgerlihen Ehrens und Dienftredyte verurtheilt worden find. 17. 

Eichen. Beſchaffenheit der Eichgeſchirre für Flüſſigkeitomaaße in den Eichanſtalten. 112. Bor: 
ſchriften für die Behandlung des Pfechtend der Maaße und Gewichte. 110. Verfügung, 
betreffend dad Eichen ber Fäffer der Wirthe. 481. Eihung der Fuhrfäſſer der Wirthe. 
488, Uebereihen bei MWeinfuhren. 470. 

Einfommendfteuer Werfügung, betreffend die Aufnahme der Beſoldungs-, Penfiond- und 
Npanagen:Steuer. 454. Öteuerfreiheit der auf die Oberhoffaffe angewiefenen Gratialien 
und fogen. Gnadengehalte. 455. Freilaſſung ber bei der lithographiſchen Anftalt gegen 
Tag⸗, bezichungsmweife Stuͤcklohn befcäftigten Druder und Steinfdleifer von der Befols 
dungdfleuer. 457. 

Einſtands-Cautionen. Gorpöbefehl, betreffend dad Berfahren rückſichtlich der Einftands: 
Eaution, wenn ein Einfteber defertirt, fich felbft emtleibt oder verftümmelt, 299, 

@ifenbahn.: Gepädträger- Ordnung der K. Württembergifhen Staatseifenbahn. 40%. Transport: 
Ordnung für Perfonen, Gepäck, Equipagen und Vieh. 406. Gütertransport = Ordnung 
und Eintheilung der Güter in Fradrklaffen. 414. Bellimmungen wegen Benüßung der 
Eifenbahn für militärifhe Zwede. 326. Berfügung, betreffend die Beförderung von 
Holzfohlen auf der Eifenbahn. 450. Behandlung der zur Beforderung auf der Eifen, 
bahn übergebenen Frachtftüde, welde einem Zoll, der BinnensEontrole, der Webergangs- 
fteuer oder der Wirthſchafts-Abgabe unterliegen. 444. Verfügung, betreffend die Annahme 
von Papiergeld bei den Erhebefaffen der Eifenbahn:Berwaltung. 442. 
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Erbihaften. Erforderniffe zur Erhebung des Nachlaffed von in K. Nieberländifhen Seedienſten 
verftorbenen Perfonen. 65. 

Erbfhafts-Gläubiger. Berfügung, betreffend die Sicherſtellung der Erbicafts Gläubiger, 
in dem Falle, wenn eine Eventualtheilung ganz unterbleibt oder verfhoben wird. 73. 

Erfenngelder. Bezug von Erfenngeldern bei LiegenfchafidrBerfäufen, wenn mit dem Erfennt: 
niffe über einen Kaufvertrag eine Verfügung über die Bezahlung des Kaufpreifed erfolgt. 
66. Unzuläffigfeit ded Bezugd von Erfenngebühren bei Gefäl-Ablöfungd-Berträgen. 87, 

Erfenntnif, PBerfügung, betreffend die Anwendung des Art. 19, Abf. 1 des Notariatsgeſetzes 
bei Beräuferung von Erbfdafts » Grundftüden an Miterben im Laufe einer Erbfchafts: 
Theilung im Wege des öffentlichen Aufftreihe, wenn die zugelaffenen Kaufluſtigen nicht 
Miterben find; und — wenn die Erbidaftd » Theilung privatim vorgenommen worden 
it. 84. 

Effigverfauf. Berflgung, betreffend ben Betrieb des Eſſigſchanks durch Spezereifrämer. 132, 

Erfapitulanten. Gorpöbefehl, betreffend diejenigen Erfapitulanten, welche freiwillig fortdienen, 
oder freimillig wieder eintreten wollen. 310. 

Ercfutiond=Gefek, Interpretation ded Art. 91 ded Erelutiond-Gefehed. 44. 


F. 

Fäſſerbrennen. Die beim Brennen der Fäffer in den Straßen zu beobachtenden Vorſchriften. 
134. 

Fall-Lehen. Anwendung der K. Verordnung vom 4. Juli 4809 auf Surrogirungen eigener 
Grundftüde an die Stelle von audgezogenen Beftandtheilen von Fall-Lehen. 551. 

Feſtung. Verfügung, betreffend die Errichtung eined Feſtungs- (Kreid:) Gefängniffes für Militärs 
perfonen nach Analogie ber bürgerlichen Kreiögefängniffe. 262, Hausordnung für dad 
Feſtungs⸗ (Kreid-) Gefängniß zu Hohenasperg. 270. 

Beuerlöfh: Ordnung. Pefeitigung von Zweifeln über einzelne Beftimmungen ber Feuerlöſch⸗ 
Ordnung von 1808. 4169. Difpenfation von ber im $. 11 der Feuerlöfd = Orbnung 
enthaltenen Berpflihtung zum Vorräthighalten von Waflerbutten oder größeren Kübeln 
Behufd des Feuerlöfchend. 180. Berfügung, betreffend die Aufftelung organifirter und 
eingeäbter Feuerlöfc = Mannfhaften. 488. Abfendung der Oberamtdaftuare zw Feuerds 
brünften in benadhbarten Oberämtern. 205. Anwendbarkeit ber Beflimmungen der 
Generalverordnung vom 13. April 1808, die Feuerpolizeigefetse betreffend, auf ganz iſolirt 
ftehende und von der Brandverfiherung audgefchloffene oder audgenommene Gebäude. 414. 

Feuerſchau. Nothwendigkeit der Vornahme einer Feuerſchau in Ziegelhütten, Metallſchmelzhütten 
und andern von der Brandverfiherungd-Unflalt ausgeſchloſſenen Gebäuden, 167. 

Fleiſchſchau. Beiziehung der Fleifhichau zu dem von einem Biehbefiger mit Hülfe eined Rebe 
gerd geſchehenen Schlachten für den eigenen Gebraud, 146. 

Flößerei. Werfügung, betreffend die Erlaubniß-Einholung zum Flößen. 569, Berfügung, betreffend 
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dad Flößen auf den Grundbächen des Neckars. 378. Beſchraͤnkung ded Flößens bei 
niedrigem Waſſerſtand. 375. Berfügung, betreffend die Erhebung der Floßconceſſions— 
gelber und Controlirung der Flößerei durch Forfibeamte. 370, Beftinnmungen über bie 
Floßabgaben. 372. Goncefffondgeld für dad auf der Enz und Nagold verflößte Brenn: 
holz. 373. Zeit der Sperrung der Wafferftraßen aud Anlaß von Flufbauten. 381. 
Verfügung, betreffend dad Einbinden von Langholzflößen während einer Flofftraßen: 
fperre. 382. Gontrolirung ded auf der Enz und Nagold audgehenden Floßholzed. 578. 
Zuläffigfeit ded Trandportö von Brennholz ald Dplaft der Langholzflöße und Entrichtung 
eined Gonceffiondgelded hiefür. 372. 

Sorflämter. Deren Befugniß zu Erfennung von Ungehorfamdftrafen. 386. 

Forfperfonal, Verfügung, betreffend die Entwerfung von Wirthſchafteplanen für Gemeindes, 
Stiftungs und PrivasMWaldungen durch die Oberförfter und Revierförfter. 356. Verfü⸗— 
gung, betreffend die Art ded Bezugd der Belohnungen des K. Forftperfonald für außer: 
ordentliche Berrichtungen in Gemeinde-Waldungen. 358. Vereinfachung der mindermwich: 
tigen Gefhäfte bei dem Minifterium und den Mittelftelen in Betreff der Frage, in wie 
weit den Revierförftern die Annahme von Belohnungen für außerordentliche Verrichtun⸗ 
gen in Gemeinde: und Stiftung: Waldungen zu geftatten fei. 366. Belohnung der 8. 
Forftdiener für dad Anmwohnen bei gemeinderäthliden Porftrugtagen innerhalb ihres 
Wohnorted. 390. 

Zorſtſtrafſachen. Vollziehung von Gefängnifftrafen an ortsabwefenden Forfifrevlern. 386. 
Beftrafung unmündiger Kinder wegen Forfivergehen. 391. Abrägung der in Stiftungs— 
MWaldungen verübten Forftvergeben. 387. Erfaß der Unterfuhungdfoften bei Forſtver— 
gehen in anderen ald Staatdwaldungen. 395. Verfügung, betreffend die von den Ge: 
meinderäthen auszuftellenden Zeugniffe über die Zahlungsfähigfeit der Strafſchuldner. 394. 

Frohnen. Belimmungen über die Ablöfung von Frohnen zu Pfarrgebäuden. 340, 


©. 


Gantſachen. Berfügung, betreffend die PartitularsConkurfe im Herzogthum Naffau, 45 ; im ber 
freien Stadt Franffurt, 46; im Kaiſerthum Oeſterreich. 46. 

Gefangene. Behandlung der Haft- und Berpflegungdfoften der Gefangenen in den oberamtlidyen 
Gefängniflen. 135. 

Geiſtliche Thätigfeit der evangeliſchen Geiſtlichen für die Zwecke des Vereins zur Fürſorge für 
entlaſſene Strafgefangene, 223, zweimal, Mitwirkung der Ortsgeiſtlichen bei Beſorgung 
ded Nrmenmweiend, 157. Entfhädigung der Geiſtlichen für die Abhaltung von Filialfirchen- 
Eonventen, 232. Berfügung, betreffend den GSterbenadhgehalt der Hinterbliebenen von 
im Penfiondftand fterbenden evangeliſchen Geiftlidien. 238, 

Geiftlihe Wirtwenfaffe. Verſchiedene Aenderungen in den Statuten ber Wittwenkaſſe der 
evangelifchen Geiftlichen. 234. 
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Beldfirafen. Vorſchrift megen ausſchließlicher Bemeffung der @eldftrafen nad Gulden und 
Kreuzern. 4. Die Loration von Geldftrafen in Gantungen, wenn baflr ein obrigfeit: 
lichet Zahlungdbefehl audgewirft worden ift. 24. Die von den Gemeinderäthen auszu: 
ftelenden Zeugniffe über Zahlungd-linfähigfeit der Strafidhuldner. 394. 

®rmeinden. Bertretung der Gemeinden in Eivilrechtöftreitigfeiten, wenn ber Gemeinderath we: 
gen Betheiligung feiner Mitglieder, oder der Mebrzahl derfelben, jie nicht vertreten kann. 
35. Vorſchriften für dad Verfahren hinſichtlich der in der Eintheilung der Gemeinde: 
bezirfe vorzunehmenden MAbänderungen. 104. 

Gemeindbe:Rußungen Anſprüche der Kirhendiener auf Zheilnahme an den Gemeinde: 
Nußungen. 9%. 

Gemeinderäthe. Verfahren bei Gimeinderatlis: und Bürgerausſchuß-Wahlen. 192. Gebühren 
der Gemeinderaths-Mitglieder ald Urfunddperfonen bei den Berfäufen in Gantfadyen. 80. 

Gewerbefteuer Berflgung, betreffend die Frage wegen Beiziehung der audländiichen in Würt⸗ 
temberg Handel und Gewerbe treibenden Perfonen zur dieffeitigen Staatäfleuer und zu 
den Amts: und Gemeinde-Anlagen. 451. 

Gemwerbeftreitigfeiten. Abgrenzung der Competenz der Adminiftrativbebörden zur Entſchei— 
dung von Gewerbeftreitigfeiten. 147. 

Glauberfalz;. WBerfügung, betreffend den Handel der Specereihändler mit Glauberfalz. 118. 

Grenzberichtigung. Betheiligung der Mebenlirger an den Grenzbericdytigungsfoften. 355. 

Gülten, Verfügung, betreffend die Repartition der Gülten auf zeritädelten Hofgätern. 350. 


9. 


Haubaudfudhungen Behandlung der Koſten von Haudausfuhungen wegen Forfifreveln, 
welch erflere ein zum Strafbezug berechtigter, jedoch mit der Forſtgerichtsbarkeit nicht 
befleideter Gute: oder Privanwald:Befiger veranlaft bat. 584. Anrehnungen von Haus 
durchſuchungen in Forſtſtrafſachen, indbefondere von den hiebei aufgenommenen Protos 
follen. 396. Berfügung, betreffend Die Ausſuchung einzeln ftehender Häufer und Höfe 
durd das Forfiperfonal, 389. 

Hinterfälliged Bermdgen. Verfügung, betreffend die Sicherſtellung minderjähriger Rinder 
für dad ihnen von Dritten angefallene Vermögen durd die nußnießenden Eltern. 82. 

Holzfällungen. Verfügung, betreffend die Zurüdweifung außerordentliher Holzfällungs⸗-Geſuche 
in Gemeinde:Waldungen, wenn fie nicht mit einer den Beſchluß des Gemeinderathd ge, 
nehmigenden Urfunde belegt find. 352. Verfügung wegen Controle der Holsfällungen in 
den Gemeinde» Waldungen. 352. Verfügung, betreffend Die Erleidterung der Privat 
Waldbeſitzer binfichtlich der fogenannıen Holzauszeichnung. 365. Abrügung der von bais 
riſchen Unterthanen in ihren in Württemberg liegenden Waldungen vorgenommenen 
eigenmächtigen Holzfällungen. 393. 

Holzrecht. Die Unzuläffigfeit der Veräußerung von Beholzungsrechten, welde ald Nußungd» 
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rechte mit Gütern, namentlid mit vormaligen Lehengütern verbunden find. 349. Mor: 
ſchriften für die Anmweifung und Verrehnung des aus Staatswaldungen zu Bauten ab: 
sugebenden Gerechtigfeitöholged. 359. Beſtrafung ded Verkaufs von Brennholz, weldyes 
theild unentgeldlich, theild in gemilderten Preifen an die Berechtigten abgegeben wird. 388. 

Hundeabgabe. Audlegung ded Art. 5 ded Gefeßes vom 3. Juli 1842, indbefondere des darin 
vorfommenden Auddruds : „Ichuldigen Abgabe.” 465. Berpflihtung ded jededmaligen 
Befißers zur Anzeige ded Hundes. 464. Beſtrafung der Berfehlungen gegen bad Hundes 
Abgabengeſetz. 465. Entrihtung der Abgabe von einem im Laufe ded Etardjahrd an 
einen andern Befiger übergegangenen Hund. 466. 


3 

Jagd. Mbftelung der Beeidigung der Jagdpächter und Verpflihtung ber von benfelben zum Schuße 
der Jagd aufgeftellten Perfonen. 387. Nichtzulaſſung der Korftamtd-Affiftenten, Forſt⸗ 
warte und MWaldihügen zur Theilnahme an Jagdpachten. 368. Betheiligung der Forits 
warte und Waldſchützen an Jagbpaditungen. 369. Verfügung, betreffend die Benützung 
der Waſſerjagden. 368. 

Jahrebtags⸗Stiftungen. Verfügung, betreffend die Uebernahme neuer Jahredtagd:Stiftungen 
auf die Kirchenpflegen. 218. 

Invaliden, Aufhebung der monatlid audzuftellenden Zeugniffe Äber die perfönlihen Verhältniffe 
der Land-Invaliden und die Einführung eined nur Einmal im Jahr auszuftellendeu Zeug- 
niffed nebft Quittung für den Jahresbetrag an LandsFnvalidengehalten, Haudzindbeiträgen 
und Medaillengehalten. 323. 

Inventuren. Anfhaffung des Papierd bei Inventurgefhäften, weldye von dem ee 
ohne Mitwirkung ded Notard aufgenommen werden. 60, 

Zubil&umd-Stiftung. Normen für die Verleihung der ZubiläumdsStipendien, 249. 251. 


K. 


Kaffeſchank. Nichtberechtigung der Schenkwirthe zur Abreichung von Kaffe. 131. Zulãſſigke it 
der Verleihung des perfönlihen Rechts zum Kaffeſchank, und die Zuftändigfeit hiefür, 124. 

Kamine Reinigung der Feuereffenfamine. 150. Abfheidung der Befugniffe der Hafner und Ka— 
minfeger rückſichtlich der Raminreinigung. 143. 

Kirchenvorſteher, ifraelitifdhe. Aktive und pafiive MWahlfähigfeit bei Wahlen von ifraes 
litiſchen Kirdenvorftehern. 220 und 221. 

Kofreihung. Zuläffigfeit der Abgabe von Speifen durch Nichtwirthe. 137. 

Krämer Handelsrechte der Krämer auf Jahr: und Wohenmärften anderer Orte. 148. 

Kriegddienft. Nachtrag zur amtlihen Handausgabe ded Geſetzes über Die Berpflihtung zum 
Kriegsdienſte. I. Kriegsminifterial:Berfügungen zu Vollziehung ded Geſetzes vom 22. Mai 
18435. 295. Gorpöbefehl, betreffend die Einführung ded Gefebed vom 22, Mai 1845, 
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und die Berbindlidyfeit der militärifchen Commando = Behörden zu Befolgung der Voll: 
siehungd = Inftruftion vom 30. December 1845. 295.  Gorpöbefehl, betreffend die Be: 
handlung ber zu @injähriger Dienftzeit Zugelaffenen. 296. erfahren rüdfichtlid ber 
Einftandd:@aution, wenn ein Einfteber defertirt, fidy felbit entleibt oder verſtümmelt. 299. 
Formation der Landwehr erften Aufgebots. 500. 304. orpöbefehl, in Betreff ber Be: 
handlung und Beichäftigung der zum MWaffendienfte für unwürdig erflärten Rekruten, 
308; desgl. in Betreff derjenigen Exrcapitulanten, welde freiwillig fortbienen oder freis 
willig wieder eintreten wollen. 310. I. Auszüge aus Entfheidungen und Befheiden ded 
Oberrefrutirungdrarhd zur Erläuterung und Ergänzung der Bollziehungs = Inftruftion 
(zu den $$. 45. 49 und 63. 52—54. 56. 58. 68. 79. 80. 90. 97. 114. 412. 413. 115. 
416, 117. 125. 128. 146. 4152 und 196. 174 ff, 191. 193.) ©. 311—321. 
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Laden, offener. Befugniß der Fabrifanten und Handwerker, mehr als einen offenen Laden zu 
halten. 104. 

Ladungen. Behandlung der Ladungen und Infinuationen an Militärperfonen in Civilſachen. 32. 

Landerdäder Verfügung, betreffend Die Frage, wann zur Audbefferung von Landerbädern 
Erlaubnif einzuholen if. 180. Beftimmungen in Betreff der Landerdächer. 178. 200. 

Zanderamen. Beihränfung ded Landeramens auf die im Aufnahmealter ftehende Jahresflaffe. 
258. Staatd» und Gemeinde:Bürgerrecht ber Landexamens-Candidaten. 249. 

Landjäger. Deren Gebühren bei Ablegung von Zeugniffen in gerichtlichen Unterfuhungsfadhen. 
15. Beforgung der Pleineren Reparationen in den den Landjägern in Staatdgebäuben 
gegen Miethzins eingeräumten Wohnungen, 339. 

Landftreicherei. Anwendbarkeit ded Art. 26 der Strafprogeß:Orbnung bei dem Zufammenfluß 
anderer Vergehen mit der polizeilich ftrafbaren Landftreicherei. 139. Zuftändigfeit zur 
Unterfuhungdführung wegen arbeitsfcheuen Umherziehens. 122. 

Landwehr. Korpäbefehl, betreffend die einftige Formation der Landwehr erften Aufgebot und 
deren Eontrolirung dur die Commando - Behörden. 300. Erläuterung dieſes Corps 
befehl. 304. 

Lebendmitteltare Berfügung, betreffend dad Verfahren bei Beſchwerden gegen bie obrigfeit- 
lie Regulirung der Lebendmitteltaren. 191. 

Legitimation. Die Legitimation uneheliher Kinder von Militärperfonen durch landeöberrlidyes 
Refeript. 295. 

Lehrer. Die bei der Meldung um Lehrfiellen zu madyenden Angaben über die perfönliden Ver— 
bältniffe. 248. Reifefoften:Entfhädigung für die Candidaten ded Lehramts an den dem 
Studienrath untergeordneten Anftalten, 217; f. auh VBolfdfhulmefen. 

Letzt willige Berfügungen. Nufhebung ded in dem Landrechte Thl. II. Tit. 4. $. „Wann 
ſich dann“ sc. erwähnten fogen. Diſpenſationsrechts bei unförmlid errichteten leiten 
Willensverfügungen. 61. 
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Lieutenante. Beſtimmungen bezüglid der Gehaltdabzüge aggregirter Bieutenantd. 261. Abzüge 
an den Gehalten der Lieutenantd zur Bezahlung von Schulden, 322; f. auh Offiziere. 


M. 


Malzabgabe. Berfügung, betreffend dad Malznachmeſſen in ber Mühle, 474. Betreffend bad 
nädıtlide Einbringen von Mal; in die Mühlen. 472. Unzuläffigkeit bed Maljtrans: 
ports zur Machizeit. 514. Wezeihnung der Tag: und Nachtzeit in Abſicht auf den Malz: 
trandport. 515. Gtrafbarfeit der Annahme von Malzicheinen ohne Datum für deren 
Bultigfeit. 486. Mublegung des rt. 57 ded Wirthſchafts⸗Abgabengeſetzes. 467. 
Verfügung, betreffend die Unzeige der Privatſchrotmühlen. 508. Vorſchriften für Die 
Eontrolirung ber Privatmalzſchrotmühlen. 477. Gebühren für die Beauffihtigung der 
Privarmalzfhrotmühlen. 487. 

Malzdörren. Berfügung, betreffend die zeitweiſe Reinigung der Malzdörren und ihrer Zubes 
börden in den Bierbrauereien. 168. 

Merkwürdigkeiten, welde bei Ausführung von Staatöbauten gefunden werden, 345. 

Militärärzte Berbot an die Militärärzte, einen Militärpflihtigen vor der Mufterung einer 
Befichtigung zu unterwerfen, oder ihm ein Zeugniß über feinen Gefundheitdzuftend aus— 
suftellen. 522. 

Militärperfonen. Labungen an biefelben, f. Ladungen. 

Mühlen Recht der Regalität in Beziehung auf fließende Waſſer und die Auflegung von Recogs 

nitiondzinfen auf Muͤhlwerke an Waflern. 371. Lage und Dide der Bodenſteine in ben 
Setreidemühlen. 184. Vollzug bed dritten Punfted der Mühlordnung wegen Seßung 
von Eichzeichen. 140. Antheil der Ortdarmenfaffen an den oberamtlidy angefegten Mühl» 
firafen. 120. 

Mundtod=:Erflärung. Gompetenz der Bezirksgerichte hinſichtlich des vorbereitenden Verfah— 
rend bei der Mundtodb»Erflärung von Verſchwendern. 64. 


N. 


Nadler. Umfang des Handelsredytd der Madler. 143. 

Niederlande, Verfahren bei der Nahforfhung nach Perfonen, die in K. Niederländifhen See: 
dienften geftanden ſeyn follen. 81. Worfchriften wegen Erhebung des Nachlaſſes von in 
Miederländiihen Seedienften geftorbenen Perfonen. 91. 

Motare. Werpflibtung der Gerichtd- und Amtönotare zur Führung der Protofolle bei den wais 
fengerihtliben Verhandlungen. 73. Taggeld der Gerichts- und Umtönotare für an 
ihrem Wohnfiße vorgenommene Zeugenverhöre, 78; für außerordentlihe Verrichtungen 
in Angelegenheiten der Privaten, 78. Erwerb liegender Güter durch Amtönotare inner: 
halb ihred Amtöbezirfö, 75. 
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Nutznießer. Beitragspfliht der Nubniefer von Gärten zu ben Koflen ber Fußmauern. 337, 
Betheiligung der Nutznießer von Staatsgütern an den Umsäunungdfoften. 340. Oblie⸗ 
genbeit der Nubnießer von Staatsgütern hinſichtlich der Herftielung und Unterhaltung 
von Gartenthüren. 338. Verbindlichkeiten der Amtöverwefer ald Nutznießer herrſchaft⸗ 
licher Gebäude, 358; ſ. auh Umtswohnungen. 


O. 


Dberamtdgerihtd:Aftuare. Stimmfuͤhrung der bei einigen Oberamtögerichten angeftellten 
zweiten Aktuare und bie fonftigen Werbältniffe berfelben. 2. 

Dberamtögerihtd-Beifißer Deren Zuziehung zu progeßleitenden Defreten, 27. Gebüh— 
ren der Gerichtöbeifiber bei auswärtigen Verrichtungen, 5. Deren Untheil an ben 
Sporteln für verſchiedene Rechtsgeſchäfte. 58. 

Oberamtérichter. Aufſſtellung von Remiſſionsgerichten in liquiden Schuldflagfadhen gegen 
Oberamtsrichter. 91. 

Oberfeuerſchauer. Nothwendigkeit der Beftätigung der Oberfeuerfchauer dur die Kreiöregies 
rungen. 138. 

DO berförfter, Entihädigung der Oberförfter für die RugprotofollAudzäge, 3835 ſ. auch Forſt⸗ 
perfonal. 

Obstmoſt. Beſtrafung ded nicht conceffionirten Obstmoſtſchanks. 132. 

Ofenſetzen. Berfügung, betreffend die Frage von der Nothwendigkeit der Beiziehung eined Haf⸗— 
ners oder Maurerd zu Schung von Defen. 142. 

Offiziere K. Verordnung, betreffend dad Heirarhen der Offiziere und der mit Offizierdrang 
befleideren Militärperfonen, 2645 f. auch Lieutenant, 

Orden und Ehrenzeichen. Abſtellung der jährlichen Berichte über Veränderungen unter ben 
Zuhabern militärifher Orden und Ehrenzeichen. 324. 


p. 


Päffe Verfügung, betreffend die Ausftelung von Vorweiſen ſtatt förmlicher Reiſepäſſe, die Ges 
bühren für Formulare zu Reifepäffen, Dienft: und Wanderbüdern ꝛc. und die Koften 
der Bekanntmachung von Auetwanderungen. 115. 

Patronatrecht. Ausübung der Nominarion von Seiten mehrerer Mitpatrone. 207. Ob bei 
Realpatronatredyten die Stimmenmehrheit entſcheide. 211. 

Pfandredt. Uebergang ded auf einem abgebrodenen oder eingeflürzten Gebäude haftenden Yandı 
rechts auf dad neue Gchäude, wenn für leßtered aud polizeiliden Gründen ein anderer 
Bauplag angewiefen wurde. 60. 

Pfechten, f. Eiden. 


Pllegrebnungen. Unzuläffigkeit der privativen Stellung von Pflegredinungen durch bezirfd- 
gerichtliche Mevifionsgehülfen. 59. Uebernahme der Rechnungs: Urkunden zum Behufe 
der von den Notaren zu beforgenden Pflegredhnungdftellungen. 59. Reiſekoſten-Anrech⸗ 
nungen ber Notariard:Affiftenten bei Pflegrechnungs-Abbören. 58. Berechnung ber Tag: 
gelber der Waiſenrichter bei Pflegrehnungd-Abhören. 67. 

Pflegihaften. Führung von Pflegfhaften durch die Borftände der Waifengerichte. 65. 

Pflegfhaftd-Tabelle Ob in die nad Urt. 43 des Motariatdgefeged anzulegende befondere 
Plegfhaftd = Tabelle aud die vor dem Erfheinen diefed Geſetzes vorgefommenen Fälle 
einzutragen feien? 75. 

Polvtechniſche Schule Belimmungen für die Aufnahme in bie polytechniſche Schule. 257. 


R. 


Rathbſchreiber. Gebühren der Rathsſchreiber vom Eintrag der Kaufverträge in dad Kauf: 
buch. 79. 

Mecurd Berehnung ber Notbfrift zu Anmeldung des NRecurfs in Strafſachen. 6. Ablauf bed 
peremtorifhen Termins bei Strafrecurfen, in dem Falle, da eine Beſchwerdeſchrift von 
einem micht berechtigten Eoncipienten verfaßt unb deßhalb zur Werbefferung zurückgege— 
ben worben ift. 13. MWerfügung, betreffend die vorläufige Ablieferung von Angeſchuldig— 
ten an ben präfumtiven Strafort nad audgelprodenem Erkenntniſſe in erfler Inſtanz 
und vor audgefprochenem Recurderfenntniffe 12. Zuläffigfeit der vorläufigen Ablieferung 
eines verhafteten, in der Hauptfache für uͤberwieſen angenommenen und dagegen recurriren= 
den Angeſchuldigten an den präfumtiven Strafort mit feiner Einwilligung. 14. 

Religionswechſel. Verfügung, betreffend den Uebertritt von Ausländern zu einer andern 
Kirche. 254. 246. 

Requifitionen. Unzuläffigkeit amtliher Requifitionen an K. Belgifhe Behörden, in privat: 
rechtlichen Streitfachen. 42. 

Rüdfall. Audlegung ded Art. 105 des Polizeiftrafgefebed. 106. 


©. 


Schindelbäder, f. Stroh: und Landerdächer. 

Schneider. Befugniß der Schneider zu Fertigung und zum Färben lederner Beinkleider. 154. 
Schriftverfaffung. Zulaſſung von nidt zur Redtöprarid ermädhtigten Perfonen zur Schrift 
verfaffung in Prozeffen, welche bei den Bezirksgerichten verhandelt werden. 36. 

Schröpfen. Die Ermädtigung von Frauendperfonen zum Schröpfen. 117. 
Schulfonde. Zufändigfeit zu Beaufiihtigung der Schulfonds. 219. 
Schulinfpectoren. Entfhädigung der fatholifchen Schulinfpectoren bei Wifitationdreifen. 214. 


Shwurgerichte. Gtellvertretung des Präfidenten ded Schwurgerichtshofs. 23. Berfügung, bes 
treffend die durch die Schwurgerichtöfigungen entftehenden Koften und deren Verrehnung. 
19. Diäten und Reiſekoſten der Mitglieder ber Bezirks-Ausſchüſſe für die Wahl der 
Geſchworenen. 196. Gebühren der DOberamtdärzte und Aerzte für deren WVeiziehung zu 
Schwurgerihts-Berhandlungen, 22. 

Seminarien, Aerztliche Zeugniffe über die phyſiſche Tüdhtigfeit der um Aufnahme in ein evan: 
gelifhed Seminar Bittenden. 215. 

Sonntagdfeier. Derfügung, betreffend die äußere Sonntagdfeier, 238. 

Sonntagdihulen. Sonntagsſchulbeſuch der Ziraeliten. 231. 


Sporteln, 


im Allgemeinen: Vorlegung ber Sportelnachlaßgeſuche. 47. 

in bürgerliden Rechtsſachen: Sportelanfaß im Falle der Abänderung eined die Einrede 
des geendigten Mecytöftreited für zuläffig ausfpredenden Erfenntniffes. 25. — in Pro: 
zeßſachen, in welchen nach befhloffenem Erfenntniffe, aber vor deffen Eröffnung die Par- 
teien ſich vergleichen, oder der Kläger auf die Klage verzichtet. 34. — für ein die Klage 
als zu früh angebracht abmweilended Urtheil, 40. — bei einem Verzicht auf ein purificas 
toriſcheb Erfenntnif. At. — für Erfenntniffe im Arreſtprozeſſe. 44. Sportelanfaß, wenn 
in einem Rechtsſtreite eine Sache oder Leiftung nur in einzelnen Beziehungen ftreitig 
it. 49. 

Dienfi:Unftellungdfporteln: Befreiung der KanzleisAffiftenten u. j, w. von der Bezah: 
lung einer Anftellungdfportel, 518. Anſatz der Dienft-Anftellungsfporteln von Gehalten 
der Waldſchuͤtzen und von perfönlicyen Zulagen derfelben. 519, 

in Eheſachen: Sportel bei Difpenfationen von Verlobten verfdiedener Confeſſionen. 57. 
Die von Difpenfationen bei doppelten Verwandtſchafts-Verhältniſſen anzufegenden Spor— 
teln. 57. Sportelanfag in Fällen, wo die Difpenfation von einem Ehehinderniffe nicht 
von dem Ehegerichte, fondern von Seiner Königliden Majeſtät Höchſelbſt ertheilt 
wird. 55. Behandlung der Gefuhe um Nachlaß der von den gemeinfdaftlidhen Ober: 
amtögerichten angefeßten Sporteln. 57. 

Erbfhaftsfporteln: Anſatz der Erbichaftäfpeortel von nutznießlichem Vermögen und Ber: 
mögend:llebergaben. 68. 

Notariatdfporteln: Anwendung ded $. 16 der Minifterial-Berfügung vom 5. December 
41842 wegen Volljiehung des Notariaröfportel,Gefeed. 70. Sportelanfaß bei ſogenann⸗ 
ten Rüdfalld:Theilungen. 77. — bei folden Beibringend:Inventarien, bei welden bad 
Bermögen eined Ehegatten, welcer in einer früheren Ehe gelebt bat, nur theilmeife 
fpecificirt in das neue Zubringend: Inventar aufgenommen wird. 80. Werfügung, betref: 
fend die Freilaffung der Zwifhenbeträge unter 100fl, ded Vermögens von der Beſpor— 
telung. 76. Freilaſſung der in Natur vorhandenen Sondergüter der Kinder von dem 
Sportelanfaße bei Zubringend:Inventuren zur zweiten Ehe des überlebenden Parend, 87, 
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Berwaltungsfporteln: Sportelanfas von Veftellung eines Güterfuratord für einen in Baiern 
mohnenden, aber in Württemberg begüterten Minderjährigen, 75. Erfordernif einer 
Difpenfation bei flattfindender Schwägerfchaft zwifhen dem geiftlihen Mitgliede und 
anderen Mitgliedern ded Stiftungsraths und Sportelanfag biefür. 93. Nibrtanwen- 
dung der für die Genehmigung der Verfäufe von Gemeinde und anderm förpericaft: 
lichem Eigenthum vorgefehenen Spertel auf die Ablöfung von Gefällen und anderen 
Grundrechten diefer Körperfchaften. 123. Sportelanfaß wegen Difpenfation von dem 
Verbot ded Beſitzes liegender Güter durch Audländer. 160. — bei der Ermerbung liegen: 
der Güter dur im Inlande wohnende Ausländer, 166. — von Verleihung des Grund 
eigenthbumd , der Schaafwaiden ꝛc. der Gemeinden und Stiftungen. 517. — ven den 
Pferhnußungen der Gemeinden 519. Sportelbefreiung von der Verpachtung bed den 
Gemeinden zuftehenden Schrannengelde von Früdıten. 519, 


Wirthſchaftsſporteln, f. Wirthſchafts-Abgaben. 


Gtaatdvertrag. Die mir der fürfil. Hohenzollern-Hechingen'ſchen Regierung getroffene Ueber: 
einfunft wegen unentgeldlider Bebandlung franfer, unbemittelter Staatdangehöürigen. 
419. Nichtanwendung ded Zuriddieriondvertragd zwifhen Württemberg und Baiern auf 
die Rheinpfalj. 4. 

Steinfalz;. Verfügung, betreffend die Gontrole der Steinfalzfuhren ven dem Salzwerk Wilhelms: 
glück an die Steinfalz.Kaftorieen. 398. 403, 


Stiftungdpfleger. Stimmredt der Stiftungpfleger im Stifiungdraihe, und die Verhältniffe 
mehrerer aufgeftellter Stiftungdpfleger zum Stiftungdrathe, 197. 


Strafprozef:Ordnung. Gorpäbefehl, betreffend die Anwendung der bürgerlihen Straf— 
prozeß-Ordnung auf das militärgericdhtliche Strafverfahren. 325. 


Strafſchuldner. Die von den Gemeinderäthen außzuftellenden Zeugniffe über die Zahlungs: 
fähigkeit der Straffhuldner. 394. 


Strafverwandlung. JZuläffigfeit der Verwandlung von Confiscationeſtrafen in Arreftitrafen. 
450. Berwandlung der gegen Militärperfonen erkannten Bezirfögefängniffirafen in 
Militärarreft. 20. 


Strafvollzug, ſ. Recurs. 


Straßen. Die bei neuen Straßenanlagen liegen zu laſſenden Zwifhenräume zwiſchen den ein 
zelnen auf derfelben Straßenſeite fichenden Gebäuden. 105. Vollziehung der geſetzlichen 
Beſtimmungen hinſichtlich der Breite der Ortéeſtraßen. 162. Ertheilung der Diſpenſation 
von Erbreiterung einer Ortöftraße oder Gaſſe. 192. 

Strohdächer. Vorſchriften für dad Audbeffern von Strohdächern in Orten, welde nicht in 


rauhen Gegenden gelegen find. 182. Beflimmungen in Betreff der Stroh-, Schindel- 
und Zanderbächer, 178. 200, 
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T. 


Tanzerlaubniß in der geſchloſſenen Zeit. 125. 

Trauung. Trauungen im Hauſe bei einer gefährlichen Krankheit des einen Nupturieuten. 51. 
Verfügung, betreffend die Trauung von Württembergern im Ausland. 216. Verfahren 
bei Ungültigfeitd = Erflärung einer von einem Württemberger ohne Erlaubnig im Auds 
lande geichloffenen Ehe. 54. Anweiſung für die Geiftlien über dad bei Proflamationen 
und Trauungen in Abfiht auf das Bürgerredyt der Verlobten zu beobadıtende Verhalten. 
225. 242. 245. Der von Frauensperfonen vor der Proflamation und Trauung zu lies 
fernde Nadyweid Über den Befig eined Gemeinde:Genofienfdyaftöredhtd. 212. 

Turnen. BBerfügung, betreffend den Unterricht in der Gymnaſtik an den gelehrten und Reale 
ſchulen. 252. @inführung regelmäßiger Leibesübungen unter ben Schülern der Bolfde 
ſchulen. 240, 


u. 


Uebergangöiteuer. Nbrügung der Berfehlungen in Uebergangäfteuerfachen. 516. Behandlung 
der in Folge von ſtrafrechtlichen Unterfuchungen wegen Uebergangdfteuer = Gefährbung 
confidcirter Gegenftände. 514. 

Untergänger. Belohnung der Untergänger für Gütervermarfungen. 357. 

Unterpfandd:Gefhäfte. Zuläffigfeit der Beforgung ven Unterpfands-Geſchäften durd De: 
putationen oder Seftionen der Gemeinderäthe. 61. Controlirung der aud den Gemeinde: 
faffen zu bezahlenden Gebühren für die Löfhung von Unterpfändern. 72. 


B. 


Berjäbrung. Berjährung der Dienftverfehlungen, welche im Didciplinarwege zu abnden find, 
16. Audlegung ded Art. 103 ded Polizeiftrafgefebes. 106, 

Verſchollene. Sicerheitdleiftung bei der Ausfolge des Vermögend Berfchollener an deren Prä- 
fumtiverben, wenn über ſolche Geſuche von den höheren Gerichten entfhieden wird, 86. 

Berwaltungd:Aftuare. Bellimmungen, unter welden den Berwaltungd » Aftuaren aus— 
nahmsweife dad Halten von Gehülfen geflamter werben fann. 95. Uebertragung der Er— 
laubniß-Ertheilung zur Gebälfenhaltung der Berwaltungd-Aftuare an die K. Kreidregies 
rungen. 123. Anrechnungen der Verwaltungd : Afıware für Gefhäfte außerhalb ihres 
MWohnortd. 9. 

Berzugdzinfe Berechnung von Berzugdzinfen aus Kauf: und Ablöſungs⸗Schillingen. 344. 

Voltsfhulmefen. Berfügung, beireffend den Schulbeſuch von dieffeirigen Schulfindern in Ba: 
den, und von badiſchen Schulfindern in Württemberg. 208. — von dieffeitigen Schul. 
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kindern in Baiern und von bairifhen Schulfindern in Württemberg. 209. — württem= 
bergifher Schulkinder in Hohenzollern und umgefehrt. 209. Portreihung der DBefol- 
‘ dungdtheile erledigter Schulſtellen. 2135. Vergütungen der Schullehrer für dad Anwohnen 
bei außerordentlihen Rehrcurfen. 219. inrehnung der Emolumente in den Gehalt ber 
Amtöverwefer an Schulftellen. 235. Belohnung von Schulamtöverwefern, welde zugleich 
einen niedern Kirdyendienft zu verfehen haben, 2465 f. uuh Lehrer. 
Vollmacht. Beglaubigung der nah Rußland beftimmten Vollmachten. 77. 


W. 


Wagner-Arbeiten. Zuͤnftigkeit des Anſtreichens der Wagner⸗Arbeiten mit Farben. 152. 

Waiſenrichter. Beeidigung der zu Waiſenrichtern beſtellten Gemeinderäthe, 64. 

Waldbäume. Forſteiliche Aufſicht über die außerhalb der Waldungen ſtehenden Waldbäume. 
355. 355. 356. j 

MWaldgränzen. Berfügung, betreffend die Walbgrängberichtigungen. 354. 

MWaldmeifter Unzuläffigkeit der Uebertragung der MWaldmeiftereftele an den erften Ortsvor— 

fteher. 115. j 

MBaldfaamen. Zuläffigfeit des Dorrens von Waldfaamen in den Badöfen. 145. 147. 

MWaldftreu. Berechnung ded Erfaßes für entwenderes Waldgrad und Waldſtreu. 390. 

Banderbüder. Erfordernif von MWanderbühern für die nad Defterreih wandernden Hand— 
werfögefellen, und die Bedingungen, unter weldyen beurlaubten Soldaten Wanderbücher 
auödgeftellt werden dürfen. 418. Gebühren für die Formulare zu Wanderbüdern, 115. 

Waſſerwerke. Verfügung, betreffend die Einrichtung der Waflerzinfe aus geftatteten Waſſer— 
werfen vor der Ausführung derfelben. 377. 

Wechſelſachen. Zuläffigfeit von Redtömitteln in Wedzfelfahen. 39, Behandlung von verzins— 
lien Wechſeln. 520. 

Wirthſchafts-⸗Abgaben. Zuitändigfeit zu Beitrafung von Abgabedefraudationen in Verbin— 
dung mit unerlaubten Wirthſchaftsbetrieb. 160. Haftungsverbinblidyfeit der Gewerbs— 
Inhaber für die von ihren Hausgenoſſen veräbten Verfehlungen gegen dad Wirthfchaftd- 
Ndgabengefeß. 475. Ertheilung beſchränkter Wirthſchaftsrechte. 109. Behandlung der 
Geſuche um Erlaubniß zur Errihtung von Sommerwirthſchaften in KRellergebäuben und 
Gärten, 1235. 506. Mecognitiondgelder von ruhenden Wirthſchaften. 480. Berfügung, 
betreffend die Entrihtung von Wirthſchaftéſporteln bei theilweiſe eingefteltem MWirth- 
fhaftöbetrieb. 520. Ausdehnung des Berbots des Wirthſchaftsbetriebb auf die Anwälte 
in Parzellen. 128. Verluſt des perfonliden Wirthſchaftsrechts bei dem Wegzug ded Bes 
rechtigten in eine andere Gemeinde. 120. Berjährungdzeit bei bem Vergeben bed uner— 
laubten Betriebs eined Wirthſchafts- Gewerbes, 127. Umgelbö » Eontrole bei Wirthen, 
welde ben Wirthſchaftsbetrieb zeitweife einftelen. 510. Belehrung für die im Abftich 
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ftehenden Wirthe und Die Bedingungen für Accordéwirthe. 494. ontrolirung der Ne— 
benfpunden und Nebenzapfen an ben Fäffern der in der Abſtichsbehandlung ftehenden 
Wirthe. 509. Zuziehung bed Unterfäufers zu den Getränfeverläufen 469. Weinein— 
lagen von Nichtwirthen in Wirthöfellern und von Wirthen in andern Kellern. 489, 
Die Audftelung von Fradptbrief-Duplifaten zu den Wein- und Branntwein:Berfendungen 
in dad Audland, 485. Die Transportſcheine zu Berfendungen von badifhem Wein und 
Branntwein nah Württemberg. 485. Getränfeverfauf von Reifenden audländifdher Wein⸗ 
bandlungen an inländifhe Wirthe, 477. Weinverkauf von Nichtwirthen, wenn der Bis 
trag von Einem Imi in verfdiedenen Sorten und Preifen befteht. 161. Befreiung ber 
Abreihung von Mefopferwein von der Wirthſchafts-⸗Abgaben⸗Controle. 513. Beſtrafung 
ded unerlaubten Bierſchanks. 115. 


3 


Zehentpacht. Berfügung, betreffend die Abtretung ded der Staatd-Finanzverwaltung ald Zehent- 
berechtigten zuftehenden Vorzugsrechts in dem Gante der Zehentpflicytigen an die pachten⸗ 
den Gemeinden für die Dauer bed Zehentpadhtvertragd. 350, 

Zeihnungs=-Unterridt in den Sonntagd:Gewerbefhulen. 259. 

Zeugeneid. Form der Abnahme von Zeugeneiden in Strafiahen bei Mennoniten und Angehö— 
rigen der Gemeinde Kornthal. 14. Abnahme foörmlicher Zeugeneide in Forſtſtrafſachen. 
392, 

Zeugniß:Ablegung. Verpflichtung ber Staatöbürger zur Zeugniß +» Ablegung in Didciplinar= 
Unterfuhungdfachen, 166. . 

Zeugniffe. Einführung von Abgangd:Zeugniffen beim Audtritt aud Gymnajien, Lyceen und aus 
der polytechniſchen Schule. 251. 

Zigeuner. Verfügung, betreffend die Zuruͤckweiſung der audländifhen Zigeuner an den Grängen, 
beziehungsweiſe die bei Ertheilung der Erlaubnig an ſolche zur Durchreiſe oder zum 
Aufenthalt im Lande zu beobadhtenden Borfchriften. 173, 


2 
u. 
. 
. 


..-- 








eo + 
+ 
’ we 
* ⸗ 
ti) 
- 
.. P 
“ m“ J 
J ER 
* 
u 
. 
. 
’ [2 
7 4 
..= in 4.y 
- .+ - 
. ’ 
- 
-. 
. 
. 
.. f . 
. 
. 4 
® * 
* “. 
“ 
.. 
. 


Digitized by Google 





Digitized by Google 








a re 


de a HAPE" 








